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Vorrede zur erſten Auflage. 


Der Beifall, deſſen fih mein „Handbuch des öfterreihifchen 
Strafgefeges“ zu erfreuen hatte, ermuthigte mich, ein aus benfel- 
ben Gefichtspunften und nach denfelben Grundfägen bearbeitetes Werk 
über den öfterreihifchen Strafprozeß an das Licht treten zu laſſen. 

Mein Beitreben dabei war, dem Kichter, Staatsanwalte und 
Bertheidiger, insbefondere aber dem mit der Leitung des ſchwierigſten 
Theiles des Strafprozeffes betrauten Unterfuchungsrichter eine mög— 
lichft genaue Anweifung zu geben, wie fie bei den vwerjchiedenften vor: 
Fommenden Fällen vorzugehen haben, um den Zwed ihrer Amtshand- 
lungen am ficherften und leichteften zu erreichen, Namentlich ſoll der 
angehende Strafrichter in diefem Handbuche alle jene Belehrung 
über fein wichtiges Amt finden, welche ohne wirkliche Betheiligung bei 
dem Strafverfahren in einem Buche zu geben nur immer möglich ift. 

Zu dem Ende enthält diefes Handbuch: den Text der allge: 
meinen Strafprozeßordnung vom 29. Yuli 1853; alle an- 
deren Gefege und Verordnungen, welche neben derſelben erläu- 
ternd und ergänzend in Kraft beftehen; eine gebrängte aber voll: 
ftändige Erklärung diefer Geſetze; eine ausführlihe Beleh— 
rung über alle jene Vorſichten und Vortheile bei der Amtsfüh— 
rung des Strafrichters, welche das Gefeg nicht beſtimmen kann, und 
welche ſonſt nur durch die eigene Uebung erlernt werden können; end: 
fih entfprehende Mufter aller vorkommenden Ausfertigungen 
und Protokolle. — Das beigegebene alphabetifhe Sachregiſter 
wird endlich den Gebrauch diefes Werfes allen jenen erleichtern, welche 
mit dem Sifteme dev neuen Strafprozeßordnung noch weniger ver— 
traut find. 

Möge daher diefes Werk vecht Vielen in dem eben fo wichtigen 
als fchwierigen und verantwortlichen Berufe des Strafrichteramtes 
eine verläffige Belehrung, eine genügende Aufklärung bei vorkommen— 
den Zweifeln geben. 


Wien, am legten Februar 1854. 
W. Ch. Krühwald. 


Vorrede zur zweiten Auflage. 


Indem ich mich anf Das beziehe, was ich in dev Vorrede zur dritten 
Auflage meines Handbuches des öfterreihifchen Strafgefeges, über 
die unvermeidlihen Mängel dev früheren Auflage und mein Beftreben, 
diefelben in jeder Beziehung zu werbeffern, gefagt habe, weil es auch 
für die vorliegende neue Auflage des den Strafprozeß behandelnden 
Theiles meines Handbuches des Strafrechtes volle Anwendung findet, 
erlaube ich mir die Erwartung anszufprechen, daß dasjelbe in feiner 
jesigen Geftalt allen Anforderungen des praftifhen. Bedürfniſſes 
vollfommen entfprechen werde. 

Die erläuternden Gefese und Verordnungen find bis auf 
bie nenefte Zeit in möglichfter Vollftändigkeit aufgenommen ; die, wenn 
auch noch nicht fehr umfangreiche Literatur ift ebenfalls vollſtändig 
angeführt und in ihren Ergebniffen gewürdigt; die Entſcheidungen 
des oberften Gerichtshofes ſowohl in Bezug auf die neue Straf: 
prozeßordnung felbft, als auch in Bezug auf jene Beſtimmungen der 
Strafprozefordnung vom Yahre 1850, welche in bie gegenmärtige 
übergegangen find, find, fo weit fie befannt wurden, alle bei den ein- 
fchlägigen Stellen angeführt. — Außerdem konnte ich auch alle jene 
wichtigen Erfahrungen benügen, welche in meiner Stellung bei einem der 
am meiften befchäftigten Strafgerichte des Kaiſerſtaates in fo veichli- 
hem Maße fich mir darboten. 

Hat mir daher der vafche Abfat der erften ftarfen Auflage bie: 
fes Werkes den erfreulichen Beweis gegeben, daß ich dadurch einem 
wahrhaften Bebürfniffe innichtunentfprechender Weiſe entgegengefommen 
bin, fo hoffe und wiünfche ich, e8 werde dieſe mejentlich verbefferte 
Ausgabe den Zweck, den ich mir bei Bearbeitung diefes Handbuches 
vorgefeßt, noch beffer erreichen, und dem mit Handhabung der Straf: 
vechtspflege, jet es als Richter, Staatsanwalt, Vertheidiger oder Sicher: 
heitsbeamter Betranten ein werläffiger Leitfaden in feinem ſchwierigen 
Berufe fein. 


Wien, Ende März 1856. 
W. Ch. Srühwald. 
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Ginleitung. 


I. 


Kurze Geſchichte der öſterreichiſchen Gefehgebung über das 
Strafverfahren. 


Die Geſchichte des Strafverfahrens in Oeſterreich iſt im Allgemeinen dieſelbe, 
wie jene dev materiellen Strafgeſetzgebung*). Aus dem urälteften beutfchen 
Strafprozefje hervorgegangen, war das Strafverfahren durch zahlreiche Ge- 
wohnheiten, Stadtrechte u. dgl. verfchieven geregelt worden, hatte aber doch, 
namentlich in den Stammländern der Monarchie, weit länger als der gemeine 
deutſche Strafprozeß Spuren der Oeffentlichkeit, Mündlichkeit, Anklage und 
Vertheidigung in ſich erhalten. 

Kaiſer Maximilian J. Malefizordnung für Tirol vom 30. November 
1499 ordnet an, daß das Banngericht aus zwölf Richtern zu beftehen habe, 
in deren Gegenwart der Beſchuldigte zu verhören ift. 

Desjelben Kaifers Landgerichtsordnung für Defterreid 
unter der Enns vom 31. Auguft 1514 fegt als Negel das Anflagever- 
fahren feft, verorbnet die Vertheidigung des Angeklagten durch feinen Patri- 
monialgerichtsheren ober deſſen Beamten, während ver ganzen Dauer des 
Prozeffes, und beftimmt die Zufammenfegung des Landgerichtes aus 7 Richtern, 
in deren Gegenwart die einzelnen Gerichtsafte und bie Vernehmung des An- 
gejcehuldigten vorzunehmen waren, — Diefelben Anordnungen treffen auch 
Kaifer Ferdinand I YandgerichtSordnungen für Krain und bie, ange- 


*) Siehe biefe in meinem „Handbuche bes öſt. Strafgeſetzes“ ©, 1. 
Frühwald, Strafprozeß. 1 
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reihten Herrfchaften vom 18. Februar 1535 und für Defterreich ob der 
Enns vom 1. Oftober 1559, jo wie auch am 12. Jäner 1540 eine rve- 
formirte Ausgabe der Marimilianifchen Yandgerichtsordnung für Defterreich 
unter der Enns erjchienen war. 

Am ausgebilvetiten find die Mafregeln zum Schute des Angeklagten 
in den Yandgerihtsordnungen Herzog Carl II. für Steiermarf 
vom Jahre 1574 und für Kärnthen vom Yahre 1577 enthalten. Ihre 
Hauptgrumdjäge find: die Anklage durch einen von dem Yandesherrn beftellten 
Anfläger, und die Vertheidigung des Angeklagten durch ven Patrimonialheren, 
deſſen Beamten, oder eigene Armenvertheidiger; der Ausschluß des jchrift- 
lichen Verfahrens bei Malefizrechten, d. i. in Fällen, wo e8 fi um Yeib und 
Leben handelt; die Befetung des Yandgerichtes mit mindeftens fieben, des 

talefizrechtes mit wenigftens dreizehn Richtern; die Vornahme der ganzen 
Verhandlung vor dem verfammelten Gerichte; die Feitfegung eines endlichen 
Rechtstages, welcher in Malefizfällen öffentlich abgehalten wırde, während 
bei den Pandgerichtsfällen nur die Urteilsverfündigung öffentlich war. 

Sowol die revidirte Landgerichtsordnung Ferdinand II. für 
Dejterreich ob der Enns vom 18. Zäner 1627, als auch Ferdinand III. 
neue Landgerihtsordnung für Dejterreih unter der Enns vom 
30. Dezember 1656 erhalten noch die früheren Grundſätze aufrecht. Die 
lettere regelt das Strafverfahren nach den Bejtimmungen für den Civilprozeß, 
gejtattet dem Angeklagten die Beigebung eines Advokaten, verordnet die Be- 
jetsung des Gerichtes mit dreizehn Nichtern, welche den Befchuldigten zu ver— 
nehmen, und hierüber ihr Urteil abzugeben hatten, und. gefteht dem Ange— 
Flagten die Berufung wider Verfügungen des Gerichtes zu. 

Bon diefer Zeit an beginnt aber ein Umſchwung in den Anfichten ber 
Geſetzgebung. Schon Kaiſer Leopold I. Landgerihtsordnung für 
Dejterreich ob der Enns vom 1. Auguft 1675, obwohl fie im Uebrigen 
die Anordnungen der erjterwähnten Ferbinandifchen Landgerichtsorbnung be= 
jtätigt, läßt die Vernehmung des Befchuldigten vor dem verfammelten Gerichte 
weg, verorbnet das Erkennen des Richters auf Grundlage einer aftengemäßen 
Relation und VBorlefung der aufgenommenen Erhebungen und Protokolle, dann 
die Vorlage der Akten von Amtswegen zur Einholung des Gutachtens von 
Rechtsgelehrten in wichtigeren Fällen. 

Noch deutlicher treten die Grundſätze des reinen Inquifitionsprozefjes 
in der peinlihen Gerihtsorbnung Joſef I. für Böhmen, Mäh— 
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ren und Schlefien vom 16. Juli 1707 hervor, welche zuerſt beftimmt 
ausſprach, daß der Richter jelbft zugleich die Stelle des Klägers und des Ber- 
theidigers zu vertreten habe und anordnete, daß die Entſcheidung von ber f. 
Appellationsfammer zu Prag als Spruchgericht eingeholt werden müſſe. An 
biefen Beftimmungen änderte die unter Maria Therefia erfolgte Erneuerung 
diefer Halsgerichtsorbnung am 22. Juli 1765 im Wefentlichen nichts. 


Als bald darauf Maria Thereſia's peinlihe Gerichtsordnung 
oder Constitutio eriminalis vom 31. Dezember 1768 als erftes 
allgemeines Strafgefet für die nicht ungarischen Länder des öfterreichifchen 
Kaiſerſtaates erfloß, wurde durch dieſelbe der Inguifitionsprozeß in feiner 
ſtarrſten Form in allen Erbländern zur Geltung gebracht, alle Spuren ver 
Bertheidigung des Angeklagten und eines mündlichen Verfahrens vertilgt, und 
der Nichter mit den Verrichtungen des Ankflägers und Vertheidigers betraut; 
die darin in ausgebehntem Mafe angeordnete peinliche Frage wurde jedoch 
Thon von der großen Kaiferin felbft am 2. Jäner 1776 abgefchafft. (Vgl. 
den Aufſatz: Zur Gefchichte der Aufhebung der Tortur in der Ger. Ztg. 
1855, Nr. 136.) 


Durch Kaiſer Joſef IT. „Allgemeines Strafgeſetz“ ꝛc. gefhah die Ein- 
theilung der ftrafbaren Handlungen in Criminal- und politifche Ver— 
brechen, und es wurbe fir jede diefer Arten auch ein eigenes Verfahren 
vorgefchrieben, indem am 12. Februar 1787 eine „Inftruction für die 
politifhen Behörden über die Anftrengung einer Inqui— 
fition, Aburteilung und Strafvollziehung wider einen 
eines politifhen Verbrechens Beſchuldigten,“ und am 1. Juni 
1788 die „Criminalgerichtsordnung“ erfloß. Durch dieſe beiden 
Geſetze wurde an den Grundfügen der Therefianifchen Gerichtsordnung nichts 
geändert, und der humane Sinn des Kaifers, der in feiner materiellen Straf- 
gejetgebung ſelbſt bis zur Abfchaffung der Todesſtrafe ging, that nichts 
Wefentliches zum Schute des Angeklagten im Zuge des Verfahrens. Da: 
gegen wurde dadurch die Anomalie eingeführt, daß eine beventende Zahl von 
Gefetesübertretungen den Strafgerichten entzogen, und den politifchen Ver— 
waltungsbehörden zur Unterfuchung und Beftrafung zugewiefen wurde. 


Diefe Anordnungen der Yofefinifchen Geſetzgebung gingen im wejent- 
lichen unverändert in das in Weftgalizien probeweife eingeführte Straf- 
gejeß vom 17. Juni 1796 und endlich in das „Geſetzbuch über Ver— 
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brechen und ſchwere Polizeiübertretungen,” welches Kaifer 
Franz I. am 3. September 1803 kundmachte, über; in jedem ber beiden 
Theile dieſer Gefege, deren erfter „Bon Verbrechen,“ ber zweite „Bon 
ihweren Polizei-Uebertretungen” handelt, bilden die Vorfchriften 
über das Verfahren den zweiten Abjchnitt des betreffenden Theiles. 

Die zu dem letterwähnten Gefete erfchienenen zahlreichen nachträglichen 
Geſetze und Verordnungen, von denen das k. Patent vom 6. Yuli 1833 über 
den Beweis aus dem Zufammentreffen ver Umſtände das wichtigfte ift, dienten 
nur dazu, entjtandene Zweifel zu beheben, oder Beftimmungen des Gejetes 
näher zu erklären, an ven Grundſätzen des Verfahrens änderten fie nichts, 
und ver Mangel jeder Vertheidigung (außer bei dem Rekurſe gegen das ge- 
fällte Urteil), die Schriftlichfeit und Heimlichkeit des Verfahrens wurden bei- 
behalten und befejtigt. 

Während das Strafgefeg vom Yahre 1803 in den fogenannten alt- 
öfterreichifchen Ländern bis zur Ginführung der Strafprozefordnung vom 
17. Jäner 1850 — von welcher unten die Rede fein wird — fortan wirffam 
war, war in jenen Ländern des öſterreichiſchen Kaiferftaates, welche vorüber: 
gehend Theile des Königreiches Italien bilveten, ein Gefeg über das Strafver- 
fahren eingeführt worden, welches befonders erwähnt werden muß. Es ift dies 
der „Codice di procedura penale pel Regno d'Italia“ 
vom 8. September 1307, welcher den Anklageproze mit Staatsanwaltichaft 
und volljtändiger Vertheidigung, Münplichkeit der Schlufverhandlung, be- 
ſchränkte Deffentlichfeit derjelben, die Entjcheidung durch rechtsgelehrte Richter, 
und dreillrteilsformen über die Schuldfrage anordnete; dieſes Gefeß blieb im 
Iombarbifch-venetianifchen Königreiche bis zur Wiedereinführung des Strafge- 
fees vom Jahr 1803 in Wirkfamfeit. 

So fand das Jahr 1848 den Zuftand des öfterreichifchen Strafver- 
fahrens, und e8 zeigte fich bald, daß mit bloßen einzelnen Verordnungen wenig 
zu helfen jei. Doch wurde fchon mit a. h. Entjchliefung vom 22. Mai 1948 
die fürperliche Züchtigung als Strafe für Yügen, verweigerte Antwort und 
verjtellte Sinnenverwirrung abgefchafft, die Möglichkeit der Unterfuchung auf 
freiem Fuße ausgedehnt, das Schickſal der Unterfuchungsgefangenen er- 
feichtert, und die verzögernde Vorlage der Urteile von Amtswegen an bie 
höheren Gerichte beſchränkt. Mit k. Verorbnung vom 11. October 1849 
wurde das Verfahren bei Hausburchjuchungen geregelt, und endlich mit Ver— 
ordnung des Yuftizminifteriums vom 27. Dezember 1849 das Verfahren in 
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ſchweren PolizeisUebertretungen wenigſtens in ven oberen Inftanzen den Ge⸗ 
richtsbehörden zugewiefen. 

Eine volfftändige Umgeftaltung des Strafverfahrens erfolgte durch die 
mit dem faif. Patente vom 17. Jäner 1850 Nr. 25 R. ©. BL. Fundgemachte 
„proviſoriſche Strafprozeßordnung,“ welche in ven Kronländern 
Defterreich unter und ob der Enns, Salzkurg, Steiermark, Kärnthen, Krain, Trieft, 
Görz, Gradisfa, dem Küftenlande, Tirol, Vorarlberg, Böhmen, Mähren und 
Schlefien am 1. Juli 1850 in Wirkfamfeit trat. Diefelbe, gegründet auf 
Deffentlichfeit, Miünbdlichfeit und Ankflageverfahren führte für die ſchwereren 
Berbrechen die Entfcheidung durch Gefchworne, für alle übrigen Gefekesüber- 
tretungen jene durch rechtsgelehrte Richter ein; fie rief das Inſtitut ber 
Staatsanwaltfchaft ins Yeben, und geftattete dem Angeklagten nebft ver um— 
fafjendften Vertheidigung auch während der Unterfuchung jede mit dem Zwecke 
derfelben nur immer vereinbare Freiheit. 

Sp wefentliche Berbefferungen des früheren Strafverfahrens diefes neue 
Geſetz auch enthielt, fo war es doch, namentlich durch das darin enthaltene 
Inftitut der Schwurgerichte und der unbedingten Deffentlichkeit, nicht geeignet, 
als allgemein giltiges Gefet für den ganzen Umfang des Kaiferftantes einge- 
führt zu werben. 

Um daher ven großen und fegenbringenden Gedanken der Nechtseinheit des 
ganzen Kaiſerſtaates durchzuführen, geruhten Se. k. k. Majeftät Franz 
Joſef J. in ven am 31. Dezember 1851 erlaffenen „Grundſätzen für orga- 
nische Einrichtungen 20.” (NR. G. BE. v. J. 1852 Nr. 4) nachftehende Grund- 
züge des fünftigen Strafverfahrens feftzufegen: 

25. Bei Uebertretungen und Vergehen , infoferne die letzteren den Bezirksämtern zu- 
gewiejen find, findet das inquifitorifche Verfahren in möglichft einfacher Form ftatt. 

26. In den Strafjachen, welche von den Eollegialgerichten zu verhandeln find, ift der 
Grundſatz der Anklage, der Beftellung eines Bertheidigers für den Angeffagten, und ber 
Miündlichkeit im Schlußverfahren zu beobachten. 

27. Das Berfahren ift nicht öffentlich, e8 wirb aber bei ber münblichen Verhandlung 
in erfter Inftanz dem Angeklagten mit Bewilligung bes Präfidenten, jo wie dem leßteren 
das Necht eingeräumt, Zuhörer bis auf eine beftimmte Zahl zuzulaffen. 

28. Die Anklage ift durch die Staatsanwaltſchaft zu vermitteln, deren Wirkungsfreis 
auf den Strafprozeh zu bejchränfen ift. 

29. Die Schwurgerichte find zu befeitigen. 

30. Die Urteile find nur von geprüften Richtern zu ſchöpfen. Die Urteilsformen in 
Strafjahen find: „ſchuldig,“ „ſchuldlos,“ „Freifprehung ven der Anklage.“ 

31. Das Berfahren bei dem Oberfandesgerichte und dem oberften Gerichtshofe ift 
nur fchriftlidh, 
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In Ausführung diefer Grundzüge wurde burch faif. Verorbnung vom 
11. Zäner 1852 Nr. 5 R. ©. Bl. die Entfcheidung der den Schwurgerichten 
vorbehaltenen Fälle den Yandesgerichten zugewiefen, welche in einer Verſamm— 
lung von [ech 8 Richtern darüber zu entfcheiven hatten, und durch Verordnung 
des Yuftizminifters vom 15. Jäner 1852 Nr. 6 R, ©. DI. die Deffentlichkeit 
ver Strafverhandlungen aufgehoben. — Bei Einführung des neuen Strafge- 
fees vom 27. Mai 1852 endlich, wurde mit faif, Verordnung von vemfel- 
ben Zage (Nr. 119 R. G. BL.) für jene Kronländer, in welchen die Straf: 
prozeßordnung vom 17. Jäner 1850 galt, ein eigenes Verfahren bei ven 
Verbrechen des Hochverrathes und der Miajeftätsbeleidigung eingeführt, wo— 
burch die Unterfuchung und Entſcheidung dem Landesgerichte in der Haupt— 
jtabt des Kronlandes, und zwar leztere einer Yerfammlung von neun NRich- 
tern zugewiefen wurde. 


Während aller diefer Veränderungen war im lombardiſch-vene— 
tianifhen Königreiche, in Dalmatien und in Galizien das durch 
das Strafgejeß vom Jahre 1803 und die nachträglichen Verordnungen zu 
demſelben geregelte Strafverfahren fortan in Wirkfamkeit geblieben und mit 
faif, Verordnung vom 27. Mai 1852 (Nr. 121R. G. BL.) auch auf Sie- 
benbür gen ausgedehnt worden. 


In den Königreihen Ungarn, Erovatien, Slavonien, dem Te- 
mefer Banate und ber ferbifhen Woiwodſchaft waren die uralten 
Kegeln des Strafverfahrens aufrecht geblieben und ausdrücklich beftätigt wor- 
den, welche auf ven Grundlagen eines fchriftlichen Anklageprozeſſes und ver 
gejtatteten Vertheidigung des Angeklagten beruhten. 


Im Großherzogthume Krakau blieben ebenfalls die dem franzöjifchen 
Strafverfahren nachgebildeten Grundſätze des Verfahrens aufrecht. 


Indem nun die neue Strafprozeßorbnung die Grunbfüge des Anklage: 
verfahrens bei allen wichtigeren Straffällen, ver Mündlich feit ver Ver- 
handlung vor dem in erjter Inftanz erfennenden Nichter, der umfafjenden 
Bertheidigung des Angeklagten während des ganzen Strafprozeffes und 
enplich einer dem wahren Bebürfniffe entfprechenden Deffentlichfeit auf- 
genommen und durchgeführt hat, jtelft jie jich auf jene Grundlagen, welche 
in den fogenannten beutjchsöfterreichifchen Kronländern von uralten Zeiten her, 
bis auf eine mehr als 100jährige Unterbrechung gegolten hatten, in den un- 
garifchen Kronländern nie außer Wirkſamkeit gefommen waren, und in ben 
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italienifchen Kronländern während eines beinahe 10jährigen Bejtandes fich 
das Vertrauen der gefanmten Bevölkerung erworben hatten. 


II. 
Quellen des öflerreichifchen Strafverfahrens. 

Die Hauptquelle der Vorſchriſten über das Strafverfahren ift die 
Strafprozekordnung vom 29. Juli 1853 Nr. 151 des R. G. Bl., indem der 
Artikel II. des Kundmachungspatentes alle über das Strafverfahren und bie 
Serichtszuftändigfeit in den verfchievenen Ländern des Kaiferjtantes bisher 
beftandenen Vorſchriften außer Kraft fest. 

Die Driginal-Ausgabe der Strafprogeforbnung ift deren Aborud 
im XLVI. Stüde des R. ©. Bl. vom Jahre 1853 unter Nr. 151, und es 
ift zufolge 8. 2 des faif. Batentes vom 27. Dezember 1852 Nr. 260 R. ©. 
Bl., der deutſche Tert als der alleinige authentifche anzufehen. — Außer: 
dem find amtliche Handausgaben fowol in deutfcher Sprache als in Ueber: 
fegungen im Octapformat, und eine deutſche Tafchenausgabe von ver E k. 
Staatsoruderei veranlaft worden, welchen Handausgaben auch ausführliche 
alfabetifche Negifter beigegeben find. 

Seit dem Erfcheinen der Strafprozeßordnung find aber viele viefelbe 
ergänzende und erläuternde Gefege und Verordnungen evjchienen. Die wich: 
tigjten derfelben find: 

Die Verordnung des Yuftizminifteriums vom 16. Juni 1854 Nr. 165 
R. G. Bl., womit eine Inftruction über die innere Amtswirkſamkeit und bie 
Geſchäftsordnung der Gerichtsbehörden im ftrafgerichtlichen Angelegenheiten 
erlaffen wurde, — un 

die Verordnung des Yuftizminifteriums vom 3. Auguft 1854 Nr. 201 
R. ©. Bl., betreffend die innere Einrichtung und Gefchäftsorpnung ber 
Staatsanwaltichaften. 

Dieje beiden Verordnungen, deren erjte 172 88, die zweite 36 88. um- 
faßt, find Gegenjtand einer von mir verfaßten abgeſonderten ausführlichen 
Erklärung, welche im Jahre 1855 in ver Verlagshaudlung diefes Handbuches 
erfchienen ift, und es wird fich daher in diefem Werke nur darauf berufen 
werben — alle übrigen auf die Strafprozekorbnnung bezüglichen Gefeke und 
Verordnungen find aber in dieſem Handbuche theils ihrem vollen, theils ihrem 
wefentlichen Inhalte nach aufgenommen. 

Allein die Strafprozeßordnung felbft beruft ſich auf mehrere nicht in 
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derjelben enthaltene, bereits beftehende Gefege und Verordnungen, welche des— 
halb fortan in Geſetzeslraft bleiben. 

Diefe neben der Strafprozeßordnung beftehenten älteren und neueren 
Geſetze und Verordnungen finden fich in den beftehenvden amtlichen Geſetz— 
fammlungen als authentifcher Quelle. Diefe find: 

Die Iuftizgefepfammlung (abgekürzt I. G. ©.) vom Jahre 1780 
beginnend und bis zum 2. Dezember 1848 reichend. Sie iſt für dieſen Zeit: 
raum bie einzige authentiſche Duelle in Juſtizgeſetzſachen. 

Die fogenannte große politifche Geſetzſammlung vom Jahre 1790 
bis zum 2. Dezember 1848 reichend. | 

Das Reihs-Gefek- und Regierungsblatt vom 2. Dezember 
1848 beginnend, welches von diefem Tage an die einzige allgemeine ämt- 
liche Gefeßfammlung und ordentliche Kundmachungsart ver Gefete ift. 

Die nur für einzelne Kronländer ergangenen Verordnungen finden ſich 
für die Zeit vom Jahre 1821 bis 2. Dezember 1848 in den Provinzial— 
Sefekfammlungen, und von da ab, in den Landes-Geſetz- und Re— 
gierungsblättern, und zwar vom Jahre 1852 an insbefondere in der 
II. Abtheilung verfelben. 

Eine wichtige Quelle der Belehrung über die richtige Anwendung der 
Strafprozegordnung find die Entfcheidungen des f. k. oberjten Ge- 
richts- und Caffationshofes, theils in Bezug auf jene Beltimmungen 
der St. P. Odg. vom Jahre 1850, welche in die gegenwärtige übergegangen 
find, theils in Bezug auf diefe leztere jelbft. Sie finden fich in Peitler’s fifte- 
matischer Sammlung derſelben (Wien 1854) und in der allgemeinen öfterrei- 
chiſchen Gerichtszeitung. Sie erfcheinen in diefem Werke alle mit Beifügung 
des Datums derſelben bei den betreffenden Stellen aufgeführt. 

III. 


Hilfskenntniffe des öſterreichiſchen Strafverfahrens. 

Diefe find im wefentlichen diefelben, welche für das materielle Straf: 
recht in meinem Handbuche des öfterr. Strafgefetes (III. Aufl. S. 8) auf: 
geführt find, worauf daher verwiefen wird, 

IV. 
fiteratur des Sirafverfahrens. 

Die neue Strafprozekordnung hat fchon eine rege literarifche Thätigfeit 

ins Leben gerufen; ihre Ergebniffe find theils Schriften, welche das Ganze 
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der Strafprozeßordnung, theils Aufſätze, welche einzelne Bejtimmungen ber- 
felben zum Gegenftande haben. Die erfteren werden hier aufgeführt, die let- 
teren bei den einfchlägigen Geſetzesſtellen erwähnt. 


1. Commentare: 

Hye-Glunek, Dr. Anton R. v. Die leitenden Grundfäge ver öft. 
Str. P. O. Wien 1854. 

Szofolay Stefan. Erklärung der neuen öfterreichifchen Criminal: 
Pr. O. mit dem Urtexte des Geſetzes und mit zahlreichen Beifpielen für alfe 
Fälle, verglichen mit unfern früheren Proceduren, fo wie mit den neuejten 
franzöfifchen, englifchen, preußischen und andern Prozeß-Ordnungen. Pefth 
1853 in ungarifcher Sprache. 

Rulf Dr. Friedrich. Erläuterungen zur öft. Str. Pr. O. Prefburg 1854 
(Lithographirt). 

Zajotti D. Paride. Il regolamento di procedura penale illu- 
strato con tutte le leggi attinenti e col eonfronto delle leggi anteriori 
e straniere. Venezia 1854. 

Soardi Dr. Luigi. Il regolamento generale di procedura penale, 
annotato da — con uncopiosoindice alfabetico ragionato. Venezia 1855. 


2. Den Commentaren ähnliche Werke: 

Plafeller Dr. Yofef. Gerichtlich-medicinifche Memoranda aus dem 
f. £. öſt. Strafgefege. Innsbrud 1854. 

Criminalprozeß vollftändig durchgeführt mit Formularien zur allg. Str. 
Pr. DO. Hermannftadt 1854. 

Sonzogno G. Cesare, Repertorio sistematico delle leggi e dis- 
posizioni attinenti alla nuova forma di procedura penale, con oppor- 
tuni schiarimenti. Milano 1855. 


3. Nachſchlagebücher. 

Frühmwald, W. Th. Alphabetifches Handbuch zur öſt. Str. Pr. O. 
und ven darauf bezüglichen Gefegen und Verordnungen. Wien 1853. 

Renica Dr. Giuseppe. Indice del Regolamento di procedura 
penale, — e delle istruzioni interne agli affari penali. Milano 1855- 

Indice analitico delle leggi di diritto e di procedura penale, qui 
vigenti. Edito a cura della Redazione della „Gazzetta dei Tribunali.“ 
Coll’ aggiunta delle leggi organiche, pei Giudizi penali e per le Pro- 
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cure di Stato, delle novelle pubblicate fino a tutto maggio 1855, 
e delle decisioni della Suprema corte nell’ applicazione del codice 
penale, dal 1852 in poi. Milano 1855. 


4. Beurteilungen. 


Die neue Strafprozeßordnung, eine vergleichende Darftellung ver Grund: 
füge derjelben mit ven früheren Strafprozekorbnungen von einem Ungenann- 
ten in der allg. öft. Gerichtszeitung, Dahrgang 1853, Nr. 97 u. ff. 

Mittermaper. Leber ven Zuftand des Strafprozeffes in Deutfchland 
und Prüfung ver neuejten Gefetgebungsarbeiten, insbefondere der öſt. Str. 
Pr. O. (Archiv des Crim. R. 1853 ©. 528.) 

Dr. Schwarze. Die Strafprozeßordnung Oeſterreichs (ebenda ©. 563.) 

Arnold. Die Str. P. D. für das Kaiſ. Defterreih. (Gerichtsfaal, 
39. 1854, 1.8. ©. 77. 

Müller Dr. 8. S. Blicke auf die öft. Str. Pr. O. (Hisig Annalen 
592. ©. 201.) 

Bon älteren öfterreichifchen auf das Strafverfahren bezüglichen Schriften, 
welche zum richtigen Verſtändniſſe der Strafprozeforbnung von Wichtigkeit 
find, müfjen hier genannt werben: 

Kitka. Ueberdie Erhebung des Thatbejtandes bei Verbrechen. Wien 1831. 

— — Die Beweislehre im  öfterreichifchen Criminal-Strafprogeffe. 

Wien 1841. 
— Leitfaden für den Criminal-Unterfuchungsrichter bei dem Ver— 
höre des Befchuldigten. Wien 1848. 

Würth. Die öft. Str. Pr. Odg. v. 3. 1850 erläutert und in Verglei- 
hung mit den Gefetsgebungen des Auslandes dargeftellt. Wien 1850. 

Ratoliska. Das Anftructionsverfahren im neuen Strafprozeffe, nach 
dem practifchen Bedürfniſſe dargeſtellt. Teſchen 1850. *) 

Die Heineren Abhandlungen über einzelne Partien der Strafprozekord- 
nung find bei denfelben genau aufgeführt, und es muß nur rückſichtlich ber 
Queltenbezeichnung verfelben bemerft werben, daß ©. 3. nebjt Jahrgang und 
Nummer des Blattes die von Dr.M. v. Stu be nr auch herausgegebene allge 
meine öfterreichifche Gerichtszeitung und Mag. nebſt Band» und Seitenzahl, 
das von Prof. Dr. F. Haimerl herausgegebene Magazin für Rechts und 
Staatswifjenfchaft bedeutet. 





*) Alle diefe Werte find in ber Berlagshandlung diefes Handbuches zu haben. 





Kaiferliches Patent vom 29. Juli 1853, 


womit für ben ganzen Umfang des Reiches, mit Ausnahme der Milttärgränze eine neue 

Strafprozeß-Ordnung erlaffen, und beſtimmt wird, daß der Tag, an welchem biefelbe in 

den einzelnen Kronländern in Wirkfamfeit zu treten hat, nachträglich feftgefet werben wird. 
(Enthalten im Neichsgefeßblatte, XLVII. Stüd, Nr. 151.) 


Wir Sranz Iofef der Erſte, 


von Gottes Gnaden Kaijer von Oeſterreich ı. ꝛc. 


haben bereits mit Unferen Beſchlüſſen vom 31. December 1851 die Grund: 
ſätze feſtgeſetzt, nad welden in Zukunft das Strafverfahren in allen Ländern 
Unſeres Reiches geregelt werden joll. 


Diefe Grundfäge find unter ben mit a. h. Cabinetsſchreiben vom 31. Dezember 1851, 
Nr. AR. G. Bl. v. 3.1852, fundgemadten „Grundfäßen für organiſche Ein- 
rihtungen in ben Kronländern des öſterreichiſchen Kaiferftaates” in 
den Abſätzen 17—32 enthalten, und lauten: 

17. Das Richteramt wird im ganzen Reiche won ben dazu beftelften Behörden und 
Gerichten nad) den beftehenden Gefeten im Namen Sr. L £. apoft. Majeftät ausgelibt. 

18. Die Juftizbeamten und Richter find mit Wahrung ihrer Selbftändigkeit bei ber 
gefeßlichen Ausübung des Nichteramtes, in Abficht auf ihre fonftigen perfönlichen Dienft- 
beziehungen nad) den für die Staatsbeamten beftehenden Vorfchriften zu behandeln. 

19. Die Trennung der Juftizpflege von den Berwaltungsbehörben foll bei den Zuftiz- 
Eollegial-Gericten, dann ben zweiten und dritten Inftanzen allgemein, bei den erften Ju— 
ftanzen aber im lombardiſch⸗venetianiſchen Königreiche, und dert, wo es als unerläßlich an« 
erfannt wirb, ftattfinden. 

Sonft ift bei Einzelngerichten als erften Inſtanzen die Vereinigung mit ber Ber- 
waltung im Bezirksamte anzunehmen. 

In der inneren Einrichtung dieſer Bezirksämter kaun aber nach Umftänden ein eiges 
ner Gerichts- oder politifcher Beamter zugetheilt werben, je nachdem die Verhältniffe es 
erfordern. 

20. Sowol in ftreitigen als nicht ftreitigen Eiwil-, wie in Strafſachen follen brei 
Suftanzen beftehen. 
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21. Die rein juridifchen, fo wie die mit der politifhen Verwaltung als Bezirksämter 
fungirenden erften Inftanzen find jür Civilangelegenheiten inner zu beftimmenden Gränzen 
— für Uebertretungen und befonders zu bezeichnende Bergehen — für Erhebungen bes 
Thatbeftandes und alle Hilfeleiftungen zum Behufe und zur Unterftügung der Strafge- 
richte berufen. 

22. In angemefjenen Diftrikten, fo viel thunlich mit Rückſicht auf die politifche Ein- 
theifung ber Länder, werben Collegialgerichte als erfte Inftanzen für das Richteramt über 
Verbrechen und befonders bezeichnete Vergehen — dann für alle folhe Nechtsangelegen- 
heiten, welche die Gränzen ber Wirkfamkeit der Bezirksämter überfteigen, eingefekt. 

23. Zur Behandlung der Eivil- und Strafangelegenheiten in zweiter Inſtanz find 
Oberlandesgerihte mit Rückſicht und Beſchränkung auf das ſtreugſte Bedürfniß zu beftellen. 

24. Der oberfte Gerichtshof hat als dritte Inftanz zu beftehen. 

Die Abſätze 25—31 find oben &. 5 in der Gefchichte des Strafverfahrens aufgeführt; 
der Abjat 32 Tautet: Die näheren Beftimmungen der Wirkjamfeit der Gerichtsbehörben 
werben die hierüber zu erlaffenden Geſetze enthalten. 


In Ausführung diefer Grundfäse und in Mebereinftimmung mit der 
durch Unſere Entſchließungen vom 14. September 1852 und vom 10. 
Jänner 1853 angeordneten nenen Organifation der Juſtiz- und politiſchen 
Behörden, verorduen Wir nad Einvernehmung Unſerer Minifter und nad) 
Anhörung Unſeres Reichsrathes, wie folgt: 

Die a. h. Entjchliefung vom 14. September 1852 regelt Die Organifirung der Ge- 
richtsbehörden in Dalmatien (Nr. 210) und die Gerichtsverfafjung für das lombardiſch— 
venetianiiche Königreich (Nr. 215), endlich die Einrichtung und Amtswirkſamkeit der Be“ 
zirfsimter, Kreisbehörden und Statthaltereien, die Einrichtung der Gerichtsftellen und das 
Schema der fiftemifirten Gehalte und Diäten-Klaffen, jo wie die Ausführung der Organi- 
firung für die Kronländer Defterreich ob und unter der Enns, Böhmen, Mihren, Schlefien, 
Galizien und Yodomerien mit Krakau, Bukowina, Salzburg, Tirol mit Vorarlberg, Steier- 
mark, Kärnthen, Krain, Görz, Gradisfa und Iſtrien mit Trieft, Dalmatien, Eroatien und 
Slavonien, Siebenbürgen und die ferbifche Woiwodſchaft mit dem Banate (Nr. 10); bie 
a. h. Entſchließung vom 10. Jäner 1853 betrifft Die Einrichtung und Amtswirkſamkeit der 
Statthalterei, der Comitatsbehörden und Stuhlrichterämter, dann Die Einrichtung ber 
Gerichtsbehörden, fo wie das Schema der fijtemifirten Gehalte und Diätenklaffen für das 
Königreich Ungarn. (Nr. IN. ©. BL.) 


Artikel I. 


Die beigejhlofjene allgemeine Strafprozeß- Ordnung hat für die Zu- 
funft im ganzen Umfange Unſeres Reiches, mit Ausnahme der Militär: 
gränze, bei allen Strafgerichten des Civilſtandes als alleinige Vorſchrift für 
das Strafverfahren über Verbrechen, Vergehen und über die der Strafge— 
rihtsbarfeit der Gerichte unterliegenden Uebertretungen zu gelten. 


I. Nachdem durd die Juftizminifterial- Verordnungen v. 16. Juli 1855 3. 12254 
und vom 18, Juli 1855 3. 23240 die Beftrafung der jogenannten Winkelſchreiberei 
wieder ben Eivilgerichten zugewiefen worden ift, fo gehören zur Competenz der Strafge- 
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richtsbarfeit nıır mehr die in dem allgemeinen Strafgefete enthaltenen Uebertretun- 
gen, und die Uebertretungen ber SS. 283—35 des Waffenpatentes vom 24. October 
1852 Nr. 223 R. ©. Bl. — Den bier erwähnten Vergehen find aber auch die von 
den Gerichten zur beftrafenden Handlungen wider die Vorfehriften der 88. 33—40 ber 
Preßordnung v. 27. Mai 1852 Nr. 122%. ©. Bl. (die fogenannten Preß vergeben) 
laut $. 43 der gedachten Preßordnung beizuzählen. (Siehe die erwähnten Geſetze in mei- 
nem Handbuche bes öft. Str. ©.) 

II. Das Verfahren über alfe jene Gefegesübertretungen, welche nicht durch das allge- 
meine Strafgejeg als ftrafbar erklärt werden, und rüdfichtlih welcher das Verfahren nicht 
durch befondere Vorſchriften ausdridlich anderen Behörden zugewieſen ift (wie z. B. bei den 
Gefällsübertretungen), fteht vermöge der Min. Vdg. v. 3. April 1855 Nr. 61 R. ©. Bl. 
der politifchen Behörde (Bezirksamt, Stuhlrichteramt, Diftriets-Commiffariat, Commu— 
nalmagiftrat, auch der I. f. Polizeibehörbe), in deren Bezirke die ftrafbare Handlung 
begangen wurbe, nach den darüber unter Einem erlaffenen Vorſchriften zu. 

II. Würde zwiſchen den Gerichts» und politifhen Behörden ein Streit über die Zu— 
ftändigfeit zur Abftrafung einer folchen Uebertretung entftehen, jo ift Darüber nicht durch 
Urteil, fondern in anderem ämtlichen Wege im Einvernehmen mit ber politischen Behörde 
zu entſcheiden. (Eaff. Hof. Entjch. v. 3. Nov. 1851.) Können fi die unteren Behörden 
darüber nicht einigen, fo enticheidet Der oberfte Gerichtshof in einem gemifchten Senate 
($. 7 des faif. Pat. v. 7. Auguft 1850, Nr. 325 R. ©. Bl.). 

IV. Außer bei den eigentlichen Strafgerichten hat Die Strafprozeßordnung nad) 8. 9 der⸗ 
jelben auch für die Sicherheitsbehörben bei dem Berfahren derjelben über jene Ueber- 
tretungen zu gelten, welche ihnen Durch befonbere Verordnungen (f. u.) zugewiejen find. 


Der Tag, an welchem ihre Wirkffamfeit in den einzelnen Kronländern 
zu beginnen hat, wird nachträglich befannt gemacht werden. 

Die Tage des Anfanges ber Wirkſamkeit der Strafprozefordnung in den einzelnen 
Kronländern find am Schluffe des Kundinacdhungspatentes aufgeführt. 


Artikel II. 


Bon diefem Tage angefangen haben alle über das Strafverfahren und 
über die Gerihtszuftändigkeit hinſichtlich der gedachten ftrafbaren Hand: 
lungen in den verſchiedenen Ländern Unjeres Reiches bisher beitandenen 
Vorſchriften außer Kraft zu treten, 


Die durch die neue Strafprozeßorbnung aufer Kraft gefezten Gejeße find: Die IL 
Abſchnitte des J. und IL. Theiles des Strafgejeges vom Jahre 1803, und die Strafprozeford- 
nung vom 17. Jäner 1850 fammt allen darauf Bezug nehmenden nachträglichen Gefeten 
und Verordnungen, infofern die lezteren nicht ansbrücdlich in der nenen Strafprozeforb- 
nung als in Kraft verbleibend erklärt find, wie z. B. die VBorjchriften über die Beeidigung 
der Zeugen; ber Artikel IIT des Kundmachungspatentes zum allg. Str. ©. v. 27. Mai 
1852, fo wie die unter einem erlaffenen Competenzvorſchriften Pr. 118, 120 und 121 des 
R. G. Bl.; die Borfchrift über das Verfahren beim Hochverrathe und der Majeftätsbelei- 
Digung vom felben Tage, Nr. 119 R. ©. Bl.; in den fogenannten ungarifchen Kronlän- 
bern fowol die alten dort geltenden Geſetze und Gewohnheiten, als auch die proviforifchen 
Strafverfahrens-Borjhriften vom 28. Dezember 1849 (2bs. ©. BI. für Ungarn Nr. 2) 
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und vom 24. Juli 1850 (Nr. 312 R. ©. Bl.); endlich die im Großberjogtbume Krakau 
geltenden Gejetse über das Strafverfahren. 
Artikel III. 

Die Vorſchriften der gegenwärtigen Strafprocch- Ordnung find in der 
Regel and auf die vor dem obigen Tage begangenen ftrafbaren Hand- 
lungen in Anwendung zu bringen, im joferne nicht einer der in den nach— 
folgenden Artikeln IV, Y und VI bezeichneten Ansnahmsfälle eintritt. 


Artikel IV. 

Auf die zur Zeit der beginnenden Wirffamfeit der gegenwärtigen 
Strafprocei- Ordnung bereits anhängigen ſtrafgerichtlichen Unterfuhungen 
hat diejelbe feine Anwendung zu finden, wenn von der zuftändigen Straf: 
behörde bereits vor jenem Tage wider eine bejtimmte Perfon ein Beſchluß 
zur Einleitung der Unterfuhung (Berweifungs-Erkenntnig — Verſetzung in 
den Auflagejtand) gefaßt, und jpäterhin nicht aufgehoben worden ift. 

Der entjcheidende Alt, wodurch die Wirkjamkeit des früheren Strafverfahrens 
bis zum Schluffe einer Strafverbandlung aufrecht erhalten wird, iſt demnach für jene 
Kronländer, wo die Strafprozeßorbnung vom Jahre 1350 galt, das Berweifungs- 
erfenntuiß; für jene wo noch das Strafverfahren nad dem Gejege vom Jahre 1803 in 
Wirkjamfeit war, der Einleitungs- (Dualiftcations-) Beſchluß; für die ungarifchen 
Kronläinder die Verſetzung in den Anklageftand, oder wo bieje nicht üblich war, 
bie Autbenticationsverhandlung. 

In diefem Falle ift das Strafverfahren von denjenigen Behörden, bei 
welden dasjelbe bereits anhängig ift, oder welde in Gemäßheit der neuen 
DOrganifation der Juftizbehörden als Strafgeridte an deren Stelle treten, 
auf die bisher dafür vorgeſchriebene Art fortzujegen. 

Iſt aber ein folder Beſchluß durch fpätere Verfügung eines höheren 
Gerichtes aufgehoben worden, jo iſt das weitere Verfahren über diejen Straf: 
fall nad) der gegenwärtigen Strafprocceh- Ordnung fortzufegen. 

Fit zur Zeit, ald die gegenwärtige Strafprocch- Ordnung in Wirkſam— 
feit tritt, in einer jolden anhängigen Unterſuchung ein Rechtszug in höherer 
Inſtanz (Borlage der Aeten von Amtswegen bei einer höheren Behörde, 
Beſchwerde, Recurs, Berufung, Nichtigkeitsbeſchwerde) anhängig, oder der 
von dem früheren Geſetze hierzu eingeräumte Termin nod nicht abgelaufen, 
dieſer höhere Rechtszug jelbit aber innerhalb der erwähnten Friſt angebradjt 
worden, jo ift hierüber von den höheren Gerichten in jo weit nad) der gegen- 
wärtigen Strafprocch- Ordnung vorzugehen und zu entſcheiden, als nad) 
derjelben ſich für den Beſchuldigten eine günftigere Behandlung, als aus 
dem früher beitandenen Geſetze ergibt. 

Rückſichtlich ſolcher anhängiger Straffälle find übrigens diejenigen 


Artifef III, IV. 15 


Bernfungen, für welche nach den in mehreren Kronländern bisher beitande- 
nen Geſetzen als Bernfungsbehörden die Landesgerihte einzufchreiten 
hatten, bei den an deren Stelle getretenen Gerichtshöfen erjter Iuftanz zu 
verhandeln und zu entiheiden. 

In denjenigen Kronländern endlih, wo bisher die Strafproceß- 
Ordnung vom 17. Jänner 1850 beftand, ſoll die dem Oberlandesgerichte 
als Berufnugsbehörde eingeräumte Wirkjamkeit in Anfehung der ſchon an- 
hängigen Straffälle aud) in Zukunft dem in Folge der neuen Organifation 
der Juftizbehörden an deſſen Stelle berufenen Oberlandesgerichte zufommen. 

Die nähere Erläuterung diefes Artikels ift in der Juſtizminiſterial-Verordnung vom 
23. Dezember 1854 Nr. 316 R. ©. Bl. enthalten, welche lautet: 

8.1. Die Beftimmung des Artikels IV des Allerhöchften Patentes vom 29. Juli 1853, 
zu Folge welcher über die früher bereits anhängig gewordenen ftrafgerichtlichen Unter- 
ſuchungen im höheren Rechtszuge nach ber neuen Strafprozeß- Ordnung vorzugehen und zu 
entjcheiben ift, joferne ſich nach derjelben eine für den Beſchuldigten günftigere Behandlung 
ergibt, als nad) ben früheren Gefegen, findet auch auf diejenigen Straffadhen Anwendung, 
welche in den unteren Inftanzen, e8 ſei vor ober nach der eingetretenen Wirkſamkeit der 
neuen Strafprozeß-Orbnung, noch nad) der Strafprogeß-Orbnung vom 17. Jäner 1850 
verhandelt und entjchieden worden find, und im Wege der Berufung an die Landes- und 
Kreisgerichte als zweite Inftanz, oder im Wege der Nichtigfeitsbejchwerde an den oberften 
Gerichts- und Eaffationshof gelangen. 

8.2. Die Landes- und Kreisgerichte als Berufungsbehörden und der oberfte Gerichts- 
und Caffationshof haben fich Daher bei der Behandlung folder Strafprozeffe nicht auf Die 
Beurteilung zu bejchränfen, ob die Berufung oder Nichtigfeitsbejchwerde in den geltend 
gemachten Punkten nad den Bejtimmungen ber Strafprozeß: Ordnung vom Jahre 1850 
gegründet ſei, jondern fie haben (die Berufung oder Nichtigfeitsbefchwerde möge non dem 
Staatsanwalte, dem Beſchuldigten oder einer dritten hierzu berechtigten Partei eingebracht 
fein) ftets zugleich in Erwägung zu ziehen, ob bei Anwendung der Vorſchriften ber neuen 
Strafprozeß- Ordnung überhaupt und insbefondere hinfichtlich der Thatfrage, der rechtlichen 
Kraft der vorliegenden Beweife und des Ausjpruches iiber die Schuld und Strafe ein für 
den Bejchuldigten günftigeres Erfenntniß gefällt werben könne, oder ob allenfalls zu dieſem 
Ende, oder um bas dem Geſetze entjprechende Erfenntnig auch nach den Beſtimmungen 
ber neuen Strafprozeß-Ordnung begründen zu können, noch Berichtigungen oder Ergän- 
zungen des Verfahrens erforderlich feien. 

Diefe Beurteilung hat bei dem oberften Gerichts: und Eaffationshofe auch banır ein- 
zutreten, wenn bie Nichtigfeitsbefhwerbe auf Grundlage der Strafprozeß-Orbnung vom 
Zahre 1850 gegen ein Erfenntniß der Berufungsbehörbe ergriffen fein follte, wodurch 
das Erfenntniß der erjten Inftanz beftätiget oder zu Gunften des Bejhuldigten abgeändert 
worben ift. 

8. 3. Findet die Berufungsbehörde oder der Caffationshof das Verfahren bergeftalt 
entſprechend und erſchöpft, daß fein Hinderniß befteht, nad den Beftimmungen bes vor- 
hergehenden Abfates ein Enderfenntniß zu ſchöpfen, jo ift mit ber Füllung besjelben 
fogleich vorzugehen, mithin nach Umftänden entweder die Berufung ober Nichtigfeitsbe- 
ſchwerde abzumweifen, ober das dem Geſetze entiprechenbe, jo weit die neue Strafprozef- 
Ordnung in Anwendung kommt, fir den Beſchuldigten günſtigere Urteil zu ſchöpfen. 
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$.4. Zeigt ſich Dagegen eine ergriffene Bernfung in folhen Punkten des Berfahrens 
gegründet, welche ſchon nach der Strafprozeß-Orbnung vom Jahre 1850 eine Ergänzung 
des letteren zur Folge haben, oder zeigt fich, daß mit Rückſicht auf die Vorſchriften ber 
neuen Strafprozeß-Ordnung noch Ergänzungen erforderlich feien, um mit dem Erfenntnifje 
nad) den in den S$. 2 und 3 angeführten Beftimmungen vorgeben zu fünnen, jo bat das 
Landes- oder Kreisgericht als Berufungsbehörde diefe Ergänzungen bei der Berhandlung, 
welche nad) der Strafprozeß-Ordnung vom Jahre 1850 bei demjelben zu pflegen ift, fo- 
gleich jelbit vorzunehmen, und ſonach das Erfenntniß, unter Vorbehalt der Nichtigfeits- 
beſchwerde an den oberften Gerichtö- und Eaffationshof, den Borfchriften der SS. 2 und 3 
gemäß zu fchöpfen. 

$.5. Die Nichtigfeitsbefchwerbe gegen Erfenntniffe der Bernfungsbehörden fteht den 
Betheiligten an den oberften Gerichts- und Caſſationshof wegen Berlegung oder irriger 
Anwendung des Gejeßes nach $. 388 der Strafprogeß-Ordnung vom Jahre 1850 insbe- 
fondere auch dann zu, wenn die Berufungsbehörde die neue Strafprozeß-Ordnung, fo weit 
fie eine günftigere Behandlung des Bejhuldigten zur Folge hat, gehörig anzuwenden unter- 
lafjen haben follte. 

$. 6. Findet der oberfte Gerichts» und Kaffationshof eine Nichtigfeitsbefchwerbe in 
ſolchen Punkten des Verfahrens gegründet, welche jchon nach der Strafprozef-Ordnung 
vom Jahre 1850 eine neuerliche Verhandlung vor dem unteren Richter zur Folge haben, 
oder nimmt derjelbe wahr, daß mit Rückſicht auf die Borfchriften der neuen Prozeh-Orb- 
nung, den oben angefiihrten Beftimmungen gemäß ($. 2 und 3), noch weitere Ergänzun— 
gen erforderlich feien, jo bat derjelbe deren Bornabme mit Aufhebung des früheren Ur- 
teiles anzuordnen. Die Schöpfung des Erfenntniffes über die neuerliche Verhandlung 
bleibt dem unteren Richter vorbehalten, welcher jeboch in Folge der etwa von dem oberften 
Gerichts» und Eafjationshofe bloß mit Rückſicht auf Die neue Strafprozeß- Ordnung ange: 
ordneten Ergänzungen fein ftrengeres, als das bereits früher geſchöpfle Erkenntniß zu 
füllen berechtiget ift. 

Gegen das neue Erfenntniß fteht den Betheiligten die Nichtigkeitsbeſchwerde an den 
oberjten Gerichts- und Kaffationshof offen, welcher darüber nach den angeführten Beftim- 
mungen vorzugehen bat. 

$. 7. Um übrigens der Nothwendigfeit nachträglicher Erhebungen möglichft zu begeg- 
nen, wird hiermit ſchon den erjten Inftanzen — ment fie gleich nach dem Artifel IV des 
Kundmahungspatentes zur neuen Strafprozeß-Ordnung berufen find, diejenigem Unter— 
fuchungen, über welche bei Beginn der Wirkſamkeit des nenen Geſetzes bereits ein Be- 
ſchluß über die Berjegung in den Anklageftand gegen eine beftimmte Perfon gefaßt war, 
auf die bisher worgefchriebene Art fortzufegen — doch zur Pflicht gemacht, hierbei für die 
Bollftändigkeit der Unterſuchung auch mit Rückſicht auf die Beftimmungen ber neuen Straf- 
prozeß-Orbnung dergeftalt zu forgen, daß bie Bernfungsbehörden und ber oberfte Gerichts- 
und Caſſationshof binfichtlich der Anwendung der letzteren, fo weit fie eine günftigere Be— 
handlung des Beſchuldigten zur Folge haben fann, feine Hinderniffe finden. 

Literatur: Weber die Anwendung bes Artifelö III und IV für Ungarn (©. 3. 1855, Nr. 47). 


Artikel V. 


Iſt wegen einer von mehreren Perjonen begangenen ftrafbaren Hand- 
lung zur Zeit der eintretenden Wirffamfeit der gegenwärtigen Strafproceß- 
Ordnung auch mar gegen Einen der Mitſchuldigen oder Theilnchmer von 
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einer Strafbehörde des Civilſtandes bereits eine Berfügung der im Artifel IV 
erwähnten Art ergangen, aber noch Fein End-Erkenntniß erfter Inftanz 
gegen ihn erfolgt, fo ift das Strafverfahren and) wider die übrigen Mit- 
ſchuldigen und Theilnehmer nad) den früheren Gefegen zu pflegen. 

Die Bedingung aber, unter welcher gegen die Mitfehuldigen und Theilnehmer nad) 
den früheren Geſetzen verfahren werden kann, ift, daß gegen biefelben noch wor Fällung 
bes Enderfenntnifjes gegen Einen von ihnen, ein Beſchluß auf Einleitung ber Unter- 
fuchung (Berweifungserfenntnig — Berjegung in den Anklageftand) gejchöpft worben ift, 
denn das Geſetz führt fort: 

Gegen diejenigen Mitfhuldigen und Theilnehmer aber, wider welde 
zur Zeit, als ein joldes End-Erfenntniß gegen Einen derfelben erfolgte, 
noch Fein Beſchluß zur Einleitung der Unterfuhung (Verweifungs: Erkennt: 
niß — Verfegung in den Auklageſtaud) geſchöpft war, ift das Verfahren 
nad) der gegenwärtigen Strafproce-Ordnung zu pflegen. 


Artikel VI. 


Iſt bei Beginn der Wirkjamfeit der gegenwärtigen Strafproceß = 
Ordnung wider Jemanden von einer Strafbehörde des Civiljtandes eine 
ftrafgerichtliche Unterfudhung auf die im eriten Abſatze des Artikels IV be: 
zeichnete Art eingeleitet, jo iit das Verfahren, wenn es ein Verbrechen be- 
trifft, and) rückſichtlich aller anderen von diejer Perſon begangenen ftrafbaren 
Handlungen, welche im Laufe des Verfahrens zur Kenutniß des Strafge- 
richtes gelangen; — wenn aber die Unterfuhung nur wegen eines Ber: 
gehend anhängig ift, rückſichtlich aller anderen von diefer Perjon begangenen 
Bergehen und Uebertretungen; — und wenn die Unterfuchung nur wegen 
einer Webertretung geführt wird, auch rüchſichtlich aller anderen der Gerichts: 
barkeit der Strafgerihte unterliegenden Webertretungen nad) den früheren 
Geſetzen zu pflegen. 


Literatur: Rechtöfall über bie Unwenbung der Artitel IV, V, VIzc. (G. 3. 1855, Nr. 18). 


Artikel VII. 


War aber die Unterſuchung bisher nur wegen eines Vergehens oder 
einer Mebertretung anhängig, und ergibt ſich fpäter gegen den Unterfuchten 
aud die Beſchuldigung eines Verbrechens; — oder wird die bisher nur 
wegen einer Webertretung in Unterfuhung ftehende Perſon aud) eines Ver: 
gehens bejhuldiget, jo ijt die anhängige Unterfuhung au das, im eriten 
Falle über das Berbreden, und im zweiten Falle über das Vergehen, nadı 
der gegenwärtigen Strafproceß-Ordnung zuftändige Strafgericht, zur Fort: 
jesung des Verfahrens nad) Vorſchrift der letzteren, abzutreten. 

Frühwald, Strafprozeß. 2 
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Nur wenn in der anhängigen Unterjuchnng bereit? cin End-Urtheil 
eriter Inftanz ergangen war, ift das weitere Verfahren darüber abgejondert 
von der Unterſuchung über die nen hervorgefommene That zu Ende zu 
führen, und auf die darüber etwa erfaunte Strafe bei dem Erfenutnifie über 
die nen hervorgefommene That die angemefjene Rüchſicht zu nehmen. 

1. Dieſe beiden Artikel enthalten die Beftimmungen für den Fall, wenn gegen einen 
in Unterfuchung Befindlihen nach dem Tage des Beginnes der Wirkjamfeit der neuen 
Strafprozefordnung die Bejchuldigung einer anderen ftrafbaren Handlung vorkommt, als 
wegen welcher er in Unterfuchung ift, und jtellen den Grundſatz auf, daß wenn die nen 
vorgelommene That in dieſelbe oder eine geringere Klaſſe der ſtraſbaren Handlun— 
gen gehört, das Verfahren über beide — oder alle — nach den früberen Gejegen, 
wenn aber Die neu vorgelommene Handlung in eine böhere Klaffe gehört, in der Negel 
nad) der neuen Strafprozeßordnung zu Ende zu führen ift. 

U, Eine anbängige Unterjuchung ift jene, welche noch nicht rechtskräftig entjchieden 
ift; es darf Daher Das über die geringere ftrafbare Handlung ergangene Endurteil noch 
nicht rechtsfräftig fein, Denn jonft müßten die in der neuen Straf prozeßordnung gegebenen 
Borjchriften über die Wiederanfnahme des Verfahrens in Anwendung fommen. 

III, Die Bollendung des Verfahrens über die geringere ftrafbare Handlung nach den 
früheren Gefeßen wird auch dann eintreten, wenn auch jchon ein Urteil zweiter Inſtanz 
ergangen, dies aber von folder Art wäre, daß dagegen noch ein weiterer Nechtszug offen 
fteht, wenn nicht Die oben im Artifel IV erwähnte Vorausjegung einer günjtigeren Be- 
handlung des Bejchuldigten die Anwendung der neuen Strafprozefordnung rechtfertigt. 

IV. Wenn die nen vorgefommene That derjelben Klaffe ftrafbarer Handlungen ange- 
bört, wie die bereits befannte, jo macht es weiter feinen Unterjchied, ob diefelbe eben jo, 
jchwerer oder leichter verpönt ift als die, worüber die Unterſuchung anbängig ift. 


Artikel VII. 


Die Erfordernifie zur Bewilligung der Wiederaufnahme einer nad) den 
früher bejtandenen Gejegen beendigten ſtrafgerichtlichen Unterſuchung find, 
ſowohl in Bezug auf diejenigen ftrafbaren Handlungen, worüber das frühere 
Erfenntnig ergangen ift, als and) in Bezug auf wen entdedte, aber vor 
diefem Erfenntnifje begangene ftrafbare Handlungen, in der Regel nad) den 
früheren Gefegen zu beurtheilen. — Sind jedod) die in der gegenwärtigen 
Strafproceß-Ordnung hierüber enthaltenen Vorſchriften dem Beſchuldigten 
günftiger, jo ift die Wiederanfnahme der Unterſuchung nur dann zu bewilli- 
gen, wenn aud) die in diefem Geſetze vorgezeichneten Bedingungen eintreten, 


Artikel IX. 


In Anfehung des Strafverfahrens, der Würdigung der Beweije, des 
zu füllenden Erfenntnijjes und der Rechtsmittel dagegen, ift aber bei einer 
wiederanfgenommenen Unterſuchung, wenn deren Wiederaufnahme erft nad 
dem obigen Tage beichlofjen wird, in Gemäßheit der gegenwärtigen Straf: 
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proceß⸗Ordnung vorzugehen. — Wäre nad) dem Ergebnijje einer ſolchen 
wiederanfgenommenen Unterſuchung auf Todesftrafe zu erkennen, fo ift ſtatt 
derjelben in dem Halle, wenn ſchon durd) das frühere Urtheil auf eine Strafe 
erfannt, und diefelbe ganz oder and uur zum Theile volljtredt war, auf 
lebenslange ſchwere Kerkerftrafe zu erkennen, 


Artikel X. 


Die Entfheidung über die Zuläffigkeit der Wiederanfnahme der nad) 
den früheren Geſetzen beendigten ſtrafgerichtlichen Unterſuchungen, fowie das 
Verfahren hierüber, ſteht denjenigen Gerichten zu, welche als Strafgeridhte 
an die Stelle der früher hierzu berufenen Behörden treten. 

Die Entjheidung über die in Folge einer ſolchen Wiederaufnahme 
neuerlich gepflogene Unterfuhung kommt aber and in jenen Ländern, wo 
bisher die Strafproceh : Ordnung vom 17. Jänner 1850 in Wirkfamfeit 
jtand, nicht dem Oberlandesgeridte, jondern dem nad) der gegenwärtigen 
Strafproceß-⸗Ordnung hierzu berufenen Gerichtshofe erfter Inftanz zu. 

1. Dieſe drei Artifel über die Wiederaufnahme des Berfahrens find die Ergänzung 
zu den Bejtimmungen der Artifel VI und VII und fegen woraus, daß die anhängig gewe— 
jene Unterſuchung bereits durch ein rechtsfräftiges Urteil beendet war, als die neue ftraf- 
bare Handlung vorfam. 

II. Es macht feinen Unterfchied, ob Diefe neue Handlung oder die Gründe des PVer- 
langens ber Wiederaufnahme vor oder nach eingetretener Wirkſamkeit der neuen Straf- 
prozeßordnung hervorkamen, wenn nur die Entſcheidung iiber die Statthaftigkeit der Wie- 
deraufnahme nach eingetretener Wirkjamfeit diefer Strafprozeßordnung zu füllen ift. 


Artikel XI. 


Unjer Minifter der Juſtiz ijt mit der Vollzichung dieſes Gefetes be- 
auftragt. Derjelbe hat die hierzu erforderlihen Verordnungen zu erlafien, 
und den Tag zu bejtimmen, an welchem die gegenwärtige Strafprocef- 
Ordnung, mit Rückſicht auf die beftehenden Verhältniffe, in jedem Kronlande 
in Wirkſamkeit zu treten hat. 


Die gegenwärtige Strafprozeßorbuung ift an folgenden Tagen in Wirkfamfeit 


“getreten: 


am 30. Mai 1854 in der ferbifchen Woiwodſchaft und im Temejer Banate (3. M. 
Vdg. v. 19. April 1854, Nr. 94 R. G. Bl.); 

am 28. Auguft 1854 in Dalmatien (3. M. Vdg. v. 24. Juli 1854 NT. 199 R. G. Bl.) ; 

am 28. September 1854 im Prefburger Oberlandesgerichtsjprengel (3. M. 
Vdg. v. 28. Auguft 1854 Nr. 217 R. ©. Bl.); 

am 30. September 1854 in Unter und Oberöjterreih, dann Salzburg (I. M. 
Vdg. v. 28. Aug. 1854 Nr. 218 R. G. Bl.), ferner in Görz, Gradiska, Iftrien und im 
Triefter Gebiete (I. M. Vdg. v. 4. Sept. 1854 Nr. 226 R. ©. Bl.); 

2 # 
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am 28. October 1854 im Peſther Oberlandesgerichtsſprengel (J. M. Vdg. v. 
9. Sept. 1854 Nr. 228 R. G. Bl.), Dann im Oedenburger, Großwardeiner und Eperieſer 
Oberlandesgerichtsſprengel (J. M. Vdg. v. 24. Sept. 1854 Nr. 242 R. ©. Bl.); 

am 30. October 1854 in Croatien und Slavonien (I. M. Vdg. v. 29. Sept. 1854 
Nr. 247 R. ©. Bl.) und in Steiermark, Kärntben und Krain (I. M. Vdg. v. 2. Octbr. 
1854 Nr. 254 R. ©. Bl.); 

am 30.November 1854 in Siebenbürgen (I. M. Vdg. v. 13. Oct. 1854 Nr. 269 
R. ©. Bl.), dann in Tirol und Vorarlberg (I. M. Vdg. v. 29. Oct. 1854, Nr. 282, 
R. ©. Bl.); 

am 15. Februar 1855 im lombarbifch-venetianifchen Königreihe (I. M. Vdg. v. 
7. Jäner 1855 Nr. 108. ©. Bl.); 

am 28. April 1855 in Mähren und Schlefien (3. M. Vdg. v. 26. März 1855, 
Nr. 54 R. ©. Bl.); 

am 26. Mai 1855 in Böhmen (I. M. Vdg. v. 5. April 1855 Nr. 63 R. ©. Bl.); 

am 29. September 1855 im Krafauer und Lemberger Oberlandesgerichtsiprengel 
(3. M. Log. v. 29. Juni 1855 Nr. 11T R. ©. Bl.). 


Gegeben in Unſerer Haupt= und Nefidenzftadt Wien am neunund: 
zwanzigiten Juli im Cintaufend achthundert dreinndfünfzigiten, Unſerer 
Reiche im fünften Jahre, 

Frauz Joſeph. (L. 8.) 
Gr. Buol-Scauenflein m. p. rauf m. p. 


Auf Allerböchfte Anordnung : 
Ranjfonnetm.p. 


Strafprozeß-Ördnung 
für das 


Kaiferthum Oeſterreich. 


Entwicklung des Siftemes 
der 
Strafprozeßordnung. 


Unter dem Strafverfahren oder Strafprozeſſe verſteht man 
den Inbegriff der gejeglih beſtimmten Handlungen durch 
welche der Staat fein Strafrecht gegen die Uebertreter des 
Strafgefeges, entweder unmittelbar, oder auf Verlangen des 
Betheiligten verfolgt. 

Das Gefeß, durch welches das Strafverfahren geregelt wird — die 
Strafprozeforbnung — muß alfo feitfegen: 

A. Durch welche phififche oder moralifche Perfonen (Behörden) bie 
erwähnten Handlungen entweder 

I. überhaupt oder 
U. in einem beftimmten Falle vorgenommen werben müffen ; 

B. welche die zur Durchführung des Strafrechtes des Staates erforber- 
lichen Handlungen find. 

Die unter A. I. erwähnten Beftimmungen trifft die Strafprozeßordnung 
in dem II. Hauptftüde (SS. T—28): „Bon den Gerihtsbehörden in 
Straffahen und deren WVirfungsfreife im Allgemeinen;“ im 
II. Hauptftüde ($$.29— 36): Bon dem Wirfungsfreije der Staats— 
anwaltfhaft und ihrem Verhältniffe zu den Gerichten im 
Allgemeinen“ und im IV. Hauptftüde ($. 37): „Von dem Privat: 
anfläger." 

Die unter A. II. erwähnten Beftimmungen find in dem V. Hauptjtüce 
(88. 38—51): „Bon der Zuftändigfeit ber Strafgerichte,” und im 
VI. Hauptftüde ($$.52—59): „Bon der Ausfchliegung und Ableh- 
nung von Gerichtsperfonen und Staatsanwälten“ enthalten. 


‘ 
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Die in B. erwähnten Beftimmungen umfaffen das eigentliche Straf: 
verfahren Diefes ift vor allem ein zweifaches: ein ordentliches, 
welches in ber Regel und in allen Fällen, und ein außeror dentliches, welches 
nur ausnahmsweife in einzelnen Füllen ftattfindet. 

Das ganze Strafverfahren, e8 mag ein ordentliches oder außer— 
ordentliches fein, e8 mag für alle oder nur fir einzelne Claſſen 
ver ftrafbaren Handlungen gelten, bejteht aus drei Haupttheilen, nämlich 
I. dem Unterfuhungs-, II. dem Entſcheidungs-, und III dem 
Bollftredungs- Verfahren. 


I. Bon dem Unterfuhungsverfahren, und ziwar insbefondere von 
jenem über Verbrechen und Vergehen, weil bei Uebertretungen feine förmliche 
Unterfuchung jtattfindet, handeln das VIL, VII. und IX. Hauptftüd der 
Strafprozeforpnung. Dasfelbe begreift in fich: 

1. Die Borunterfuhung, oder die Erforfchung der That und bes 

Thäters im Allgemeinen; 

2. die Specialunterfuhung, oder die Unterfuchung gegen eine be— 
ſtimmte Perjon, und 

3. die förmliche Beendigung des Unterfuhungsverfahrens, 
wodurd das Ergebniß desfelben in gefetlicher Form ausgefprochen wird. 

Diefer Eintheilung gemäß werden in dem VII. Hauptſtücke I. Abtheilung 
(88. 60—65) einige „allgemeine Beſtimmungen“ vorausgefchiet, und 
hierauf folgt: 

zu 1. in der II. Abtheilung (88. 66—133) die Lehre von der Vor— 
unterfuhung in drei Abjchnitten: 1. Bon der Erhebung des 
Thatbeftandes (SS. 66—130); 2. Bon der Hausdurchſuchung, 
Perfonspurhjuchung, ver Befhlagnahme und Eröffnung von 
Briefen und anderen Schriften (SS. 104—111); und 3. Bon der 
Bernehmung der Zeugen ($$. 112—133); 

zu 2. in ver UI. Abtheilung (58. 134—185) die Lehre von der Unter: 
fuhung gegen eine beftimmte Perfon in vier Abfchnitten: 
1. Bon der rechtlichen Befhuldigung (88. 134—147); 2. Bon 
der Borladung, Vorführung und Verhaftung des Befchul- 
digten (58. 148—162); 3. Bon der Behandlung der Gefangenen 
während ver Unterfuhungshaft (SS. 163— 171); und 4, Bon dem 
Berhöre des Befhuldigten (SS. 172—185); 
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zu 3. gehören: die IV. Abtheilung des VII. Hauptftüdes: Bon der 
Beendigung des Unterfuhungsverfahrens (88. 186— 191), dann 
das VIII. Hauptftüd: Bon der Berhandlung und den Beſchlüſſen 
des Gerichtshofes über das abgefchloffene Unterſuchungsver— 
fahren ($$. 192— 201), und das IX. Hanptftüd: Von der Berufung 
gegen die Befhlüffe über das abgefchloffene Unterfuhungs- 
verfahren ($$. 202—212). 

‚ 2. Das Erfenntnißverfahren, ebenfalls zunächit in Beziehung 
auf Verbrechen und Vergehen, wird im X. bis XIII., dann im XVI. und XVII. 
Hauptftüce behandelt. Dasjelbe begreift in fich: 

1. Die Vorfchriften darüber, wie dem erfennenden Richter das Ergebnif 
des Unterfuchungsverfahrens zur Entfcheidung vorgelegt wird, im X. Haupt- 
ftüde: Von der mündlichen Schlußverhandlung (88. 213—257); 

2. die VBorfchriften über die Prüfung der rechtlichen Beweife 
der That und der Schuld, im XI. Hauptftüde: Bon den rechtlichen 
Beweiſen (88. 258—282); 

3. die Vorſchriften über den eigentlichen richterlichen Ausſpruch, 
und zwar 

a) in Beziehung auf Schuld und Strafe des Angeklagten im XII. Haupt- 
ftüde: Bon dem Erfenntniffe nach beendigter Schlußver— 
handlung (SS. 283— 294); 

b) in Beziehung auf die Entſchädigungsanſprüche im XVI. Haupt: 
ftüde: Bon den Erfenntniffen und Verfügungen des Straf: 
gerihhtes hinſichtlich der privatrechtlichen Anfprüde 
(88. 352—364) ; 

ce) in Beziehung auf die Koften des Strafverfahrens in ven SS. 341 
und 342 bes XV. Hauptjtüdes. 

4. Die Vorſchriften über die Rechtsmittel gegen ein gefälltes Er- 
fenntniß, welche von dreifacher Art find: 

a) die Berufung, von welcher das XII. Hauptftüd (88. 295—315) 
hanbelt ; 

b) die Wiederaufnahme des Strafverfahrens, von welcher 
das XVII. Hauptftüd (55. 365— 376) handelt, und 

e) die Begnadigung oder Strafnahficht, welche in ven 88. 330 
und 430 behandelt wird, 


26 Siftem der Strafprozefiorbnung. 


II. Das Vollftredungsverfahren wird in dem XIV. Hauptftüde: 
Bon der Vollſtreckung der jtrafgerihtlihen Erfenntniffe 
(88. 316—329) geregelt. 

Alfe die bisher aufgeführten Beſtimmungen gelten auch mit geringen 
Abweichungen für das Verfahren in Beziehung auf Uebertre- 
tungen, von welchem das XX. Hauptftüd (58. 416—436) handelt. 

Das außerordentliche Strafverfahren begreift nur zwei Arten in 
ſich; nämlid): 

I. das Verfahren wider Abwefende und Flüchtige, von 
welchem das XVII. Hauptftüd (88. 377—395), und 

I. das ftanprechtliche Verfahren, von welchem das XIX. Haupt- 
ſtück (88. 396—415) handelt. 

Semeinfchaftliche Beftimmungen für das ganze Strafverfahren endlich 
enthalten das I. Hauptftüd: „Allgemeine Beftimmungen“ (88. 1—6), 
und das XV. Hauptjtüd: „Bon den often des Strafverfahrens" 
(88. 331--351). 


Erfies Hauptftück. 
Allgemeine Keflimmungen. 


S. 1. 


Keine Strafe iſt ohne vorgängiges Strafverfahren und Urteil 
zu verhängen. 


Niemand kann wegen Verbrechen, Vergehen oder wegen der im dem 
allgemeinen Strafgejetse bezeichneten oder durch bejondere Verordnungen 
dem Verfahren der Strafgerichte zugewiejenen Webertretungen mit einer 
Strafe belegt werden, außer nad) vorgängigem Strafverfahren in Gemãß⸗ 
heit dieſer Strafproceß-Ordnung und in Folge eines von dem zuſtändigen 
Richter gefällten Urtheiles. 

I. Dieſe Anordnung iſt die Vervollſtäudigung des 8. 31 des Strafgeſetzes, welcher 
vorſchreibt: „Wie die Strafwürdigkeit, ſo kann auch die wirkliche Strafe Niemanden als den 
Verbrecher treffen,” und des Art. IV. des K. M. P. zum Str. G., welcher anordnet, daß 
nur das als Verbrechen, Vergehen oder Uebertretung geſtraft werden könne, was in dem 
Geſetze ausbrüdlich als ſolches erklärt iſt. 

II. Zur Rechtmäßigkeit einer Beſtrafung iſt daher nothwendig: 

1. Die Abführung des Strafverfahrens nad) der Vorſchrift dieſer Strafprozeß— 
ordnung, wenn auch theilweiſe von einem unzuſtändigen Richter, worüber die Strafpro— 
zeßordnung ſelbſt die näheren Vorſchriften enthält (88. 50, 51, 207, 203 *); 

2. bie Füllung eines Strafurteiles, ſelbſtverſtändlich ebenfalls nah deu Vor— 
ſchriften dieſer Strafprozeßordnung und insbefondere mit genauer Beobachtung der Kegeln 
über bie rechtliche Kraft der Beweife; 

3. bie Fällung des Urteiles durch den zuftändigen und unbefangenen Richter, 
indem ein von einem Nichter, dev nad) der Borfchrift des Geſetzes (88. 52—55) ausge- 
ichloffen wäre, gefälltes Urteil mindeftens eben fo zu betrachten ift, als wäre e8 von einem 
unzuftändigen Richter ergangen. 

In Uebereinftimmung mit diefen Grundſätzen hat ber E. . ob. Ger. Hof auch unterm 
18. Nov. 1852 ausgefprocdhen, daß es den Grundprincipien der Strafprozehorbnung wi- 
berftreite, einen Angeklagten zu verurteilen, ohne ihm gehört, oder ihm Gelegenheit ge- 
geben zu haben, feine Bertheidigung vorzubringen, 


*) Wo immer im Verfolge diefes Wertes 88, ohne weitere Bezeichnung berufen find, 
find SS. der Str. P. Ordg. ſelbſt verftanden. 
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IH. Der Mangel einer der vorerwähnten Bedingungen der rechtmäßigen Beftrafung 
muß burch das Rechtsmittel der Berufung (SS. 297—299) behoben werben, indem ein 
ſolches mangelhaftes Strafurteil, wenn es durch Unterlaffung der Berufung in Rechtskraft 
erwachſen ift, auf feine Art mehr angefochten werden kann, und auch eine Wieberauf- 
nahme des Berfahrens zur Behebung diefer Mängel allein nicht zuläffig ift. 

IV. Inſofern die Strafprozeforbuung für Perfonen und Gerichte des Civilſtandes 
gegeben ift, findet eine Ausnahme von dieſer Regel in dem einzigen Falle Statt, wenn 
eine Perjon des Eivilftaudes der Außerordentlichen Gerichtsbarkeit der Militärge- 
richte unterworfen wird, wovon bei $. 47 die Rede fein wird. — Die Zuweiſung ein— 
zelner Uebertretungen an die Sicherheitsbehörden madıt hierin feine Ausnahme, 
weil Die fezteren im $. 9 ausdrücklich nur als ftellvertretende Behörden ber Straf- 
gerichte bezeichnet und an die Borfchriften der Strafprozeforbnnung gebunden werben. 

V. Durch befondere Verordnungen den Strafgerichten zugemwiefene Uebertretungen 
find vor der Hand nur jene des Waffengefetes vom 24. October 1852 Nr. 23 R. ©. Bl. 
(Vol. oben S. 12 und 13.) 


8. 2. 
Die ftrafgerichtlihe Verfolgung hat in der Kegel von Amts: 
wegen Statt, 


Die jtrafgerihtlihe Verfolgung findet von Amtswegen Statt, mit 
Ausnahme derjenigen Fälle, in welden das Geſetz fie insbefondere von 


dem Berlangen eines Betheiligten abhängig madıt. 

I. Diefe Vorſchrift ift ein Ausflug des Unterſuchungs- (Inguifizions-) Prinzipes, 
welches nad) Diefer Strafprogeforbnung insbefondere dem Unterfuchungsverfahren zu Grunde 
liegt. Es ift im Allgemeinen die Sache des Staates felbft, gegen jebe Uebertretung ber 
Strafgefege von Amtswegen einzuſchreiten, und dieſe Pflicht liegt den Strafgerichten, 
den Staatsanwaltſchaften, den Sicherheitsbehörden und allen anderen öffentlichen Behör— 
den und Aemtern gleihmäßig ob, indem die Strafgerichte verpflichtet find, wenn fie von 
einer Geſetzesübertretung Kenntniß erlangen, jogleih einzufchreiten ($. 61), die übrigen 
genannten Behörden aber jede folhe Erfahrung dem Strafgerichte mittheilen müſſen 
(88. 71, 72). 

I. Ausnahmen von der Regel, daß von Amtswegen zu verfahren ift, finden bei 
Berbreden keine Statt. Dagegen werden nur auf Verlangen des Bejhädigten ober 
Beleidigten verfolgt: 

1. von den Bergehen: jene gegen das literarifche und artiftiiche Eigenthum (8.467 
Str. ©.), und bie in den $$. 487—492 Str. ©. bezeichneten Ehrenbeleidigungen, wenn 
fie durch Drudihriften begangen werden ($. 493 Str. G.); 

2. von den Uebertretungen: Diebftähle und Veruntreuungen zwifchen Ehegatten 
ober nahen Verwandten in gemeinfchaftliher Haushaltung ($. 465 Str. G.); bie in 
88. 487—492 bezeichneten Ehrenbeleidigungen, fo wie jene gegen Berftorbene ($. 493 
Str. G.); öffentliche Befhimpfungen und Mißhandlungen ($. 496 Str. G.); Vorwürfe 
wegen einer ausgeftandenen oder erlaffenen Strafe ($. 497 Str. G.); Ehebruch ($. 503 
Str. G.); Entehrung einer minderjährigen Anverwandten durch einen Hausgenofjen, oder 
Unzucht einer dienenden Frauensperfon mit einem minderjährigen im Haufe lebenden 
Sohne oder Anverwandten ($. 505 Str. ©.); endlich die im $. 525 Str. G. erwähnten 
fonft der häuslichen Zucht unterliegenden größeren Unfittlichleiten. 
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und ſich auch auf die zur Vertheidigung des Befhuldigten bie- 
nenden Umftände zu erftreden. 

Die in dem Strafverfahren thätigen Behörden haben. bei allen Nach— 
forjhungen, Erhebungen und Entjheidungen mit gleiher Sorgfalt jowohl 
die zur Meberführung, als aud) die zur Verteidigung des Beſchuldigten die: 
nenden Umstände zu berüdfichtigen. 


Diefe Vorſchrift gilt zunächft filr Die Unterfuchungsrichter, Staatsanwaltichaften und 
Sicherheitsbehörden, indem dieſe Pflicht für die erfennenden Gerichte ſich wohl von felbft 
verfteht. Die näheren Ausführungen und Folgerungen aus diefem Grundſatze werden an 
ben paffenden Stellen insbejonders erwähnt werben 3.8. 88. 60, 66, 135, 175, 183,'215, 
220, 244, 2360 u. a. m. 

8. 4. 


In wie ferne von dem Strafridter civilrehtlihe Erfenntniffe 
beachtet werden müſſen. 

Die ſtrafgerichtliche Unterſuchung erjtredt ſich aud) auf jene privatredt- 
lichen Vorfragen, ohne deren Beurtheilung die Strafſache nicht entſchieden 
werden kann. 

Sehr häufig kommt e8 bei Beurteilung ber Strafbarkeit einer Handlung auf die Ent- 
ſcheidung privatrechtliher Borfragen an, 3. 8. beim Diebjtahle, ob die entzogene Sache 
Eigenthum des Diebes oder des Befchädigten jei; bei ber Veruntreuung, ob eine wirkliche 
Uebergabe in ben Befit erfolgt fei; beim Betruge, ob eine leztwillige Anordnung giltig 
fei; bei der Blutjchande, ob die eine Perfon die Tochter der Andern jei; bei dem IV. Falle 
ber öffentlichen Gewaltthätigfeit, ob Jemand im ruhigen Befige von Grund und Boden 
gewejen fei (Eaff. Hof. Entidh. v. 21, Mai 1852), u. dgl. In folden Fällen muß ber 
Strafrichter felbft die obwaltenden Thatumftände möglichft genau erforfchen, und auf 
Grundlage berjelben nad) den vorliegenden Beweiſen und der Vorſchrift der bürgerlichen, 
Hanbels-, Wechjel- oder anderer einjchlägiger Gejete ſelbſt beurteilen, welches Rechts- 
verhältniß in Dem vorliegenden Falle obwalte, Der Grund diefer Verfügung liegt darin, 
daß der Zwed bes Strafverfahrens ift, die materielle Wahrheit, den Sachverhalt, 
wie er wirklich ift, an den Tag zu bringen, während der Eivilrechtsftreit nur formelle 
Wahrheit gibt, und eine ciwilrichterliche Entfcheidung, in Folge von nicht beobachteten 
Förmlichleiten, überjehenen Beweismitteln, ausbrüdlihen oder ftillichweigenden Zuge- 
fländniffen der Parteien, auf Boransfegungen beruhen kann, die von dem wahren Sach— 
verhalte weit abweichen. 

Als Folgerung diefer Betrachtung führt daher das Gefetz fort: 

Iſt hieriiber von dem Eivilrihter ein Erkeuntniß gefhöpft worden, fo 
ift der Strafrichter hieran nicht gebunden, in fo weit es fih um die Beur— 
theilung der Strafbarfeit des Beſchuldigten handelt, 

Ebenfo wenig hat der Strafrichter Thatumftände, welche einem civil- 
rihterlihen Erkenntnifje zur Grundlage dienen, in fo weit fie auf die ftraf- 
gerichtliche Eutſcheidung von Einfluß fein können, für wahr zu halten, wenn 
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ans der ftrafgerihtlihen Unterſuchung das Gegentheil derjelben hervor- 
kommt, oder ihre Glaubwürdigkeit erſchüttert wird. 

Es iſt hierbei ganz eimerlei, ob das ciwilrichterliche Erfenntniß vor oder nad der 
begangenen ftrafbaren Handlung erfloſſen ift, 3. B. Jemanden das Eigenthum einer ſpäter 
entzogenen Sache zugeſprochen, oder ein falſcher lezter Wille giltig erklärt worden iſt, 
deun alle ſelbſt formell rechtskräftigen eivilgerichtlichen Urteile haben auch für die Parteien 
nur ſo lange Rechtsgiltigkeit, als ſie nicht im geſetzlichen Wege — und dazu gehört auch 
eine Strafverhandlung — angefochten werden. 

Umgefehrt folgt aber daraus auch, daß wenn ſich aus dem Strafverfahren gegen die 
Wirklichkeit der durch ein ciwilgerichtliches Erkenntniß feftgeftellten Thatjachen fein Be- 
denfen ergibt, der Strafrichter infofern an das Erlenntniß gebunden ift, als dieſe That- 
ſachen durch das Erfenntniß als eine Sffentliche Urkunde erwiefen find (5. 275). 

Nur Ein Rechtsverhältniß macht wegen der Wichtigfeit und Ausdehnung der damit 
verknüpften Nechtsfolgen von den aufgeftchtten Regeln eine Ausnahme, und kann fie auch 
machen, weil das Gejeß bei den einfchlägigen Streitigkeiten dem Nichter ohnehin die mög— 
lichfte Erforfchung der materiellen Wahrheit zur Pflicht macht. (Hofd. v. 23. Auguſt 1819, 
Nr. 1595, 3. 6. ©.; Eiv. Pr. Odg. für Ungarn $$. 650—683, Juſt. Min. Bdg. v. 
9, Juni 1853, Nr. 105 R. ©. Bl.) Dieß ift die Ehe und die Frage über die Giltigfeit 
berjelben. In diefer Beziehung beſtimmt das Geſetz: 

Hängt aber der Thatbejtand einer jtrafbaren Handlung von der Frage 
iiber die Giltigfeit einer Ehe ab, worüber bereits vor, oder im Laufe des 
Strafverfahrens bei dem zuftändigen Civil- oder geiſtlichen Gerichte eine 
Verhandlung anhängig wurde: jo ift der Ansgang derjelben abzuwarten, 
und nöthigen Falles im geeigneten Wege auf Beſchleunigung zu dringen. 
Wenn jedod) das Ehehindernig bloß vor dem Strafrichter rege gemacht 
wird, und die Unrichtigfeit der Thatumftände, anf welche ſich das ange: 
gebene Ehehindernig gründen joll, erkannt wird, oder die Unftatthaftigkeit 
der Einwendung des vorgeihüsten Ehehindernifjes feinem Zweifel unter: 
liegt, fo ift das Strafverfahren fortzujegen; im entgegengejegten Falle aber 
von dem Strafrichter die vorlänfige Unterfuchung und Entiheidung dem 
hierzu berufenen Civil: oder geiftlihen Gerichte zu überlafjen. 

Das Erkenntniß des Ehegerichtes ift zwar aud für den Strafrichter 
in Hinficht auf die Frage der Giltigfeit der Ehe bindend; allein dieß Hin- 
dert ihm nicht, alle jene Umstände und Verhältuiſſe zu erheben und zu wür— 
digen, welche die Strafbarkeit des Beſchuldigten aufheben. 


I. Diejer Fall wird am häufigften bei dem Berbrechen ber zweifachen Ehe, er kann 
aber auch bei der Uebertretung des Ehebruches oder bei Der des Zwanges zu einer ungil« 
tigen Ehe, dann der Trauung unter Verſchweigung eines Ehehinderniffes als wejentlich 
enticheidend vorfommen. 

II. Wird das Ehehinderniß bios vor dem Strafrichter, ſei es durch Die Anzeige ober 
durch den Bejchuldigten behnfs feiner Bertheidigung vorgebradht, jo hat der Strafrichter 
die nöthigen Erhebungen über die faktifhen Verhältniſſe zu pflegen, und cs ift bezüglich 
des weiteren Verfahrens zu unterſcheiden: zeigt ſich der Nichtbeftand des vorgefchligten 
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Ehehinderniffes, z. B. daß der angegebene Verwandtſchaftsgrad, die vorgegebene Unfähig- 
feit die eheliche Pflicht zu leiften n. dal. gar nicht vorhanden ſei, fo ift das Strafverfahren 
fortzuſetzen; zeigt ſich das Beftehen des Ehehinbernifjes, oder handelt es fih um ein fol» 
ches, bei welchem ber Strafrichter aus jeinem Standpunkte allein über deſſen Unftatthaf- 
tigfeit nicht abjprechen fan, 3.8. bei höheren Weihen, feierlichen Gelübden, Mängeln 
bei der Einfegnung u. dgl., fo ift die Anzeige an das zuftändige Civil- oder geiftliche Ge— 
richt zu machen, unb mit bem Strafverfahren einftweilen innezuhalten. 

III. In jenen Kronländern und bei jenen Religionsgenofjen, bei denen die Giltigfeit 
der Ehe nad dem allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuche beurteilt wird, hat der Strafrichter 
nur bie in dem genannten Gefege aufgeführten Ehehinderniffe zu berüdfichtigen, indem 
die blos canonischen Ehehinderniffe die Ehe vor den weltlichen (Civil- oder Straf-) Ge- 
richten nicht ungiltig maden. In jenen Kronländern und bei jenen Neligionsgenoffen 
aber, bei denen die Giltigfeit der Ehe nad) ihren betreffenden geijtlihen Geſetzen beurteilt 
wird, hat fi) der Strafrichter bei den erwähnten Erforfchungen nur die lezteren vor 
Augen zu halten. Die in Folge des mit dem heiligen Stuhle abgejchloffenen Concordates 
(Pat. v. 5. Nov. 1855, Nr. 195 R. G. Bl.) in Ausfiht geftelten Vollzugsvorſchriften, 
werben hierbei dem Richter Die näheren Anhaltspunkte liefern. 

IV. Die Entjheidung über die Giltigfeit der Ehe, fie mag vor ober nad) der ftraf- 
baren That ergangen fein, bindet den Strafrichter infofern, als er dieſelbe feiner Beur— 
teilung des objectiven Thatbeftandes zu Grunde legen muß. Der Strafrichter muß alſo 
auch dann der Entſcheidung des Civil- oder geiftlichen Gerichtes gemäß eine Ehe für giltig 
ober ungiltig anjehen, wenn fi auch aus feinen Erhebungen wefentliche Bedenken gegen 
die Richtigkeit der Thatjachen ergeben, auf welche ſich dieſe Eutſcheidung gründet. Deſſen 
ungeachtet kann er bei Beurteilung des fubjectiven Thatbeftandes alle jene Umſtände berüd- 
fichtigen, welche nad) dem Strafgefege, namentlich nach $. 2 besjelben, die Strafbarfeit 
des Beichnldigten aufheben, indem fich 3. B. folche Thatfachen ergeben, welche den Beſchul— 
digten in feiner Handlung ein Verbrechen nicht erkennen ließen ($. 2 lit. e Str. ©.). 


8. 5. 


Friften find in der Regel Fallfriften, und Berehnung derſelben. 


Die in diefem Geſetze anberaumten Friſten find, wenn das Gegentheil 
nicht ausdrücklich verfügt ift, als ausſchließende (Fall-, Präcluſiv- oder 
peremtorische) Friften anzujehen, und können nicht verlängert werden. 

Wenn diefelben von einem bejtimmten Tage an zu laufen haben, find 
fie fo zu berechnen, daß diefer Tag nicht mitgezählt wird. Erweiterte Fri- 
ften nehmen ihren Anfang nad) dem Testen Tage der vorhergehenden Frift, 
deren Berlängerung bewirkt worden iſt. Sonn: und Feiertage, gleichwie 
diejenigen Tage, während welder eine binnen einer beftimmten Friſt bei 
der Strafbehörde zu überreihende Schrift auf der Poft gelaufen, oder fonft 
aufgehalten worden ift, werden eingerechnet. 

I. Eine ausfchließende (Fall, Prächufio-, peremtorifche) Frift ift eine ſolche, nad) 
deren Berlauf eine Handlung gar nicht mehr giltig vorgenommen werben kann, und 


zwar find bie Friften der Strafprozeforbnung noch überdies von felbft verfallende, 
indem die Gerichte verfpätete Schritte von Amtswegen zuriicdweifen milffen, 
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II. Die Unmöglichkeit der Verlängerung ber Friften ift fo firenge turchgeführt, daß 
nur der $. 153 eine Ausnahme davon enthält. 

III. Die Berechnung der Friften findet im folgender Art Statt: Wenn 3. B. Jeman- 
ben ein Delegirungsbejchluß am 1. eines Monates zugeftellt wurde, fo kann die Beru— 
fung dagegen, zu welcher nach $. 49 drei Tage offen ftehen, noch am 4. besfelben Mo- 
nates giltig angebracht werden, aber ber 4. ift jedenfalls der legte Tag, wenn auch der- 
jelbe, oder einer ber vorhergehenden ein Sonn- oder Feiertag wäre, Wurde Jemandem 
ein Beſchluß, gegen den die Berufung binnen 24 Stunden ergriffen werden muß, 3. B. 
um 10 Uhr Vormittags eröffnet, jo kann die Berufung nicht blos bis 10 Uhr des nächſten 
Tages, fondern auch noch fpäter an dieſem Tage — natürlich innerhalb ber gejetlichen 
Amtsftunden — giltig angebracht werben. 

IV. Wird die Bernfungsanmeldung, oder eine andere ähnliche Eingabe, dem Straf- 
gerichte durch die Poft oder eine andere Gelegenheit zugefenbet, jo ift es Sache des lieber- 
reihenden, bafür zu forgen, daß biefelbe rechtzeitig bei dem Cinreichungsprotofolle bes 
Gerichtes einlange, indem eine allfällige Berfpätung auf dem Wege dem Ueberreichenben 
nicht zu Gute gehalten wird, 
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Beftimmung über die Geldſtrafen. 


Die in der gegenwärtigen Strafprocef-Ordnung feſtgeſetzten Geld- 
ftrafen find in Comventiond- Münze nad) dem Zwanzig-Guldenfuße zu ver: 
ftehen ; fie verfallen dem Armenfonde des Aufenthaltsortes desjenigen, dem 
die Geldftrafe auferlegt wird, und find in dem Falle, wenn fie von dem 
Straffälligen nicht eingebracht werden fünnen, oder den Vermögens-Um— 
ftänden oder dem Nahrungsbetriebe des zu VBerurtheilenden oder jeiner Fa— 
milie zum empfindlichen Abbruche gereichen würden, in Arreftitrafen von je 
Einem Tage für fünf Gulden zu verwandeln. 

I. In näherer Ausführung diefer Anordnung beftimmt die Verordnung des Zuftiz« 
minifteriums vom 11. Februar 1855 Nr. 30 R. ©. Bl. im $. 1. 

„In den Strafurteilen, jo wie in den während des Laufes des Strafverfahrens er- 
gehenden Erkenntniſſen der Strafgerichte und Unterfuchungsrichter, durch welche gegen 
Jemand eine Geldftrafe verhängt wird, ift zugleich jene Arreftftrafe auszufprechen, welche 
im Falle der Uneinbringlichfeit der Geldftrafe nah den Beitimmungen bes Strafgejetes 
und der Strafprozeßorbnung an deren Stelle zu treten hat." 

„Bei Geldftrafen unter fünf Gulden Conventions-Miünze ift die Arreftftrafe in bie 
Dauer auf wenigftens zwölf Stunden zu beftimmen.“ 

Dieſe lezte Beftimmung gilt Daher auch für bie nad der Strafprogeforbnung ver- 
bängten Geldftrafen unter fünf Gulden. 

II. Die näheren Vorſchriften über die Eintreibung ber Geldftrafen werben bei ber 
Erflärung bes $. 327 aufgeführt werben. 
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Zweites Hauptftück. 


Von den gerichtsbehörden in Straffachen und deren Wirkungs- 
kreife im Allgemeinen. 


8. 7T. 
Welchen Gerichten die Gerichtsbarkeit in Strafſachen in erſter 
Inſtanz zuſtehe und zwar: 
Die Gerichtsbarkeit erſter Inſtanz in Strafſachen iſt auszuüben: 

a) von den Bezirksämtern (Stuhlrichter-Aemtern) als Bezirksgerichten, 
und von den für ſich beſtehenden Bezirlsgerichten (Präturen) ; 

b) von den Gerichtshöfen erjter Juſtanz (Landes, Kreis: und Comitatd- 
Gerichten). 

1. Die Gerichtsbarkeit in Straffadhen in erfter Juſtanz richtet ſich nach der Art ber 
ftrafbaren Handlungen, indem Die NUebertretungen ben Bezirkögerichten, die Ver— 
gehen und Verbrechen aber ben Gerichtshöfen zugewiefen find. In Beziehung auf 
bie lezteren beiden Arten der Gejeßesübertretungen theilen ſich die Gerichte wieder in 
Unterfuhungs=- und in erfennende (Sprud>) Gerichte, 

II. Inwiefern den Gerichtshöfen eine Oberauffiht über die Bezirksgerichte zufteht, 
und dieſe lezteren an die Verfügungen ber erfteren gebunden find, beftimmen bie $$. 14, 


15, 56, 57, 62, 418 u. a. 
Literatur: Boſchan, Neber bie gegenfeitigen Verhältniſſe ver Strafbehörben (©. 3. 1854, Nr, 86). 


S. 8. 
den Bezirksgerihten als Einzelnrihtern, den Gerihtshöfen 
in der Kegel als Eollegialgeridten. 


Die Bezirkögeridhte haben die ihnen obliegenden ftrafgerihtlihen Amts⸗ 
handlungen durch Einzelnrichter, die Gerichtshöfe aber, in foweit das Geſetz 
feine Ausnahme macht, ald Collegialgerichte auszuüben. 

Die erwähnte Ausnahme befteht darin, daß die Gerichtshöfe ihre Amtsverrichtungen 
als Unterfuchungsgerichte durch dazu beftellte Einzelnrichter ausüben. ($. 11.) 


8. 9. 
Das Strafverfahren wegen Uebertretungen fteht den Bezirks— 
gerihten und Polizeibehörben zu. 

Dem Bezirfögerichte fteht das gefammte Strafverfahren, d. i. Die 
Unterfuhung, Entiheidung und Vollftrefung ihrer Erfenntniffe hinſichtlich 
derjenigen Uebertretungen zu, welde in dem allgemeinen Strafgejege als 
ſolche bezeichnet, oder durch bejondere Vorſchriften zur Unterfuhung und 
Beitrafung den Gerichten zugewieſen find. 
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I. Es wurde fchon oben bemerkt, daß nad dem gegenwärtigen Stande der Geſetz- 
gebung außer den in dem allgemeinen Strafgejege enthaltenen Uebertretungen, nur jene 
bes kaiſ. Patentes vom 25. Oktober 1852 Nr. 223 R. ©. Bl., betreffend die Beftimmungen 
über die Erzeugung, den Verkehr und den Befit von Waffen uud Munitionsgegenftänden, 
dann das Waffentragen, mit Ausnahme der in den $$. 36 und 39 bes gedachten Patentes 
beftimmten Fällen, den ordentlihen Gerichten zugewiejen find, — Die in den $$. 34—39 
ber Preßordnung vom 27. Mai 1852 Nr. 122 R. ©. Bl.) enthaltenen Uebertretungen 
find im $. 42 derfelben ausdrüdlich den Eollegialgerichten zugewiejen. — Rüdfihtli der 
im 8.478 Str. ©. bezeichneten Uebertretungen der Satzungsvorſchriften und Taxordnungen 
tritt die Competenz der Strafgerichte erft dann ein, wenn der Bejchuldigte bereits zwei 
Mal von der politiichen Behörde rechtskräftig zu einer Strafe verurteilt worden war 
(Min. Vdg. v. 18. Jäner 1855, Nr. 14 R. ©. Bl.). 


II. Rüdfichtlich der auferordentlihen Milderung der Strafe bei allen durch bejondere 
Berordnungen dem Verfahren der Strafgerichte zugemwiejenen Uebertretungen haben fich 
die Gerichte nicht nach den früher für dieſe Lebertretungen bejtandenen Anorbnungen, fondern 
nur nach den 88. 286, 294, 305, 306 und 311 diefer Strafprozeßorbuung zu benehmen 
(Min. Bdg. v. 25. Juni 1855, Nr. 114 R. ©. Bl). 

III. Das Strafverfahren über diejenigen Gejeßesübertretungen, welche nicht Durch 
das allgemeine Strafgejeg vom 27. Mai 1852 als ftrafbare Handlungen bezeichnet, und 
nicht ausdrücklich den Gerichten zur Unterjuhung und Bejtrafung zugewiejen find, wird 
burch die Minifterinl-Berordnung vom 3. April 1855, Nr. 61 R. ©. Bl. geregelt. 


IV. Dagegen ift mit Min. VBdg. vom 10. Oftober 1855, Nr. 177 R. ©. Bl. die Um— 
wandlung ber wegen Gefällsübertretungen verhängten Gelbftrafen in Arreftftrafen im 
Ungarn, Ervatien, Slavonien, dem Banate, ber jerbifchen Woiwodſchaft und Sieben- 
bürgen den Strafgerihten zugewiejen worben, welche ſich dabei nach folgenden 
Grundſätzen zu benehmen haben: 

$. 1. Die Umwandlung ber von einer Finanzbehörde wegen einer Gefällsübertretung 
verhängten Geldſtrafe in Arreftftrafe fteht, wenn der Fall einer folhen Umwandlung nad 
bem Gejeße eintritt, jenem Gerichtshofe erjter Inftanz zu, in deſſen Sprengel die Finanz- 
behörde ihren Amtsſitz bat, welche über die Gefällsübertretung, wegen welcher die umzu— 
wandelnde Geldftrafe verhängt murde, in erfter Inftanz erkannt bat. 

8.2. Bei der Umwandlung ber Geldftrafe in Arreft ift der Stand, ber Erwerb und 
bie perfönliche Beichaffenheit des Verurteilten mit Beobachtung des Grundſatzes zu bes 
rüdfichtigen, daß auf dasjenige Strafausmaß erfannt werben foll, welches dem Beſtraften 
zwar empfindlich ift, jedoch demjelben fein ausgebehnteres Uebel zufügt, als der Haren 
Abficht des Geſetzes entipricht. Auch die Folgen, welche die Bollziehung der Strafe auf die 
Familie des Berurteilten berborzubringen geeignet ift, ſollen in Betrachtung gezogen 
werben. 

8.3. Mit Anwendung diefer Rückſichten ift hierbei im Allgemeinen das Verhältniß zu 
beobachten, daß ftatt einer Strafe bis zweihundert Gulden, Arreft von Einem Tage bis zu 
Einem Monate, ftatt zweihundert bis fehshundert Gulden, Arreft von Einen bis zu brei 
Monaten, ftatt fechshundert bis Eintaufend fünfhundert Gulden, Arreft zwifchen drei bis 
jehs Monaten, ftatt Eintaufend fünfhundert bis breitaufend Gufden, Arreft von ſechs 
Monaten bis zu Einem Jahre, ftatt breitaufend bis jechstaufend Gulden, Arreft von Einem 
bis zwei Jahren, ftatt ber Beträge über fechstaufend Gulden endlich Arreft von zwei bis 
drei Jahren zu verhängen ift, 
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$. 4. In der Regel ift die Geldftrafe nur. in einfachen Arreft umyuäudern, Strenger 
Arreft oder eine Berfhärfung des einfachen oder ftrengen Arreftes bat bei der Umänderung 
ber Geldftrafe in Arreft Pla zu greifen, wenn die Bedingungen zur Abkürzung der Arreft- 
ftrafe vorhanden find ($. 5). 


8. 5. Würde durch eine lange Dauer bes Arreftes der gewöhnliche rechtliche Erwerb 
bes Uebertreters oder feiner Familie in Verfall gerathen, jo ift die Dauer abzufürzen, 
jedoch der Arreft auf eine mit den Borfchriften des allgemeinen Strafgefeßbuches überein» 
ftimmende Weife zu verfchärfen oder ber einfache in ftrengen Arreft umzuftalten. Die 
Arreftftrafe kann in diefem Falle auch unter das mindeſte Ausmaß der beftimmten Straf- 
Dauer, jedoch nie unter die im Allgemeinen feftgefeßte Fürzefte Dauer von vierundzwanzig 
Stunden abgekürzt werben. 

8. 6. Jeder der beiden Grabe des Arreftes ſowohl, als die allfälligen Verfchärfungen 
besjelben, find nad den Beſtimmungen bes allgemeinen Strafgejetes zu vollziehen. 

$. 7. Die Arreftftrafe ift in der Negel für die ganze ausgeſprochene Dauer ununter- 
brochen zu volßiehen. 

8.8. Würde jedoch hiedurch ber gewöhnliche rechtliche Erwerb des Berurteilten oder 
feiner Familie in Berfall gerathen, und befteht die Strafe blos im einfachen Arrefte, jo 
fann die Bollziehung in einigen Abtheilungen ftattfinden, Zwiſchen den einzelnen Ab— 
theilungen darf fein längerer Zeitraum als höchftens vierzehn Tage gelaffen werben. 


Bejondere Verordnungen werden beitimmen, über welde von dem im 
zweiten Theile des Strafgejeges vorkommenden Webertretungen im Polizei- 
rayon der Hauptjtädte und anderer Orte, die Strafgerihtöbarfeit in erfter 
Yuftanz von der dafelbit bejtellten Sicherheitsbehörde ftatt des Bezirfs- 
gerichtes auszuüben fein wird. 

I. Diefe Beftimmung enthält die faiferliche Verordnung vom11. Mai 1854, Nr, 120 
R. ©. Bl., welche lautet: 

8.1. Bon dem Tage angefangen, au weldem in jebem einzelnen Kronlande bie 
Strafprogeßorbnung vom 29. Juli 1853 in Wirkſamkeit treten wird, ift nach Maßgabe des 
8.9 berjelben im Polizeirayon der nachgenannten Hanptftäbte: Wien, Linz, Salzburg, 
Grab, Laibach, Klagenfurt, Trieft, Junsbrud, Mailand, Venedig, Zara, Prag, Brünn, 
Troppau, Lemberg, Krakau, Ezernowig, Ofen-Pefth, Temesvar, Hermannftadt und Agram 
die Strafgerihtsbarfeit in erjter Inftanz über die im $. 2 Diefer Berorbnung bezeichneten 
Uebertretungen von ben bafelbft beftehenden k. k. Polizeibehörden auszuüben. 

8.2. Diejer Gerichtsbarkeit werben nachftehenbe im II. Theile des Strafgefees vom 
27. Mai 1852 vorfommende Uebertretungen zugewiefen : 

1. Abfichtlihe Verſchweigung von Mitgliedern einer erlaubten Gejellichaft (8.299 des 
Strafgejeßes). 

2. Berlegung von Patenten, Verordnungen u. ſ. w. ($. 315). 

3. Beſchädigung der zur öffentlichen Beleuchtung beftimmten Laternen ($. 317). 

4. Beihädigung aufgeftellter Warnungszeichen ($. 319). 

5. Die im $. 320 unter den Buchftaben a) bis einfchließig e) bezeichneten Ueber- 
tretungen in Beziehung auf die Meldungsvorſchriften. 

6. Die im $. 321 beftimmte Uebertretung der Aufnahme von Gefellen ohne Wanbder- 
buch (Kundſchaft). 
3* 
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7. Die in den $$. 323 und 324 bezeichnete Rückkehr eines Abgefchafften, in foferne 
bie Abſchaffung von ben Sicherheits- ober Gemeindebehörben verfügt worben war. 

8. Die im $. 338 bezeichnete Lebertretung bes Berbotes des Badens und Schleifen 
auf dem Eije und bes Betretens ber Eisdeden an gefährlichen Stellen. 

9, Die Unterlaffung der Austellung der Warnungszeichen bei einem Baue ($. 380). 

10. Die in den $$. 387, 388, 390 und 391 bezeichneten Webertretungen der unter- 
lafjenen Anzeige eines mit Wuth behafteten oder derjelben verbächtigen Thieres, des unber 
fugten Haltens jchäblicher Thiere, der Vernachläſſigung der Verwahrung eines mit Er- 
laubniß gehaltenen wilden Thieres und der Bernadläffigung bösartiger Hausthiere. 

11. Die Verunreinigung der Brunnen, Cifternen u. ſ. w. ($. 398). 

12. Die Verftellung der Straßen zur Nachtzeit durch Wägen, Fäffer u. dgl. oder die 
Unterlaffung der Aufftellung von Warnungszeichen und Laternen dabei ($$. 422 —424). 

13. Das Herabwerfen aus Fenftern u. dgl. oder die Unterlaffung ber Befeftigung da— 
hin geftellter oder gehängter Gegenftände ($. 426). ; 

14. Die in ben 88. 427—430 bezeichneten Uebertretungen des Verbotes des ſchnellen 
und unbehutfamen Fahrens und Reitens, der Beftellung eines von der Polizei nicht tauglich 
befundenen Knechtes und bes Stehenlaffens von Pferden ohne Aufficht. 

15. Die im $. 496 bezeichneten öffentlichen Beſchimpfungen oder Mißhandlungen. 

16. Das in den $$. 517—521 als Uebertretung erklärte Betteln. 

17. Eingealterte, Gefahr bringende Trunfenbeit bei gewiffen Handwerkern, Taglöhnern 
und Dienftboten ($. 524). 

18. Unfittlichfeiten, in foferne fie nad Vorſchriſt des $. 525 als Uebertretungen gegen 
bie öffentliche Sittlichkeit won den Behörden zu ahnden find. 

Die hier unter Nr. 3, 4, 9, 10, 11, 12, 13, 14 und 17 angeführten Uebertretungen 
gehören jedoch nur dann unter die Strafgerichtsbarleit der in $. 1 erwähnten Polizeibe- 
börden, wenn durch diefe Uebertretungen Niemand bejchädigt worben ift. 

8.3. Meine Minifter bes Innern und ber Juftiz, fowie ber Chef Meiner oberften 
Polizeibehörbe, find mit der Vollziehung dieſer Verordnung beauftragt. 

Diejelben find zugleich ermächtiget, die Wirkjamfeit diefer Verordnung außer ben im 
8.1 genannten Hauptftäbten nah Maßgabe des $.9I ber Strafprozeforbnung auch noch 
auf andere Orte auszudehnen, und rüidfichtlih derjenigen Städte, in welchen die Polizei- 
direction in mehrere Polizei-Bezirks-Commiffariate untergetheilt ift, zu beftimmen, in wie- 
ferne die in diefer Verordnung feftgefegte Strafgerichtsbarfeit von der Kentral-Direction 
oder von ben Bezirks-Commiffariaten auszuüben fein wird. 


I. Welche Polizeibehörben mit diefer Strafgerichtsbarkeit betraut find, ift in der Ber» 
orbnung ber oberjten Polizeibehörbe vom 11. Dezember 1854, Nr. 311 R. ©. Bl. enthalten. 
Es find folgende: 

I. In Wien a) innerhalb ber Linien, in genauer Uebereinftimmung mit ben 
Sprengeln ber bafelbft befindlichen 8 E. k. Bezirksgerichte: 

1. das Stabt-Polizeicommiffariat, fir ben ganzen inneren Polizei-Stabtbezirt; 

2. das Polizeicommiffariat Leopolbftabt, für die Polizeibezirke Leopoldftabt, Jägerzeile 
und Floridsdorf; 

3. das Polizeicommiffariat Landſtraße, für die Polizeibezirfe Landſtraße, Erdberg und 
Simmering; 

4. das Polizeicommifjariat alte Wieden, für bie Polizeibezivke alte Wieden, neue 
Wieben und Margarethen ; 
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5. das Bolizeicommiffariat Mariahilf, für den Polizeibezirt Mariahilf; 

6. das Polizeicommiffariat Neubau, für den gleichnamigen Polizeibezirk; 

7. das Polizeicommiffariat Joſephſtadt, für den Polizeibezirt Joſephſtadt; 

8. das Polizeicommiffariat Roßau, für die Polizeibezirfe Roßau und Döbling ; 

b) außerhalb der Stadt: 

9. das Polizeicommiffariat Schahaus, für bie Polizeibezirke Sechshaus, Gaudenzdorf 
und Sießing ; 

10. das Polizeicommiffariat Ottafring, für die Polizeibezirfe Ottafring und Weinhaus. 

I. In Prag a) innerhalb ber Stadt: 

1. das Bezirks-Polizeicommiffariat Nr. I, für Die obere Altftabt; 

2. das Bezirks-Polizeicommiffariat Nr. IL, für die untere Altftabt und Joſephſtadt; 

3. Das Bezirks-Polizeicommifjariat Nr. III, für die obere Neuftabt ; 

4. das Bezirks-Polizeicommiffariat Nr. IV, für die untere Neuftadt; 

5. das Bezirks-Polizeicommiffariat Nr. V, fir die Kleinfeite ; 

6. das Bezirks-Polizeicommiffariat Nr. VI, für den Hradſchin, dann für Die außerhalb 
der Stadt liegenden Gemeinden Brewniow und Strefhowiß; 

b) außerhalb ber Stabt: 

7. das Bezirks-Polizeicommifjariat Nr. VII, für die Gemeinden Karolinenthal, Lieben 
und einen Theil ber Gemeinde Weinberg, mit dem Amtsfige in Karolinenthal; 

8. das Bezirks-Polizeicommiffariat Nr. VIII, für die Gemeinden Wifchehrad, Podol, 
Dworce, Nufle, Panfraz, Wrſchowitz, Michle und Weinberg, mit dem Amtsfige in 
Wiſchehrad; 

9. das Bezirks-Polizeicommiſſariat Nr. IX, für die Gemeinden Smichow und 
Koſchir?, mit dem Amtsfite in Smichow; 

10. das Bezirks-Polizeicommiffariat Nr. X, für die Gemeinden Bubentſch, Podbaba, 
Scharka, Hollefhowig und Bubna, mit dem Amtsfige in Bubentſch; und zwar die aufer- 
halb der Stadt Prag befindlichen Polizeicommiffariate für alle den landesfürftlichen Polizei» 
behörben zur Unterfuhung zugewiefenen Uebertretungen ohne Unterfchied, die Polizei- 
commifjariate innerhalb ber Stadt aber für alle Uebertretungen, mit Ausnahme ber in 
ben $$. 323, 324 und 517 des Strafgefetses vom 27. Mai 1852 bezeichneten Uebertre- 
tungen, hinfichtlich welcher die Gentraldirection, beziehungsweife das dortige Sicherheits- 
bepartement, die Unterfuhung und Urteilsjhöpfung vorzunehmen hat. 

III. In den Hauptftäbten Linz, Salzburg, Grab, Laibach, Klagenfurt, Mailand, Vene— 
big, Trieft, Innsbrud, Zara, Brünn, Troppau, Lemberg, Krakau, Czernowitz, Ofen— 
Peſth, Temesvar, Hermannftabt und Agram, dann laut Verordnung der oberften Polizei- 
behörde vom 29. Auguft 1855, Nr. 150 R. G. Bl. in Kaſchau und Großwardein die dortigen 
Polizeidirectionen, und zwar jebe für den ganzen Umfang ihres Bolizeirayons. 

II. Die Vorſchriften über die Befähigung zur Ausübung diejes den Polizeibehörben 
übertragenen Richteramtes enthält die Minifterial Verordnung vom 30. Dezember 1854, 
Nr. 321 R. &. Bl., deren näherer Inhalt nicht in die Gränzen dieſes Werkes fällt. 


Ueber diefe Arten von Webertretungen haben aber die Sicherheitsbe— 
hörden, als ftellvertretende Behörden der Strafgerihte, nad) den Borfchriften 
diefer Strafproceß- Ordnung zu verfahren, und der Rechtszug von deren 
Entiheidung geht in zweiter Inftanz an das Oberlandesgeridht, und in 
dritter Inftanz an den oberjten Gerichtshof ($$. 18 und 19). 
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Welhen Gerihten als Unterfuhungsgeridten das Unter— 
fuhungsverfahren über Berbreden und Vergehen zufomme. 
Unterfuchungsgerichte zur Führung des Unterfuhungsverfahrens über 
Verbrechen und Vergehen find: 

a) hinfichtlic) der Verbrechen des Hocverrathes, der Majeftätfbeleidigung, 
der Beleidigung der Mitglieder des kaiſerlichen Hauſes und der Stö— 
rung der öffentlihen Ruhe (SS. 58 — 66 des Strafgejetes) in jedem 
Kronlande das Landesgericht desjenigen Ortes, wo die politiſche Yan- 
desbehörde (Statthalterei, Yandesregierung oder Statthalterei-Abthei- 
lung) ihren Siß hat; | 

In Ungarn kommt den hier genannten Verbrechen auch noch die Berfülihung üffent- 
licher Ereditspapiere beizuzählen (Min. Vdg. v. 26. Oftbr. 1855, Nr. 188 R. ©. Bl.). 

b) hinſichtlich aller übrigen Verbrechen und Vergehen, jedes Yandes = und 
Kreis: (Comitats:) Gericht für einen eigens zu beftimmenden Umkreis; 
außer diejem Umkreiſe aber 

e) diejenigen Bezirfsgerihte ($. 7, Mit. a), welde durd) bejondere Be— 
ſtimmungen in jedem Kronlande, nad) Maßgabe der Ortöverhältnifje 
und der für ein Unterfuchungsgericht erforderliden Gebäude, für einen 
eigens zu bejtimmenden, regelmäßig die Bezirke mehrerer Bezirksge— 
richte umfafjenden, Umkreis als Unterſuchungsgerichte über Verbrechen 
und Vergehen beſtellt werden. 
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Bon welden richterlichen Beamten als Unterjuhungsridter 
das Unterfuhungsverfahren zu pflegen fei. 

Das Unterfuchungsverfahren iſt bei den Yandes- uud Kreis: (Comitats-) 
Gerichten ($. 10, lit. a und b) durch einen oder mehrere von dem Vorſteher 
des Gerichtshofes ans der Mitte desjelben zu beitellende Unterſuchungs— 
richter, welche die ihnen nad) der gegenwärtigen Strafprocei: Ordnung zu: 
ftehenden Amtshandlungen und Ausfertigungen im Namen des Unter: 
fuhungsgerichtes vorzunehmen haben; — bei den Bezirkögeridten aber 
($. 10, lit. e) von dem Borfteher der gerichtlichen Gejhäftsführung, oder von 
einem anderen, von ihm hierzu bejtimmten, und für das Richteramt geprüften 
‚Beamten des Bezirkögerichtes als Unterſuchungsrichter zu pflegen. 


Da die Unterfuhungsrichter ihre Amtshandlungen nur im Namen des Unterfuchungs- 
gerichtes vornehmen dürfen, fo verfteht fih wohl won jelbjt, daß in von ihnen ausgehenden 
Erſuchſchreiben, Befehlen u. ſ. w., immer das Unterfuchungsgericht und nicht der Unter- 
fuchungsrichter perſönlich als der Erfuchende oder Verfügende erfcheinen muß, jo wie um- 


‘ 
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gelehrt Erſuchſchreiben anderer Behörben oder Eingaben der Parteien nicht an ben Unter- 
fuchungsrichter gerichtet fein dürfen, fonbern an Das Unterfuchungsgericht geftellt werben 
müffen. 


8. 12. 
Hilfsbehörden der Unterfuhungegeridte. 


Jedes Unterfuhungsgeriht ift bejugt, um die Vornahme einzelner 
Arte des Unterfuchnngsverfahrens, welde außer dem Orte feines Sites 
borzunehmen find, das zum Unterfuhungsverfahren über Verbrechen und 
Bergehen berufene Unterfuhungsgeridt des Ortes au erfudhen, wo die ge- 
rihtlihe Handlung vorzunehmen ift. 

I. Der Ausdruck „außer dem Orte“ bedeutet wohl foviel, als: „außer feinem 
Sprengel”, indem e8 in der Regel (8.116) nicht angeht, daß in dem Sprengel eines Unter- 
fuchungsgerichtes ein anderes Unterfuhungsgericht Amtshandlungen vornehme. 

II. Aus diefer Anordnung ergibt fih auch die Kegel, daß Unterfuchungshandlungen 
nur durch ein Unterfuchungsgericht vorgenommen werben follen. Eine Ausnahme hiervon 
bildet der $. 25 rlidfichtfih der Zeugenvernehmungen, dann rüdfichtlih aller anderen 
Amtshandlungen, welche das Unterfuhungsgericht nicht felbft oder Durch ein anderes Unter- 
fuchungsgericht fehnell genug vornehmen kann, ber $. 13 und ber zweite Abſatz dieſes 
Paragraphes, welcher lautet: 


Auch haben alle Bezirksgerichte als Hilfsbehörden in Beziehung auf 
die Strafrechtspflege über Verbrehen und Vergehen jeder Aufforderung der 
Unterfuhungsgeridhte zu entipredhen. 


8. 13. 


Wirkfamkfeit der übrigen Bezirfsgerihte in Beziehung auf 
Berbredhen und Vergehen. 


Kommt die Anzeige eines Verbrechens oder Bergehens bei einem ſolchen 
Bezirfsgerichte vor, weldem nad) dem $. 10, lit. e das Unterſuchungsver⸗ 
fahren darüber nicht zufteht, fo Hat es diejelbe in der Regel an das zuftän- 
dige Unterſuchungsgericht zu leiten. 

Sollten aber vermöge der bejonderen Umftände des Falles die That- 
beitands-Erhebung oder andere dringende Amtshandlungen nicht mit der 
erforderlihen Beſchleunigung von dem Unterfuhungsgerichte jelbit eingeleitet 
werden können, fo liegt aud einem ſolchen Bezirkögeridgte die Ver— 
bindlichfeit ob, die nöthigen Einleitungen einftweilen im Namen des Unter: 
fuchungsgerichtes zu treffen, und Die gepflogenen Erhebungen unverzüglid) 
an dasjelbe zu leiten. 

Auch in dieſem Falle, welcher ebenfalls eine Ausnahme von der im $. 12 aufgeftellten 
Regel bildet, find die Erhebungen durch den Borfteher der gerichtlichen Gejchäftsführung, 
ober einen hierzu beftimmten, für das Nichteramt geprüften Beamten des Bezirkögerichtes 
zu leiten. ($. 11.) 
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8. 14. 


Den Gerichtshöfen zukommende Aufſicht und Leitung über das 
von den Bezirfsgerichten zu führende Unterfuhungsverfahren. 
In Beziehung anf das Unterfuhungsverfahren, welches von den Be: 
zirfögerichten zu führen ift ($. 10, lit. e), kommt dem zur mündlichen Schluß: 
verhandlung berufenen Gerichtshofe ($. 16) die Aufſicht und Peitung, daher 
insbejondere auch das Befugniß zu, dem zum Sprengel des Gerichtshofes 
gehörigen Bezirksgerichten Weiſungen darüber zu ertheilen, und das Unter: 
ſuchungsverfahren oder einzelne Acte desjelben jederzeit an ſich zu ziehen, 
und durd) einen anderen Unterſuchungsrichter vornehmen zu lafien, jobald er 
dieß wegen der Wichtigkeit des Falles, oder aus anderen erheblichen Grün: 
den für nothwendig findet, 
Solche erhebliche Gründe find die im $. 49 aufgeführten, welche das Gefeß ſelbſt als 
ſolche anerkennt, in Folge deren die Verweiſung der Sache von dem unmittelbar dazu be- 
rufenen Gerichte an ein anderes erfolgen fann. 


8.15; 


Amtshandlungen der Gerihtshöfe in Beziehung auf das Un: 
terfuhungsvwerfahren. 
Dem zur mündlichen Schlußverhandlung berufenen Gerichtshofe (8.16) 
ftehen ferner folgende Amtshandlungen zu: 

a) Die Beſchlußfaſſung über diejenigen Anzeigen wegen Verbrechen und 
Vergehen, welche der Unterfuchungsrichter zu feinem Strafverfahren 
geeignet findet; 

b) die Entfheidung in erfter Inſtanz über die im Laufe des Unter— 
ſuchungsverfahrens entitchenden Meinungsverfciedenheiten zwiſchen 
dem Unterfuhungsriter und dem Staatsanwalte, jowie über alle 
Beihwerden gegen Verfügungen oder Verzögerungen des Unter: 
ſuchungsrichters; 

e) die Entſcheidung über das abgeſchloſſene Unterſuchungsverfahren. 

Eine Ausnahme von dieſer Regel enthält der folgende 8. 16. 


8. 16. 

Zuftändigfeit der Gerihtshöfe erfter Inftanz zur Schlufver- 
handlung und Entfheidung darüber, wegen Berbredhen und 
Bergehen. 

Jeder Gerichtshof erfter Iuftanz ift endlich in feinem Gerichtsfprengel 
Hinfichtlid aller Verbrechen und Vergehen zur mindlihen Schlußverhand- 
lung, und zur Entſcheidung über diefelbe berufen. 
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Nur rücdfihtlid der Verbrechen des Hochverrathes, der Majeftätsbe- 
leidigung, der Beleidigung von Mitgliedern des kaiferlihen Hanfes, und der 
Störung der öffentlichen Ruhe gehören and) die im $. 15 aufgezählten Anıts- 
handlungen, fowie die mindlide Schlußverhandlung und Entiheidung über 
diefelbe zu dem Landesgerichte desjenigen Ortes, wo die politiiche Yandes: 
behörde ihren Sit hat ($. 10, lit. a). 

1, Für dieſe leztgenannten Verbrechen iſt ſomit ausnahmsweife immer berfelbe Ger 
richtshof Unterfuchungs- und Spruchgericht zugleich. 

U. NRüdfichtlich der Gerichtsbarkeit über die Verbrechen des Hochwerrathes, bes Auf- 
ftanbes und Aufruhres im lombardiſch-venetianiſchen Königreiche trifit Die zufolge a. h. 
Entſchließung vom 20, Mai 1854 erfloffene Verordnung der Minifterien des Innern unb 
ber Zuftiz vom 22. Mai 1854, Nr. 126 R. ©. Bl. folgende Anordnungen: 

8.1. Bom 1. Juni 1854 angefangen wirb bie Unterfuhung und Beftrafung ber 
Berbrechen des Hochverrathes, Aufitandes und Aufruhrs, welche von Perfonen des Eivil- 
ftanbes begangen werben und wofür diefelben nad) den beftehenden allgemeinen Geſetzen 
ber Gerichtsbarkeit der lombardiſch-venetianiſchen Eivil-Strafgerichte unterliegen würben, 
an einen in Mantun zuſammenzuſetzenden befonderen Eivil-Strafgerichtshof übertragen. 

In zweiter Juſtanz wird die Strafgerichtsbarfeit hierüber dem Oberlandesgerichte in 
Benebig zugewiefen. 

8.2. An diefen Eivil-Strafgerichtshof find auch alle wegen eines ber genannten Ber- 
brechen wider Perfonen des Eivilftandes bei Militärgerihten im lombarbifch-venetianifchen 
Königreiche noch anhängigen Unterfuchungen zur Fortfegung abzutreten. 

8.3. Sowohl die ftrafrechtlihe Beurteilung als das gefammte Strafverfahren bat 
bei diefem Gerichtshofe nad} den für den Eivilftand geltenden Geſetzen zu gefchehen. 

In deu Fällen, wo Jemand eines der genannten Verbrechen ſchuldig erflärt wird, 
bat ber Gerichtshof auch über die von Seite des Staates oder von Privatperfonen gegen 
ben Berurteilten geltenb gemachten Anſprüche auf Schabenerfat zu erfennen. 

Zu dem aus einem biefer Verbrechen entftandenen Schaden find aber nicht nur alle 
unmittelbar oder mittelbar durch dasſelbe herbeigeführten Beſchädigungen, fondern auch 
alle zur Unterbrüdung der verbrecherifchen Unternehmung oder zur Wieberherftellung ber 
Ordnung und Sicherheit aufgewenbeten Koften zu rechnen. 

Ueber bie Art und den Betrag ber zu diefem Zwede aus dem Staatsſchatze beftrittenen 
Auslagen ift ben von ber competenten Staats-Recdnungsbehörbe geprüften und filr richtig 
befundenen Amtsausweifen un? Rechnungen ber Berwaltungsbehörben von dem Straf» 
gerichte nach Bejchaffenheit der Uniſtände felbft für fich allein volle Beweistraft einzuräumen. 

8. 4. Erſcheint eine Berfon, welche wegen eines ber genannten Verbrechen bei bem 
im $. 1 bezeichneten Geridhtshofe in Unterfuchung gezogen wird, auch noch eines anderen 
Berbrechens oder Bergehens ober einer nach dem allgemeinen Strafgefeße zu beurteilen- 
ben Uebertretung befchuldiget, fo hat fich bie Gerichtsbarkeit desfelben auch auf dieſe anderen 
ftrafbaren Handlungen auszubehnen. 

III. In Ungarn fommt ben im zweiten Abſatze dieſes Paragraphes genannten Ver— 
breden auch die Berfälfhung öffentlicher Ereditspapiere beizuzählen (Min. Bdg. vom 
26. Oktober 1855, Nr. 188 R. ©. BL.) | 
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8. 17. 
Beihlußfaffung der Gerihtshöfe erfter Inftanz in Strafjaden. 
Die Gerichtshöfe erfter Inſtanz verhandeln und entjheiden in Straf- 
jadhen in der Regel in Verjammlungen von einem Borfisenden, zwei 
Richtern und einem Protofollfführer; Schlußverhandlungen aber, wobei es 
ſich um ein Verbrechen handelt, auf welches im Geſetze die Todesitrafe oder 
eine mehr als fünfjährige Kerferftrafe verhängt ift, jo wie die Eutſcheidung 
darüber, haben fie in VBerfammlungen von einem Vorfigenden, vier Richtern 
und einem Protofollführer vorzunehmen. 

I. Die im $. 15 genannten Amtshandlungen find bei allen Verbrechen und Ber- 
geben in Verfammlungen von einem Borfigenden, zwei Richtern und einem Protofoll- 
führer vorzunehmen; und in gleich ftarf bejegten Rathsverſammlungen find auch die in 
ben 88.45, 46,49,50, 54, 56, 57, 157, 161, 220, 322, 330, 347, 349, 363, 372, 373, 384, 
385, 389 und 390 erwähnten Entjcheidungen zu füllen. Nur in dem im 8.374 erwähnten 
Falle muß die Beſetzung des Gerichtöhofes aud dann eine ftärfere fein, wenn auch das 
erfte Erfenntniß in einer Berfammfung von fünf Richtern gefällt werden war. 


II. Alles was in den SS. 10—17 von den Bergeben augeorbnet ift, gilt auch wie 
oben erwähnt von den Lebertretungen ber 88. 34—39 ber Preßordnung vom 27. Mai 
1852, ba diefelben durch ihre Zumeifung an die Collegialgerichte den übrigen im allge 
meinen Strafgejege aufgeführten Vergehen gleichgeftellt find. 


8. 18. 


Strafgerihtsbarfeit über Verbredhen, Bergehben und Ueber- 
tretungen in zweiter Inftanz bei den Oberlandesgeridhten und 
Beſchlußfaſſung derjelben. 


In zweiter Inſtanz wird die Strafgerihtsbarfeit über Verbrechen, 
Vergehen und die im $. 9 bezeichneten Mebertretungen von den Oberlandes- 
gerichten (Obergerichten, Banaltafel) ausgeübt. 

Diefelben faſſen ihre Beihlüffe in der Regel in Berfammlungen von 
einem Vorfigenden, vier Richtern und einem Protokolfführer. 

Diefe Vorſchrift gilt demnach für alle wie immer gearteten Entjheidungen der Ober- 
Iandesgerichte mit Ausnahme der Berufungen gegen ein Endurteil in ben beiden im 
folgenden Abjate bezeichneten Fällen. 

Entiheidungen über Schlußverhandlungen aber, wobei es ſich um das 
Berbrechen des Hocverrathes oder um folde Verbrechen handelt, worauf 
im Gejege die Todesitrafe verhängt ift, hat das Oberlandesgericht in Ver: 
fammlungen von einem Borfigenden, acht Richtern und einem Protokoll: 
führer vorzunehmen. Sollte es zu Berathungen der letteren Art nicht mit 
der nöthigen Zahl von Näthen bejest fein, jo bat es die zur Ergänzung 
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erforderliche Anzahl aus Mitgliedern der ihm unterftehenden Gerichte zu 
berufen ($. 53). 

Der berufene $. 53 enthält bie VBorfchrift, welche Mitglieder der unteren Gerichte 
von ber Mitwirkung in ber höheren Inftanz ausgefchloffen find, 


S. 19. 

Strafgerihtsbarfeit über Berbrehen, Vergehen und Ueber: 
tretungen in dritter Inftanz bei dem oberften Gerihtshofe und - 
Beſchlußfaſſung desjelben. 

In dritter Inſtanz fteht die Strafgerichtsbarfeit über Verbreden, 
Bergehen und die im $. 9 bezeichneten Mebertretungen dem oberjten Gerichts— 
hofe zu. Er faßt feine Beſchlüſſe über Strafjahen in der Regel in Ver— 
ſammlungen von einem Vorfigenden, ſechs Richtern und einem Protofoll- 
führer; wenn es ſich aber um die Entſcheidung über die Schlußverhandlung 
hinfichtlic eines der im dritten Abſatze des $. 18 bezeichneten Verbrechen 
handelt, in VBerfammlungen von einem Vorſitzeuden, zehn Richtern und 


einem Protofollführer. 
Vergleiche die Bemerkung zu dem vorhergehenden Paragrapbe. 


8. 20. 
Feltfegung der Zahl der Stimmführer. 

Bei Enticheidungen in Straffahen darf die Zahl der Stimmführer 
weder größer, noch geringer fein, als fie in den 88. 17, 18 und 19 feft- 
geſetzt iſt. 

Demnach iſt es dem Vorſteher des Gerichtshofes auch in noch ſo ſchwierigen Fällen 
nicht geſtattet, dieſelben der Beurteilung eines zahlreicheren Richter-Collegiums zu unterziehen. 


8. 21. 
Art der Berathung, Abſtimmung und Beſchlußfaſſung bei den 
Strafgerichten. 


Bei allen Gerichten erfolgt die Beſchlußfaſſung nach vorausgegangener 
Berathung (Discuſſion) durch abſolute Stimmenmehrheit. Die dem Dienſt— 
range nach älteren Mitglieder des Gerichtes geben ihre Stimmen vor den 
jüngeren ab. Immer gibt aber der Vortragende (Referent) feine Stimme 
zuerſt ab. Der Vorſitzende ift in allen Fällen berechtiget, jeine Stimme zu 
Protokoll zu geben. Dieß darf aber immer nur nad erfolgter Abſtimmung 
der übrigen Beifiser geſchehen. 

Wenn unter mehreren Meinungen eine die Hälfte der ſämmtlichen 
Stimmen für fi) hat, jo kann der Vorſitzende durd) feinen Beitritt für die 
jelbe den Ausſchlag geben. 
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Sind die Stimmen zwifchen zwei Meinungen gleich getheilt, fo ift der 
Vorſitzende verpflichtet, and feine Stimme abzugeben, Tritt er der einen 
oder der anderen diefer beiden Meinungen bei, fo ift hiernady der Beſchluß 
zu fallen, 

I. Laut der Vorſchrift des $. 160 der Iuftruction für die Strafgerichte gelten bei ber 
Beratbichlagung über ftrafgerichtliche Angelegenheiten im Allgemeinen die VBorfchriften der 
88. 159—167 bes Gefeßes vom 3. Mai 1853, Nr. 81 R. G. Bl., weldhe in meiner Er- 
Härung biefer Inftruction bei bem gedachten Paragrafe derſelben abgebrudt find. 


U. Die Anordnung einer vorausgehenden Berathung bat zu Folge, daß jeber 
Stimmführer, insbefondere wenn er der erfte Votant ijt, oder feine Meinung von der fei- 
ner Vorvotanten abweicht, die Grünte feiner Anficht mit Beziehung auf die vorgelommenen 
thatſächlichen Verhältniſſe und die Beftimmungen bes Gefeges, die er auf ben Fall anzır- 
wenden findet, entwidle und begründe. Stimmt ein Votant der Anficht eines Vorvotanten 
bei, und findet er nicht noch etwas bejonderes zur Begründung feiner Anficht beizufügen, 
fo wird er wenigftens zu äußern haben, daß er aus ben von dem Vorvotanten angeführten 
Gründen mit der Anficht desjelben übereinftimme. — Bei der Berathung hat der Vor- 
figende Uebereilung eben jo wenig ala zwedloje Weitläufigleit zu dulden. ($. 166 bes faif. 
Pat. v. 3. Mai 1853, Nr. 81 R. ©. 3.) 


II. Der Vorſitzende, welcher immer zulett ftimmt, und daher auch nie feine Anficht 
vor oder während der Abjtimmung auf irgend eine Art zu erfennen geben fol, um auf die 
freie Meinungsäußerung ber übrigen Richter feinen nachtheiligen Einfluß zu nehmen ($. 166 
bes oberwähnten Patentes), hat theils das Recht, theils die Pflicht, feine Stimme 
ebenfalls zu Protofoll zu geben. — Das Recht tazır fteht ihm in allen Fällen, alfo auch 
bann zu, wenn jchon eine Meinung die abfolute Stimmenmehrheit fir ſich hat, er mag num 
berfelben oder einer anderen Anficht fein. — Die Pflicht, feine Stimme abzugeben, hat 
er jedoch nur dann, wenn die Stimmen zwifchen zwei Meinungen gleich getheilt find, 
und es fteht ihm dann frei, entweber durch feine Stimme der einen oder anderen (ftrengeren 
oder gelinderen) Meinung den Ausſchlag zu geben, ober eine dritte abweichende Meinung 
zu äußern, worüber dann nach $. 22 zu verfahren fein wirb. 


IV. Wurden mehr als zwei Meinungen vorgebracht, und hat eine davon bie Hälfte 
ber Stimmen (natürlich mit Ausnahme jener des Borfigenden) für fih — z. B. in einer 
Berfammlung von vier Nichtern zwei Stimmen, — fo ift ber Borfigende nicht ver— 
pflichtet, feine Stimme abzugeben, jondern er kann entweber ber betreffenden Meinung 
beitreten, ober das weitere Verfahren nach $. 22 einleiten. 

V. Bei den mündlichen Schlußverhandlungen, bei denen fein Referent einfchreitet, 
gibt felhftwerftändlich das dem Dienftrange nach ältefte Mitglied des Gerichtshofes feine 
Stimme zuerft ab ($. 160 der Inftr.). — Die Abftimmung gefchieht überhaupt in ber 
Art, daß die Mitglieder des Gerichtshofes won höherem Dienftrange vor denen von min- 
derem Dienftrange, und unter denen von gleichem Range ber der Reihenfolge in feiner 
Kategorie nach Ältere (frühere) vor dem jüngeren (fpäteren) ftimmt. 

VI. Die Beſchlußfaſſung erfolgt immer nur dur abfolute Stimmenmehrheit 
d. h. in Gemäßheit jener Meinung, für welche ſich mehr als die Hälfte ſämmtlicher Stim- 
men, jene bes Vorſitzenden mitgerechnet, vereiniget. ($. 22). Da die Zahl der Stimm- 
führer in Strafſachen in allen Fällen eine ungerade, die Hälfte jomit eine gemifchte 
Zahl ift, fo ftellt fih die abfolute Stimmenmehrheit bei 3 Stimmenden mit 2, bei 
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5 Stimmenben mit 3, bei 7 Stimmenben mit 4, bei 9 Stimmenben mit 5, und bei 11 
Stimmenden mit 6 Stimmen für diefelbe Meinung feft. 

VII. Die abfolute Stimmenmehrheit ergibt fich entweder von felbft dadurch, daß 
die erwähnte Zahl von Votanten fich für eine Meinung ausbrüdlich ausfpricht, oder fie 
wird burch eine geſetzliche Fictiom herbeigeführt, worüber der $. 22 das Nähere 
enthält. 


8. 22. 


Aeußert aber der Vorſitzende bei gleihgetheilten Stimmen eine dritte 
Meinung; oder find die Stimmen der übrigen Stimmführer in mehr als 
zwei verſchiedene Meinungen getheilt, jo daß Feine diefer Meinungen die 
abjolnte Stimmenmehrheit (d. i. mehr als die Hälfte ſämmtlicher Stimmen) 
für fi hat, fo ift die Umfrage zu wiederholen. Ergibt ſich aud) bei der 
nenerlihen Umfrage feine abjolute Stimmenmehrheit für eine der verſchie— 
denen Meinungen, jo werden die dem Beichuldigten nachtheiligften Stim- 
men den zunächſt minder nachtheiligen jo lange zugezählt, bis fi eine 
abfolute Stimmenmehrheit ergibt. 

I. Außer dem im $. felbft erwähnten Falle, daß von den geäuferten brei ober meh- 
reren Meinungen feine die abfolute Stimmenmehrheit für fi) hat, Tann fich bei Ver— 
fammlungen von mehr als drei Stimmenden leicht der Fall ergeben, daß eine Meinung im 
Bergleiche mit jeber einzelnen anderen Meinung die meiften Stimmen für fi hat, d. h. 
daß eine fogenannte relative Stimmenmehrheit vorhanden ift 4.8. 2, 1, 1,1; 
ober 4, 8,2; ober 5,3, 2, 1u. d. gl.) Auf eine folhe relative Mehrheit fann nie 
Rückſicht genommen werben, weil in biefen Fällen immer die abjolute Mehrheit ber 
Stimmenden mit der fraglichen Meinung nicht einverftanden, diejelbe alfo durch abfolute 
Stimmenmehrheit befeitigt ift. 

II. Da eine Entſcheidung in Straffachen nur durch abfolute Stimmenmehrheit ge= 
faßt werben fann, jo muß, wenn burch die Umfrage eine folche nicht erzielt wird, dieſelbe 
auf künſtliche Art herbeigeführt werben, nämlich dadurch, daß die bem Bejchulbigten nach— 
theiligften Meinungen ben minder nachtheifigen zugezählt werben. Durd) biefen Borgang 
wird in zweifelhaften Fällen eine möglichſt günftige Behandlung des Beſchuldigten herbei- 
geführt, und zugleich den geäußerten Meinungen am wenigften nahe getreten, inbem bie 
Anhänger der firengften Meinung, wenn fie mit derſelben nicht durchdringen, gewiß eher 
mit der nächft firengeren, als mit einer gelinderen einverftanben find. 

III. Um biefe Art der Zufammenrechnung erfichtlich zu machen, mögen folgende Bei- 
fpiele dienen: Wenn bei 3 Stimmenben 1 für Schuldigſprechung, 1 für Freiſprechung 
und 1 für Schuldloserffärung ift, fo muß das Urteil auf Freifprechung geſchöpft werben, 
weil die Stimme beffen, ber fiir Die Schuld war, jener für Freiſprechung beigezählt wird, 
und dieſe beiden zuſammen bie abfolute Majorität gegen die Schuldloserflärung bilden. — 
Wenn bei der Benennung des Verbrechens z. B. 4 für meuchlerifchen Raubmord, 3 für 
Raubmord und 2 für räuberifhen Todtfchlag ftimmen, fo hat das Urteil auf Raubmord zu 
lauten, weil die 4 Stimmen für den Doppelt qualificirten Morb den 3 auf einfach quali- 
fieirten Morb beigezählt werben, und jomit die abjolute Majorität gegen die 2 Stimmen 
für Tobtfchlag bilden. — Wenn bei ber Strafdauer 3. B. 2 Stimmen für 8 Jahre, 2 für 
6 Jahre und 1 für 5 Jahre find, fo lautet das Urteil auf 6 Jahre, weil bie 2 Stimmen 
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für 8 Jahre jenen für 6 Jahre beigezählt werben, und bie abfolute Majorität bilden. — 
Bei noch größerer Zerfplitterung der Meinungen muß diejes Zufammenrechnen fo lange 
fortgefetst werben, bis fich eine abjolute Majorität ergibt; 3. B. von 5 Stimmenben flimmt 
1 für 8, 1 für 6, 1 für 5, 1 für 4, 1 für 2 Jahre; bier wird das Urteil auf 5 Jahre 
lauten, denn die Stimme für 8 Jahre wird jener für 6, und fohin beide jener für 5 Jahre 
beigezählt, wo dann die abjolute Majorität von 3 gegen 2 vorhanden ift. 

IV. Für den allerdings möglichen Fall endlich, daß felbft Darüber eine Verſchiedenheit 
der Anfichten entſtände, welche von zwei Meinungen die fir ben Bejchuldigten nachtheiligere 
jei, jchreibt das Gejeß vor: 

Entjteht darüber eine Verſchiedenheit der Anfichten, welche von zwei 
Meinungen für den Beſchuldigten minder nadhtheilig fei, jo iſt darüber als 
über eine Borfrage befonders abzuſtimmen. 


S. 23. 

Ueber die Zuftändigfeit des Gerichtes, über die Nothwendigfeit von 
Ergänzungen des Verfahrens und andere Vorfragen muß immer zuerſt 
abgejtimmt werden, Entſcheidet jid) die Mehrheit der Stimmen dahin, daß 
ungeachtet der über die VBorfrage erhobenen Zweifel zur Hauptentiheidung 


zu ſchreiten fei, fo find and) die in der Minderheit gebliebenen Richter 
verpflichtet, iiber die Hauptſache ihre Stimme abzugeben. 
S. 24. 

Zur Erleichterung der Beſchlußfaſſung kaun bei der Abſtimmung über 
das abgeſchloſſene Unterfudungsverfahren die Frage „ob der Beſchluß 
überhaupt auf Einjtellung, Ablafjung oder Auflage zu fallen ſei? ($. 196)“ 
von der Frage: „nach welder Gejegesitelle die Anklage jtattzufinden hätte 
($. 200, lit, b und ce)“; bei der Berathung über die gepflogene Schlußver: 
handlung aber die Frage über die Schuld von der Frage über die Bemeſſung 
der Strafe getrennt werden. 

Liegen dem Beihuldigten mehrere jtrafbare Handlungen zur Laft, fo 
muß über die Schuld Hinfihtlidy jeder einzelnen That ein eigener Beſchluß, 
und dann über die Beitrafung für alle ftrafbaren Handlungen, die dem 
Beſchuldigten zur Yaft fallen, ein Geſammtbeſchluß gefaßt werden. 

Bei der Abſtimmung über die Strafe ſteht es den Richtern, welche 
den Beſchuldigten nichtſchuldig befunden haben, frei, ob jie auf Grund des 
über die Schuldfrage gefaßten Beſchluſſes ihre Stimme über die Strafe 
abgeben, oder ob fie jid der Abjtimmung enthalten wollen. Im letzteren 
Falle find ihre Stimmen fo zu zählen, als ob fie der für den Beſchuldigten 
günftigiten unter den von den übrigen Stimmführern ansgefprodenen 
Meinungen beigetreten wären, 


88. 23—25, 47 


J. In der in diefen beiden $$. angeordneten Trennung der Abftimmung in möglichft 
viele einzelne Fragen liegt das zwedmäßigfte Mittel, nachtheilige Zerfplitterungen der 
Stimmen zu verhindern. Es wird überhaupt Sache des Vorfigenden fein, bei der nach 
$. 22 zu wiederholenden Umfrage die beſtrittenen Punkte als Vorfragen fo zu formuliren, 
daß barüber mit ja und nein abgeftimmt werden kaun, wodurch dann die Abitimmung in 
der Hauptſache wejentlich erleichtert wird. So wird z. B. bei großen Verjchiebenheiten im 
Strafausmaße (ſ. o. bei $. 22% unter III) der VBorfigende bei der Umfrage zuerft Darüber 
entſcheiden lafjen, ob bie $$. 54, 55, 266 des Str. ©. ober $. 286 der Etr. P. O. ange- 
wenbet werben follen oder nicht? Iſt dieſe Frage entſchieden, fo werben über das Straf 
ausmaß faum mehr große Meinungsverfhiedenheiten entftehen. 


U. Zu den Richtern, welche den Bejchuldigten nicht ſchuldig befunden haben, gebören 
jowol jene, welde auf Freifprehung, als jene, welche auf Schuldloserklärung geftimmt 
haben. 

II. Da das faif. Patent v. 3. Mai 1853, Nr. 81 R. ©. Bl. über die Geſchäftsord⸗ 
nung der Gerichte für ſämmtliche Gerichte, ſomit auch für die Strafgerichte gilt, ſo 
fommen bei den Berathungen derſelben in Strafſachen nicht nur Die 88. 160—167 bes- 
jelben, wie dies ber $. 160 der Inftruction für die Strafgerichte ausbrüdlich vorſchreibt, 
fondern auch die 88.169, 170 und 171 (und zwar ber $. 171 auch bei den Entſcheidungen 
über mündliche Schlußverhandlungen) in Anwendung, welche lauten: 

$. 169. Der Vorſitzende kann, wenn ihm die gründliche Entiheidung einer Angele- 
genheit längere Ueberlegung zu fordern fcheint, ſämmtliche Aften und bie Ausarbeitung 
des Referenten vor der Berathſchlagung denjenigen Stimmführern, welche dabei zugegen 
fein follen, mit dem Auftrage mittheifen laſſen, fih vorläufig zur künftigen Berathung 
barüber vorzubereiten, oder, wenn ſich die Schwierigkeiten erft in der Berathung zeigen, 
bie Sitzung zu diefem Ende aufſchieben. 

$. 170. Könnte zur Erledigung einer Eingabe — (z. B. eines Gefuches um neue 
dringende Erhebungen, um eine Entſcheidung über Aufhebung der Unterſuchungshaft 
u. dgl.) — die ordentliche Rathsſitzung ohne Nachtheil oder Gefahr nicht abgewartet werben, 
fo ift Diefes von bem Referenten dem Vorfteher fogleich anzuzeigen, welcher die Anftalt zu 
trefien hat, baß entweder eine außerordentliche Situng gehalten oder von ber erforder- 
lichen Anzahl von Räthen fogleich ſchriftlich abgeftimmt werde. 

(In Strafjahen wird immer eine auferordentlihe Situng anzuorbnen fein, meil 
bie Strafprozeßorbnung eine mündliche Berathung fordert. $$. 21, 193.) 

$. 171. Bon der über was immer für eine Nechtsangelegenheit bereits abgegebenen 
Meinung zurüdzutreten, und eine neue abzugeben, oder einer anderen ſchon abgegebenen 
Meinung beizupflihten, ift jeder Stimmführer nur im Laufe der nämlichen Situng 
befugt, daher nach Beendigung ber Sitzung ber Bejchluß nicht mehr geändert werben darf. 


8. 25. 


Umfang der Gerichtsbarkeit ber Strafgeridte, 


Die Gerichtsbarkeit eines jeden Strafgerichtes erſtreckt ſich auf deſſen 
ganzen Bezirk. Es joll aljo Feine Ausnahme einzelner, in dem Umfange 
desjelben befindliher Perjonen weiter Statt haben, als in dem BER: 
tigen Geſetze ausdrücklich beſtimmt iſt. 
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I. Dieje Ausnahmen beftimmen der 8.47 rückſichtlich der der Militärgerihtsbar- 
keit unterworfenen Perfonen, ber $. 48 rückſichtlich jener Perfonen, welche das Recht der 
Erterritorialität genießen, und ber $. 115 rüdfichtlich ber Vernehmung der Mit- 
glieder des faiferlihen Haufen. 

II. Die Zuftändigfeit der weltlichen Gerichte über die von Geiftlichen ber römifch- 
katholiſchen Kirche begangenen Verbrechen oder anderen VBergehungen (Vergeben und Ueber- 
tretungen), wiber welche die Strafgefetse des Kaiſerthums gerichtet find, ift in bem 14. 
Artifel des mit dem h. Stuhle abgefchloffenen Concordates (faif. Pat. v. 5. Novbr. 1855, 
Nr. 195 R. ©. Bl.) ausdrüdlich anerkannt. Ausgenommen hiervon find nur die in ben 
Beihlüffen des Kirchenrathes von Trient (Sess. XXIV. cap. 5. de ref.) erwähnten, von 
Biihöfen begangenen ſchweren Verbrechen (Causae eriminales graviores), für deren 
Behandlung der h. Vater und Se. k. k. Majeftät, jo es nötbig fein follte, Vorſorge 
treffen werben. 

III, Unter den im Sprengel eines Strafgerichtes befindlichen Perfonen find nicht 
blos jene verftanden, welche in demfelben ihren ordentlihen Wohnjit oder zeitweiligen 
(freiwilligen oder unfreiwilligen) Aufenthalt haben, fondern auch jene, welche fih nur 
vorübergehend daſelbſt aufhalten oder nur durchreiſen. 

Jedermann ift jhuldig, auf die an ihn ergangene Borforderung vor 
dem Strafgerichte zu erſcheinen, demfelben Rede und Antwort zu geben, 
nnd feinen Verfügungen zu gehorchen. Diejenigen Perſonen jedoch, welde 
fi) außer dem Umfreife des Unterfuhungsgerichtes ($. 10) in einer Ent: 
fernung von mehr als zwei Meilen von dem Site desjelben befinden, find 
in der Regel durd) das Bezirksgericht, in deſſen Bezirke fie fid) befinden, 
zu vernehmen ($. 116). 

I. Die hier ausgefprochene Verpflichtung ift eine ganz allgemeine, und trifft auch 
folhe Perfonen, welche nicht in bem Sprengel des Strafgerichtes fich befinden, und öfter- 
reichifche Unterthanen jelbft dann, wenn fie fich im Auslande befinden follten. 

U. Der berufene $. 116 enthält die VBorfchrift, in welchen Fällen auch über 2 Meilen 
entfernt wohnende Zeugen durch den Unterfuchungsrichter felbft vernommen werben 
fönnen, und die Borfchrift für das Verfahren in jenen Fällen, wenn das Erfcheinen von 
im Auslande befindlichen Ausländern vor einem inländifhen Strafgerichte nothwendig ift. 


8. 26. 
Berfehr der Strafgeridte mit anderen Behörden. 

Die Strafgerichte find in Allem, was zu ihrem Verfahren gehört, 
beredhtiget, mit allen inländifchen Staats: und Gemeindebehörden unmittel- 
bares Bernehmen durch Erſuchſchreiben zu pflegen. Eben dieß gilt im Ber- 
hältnifje zu ausländischen Behörden, in foferne darüber nicht durch befondere 
Vorſchriften etwas Abweichendes feitgejest iſt. Alle inläudiſchen Staats- 
nnd Gemeindebehörden find verbunden, den Strafgeridhten Hilfreihe Hand 
zu bieten, und den an fie gelangten Erſuchen derjelben mit möglichſter Be- 
ſchleunigung zu eutſprechen, oder den Strafgerihten die entgegenftehenden 
Hindernifie fogleic anzuzeigen, 


88. 25, 26. 49 


I. Hierher gehören bie Vorſchriften bes $.3 der Inftruction fiir bie Strafgerichte über 
die Beſchleunigung der ftrafgerichtlihen Amtshandlungen , der SS. 31 und 32 berjelben 
über die Pflicht der Gerichtsbehörden, ſich gegenfeitig zu unterftüten, und des $. 33 eben 
bort über die Mittheilungen an ausländifche Behörden. 

II. Ueber die Form diejes Berfehres beftimmt im Allgemeinen ber 8. 197 des faif. 
Patentes v. 3. Mai 1853, Nr. 81,R. G. Ol. Folgendes: Alle gerichtlichen Aufſätze follen 
furz und deutlich in einer einfachen und anftändigen Sprache gejchrieben fein. Abkür- 
zungen, bie zu einem Irrthume in ber Ausfertigung Anlaß geben könnten, find zu ver- 
meiben. 

III. Für ben Verkehr der inländifhen Behörden unter einander gibt dasfelbe 
faif, Patent nachftehende Vorſchriften: 

1. Für den Verkehr untergeorbneter Gerichte mit den ihnen vor- 
geſetzten Behörden: Den Berichten an vorgeſetzte Behörden müffen alle zur vollftän- 
digen Aufklärung ber rechtlichen Verhältniffe der Parteien, zur Rechtfertigung des Ge- 
richtes und zum Beweiſe ber angeführten Thatumſtände dienlichen Alktenſtücke angejchloffen 
werben. Werben Rekurſe oder Prozefakten zur höheren Entſcheidung vorgelegt , fo ift ftets 
eine beglaubigte Abjchrift der Verfiigung oder Entjheidung, gegen welche die Beſchwerde 
gerichtet ift, und wenn ber gerichtliche Beſchluß nicht einhellig gefaßt wurde, eine beglau- 
bigte Abjchrift der Aufzeihuung über die Abftimmung beizulegen, bei einhelligen Be- 
ſchlüſſen aber in dem Berichte anzuführen, wer an der Beratung theilgenommen hat. — 
Die bei Erftattung eines Berichtes in der Sitzung Anweſenden find in bemjelben ftet3 
namentlich anzuführen, und vorgelommene abweichende Meinungen über den Inhalt des- 
jelben am Schluffe anzumerken ($. 200 des ob. P.). — Untergeordnete Gerichte haben 
gegen vorgejegte Behörden die Benennung „hochlöblich“ zu gebrauchen ($. 203 eb. d.). — 
Bei bem oberftien Gerichthofe und den Minifterien haben die Gerichte erfter Inſtanz, und 
foferne nicht für einzelne Fälle befondere Anordnungen beftehen (3.8. 8.98 d. St. P. Odg.), 
durch ihr vorgeſetztes Obergericht einzuſchreiten (5. 204 eb. d.). 

2. Für den Verkehr mit anderen Behörden: Von einander unabhängige 
Behörden gleichen oder verſchiedenen Ranges haben unter einander Noten (die vertrau— 
lihere Form) oder Schreiben zu wechjeln ($. 202 eb. d.). — In der Correſpondenz mit 
höheren jedoch nicht vorgefegten Behörden, dann mit Behörden gleichen oder minderen 
Runges ift die Benennung „löblich“ zu gebrauchen ($. 203 eb. d.). 

3. Ein eigenes Berfabren wurde durch die mit Minifterial-Erlaß vom 23. April 
1855 3. 8054, kundgemachte a. h. Entſchließung vom 15. des. M. für jene Fälle vorge⸗ 
ſchrieben, wenn Civil-Strafgerichte die unmittelbare Einſicht und Benützung friegsgericht- 
licher Alten über durchgeführte Hochverraths-Unterfuhungen für unentbehrlich, und die 
darans erteilten Auskünfte für nicht genligend erachten. Diefe Aften find von der Militär- 
Landesbehörde anzufuchen, welche diejelben, wenn nicht höhere ſtaatspolizeiliche oder (in 
Compficitätsfällen) militäriſche Standesrückſichten im Wege ftehen, ausfolgt. Entftandene 
derartige Bedenken find entweber durch Rückſprache des Militär-Laubeschefs mit den 
Borftänden der Oberlandesgerichte zu beheben, und wenn dies nicht der Fall wäre, ift 
durch das Armee-Ober-Eommando im Einvernehmen mit dem Juftizminifterium, nöthi- 
genfalls auch mit ber oberften Polizeibehörbe darüber zu entſcheiden, und erforderlichen 
Falles jelbft die a, h. Entſchließung darüber einzuholen, 

IV. Für den Berfehr mit ausländiſchen Behörden gelten im Allgemeinen bie 
zubor unter 2. enthaltenen Regeln, infoferne nicht ausnahmsweife der Verkehr mit den« 
felben abweichend geregelt ift. 

Fruhwald, Straſprozeß. 4 
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V. Sole befondere Vorſchriften über den Schriftenwechfel mit ausländi- 
ſchen Behörden find die nachftehenden: 


1. Zuſchriften an auswärtige bei der faiferlichen Regierung accreditirte diplo— 
matifhe Miffionen find offen an das Minifterium bes Aenßeren zu leiten (Juſt. 
Min. Erl. v. 7. April 1852, Nr, 88 R. G. Bl.). 


2. Mit den Behörden in Belgien ſind die Verhandlungen wegen Auslieſerung 
eines Verbrechers im diplomatiſchen Wege mit Ausſchluß jeder unmittelbaren Correſpon— 
benz zwijchen ben Gerichten beider Länder zu pflegen (Art. I. des Bertrages v. 16. Juli 
1853, Nr. 195 R. ©. Bl.). 


3. Schreiben an Das Stabtgeriht zu Frankfurt am Main find an den dortigen 
t, k. Minifter-Refidenten zu überjenden (Hofdecr. vom 9. November 1822, Nr. 1909 
J. ©. ©.); 

4. Rüdfichtlich des Verkehres mit den Gerichten in Frankreich ift zu unterjcheiben: 
handelt e8 fich um wichtigere Akte der Rechtspflege, namentlich um bie Einleitung von Unter— 
fuhungen, Aufnahme von Berhören, rechtsverbindlichen Erklärungen, Eiden und Verhand— 
lungen über die Anerkennung von Urkunden, fo dürfen Darum die Gerichte jelbft angegangen 
werden, die Zuſchriften müfjen aber in einem der gewöhnlichen Eourtoifie entjprechenden 
Stile abyefaßt fein, die Angabe des ämtlihen Charakters des Beamten, von dem fie aus- 
gefertigt find, ber Behörbe, von der fie ausgehen, der Thatfache, welche fie veranlaßt, und 
bes beabfichtigten Zwedes enthalten und legafifirt fein, zu welchem Ende fie durch das 
Oberlandesgericht mit der ordnungsmäßigen Legalifirung dem Yuftizminifterium vorzu- 
legen find, Zuftellungen und die Einholung von Auskünften find mit Ausſchluß der Gerichte 
im Diplomatifhen Wege einzuleiten, zu welchem Ende ſich die Gerichte durch das Ober- 
landesgericht an das Zuftizininifterium, und nur in dringenden Fällen unmittelbar an bie 
k. k. Gejandtichaft zu wenden haben. (Min. Vdg. vom 20. März 1852, Nr. 74, und vom 
7. Oltbr. 1854, Nr. 260 R. ©. Bl.). 

Laut der Artifel 10—12 des mit Frankreich am 13. November 1855 (R. G. Bl. 1856, 
Nr. 12) gejchlofjenen Bertrages über die Auslieferung der Verbrecher, ift Die noth- 
wendig erſcheinende Vernehmung von Zeugen, welche in dem anderen Staate wohnen, 
mittelft gerichtlichen Erſuchſchreibens im diplomatischen Wege zu begehren, und dieſes Be- 
gehren unter Beobachtung der Gejete des Landes, wo die Zeugen vorgeforbert werben, 
auszuführen. Iſt das perfünliche Erjcheinen des Zeugen nothwendig, fo hat ihn bie 
Regierung des Landes, dem er angehört, aufzufordern, diefer Einladung Folge zu leiften, 
und im Zuftimmungsfalle werben ihm die Reiſe- und Aufenthaltsfoften nad) den Geſetzen 
des Landes, wo er abgehört wirb, vergütet. Auch bem im diplomatischen Wege geftellten 
Begehren um Stellung eines Berhafteten zur Gegenftellung, oder um Borlegung von 
Beweisftüden oder Akten wird, wenn nicht befondere Nüdfichten im Wege ftehen, unter 
der Bedingung entiprochen, daß der Verbrecher, die Alten und Beweisſtücke wieder zurück— 
gejendet werden. Eine gegenfeitige Vergütung ber dadurch auflaufenden Koften findet 
nicht ftatt. 

5. Mit den Behörden in Großbritannien ift gar Fein Schriftenwechjel geftattet, 
fondern die Gerichte haben fi) wegen Veranlaſſung von Zuftellungen oder Erlangung von 
allfälligen Auskünften an die k. k. Confulate dafelbft zu wenden (Hofbecret v. 10. Dezbr. 
1846, Nr. 1008 3. ©. ©.). 


6. Im Großherzogthum Heffen find nur die Generafftaatsprocuratoren zu Mainz, 
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Darmſtadt und Gießen berechtigt, mit auswärtigen Behörden in SO zu treten (Hofbecr. 
v. 18. Juli 1837, Nr. 214 3. ©. ©.). 

7. Mit den Gerichten im Kirhenftaate darf nur im minifterieen Wege, und 
nur in jehr dringenden Fällen unmittelbar, in Verkehr getreten werben, in welch' letzterem 
Falle deßungeachtet das Erfuchen auch im minifteriellen Wege einzuleiten ift (Hofdeer. v. 
1. April 1826, 3. 4939). 

8. Mit den Behörden im Königreihe Sardinien kann ber Verkehr nur im diplo⸗ 
matiſchen Wege geſchehen (Hofbeer. v. 20. Dezbr. 1841, Nr. 579 3. ©. ©.). 

9. Mit deu Gerichten in ber. Schweiz ift die unmittelbare Correjpondenz geftattet, 
doch find die Gerichte gegenfeitig berechtigt, ein Anfuchen abzulehnen, wenn bie Unter- 
fuhung gegen einen noch nicht won der vequirirenden Behörde verhafteten Angehörigen 
der requirirten Negierung gerichtet tft, oder die Anſchuldigung bes bereits Verhafteten eine 
That betrifft, welche nach den Landesgeſetzen der requirirten Behörde ftraflos ift (Vertrag 
v. 17. Zuli 1855, Nr. 210 R. ©. Bl.). 

10. Ju Toscana ift blos: der fünigliche Gerichtshof (Corte regia) zu Florenz er- 
mächtigt, Erfuchichreiben von auswärtigen Gerichten anzunehmen, an welchen daher alle 
Schreiben zu richten find, (Hofdeer. v. 4. März 1846, Nr. 942 3. ©. ©.) 


8. 27. 

Bemerkt ein Strafgeriht Nadläffigkeit oder Verzögerung in Erfüllung 
eines von ihm an eine andere Behörde gerichteten Erſuchens, fo hat es 
diefen Umftand entweder zur Kenntniß der zunächſt vorgejesten Behörde der 
lesteren zu bringen, oder dem Oberlandesgerichte, zu deſſen Sprengel es 
gehört, die Anzeige zu eritatten, damit im geeigneten Wege Abhilfe ver- 
ihafft werde. Sollte das Strafgericht diefe Pflicht außer Acht laſſen, jo 
kann ihm die Saumfeligfeit einer anderen Behörde zu feiner Entfchuldigung 


dienen. 
Bergleiche hiermit die Vorſchrift des $. 3 der Iuftruction für die Strafgerichte. 


S. 28. 
Beiftand der bewaffneten Madt für vie Geridhtsbehörden. 


Die Gerihtsbehörden find befugt, erforderlichen Falles die bewaffnete 
Macht unmittelbar, ohne Dazwiſchenkunft einer anderen Behörde, zum Bei- 


ftande aufzufordern. 

I. Eine ſolche Aufforderung hat zunächſt an die. . Gensd'armerie zu ergeben, 
indem dieſe verpflichtet ift, ber Rechtspflege bei allen Amtshandlungen, wo biefe ber be- 
waffneten Macht bedarf, den nöthigen Beiftand zu leiften, was insbefondere bei zwangs— 
weifer Vorführung der vor Gericht zu ftellenden Perfonen und bei öffentlicher VBollziehung 
der Strafurteile zu gefhehen hat; Diefelbe begleitet auch Gefangene und verurteilte Ber- 
brecher (88. 23, 26 bes Gensd'arm. Gef. v. 18. Jäner 1850, Nr. 19 R. ©. Bl.). 

1. Zur Erlangung diefes Beiftandes wenden ſich das Ober-Landesgericht und 
ber Oberftaatsanwalt unmittelbar an bas betreffende Kegiments-Eommanbo, können 
jedoch nah Ermeffen ihre RUNSEDFTRDER auch an was immer fir eine Abtheilung bes 


4* 


52 IH. Hauptftiid. — Bon der Staatsanwaltjchaft. 


Regimentesrichten ; die Gerichtshöfe und der Staatsanwalt erlaffen Aufforderungen 
an die Flügel- Commandanten und jede der denſelben unterftebenden Abtbeilungen; bie 
Bezirksgerichte haben ſich mit dem Aufforderungsjchreiben an den Sections- oder Cor— 
poralichaits-Commandanten zu wenden. — Nur wenn Gefahr am Berzuge ift, ober jonft 
wichtige Umftände eine Ausnahme rechtfertigen, kann eine Unterbehörbe von den vorjtebenden 
Beitimmungen abweichend, den zunächft befindlichen Kommandanten einer Gensb’armerie- 
Abtheilung, obne durch das Rangverbältnig gebindert zu fein, in Anjpruch nebmen. — 
Diejen Aufjorderungen bat die Gensb’armerie unter eigener Verantwortung immer unge— 
ſäumt Folge zu geben; doch müſſen diefelben jhriftlich abgefaßt fein ($$. 38 und 40 
eben dajelbit). 

III. In ſehr dringenden Fällen, wo ein ausreichender Beiftand von der zumächt zur 
Berfügung ftebenden Gensb’armerie nicht erwartet werben fann, fünnen die Gerichtsbe- 
hörden ohne Zweifel auch die Beibilfe einer anderen in der Näbe befindlihen Militär-Ab- 
theilung in Anſpruch nehmen, und es ift fich in diejer Beziebung immer an denjenigen Bor- 
gejetten (Regiments, Bataillons-, Compagnie-, Abtheilungs-Commandanten) zu wenden, 
ber das Militär-Commando, defjen Hilfe in Anſpruch genommen wird, jelbftindig führt. 


Drittes Hauptftück. 


Von dem Wirkungskreife der Staatsanwaltfchaft und ihrem 
Verdäftnife zu den Herichten im Allgemeinen. 


8. 29, 
Beftand der Staatsanwaltichaft. 


Bei jedem Pandes- und Kreisgerichte hat ein Staatsanwalt, und bei 
jedem Oberlandesgeridte ein Ober-Stantsanwalt mit dem nöthigen Hilfs: 
perjonale zu bejtehen. 

Das letztere ift, wo es für den Staatsanwalt oder Ober-Stantsanwalt 


auftritt, zu allen demfelben zufommenden Amtshandlungen beredhtiget. 

I. Gegen die frühere Einrichtung der Staatsanmwaltjchaft ift die Veränderung einge- 
treten, daß am oberften Gerichtähofe und bei den Bezirksgerichten feine Staatsanwalt- 
jchaft befteht, und daß deren Vertreter beim Oberlandesgerichte, ftatt der fremblänbifchen 
Benennung General-Procurator, den Titel „Ober-Staatsanwalt“ führt. 

11. Durch die Anordnung des zweiten Abjages dieſes Paragraphes ijt derjenige Grund- 
ſatz ausgefprochen, weldhen man die Einheit und Untheilbarfeit der Staatsbe- 
börde nennt. 

IH. Die näheren Beftimmungen über die innere Einridhtung der Staatsanwalt- 
ſchaften, und die Vorſchriften, wie fie bei Erfüllung der ihr durch die Strafprozeforbnung 
zugewiejenen Amtshandlungen vorzugehen bat, enthält die jchon oben (S. 7) bezogene 
Suftizminifterial-Berorbnung vom 3. Auguft 1854, Nr. 01 R. ©. Bl. 


— 
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S. 30. 


Berrihtungen des Staatsanmwaltes bei dem Landes- oder Kreis- 
gerichte. 
Die Verrichtungen des Staatsanwaltes haben in Folgendem zu be— 
ſtehen: Er hat 

a) von jedem ihm bekannt gewordenen Verbrechen und Vergehen ſogleich 
das Unterſuchungsgericht in Kenntniß zu ſetzen, und dariiber das Unter: 
ſuchungs-Verfahren zu veranlajlen; 

I. In Berbindung hiermit ſteht die Vorſchrift des $. 72, nach welcher Jedermann be- 
rechtigt ift, ein ihm bekanntes Verbrechen oder Vergehen tem Staatsanmalte anzuzeigen, 
welcher verpflichtet ift, Die Anzeige anzunehmen und an bas Unterfuchungsgericht zu leiten. 

II. Dagegen hat das Umnterfuchungsgericht feineswegs ten Antrag bes Staatsan- 
waltes auf Einleitung der Unterfuchung abzuwarten, fondern es muß au, wenn es auf 
eine andere Art in die Kenntniß einer von Amtswegen zu verfolgenden ftrafbaren Hand— 
lung ($. 2) fommt, das Unterfuchungsverfahren beginnen ($. 61). — Für das Unter- 
fuchungsverfahren gilt daher das Anklageprinzip nicht. 

b) auf das Unterfuhungs-Verfahren den im ficbenten Hauptſtücke näher 
beftimmten Einfluß zu nehmen, und bei Gefahr am Berzuge diejenigen 
Vorkehrungen ſelbſt einzuleiten, welde der Staatsanwalt in derlei 
Fällen, vermöge bejonderer Beftimmungen diejes Gejetses, erforder: 
lichen Falles auch durch andere Behörden oder Organe veranlafjen fann; 

Die Art und Weife der Mitwirlung des Staatsanmwaltes bei dem Unterſuchungsver— 
fahren wird in den 88. 62—65 näher beftimmt. — Die Vorkehrungen, welche er in 
dringenden Fällen veranlaffen fan, find: Hausdurchſuchungen ($. 106), Bejchlagnahme, 
Zurüdhaltung und Eröffnung von Briefen ($$. 110, 111), dann die vorläufige Verwah— 
rung bes Beſchuldigten ($. 152). 

e) nad) dem Schluffe des Unterfuhungs = Verfahrens über Verbrechen 
oder Bergehen die geeigneten Anträge wegen Berjegung in den An: 
Hageitand, wegen Einftellung oder wegen Ablafjung von dem weiteren 


Verfahren an den Gerichtshof zu jtellen; 
Die näheren Vorſchriften hierüber enthalten die $S. 189, 192 und 193. 


d) bei allen mündlichen Schlußverhandlungen über Verbreden und Ber: 
gehen Liegen ihm die Verrichtungen des öffentlichen Anklägers im 


Intereſſe der öffentlichen Sicherheit und des Geſetzes ob; — 
Die Borjehriften über den Wirkungsfreis des Stantsanmwaltes bei der mündlichen 
Schlufverhandlung enthalten die 88. 213—257. 


ferner hat er 

e) in den nad dem Geſetze zuläfligen Fällen wider die ergangenen gericht: 
lihen Entfheidungen, welche er dem Geſetze nicht gemäß findet, die 
Berufung oder Beihwerde an die höheren Gerichtsbehörden zu er 
greifen; und 
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f) iiberhaupt im ganzen Laufe des Strafverfahrens für die Handhabung 
des Geſetzes, und die Hintanhaltunn jeder Verzögerung Sorge zu 
tragen. 

Der Staatsanwalt hat ferner 

g) das Befugniß, von den Unterfuhungen wegen Webertretungen, welde 
bei den im Sprengel des Gerichtshofes gelegenen Bezirfsgerichten zu 
führen find, Einficht zu nehmen ($. A417), und gegen die Erfenntnifje 
derjelben die Berufung zu ergreifen, fowie überhaupt feine Wahr: 
uchmungen darüber zur Kenntniß der höheren Behörden zu bringen 
($. 427). 


In diefen drei Abſätzen find die Befugniffe beftiimmt, welche dem Staatsanwalt als 
Wächter des Geſetzes zuftehen, und welche worzüglih in dem Rechte der Berufung 
gegen alle, wie immer gearteten Entſcheidungen des Gerichtes, und jelbft gegen bie 
Entjcheidungen des Obergerichtes (mithin auch zu Gunften des Beſchuldigten, felbft wenn 
biefer nicht berufen hätte) beftehen. — Bei Meinungsverſchiedenheiten zwifchen ihm und 
dem Unterfuchungsrichter kann er die Entſcheidung des Gerichtshofes einholen, und gegen 
biefe ebenfalls berufen ($$. 64, 65). 

Diejes ausgedehnte Berufungsreht des Staatsanwaltes ift Das geeignetfte Mittel, 
ohne der Unabhängigkeit und Selbftändigfeit der Gerichte zu nahe zu treten, bie Ueber— 
wachung ber Handhabung des Gejetes durchzuführen. Dabei hat das Geſetz Sorge ge- 
tragen ($$. 63, 64), daß eine fchäbliche Verzögerung des Verfahrens dadurch nicht herbei- 
geführt werben kann. 

Er iſt überdieß verpflichtet 

h) die dem Juſtizminiſterium zufommende Mit-Aufficht über die Straf: 
Anftalten in deſſen Namen und nad) defien Weifungen anszuüben ; 

i) die ftatiftiichen Ausweife und periodischen Berichte über den Gang der 
Strafrechtspſlege und den Zuftand der Straf-Anftalten zu verfallen, 
und diefelben an den Ober-Stantsanwalt abzugeben ; 

Diefe Vorſchriften enthalten die 88. 25—27 der obgedachten Inſtruetion für bie 
Staatsanwaltfchaften vom 3. Auguft 1854, Nr. 201 R. ©. Bl., nebft den berjelben beige- 
fügten Formularien. 

endlich fteht ihm 

k) die Leitung und Disciplinar-Aufficht über das ihm zugewiejene Hilfs- 
perjonale nad) den dafür beſtehenden befonderen Vorſchriften zu. 

Dieſe Vorſchriften enthalten die SS. 8, 9, 19, 11, 14, 15, 16, 17,18 und 21 ber 
ebengedachten Inftruction. 


S. 31. 
Unterordnung der Staatsanwaltihaft unmittelbar unter das 
YJuftizminijterium. 
Die Staatsanwälte find dem Ober-Staatsanwalte, und diejer dem 
Juſtizminiſter untergeordnet und verantwortlid), 
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Die näheren Vorſchriften hierüber find in ber bei dem Abſatze k) des vorigen Para- 
graphes aufgeführten Inftruction in den 89. 1—24 derjelben enthalten. 


8. 32. 


Wirkjamfeit des Dber-Staatsanmwaltes bei dem Oberlandes- 
gerichte. 


Dem Ober-Staatsauwalte kommen folgende Befugniſſe zu: 


a) die Aufficht und Oberleitung über alle im Sprengel des Oberlandesge— 
richtes befindlihen Stantsanwaltihaften, wornad) er denfelben in Be: 
ziehung auf alle im $. 30 aufgezählten Verrichtungen Weifungen er- 
teilen, fi) am ihrer Stelle an den ftrafgeridtlihen Verhandlungen 
oder anderen dem Staatsanwalte obliegenden Verrichtungen felbft 
betheiligen, oder ans wichtigen Gründen zu einzelnen Acten einen 
anderen, als den dazu berufenen jtantsanwaltihaftlihen Beamten 
feines Sprengels abordnen kann; 

Dadurch wird es möglich, vorkommende wichtige Amtshandlungen durch den geſchick— 
teften und tauglichften Beamten ausführen zu laſſen, und eine Gleichförmigfeit in ber Ge- 
ihäftsbehandlung herbeizuführen. 

b) die Disciplinargewalt über alle ftantsanwaltihaftlihen Beamten und 
Diener feines Sprengels innerhalb der hierfür insbefondere beftchenden 
Vorſchriften; 

Vergleiche die Erklärung zu $. 30 Abſatz K.) 

e) er kann von allen in Strafſachen bei dem Oberlandesgerichte einlangen- 
den Acten Einficht nehmen, und bei den hierüber bei dem letzteren 
ftattfindenden Verhandlungen, nicht aber bei der Abjtimmung anwejend 
fein; jo wie hierbei 

d) in den im Geſetze ausdrücklich vorgejehenen Fallen auch Anträge ftellen 
($. 46, 49, 308, 330, 430); 

Bon diefen Befugniffen des Ober-Stantsanwaltes zur Wahrung des Gejeßes gilt im 
Allgemeinen dasfelbe, was bei $. 30 Abſatz e—g über bie entfprechenden Befugniffe des 
Staatsanwaltes gefagt wurbe; ein Berufungsrecht hat aber der Oberftaatsanmwalt nicht. 

endlich) hat er 

e) aus den ihm nad) Vorſchrift der lit. i.) des 8. 30 vorgelegten ftatifti- 
ihen Ausweijen der Stantsanwaltihaften die Geſammt-Ueberſicht über 
die Strafrehtöpflege und den Zuftand der Straf-Anftalten in dem 
ganzen Obergerichtsſprengel zu verfafien und diejelbe ſowohl, als die 
erforderlichen periodifhen Berichte an den Juſtizminiſter einzujenden, 

Bergleiche die Erflärung zu $. 30 Abſatz i. 
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8. 33. 


Berfehr der Staatsanwaltfhaften mit anderen Behörden und 
Beiftand der bewaffneten Madt. 


Die in den SS. 26, 27 und 28 enthaltenen Vorſchriften gelten aud) für 


die Staatsanwaltſchaften. 

Die in den Erläuterungen zu den 88.26 — 28 enthaltenen, für Die Gerichte geltenden Bor- 
jchriften gelten eben deshalb auch für die Staatsanwaltichaften, um fo mehr, als bie oben 
erwähnte Inftruction fir die Staatsanwaltjchaft nichts Bejonderes darüber enthält. 


8. 34. 


Die Gerichte und die Stantsanwaltihaften find von einander uns 
abhängig. 

Es können daher im Verkehre diefer beiden Behörden von leiner Aufträge uter 
bindende Anträge an die andere ergehen ($. 36). 


8. 35. 


Die Gerichte Haben in allen Fällen, wo dich von dem Geſetze insbe: 
fondere vorgejhrieben ift, vor ihrer Beſchlußfaſſung die Staatsanwaltidaft 
mit ihren Anträgen zu vernehmen. 

Soldye Fälle enthalten Die 88. 62, 63, 64, 161, 192, 193, 205, 253, 293, 294, 372, 
384, 385, 387 rüidfichtlich des Stuatsanwaltes, und Die SS. 46, 49, 50, 57, 308, 309 rüd- 
fihtlich des Ober-Staatsanwaltes., 

Mit Ausnahme der Berathung über die Schlußverhandlung ($. 256) 
fteht dem Vertreter der Stantsanwaltihaft frei, in der erften Juſtanz aud) 
bei der Berathſchlagung und Abftimmung des Gerichtes, jedoch nicht mit 
entjheidender Stimme, gegenwärtig zu fein, 

I. Es fteht daher allerdings dem Staatsanwalte das Necht zu, wenn er einer Sigung 
beiwohnt, auch feine Meinung zu äußern, oder eine fogenannte berathende Stimme 
(votum informativum) abzugeben. 

II. Ueber den dem Staatsanwalte dabei gebührenden Plat, und Die Reihenfolge, in 
welcher er feine Meinung zu äußern hat, enthält ber 8. 13 der Inftruction für bie Staats- 
anwaltjchaft die näheren Borfchriften. 


S. 36. 


Die Anträge der Stantsanwaltichaft find, in joferne es das Geſetz 
nicht in einzelnen Fallen insbejondere vorſchreibt, für den Unterfuchungs- 


richter und für die erfennenden Gerichte in feiner Weife bindend. 

Dieje Anordnung folgt aus ber Unabhängigkeit der Gerichte von der Staatsanmwalt- 
ſchaft, und die Ausnahmen davon find in den $$. 189, 197, Abjat 4, 198 a) und 249 
enthalten. 


88. 33— 37, 57 


Diertes Hauptftück. 
Von dem Privat: Ankläger. 


S. 37. 
Befugniſſe des Privat-Anklägers. 


Bei Vergehen, welche nach dem Geſetze nur auf Verlangen eines Be— 
theiligten ſtrafgerichtlich verfolgt werden können, hat ſich dieſer vorläufig an 
den Staatsanwalt zu wenden, deſſen Ermeſſen es überlaffen iſt, ob er ſelbſt 
dem Berlangen des Betheiligten gemäß auf die Einleitung des Strafver- 
fahrens antragen wolle oder nicht. Im erften Falle fteht dem Privat-An- 
Kläger frei, im Einverftändniffe mit dem Stantsanwalte; — im zweiten 
Falle aber für fi) allein, oder durch einen Bevollmächtigten das Strafver- 
fahren anhängig zu machen. 

Steht der Stantsanwalt im Laufe des Strafverfahrens von feiner 
Mitwirkung ab, jo kaun der Privat-Ankläger dasjelbe allein fortführen. 

Demjelben fteht außer den ihm vom Geſetze an einzelnen Stellen ins: 
bejondere zugejtandenen Rechten, aud) das Befugniß zu, während des Unter: 
ſuchungsverfahrens dem Gerichte alle Mittel an die Hand zu geben, welde 
feine Auflage unterftügen Finnen, und die Einfiht der Unterfuhungsacten 
zu begehren, bei der Schlußverhandlung aber zur Begründung feiner Anklage 
alfe jonft dem Staatdanwalte zukommenden Rechte geltend zu machen. 

I. In weldhen Fällen eine Privat-Anflage ftattfinde, wurde oben bei 8. 2 erörtert. 

U. Eine befondere Art der Privat-Anflage findet zufolge der kaiſ. Bdg. v. 27. Oftbr. 
1853, Nr. 228 R. ©. BI. dann Statt, wenn ein Soldat, vom Feldwebel oder Wachtmeifter 
abwärts, durch Perfonen, welche der Eiviljurisdiction unterfiehen, in einer Art beleidigt 
wird, daß hierdurch, nad) dem Ermeffen bes mit dem Straf- und Begnabigungsredhte be- 
kleideten Commandanten, die Militär-Standes-Ehre felbft verlegt erfcheint; in einem 
ſolchen Falle hat dieſer Commandant wegen Verfolgung des Beleidigers bei deſſen compe- 
tenter Gerichtsbehörde von Amtswegen einzufchreiten, und zu dieſem Behufe einen Officier 
als Vertreter zu beftellen, welcher ber Unterfuchungsbehörbe namhaft zu machen ift, und 
dem alle Rechte zuftehen, welche fonft nach dem Gefetse dem Beſchädigten oder Beleidigten 
ſelbſt zuftehen. 

III. Ob der Staatsanwalt das Strafverfahren einleiten ober fortführen wolle, hängt 
Tediglich von feinem Ermeffen ab. Zeigt ſich dagegen gleich anfangs oder im Zuge der Er- 
hebungen, daß es fih um eine That handle, welche von Amtswegen zu verfolgen ift, fo ift 
er verpflichtet, nad dem Gejete fein Amt zu handeln. 

IV. Die Gejegesitellen, welche dem Privat-Ankläger insbejonbere Rechte zugeftehen, 
find bie $$. 56, 189, 197 3. 3 und 4, 198 lit. a), 201, 202, 203, 209, 211, 218, 219, 
221, 222,232, 41, 43, 244, 749, 253, 355, 257, 270, 289, 292, 300 lit. a), 301, 309, 
342, 345, 346, 352, 363, 364, 366, 419 und 427, 
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V. Die Einficht der Akten kann der Privat-Anfläger auch ſchon in jedem Augenblide 
der Borunterfuhung verlangen, weil er nur dadurch in die Lage kommt, dem Gerichte auch 
während bes Unterjuhungsverfahrens das ibm zweddienlih Scheinende an bie Hand 
zu geben, 


Fünftes Hauptftück. | 
Von der Zufändigkeit der Strafgerichte. 


$. 38. 
Gerichtsſtand des Ortes der begangenen That. 


In der Regel fteht das Unterſuchungs-Verfahren über Verbrechen und 
Vergehen Hinfihtlic aller Perfonen, die daran Theil genommen haben, 
demjenigen Unterſuchungsgerichte, und die mündliche Schlußverhandlung 
und Entfheidung darüber demjenigen Gerichtshofe zu, in deſſen Sprengel 
die ftrafbare Handlung begangen wurde. 

I. Der Gerichtsftand des Thatortes wird ald Regel für den Gerichtsftand über bie 
im Inlande begangenen Verbrechen und Vergehen aufgeftellt, und nur der 8. 43 bildet 
eine Ausnahme davon; den Gerichtsftand über die im Auslande begangenen Ber- 
brechen und Vergehen beftimmen die $$. 44—46. 

II. Bon diefer Regel machen die im $. 10 lit. a) bezeichneten Verbrechen feine 
Ausnahme, indem rückfichtlich ihrer das ganze Kronland als Sprengel des Landesgerichtes 
am Site der politifchen Landesbehörde erjcheint. 

II. Unter ben Berfonen, bie an bem Verbrechen ober Bergehen Theil genom- 
men haben, werben diejenigen verftanden, welche nach $$. 5 und 6, dann 60, 61, 109, 
116, 120, 185, 196, 214, 217, 220, 239, 307 und 464 Str. ©, als Mitſchuldige und 
Theilnehmer an einer ftrafbaren Handlung erſcheinen. — Die Gerichtsbarkeit über dieſelben 
fteht dem Gerichte des Thatortes auch dann zu, wenn biefe Perfonen nicht gleichzeitig mit 
dem Hauptfchuldigen zur Verantwortung gezogen werben. — Nur in jenen Fällen, wo es 
ſich um bie im 8. 6 Str. G. enthaltenen, ein befonderes Berbrechen (oder Uebertretung) 
bildenden Arten der Theilnehmung an einer ftrafbaren That handelt, und eine folche zur 
Unterfuchung fommt, ohne baß der Ort, wo das Hauptverbredhen begangen wurbe, noch 
befannt ift — 3. B. Ankauf geftohlener Sachen, einverftändliche Ausgabe falſchen Geldes, 
Berbergung eines Uebelthäters — wird rüdfichtlih diejer Perfonen der Thatort ihrer 
Handlung entfcheidend, und das Gericht jenes Ortes zuftändig fein, in deſſen Sprengel 
3. B. ber Ankauf, die Verausgabung, die Berbergung gejchehen ift. 

Uebereinftimmendb mit diefer Anficht hat ber k. f. oberfte Gerichtshof eine Berufungs- 
fache entſchieden, und feine Entſcheidung damit begründet, daß einerfeits iiber die Zuftän- 
digfeit ber Strafgerichte ausſchließend das V. Hauptftild der Str. Pr. Odg. entjcheide, und 
anberfeits der Ausdrud Theilnehmer im $. 38 alle Radien der Betheiligung an einer 
ftrafbaren Handlung (Urheberſchaft, That, Mitihuld, Theilmahme und Theilnehmung) 
umfaffe, und dabei nicht unterfcheide, ob die Betheiligung ein Verbrechen, Bergehen ober 
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nur eine lebertretung, und zwar im lezteren Falle eine gleich - oder anders benannte jet, 
3. B. Diebftahl und bedenklicher Ankauf. 

IV. In den meiften Fällen wird es nicht ſchwer zu beftimmen fein, wo der Thatort 
einer ftrafbaren Handlung ift. Handelt e8 fih um eine vollbrachte That, fo ift e8 jener 
Ort, an welchem jene Handlungen vorgenommen wurden, welche das Strafgefe zu dem 
Begriffe des Verbrechens, Vergehens oder ber ebertretung forbert. Handelt es fi um 
einen Verſuch, fo ift e8 jener Ort, an welchem die ben Verſuch darftellenden Handlungen 
unternommen wurben. Fordert das Geje zu bem Begriffe eines Verbrechens, Bergehens 
ober einer Uebertvetung einen beftimmten Erfolg, fo kommt es auf den Ort, an welchem 
berjelbe eintrat, nicht an. So ift z. B. bei einem Morde ber Thatort jener Ort, an wel- 
chem bie tödtliche Verlegung beigebracht wurde, nicht aber jener, an bem ber Verletzte ge» 
ftorben ift. — Fordert eine That längere Zeit und Vorbereitungen (3. B. die Nachmachung 
öffentlicher Ereditspapiere), und find Die Vorbereitungen (z. B. das Graviren ber Platten) 
in mehreren Gerichtsfprengeln gemacht worden, fo tritt die Vorfchrift des 8. 39 in Wirf- 
jamfeit. — Forbert bas Geſetz zur Strafbarkeit einer Handlung eine beftimmte Abficht, 
3. B. bei ber Verfälſchung einer Privaturkunde, bei falſchen Angaben in einem Meldzettel, 
jo ift der Thatort jener Ort, mo bie Abficht ausgeführt, 3. B. die verfülfchte Privaturfunde 
als Beweismittel vorgebracht, der falſche Meldzettel der Behörde übergeben wird. — Bei 
ben durch Druckſchriften begangenen Gefetesübertretungen erfcheint jener Ort als 
Thatort, in welchem bie Drudjchrift ausgegeben oder verbreitet wurbe, 


Literatur: Straffall zur Competenzfrage :c. (©. 3.1855, Nr. 65). — Tuma, Competenz im Falle einer 
Eomplicität (©. 3. 1855, Nr. 134). 


8. 39. 
Gerihtsftandüber die ander Gränze, oder in ben Bezirken ver- 
ſchiedener Gerichte begangenen Berbrehen und Vergehen. 


Sit ein Verbrechen oder Vergehen von einer oder mehreren Berjonen 
an der Gränze mehrerer Gerichtsbezirke begangen worden, fo ift der That- 
beitand von demjenigen Unterfuchungsgerichte zu erheben, welches ſich zuerſt 
dazu in der Lage befindet. Die Thatbeftands = Erhebung rüchkſichtlich der- 
jenigen Verbrechen und Vergehen, die in mehreren Gerichtöbezirfen begangen 
worden find, ift von jedem Unterſuchungsgerichte in joweit vorzunehmen, 
als es in jeinem Bezirke geichehen Kann. 

Zu dem weiteren Verfahren ift in beiden Füllen dasjenige Gericht 
berufen, weldes dem anderen dadurch zuborgefommen ift, daß es zuerft 
gegen einen Beſchuldigten eine Borladung, einen Vorführungs-, Verhafts- 
Befehl oder Stedbrief erlafien, oder die gerichtliche Nacheile angeordnet hat. 

In dem Falle als eine ftrafbare Handlung an ber Gränze zweier ober meb- 
rerer Gerichtsbezirke oder in mehreren Gerichtsbezirfen begangen wurbe, 
(was z. B. bei Gefegesübertretungen durch Drudjchriften fehr leicht der Hall fein kann), 
ift die Zuftändigfeit zur Thatbeftandserhebung, zu dem weiteren Unterfu- 
hungsverfahren, und zur Schlußverhbandlung und Entfheibung zu 
erörtern. 

Zur Thatbeftandserhebung ift im Falle ber Berübung der That an der Gränge 
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mehrerer Gerichtsbezirfe jenes Unterfuchungsgericht berufen, welches fich zuerft Dazu in ber 
Lage befindet, alfo jenes, welches das nähere ift, oder welches zuerft zur Kenntniß der That 
kam, und welches demnach zuerft feine Amtshandlung begann. Bei firafbaren Handlungen, 
die in mehreren Bezirken verübt wurden, hat jedes Unterfuhungsgericht das in feinem Be- 
zirke zu Erhebende jelbft zu erheben. 

Zu dem weiteren Unterfuhungsverfahren ift in beiden Fällen jenes Un- 
terfuchungsgericht berufen, welches auf die im Gefete bezeichnete Art ten andern zuvorge— 
fommen ift, wozu nur zu bemerken ift, daß die Borladung bes Beichuldigten als ſolchen, 
nicht als Zeuge zur Aufklärung, mithin nach Borfchrift des 8.148 gefchehen fein muß. Da bie 
meiſten ber bier bezeichneten Schritte aber bie Einleitung der SpezialsUnterfuhung voraus» 
jegen, jo ergibt fi, Daß zu denfelben jenes der mehreren Gerichte berufen ift, welches zu er ſt 
den im $. 145 vorgejchriebenen Beſchluß gefaßt, oder abgejehen won bemfelben die amtliche 
Nacheile ($. 381) veranlaft hat. 

Die mündlide Schlußverhandlung und Entfheibung darüber ſteht jenem 
Gerichtshofe zu, welchem das Unterfuchungsgericht, bei dem das Berfahren mit dem Be» 
ſchuldigten abgeführt wurde, unterfteht. 


S. 40. 
Gerihtsftand bei zufammentreffenden firafbaren Handlungen. 


Das Strafgeridht, bei weldem bereits ein Verfahren wegen eines Ver: 
brechens oder Vergehens gegen einen Beihuldigten anhängig ift, hat feine 
Gerichtsbarkeit aud auf alle anderen von demjelben Beſchuldigten begange: 
nen Berbredien, Vergehen und dem gerichtlihen Verfahren zugewiefenen 
Mebertretungen auszudehnen, wenn aud) diefe ftrafbaren Handlungen in 
anderen Gerichtsiprengeln, oder erſt während der Unterſuchung über die 
eriteren begangen worden find. 


8. 41. 


Gerihtsftand, wenn mehrere Verbrechen oder Vergehen in 
verjhiedenen Gerihtsjprengeln begangen wurden. 


Hat Jemand in verſchiedenen Gerihtöfprengeln entweder mehrere Ver: 
brechen, oder mehrere Vergehen, oder Verbrechen und Vergehen begangen, 
fo ift unter den verjhiedenen, zum Strafverfahren in diefen Fällen berufenen 
Gerichten, rücjihtlid aller von dem Beſchuldigten begangenen Verbrechen 
und Vergehen dasjenige als ausſchließlich zuftändig anzufehen, welches den 
anderen zuvorgefommen ift ($. 39). An diefes Gericht find daher aud) die 
etwa bei anderen Strafgerichten jpäter wider den Beſchuldigten wegen Ber: 
brechen, Vergehen oder Nebertretungen anhängig gewordenen Unterſuchungen 
zur Forſetzung abzutreten. 
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8. 42. 


Gerihtsftand bei dem Zufammentreffen eines der in dem 
8. 10, lit. a genannten Berbredhen mit anderen ftrafbaren Hanb- 
lungen. 


Iſt aber Jemand eines der im $. 10, Hit. a genannten Verbrechen 
und nebſtbei nod) anderer dem Verfahren der Strafgerichte unterliegender 
ftrafbarer Handlungen beſchuldiget, jo jtehen dem nad) eben dieſem Para- 
graphe zum Verfahren über die genannten Verbrechen berufenen Landesge— 
richte fowohl das Unterfuhungs-VBerfahren, ald auch die im $. 15 bezeid)- 
neten Amtshandlungen, die Schlußverhandlung und das Erfenntniß dar- 
über auch rücfichtlich aller anderen dem Beichuldigten zur Laſt fallenden 
jtrafbaren Handlungen zu. 


I. Dieje drei Paragraphe ftellen demnach über die Gerichtszuftändigfeit bei dem Zu- 
fammentreffen mehrerer ftrafbarer Handlungen (vgl. hierüber die $$. 34, 
35 und 267 des Str. ©. und deren Erklärung in meimem Hanbbuche) folgende Regeln auf: 

1. Die Gerichtsbarkeit über alle einer und berjelben Perſon zur Laft fallenden, und 
von den Strafgeridten ($$.9,10,16) zu verhandelnden Gefegesübertretungen ftebt immer 
nur Einem Gerichte zu; 

2. das Gericht, welches zur Verhandlung der wichtigeren Strafſache berufen ift, 
bat auch die minder wichtigen zu verhandeln ; 

3. bei gleihartigen ftrafbaren Handlungen gibt das Zunorfommen ($. 39) ben 
Ausichlag. 

II. Aus diefen Grundfüßen folgt Daher: 

1. Hat Jemand eines der im $. 10 lit a aufgezähften Verbrechen begangen, jo ftebt 
bem zur Unterfuhung und Abftrafung desfelben berufenen Landesgerichte auch das Ver— 
fahren über alle anderen ftrafbaren Handlungen zu ($. 42). 

2. Hat Jemand mehrere nicht im $. 10 lit a bezeichnete Verbrechen oder Vergehen, 
ober ſolche Verbrechen und Vergeben begangen, fo findet der $. 39 rüctjichtlich des Zuvor- 
fommens feine Anwendung; an das auf dieſe Art aus mehreren zuftändig gewordene Ge- 
richt find dann alle übrigen wegen Berbrechen oder Bergehen anbängigen Unterfuchungen 
abzutreten, und basjelbe hat auch über alle von dem Bejchuldigten etwa begangenen 
Nebertretungen zu entſcheiden ($. 41). 

3. Iſt gegen Jemanden bei einem Gerichte eine Unterfuchung megen eines nicht im 
8. 10 lit a bezeichneten Verbrechens oder eines Vergehens anhängig, und es kommen 
gegen den Beſchuldigten noch andere jolhe Verbrechen, Vergehen oder Uebertretungen vor, 
fie mögen wann immer (jelbft erft bei der Schlußverhandlung [$. 251], nur nicht erft nad) 
Füllung des Enberfenntniffes [$. 376]) begangen worden fein, fo fteht die Verhandlung 
jenem Gerichte zu, wo die erfte Unterfuchung anhängig ift ($. 40). 

4. Iſt gegen Jemanden eine Unterfuchung wegen einer lebertretung anhängig, und es 
fommt gegen ihn ein Verbrechen oder Vergehen vor, fo ift die Unterfuhung an das be 
trefjende Unterfuchungsgericht; ift gegen Jemanden eine Unterfuchung wegen eines Ber- 
brechens oder Bergehens anhängig und es kommt gegen ihn ein im $. 10 lit. a bezeichneteg 
Verbrechen vor, fo ift die Sache an das betreffende Landesgericht abzutreten ($. 50). 
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5. In allen diefen Fällen find die zur Behandlung des Berbrechens oder Vergehens 
berufenen Gerichte auch zur Unterfuhung und Beftrafung jener Nebertretungen berufen, 
welche fonjt nach den bei $. 9. angeführten Verordnungen den Sicherheitsbehörden zuge- 
wiejen wären; denn die Strafgerichtsbarkeit ber letzteren tritt nur in Stellvertretung der 
Strafgerichte dann ein, wenn eine ſolche Uebertretung für fich allein zu beftrafen fommt. 


8. 43. 
Gerihtsftand des Drtes der Ergreifung des Beſchuldigten. 


Wenn die Anzeige gegen den Beihuldigten wegen eines Verbrechens 
oder Bergehens bei demjenigen Strafgerichte geſchieht, in deifen Sprengel 
der Beſchuldigte betreten worden it; jo hat diejes Gericht zu verfahren, 
wenn nicht das Gericht des Sprengeld der begangenen That bereits zuvor: 
gekommen ift ($$. 38 und 41), oder wenn nicht der Staatsanwalt des einen 
oder des anderen Spreugels, oder der Beſchuldigte jelbit, oder in dem Falle, 
wenn deren Mehrere find, and nur Einer derfelben verlangt, da die 
Sache dahin abgegeben werde, 

I. Die Zuftändigleit zum Strafverfahren nah dem Orte der Betretung des 
Beihuldigten — er mag feinen beftändigen Wohnfig oder nur einen zeitweiligen Aufent- 
balt dafelbft haben, oter gar nur als Durchpaffirender dafelbft ergriffen worben fein — ift 
eine Ausnahme von der im $. 58 aufgeftellten Regel. Dieſe Ausnahme ift dadurch bedingt, 

1) daß das Gericht durch eine Anzeige (85. 71, 72) — nicht durch Auf oder 
eigene Entdedung ($. 61) — in die Kenntniß gelonmen fei, daß ein im feinem Bezirke fich 
dauernd oder zeitweilig Anfhaltender eine ftrafbare Handlung begangen habe; 

2) daß das Gericht des Sprengels des Thatortes nicht bereits auf die im zweiten Ab- 
fate des $. 39 bezeichnete Art zuvorgelommen ift; 

5) daß nicht von einem Betheiligten die Abgabe der Verhandlung an das nah dem 
Thatorte zuftändige Gericht verlangt wird; zu einem ſolchen Verlangen find jowol der 
Staatsanwalt des einen oder anderen Sprengeld, als aud der Beſchuldigte felbit be- 
rechtigt, und es muß dieſem Verlangen felbft dann entfprodhen werden, wenn von meh- 
reren Bejchuldigten aud nur Einer diefe Abtretung verlangt; 

4. daß endlich die Anzeige nicht eines der im $. 10 lit. a) bezeichneten Verbrechen 
betrifft, und die Betretung nicht in dem Sprengel eines dort genannten Landesgerichtes ſelbſt 
gejchieht, weil die dort bezeichneten Berbreden ihren ausſchließenden Gerichtsitand haben. 

U. Würden gegen einen ſolchen Bejchuldigten ſpäter noch andere ftrafbare Hanblun- 
gen vorlommen, als wegen welder die Anzeige geſchah, fo werden die Vorſchriften ber 
88. 40—42 in Anwendung zu kommen haben. 


8. 44. 
Gerihtsftand binfihtlid der im Auslande begangenen Ber- 
breden und Vergehen. 
Iſt ein Verbrechen oder Bergehen im Auslande begangen worden, 
defien Beitrafung nad) den Vorfchriften des Strafgefeses im Inlande ftatt 
finden kann, fo ift jenes inländiſche Gericht zuftäudig, in defien Sprengel 
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der Beſchuldigte feinen Wohnfis oder Aufenthaltsort hat. Wenn er weder 
Wohnfis, nod Aufenthaltsort im Iulande hat, fo ift dasjenige Gericht zu: 
ftändig, in deſſen Bezirke er ergriffen wird. 

I, Welche im Auslande begangene Berbrechen oder Vergeben, der Thäter mag ein 
In- oder Ausländer fein, im Inlande geftraft werden fünnen, beftimmen die $$. 36, 38, 
39, 40, 234 und 235 des Etrafgefees. 

I. Wohnſitz ift jener Ort, an welchem fich Jemand freiwillig niebergelaffen bat, 
um bort feinen bleibenden Aufenthalt zu nehmen; Aufenthaltsort jener, wo fich Je— 
mand freiwillig nur zeitweilig aufhält. 

III Wurde das Verbrechen von mehreren Perjonen verübt, welche nicht an dem— 
jelben Orte wohnen oder betreten werben, jo muß das Zuvorfommen entjcheiden, und es 
wirb dieſes Gericht nach $. 38 über alle Berfonen, die daran Theil genommen haben, zu— 
ſtändig werben. 

IV. Hat Jemand im In- und Auslande Verbrechen verübt, fo haben die Borjchriften 
ber $$. 40 und 41 in Anwendung zu treten. 

V. St das im Auslande begangene Verbrechen eines der im $. 10 lit. a) bezeichne- 
ten, fo tritt auch die Zuftändigfeit für das betreffende Landesgericht ein, in deſſen Spren— 
gel ber Befchuldigte wohnt, ſich aufhält, oder betreten wird. 


8. 45. 


Wird aber der eines Verbrechens oder Vergehens Beſchuldigte erft aus 
dem Anslande eingeliefert, jo ijt dasjenige inländiſche Strafgericht zuftän- 
dig, weldes die Einlieferung veranlaßt hat. — Wird hingegen die Einlie- 
ferung desfelben vom Auslande jelbjt angeboten, fo it zur Annahme derfel- 
ben die Genehmigung des Oberlandesgerichtes einzuholen, welches zugleich 
zu beftimmen Hat, welchem inländiihen Strafgeridte in diefem Falle die 
Gerichtsbarkeit zukommen joll. 

J. Wenn ein inländiſches Gericht die Einlieferung eines flüchtig Gewordenen veran— 
laßt, ſo wird dies ohnehin nicht leicht ein anderes als das der begangenen That ſein. — 
Wird die Einlieferung angeboten, ſo handelt es ſich entweder um eine ſchon bekannte, oder 
eine noch unbekannte That; in beiden Fällen wird die Zuweiſung an den Gerichtsſtand 
bes Thatortes erfolgen können, wenn nicht höhere Rückſichten ($. 49) eine Abweichung 
räthlich machen. — Handelt es ſich um eines der im $. 10 lit. a) bezeichneten Verbrechen, 
jo ergibt fich diefe Zumweifung von felbft, und es müßte eine abweichende Verfügung von 
dem oberften Gerichtshofe jelbft ausgehen ($. 49). 

U. Das Einjhreiten wegen Erlangung der Genehmigung bes Oberlanbesgerichtes 
hat aber zur Vermeidung jeber Berzögerung ftet von jenem Gerichte auszugehen, an wel- 
ches das Anerbieten ber Auslieferung gerichtet wurde. 

III. Die in ben $$. 44 und 45 aufgeftellten Regeln gelten auch für jene Berbre- 
chen, welde auf öſterreichiſchen Schiffen auf offener See oder im Auslande be- 
gangen wurben (vgl. die Erllärung zu bem $. 36 des St. ©. in meinem Handbude), 
und e8 wird ein folder Berbrecher zunächft der Gerichts- und Sicherheitäbehörbe in jenem 
inländifchen Hafen zu übergeben fein, in welchen das Schiff einläuft. Hiervon beftehen nur 
zwei Ausnahmen: 1. Bon k. k. Kriegsfchiffen eingebrachte Seeränber unterftehen ber 
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Militär-Gerichtsbarfeit (Siehe unten bei $. 47). 2. Oeſterreichiſche im Sclavenhandel 
ergriffene Fahrzeuge find an das Landesgericht zu Trieft einzuliefern (Tractat vom 
20. Dezember 1841, Nr. 578 3. ©. ©.). 


8. 46. 


Wenn die Auslieferung eines Fremden, welcher ſich im Kaiſerthume 
Oeſterreich aufhält, wegen eines im Anslande begangenen Verbrechens, das 
nicht unter die Vorſchrift des $. 38 des Strafgejeges füllt, von einem ans: 
wärtigen Stante verlangt wird, oder nad) Vorſchrift des Gejeges einem 
auswärtigen Staate anzubieten ift, fo jteht die Verhandlung mit der frem— 
den Behörde dem Landes- oder Kreisgerichte zu, in deſſen Bezirke der Be: 
ihuldigte feinen Wohnjis oder Aufenthaltsort hat, oder in deſſen Bezirke 
er ergriffen wird. Auf das Verlangen der Auslieferung oder über erlafjene 
Stedbriefe, Verhafts- oder andere ftrafgerihtlice Berfolgungsbefehle, ift 
zwar gegen die Eutweichung des fremden Beſchuldigten die nöthige Vorkeh— 
rung zu treffen, anf jeine Auslieferung aber, nad) Bernehmung des Stants- 
anwaltes, bei dem Oberlandesgerichte nur dann anzutragen, wenn von der 
auswärtigen Behörde ſogleich oder in einem angemefjenen Zeitranme folde 
Beweije oder rechtliche Berdadhtsgründe beigebracht werden, worüber fid) 
der hier vernommene Fremde nicht auf der Stelle auszuweilen vermag. 
Das Oberlandesgericht hat jeinen, nad) Anhörung des Ober-Staatsanwal- 
tes zu faſſenden Beſchluß jederzeit vorläufig dem Yuftizminifterium zur Ge: 
nehmigung vorzulegen. 

I. Würde das Anfuchen um Auslieferung eines Fremden an ein Bezirksgericht ge- 
ftellt werben, jo hätte zwar dasjelbe allenfalls auch, nach Borfchrift des $. 152, für bie 
Sicerftellung der Perfon des Fremden Sorge zu tragen, müßte aber fogleich die Anzeige 
an den Gerichtäbof, in deffen Sprengel e8 gelegen ift, bebufs der Einleitung des weiteren 
Verfahrens erjtatten. Auf diefelbe Art wäre zu verfahren, wenn fih aus einer bei einem 
Bezirfsgerichte anhängigen Amtshanblung der Anlaß ergibt, gemäß $. 39 Str. ©. bie Aus- 
lieferung eines Fremden anzubieten, 

II. Wenn nun ein folhes Anſuchen an ben Gerichtshof gelangt, bat diefer zuerft zu 
prüfen, ob zureichende Beweife oder rechtliche Verdachtsgründe beigebracht wurden, auf 
welche fi) Das Auslieferungsbegehren ftilgt. Sind feine folchen beigebracht, jo muß bie 
auswärtige Behörde um Mittheilung derjelben angegangen werden. Erfolgt dieſe Mittbei- 
fung in einer angemeffenen, d. i, einer ben Berhältniffen der Sache und ber Entfer- 
nung entfprechenden Zeit nicht, fo ift in Die Sache nicht weiter einzugehen, und ber etwa 
verhaftete Fremde wäre der Sicherheitsbehörbe zur weiteren Verfügung zu übergeben. Er- 
folgt eine folde Mittheilung fogleich oder über Anfuchen, jo hat der Gerichtshof bie Ver— 
nehmung des Fremden — wenn fie nicht ſchon nach $. 152 erfolgt wäre — darüber einzu- 
leiten. Vermag fih num der Fremde gegen die vorgebadhten Verdachtsgründe zu recht- 
fertigen, jo wird der Gerichtshof Dies der ausländiſchen Behörde mittheilen und beren wei- 
teres Einjchreiten abwarten. Vermag fich der Fremde nicht zu rechtfertigen, jo kann ber 
Gerichtshof nad Anhörumg des Staatsanwaltes auf die Auslieferung desfelben an— 
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tragen. — Auf dieſelbe Art iſt zu verfahren, wenn die Auslieferung des Fremden anzu- 
bieten ift. 

IH. Bei dieſem Verlehre mit den ausländifchen Behörden find die bei $. 26 aufge- 
führten Borfchriften, und wenn in einem der Anslieferungsverträge — (ſiehe Diefe in mei- 
nem Handbuche des Str. ©. bei $. 41) — ein befonderes Verfahren vorgefchrieben wäre, 
ift auch dieſes zu beachten. 


S. AT. 
Zuftändigfeit des Strafverfahrens hinfihtlid der unter der 
Militärgerihtsbarkfeit ftehenden Perfonen. | 


Das Strafverfahren gegen Perjonen, die nad) befonderen Vorſchriften 
in Straffällen der Militärgerichtsbarkeit untertehen, bleibt aud) fernerhin 
den Militärgeridhten vorbehalten. Die Erhebung des TIhatbeftandes rüd: 
ſichtlich ſolcher ftrafbaren Handlungen, welche nad) den allgemeinen Straf- 
gejegen zu behandeln find, ftcht jedod den Militärgericdhten nur dann zu, 
wenn der Beſchuldigte offenbar der Militärgerichtsbarkeit unterfteht. Ergibt 
fi dieß erjt im Laufe einer von dem Civil-:Strafgerichte vorgenommenen 
Unterfuhung, fo ift die Verhandlung von demfelben abzubrechen und dem 
Militärgerichte zu übergeben. 

I. Welche Perfonen der Strafgerihtsbarfeit ber Militärgeridte un- 
terliegen, ift in dem faif. Patente vom 22. Dezember 1851, Nr. 255 0. ©. Bl. und durch 
einige nachträgliche Verordnungen beftimmt, welche nachjtehende Anordnungen treffen : 

Die Strafgerichtsbarfeit der Militär-Gerichte ift eine ordentliche und aufer- 
ordentliche. (5. 1. d. k. P.) 

Der orbentlihen Strafgerichtsbarkeit der Militär-Gerichte unterſtehen: 

1. Alle zum Dienſtſtande des Heeres oder der Kriegs-Marine gehörigen Perſonen, 
welche vermöge ihrer Beſtimmung wider den Feind zu kämpfen, auf die Kriegs-Artikel 
beeidiget, ober wegen ihrer Verbindlichkeit den Kriegsdienſt oder die Ausbildung zu dem— 
ſelben zu fördern, oder die dazu nöthigen Mittel beizuſchaffen, auf eigene Militär-Satzun— 
gen ober Reglements verpflichtet find, mit Einſchluß der auf eine beſtimmte oder unbe- 
ftimmte Zeit, ober bis zur Erercier-Zeit, oder bis zur Einberufung, oder bis zur Entlaf- 
fung Benrlaubten. (Juſt. Min. Vdg. v. 8. Mai 1852, Nr. 150 des R. ©. Bl.) 

Zu diefen Perfonen werben aud Diejenigen gezählt, welche zum Dienftftande einer 
f. f. Leibgarde, ber Hofburgwade, der Gensd’armerie, der Bukowiner Grünz-Korbons- 
Bataillons, des Sanitäts- und Militär-Fuhrweſens-Korps, des militäriſch-geographiſchen 
Inſtitutes, des Korps der Ingenieur-Geographes, bes General-Ouartiermeifter-Stabes, 
der Eentral-Equitations-Anftalt, des Militir-Geftüt-, Beſchäl- und Remontirungs-Depar- 
tements, ber Militär-Akademie zu Wiener-Neuftadt, dev Genie-Alabemic, des Marine- 
Kabeten-Kollegiums, der Kabeten-Kompagnien, ber Pionier-Schule, der Negiments-Kna- 
ben-Erziehungshänjer, der fünmtlihen Zweige der techniſchen Artillerie, der Monturs— 
Delonomiesfommiffionen, der Kafern-Berwaltungen, ber’ Plat- und Transports-Sam- 
melhaus-Konmanden, ber militär-verpflegungs-ämtlichen Handwerker, der Feld» und 
Garnifons-Spitäler, des beim Thierarzenei-Inftitute aufgeſtellten Militär-Kommando ge- 
‚hören, wie auch die bei den Negimentern, Korps, bei den Garnifons- und Stabs-Stod- 
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häuſern angeftellten Profoßen, Stabs- und Ober-Stabs-Profoßen, ſammt den Beſchließern, 
und die bei ben Fortififations-Aemtern angeftellten Perſonen, mit Einfluß der Wallmei- 
fter, Schanzgefreiten, umb unter der Benennung Baubediente verftandenen Handwerker, 
endlich Die bei den Arjenalen oder Schiffswerften der Kriegs-Marine aufgenommenen und 
in ben Regiftern eingetragenen Arkeiter. 

2, Die unter Beibehaltung des Offiziers:Charalters mit oder ohne Penſion aus der 
Militär-Dienftleiftung getretenen Perſonen. 

3. Die zum Stande der Invalidenhänfer gehörigen oder in denſelben verforgten Per— 
jonen. 

4. Die in den verſchiedenen VBerwaltungszweigen cder in der Militär-Seelforge mit 
und ohne DOffiziers-Charakter angeftellten Berfonen, welche vermöge ihrer Dienftleiftung 
ber Armee- oder Heeres-Abtheilung, welcher fie angebören, überall zu folgen verpflichtet 
find. SHierunter find begriffen: Sämmtliche Beamte des Feldfriegs-Kommifjariates, der 
Militir-Berpflegungs» Aemter, der Provinzials Kriegs- Zahl» Aemter und Kafjen, ber 
Militär- Rehnungsbrande, die Feld-Superioren, Regiments, Korps und Spitals- 
Kapline, Generals-Auditor-Lieutenants, Stals-, Garnifons-, Negiments-, Korps» oder 
zugetheilten Aubitore, ſämmtliche Feldärzte vom oberften Feldarzte inclusive abwärts, 
mit Einfluß der feldärztlihen Gehilfen; die Feldapotheken-Beamten und Gehilfen. 

5. Die Beamten und Diener des Kriegs-Miinifteriums, der General-Genie- und Ar- 
tilferie-Direktion , des oberften Militir-Gerichtshofes, des Univerjal-Kriegs-Zahlamtes, 
der Univerfal-Depofiten-Adminiftration, des allgemeinen Militär: Appellationsgerichtes, 
ter Landes-General-ommanden und Landes-Militär-Gerichte, 

Die in dem vierten Abſatze bezeichneten Perfonen, wie auch die im fünften Abſatze 
angeführten Beamten unterftehen auch im Penfionsftande derſelben Gerichtsbarfeit, 

6. Die militärifcheorganifirten Polizeiwachen. 

T. Die Gattinen und dDieminderjährigen ehelichen, aboptirten oder legitimirten Kinder 
der Borbenannten, jedoch nur infofern dieſe Kinder fi nicht abgefondert vom gemein- 
jhaftlihen Haushalte ſelbſt ernähren, jowie auch umebeliche Kinder, wenn beren Müt— 
ter zur Militärgerichtsbarfeit gehören, und dieſe letztere ſich nicht auf ein blos vorüber— 
gehendes Verhältniß, wie z. B. jenes der weiblichen Dienjtboten gründet. ‘ 

Bei der Mannfchaft vom Feldwebel oder Wachtmeifter abwärts gilt Dies nur von den 
Gattinen und Kindern Derjenigen, welche nad) der erften Art verehelicht find. 

8. Die Witwen und Waifen der Offiziere und Militär-Beamten. 

9, Die mit einer auf beftimmte Zeit lautenden Kapitulation aufgenommene, oder 
vom Staate bejoldete, oder mit dem Dienfigeber im gemeinjchaftlichen Haushalte lebende 
Dienerjchaft der MilitärsPerjonen, fo lange dieſes Dienftverhältniß dauert. 

10, Die Perfonen, welche als Angeftellte oder ihres Gejchäftes wegen bei einer auf 
den Kriegsfuß gefesten, jowie jene, welche unter gleichen Berhältniffen in Friebenszeiten 
im Gefolge einer im Auslande ftehenden Heeres-Abtheilung fid befinden. 

11. Die in militärifchen Erziehungs: und Bildungs-Anftalten befindlihen männ- 
lichen Zöglinge. 

12. Die in Kaſernen, Invalidenhäuſer und andere Militär-Gebäude aufgenommenen 
Portiere, Aufſeher und Hausknechte. 

13. Die Kriegsgefangenen und die unter militäriſcher Obhut ſtehenden Geißeln. 
(5. 2. d. k. P.) 

14. Die Geiſtlichkeit des lateiniſch- und griechiſch-unirten katholiſchen Ritus in der 
Militärgränze. (Kaiſ. Vdg. v. 3. Auguſt 1852, Nr. 160 des R. ©. Bl.) 
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15. Die in Friedengzeiten zu Bundeszweden zufammengezogenen Bunbestruppen. 
(Min. Erl. v. 13. November 1852, Nr. 232 R. ©. Bl.) 


16. Die Zöglinge und das Perfonale ber Militärbildungsanftalten, zu welchen auch 
das Thierarzenei-Inftitut in Wien gehört, mit Ausnahme der aus dem Civilftande auf 
genommenen Lehrer. (Kriegs. Min. Vdg. v. 7. Dezember 1852, Nr. 262 R. ©. Bl.) 

17. Die Reſervemannſchaft. (Pat. v. 31. Juli 1852, Nr. 153 R. ©. Bl.) 


Dagegen find unter den im $. 2 genannten Perfonen nicht begriffen, und daher ber 
orbentlihen Strafgerichtsbarkeit der Militärgerichte nicht unterworfen : 

1. Die zu Kriegszeiten bei einer kak. Armee fi) aufhaltenden Bevollmächtigten ober 
Abgefandten fremder Mächte mit ihrem Gefolge. 

2. Die in Defterreich fih aufhaltenden Offiziere fremder Mächte, 

3. Die einer f, k. Armee zur Beifhaffung der Lieferungen, Borfpann und fonftigen 
Armee-Bedürfniffe, überhaupt zur Fürderung des Dienftes zugetheilten Civil-Beamten. 

4. Die zum Perjonal-Stande der Kriegs-Minijterial- Buchhaltung, der Militär-Me- 
difamenten-Regic-Direktion gehörigen Beamten und Diener, fowie aud der apoftolifche 
Feld-Bilar mit feinem Confiitorial-Perfonale. 

5. Die Praktikanten und Tagſchreiber bei den Militär-Behörben, ohne Unterjchied. 

6. Die bei der Berwaltung einer im Beſitze einer Militär-Anftalt befindlichen Realität 
angeftellten Beamten und Diener. 

7. Die beim Militär-Geftütswefen zeitlich aufgenommenen Biehbirten uud Wärter 
(Csikös, Beress und Gulyäs). 

8. Die bei ben Fortififations- und Zeug-Aemtern, Monturs-DelonomiesKommiffionen 
und fonftigen Militär-Anftalten aus dem Civil-Stande gegen Aufkündigung oder fonft zeit« 
lich aufgenommenen Meifter, Gefellen und Handlanger. 

9, Die bei Militäir-Alademien und anderen Militär-Anftalten aus dem Civil-Stande 
angeftellten Sprach, echt: und fonftigen Lehrmeifter, Bereiter, wie auch jene gegen Be- 
ftallung angenommenen Aerzte, die nicht dem Stande der Feldärzte eingereiht werden ; 
ferner die im Offiziers-Töchter-Bildungs-Inftitute zu Hernals zur Leitung ber Erziehung 
und Ertheilung des Unterrichtes augejtellten Perſonen. 

10. Die in Kafernen, Invaliden-Häuſer und andere Militär - Gebäude aufgenont- 
menen Gaftwirthe und Fleifhhauer. 

11. Die Mannfchaft des zweiten Landwehr - Bataillen®, außer der Zeit der activen 
Dienftleiftung (derzeit aufgehoben; fiehe oben Abf. 17). 

12. Die mit Penſion oder Provifion betheilten Diener. 

13. Die mit PBatental-Gehalt oder mit einer Verſorgungs-Vorbehalts-Urkunde be- 
theilten Invaliden. 

14. Die männlichen ſowol, als Die weiblichen Dienftlente der Militär-Perjonen, da— 
fern fie nicht im $. 2, Abjag 9, der Militär - Gerichtsbarkeit ausdrüdlich zugewiefen find, 
fowie die bei Militär-Perſonen in Privatdienften ftehenden, jedoch nicht zur Klaffe der Die— 
nerſchaft gehörigen Individuen, 3. B. Sekretäre, Hausärzte, Erzicher u. ſ. w. 

15. Die Gattinen und Kinder der im $. 2, Abjat 10, genannten Perjonen, wenn fie 
nicht felbft der auf den Kriegsfuß gejegten, oder in Friedenszeiten im Auslande ſtehenden 
Heeres-Abtheilung folgen. 

16. Die Weiber und Kinder der nicht nach der erften Art verehelichten Mannſchaft 
vom Feldwebel und Wachtineifter abwärts, 

5* 
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17. Die Witwen und Kinder verftorbener, im 5. 2, Abfat 8, nicht genannten Mi- 
litär-Perjonen. (8. 3. d. 8. P.) 

Die ordentliche Strafgerichtöbarfeit der Militär-Gerichte erftredt fi über alle Ber- 
brechen, Vergehen und andere ftrafbare Handlungen, mit Ausnahme : 

1. Der Gefälls-Uebertretungen in jenen Kronlindern, in welchen über bie Unter— 
fuchung und Beftrafung derjelben das mit dem Patente v. 11. Juli 1835 fundgemachte 
Strafgejet Wirkſamkeit bat. 

2. Aller Straffülle, die nach gejetliher Kundmachung des Standrechtes vor bie 
Strafbehörde des Eivil-Standes gehören, jobald der Thäter zu dem Gerichte, dem die 
Amtshandlung zufteht, eingebracht worden it. 

3. Jener Straffälle, in welchen wider Jemand bereits vor feinem Eintritte in Die 
Militär-Gerichtsbarkeit wegen eines Verbrechens von einem Civil» Strafgerichte durch 
Borladung, Bernehmung, durch einen Borführungs- oder Verhafts-Befehl, durch Ber- 
baftung oder Berfolgung mittelft der Nacheile, oder durch Steckbriefe eingefchritten 
worden ift. 

In diefen Fällen ift derfelbe, wenn er nicht jpäter im Militär-Stande eine ſchwerere 
ftrafbare Handlung begangen hat, dem Eivil-Strafgerichte auszuliefern,, jobald dasjelbe die 
Auslieferung fordert. ($. 4. d. k. P.) 

Der außerordentlichen Strafgerichtsbarfeit der Militär-Gerichte unterftehen : 

1. Diejenigen Perſonen, welche fich ſolcher ftrafbarer Handlungen wider die Kriegs- 
macht des Staates ſchuldig machen, die nach dem Strafgefeße oder nad bejonderen Vor— 
ſchriften der militärgerichtlichen Unterfuhung und Aburteilung vorbehalten werden. 

2. Rontumaz-Uebertreter, jobald der engfte Peft-Kordon gezogen und das Standrecht 
kundgemacht worben ift, nad) dem Patente vom 21, Mai 1805, Nr. 731 J. ©. ©. 

3. Die von der Kriegsmarine eingebrachten Seeränber. 

4. Die in Feſtungen oder fonftigen Militär-Strafanftalten unter militärifcher Obhut 
verwahrten Sträflinge. 

5. Diejenigen Perjonen, welche fih in feften Plägen, Ortjchaften, Bezirken oder 
Kronländern, die in Folge des erllürten Belagerungs- oder Kriegs-Zuftandes unter das 
Kriegsgeſetz geftellt werden, ſolcher ftrafbarer Handlungen ſchuldig machen, die nach dem 
Geſetze, oder zufolge bejonderer Kundmachung dev militärgerichtlichen Unterfuhung und 
Aburteilung vorbehalten werben. 

6. Die in der Armee ober Miluar · Verweltung Angeſtellten, nach ihrem Austritte 
aus der Militär-Gerichtsbarkeit, wegen der bei Ausübung ihrer Amts- oder Dienſt-Oblie— 
genheiten begangenen Verbrechen, fie mögen noch während ihrer Dienftleiftung, oder erft 
nach ihrem Austritte entdedt worden fein. ($. 5. d. k. P.) 

II. Ueber die in der Finanzwache dienenden beurlaubten Soldaten wurde mit Mini- 
fterial-Berorbnung vom 23. Februar 1855, Nr. 37 R. ©. Bl. nachſtehende Beftimmung 
getroffen: 

Jeder bei der Finanzwache beurlaubte Soldat ift bezüglich der Dejertion, der Selbſt— 
verftümmlung oder der Selbftbefhädigung, dann der Widerfeglichfeit oder des achtungs⸗ 
widrigen Betragens gegen eine Militärwache, oder wo mit dieſen Fällen ein wie immer 
geartetes gemeines Verbrechen oder auch nur ein Vergehen zuſammentrifft, und zwar hin— 
ſichtlich der lezteren Verbrechen und Vergehen mit Rückſicht auf die Beſtimmungen des 
Civil⸗Strafgeſetzes den Militär-Gerichten — dagegen in allen anderen Fällen, wo ſich ein 
beurlaubter in der Finanzwache bienender Soldat eines Verbrechens oder gerichtlich zu 


88. 47, 48. 69 


behandelnden Bergebens jchuldig macht, bei welchem die vorangedeuteten Umſtände nicht 
eintreten, den Civil» Strafgerichten zur Unterfuhung und Aburteilung zuzumweifen, 

Diefe Verordnung macht von ben Lebertretungen feine Erwähnung, fie müffen 
aber nad) der hier wahrjcheinlich im Auge behaltenen Bezeihnungsweife des Militär-Straf- 
gefeges vom 15. Jäner 1855, Nr. 19 R. G. Bl., als unter der Benennung „Bergehen“ 
mitbegriffen angenommen werben. 

III. Fir jene Fälle, in welchen beurlaubte Soldaten oder Reſervemänner außer der 
Zeit der activen Dienftleiftung ſich einer frrafbaren Handlung ſchuldig machen, wurbe burch 
Berorbnung des Armee - Ober » Commando vom 1. Oftober 1854, Nr. ER. G. Bl., im 
Einvernehmen mit dem Juftizminifterium Folgendes angeordnet: 

In Fällen, in welchen beurlaubte Soldaten oder Rejervemänner, außer ber Zeit der 
activen Dienftleiftung, einer ftrafbaren Handlung beſchuldiget werden, und das zuftändige 
Militär-Gericht, wegen feiner Entfernung, die Erhebung des Thatbeftandes nicht mit jener 
Schnelligkeit bewirken kann, ohne welche vielleicht Die Beichaffenheit des Thatbeftandes fich 
verändern, ober bas Verfahren gehemmt werben würde, überhaupt in allen Fällen, wo 
Gefahr am Verzuge ſteht, haben jene Eivilgerichte, welche competent wären, wenn bie ftraf- 
bare Handlung von einer Perjon des Eivilftandes verübt worden wäre, wie dieſes bereits 
mit dem Hofdecrete vom 24. Juni 1808, Nr. 847 93.6. S., und vom 15. Oftober 1819, 
Nr. 1614 3. ©. ©., angeordnet war, die Erhebung des Thatbeftandes vorzunehmen, 
nöthigenfalls der Perfon des Thäters ſich zu verfihern, und, unter Anſchluß ſämmtlicher 
Borerhebungs-Acten, der zuftändigen Militärbehörbe die weiteren Verfügungen, insbes, 
fendere hinfichtlich der Einlieferung des Befhuldigten zu überlaffen. 

Wenn ein Militärgericht im Orte der That anmefend ift, fo fteht die Erhebung der— 
felben nur diefem zu. 

Die aus diefer Amtshandlung den Eivilgerihten erwachſenen Koften hat das Militär- 
Aerar zu tragen, und es hat deren Bergütung ohne Anftand zu erfolgen, wenn das Koften- 
verzeichniß von dem Präfidenten des Gerichtshofes erfter Inftanz, in beffen Sprengel bie 
Amtshandlung von was immer für einem Unterfuchungsgerichte vorgenommen wurde, 
beftätiget ift. 

Die Verordnung bes Kriegsminifteriums vom 8. November 1851, J. 7191, Armee» 
Berorbnungsblatt, Nr. 112, wornady der Koftenerfat nicht flattfindet, wenn von Eivilge- 
richten verhaftete Perfonen erft nad) erhaltener näherer Aufklärung über ihre militärijche 
Eigenſchaft an ein Militärgericht abgegeben werben, bleibt noch ferner in Wirkfamteit. 

IV. Wenn ber Thäter einer ftrafbaren Handlung gänzlich unbefannt oder zweifelhaft 
ift, fo fteht die Thatbeftandserhebung jedenfalls dem Eivil- Strafgerichte zu. — Die im 
Zuge einer bei den Militärgerichten anhängigen Thatbeftandserhebung zu vernehmenden 
Eivilperjonen find bei dem competenten Civilftrafgerichte abzuhören. (Juſt. Min. Vdg. 
v. 28. Züner 1856, 3. 321.) 


8. 48. 


Eremtion der auswärtigen Gefandten und ihrer Angehörigen. 


Die auswärtigen Gejandten, deren Familien und das eigentliche Ge- 
ſandtſchaftsperſonale derjelben, ftehen nicht unter der Gerichtsbarkeit der in- 
ländifhen Gerichte. Aud) die Haus- und Dienftlente fremder Souveräne 
oder Gefandten, welde zugleidy Unterthanen des fremden Sonveränd, oder 
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des Stantes find, weldem der Geſaudte angehört, unterftehen den öſter— 
reichiſchen Gerichten nicht. Hätte daher mit ſolchen Perfonen eine Amts: 
handlung wegen eines Verbrechens oder Vergeheits einzutreten, jo ift fid) 
zwar nad) Umftänden der Perfon des Beihuldigten zu verfihern, jedod) 
jogleid) die Anzeige davon an das Oberſthofmarſchallamt zu machen, 

I. Der Ausdrud „ſolche Perſonen“ umfaßt alle in den erften beiden Sätzen 
des Paragrapbes bezeichneten Perfonen, alfo auch die Gefandten jeibjt. — Ausländifche 
Souveraine und ihre Familienglieder unterftehen in gar feiner Beziehung den inländiſchen 
Geſetzen und Gerichten. — Wegen Uebertretungen ſcheint fein Strafverfahren gegen bie 
genannten Perfonen eintreten zu follen. 

U. Würde der ausländische Souverain oder Gefandte ſelbſt Die Beftrafung einer der 
hier bezeichneten Perjonen durch ein inländifches Gericht fordern, jo kann er fih in Wien 
nur an das Oberft-Hofmarichallamt wenden, welches, da ihm feine Strafgerichtsbarteit zu- 
fteht, nach Analogie mit der Vorſchrift des Hofbecretes vom 5. Februar 1819, Nr. 1542 
3. 6.©., tas Wiener Landesgericht um das weitere Einfchreiten erfuchen wird. — Küme 
ein folcher Fall außer Wien vor, fo treten aber, jobald auf das Privilegium der Erterrito- 
rialität vechtsgiltig verzichtet wird, die allgemeinen Regeln über die Gerichtszuftändigfeit 
in Wirkſamkeit. 

II. Auf diefe ben Gefandtichaften eingeräumten Vorrechte haben die Confuln frem- 
ber Mächte und das Confulats-Perjonale feinen Anſpruch, jondern diefe unterftehen, fie 
mögen üöfterreichifche oder fremde Unterthanen fein, ftets den inländifchen Gefeten und 
Gerichten (Hofd. v. 23. September 1817, Nr. 1373, 3. ©. ©.). 


8. 49, 


Delegationsbefugnig der Dberlandesgeridte und des oberften 
Gerichtshofes. 


Die Oberlandesgerichte find befugt, aus Rückſichten der öffentlichen 
Sicherheit, der Befangenheit des Gerihtsftandes, fo wie auch zur Erleichterung 
oder Beichleunigung des Verfahrens, zur Vermeidung unnöthiger Koften, 
wegen Mangels hinreihender Gefängnijfe, oder aus anderen wichtigen Grin- 
den, nad) Anhörung des Ober-Stantöanwaltes, oder anf deſſen Antrag, eine 
Strafverhandlung dem zujtändigen Gerichte abzunchmen, und einem anderen 
Gerichte derjelben Art in ihrem Sprengel zuzuweiſen. Gegen folde Be: 
ſchlüſſe ſteht dem Beſchuldigten fowohl, als aud dem Ober - Stantsanwalte 
das Recht zu, binnen drei Tagen von der Eröffnung derjelben die Be— 
ſchwerdeführung an den oberjten Gerichtshof zu ergreifen. Aus eben diejen 
Gründen kann and) der oberfte Gerichtshof die Webertragung einer Straf: 
verhandlung aus einem Oberlandes-Gerichtsfprengel in einen anderen ver: 
fügen. In den Fällen des $. 10 Mit. a kann eine Delegation nur von dem 


oberften Gerichtshofe verfügt werden. 
1. Diefer 8. ertheilt den höheren Gerichten das Recht, in einzelnen im Geſetze nicht 
näher vorgefehenen Fällen Ausnahmen von dem im $. 1 ausgefprochenen Grundfate, daß 
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Niemand feinem zuftändigen Richter entzogen werben dürfe, zu machen. Solche Ausnah- 
men bürfen daher nur aus fehr wichtigen. Gründen gemacht werden, als welche das Geſetz 
aufzählt: 

1. Rüdfihten der öffentlihen Sicherheit, wenn z. B. aus Theilnahme 
für, oder aus Haß gegen den Beſchuldigten Zufammenrottungen, Ruheſtörungen, Be- 
freiungsverfiche u. dgl. zu befürchten wären ; 

2. Bejangenbheit des Geridtsftandes; hierher gehören Die in ben folgenben 
ss. 52—59 aufgeführten Anftände, wenn biefelben aus Mangel zureichenden Perjonales 
bei demſelben Gerichte nicht behoben werden Können; 

3. Erleidterung ober Beſchleunigung des Verfahrens; fo wird z. B. 
eine vorausſichtlich langwierige und ſchwierige Unterfuchung bei einem zahlreicher beſetzten, 
eber in einer größeren Stabt gelegenen Gerichte weit leichter geführt werben fünnen, als 
bei einem ſchwach befetten, in feiner günftigen Poftverbindung gelegenen Gerichte auf 
dem Lande; ber 8.3 der Inftruction für die Strafgerichte bezeichnet insbefonbere jene 
Amtshandlungen, welche vorzüglich bejchleunigt werden ſollen, und wegen beren zweck— 
mäßiger Vornahme daher auch eine Delegirung ftatt finden kann; 

4. Bermeidung unnöthiger Koften, melde durch ben Transport bes An- 
geffagten, oder die Vorladung weit entfernter Zeugen nöthig werben; 3. B. es handelt ſich 
um einen Diebftahl, den ein Marktfierant an mehreren feiner Gewerbsgenofien an bem 
ton ihrem gemeinjchaftlihen Wohnorte weit entfernten Marftorte verübt hat; 

5. Mangel hinreihender Gefängniffe, welder es z. 3. unmöglich macht, 
die Theilnehmer desfelben Verbrechens gehörig von einander abzufondern ($. 164); 

6. Andere widtige Gründe, welche ſehr leicht in jenen Fällen vorlommen 
fönnen, wo unter gleichberechtigten Gerichten das Zuvorkommen den Ausjchlag gibt, weil 
da gar oft ber Zufall für bas nach Lage der Sache mindeft geeignete Gericht entjcheiden kann, 

I. Unter dem Ausdrude: Strafverbandlung find ſowol das Strafverfahren als 
Ganzes, als auch einzelne Theile desfelben, wie die Thatbeftandserhebung, die Specialunter- 
fuhung, die ganze VBorunterfuhung, die Beihlußfafjung darüber, dann die münbfiche 
Schlußverhandlung und das Erfenntniß dariiber zu verftehen. 

III. Die Delegirung darf ftets nur an ein Gericht derſelben Art, d. i. an ein 
Gericht, welches nach Anorbnung ber SS. 7—16 die gleihen Befugniffe in Bezug auf das 
Strafverfahren hat, gefchehen. Statt bes nach $. 10 lit a zuftindigen Gerichtes aber darf 
das Oberlanbesgericht feinen anderen Gerichtshof delegiren, jelbft wenn in feinem Sprengel 
mehrere Lanbesgerichte wären (wie z. B. in jenem des Wiener Oberlandesgerichtes). Die 
Delegirung in einem ſolchen Falle fteht blos tem oberften Gerichtshofe zu, welcher aber 
auch nur ein Gericht berjelben Art, d. i. ein Landesgericht am Site einer politifchen 
Landesbehörbe belegiren Tann. 

IV. Um jebem ſchädlichen Mißbrauche diefes wichtigen Befugniffes von Seite ber 
DOberlanbesgerichte vorzubeugen, ſteht ſowol dem Ober-Staatsanwalte im Interefje bes Ge- 
ſetzes, als auch dem Bejhuldigten, wenn er daraus irgend eine Beeinträchtigung beforgt, 
bas Recht der Berufung zu. 
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8. 50. 


Einhaltung der Gränzen der Geridhtszuftändigfeit und Ent— 
ſcheidung von Streitigfeiten über diefelbe. 


Jedes Gericht hat die Gränzen feiner Gerichtsbarkeit von Autswegen 
zu beobachten. Hält es ſich in einer ihm vorkommenden Strafjadhe nicht für 
zuftändig, jo hat es diefelbe zur Einleitung oder Fortfegung des Strafver: 
fahrens an die von ihm für competent erkannte Behörde zu leiten. 

Gegen dieje Verfügung des Gerichtes fteht forwol dem Staatsanwalte als dem Privat: 
Ankläger und dem Beichuldigten das Recht ter Berufung an das Oberlandesgericht zu 
(8. 202). 

Iſt die Gerichtszuftändigfeit wegen eines Unterfuhungsverfahrens 
zwiſchen mehreren Unterfuhungsrichtern ftreitig, welde in dem Sprengel 
des nämlichen Gerichtöhofes liegen, ſo entiheidet darüber der letztere nad) 
Anhörung des Staatsanwaltes. Gehören aber die ftreitenden Unterſuchungs— 
gerichte unter verſchiedene Gerichtshöfe, und können ſich die letzteren nicht 
einigen; oder entſteht zwiſchen mehreren Gerichtshöfen erſter Juſtanz ſelbſt 
ein Streit, ſo entſcheidet, wenn die ſtreitenden Gerichte unter demſelben 
Oberlandesgerichte ſtehen, das Oberlandesgericht. 

Nach der Analogie mit der Vorſchrift des $. 49 und dem Vorgange bei ben Gerichts— 


höfen erfter Inftanz muß aud das Oberlandesgericht vor feiner Entfcheidung den Ober- 
Staatsanwalt hören. 

Unterftehen aber die ftreitenden Gerichte verſchiedenen Oberlandesge: 
richten, und können fid) aud) diefe letzteren über den Gegenftand des Streites 
nicht einigen; oder entftcht zwiſchen den Oberlandesgeridten jelbit ein 
Streit, fo entſcheidet der oberſte Gerichtshof. 

Auch gegen die Entjheidungen der Gerichtshöfe erfter Inftanz und der Oberlandes- 
gerichte über Competenzftreitigfeiten, fteht jedem, der ſich dadurch gefränft erachtet, insbe 
fondere dem Staatsanwalte, Privatankläger und Beſchuldigten, nach 88. 65, 202 und 314 
bas Recht ber Berufung zu. 

Damit durch folche Streitigkeiten, welche nach Umftänden längere Zeit dauern oder 
Nachforſchungen nöthig machen können, bie Sache felbft nicht leide, jchreibt der Schlußſatz 
diefes Paragraphes vor: 

Bis zur Entjheidung eines Streites über die Zuftändigfeit zwiſchen 
unteren Gerichten hat jedes derjelben die zur Einleitung der Unterfuhung 
und Heritellung des Thatbeftandes in feinem Bezirke nöthigen Handlungen, 
und insbefondere alle jene Unterfuchungsichritte vorzunchmen, bei welden 
Gefahr am Berzuge haftet. 


88.50 — 52. 13 


8. 51. 


In wie ferne die von einem unzuftändigen Geridte vorgenom- 
menen Amtshandlungen des Unterfuhungs=Berfahrens giltig 
ſind. 


Amtshandlungen des Unterſuchungs-Verfahrens, welche von einem un: 
zuftändigen Gerichte vorgenommen wurden, find deßhalb allein noch nicht 
ungiltig, fondern von dem zuftändigen Gerichte zu benügen. Doc) hat diefes 
erforderliden Yalles die Ergänzung, Berichtigung oder Wiederholung diefer 
Amtshandlungen einzuleiten. 

I. Diefe Vorſchrift gilt in allen Fällen, wo ein unzuftändiges Gericht Unterfuchungs- 
bandlungen vorgenommen bat, es mag feine Unzuftändigfeit gelaunt und deßungeachtet 
Amt gehandelt haben, oder es mag durch die Entſcheidung bes höheren Gerichtes für unzu- 
ſiändig erklärt worden, oder endlich die Unzuftändigfeit erft jpäter hervorgelommen fein. 

U. Daß ein nicht zuſtändiges Gericht die mündliche Schlußverhbandlung und 
Entfheidung darüber vornehmen jollte, ift nicht Teicht möglich, weil Die auf die Zuftändig- 
feit Einfluß nehmenten Berhältniffe im Unterfuchungsverfahren aufgeklärt und bei der Ent- 
ſcheidung über das abgejchloffene Unterſuchungsverfahren in Betracht gezogen werben müffen, 
jo wie im Falle einer Berufung gegen eine folhe Entſcheidung das Oberlandesgericht die 
Zuftändigfeit instefondere zum Gegenftande feiner Berathung zu maden hat. Es wird 
daher durch den rechtsfräftigen Anklagebefhluß die Zuftindigkeit des erfennenden Ge- 
rihtshofes begründet (58. 23, 196, 207, 208). 


Schstes Hauptftück. 


Von der Ausfchließung und Abſehnung von Herichtsperfonen 
und Staatsanwälten. 


8. 52. 
Ausſchließung der Richter und Protofollführer. 


Jeder Richter und Protofolfführer ift von der Vornahme gerichtlicher 
Handlungen im Strafverfahren ausgeſchloſſen, wenn er ſelbſt der durd) die 
ftrafbare That Beſchädigte ift, oder wenn die beihuldigte, oder die beſchädigte 
Perſon mit ihm durch das Band der Ehe verbunden iſt; oder wenn der 
Beſchuldigte, der Beſchädigte, der Stantsanwalt, der Privat-Anfläger oder 
der Verteidiger mit ihm in auf: oder abfteigender Linie verwandt oder ver- 
ſchwägert, jein Gefhwilterfind, oder noch näher mit ihm verwandt, oder in 
gleihem Grade verſchwägert ift, oder zu ihm in dem Verhältniffe von Wahl: 
oder Pflege Eltern oder - Kindern, eines Vormundes oder Mindels oder 
endlich eines Gläubigers oder Schuldners ſteht. 
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8. 53. 

Ausgeſchloſſen als Richter oder Protofoflfführer in allen Juſtanzen ift 
ferner derjenige, welder: 

a) außerhalb feiner Dienftverridhtungen Zeuge der in Frage ftehenden 
ftrafbaren Handlung gewejen, oder in der Sache als Zeuge oder Sadj- 
verjtändiger vernommen worden iſt; 

I. Aus dem erjten Satze dieſes Abjages ergibt fih die Borausfeßung, daß der Aus- 
zufchließende aufergerichtlih Kenntni von dev Sache habe; dieſer Ausfchliefungsgrund 
wird daher dann nicht eintreten, wenn ber Richter oder Protofollführer zwar als Zeuge 
vernommen wurde, fih aber dabei zeigte, daß er von der Sache nichts wife. 

II. Eben fo tritt dieſer Ausichliefungsgrund nad dem Wortlaute des Geſetzes nicht 
ein, wenn die Bernehmung wegen einer anderen That des Bejchuldigten erfolgte, welche 
nicht Gegenftand ber vorzunehmenden Amtshandlung ift; wohl aber dann, wenn die Ber- 
nehmung wegen eines anderen Mitbefhuldigten, als den die Amtshandlung betreffen 
foll, erfolgte, weil das Geſetz nicht die Perjon, jondern bie Sache (die ftrafbare Handlung) 
im Auge bat. i 

b) weldjer in diefer Sache als Vertheidiger, oder als Staatsanwalt mit: 
gewirkt hatte. 

Auch hier gilt das bei dem vorhergehenden Abſatze unter II Bemerfte. 

Bon der Mitwirkung und Entſcheidung bei der Schlußverhandlung ift 
derjenige ausgeſchloſſen, welder in derjelben Sache als Unterfuhungsrichter 
thätig gewejen war, 

Da der 8.11 jenen als Unterfuchungsrichter bezeichnet, der das ganze Unterfuchungs- 
verfahren führt, jo kann als Unterfuhungsrichter nicht jenes Mitglied bes Gerichtes ange- 
jehen werben, welches in Verhinderung des Unterfuhungsrichters 3. B. dem Angellagten 
ben Anflagebefhluß kundgemacht, oder im Auftrage des Vorfitenden ($. 242) einzelne 
Amtshandlungen, ober überhaupt eine Berfügung oder Amtshandlung gemacht hat, welche 
fein Schritt des Unterfuchungsverfahrens ift (af. Hof. Entih. vom 20. Oftober und 
27. November 1851). 

Mitglieder von Gerichten höherer Juſtanzen aber find insbefondere 
ausgeſchloſſen: 

1. von der Berathung über alle Strafſachen, bei welchen ſie als Unter— 
ſuchungsrichter thütig geweſen waren; 

In dieſem Falle iſt es einerlei, über welchen Schritt des Strafverfahrens die Be— 
rathung erfolgt. 

2. von der Berathung über die Berufung gegen alle diejenigen Ent: 
iheidungen, bei welden fie jelbft in einer unteren Iuftanz an der Abftim: 
mung Theil genommen haben ; 

Die Mitwirkung eines Richters bei einer früheren Aburteilung besfelben Ange— 
Hagten ſchließt denfelben aber nicht von dem Vorſitze oder der Stimmgebung in höherer 
Inftanz aus, wenn es ſich um eine neuerliche Verurteilung wegen einer anderen That- 
fache handelt (Caß. Hof. Entſch. v. 12. Auguft 1852). 


88. 53, 54. 75 


3. bon der Führung des Neferates und von dem Vorſitze bei einer 
Verhandlung in Straffahen, rüdjichtlih welder der Unterfuhungsrichter, 
oder der Neferent bei einem untergeordneten Gerichte mit ihnen in einem 
der im $. 52 bezeihneten Verwandiſchafts- oder Schwägeridafts - Ver: 
hältniſſe jteht. 

Dagegen ift fein Richter von der Mitwirkung bei der Schlußverhand: 
lung, und bei den in erjter oder höherer Inſtanz über Schlußverhandlungen 
vorkommenden Entiheidungen deßhalb ausgeſchloſſen, weil er in derjelben 
Strafſache früher bei der Entſcheidung über das abgeſchloſſene Unter: 
fuhungs=Berfahren oder über Zwiſchenfragen des Unterſuchungs-Verfahreus 
mitgewirkt hatte. 

I. Die von dem Gefeße in diefen beiden Paragraphen aufgezählten Ausfchliegungs- 
gründe für Richter und Protofollführer haben verjchiedene Wirkung; fie gelten entweber 
1) für alle Inftanzen und alle Amtshandlungen, oder 2) nur für Die höhere, ober 3) nur 
für Die untere Inftanz und einzelne Amtshanblungen. 

Die fir alle Inftanzen und alle Amtshandlungen wirkſamen Ausfhliegungsgründe 
find im $. 52, dann im $. 53 unter a) und b) enthalten; jene für die Mitglieder der 
höheren Gerichte find im $. 53 unter 1)— 3) aufgezählt, und ben für bie Mitwirkung und 
Entſcheidung bei der Schlußverhandlung in erfter Inftanz enthält der zweite Abfat bes 8. 53. 

I. Aus den Vorſchriften des 8. 53 ergibt fich daher, daß nebft dem im Tetsten Abſatze 
bes 8. 53 bezeichneten Falle eine Ausſchließung nicht ftattfinde: 

1. wenn ber Richter oder Protofollführer in einer früheren Unterfuhung gegen 
benjelben Beichuldigten wegen einer anderen ftrafbaren Handlung als Zeuge vernommen 
wurbe, oder als Staatsanwalt oder Vertheidiger eingejchritten ift; 

2. wenn berjelbe nur über Erjuchen des eigentlichen Unterfuchungsrichters (88.12, 13) 
einzelne Unterfuhungshandlungen vorgenommen hat; 

3. der Unterfudhungsrichter kann als Richter bei den Entjcheibungen ſowol über das 
ganze Unterfuchungsverfahren als über Zwifchenfragen bei demfelben mitwirken ($$. 63,192); 

4, diejenigen Mitglieder des Gerichtes, welche außer dem Unterfuchungsrichter bei 
ben vorbezeichneten Entjcheidungen mitwirkten, find von ber Mitwirkung bei der Schluf- 
verhandlung nicht ausgejchlofjen ; 

5. ber Richter oder Protofollführer höherer Inftanz ift nicht ausgejchloffen bei der 
Berathung über Straffachen, bei denen er in unterer Inftanz als entfheibender (nicht 
als Unterfuchungs-) Richter mitgewirkt bat, wenn die Berufung nicht gerabe gegen jene 
Enticheidung gerichtet ift, bei welcher er mitwirkte; 

6. ber im 8.53 3.5 des dritten Abjatses bezeichnete Ausſchließungsgrund tritt bei 
ben bloßen Stimmführern und dem Protofolfführer in höherer Inftanz nicht ein. 


8. 54. 
Berfahren wegen einer folden Ausſchließung. 


Der Richter ift Shuldig, das Verhältniß, weldes den Grund feiner 
Ausſchließung bildet, unverzüglid, dem Vorſteher des Gerichtes, deſſen Mit- 
glied er iſt; wenn er aber jelbit der Vorſteher der gerichtlichen Geſchäfts— 
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führung eines Bezirkögerichtes ift, demjenigen Gerichtshofe, dem die Schluß: 
verhandlung zufteht, anzuzeigen, damit von demfelben ein anderer Richter 
zu den vorzunehmenden Antshandlungen berufen werde. 
Der Protofollführer hat diefe Anzeige dem Richter zu machen, bei 

weldem er das Protokoll führen joll. 

Tritt ein Ausfchliefungsgrund bei dem Vorſteher eines Gerichtshofes felbft ein, fo hat nach 
Vorſchriſt der SS. 57, 60 und 73 des kaiſ. Patentes vom 3. Mai 1853, Nr. 81 R. ©. Bl., 
ber ihm im Range zumächft ftehende Beamte des Gerichtshofes feine Stelle zu vertreten. 


8. 55. 


Jede Gerihtsperfon hat fih von dem Zeitpunfte an, in welchem ihr 
ein Ausſchließungsgrund befannt geworden, aller gerichtlichen Handlungen 
in diefer Sache zu enthalten, Wenn in Fällen, wo ein Unterſuchungsrichter 
einzufchreiten verhindert ift, Gefahr am Verzuge haftet, und die Beſtellung 
eines anderen Unterſuchungsrichters durch den nad) $. 54 hierzu bernfenen 
Gerichtövorjteher oder Gerichtshof nicht ſchlennig genug vollzogen werden 
faun, jo hat eine ſolche Gerichtsperſon in den Fällen, wo die beſchuldigte 
Perſon mit ihr durch das Band der Ehe verbunden, oder in dem im $. 52 
bezeichneten Verhältnifje der Verwandſchaft oder Schwägerſchaft fteht, zu: 
gleich die Anzeige hiervon dem nächſten Bezirkögerichte zu machen, damit 
diefes einftweilen die dringend nöthigen Amtshandlungen vornehmen Fönne, 


in allen übrigen Fällen aber diefe Amtshandlungen ſelbſt vorzunehmen. 

I. Die Rechtsfolgen, welche eintreten, wenn ein Richter oder Protofollführer unge- 
achtet der ihm entgegenftehenden Ausfchließungsgründe eine Amtshandlung gegen die im 
8. 55 enthaltene Vorſchrift vorninmmt, find im Geſetze nicht ausdrücklich enthalten, und auch 
das organifche Gefeg vom 3. Mai 1853, Nr. 81 R. G. Bl., gibt feine beftimmte nähere 
Aufklärung. Nur aus dem Schlußfate des $. 59, in welchem das Geſetz ausdrücklich anzu- 
ordnen für nöthig fand, daß die unter gleichen Verhältnifien von einem Staatsanmwalte 
vorgenommenen Amtshandlungen nicht ungiltig find, kann man den Schluß ziehen, daß 
die von ausgefchloffenen Gerihtsperjonen vorgenemmenen Amtshandlungen ungiltig find. 
Doch tritt diefe Ungiltigkeit nicht aus dem Geſetze won jelbit ein, jondern fie muß im Wege 
ber Berufung durch den Staatsanwalt, den Privat-Anfläger oder den Beſchuldigten geltend 
gemacht werben, wo es banı ber Entſcheidung ber Oberbehörde überlaffen ift, ob fie biefe 
Mängel für fo bedeutend hält, um ein neues Verfahren anzuordnen, was wohl in ber Regel 
ber Fall fein wird, oder ob darüber hinausgegangen werben kann (8$. 202, 208, 211, 298, 
303, 310). 

II. Uebrigens liegt e8 wohl in der Natur ber Sache, baf den im $.56 genannten Per- 
fonen freifteht, Die Anzeige von einem ihnen bekannten Ausſchließungsgrunde bei dem zur 
Berfügung hierliber bernfenen Gerichtsvorfteher oder Gerichtshofe zu machen, wenn ber 
betreffende Beamte es pflichtwidrig unterlaffen follte, weil diefen Perfonen das Recht ein- 
geräumt ift, nicht nur dieſe, fonbern auch mindere Bedenken gegen Richter und Protofolf- 
führer geltend zu machen, 


88. 55—57. 17 


S. 56. 
Ablehnung von Richtern und Protofollführern. 


Sowohl der Staatsanwalt, als aud) der Bejchuldigte, der Beſchädigte, 
und bei Vergehen, die nur anf Verlangen eined Betheiligten unterfucht 
werden, and) diefer, können Mitglieder des Gerichtes und Protokollführer 
ablehnen, wenn fie außer den in den SS. 52 und 55 bezeichneten Fällen 
andere Gründe anzugeben und darzuthun vermögen, welde geeignet find, 
die volle Unbefangenheit des Abzulchnenden in Zweifel zu jegen. 

I. Solche Ablehnungsgründe wären z. B., wenn der Richter mittelbar oder unmittel- 
bar einen Bortheil oder Schaden von dem Ausgange der Verhandlung zu erwarten hätte, 
wenn er früher als Sahwalter, Nathgeber, Unterhändler oder Mittelsmann in der Sauce 
eingejchritten wäre, wenn er zu den im $. 52 genannten Perjonen in dem Berhältniffe 
eines Beftandgebers oder Beſtandnehmers ftinde, u. dgl. ($$ 52 und 53 des kaiſ. Pat, 
v. 3. Mai 1853, Nr. 81 R. 6. 31.) 

II. Aus den im folgenden Baragraphe aufgeführten Arten der Entſcheidung über eine 
Ablehnung ergibt fi, daß der Präfibent des oberften Gerichtshofes nicht abgelehnt werden 
kann, weil feine Perfon oder Behörde genannt ift, welche über die Zuläffigfeit einer jolchen 
Ablehnung zu entjcheiden hätte. 


8. 57. 


Ueber die Zuläfjigfeit der Ablehnung einer Gerichtsperfon entfcheidet 
in der Regel der Vorfteher des Gerichts, zu welchem fie gehört; und wenn 
ein Unterfuchungsgericht abgelehnt wird, der Gerichtshof, dem es unterfteht, 
Wird aber der Vorfteher eines Gerichtshofes jelbft abgelehnt, fo entſcheidet 
darüber das Oberlandesgericht, und in joferne der Präſident des letzteren 
verbeten werden follte, der oberfte Gerichtshof. Bei eben jener Behörde, 
welcher die Entſcheidung zufteht, ift aud) das Geſuch um die Ablehnung, mit 
genauer Angabe, und jo weit es thunlid) ift, auch mit Beſcheinigung der 
Ablehnungsgründe einzureichen. 

Gegen die hierüber erfolgte Eutſcheidung jteht, in joferne dieſelbe nicht 
von dem oberjten Gerichtöhofe erfolgt ift, demjenigen, der ſich dadurd) be: 
ſchwert erachtet, die Berufung an das höhere Gericht offen, ohne daß jedoch 
diefelbe eine aufjdiebende Wirkung haben joll. 

Die Behörde, welche über die Ablehnung entſcheidet, hat zugleich, 
fall3 derjelben Statt gegeben wird, diejenige Gerichtsperſon oder dasjenige 
Gericht zu bezeichnen, die an die Stelle der abgelehnten zu treten haben. 
Wird aber das Gefud um Ablehnung einer Gerichtsperfon zurüdgewiefen, 
jo ſoll, wenn dasjelbe offenbar muthwillig befunden wird, von jedem höheren 
Gerichte auf die im $. 315 bezeichnete Geldbuße erkannt werden. 
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Auf ein Ablehnungsgeſuch, welches die Ablehnungsgründe nur ganz allgemein oder 
gar nicht näher angibt, darf nicht eingegangen werden, und es iſt über die Zuläſſigkeit eines 
Ablehnungsgeſuches überhaupt nur nach vernünftigem Ermeſſen (Juſt. Min. Vdg. 
v. 14. Oftbr. 1850, 3. 13797) zu entſcheiden. — Die Ueberreichung eines muthwilligen 
Ablehnungsgefuches bei einem Gerichtsvorfteher oder Gerichtsbofe erjter Inftanz fann von 
dieſem nicht beftraft werden. 


8. 58. 
Ausfhliefung von Mitgliedern der Staatsanwaltjdhaft. 


Bon dem Einſchreiten in einer Strafiahe ausgeſchloſſen find diejenigen 
Mitglieder der Stantsanwaltihaft, mit welchen die beſchuldigte oder die be: 
ihädigte Perjon durd) das Band der Ehe verbunden, oder mit welden eine 
diefer Perjonen oder der Bertheidiger in auf: oder abjteigender Pinie ver: 
wandt oder verfhwägert ift, oder in dem Verhältniſſe eines Geſchwiſter— 
findes, oder eines noch näheren Verwandten oder in gleihem Grade Ber: 
ihwägerten, eines VBormundes oder Mündels, von Wahl: oder Pflege: 
Eltern oder Kindern, oder endlid von Gläubiger oder Schuldner fteht. 

Ausgeſchloſſen find ferner diejenigen, welde außer ihren Dienftver- 
richtungen Zeugen der in Frage ftehenden jtrafbaren Handlung gewejen ; 
welde in der Sache als Zeugen oder Sadverftändige vernommen worden, 
oder als Bertheidiger thätig gewejen find, 

Dieje Beftimmungen gelten gleihmäßig für den Ober-Staatsanwalt, den Staatsanwalt, 
und das Beiden beigegebene Hilfsperjonale (8.29. — Rückſichtlich des zweiten Abjates 
fiebe die einfchlägigen Bemerkungen beim $. 53. 


8. 59. 
Berfahren wegen einer ſolchen Ausſchließung. 


Jedes Mitglied der Staatsanwaltſchaft ift verpflichtet, fi von dem 
Zeitpunete an, in welchem ihm ein Ausſchließungsgrund befannt geworden, 
des Einſchreitens in der Sache, rüdfihtlid deren es als ausgeſchloſſen er: 
ſcheint, zu enthalten, diejelbe jeinem Stellvertreter zu überlaflen, und davon 
feinem unmittelbaren Vorgeſetzten die Anzeige zu erjtatten. Beſchwerden 
von Parteien gegen das Einſchreiten eines Staatsanwaltes, welder fid 
nad) dem Geſetze des Einjhreitens hätte enthalten jollen, find an den Ober: 
Staatsanwalt, und Falls fie gegen deſſen Entſcheidung oder gegen deſſen 
eigenes Einjhreiten ergriffen werden, an das Juſtizminiſterium zu richten, 
ohne daß jedod dadurd das Verfahren aufgehalten werden, oder deifen 
Einſchreiten die Ungiltigfeit der von ihm vorgenommenen Amtshandlungen 


nad) ſich ziehen ſoll. 
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Daß ein Mitglied der Staatsanwaltichaft in der Kegel nicht abgelehnt werben 
fann, dann baf das Einfchreiten eines ausgejchloffenen Staatsanwaltes feine Ungiltigkeit 
nach fich zieht, ift Darin begriinbet, daß bie Staatsanwaltjchaft Partei ift, und weder ber 
Geklagte den Kläger, noch der Mitkläger (Privatbetheiligte) den Streitgenoffen zurückweiſen 
fann. Da dieje Ablehnung aber nicht gerabezu verboten ift, fo ſteht es — falls fich der 
Staatsanwalt, bei dem Ablehnungsgründe ($. 56) eintreten, nicht jelbft ausjchließen würde 
— den Parteien frei, derlei Umftände zur Kenntniß des Oberftaatsanmwaltes, oder wenn 
es einen foldhen betrifft, des Juftizminifters felbft zu bringen, welchen das Necht eingeräumt 
ift ($. 30 lit b, $. 32 lit a und $. 10 der Inſtr. f. d. Staatsanwaltjchaft), einen anderen 
Beamten der Staatsanwaltichaft zu der betreffenden Amtsbandlung zu beftimmen. 


Siebentes Hauptftück. 


Von dem Unterfuchungs = Verfahren über Verbrechen und 
Vergehen. 


I. 
Allgemeine Beftimmungen. 


8. 60. 
Zwed des Unterfuhungsperfahren®. 


Das Unterſuchungs-Verfahren hat den Zwed, den Thatbeitand zu er: 
heben, den Thäter, die Mitfhuldigen und Theilnehmer zu erforſchen, die 
Verdachtsgründe und Beweife iiber die Schuld einerjeits, und die Mittel zur 
Rechtfertigung des Beſchuldigten andererjeits zu ſammeln, und überhaupt 
Alles in das Klare zu jegen, was zur Schöpfung eines Einftellungs-, Ab— 
laſſungs- oder Anklage-Beſchluſſes erforderlid ift ($. 196). 

I. Das Unterfuhungsverfahbren ift der Inbegriff aller jener Handlungen und 
Borlehrungen, welche zur Erreichung des in bem vorftehenden Paragraphe angedeuteten 
Zwedes nothwendig, und von dem Geſetze anbefohlen oder geftattet find. Welche dieſe 
Handlungen feien, wurde ſchon oben ©. 24 bei Entwidlung des Siſtems der Strafprozeh- 
orbnung aufgezählt. 

II. Das Unterfuchungsverfahren hat zunächft nur den Zwed, alles das in das Klare 
zu fegen, was zur Schöpfung eines Einftellungs-, Ablaſſungs- oder Anklage -Beſchluſſes 
erforderlich ift. Inwiefern das in derſelben vorhandene Materiale auch bei der Füllung 
bes Erfenntnifjes über die Schuld des Angeklagten benügt werben kann, dann auf welche 
Art und Weife die etwa zur Füllung diefes Erfenntniffes noch weiter nothwendigen Er- 
bebungen und Ergänzungen vorzunehmen jeien, wirb in dem Hauptftüde: „Bon ber 
münblihen Schlußverhandlung“ (88. 213—257) näher beftimmt. 

II. Das förmliche Unterfuhungsverfahren findet nur bei Berbrehen und Ber- 
geben, ohne Unterjchieb, ob die letteren von Amtswezen oder auf Verlangen eines Be- 
theiligten unterfucht werben, Dagegen aber auch bei allen Verbrechen und Bergehen, mit 
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einziger Ausnahme ber Fälle des ftandrechtlichen Verfahrens ($. 406) Statt. — Auch bei 
ben Uebertretungen 88. 34—39 der Preßordnung vom 27. Mai 1852 ift das fürmliche 
Unterfuhungsverfahren zu pflegen, weil fie, wie ſchon bemerkt wurbe, den Vergehen bes 
allgemeinen Strafgejeßes gleichgeftellt find. 

IV. Bei Uebertretungen findet in ber Regel ein fürmliches Unterfuhungsver- 
fahren und ein Anklagebeſchluß nicht Statt, fondern e8 foll die ganze Sache in Einer Ber- 
handlung beendet werden. — Sind aber ausnahmsweife VBorerbebungen nothwendig — 
3. B. die Einholung eines Gutachtens, die Vernehmung von Zeugen zur Ausforfhung bes 
Thäters u. dgl., — jo find Diefelben nach den für das fürmliche Unterfuchungsverfahren 
gegebenen Vorſchriften zu pflegen ($$. 419, 420). 

V. Die 88. 1 und 12 der Inftruction für die Strafgerichte enthalten die Grundfäte, 
nach welchen fich Die richterlichen Organe bei dem Unterfuchungsverfahren im Allgemeinen 
zu benehmen haben. Obwol an ben betreffenden Stellen im Verfolge diefes Werfes ohne— 
bin die Daraus abgeleiteten Folgefäte angeführt find, fo mögen diefelben doch auch hier ihren 
Plat finden. Es haben nämlich die Gerichte und ihre einzelnen Organe durch unermübeten 
Eifer in der Erforfchung ber ftrafbaren Handlungen und Verfolgung der Thäter, durch 
zwedmäßiges Verfahren, Genauigfeit und Strenge in der Unterfuchung, mögliche Schonung 
bes Beichuldigten, gerechte Anwendung des Strafgejeges und pflichtmäßige Beſchleunigung 
aller Amtsverrichtungen, ihren Beruf genau zu erfüllen, damit die Kraft bes Geſetzes auf- 
recht erhalten, und dem Gefeßesübertreter die Hoffnung auf Straflofigfeit benommen werbe. 
Sie jollen frei von Leidenfchaft und vorgefaßter Meinung, nur gejeßlihe und mit Ueber- 
legung gewählte Mittel zur Entdeckung und Ueberführung der Schuldigen anwenden, und 
dadurch die fchweren Folgen eines willführlichen und zwedwidrigen Gebrauches ihrer Amts- 
gewalt für den Einzelnen und das allgemeine Wohl verhüten. Insbeſondere haben fich 
die Unterſuchungsrichter durch forgfültige Ueberlegung der Thatfahen und Verhältniſſe, 
worauf die Umterfuchung nach dem geſetzlichen Begriffe der in Frage ftehenden Handlung 
und dem Zmede des Strafverfahrens gerichtet werden muß, gehörig vorzubereiten, damit 
zur Sache nicht gehörige Nachforschungen vermieden, und feine wejentlichen Umſtände über- 
gangen werben. 


S. 61. 
Gründe zur Einleitung des Unterfuhungs- Verfahrens, 


Sobald das Unterſuchungsgericht (SS. 10, 11 und 14) von einem Ver- 
bredien oder von einem von Amtswegen zu unterfuchenden Vergehen durch 
Nuf, Anzeige oder eigene Entdedung Kenntniß erlangt, hat es das Unter: 
fuchungs-Berfahren ſogleich einzuleiten, und auch alle weiteren Schritte in 
demfelben von Amtswegen vorzunehmen, oder vornehmen zu lafjen ($. 12), 
ohne die Anträge des Staatsanwaltes abzuwarten, 


I. Durch dieſe Anordnung des Geſetzes ift, wie ſchon oben bei $. 30 lit a) bemerkt 
wurde, in Beziehung auf das Unterfuchungsverfahren das Anklageprinzip ausgefchlofjen. 
Der Sat, daß da, wo fein Kläger ift, auch fein Richter fei, findet in Bezug auf das Straf- 
verfahren nur bei jenen Vergeben (und Uebertretungen) Anwendung, welche nur auf Ber- 
langen eines Betheiligten verfolgt werden. In allen anderen Fällen hat das Unterfuhungs- 
gericht, e8 mag auf was immer für eine Art zur Kenntniß eines begangenen Verbrechens 
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ober Bergehens gelangen, Das Unterfuchungsverfahren von Amtswegen ($. 2) einzu- 
leiten, und fo weit auszubehnen, und jo lange fortzufegen, als es nach Geftalt der Umſtände, 
mit Berückſichtigung ber geſetzlichen Vorjchriften über die Beendigung des Unterfuchungs- 
verfahrens (88. 186— 191) nothwendig und zuläffig ift. 

II. Eine weitere Folge des für das Unterfuchungsverfahren geltenden Inguifizions- 
Prinzipes ift, daß, wie bereits erwähnt, jebes Gericht ($. 13), ſelbſt wenn es nicht zu- 
ftändig wäre ($. 50), in dringenden Fällen die nothwendigen Unterfuhungshandlungen 
vornehmen muß, und dann erft die Sache an das ordentliche Unterfuchungsgericht ab- 
treten kann. 

III. Um in diefer Beziehung die nöthige Bejchleunigung zu erzielen, ſchreibt der 8.14 
der Injtruction für die Strafgerichte vor, daß, wenn in Folge einer Anzeige unaufſchiebbare 
Maßregeln zu ergreifen, und entweder die Einziehung oder Bernehmung beftinmter Per- 
fonen, eine Hausdurchſuchung, ein Augenſchein oder andere Erhebungen zu veranlaffen 
find, dieſe Amtshandlungen ohne Verzug, ja wenn es Die Dringlichkeit fordert, felbft noch 
vor Aufnehmung des Protofolles über die mündlich gemachte Anzeige, vorgenommen 
werden müffen. 

Kommt dem Unterfudhungsgeridhte die Anzeige des Verbrediens des 
Hocdverrathes, der Störung der öffentlihen Ruhe, einer Ereditspapier- oder 
Miünzverfälihung, oder anderer Verbrechen oder Bergehen zu, rückſichtlich 
welcher weitere polizeiliche Nachforſchungen oder Vorkehrungen im Jutereſſe 
der öffentlihen Sicherheit erforderlich ſein können, jo hat das Unterfuchungs- 
gericht gleichzeitig mit der Einleitung des Unterſuchungs-Verfahrens aud) 
die angemefjene Mittheilung an die nächſte unmittelbar zur Aufrechthaltung 
der öffentlichen Sicherheit und Ordnung berufene Behörde (Sicherheitsbe- 
hörde) zu machen. 

I. Fülle, in welchen eine ſolche Mittheilung auch bei anderen als den im Geſetze be- 
zeichneten Verbrechen nothwendig erjcheint, wären: überhandnehmende Diebjtähle, Raubau— 
fälle, welche auf das Beftehen von Banden hinweifen, u. dgl. 

II. Unter den Sicherheitsbehörden, welche hier genannt find, find wohl zunächft 
die eigentlichen Polizeibehörden zu verftehen. An Orten jedoch, wo feine ſolchen beftehen, 
wirb die entjprechende Mittheilung an die Bezirfsämter, an die Blirgermeifterämter, ſelbſt 
an die Gensb’armerie gefchehen müffen und können. (Vgl. $. 324, wo die landesfürft- 
liche Sicherheitsbehörde von ben übrigen Sicherheitsbehörden ausdrücklich unter» 
ſchieden wird.) 

III, Nach $. 7 der Inftruction für die Strafgerichte hat der Vorfteher des Gerichts- 
bofes jede Einleitung einer Unterfuhung wegen Hochverrathes, Majeftätsbeleidigung, Be— 
feidigung der Mitglieder des Faiferlihen Haufes und Störung der öffentlichen Ruhe unter 
Darftellung der Beichaffenheit der That dem Oberlandesgerichts - ———— und dieſer 
dem Juſtizminiſter anzuzeigen. 

IV. Laut 88. 19— 21 der Inſtruction für die Staatsanwaltſchaften haben die Staats— 
anmälte bie vorbezeichneten Fälle, dann Fülle des Aufftandes und Aufruhres, fogleich mit. 
Anführung der von dem Gerichte getroffenen Verfügungen dem Oberftaatsanwalte, und 
diefer dem Juftizminifter anzuzeigen; über andere wichtige Straffülle, insbefondere über 
Berfälihungen öffentlicher Erebitspapiere, Minzverfälfhung, Mord, Brandlegung und 
Raub, haben die Staatsanwälte monatlich die Anzeigen an ben Oberftaatsanwalt zu machen, 

Frühwald, Strafprozeß. 
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V. Der Beginn einer Unterfuhung wider einen Geiftlihen ift nach Artifel 14 des 
mit dem heiligen Stuhle abgefchloffenen Eoncordates (K. Pat. v. 5. Novbr. 1855, Nr. 195 
R. ©. Bl.) ohne Berzug dem Bifchofe anzuzeigen. 

VI Die Einleitung auch nur der Vorunterſuchung gegen f. k. geheime Räthe, Kim- 
merer und Truchjefien wegen Verbrechen oder anderer ſtrafwürdiger Handlungen ift dem 
betreffenden Oberjtbofamte jogleich anzuzeigen. (Juft. Min. Erlaß v. 4. April 1853 3.202.) 


S. 62. 


Anzeigen und Berichte der Bezirfögerichte über die bei ihnen 
vorfommenden Anzeigen und Unterfuhungen an ven Gerichtshof. 


Bei den Bezirkögerichten ($. 10, lit. e) ift das Unterjuhungs-Berfahren 
in der Regel ohne Betheiligung der Stantsanwaltidaft zu führen; jedoch 
hat das Unterſuchungsgericht von jedem alle, der nad) 8. 61 Veranlaſſung 
zu einer Amtshandlung gibt, gleichzeitig mit diefer, auch eine kurze Anzeige 
hiervon an den Gerichtshof zu eritatten, welder zur Schlußverhandlung und 
Entſcheidung darüber berufen fein würde, Hält aber das Unterfuhungs- 
gericht die Anzeige eines Verbrechens oder Vergehens wegen Mangel des 
Thatbeitandes einer jtrafbaren Handlung, oder wegen Unerheblichkeit der 
Verdachtsgründe, zu einem Strafverfahren nicht für geeignet, jo hat es die 
ihm zugefommene Anzeige jelbjt dem Gerichtshofe vorzulegen und deſſen 
Entſcheidung darüber abzuwarten. 

I. Die Bezirkögerichte, welche hier genannt find, find jene, die der Vorſchrift des 
$. 10 lit. e) gemäß als Unterfuhungsgerichte beftellt find. 

II. Bei dem von dieſen Unterfuchungsgerichten zu führenden Unteriuchungsverfahren 
ift die Mitwirkung der Staatsanwaltichaft in der Negel gänzlich ausgefchloffen, obwol es 
dem Staatsanwalte unbenommen bleibt, in wichtigeren Fällen den nad) $. 30 lit b) ibm 
zuftehenden Einfluß auf die bei ſolchen Bezirksgerichten geführten Unterfuchungen zu nehmen, 

II. Dagegen ift es, damit die Gerichtshöfe, denen ſolche Bezirkögerichte zugewieſen 
find, die ihnen gemäß $. 14 zuftehende Yeitung und Aufficht ausüben fünnen, notbwendig, 
daß diefelben zur Kenntniß aller bei den Bezirfsgerichten vorfommenden Unterfuhungen 
gelangen. Deshalb haben die Bezirksgerichte 

1) über alle Unterfuhungen, welde fie einzuleiten befinden, eine kurze Anzeige an 
den Gerichtshof zu erftatten; 

2) in allen Fällen, in welchen fie auf eine gemachte Anzeige aus den im Geſetze be- 
merften oder anderen gleich wichtigen Gründen nicht einzugehen finden, die Anzeige 
ſelbſt fammt den Gründen ihrer Anficht dem Gerichtshofe vorzulegen, und deſſen Ent- 
ſcheidung abzuwarten. — Wäre ein folder Fall zweifelhaft, und zu gewärtigen, baf der 
Gerichtshof einer anderen Anficht ald das Bezirksgericht wäre, und die Unterfuhung an- 
ordnen werde, jo müßte das Bezirksgericht vorſichtsweiſe doch alles vorlehren, was noth- 
wendig ift, bamit nicht Die etwa aufgetragene Unterfuhung erjchwert oder vereitelt würde, 


3. B. die Bernehmung von Reifenden, die polizeiliche Anhaltung oder Ueberwachung bes 
Beichuldigten, u. dal.; 
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3) endlich haben die Bezirfsgerichte ben Gerichtshof in Keftändiger Kenntniß der bei 
ihnen anhängigen Unterfuchungen zu erhalten. Zu dieſem Ende ſchreibt das Gejeß vor: 

Nebſtdem haben die zur Unterſuchung berufenen Bezirksgerichte zu 
Ende eines jeden Monates dem Gerichtshofe eine kurze Meberficht über den 
Stand aller bei ihnen wegen Verbrechen oder Vergehen anhängigen Unter: 
fuchungen vorzulegen, uud bei dieſer Gelegenheit, oder wenn fie es ans er: 
heblichen Gründen für angemeflen erachten, and abgejondert, wichtige Vor— 
fülle in den bei ihnen geführten Unterfuhungen zur Kenntniß des Gerichts: 
hofes zu bringen. 

I. Die Formulare, nach welchen dieſe monatlichen Ueberfichten zu erftatten find, find 
dem $. 9 der Inftruction fiir die Strafgerichte beigefügt. 

II. &8 verjteht fich übrigens wohl von ſelbſt, daß den Bezirfsgerichten das Necht zu- 
ftehen muß, in befonders wichtigen Füllen fih Weifungen des Gerichtshofes zu erbitten, die 
fie jodann zu befolgen haben. . 

Bon diefen Anzeigen und Berichten hat der Staatsanwalt bei dem Ge- 
richtshofe fortlaufend Einficht zu nehmen, und die ihm geeignet ſcheinenden 
Anträge entweder dem Unterjuchnngsgerichte zu eröffnen, oder unmittelbar 
an den Gerichtshof zu ftellen. 

Zur Berathung über derlei Anzeigen, Berichte und Anfragen der Unter: 
ſuchungsgerichte hat der Gerichtshof immer den Staatsanwalt beizuziehen. 

Diefe Vorſchrift ift notbwendig, damit der Staatsanwalt Gelegenheit erbalte, zur 
Wahrung des Gejetses, von den ihm nach $. 30 lit a), b), e) und f) zuftebenden Befng- 
niffen Gebrauch machen zu können. 


8. 63. 


Mitwirkung des Staatsanwaltes bei den beim Geridhtshofe 
jelbft geführten Unterfuhungen. 


Yu jenen Füllen hingegen, wo das Unterjuhungs-Berfahren bei dem 
Gerichtshofe ſelbſt geführt wird ($. 10, lit. a uud b), hat der Unterſuchungs— 
richter dabei nad) Thunlichkeit im Einvernehmen mit dem Staatsanwalte 
vorzugehen, und daher, in joferne nicht Gefahr am Verzuge haftet, keinen 
wichtigen Act desjelben ohne vorläufige VBerftändigung des Stantsanwaltes 
vorzunehmen. Zu diefen wichtigen Acten gehören insbefondere die in den 
$$. 77, 104, 110, 145, 148, 150, 151, 153, 156, 186 und 190 bezeid)- 
neten Amtshandlungen und Beſchlüſſe. 

I. Durch dieſe Borfchrift wird an dem für das Unterfuchungswerfahren überhaupt auf- 
geftellten Brinzipe in Bezug auf die Mitwirkung der Staatsanwaltichaft nichts geändert, 
ſondern ihr nur ihre Einflußnahme zur Wahrung des Gefeges erleichtert, indem voraus- 
zufegen ift, daß durch Ausübung des dem Gerichtshofe nach $. 12 zuftehenden Rechtes die 
wichtigften und fchwierigften Unterfuchungen immer bei demſelben jelbjt werden geführt werben. 

II. Die Amtshandlungen, welche von den Unterjuchungsrichtern am Gerichtshofe ins- 
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bejondere nicht ohne vorläufige Verftändigung des Staatsanwaltes follen vorgenommen 
werben, find: Augenjcheine ($. 77), Haus- oder Perſonsdurchſuchungen (8.104), Beſchlag— 
nahme von Briefen ($. 110), die Einleitung der Unterfuchung gegen eine beftimmte Perſon 
($. 145), die Borladung des Beſchuldigten ($. 148), die Erlaffung eines Vorführungs- 
befehles wider denſelben ($. 150), defjen vorläufige Verwahrung ($. 151), das Verhör 
besjelben ($. 153), die VBerhängung ber Unterfuchungsbaft ($. 156), der Abſchluß der 
Unterfuchung (8. 186), unb das Schlußverhör ($. 190). 

III. Gemäß $.11 der Inftruction für die Strafgerichte haben die Unterfuchungsrichter 
bei den Bezirksgerichten in ben vorſtehend bezeichneten Fällen die Zuftimmung bes Vor— 
ftehers der gerichtlichen Gefchäftsführung einzuholen. 

IV. In allen übrigen hier nicht bezeichneten Fällen haben die Unterfuhungsrichter 
gemäß $. 10 der Inftruction für die Strafgerichte nach eigener Einficht zu verfahren. Es 
ift ihnen jedoch unbenommen, auch im Falle eines Zweifels in Fällen, rüdfichtlich deren es 
nicht ausdrüdlich vorgefchrieben ift, vorläufig den Beſchluß des Gerichtshofes einzuholen, 
dem fie ſich aber dann auch fügen müſſen. Die Unterfuhungsridter an den Bezirksgerichten 
haben in ähnlichen Fällen ihre Bedenken dem PVorfteher der gerichtlichen Gejhäftsführung 
mitzutheilen, welchem allein zuftebt, bei dem Gerichtshofe um eine Weiſung einzufchreiten 
($. 11 eben dort). 

Diefer ftete Berfehr zwifchen dem Unterſuchungsrichter und dem Stants- 
anwalte ift jedoch; im Furzen Wege, und mit Ausſchließung jedes Schriften: 
wechſels zu pflegen, und deßhalb die Unterſuchung in feiner Weife zu 
verzögern, | 

Die Form des Gejchäftsverfehres zwifchen dem Unterfuchungsrichter und der Staats- 
anwaltjchaft wirb durch die $$. 5, 23 und 24 der Inftruction für die Strafgerichte und 
$. 12 ber Inftruction für die Staatsanwaltjchaften geregelt. 

Vebrigens iſt von jedem der bei den Gerichtshöfen befindlichen Unter: 
ſuchungsrichter von vierzehn zu vierzehn Tagen jowohl über die anhängigen 
Unterfuhungen, als auch über diejenigen Anzeigen wegen Verbrechen oder 
Vergehen, welde er zu einem Strafverfahren nicht fir geeignet erfennet, 
dem Gerichtshofe mündlicher Vortrag zu erftatten, und von diejem darüber 
Beihlu zu fallen. Bei diefen Berathungen hat der Staatsanwalt gegen: 
wärtig zu fein, und feine Erinnerungen und Anträge vorzubringen. 

Hierüber gilt das am Schluffe der Erläuterungen zu dem vorhergehenden Baragrapbe 
Bemerkte. — Die Form ber über dieſe Berathungen zu führenden Protokolle beftimmt ber 
$. 163 der Inftruction für bie Strafgerichte. Ä 


S. 64. 
Entjheidungen des Gerichtshofes über Meinungs-Berfdieden- 
heiten zwifchen Unterfuhungsridter und Staatsanwalt, und 
über Beſchwerden gegen Berfügungen des Unterfuhungsrichters 
indem Unterfuhungs=Berfahren. 
Ergibt ſich zwiſchen einem Unterfuhungsrichter ($. 62 und 63) und 
dem Staatsanwalte in Beziehung auf die Unterjuhung oder einzelne 
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Amtshandlungen in derfelben eine Meinungs» Verfhiedenheit; fo hat der 
erftere die Entjheidung des Gerichtshofes einzuholen. 

Unter dem „Unterſuchungsrichter“ ift hier fowel ber an dem Gericdhtähofe Be- 
ftellte ($. 63), ala auch jener zu verftehen, welder bei einem nad $. 10 lit. c) befiellten 
Unterfuchungsgerichte das Berfahren leitet ($. 62), wenn ſich nämlich der Staatsanwalt 
ausnahmsweife an dem Unterfudungsverfahren betheiligt. — Ob die Meinungsverjcie- 
denheit eine der im erften Abjage des $. 63 aufgezählten oder eine andere Amtshandlung 
betrifft, ift einerlei. — Damit hierdurch nad) Vorſchrift des $. 63 feine ſchädliche Verzöge— 
rung eintrete, wird nöthigenfals auch eine außerordentliche Gerichtsſitzung auberaumt 
werben müfjen, wie dies in ben Erläuterungen zu $. 24 unter III. bemerkt wurbe. 

Ebenſo fteht Jedermann, der ſich durd eine Verfügung oder Ber: 
zögerung des Unterſuchungsrichters beſchwert erachtet, das Befugniß zu, 
darüber die Entjheidung des Gerichtshofes zu verlangen, ohne daß jedod) 
deßhalb der Vollzug der Verfügung des Unterſuchungsrichters gehemmt 
werden darf. 

Durch eine Verfügung des Unterfuhungsrichters fünnen zunächſt der Bejchuldigte, 
Beichädigte ober Privatfläger, mittelbar, z. B. bei der Bejchlagnahıne von Papieren, bei dent 
Berbote, ein-Haus zu verlaffen u. dgl., aber auch andere bei dem Gegenftande der Unter- 
fuhung felbft gar nicht betheiligte Perfonen fich beſchwert erachten. — Allen biefen Per- 
ſonen fteht das Necht der Bejchwerbeführung an den Gerichtshof zu, ohne daß dieſe 
Beſchwerde jedoch eine auffhiebende Wirkung hätte, 

Zu den Berathungen des Gerichtshofes über derlei bei ihm augeſuchte 
Enticheidungen ift aud) der Staatsanwalt beizuziehen. 

Diefe Beiziehung des Staatsanwaltes ift aus den bereits bei 88. 62 und 63 bemerften 
Gründen angeordnet. 

8. 65. 
Befhwerden gegen diefe Entfheidungen. 

Bon jeder ſolchen Enticheidung des Gerichtshofes ift der Staatsanwalt 
durch Mitteilung des Beſchluſſes zur Einſicht; und die Partei, welche um 
die Entjheidung eingejhritten, oder ſonſt dabei betheiliget ift, durch Zu— 
ftellung einer ämtlichen Abſchrift zu verjtändigen, 

I. Unter dem Ausdrude „jede folde Entſcheidung“ find die nad) der Vorſchrift 
des $. 64 über Anlangen des Unterfuhungsrichters oder einer anderen Partei ergebenden 
Entſcheidungen zu verftehen. 

II. Obwol der Staatsanwalt nad) $. 35 auch der Abftimmung des Gerichtes beiwoh— 
nen kann, jo hat das Geſetz doch überdies vorgeſchrieben, daß ihm ber gefaßte Beſchluß zu r 
Einficht mitgetheilt werbe. 

III. Die frage, ob der Unterfuchungsrichter an diefen Berathungen als Stimmführer 
Theil nehmen kann, ift jedenfalls zu bejahen. Denn einmal ift unter den in $$. 52 und 
53 aufgeführten Ausjchließungsgründen biejer al nicht erwähnt. Ferner geftattet ber 
$. 192 ausdrücklich, daß der Unterfuchungsrichter als Referent ſelbſt bei den Entſcheidungen 
über das abgefchloffene Unterfuhungsverfahren beftellt werben fan, und der Referent hat 
nach $. 21 feine Stimme zuerft abzugeben. Weiteres ſchreibt Das Gefets feine befondere 
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Form für Die erwähnten Berathungen vor. Es laffen fi) daher diefelben nicht anders 
benten, als daß der Unterfuchungsrichter als Referent feine Anficht in Vorſchlag bringt, und 
dieje johin durch abjolute Stimmenmehrheit zum Bejchluffe des Gerichtshofes erhoben oder 
verworfen wird. Nicht minder ftimmt die Anficht, daß der Unterfuchungsrichter an ber 
Beſchlußfaſſung mit entjcheidender Stimme Theil nehmen kann, mit dem entwidelten 
Prinzipe überein, nach welchen die Leitung ber Unterfuchung von dem &erichte ausgeht, 
und der Stautsanwalt nur gleichfam im Interefje des Geſetzes controllirend zur Seite fteht. 
Endlich hat der Unterjuchungsrichter fein Beſchwerderecht gegen die Entſcheidung, das er 
Doch haben müßte, wenn er als Partei außerhalb der Entſcheidung jtünbe, 

Gegen alle in Beziehung auf die Unterſuchung, oder im Laufe derjelben 
erfolgenden Beſchlüſſe und Verfügungen des Gerichtshofes fteht, in ſoweit 
dadurch nicht bloß Erhebungen oder Ergänzungen derjelben angeordnet 
werden, jowohl dem Staatsanwalte, als and) jedem Betheiligten eine Be: 
ihwerde an das Oberlandesgericht, und wenn es ſich um eine der in den 
88. 145 und 157 erwähnten Verfügungen handelt, gegen abändernde Ent: 
iheidungen des Oberlandesgerichtes auch an den oberjten Gerichtshof offen. 
Eine ſolche Beſchwerde hat nur in joferne aufſchiebende Wirkung, als nicht 
Gefahr am Verzuge haftet. 

I. Das Beichwerberecht fteht dem Staatsanwalte und jenen Perſonen, welche nad) 
8. 64 die Entjcheidung des Gerichtshofes verlangt haben, nicht aber, wie bereits bemerft, 
dem Unterjuchungsrichter zu. 

II. Die Befchwerde kann erhoben werden: 1) Gegen alle Beichlüffe und Verfügungen 
des Gerichtshofes, inſoweit dadurch nicht blos Erhebungen oder Ergänzungen derfelben an— 
geordnet werden; 2) gegen die Beichlüffe des Oberlandesgerichtes, wenn es ſich um bie 
Einleitung der Unterfuchung gegen eine bejtimmte Perfon ($. 145) oder um die Erlaffung 
eincs Verhaftsbefehles (8. 157) handelt, und die Verfügung des Gerichtshofes abgeändert 
wurde. — Gegen alle übrigen Entſcheidungen des Oberlandesgerichtes, es mag dadurch ber 
Beſchluß des Gerichtshofes erfter Inftanz bejtätigt oder abgeändert werden, fo wie gegen 
die Bejchlüffe des oberften Gerichtshofes gibt es feinen weiteren Rechtszug. 

III. Ob in einem beftimmten Falle Gefahr am Berzuge bafte, ob jomit die Beſchwerde— 
führung eine aufjchiebende Wirkung habe oder nicht, muß der von der Sachlage am ge- 
naueften unterrichtete Gerichtshof erfter Injtanz beurteilen. Es dürfte daher ſehr zweck— 
mäßig fein, wenn ber Gerichtshof in ſolchen Füllen feiner Entjheidung unter Einem bei- 
fügen würde, daß, weil Gefahr am Verzuge hafte, die getroffene Verfügung ohne Rückſicht 
auf eine allfällige Beſchwerdeführung ſogleich in Vollzug zu feßen ſei. — Ein bejonberer 
Fall der aufihiebenden Wirkung ift im $.161 enthalten. 

Gegen jene Eutjheidungen des Gerichtshofes, von welden eine be: 
fondere Verſtändigung an die Betheiligten auszufertigen ift, muß dieje Be: 
ſchwerde binnen acht Tagen vom Tage der erfolgten Verftändigung entweder 
bei dem Gerichtshofe jelbft, oder bei dem Unterſuchungsrichter, ſchriftlich 
iiberreicht oder zu Protokoll gegeben werden. 

I. Das Gejeß beftimmt hier nur die Frift zur Beſchwerdeführung gegen Die nad) $. 64 
gefällten Entſcheidungen des Gerichtshofes; zur Einholung diefer Entſcheidung ſelbſt aber 
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hat das Gejet Feine Frift beftimmt, fonbern diefelbe fan wann immer im Laufe des linter- 
fnchungsverfahrens verlangt werben. 

II. Befondere Berftändigungen find vorgejchrieben im $. 65, dann in ben $$. 105, 
108 und 157, falls der Unterfuchungsrichter von jeinem oben bei $. 63 erwähnten Rechte 
Gebraud gemacht, und über berlei Verfügungen einen Beſchluß des Gerichtshofes ein- 
geholt hätte. 

III. Bei allen übrigen gerichtlichen Befchlüffen, die der Unterſuchungsrichter etwa ver- 
anlaßt hat, ift feine befondere Berftändigung vorgeſchrieben. Es fteht taber demjenigen, 
der fich dadurch gekränkt erachtet, frei, jeine Bejhmwerbe an die höhere Behörde wann immer 
im Laufe des Unterfuchungsverfahrens anzubringen. 

IV. Da das Geſetz feine befonderen Borjchriften für das Verfahren der höheren Ge- 
richte über derlei Beſchwerden gibt, jo find diefelben nach ben Grundfäßen iiber Berufungen 
überhaupt ($$. 204 u. ff.) zu behandeln. 

Auch von den über derlei Beihwerden erfolgten Entideidungen des 
Oberlandesgerichtes und des. oberiten Gerichtshofes hat die obige Ber: 
ftändigung zu erfolgen. 

Sie find alfo dem Staatsanmwalte zur Einficht, den Parteien mittelft Abjchrift mit- 
zutheilen. Dem Unterfuhungsrichter fommt die Entjcheidung ohnedem als Theil der Unter- 
fuchungsalten zu. 


II. 
Bon der Vorunterfuhung. 


Unter ver Borunterfuhung verfteht das Geſetz alle jene Schritte 
des Unterfuchungsverfahrens, welche die Erforfchung einer begangenen That 
überhaupt, und die Erforfchung der rechtlichen Verbachtsgründe gegen eine 
bejtimmte Perfon, als den Thäter bezweden. Sobald fich die Unterfuchung 
gegen eine beftimmte Perfon richtet, füngt die Special-Unterfuhung 
an. Uebereinſtimmend mit $. 60 fann daher als Zwed der VBorunterfuchung 
bezeichnet werben, daß fie alles das in das Klare zu fegen habe, was noth- 
wendig ift, um entweber ven im $. 145 angeoroneten Befchluß ver Einleitung 
der Unterfuchung gegen eine bejtimmte Perfon faſſen, oder mit Beruhigung 
nach 88. 197 oder 377 das Verfahren für immer oder bis zur fünftigen Ent» 
defung oder Auffindung des Thäters einftellen zu können. 

Demnad find Beftandtheile ver Vorunterfuhung ald Mittel 
zur Erforfchung ver That: die Thatbeftandserhebung; als Mittel zur 
Erforfehung der rechtlichen Verbachtsgründe, wenn dieſe nicht aus der Thatbe- 
ftandserhebung jelbjt hervorgehen: die Hausdurchſuchung, die Per— 
fonspurhfuhung, die Beſchlagnahme und Eröffnung von Brie- 
fen und anderen Schriften, dann die VBernehmung von Zeugen. — 
Bon dieſen Beitandtheilen der Vorunterfuchung wird in ven folgenden brei 
Abfchnitten gehandelt. 
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Erſter Abſchnitt. 
Von der Erhebung des Thatbeſtandes überhaupt. 
8. 66. 
Zweck der Erhebung des Thatbeſtandes. 


Der Zweck der Erhebung des Thatbeſtandes beſteht darin, zu erhe— 
ben, ob eine zur Kenntniß des Gerichtes gelangte ſtrafbare Handlung wirf- 
lid) ftattgefunden habe, und deren Beſchaffenheit nach allen Umftänden und 
Wirkungen zu erforfhen. Insbefondere ift hierbei and zu erheben, in wie: 
ferne die That mit böfem Vorſatze oder aus Fahrläſſigkeit begangen wor: 
den; mit welden erjhwerenden oder mildernden Umftänden fie begleitet 
gewejen; welche Perjonen davon Kenntnig haben können; und wie groß 
der durch die jtrafbare Handlung zugefügte Schade ift. 

I. Unter dem Thatbeftande eines Verbrechens, Vergehens, oder einer Ueber— 
tretung verfteht man ben Inbegriff jener Merkmale einer Handlung, 
welde ben gejetlih beftimmten Begriff einer ftrafbaren Handlung 
erfhöpfen. — (Es mag gleich hier bemerkt werben, daß im Verfolge der Erörterung 
des Unterfuchungswerfahrens der Kürze wegen immer nur von Verbrechen die Rebe fein 
wird, indem Alles, was von biefen gejagt wird, gleihmäßig auch von Vergehen und nad) 
88. 416 und 420 auch won Lebertretungen gilt.) — Dieje Merkmale find von zweifacher 
Natur: innere, welche durd die Sinne nicht wahrnehmbar find, wie ber böſe Vorſatz, 
bie Fahrläſſigkeit u. dgl, und äußere, welche in Veränderungen in der Sinnenwelt be= 
ftehen, oder doch durdh die Sinne wahrgenommen werden können. Die erfteren bilden 
gleichfam Die Seele, die letzteren den Körper der ftrafbaren That, weshalb fie auch unter 
bem Namen Corpus delieti begriffen werden, und nur uneigentlich bezeichnet man 
mit dem Namen Corpus delieti auch einen Gegenftand, an welchem ſich derlei Merkmale 
vorfinden. — So bildet 3.3. bei dem Morde, die Abficht zu tübten, das innere, bie 
Handlung, welche den Tod nothwendig nad) ſich zieht, das äußere Merkmal des That- 
beftandes. — Demnach verfteht man unter Erhebung des Thatbeftandes die in der 
gefetslihen Form erfolgende Nahforfhung, ob in einem gegebenen Falle 
die inneren und äußeren gefegliden Merkmale einer ftrafbaren 
Handlung vorhanden find. 

II. Was nun den Zwed ber Thatbeftandserhebung betrifft, fo kann er wohl zunächſt 
fein anderer, als eben die Feftftelung der inneren und äußeren Merkmale eines Berbre- 
chens fein; dieß hindert aber nicht, behufs der Abkürzung des Unterfuhungsverfahrens auch 
bie Erreihung anderer Zwecke damit zu verbinden, indem fich Die Gelegenheit dazu gleich- 
fam von felbft ergibt. Somit ftellt das Geſetz als Zwede der Thatbeftandserhebung auf: 

1. Die Erforfhung, ob eine zur Kenntniß bes Gerichtes gelangte 
firafbare Handlung wirklich ftattgefunden habe. Die Nothwendigfeit diefer 
Erforfhung zeigt fich in allen jenen Fällen, wo mit der Anzeige einer That zugleich die 
Beihuldigung gegen eine beftimmte Perfon vorgebradjt wird, e8 mag der angebliche Thä- 
ter fich jelbft, oder ein anderer ihn anklagen. Der Unterfuchungsrichter würde fehr fehlen, 
wenn er im Falle einer ſolchen Selbftanflage oder einer ausführlichen beftinmmten Anzeige, 


$. 66. 89 


geſtützt auf Die SS. 140 Abf. 1, 141 und 142, gleich die Special-Unterfuchung gegen ben 
Angezeigten einleiten wollte. Er muß vor Allem erforichen, ob denn die angezeigte That 
auch wirklich geſchehen ift, und nicht etwa die eigene Anklage in einer Sinnenverwirrung 
oder anderen Abficht, die fremde Anzeige in einem Irrthume oder in Böswilligkeit begrün- 
bet jei. Das Unterfuchungsgericht mag daher auf was immer für eine Art zur Kenntniß 
einer ftrafbaren Handlung gelangen, jo hat e8 vor Allen zu erforſchen, ob die That wirk- 
lich gejchehen jei. i 

2. Die Erforfhung der Bejhaffenheit der firafbaren Handlung 
nach allen Umftänden und Wirkungen. Hierunter ift eben ber oben erörterte 
eigentliche Zweck der Thatbeftandserhebung begriffen, und das Geſetz erwähnt deshalb die 
Wirkungen insbejondere, weil das Strafgefeß in vielen Fällen den Begriff der ftraf- 
baren Handlung an einen beftimmten Erfolg Inipft. — Um dieſen Zwed der Thatbeftands- 
erhebung erreihen zu können, muß fi) der Unterfuchungsrichter Die gejetlihen Merkmale 
bes Begriffes des Verbrechens ſtets und feft vor Augen halten und bemüht fein, jedes ein- 
zelne berjelben fo genau als möglich zu erheben, und Die Beweife dafür zu fammeln. So 
würde z. B. im Falle eines gewaltfamen Einfalles in ein fremdes unbewegliches Gut ($. 
82 St. ©.) die Thatbeftandserhebung unvollftändig fein, wenn nur das eigenmächtige 
Eindringen mit gejammelten mehreren Leuten, nicht aber zugleich ber Umftand erhoben 
wäre, baß der Befi des Anderen ein ruhiger war. — Handelt es ſich um die Art eines 
Verbrechens, jo darf ſich der Unterfuchungsrichter nicht begnügen, bie Merkmale dieſer 
Art erhoben zu haben, er muß feine Erhebungen au auf die Merkmale des Gattungsbe- 
griffes ausdehnen. So würde z. B. im Falle des $. 199 lit. e.) bes St. G. ber Unter- 
fuhungsricter fehr fehlen, wenn er nur erheben würde, daß ein Gränzftein verrüct wor— 
den fei; er muß auch erheben, daß dies zum Nachtheile eines Anderen, und auf eine joldhe 
Art gefchehen ei, welche fich als liſtige Vorfpiegelung, oder als Benützung eines Irrthums 
darftellt. — Ift es in einem beftimmten Falle zweifelhaft, welche gefetliche Begriffsbeitim- 
mung auf eine That Anwendung finde, 5. B. ob die Zuwendung einer Summe Geldes ein 
Betrug oder eine Veruntrenung, ob die Tödtung eines Menfchen ein Mord, Todtſchlag 
oder eine fahrläffige Tödtung fei, fo hat ſich der Unterfuhungsrichter wohl zu hüten, daß 
er jeiner Anſicht allein folgend, Die Erhebung in einer einfeitigen Richtung pflege, was 
feiner Zeit nur Ergänzungen und neuerlihde Erhebungen nothwendig machen würde. 
Der Unterfuhungsrichter beftrebe fi in einem ſolchen Falle, jo viel möglich Die Merkmale 
aller geſetzlichen Begriffsbeftimmungen, welche vorausfihtlich angewendet werben fünnten, 
zu erheben, es wird fich dann mit Leichtigkeit zeigen, welche von denſelben ſich feftftellen 
laſſen und welche nicht. *) 

3. Die Erhebung, ob die That mit böfem Borfage oder aus Fahrläfs 
figfeit begangen worden. Da ber bife Vorſatz zu den inneren Merkmalen einer 
ftrafbaren Handlung gehört, fo ift ein wollftändiger Aufſchluß darüber, ohne den Beſchul— 
digten ſelbſt zu hören, wohl nicht möglich. Infoferne daher die Thatbeftandserhebung ein 


*) Eben mit Berüdfihtigung der für den Unterfuchungsrichter unumgänglid nothwen- 
digen genauen und vollftändigen Auffaffung bes gefeglichen Begriffes einer ftraf- 
baren Handlung habe ich mich bemüht, in meinem Handbuche bes öfterr. Str. ©. 
bie unterfcheidenden Merkmale einer jeden Gefeßesübertretung, furz überfichtlich und 
vollſtändig darzuftellen, weshalb ich jeden angehenden Unterfuhungsrichter darauf 
hinweiſen zu bürfen glaube. 
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Theil der Vorunterſuchung ift, und von einer beftimmten Perjon abfieht, jo fann und 
muß es für ben Zwed der Vorunterſuchung genügen, wenn die gepflogenen Erhebungen 
wenigftens den Schluß begründen, daß die That wahrſcheinlich mit böſem Vorſatze 
verübt worben fei; die Gewißheit darüber berzuftellen, ift Aufgabe der Specialunter- 
ſuchung, oder wohl gar erft der mündlichen Schlußverhandlung. — In diefer Beziehung 
wird fich daher der Unterfuchungsrichter die Borjchriften des $. 1. des Str. G. und bes 
8. 268 der Str. P. Odg. genau vor Augen halten, und jene Umſtände erheben, welche ben 
Beweis des böfen Vorſatzes begründen. Er muß fich feft an den Grundfaß halten, daß, 
wenn eine That alle äußeren Merkmale eines Verbrechens an fich trägt, auch angenommen 
werben muß, fie jei mit böſem Vorjate begangen. Ob von biefer Annahme in einem 
beftummten Falle eine Ausnahme beitehe, kann in der Kegel erit die Epecialunterfuhung 
zeigen. — Ob einem ftrafbaren Erfolge, 3. B. einer körperlichen Verlegung, Fahrläſſigkeit 
oder ein blofer Zufall zu Grunde liege, wird fich in den meiften Fällen auch ohne den 
Beichuldigten zu bören, ans der Thaterbebung jelbft mit Sicherheit entnehmen laffen. So 
wird z. B. bei dem Einfturze eines Gerüſtes fih aus der Thatbeſtandserhebung ſelbſt zei- 
gen, ob die zur Befeftigung nöthig gewejenen Klammern gar nicht angebradıt waren, ober 
zufällig, z. B. durch einen Diebftahl weggelommen find. 

4. Die Erhebung, mit welden erſchwerenden oder mildernden 
Umftänden bie That begleitet geweien ift. Es verftebt ſich wohl von felbft, daß 
bier die bei einzelnen Berbrechen bejonders aufgeführten, fo wie bie in ben $$. 43—47, 
dann 263 und 264 Str. ©. aufgezählten Umftände, und unter dieſen nur jene verftan- 
den find, welche ſich aus der Beichaffenheit der That ergeben. 


5. Die Erforjhung der Perjonen, welde vonder That Kenntniß 
haben fönnen. Unter diefen Perfonen find begriffen: der Thäter, die Mitſchuldi— 
gen im weiteften Sinne des Wortes, und die Zeugen. — Es bedarf wohl feiner befon- 
deren Erwähnung, daß die Erforfhung des Thäters und feiner Mitjchuldigen einer ber 
wichtigften Zwede der Vorunterfuchung ift, der bei der Thatbeftandserhebung unter Einem 
erreicht werben kann. — Der Unterfuhungsriter wird daher bemüht fein, jene Umſtände 
zu erheben, welche zwifchen der That und einer Perfon einen jolhen Zufammenhang 
wahrnehmen lafjen, daß daraus nach unparteiifcher Ueberlegung wahrſcheinlich wird, daß 
diefe Perſon die ftrafbare Handlung begangen oder daran Theil genommen habe. Welche 
Umftände dies find, und wie der Unterfuchungsrichter bei deren Erforfchung vorzugehen 
habe, kann das Geſetz unmöglich erſchöpfend vorſchreiben. In erfterer Beziehung bieten 
ihm die 88. 138, 139, 140, dann 142 und 143 hinreichende Anbaltspuncte, und es wird 
ihm Teicht fein, zu beurteilen, ob nicht in einem gegebenen Falle noch andere ihnen gleich- 
fommende Umftände vorhanden find. In legterer Beziehung müffen ein richtiger Takt, ein 
gorurteilfreies Auffaffen der gegebenen Berhältniffe, Eifer und Umficht, verbunden mit 
Erfahrung, das Meifte thun. Aber eine Hauptregel möge der Unterfuhungsrichter nie zu 
befolgen vergeſſen, nämlih: er halte feinen, anſcheinend noch fo geringfügigen Umftand 
für zu unbebentend, um ihn zu erheben; ber unbedeutende Umftand führt Teicht auf 
einen bedeutenderen, und dieſer zuletst auf den Thäter. Einige Haare in den Händen, ein 
abgeriffener Knopf in den Kleidern des Ermorbeten, ein weggeworfenes Stüd Papier, 
Spuren von Nägeln in den Schuhſohlen u. dgl. haben ſchon oft zur Entdedung der größten 
Verbrecher geführt. Der Unterjuhungsrichter vergeffe nicht, daß er es in den meiften Fäl- 
fen mit gewandten und ſchlauen Menjchen zu thun bat, die ſich wohl hüten, ſolche Spuren 
zurückzulaſſen, die unmittelbar auf fie hindeuten; aber auch ber durchtriebenfte Verbrecher 
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überfieht in der Eile Kleinigkeiten, die fpäter zu Berräthern an ihm werben können. — 
Ferner lafje fih dev Unterfuhungsrichter durch das Fehlſchlagen mancher feiner Nachfor- 
Ihungen nicht entmuthigen, fondern gebe immer wieder mit friſchem Eifer an die Nach— 
fpürung, ſobald fich ein Anhaltspunkt dazu barbietet, indem aud nur Ein glüdlicher Er- 
folg ihn gewiß für feine Mühe genug belohnt. — Kann der Unterfuhungsrichter die Mit- 
wirkung einer Bolizeibehörde benüten, fo ift fein Gefchäft weſentlich erleichtert; im dieſer 
Beziehung ift ihm nur zu rathen, daß er jo viel möglich einen zeitraubenden Schriften» 
wechjel vermeibe, jondern mit den Eicherheitsbehörden in unmittelbaren Berfehr trete, 
und von den gemeinfchaftlich gepflogenen Erhebungen nur das in feine Alten übertrage, 
was einen Erfolg gehabt hat, ober ficher erwarten läßt. — In Ermanglung einer organi- 
firten Polizeibehörde muß dev Unterfuchungsrichter die Beihülfe der Gensb’armerie und der 
Gemeinde» Sicherheitsorgane in Anſpruch nehmen, und diejelben gehörig zu leiten und zu 
benüten wiffen. — Zum Echluffe fann dem jüngeren Unterfuchungsrichter in biefer Be— 
ziehung nicht gemug das fleifige Studium zahlreicher Strafrechtsfülle aneınpfohlen werben, 
wie fie in ben Sammlungen Feuerbach's, Pfifter’s, in dem fogenannten „Neuen 
Pitaval* und anderen dergleichen in größter Auswahl vorhanden find. Wenn aud) nicht ges 
vabezu behauptet werben kann, daß das, was in einem Falle von Erfolg war, e8 in einem 
anderen auch jein müſſe, jo erlangt man doch auf diefem Wege einen Echat von Kennt« 
niffen, den fonft nur eine langjährige Erfahrung geben fünnte, und ben vortheilhaft zu 
verwenben dann Die eigene Einficht lehren muß. 


6. Die Erhebung, wie groß der burd die ftrafbare Handlung zuge 
fügte Schade ift. Diejer Punkt bedarf wohl feiner näheren Erörterung, um fo mehr, 
als die 8$. 76 und 127 ohnehin die beftimmten VBorjhriften darüber geben. 

III. Damit die Thatbeftandserhebung die vorgedachten Zwede erreichen könne, muß fie 

1. unverzüglich eingeleitet und ununterbrochen fortgejfegt werben. 
Diejen Grundjag hat wohl die Str. P. Odg. nicht jo wie der 8. 232 des J. Theiles bes 
Str. ©. vom Jahre 1803 ausdrüdlich ausgeſprochen; allein er verfteht fich von felbft, und 
die Etr. P. Odg. erfennt feine Nothwendigfeit jo ſehr an, daß fie zur Vermeidung jeber 
Berzögerung jelbft durch unzuftändige und jonft unberechtigte Gerichte Die nöthigen Unter: 
juhungshandlungen vornehmen läßt ($$.13,50). Ueberdieß haben die 88.2 und 3 der In— 
ftruction für bie Strafgerichte dieſen Grunbfat mit aller Schärfe hingeftellt. Die Strafge- 
richte müffen zu jeder Stunde bereit fein, dringende Amtsgejchäfte auch an Sonn- und 
Feiertagen zu beforgen, insbefondere Anzeigen ftrafbarer Handlungen anzunehmen, und 
ſich Beſchuldigter, welche der Flucht verdächtig find, zu verfihern. Sie haben ftrafgericht- 
lihe Amtshandlungen vor anderen Gejhäften vorzunehmen, und insbefondere die Erhe- 
kung der Beichaffenheit der That und deren fichtbarer Spuren, dann jene Amtshandlun- 
gen, welche ſich auf bie Erforſchung, Ergreifung und Uebermweifung des Thäters beziehen, 
zu beſchleunigen, wenn deren Erfolg durch Bertilgung der Spuren, durch Flucht oder 
auf andere Art vereitelt werben fünnte. Schuldbare Verzögerungen werden an dem Schuld: 
tragenben beitraft. 

Abgeſehen von biejen gejetlichen Anordnungen ergibt ſich aber fchon die Nothwen- 
digkeit dieſes Grundfages aus dem oben unter II. Geſagten. Oft find Merkmale und 
Spuren vorhanden , welche auf den Thäter hindeuten, und als ſtumme Zeugen feine 
Ueberweifung berbeiführen können. Dieje muß der Unterfuchungsrichter ſobald ala möglich 
aufzufuchen und feftzuftellen fuchen, denn wie leicht ift ein ſolches Merkmal durch 
Zufall, Unvorfictigleit oder jelbft Böswilligkeit vwertilgt, und unerjeßbar verloren, 
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Dieje Pflicht der unverzüglichen Thaterhebung wird vor Allem dann eintreten, wenn 
ſchon aus der Anzeige hervorgeht, daß cs fih um Spuren handle, die ihrer Natur nad) 
leicht vertilgbar find, 3. B. Fußtritte im Schnee, Blutſpuren im Freien, namentlich bei 
Negenwetter, Eindrüde in von Regen erweichtem Erdreiche u. dgl. Wo alfo folhe Merk: 
male zu vermuthen find, da muß der Unterfudungsrichter fie ſobald als möglich, mit 
Hintanfeßung aller anderen Geſchäfte Durch deu Augenschein feitzuftellen trachten, und 
lieber Die Zeugenvernehmungen verjchieben. Aber aud) diefe dürfen nicht zu lange aufge- 
ihoben bleiben, theils damit die Zeugen vernommen werben können, jo lange fie die 
Sache noch friſch und vollftändig im Gebächtniffe haben und möglichſt frei von nachtheili- 
gen Einflüfterungen und Verabredungen find, theils damit nicht etwa Zeugen durch Ber: 
änderung ihres Wohnortes u. dgl. der VBernehmung entgehen. — Daß die fo mit Bejchlen- 
nigung begennene Thatbeftandserhebung nicht ohne Noth unterbrochen werben darf, 
verfteht ſich won jelbft, denn daturd würde nur das verderben, was gut eingeleitet war. 
— Hier ift auch noch bie Frage zu erörtern, was ber Unterfuchungsrichter zu thun hat, 
wenn die Bollftändigkeit mit der Befhleunigung ber Thaterhebung fih nicht 
vereinigen läßt; z. B. wenn bei einer Verwundung die Aerzte dieſelbe als lebensgefährlich 
erklären, über deren Tödtlichkeit aber ſelbſt nach längerer Zeit ſich nicht ausfprechen kün- 
nen, und ſomit vor Eintritt eines beftimmten Erfolges nicht gejagt werben kann, ob bie 
That ein Mord oder Mordverfud, ein Todtſchlag oder eine fchwere Verwundung if. In 
ſolchen Fällen wird die Thatbeftandserhebung wenigftens rückſichtlich des bereits vorliegen- 
den geringeren Verbrechens abzuſchließen fein, und es bleibt, falls der Thäter bekannt ift, 
bem weiteren Berfahren vorbehalten, dieſe Liide auszufüllen. 

Ueberhaupt vergeffe der Unterfuhungsrichter nicht, daß ſchnell fein, allein nicht 
hilft, wenn er nicht zugleich auch gründ lich if. Die Vereinigung diefer beiden Eigen- 
ſchaften läßt fich aber aus feinem Buche lernen, fondern da muß ihn genaue Gefetesfennt- 
niß, eigener Scharffinn und Takt, Aufmerlfamfeit an der Eeite eines älteren gejchidten 
Unterfuchungsvichters, und Erfahrung die richtige Mitte halten lehren. 

2. Der Unterfuchungsrichter muß ohne irgend eine worgefaßte Meinung an fein Wert 
gehen, und fid) vor Augen halten, daß fein Zwed und feine Pflicht lediglich die Erfor- 
ihung der Wahrheit iftz auf diefe Art wird er dann, die Vorfchrift bes $. 3 be- 
folgend, alle für und gegen die That, für und gegen den muthmaßlichen Thäter, für und 
gegen deſſen böjen Vorſatz ſprechenden Umftände mit gleicher Genauigkeit erheben, und bie 
Wahrheit erforihen, ohne Nüdjicht, was das Ergebniß diejer Erforſchung ift. 

IV, Schließlich) muß nod die Frage berührt werben, ob bie Thatbeftandserhebung in 
allen Fällen vorgenommen werden müfje? Es unterliegt wohl feinem Zweifel, daß in 
allen jenen Fällen, wo ſchon aus der erften Anzeige deren geſetzliche oder faktiſche Grund— 
Iofigfeit hervorgeht, mit einer Thatbeftandserhebung nicht erft vorgegangen zu werben 
braucht. Wie aber der Unterfuhungsrichter in ſolchen Fällen zu verfahren habe, ift im 
erften Abjate des $. 62 und im lezten de8$.63 enthalten, auf welche daher verwiefen wird. 


8. 67. 


Bon wem fie vorzunehmen. 


Die Erhebung des Thatbeitandes ift von dem Unterfuhungsrichter 
oder dem ſtatt desjelben einfchreitenden Gerichte ($. 11 und 13), mit Zu: 
ziehung eines beeideten Protofollführers, und, in ſoweit es insbefondere 
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verordnet ift (SS. 77 und 108), in Gegenwart zweier Gerichtszeugen vor: 
zunehmen, und darüber ein umſtändliches Protokoll aufzunehmen, weldes 
von allen Anwejenden zu unterzeichnen ift. 

I. Der Vorſchrift der SS. 11 und 13 gemäß, muß die von einem Bezirksgerichte ver- 
anlaßte Thatbeftandserhebung durch den Vorſteher der gerichtlihen Gejchäftsführung, oder 
von einem anderen, von ihm hierzu beftimmten und für das Nichteramt geprüften Beam 
ten bes Bezirksgerichtes gepflogen werben. 

U. Die Beiziehung von Gerichtszeugen ift nur bei Bornahme des Augenſcheins (8.77) 
und bei der Entfieglung und Durchſuchung von Papieren ($. 108) vorgejchrieben. 

III, Ueber die Form des aufzunehmenden Protofolfes enthält das Geſetz feine nähere 
Vorſchrift, als dap es „umftändlich” fein fol. Nähere Beftimmungen darüber enthält 
der $. 13 der Inftruction fir Die Strafgerichte, aus welchem fich Folgendes ergibt: 

Im Anfange enthält das Protokoll den Tag, die Stunde und den Ort der Aufnahme, 
den Namen der aufnehmenden Behörde, und die Bezeichnung ber anweſenden Perſonen. 
Den Eingang des Protofolles bildet die Angabe der Urjache, woburd die Erhebung ver- 
anlaßt wurde. Sohin werden in demſelben alle Umftände, welche bei der Erforſchung her- 
vorgefommen oder erhoben worben find, und zwar fo viel möglich in berjelben Ordnung 
aufgeführt, wie fie wirffih auf einander gefolgt find. Sowie die Orbnung bes Protofolles 
anf dasjenige führt, was nad $. 102 in gerichtliche Verwahrung zu nehmen ift, müffen 
bie betreffenden Gegenftänbe im Protofolle erwähnt, und das darüber verfaßte Verzeichniß 
angejchlofjen werden. Hier ift dann auch die paffende Stelle gemäß $. 84 die von ben Sadj- 
verftändigen gemadten Wahrnehmungen, und wenn es möglich ift, auch das Gutachten 
berjelben aufzunehmen. Werben Zeugen vernommen, fo ift zwar über deren Vernehmung 
nad $. 130 ein bejonderes Protokoll aufzunehmen; es kann aber, wenn deren Ausfagen 
Beranlaffung zu weiteren Nachforſchungen gaben, in dem Thatbeftandserhebungsprotofolle 
bemerkt werden, daß zu Folge der in Kirze erwähnten Angaben ber vernommenen, na- 
mentlich zu bezeichnenden Zeugen zu den weiteren Erhebungen gejchritten worben jei. Hit 
die Erhebung gefchloffen, jo wird das Protokoll den Anwejenden nochmals vorgelefen, und 
wenn einer oder der andere noch etwas beizujegen fände, ift Dies nachzutragen, ohne daß 
an dem früher Aufgenommenen etwas geändert werben darf (vgl. 88. 130, 185), und 
ſohin das Protofoll won allen Anweſenden zu unterzeichnen. Auch wird die Stunde des 
Abſchluſſes, und falls eine Unterbrechung ftattgefunden hätte, auch dieſe bemerft. 


Mufter eines Thatbeftanderhebungsprotokolles. 
Protokoll 


Aufgenommen von dem k. f. Kreisgerichte N. in der Anıtsfanzlei des k. k. 
Steueramtes A. | 
Gegenwärtige: 
N. N. Unterfuchungsrichter. MN. 
N. N. Prototollführer. NN, 
Angefangen um 10 Uhr Vormittags. 
Ueber die geftern Abends von dem Steueramte A. erftattete Anzeige, daß 


Gerichtszeugen. 
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in der dortigen Amtsfanzlei Gewaltthätigkeiten vorgefallen feien, verfügten fich die 
Gefertigten dahin, und fanden Folgendes zu bemerken. 

Das Amtslofale des Steueramtes U. befteht aus einem Vorzimmer und 
dem durch eine Glasthüre davon gefchiedenen Amtszimmer. Im Vorzimmer 
waren die dafelbjt ftehenden Bänke umgeworfen und an einer derjelben die Füße 
ausgebrochen. In der Glasthüre waren ſämmtliche Scheiben zertrümmert. In 
den Amtszimmer jelbjt war das hölzerne Gitter, welches die Amtstifche von 
dem für die Parteien beftimmten Raume trennt, umgeriffen, und lag theilmweife 
zertrümmert am Boden. Auf dem Amistiſche des Herrn Stenereinnehmers fand 
man das Steuerprotofoll, meldes mit Tinte jo überfchüttet war, daß drei 
Blätter ganz umnleferlid) geworden waren; außerdem waren ſechs Blätter der 
Fänge nad bis über die Mitte eingerilfen. Das Tintengefüß lag neben dem 
Stuhle auf dem Boden, die Streuſandbüchſe war auf dem Tijche umgeworfen. 
Bon der rüdwärts des Schreibtiſches an der Wand angebradyten Aftenftelle 
waren zwei Faszifel herabgenommen und auf den Boden geworfen, die darin be- 
findlicyen Aftenftüde auseinander gejtreut, und auf denjelben mit Füßen herum— 
getreten worden, wie dies die Beihmugung derjelben mit Strafenfoth und die 
Spuren der eingebrüdten Schuhnägel zeigten. In der Ede hinter der erwähnten 
Aktenftelle fand man einen Gehſtock, nämlich ein dunfelbraunes ſpaniſches Rohr 
mit einem weißbeinernen Knopfe und einer ſchwarzen Schnur mit zwei Quafteı, 
welcher von dem Steueramtsdiener Peter N. und dem Ortsbürgermeifter N. als 
Eigenthum des Müllermeifters 3. 8. zu A. erfannt wurde, Diefer Stod wurde 
in gerichtliche Verwahrung genommen. An dem Fenſter nächſt dem Amtstiſche 
des Herrn Stenereinnehmers war von dem linfen inmeren Flügel die untere 
Scheibe eingefchlagen. Weitere Spuren von verübten Gewaltthätigfeiten waren 
nicht zu finden. 

Hierauf wurde dieſes Protofoll vorgelefen, und als richtig aufgenommen 
alljeitig gefertigt. 

Geſchloſſen um 11 Uhr. 
N. N. Unterfuchungsridter. N. N. Bürgermeifter, als Gerichtszeuge. 
N. N. beeideter Protofollführer. N. N. Gerichtözeuge. 


S. 68. 
Beiziehung von Geridtszeugen. 


Als Gerichtszeugen dürfen nur volljährige, unbeſcholtene und bei der 
Sache unbetheiligte Männer verwendet werden, welde entweder allgemein 
oder für den einzelnen Fall mittelft Handſchlages dahin zu verpflichten 
find, daß fie anf Alles, was vor ihnen vorgenommen oder ansgejagt werden 
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wird, volle Anfmerkfamfeit verwenden, über die getrene Protofollirung 
desjelben wachen, und bis zur Schlußverhandlung über Alles, was ihnen 
im Laufe der Unterfuhung befannt geworden, Stillſchweigen beobadten 
werden. 


8. 69. 
Werverpflidtet ift, fi als Gerihtszeuge verwenden zu lafjen. 


Die Verbindlichkeit, fih bei Unterſuchungshandlungen als Gerichts 
zenge verwenden zu laſſen, ijt eine allgemeine Bürgerpflicht, und nur die 
Seeljorger aller gejeglicd) anerkannten Kirden und Religionsgeſellſchaften, 
öffentliche nody wirklich dienende Beamte und Diener, in activer Dienft- 
leijtung ftchende Militärperfonen, Volksſchullehrer, ferner die ihren Beruf 
wirklich ausübenden Sanitätsperfonen, ſowie überhaupt alle jene Perſonen, 
deren Berufsdienft, wie 3. B. bei Angeftellten von Eijenbahnen, Dampf- 
ſchifffahrten u. dgl. im öffentlichen Intereffe nicht Leicht unterbrodhen werden 
fann, endlich alle jene Perſonen, weldhe vom Tag: oder Wochenlohne leben, 
find von derjelben befreit. Sie ift unentgeltlich zu leiſten, und trifft zunächſt 
die Bewohner jener Gemeinden, wo die Unterfuhungshandlung vorge: 
nommen wird. Es liegt den Gemeindevorftchern ob, den Unterfuhungs- 
gerihten eine hinlänglihe Anzahl von, zu dem Amte eines Gerichtszeugen 
tauglichen Männern befannt zu geben, welche daun von dem Unterfuhungs- 
gerichte allgemein auf die im $. 68 bezeichnete Art verpflichtet werden 
fünnen. 

I. Ausgejchloffen von dem Amte eines Gerichtszeugen find: 1) alle Frauens— 
perjonen; 2) Männer unter 24 Jahren; 3) Perjonen, welche wegen vorhergegangener 
Abftrafungen ober Unterfuchungen, in denen ſich nicht ihre Schuldlofigfeit heransgeftellt 
hat, oder wegen anderer Thatjadhen ihres Privat» oder Familienlebens in ber Gemeinde 
als befcholten gelten; 4) Perfonen, welche bei der Sache betheiligt find, d. 1. bei denen 
Berhältnifje eintreten, welche die Ausſchließung oder Ablehnung eines Richters oder Pro- 
tokollführers nach fich ziehen würden. Der Natur der Sade nad können als Gerichtszengen 
5) auch jene Perfonen nicht verwendet werben, welche nach $. 182 nicht zum Zeugeneide 


zugelaffen oder gemäß $$. 112 und 113 in einer beftimmten Sache nicht als Zeugen ver- 
nommen werben bürfen. 


II. Zu den von dem Amte eines Gerichtszeugen befreiten Perfonen gehören auch 
die Advokaten und Notare, fo lange fie ihr Amt wirklid) ausüben (Min. Vdg. v. 22. Mai 
1855, Nr. 33 R. ©. BL). — Ferner wurde durch Zuft. Din. Erlaß v. 19. Februar 1855, 
3. 3471 angeordnet, daß penfionirte und mit Beibehaltung des Militär »-Charakters 
quittirte Officiere in der Kegel nie als Gerichtszeugen in Anjprud genommen werben 
jolfen, und diefe Verwendung ausnahmsmweife nur in jenen jeltenen Fällen im Wege ber 
competenten Militärbehörde zu veranlaffen fei, wenn in bem Orte ber Unterfuchung oder 
Thatbeftandserhebung fein anderer geeigneter Gerichtszeuge vorgefunden werden könnte. 
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III. Die im 8. 69 enthaltene Befreiung mehrerer Perſonen macht diefelben nicht un- 
fähig zum Amte eines Gerichtszeugen, jo daß fie, wenn fie ſich — insbeſondere für einzelne 
Amtshandlungen — felbit dazu erbieten, allerdings als Geridhtszeugen verwendet werben 
fünnen. 

IV. Die näheren Beftimmungen über die Borladung, die Reihenfolge ber Verwen— 
dung, und die Beftrafung ihrer Pflicht nicht nachlommender Gerichtszengen enthalten bie 
88. 18 und 20 der Inftruction fir die Strafgerichte. 


S. 70. 
Erforfhung eines entftandenen Rufes oder Gerüdtes. 


Gelangt das Unterfuhungsgeriht zur Kenntnig eines Verbredens 
oder Vergehens durch einen Auf oder ein Gerücht, jo ift es verpflichtet, die 
Perſonen, durch welde der Auf an dasjelbe gelangte, zu vernehmen, dem 
Nufe unter Mitwirkung der Sicherheitsbehörden von Mund zu Mund bis 
zu deſſen Urfprung nachzuforſchen, und ſich jo viel möglid von deſſen 
Grunde oder Ungrunde zu überzeugen. 

Die Anordnung diejes Paragrapbes folgt aus der Beftunmung bes 8.66, nach welchem 


es Zwed ber Thatbeftandserhebung ift, zu erforſchen, ob eine zur Kenntniß des Gerichtes 
gelangte ftrafbare Handlung wirflid Statt gefunden habe. 


S. 71. 
Pflicht aller Behörden und Aemter zur Anzeige von Verbrechen 
und Vergehen. 


Alte öffentlichen Behörden und Aemter find verpflichtet, die entweder 
von ihnen jelbft wahrgenommenen oder fonjt zu ihrer Kenntniß gelangten 
ftrafbaren Handlungen, welche nicht bloß auf Verlangen des Betheiligten 
zu unterfuhen find, ohne Verzug zur Kenntniß des Unterfuhungsgeridhtes 
zu bringen, in deſſen Sprengel fie fid) befinden. 

I. Obwol in der Randgloffe (Ueberſchrift) diefes Paragraphes nur von Verbrechen 
und Bergehen die Rebe ift, fo verfteht fich bei dem allgemeinen Ausdrude im Texte des 
Paragraphes „ftrafbare Handlungen” wol von felbft, daß diefe Pflicht der Anzeige auch von 
ben von Amtswegen zu unterfuchenden Uebertretungen gilt. 

II. Diefe Pflicht aller öffentlichen Behörden und Aemter, zu denen auch die 
Gemeinbebehörben ($. 132 des Pat. vom 17. Mürz 1849, Nr. 170 R. ©. Bl.) und 
öffentlichen Sicherheitsorgane (Gensd'armerie, Polizei-, Sicherheitswache) gehören, 
zur Anzeige von ftrafbaren Handlungen, war fchon früher durch mehrere einzelne 
Verordnungen ausgeſprochen. Bon Wichtigkeit find unter diefen die beiden die Civil— 
gerichte betreffenden Berordnungen, welche daher befonders angeführt werben müſſen. 
Das Hofdecret vom 6. März 1821, Nr. 1743 3.6. ©. fohreibt vor: Nechtsangele- 
genbeiten, deren Entiheidung von dem Beweife oder ber Zurechnung eines Ber- 
brechens, eines Vergehens oder einer Hebertretung abhängt, können vor erfolgtem Urteile 
des Strafgerichtes bei dem Eivilgerichte nicht angebradht werben. Wird erft im Laufe des 
Prozefjes eine beftimmte Perſon eines Verbrechens, eines Vergehens ober einer Ueber» 
tretung auf ſolche Art angeflagt, Daß die Beſchuldigung für eine zur Einleitung ber Unter- 
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fuchung hinreichende rechtliche Anzeigung zu halten ift, jo muß, infofern ber Erfolg biefer 
Unterfuchung auf die Enticheidung der Streitſache einen wejentlichen Einfluß haben könnte, 
bei dem Eivilgerichte das rechtliche Verfahren eingeftellt und das Erkenntniß des Strafge- 
richtes abgewartet werben. Iſt ber Ausgang der Unterfuchung für Die Entjcheibung des 
Prozeffes gleichgiltig, fo hat zwar ber Civilrichter das Berfahren ununterbrochen fortzu- 
ſetzen, und nach gefchloffenen Akten zu erkennen, immer aber die vorgefommenen rechtlichen 
Anzeigungen eines Berbredhens, eines Bergehens oder einer Uebertretung dem Strafge- 
richte ber Borfhrift gemäß von Amtswegen fogleich mitzutheilen. — Im Zufammenbhange 
mit dieſer Anorbnung bat der oberjte Gerichtshof unterm 8. Februar 1855 entjchieden, 
daß, wenn über ein Schulblofigkeitsurteil der Beſchädigte auf den Rechtsweg verwiejen 
wurde, und ber Eivilrichter Anlaß zu Zweifeln findet, ob die Ergebniffe des Nechtsftreites 
auch fchon dem Strafrichter in diefer Art vorgelegen feien, er fein Urteil ſchöpfen könne, 
jondern die Akten neuerlih dem Strafrichter mittheilen müffe. — Folgerichtig ift auch 
bie Entſcheidung eines Oberlandesgerichtes, daß die vorftehende Anordnung nicht nur dann 
Platz greife, wenn einem ber Streittheile ein Verbrechen zur Laft falle, fondern auch wenn 
bervorfommt, daß eine andere Perjon eine ftrafbare Handlung begangen habe. — Der 
Zuftiz-Minifterial-Erlaß v. 15. Juni 1852, Nr. 135 R. ©. Bl. beftimmt, daß die Concurs- 
Suftanz von jeder Eoncurseröffnung unverzüglich den Staatsanwalt am betreffenden 
Gerichtshofe in Kenntniß zu ſetzen hat. 

III. Diefe ben Behörden obliegende Pflicht der Anzeige ift auch auf das Sanitäts- 
perfonale ohne Unterſchied, ob dasjelbe in einer öffentlichen Anftellung fteht ober nicht, 
ausgedehnt, indem bie Inftructionen fir Aerzte, Wundärzte, Apotheker und Hebammen 
vom Jahre 1808 es denfelben zur Pflicht machen, bebenfliche, zweidentige ober töbtliche 
Berwunbungen, rüdfichtlih den Namen des Verwundeten, dann Perjonen, welche giftartige 
ober fruchtabtreibende Mittel verlangen, der nächften Sicherheitsbehörbe anzuzeigen. 


IV. Inwieferne Behörden verpflichtet find, den Strafgerichten befannt zu geben, auf 
welche Art fie in die Kenntniß einer ftrafbaren Handlung gelommen find, beftimmt bie 
Min. Vdg. v. 8. November 1855, Nr. 194 R. ©. Bl. in folgendem: 


Ueber die vorgelommene Anfrage: „ob Staats - und Gemeindebehörben verpflichtet 
feien, die Namen berjenigen Bertrauten, welche ihnen die Anzeige einer ftrafbaren Hand— 
fung oder andere Entdedungen zum Zwede ber ftrafgerichtlihen Verfolgung gegen eine 
Perſon mittheilen, ben Strafgerichten auf deren Verlangen befannt zu geben?" findet das 
Zuftizminifterium im Einvernehmen mit dem Minifterium des Innern und ber oberften 
Polizeibehörbe zu erklären, daß nach dem Sinne bes $. 112, lit. b) der Strafprozeß-Orb- 
nung in ber Regel ebenfo wenig eine Staats- ober Gemeinbebehörbe, als einzelne Staats- 
beamte verpflichtet find, die Namen derjenigen vertrauten Anzeiger einer ftrafbaren Hand- 
fung, welche ihnen jelbft nur umter dem Siegel des Amtsgeheimnifjes befannt find, oder 
rüchſichtlich welcher dem Anzeiger die Geheimhaltung bes Namens zugefihert worden ift, 
einem Strafgerichte auf deſſen Berlangen zu eröffnen. 

Hiervon find im Sinne der beftehenden Gefege nur bie Fälle ausgenommen: wenn 
nämlich entweber gegen ben anonimen Anzeiger ber rechtliche Verdacht vorliegt, daß er ſich 
ſelbſt Durch eine falſche Anzeige, einer ber in ben $$. 209 und 487 bes Strafgeſetzes be- 
zeichneten ftrafbaren Handlungen ſchuldig gemacht habe, in welchem Falle ber Beichuldigte 
nad Vorſchrift des $. 71 der Strafprozeß- Orbnung von jeder öffentlichen Behörde bem 
Strafgerichte namhaft zu machen iſt; — oder wenn es fih um die Anzeige einer hochver- 
rätherifen Unternehmung handelt, wo in Gemäßheit bes $. 61 bes Strafgefehes Jeder ⸗ 
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mann, bei fonft eigener Strafbarkeit, zur Anzeige verpflichtet, Daher auch, außer dem Falle 
des $. 62, bei ber Anzeige zugleich feinen Namen anzugeben verbunden ift, 

Sollte in jolden Fällen dem Strafgerichte die Mittheilung des Namens bes Anzeigers 
verweigert werben, jo hat es bie geeignete Abhilfe nach Vorſchrift bes $. 27 der Straf- 
prozeß⸗Ordnung zu ſuchen. 

In wie ferne andere Perſonen zur Anzeige ſtrafbarer Handlungen 
verpflichtet find, wird durch das Strafgejet beftimmt. 

Eine ſolche Pflicht befteht bei dem Hocdverratbe, der Ausfpähung und unbefugten 
Werbung fir jeden Staatsbürger ($$. 61, 67, 92 Str. ©. und Hofkanzleidekret vom 10. Oftober 
1821 Nr. 1808 3. ©. ©.) ; bei geheimen Gefellfhaften für den nad) feinem Amte zur Ans 
zeige verpflichteten Beamten ($. 287 lit. g Str. ©.); bei der falfchen oder ſchlechten Be- 
reitung von Arzneien und bei verdächtigen Todesfüllen für das Sanitätsperfonale jeder 
Art ($$. 349, 359 Str. G.); bei dem Befitte verbotener Waffen für die Gemwerbelente, 
denen folhe zur Ausbefjerung gebracht werden ($. 372 Str. G.); bei feuergefährlichen 
Anlagen für die Schornfteinfeger ($$. 442, 443 Str. G.); endlich bei dem werbäghtigen 
Berfaufsanbote von Juwelen, Gold» oder Silberwaaren und anderen Gegenftinden für 
Sedermann, insbejondere aber für Gold», Silberarbeiter und andere Handels- und Ge- 
werbsleute (88. 475—477 Str. ©.). 


8,72: 
Recht zur Anzeige 

Mebrigens ift Jedermann, der von einem Verbrechen oder von einem 
von Amtswegen zu verfolgenden Vergehen Kenutniß erlangt, berechtiget, 
dasjelbe entweder bei dem Strafgerichte, dem Bezirksgerichte, dem Staats— 
anwalte oder der nächſten Sicherheitsbehörde anzuzeigen. Dieje Behörden 
find verpflichtet, jede jolde Anzeige anzunehmen, und au das Unterfuhungs- 
gericht zu leiten. 

I. Um zur Kenntniß befonders gefährlicher oder jchädlicher Handlungen im Wege der 
Anzeige von Privatperfonen zu gelangen, find Belohnungen des Anzeigers ein zwed- 
mäßiges Mittel. Dieſe werden entweder in einzelnen Fällen befonders ausgeſetzt oder fie 
find für gewiffe Fälle ein für allemal durch die Gefege beſtimmt. Dieje legteren Fälle find 
folgende: 

Bei dem Hochverrathe, der Ausſpähung und falihen Werbung und dem Menjchen- 
raube in Kriegszeiten ift ben Anzeiger, wenn er bei dem ftrafbaren Unternehmen bethei- 
ligt war, Straflofigfeit, und bei den beiden legten Verbrechen, wenn er nicht der Anftifter 
war, überdies eine Belohnung von 100 Dukaten zugefichert, welche letztere auch jeber 
Andere erhält, welcher ein ſolches Verbrechen anzeigt ($. 62 Str. ©. und Hkzd. v. 10. 
Oktober 1821, Nr. 1803 3. ©. S.); für die Einbringung einer Räuberbande von wenig- 
ftens drei Perfonen ift eine Belohnung von 50 Dufaten, für die Einbringung eines ein» 
zelnen Räubers eine folde mit 30 Gulden CMze. ausgeſprochen (Hofd. v. 17. Auguft 
1820, Nr.1687 J. G. S.); dem Anzeiger des Berfälfchers einer Punze ift eine Belohnung 
von 100 Dufaten zugefihert (Bunzirungspatent v. 11. März 1824 8.20); bei abficht« 
lichen oder muthwilligen Beſchädigungen von an öffentlichen Wegen angelegten Alleen füllt 
die Gelbftrafe dem Anzeiger zu (Hlzd, v. 13. Jäner 1837, Nr. 163 J. ©. ©.); bei dem 
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Spielen verbotener Spiele fällt dem Anzeiger ein Drittel der Geldfirafe zu, und wenn er 
felbft ftraffällig wäre, wird ihm auch Die Strafe nachgefehen ($. 522 Str. G.). — Die in 
bem Gensb’armerie-Gejege v. 18, Jäner 1850 ausgeſprochenen Belohnungen für die Ein- 
bringung von Verbrechern näher zu erwähnen, ift bier nicht am Orte, 

II. Auf welche Art mündliche Anzeigen angebracht werden fünnen, um bie nöthig 
werbenden Amtshanblungen mit der erforderlichen Beichleunigung veranlaffen zu können, 
beftimmt ber $. 14 ber Juftruction für Die Strafgerichte. 


8. 73. 
Inhalt der Anzeige, 


In der Regel muß die Anzeige eine beftimmte Nachricht von der That, 
wie aud) den Namen, Stand und Aufenthaltsort des Anzeigers enthalten, 

I. Die hier erwähnten Eigenfchaften muß jede Anzeige haben, fie mag mündlich 
oder fehriftlich gejchehen, weil nur darnad die Glaubwürdigleit des Anzeigers beurteilt 
werben fann. Wird die Anzeige mündlich gemacht, jo muß fie zu Protokoll genommen und 
von bem Anzeiger unterfchrieben werben, um nöthigenfalls (3. B. bei einer Anklage wegen 
Berläumdung) den Beweis der gemachten Anzeige zu haben. Dagegen ift der Mangel 
ber eigenhäudigen Unterjchrift fein Grund, die Anzeige zu werwerfen ($. 15 der Juſtr. 
f. d. Str. ©.). 

II. Wenn es fi) darum fragt, ob der Anzeiger verlangen fünne, daß fein Name 
geheim gehalten werde, jo ift bei dem Hochverrathe Dieje Geheimhaltung dem Anzeiger 
ausdrücklich zugefichert ($. 62 Str. ©). Aber auch in allen anderen Fällen kann dies 
dem Anzeiger in fo weit zugeftanden werben, als nicht im Laufe des Verfahrens die Be— 
fanntgebung feiner Perfon, z. B. durch feine Vernehmung als Zeuge oder durch bie 
Berantwortungen des Beihuldigten unumgänglich nothwendig wird, ober ſich gegen ihn der 
Verdacht einer Verläumdung ($. 209 Str. ©.) ergibt. Dagegen dürſte e8 feine Pflicht 
bes Strafgerichtes fein, dem Angezeigten den Namen bes Anzeigers zu dem Ende befannt 
zu geben, damit derjelbe gemäß $$. 487 und 495 Str. ©. eine Anklage wegen Ehrenbe- 
feidigung anbringen könne. — Rückſichtlich der Agenten öffentlicher Behörde vergleiche die 
Bog. v. 8. November 1855 beim $. 71 unter IV, 

III, Würde eine mit ben geforderten Eigenjhaften verjehene Anzeige unklar oder un« 
beftimmt fein, jo müßte das Gericht durch ſchleunigſte Vernehmung des Anzeigers biefen 
Mängeln abzuhelfen trachten. 


S. 74. 


Wirkung einer namenlofen Anzeige. 


Allein auch über eine namenlofe oder von einer unbekannten Perfon 
herrührende Anzeige ift, in foferne fie beftimmte, die jtrafbare Handlung 
glaubwürdig bezeichnende, Umftände enthält, zur Erhebung diefer Umftände 
zu ſchreiten. 

Als eine namenlofe Anzeige ift jene zu betrachten, welcher die im $. 73 aufge» 
führten Erforberniffe fehlen. — Würde eine folhe Anzeige nicht einmal beſtimmte That- 
umftände enthalten, fo wäre fie lediglich mit Befolgung der Vorſchriften bes $. 62 zu den 
Akten zu legen. j 
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S. 75. 
Bernehbmung aller Berfonen, von denen fih eine Ausfunft 
erwarten läßt. 


Der Unterfuhungsrichter hat alle Perfonen, von denen ſich mit Wahr: 
fcheinlichfeit eine Auskunft über die Umftände der That oder iiber die 
Perſon von dabei Betheiligten und deren Berhältniß zur That erwarten 
läßt, und insbejondere and) den durch die jtrafbare Handlung Beſchädigten 
zu vernehmen. 

Auch bereits vernommene Perjonen Fünnen von dem Unterfuchungs: 
richter newerlid vernommen werden, in joferne dieß zur Ergänzung oder 
Aufklärung ihrer früheren Ausſagen erheblich erſcheint. 

I. Perfonen, welche Erfahrungen über TIhatfachen, welche eine andere Perfon be> 
treffen, gemacht haben, heißen Zeugen. — Der $. 75 ordnet zuwörberft an, daß ber 
Unterfuchungsrichter alle folche Perjonen, alle Zeugen zu vernehmen habe. Es ift dies 
eine behufs der Erforfchung der Wahrheit eben jo nothwendige als zweckmäßige Vorfchrift, 
und ber Unterfuchungsvichter würde einen großen, oft vielleicht nicht mehr gut zu machenden 
Fehler begehen, wenn er von diefer Vorfchrift des Geſetzes, fei es aus was immer für einem 
Grunde, abweichen wollte. Der Unterfuchungsvichter darf daher nie glauben, er habe der 
Vorſchrift des Gejeßes genügt, wenn er über einen Umftand fo viele übereinftimmende 
Zeugen vernommen bat, als zur Herftellung des Beweifes genügen. Oft vermag ein fpäter 
vernommener Zeuge die Sache ganz anders barzuftellen, als es die mehreren früher ver— 
nommenen gethan haben, es mag dies in einer befjeren Auffaffungsgabe, einem treueren 
Gedächtniſſe oder größerer Wahrheitsliebe feinen Grund haben, Leicht ift es dann auch 
möglich, daß bie früher vernommenen Zeugen, iiber die Mittheilung diefer jpäteren Aus» 
fagen, fih an entfallene Umſtände erinnern, und demnad ihre früheren Angaben ergänzen 
und berichtigen. — Bon diejer Borjehrift Fünnte nur dann Umgang genommen werben, 
wenn der Beichuldigte jelbft die That geftanden bat, und fein Geftändniß durch einige ver- 
nommene Zeugen beftätigt wird. — Dadurch ift auch nicht ansgefchloffen, daß in 
wichtigen und dringenden Füllen noch vor beendeter Vernehmung aller Zeugen, die Maß- 
regeln zur Habhaftwerbung des Beſchuldigten eingeleitet werben. 


II. Die vernommenen Zeugen müffen aber ſolche fein, von denen fih mit Wahr- 
ſcheinlichkeit eine Auskunft über die That erwarten läßt. Bei welchen Perfonen dieſe 
Bedingung eintrete, muß aus ben Umftänden jedes einzelnen Falles entnommen werden, 
Doc joll ber Unterfuchungsrichter bei der Beurteilung diefer Wahrſcheinlichkeit Fieber zu 
gelinde als zu ftreng fein. Gar oft weiß ein Zeuge, von dem man es am wenigften ver- 
muthet, eine umfaſſendere Auskunft über eine Thatfache zu geben, ald mander Andere, 
von dem man es fich weit mehr verfah. In beiden dieſen Punkten halte fi der Unter- 
fuhungsrichter vor Augen, daß die Vernehmung eines oder des anderen überflüffigen Zeu— 
gen der Unterſuchung nie ſchaden könne, — wol aber Die unterlaffene Vernehmung eines 
Zeugen, den man für unwichtig hielt, und ber vielleicht eine weentliche Aufklärung hätte 
geben können. Vollſtändigkeit der Erhebung ift eine mwejentliche, unabweisbare Be- 
dingung einer guten Erhebung; dieſe Eigenfchaft mit der nöthigen Befchleunigung zu ver- 
binden, muß dem Talente und Fleiße des Unterfuchungsrichters jelbft überlaffen werben, 
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III. Aus dem bisher Gefagten wird ſich die Beantwortung noch einiger Fragen von 
felbft ergeben. Daß Kinder, d. i. Perjonen in einem Alter unter zehn Jahren ($. 237 
Str. ©.) als Zeugen vernommen werben Fünnen, unterliegt feinem Zweifel, wenn nur 
ihre geiftige Ausbildung fo weit vorgefehritten ift, daß von ihnen eine richtige Auffaffung und 
Erzählung des Gefehenen, Gehörten u. ſ. w. erwartet werben kann ($. 112). Das Gejek 
ſelbſt erfennt dies an, indem es im $. 132 lit. d) und e) nur die Beeidigung von Per- 
fonen unter vierzehn Jahren und von ſolchen, welche nicht in vollem Gebrauche ihrer Gei- 
ftesträfte find, verbietet. Darauf, ob mit ſolchen Kindern ein fürmliches Protofoll wie mit 
Erwachfenen aufgenommen werben kann, kommt e8 gewiß nicht an, und e8 wird Sache des 
Unterſuchungsrichters fein, die oft entfcheidende Ausfage eines folhen Kindes auf eine 
andere vollen Glauben verdienende Art (8. 276) erfichtlich zu machen. Bei der Thatbeftand- 
erhebung banbelt e8 fich ja vorzüglich um die Erforfhung bes Thäters, und zu dieſer fann 
auch ein Kind Spuren an die Hand geben, und der Unterfuchungsrichter hat dieſe zu ver- 
folgen , ohne Ritcficht, welche Beweiskraft bei Der Endentſcheidung ber Ausjage des Kindes 
beigelegt werben wird. — Was hier von Kindern gejagt wurde, findet gleihmäßig auch auf 
Berfonen von ſehr hohem Alter feine Anwendung. 


IV. Es ift daher auch fein Zweifel, und ber $. 132 lit. a) beftätigt e8 ausdrücklich, 
daß auch bedenkliche Zeugen, ja ber Beſchuldigte felbft zur Aufklärung im Wege 
ber Thatbeftandserhebung als Zeugen vernommen werben fünnen, indem es bafelbft heißt, 
daß Zeugen, welche felbft im Berbachte ftehen, daß fie die ftrafbare Handlung, wegen welcher 
fie abgehört werben, begangen oder daran Theil genommen haben, nicht beeibet werben 
dürfen. Diefe Bernehmung bes Verdächtigen als Zeuge im Zuge ber Thatbeftands- 
erhebung verftößt auch nicht gegen das Siftem der Strafprozeforbnung. Denn das eigent« 
liche Berhör des Befchuldigten ſetzt Die rechtliche Beſchuldigung (8.148), und diefe das Bor- 
bandenfein rechtlicher Verdachtsgründe voraus ($. 134). Nun ergibt ſich aus dem erften 
Anblide der rechtlichen Verdachtsgründe, daß gar viele von ihnen ohne vorläufige Verneh— 
mung des Verdächtigen gar nicht als folche erlannt werben fünnen. Würde 5. B. Jemand 
gegen einen als rechtlich bekannten wohlhabenden Mann bie Unterfuhung wegen Diebftahle 
einleiten, weil er im Befige eines bem A. geftohlenen Ringes ift? Iſt es nicht an fich Har, 
daß derfelbe zuwörberft gefragt werben muß, woher er ben Ring habe, und daß durch eine 
genügende Auskunft Darüber ber anſcheinende rechtliche Verdachtsgrund des 8. 138 3. 8 
zerfällt? 

V. In welcher Ordnung die Zeugen zu vernehmen find, läßt fi im Allgemei- 
nen nicht beftimmen. In ber Regel wird ber Bejchäbigte zuerft zu vernehmen fein, und 
aus feiner Ausfage werben fih Anhaltspunkte genug ergeben, um die Ordnung der wei— 
teren Vernehmungen zu beftimmen. Jene Zeugen, welche zur Entdedung des Thäters 
dienliche Umftände anzugeben haben, werben übrigens ſtets wor jenen zu vernehmen fein, 
welche nur noch weitere Einzelnheiten der That ſelbſt anzugeben wiffen. Je mehr fich der 
Unterfuchungsrihter bei der Ordnung der Zeugenvernehmung an die hronologifche Rei— 
benfolge der Thatſachen halten kann, um deſto mehr wird er feinerzeit dem nach $. 192 zu 
beftellenden Referenten die Arbeit erleichtern; doch verfteht fich wol won felbft, daß ber 
Unterfuchungsrichter, um von einer folden, oder einer anderen von ihm gewählten Orb- 
nung nicht abzumweichen, nicht etwa andere im Laufe ber Erhebung worgelommene wichti- 
gere Rückſichten hintanjegen dürfe, 

VI, Wie viele Zeugen aber, und in welder Ordnung fie der Unterſuchungsrichter 
auch vernehmen mag, jo muß er fi beftreben, fie jo ſchnell als möglich nad ein— 
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ander zu vernehmen, denn nur dadurch iſt es möglich, eimerfeits die nöthige Beichlenni- 
gung der Thatbeftandserbebung zu erzielen, und anberfeits nachtbeilige Verabredungen 
ber Zeugen unter fich oder mit dem Bejchuldigten zu verhindern. Der Unterfuchungsrich- 
ter hat zu dieſem Ende auch — namentlich wenn er mehrere Zeugen für benjelben Vor— 
oder Nachmittag vorruft — nach feinem Ermeſſen die erforberlihen Mafregeln anzuord- 
nen, um Befprechungen der Zeugen unter einander zu verhindern. ($$. 18, 19 der Inftr. 
f. d. Str. ©.) 

VI Was die wiederholte Bernehmung bereitd vernommener Zeugen be- 
trifft, jo ift fie jedenfalls ein Uebelftand, den der Unterfuchungsrichter dadurch am Teich» 
teften verhüten kann, wenn er die Zeugen gleich das erjte Mal fo umſtändlich und genau 
als möglich wernimmt ($. 19 der Inſtr. f. d. Str. G.). Auch überfehe er nicht, daß Die 
neuerliche Bernehmung nur dann einzuleiten ift, wenn fie erheblich, d. i. für Die Zwecke 
ber Borunterfuhung und ber Thatbeftandserhebung insbefondere von weſentlichem Ein- 
fluffe ift. In anderen Fällen kann darüber hinansgegangen werben, indem bei ber münd— 
lihen Schlußverhandlung Neinere Abweichungen durd ein paar Worte behoben werben, 
während fie im Laufe der Unterfuchung unnütze Schreiberei veranlaffen. 3. B. behauptet 
ber Beftohlene, feine Wohnung fei verfperrt geweien, während andere unbedenkliche Zeu- 
gen das Gegentbeil angeben, jo wird er notbwendig nochmals über Diefen Umftand ver— 
nommen werben müfjen; gibt er aber z. B. an, das Thürſchloß ſei zweimal abgejperrt 
geweſen, während andere Erhebungen zeigen, daß es nur einmal abgejperrt war, fo wäre 
eine neuerlihe VBernehmung desfelben im Wege der Thaterhebung wegen dieſer Abwei- 
hung gewiß überflüffig. 

VII. Die befonderen Vorſchriften über die ausprüdlich angeorbnnete Bernehmung des 
Beihädigten find im $. 127 enthalten. 


8. 76. 


Erhebung des Schadens durd Vernehmung des Beſchädigten 
und anderer Perfonen. 


Kann der durd) ein Verbrechen oder Vergehen verurſachte Schade oder 
der dadurch entgangene Gewinn durd die Ausfage des Beihädigten nicht 
zuverläfiig erhoben werden, oder it mit Grund zu vermuthen, daß derfelbe 
feinen Schaden zu hoch angebe, jo iſt die Größe desjelben, in foweit die— 
felbe auf die Zurechnung der That als ftrafbare Handlung, auf die Bemef: 
fung der Strafe, oder auf die Zuerkennung einer Entfhädigung von Ein- 
finß fein kann, durch Vernehmung folder Perfonen, welden die Sadıe, 
woran der Schade geihehen, bekannt ift, oder joweit es die Umpftände zu: 
laſſen, durch Sachverſtündige zu ermitteln. 

Die Mittel, den durch eine ſtrafbare Handlung angerichteten Schaden zu erheben, 
welche Erhebung das Strafgericht von Amtswegen vornehmen muß ($$. 66, 75, 101, 127, 
176 und 352) find won breifacher Art: 

1) die Ausjage des Befhädigten, welche die erfte und vorzüglichfte Art der 
Ermittlung des Schadens ift, ohne daß der Beſchädigte Dadurch die Eigenfchaft eines Zeu— 
gen verliert, und als Sadverftindiger angefehen werden müßte (af. Hof. Entſch. v. 
6. Nov. 1851); wenn ſich aber gegen biejelbe gegründete Bedenken ergeben, indem fie ent- 
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weder nicht zuwerläffig genug ift, ober weil den Umftänden nach zu ſchließen ift, daß ber 
Beſchädigte feinen Schaden zu hoch angebe, fo wird der Schabe erhoben, 

2) burch die Bernehmung von Perſonen, welchen die Sade, an ber ber 
Schade gejhehen ift, befannt war, — und wenn auch dieſe Art in einem beftimmten 
Falle entweber nicht angewendet werben kann, ober feinen entfprechenden Erfolg bat, 

3. durch beeidete Sachverſtändige, d. i. durch Schäbleute, welche den Werth 
ber gänzlich entzogenen ober zerftörten, oder bie Werthsverminderung ber theilmeife noch 
vorhandenen Sache gewiffenhaft anzugeben haben. Bei allen gerichtlihen Schäßungen 
muß nach der aud für das Strafverfahren maßgebenden Vorſchrift der 88. 305 und 306 
bes allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches und des Yuftizbofdecretes vom 25. November 
1839 Nr. 391 3. ©. ©. ber orbentliche oder gemeine Preis der Sache, welcher nad) 
bem Nuten gefhätt wird, ben bie Sache mit Nüdficht auf Zeit und Ort gewöhnlich und 
allgemein Teiftet, zu Grunde gelegt werben. Diefe Art der Schabenserhebung tritt alfo 
nicht ein, wenn ber Schabe durch eine ber beiden früheren zuwerläffig erhoben ift, und ins- 
befondere von Seite bes Befchuldigten feine Einwendung dagegen erhoben wird (Caß. H. 
Entjd. v. 8. Yäner 1852), fondern nur dann, wenn gegründete Bebenfen beftehen, und 
bie Höhe des Schabens auf die Zurechnung ber That (7. B. ber Beſchädigte ſchätzt Die 
geftohlene Uhr auf 30 fl., ein anderer, ber fie fennt, auf höchftens 20 fl.), auf die Bemef- 
fung ber Strafe (3.8. nach 88.179 und 203 Str. G.), oder auf den Entihäbigungszufpruch 
von Einfluß if. — Diefe Rüdfiht kann aber auch gegenüber von anderen Perfonen, als 
dem Thäter felbft eintreten, z. B. in Bezug auf die Frage, ob dem Käufer ber geftohlenen 
Sache ein bebenfliher Ankauf zur Faft füllt, wenn vielleicht ber Beſchädigte die Sache ſehr 
hoch ſchätzt, der Käufer aber den gezahlten, im Gegenfabe zu dieſer Schägung fehr geringen 
Preis durch ben wahren Werth berfelben gerechtfertigt erklärt. 


8. 77. 


Gerihtliher Augenfhein bei ftrafbaren Handlungen, die Spu- 
ren zurüdlaffen. 


Hat eine ftrafbare Handlung an einem Orte oder an einer Perfon 
Spuren zurüdgelafen, fo find diefelben mit Zuziehung zweier Gerichtözen- 
gen ($. 67), durd) einen gerichtlichen Augenſchein zu erheben, und es ift 
dafür zu forgen, daß ſolche Spuren bis zu diefer Erhebung, foweit dieß 
ohne größeren Schaden geſchehen kann, in unverändertem Stande erhalten 
werden. Zur Vornahme des Augenſcheines kaun auch der Beſchuldigte zuge: 
zogen werden, wenn fid) hiervon wegen Anerkennung der zu befichtigenden 
Gegenftände, oder wegen anderer von dem Beichuldigten zu ertheilender 
Aufflärungen für die Unterſuchung ein Erfolg erwarten läßt. 

I. Unter dem gerichtlichen Augenſcheine verfteht man jene Amtshanblung, 
durch welche der unterfuchende oder erfennende ($. 242) Nichter vorhandene, durch bie 
Sinne wahrnehmbare Merkmale einer ftrafbaren Handlung durch feine eigene Sinnes- 
wahrnehmung erforfcht. Der Nugenfchein ift eine der wichtigften Amtsbandlungen im 
Strafverfahren, weil ber Richter — vorausgefeßt, daß er gefunde Sinnesorgane und bie 
richtige Beurteilungsfähigkeit beſitzt — auf diefe Art die unmittelbare und genauefte Kennt« 
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niß von Thatjachen erhält, welche auf die Beurteilung des Falles von weſentlichem Ein- 
fluffe fein können. 

II. Die Frage, in weldhen Fällen ein Augenſchein vorzunehmen ift, beantwortet das 
Geſetz dahin: dann, wenn eine ftrafbare Handlung an einem Orte, ober an einer Perjon 
Spuren zurüd gelaffen hat. Es ift nun zu erörtern, ob ber Augenſchein in allen folchen 
Fällen aufgenommen werden muß, dann ob er nur in diejen Fällen vorgenommen wer— 
den darf? — Die erfte dieſer Fragen beantwortet fi aus den im $. 66 aufgezählten 
Zweden der Thatbeftandserhebung. Iſt der Augenfhein zur Erreichung diefer Zwecke 
nothwendig oder doch fürderlich, jo muß er vorgenommen werden; fünnen dieſe Zwefe 
ohne den Augenfchein eben fo leicht und volllommen erreicht werden, fo kann von bemfel- 
ben, als einer doch immer zeitraubenden Amtshbandlung abgefehen werden. Wenn z. 8. 
ber bei Berübung eines Einbrucdhes mit den Werkzeugen betretene Bejchuldigte die That 
übereinftimmend mit der Angabe bes Beſchädigten gefteht, jo wird wol faum erft die Vor- 
nahme des Augenfcheines nothwendig fein. 

III. Aber auch die zweite Frage läßt ſich mit Rückſicht auf den $. 66 dahin beant- 
worten, baf der Augenjchein ftets wird vorgenommen werben müffen, wenn er als noth- 
wendiges Mittel zur Erreihung eines der im $. 66 aufgezäblten Zwede erſcheint. Wenn 
z. B. der Bejchädigte behauptet, feine Wohnungsthüre fei verjperrt gewejen und müffe mit- 
telft Nachichlüffeln geöffnet worden fein, der Beſchuldigte aber angibt, das Schloß fei fo 
fchlecht, daß es fih ohne Anwendung von Werkzeugen durch bloßes Niütteln öffnen laffe; — 
wenn ber Beichuldigte angibt, er habe die That allein verübt, der Beſchädigte aber ver- 
fihert, daf nach den Ortsverhältniffen mehrere Thäter gewefen jein müffen; — wenn ein 
Zeuge angibt, er habe aus feinem Wohnungsfenfter den Beſchuldigten bei Verübung der 
That beobachtet, letzterer aber behauptet, man fünne aus biefer Wohnung gar nicht auf 
ben Thatort hinſehen — in allen diefen und ähnlichen Fällen wird der Richter unaus- 
weichlich den Augenjhein vornehmen müſſen. 

Es kann iiberhaupt dem Unterfuchungsrichter nie genug empfohlen werben, in allen 
Fällen, wo e8 bei der Beurteilung einer Sache auf die Kenntnif der Lokalverhältniſſe des 
Thatortes anfommt, wenn e8 ohne bejonderen Aufwand an Zeit und Koften gefchehen kann, 
ben Augenjhein vorzunehmen. Der Unterfuchungsrichter wird fich bald überzeugen, wie 
fehr ex fich dadurch feine Arbeit erleichtert, wie leicht es ihm dann möglich wird, Ausflüch- 
ten bes Bejhuldigten zu begegnen, anſcheinende Widerfprüde in abgegebenen Ausfagen 
aufzuklären u. dgl., ein Erfolg, zu dem er, wenn er ben Thatort nicht felbft geſehen hat, 
in manchen Fällen gar nicht, in anderen nur durch wielfahe Zeugenvernehmungen gelom- 
men wäre. 

IV. Die Frage, wo ber Augenfchein aufzunehmen ift, muß nach den Umſtänden bes 
Falles entfchieden werben. Die Befichtigung eines Ortes muß wol immer eben bort vor- 
genommen werben. Bei Befichtigung einer Berfon oder Sache ift zu unterſcheiden: 
Laffen fich Diefelben ihrer Beichaffenheit nach, ohne Veränderung der Merkmale unb ohne 
Nachtheil an den Gerichtsort bringen, fo kann ber Augenſchein dort vorgenommen werben ; 
ift Dies nicht der Fall, jo muß der Augenschein an jenem Orte vorgenommen werden, wo 
fi die Perfon oder Sache befindet. (Vergleiche übrigens rüdfichtlich der Vornahme von 
Amtshandlungen außerhalb des Gerichtsortes bie SS. 21 und 22 der Inftr. f. d. Straf: 
gerichte,) 

V. Was die Zeit der Vornahme bes Augenfheines betrifft, fo verfteht fich won 
felöft, daß dies fo lange geſchehen muß, als bie zu erforjchenden Spuren noch fichtbar find. 
(Bergl, das oben bei $. 66 unter III. 1. Gefagte.) Der Augenſchein ift daher fo ſchnell als 
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möglich vorzunehmen, und wird in ben meiften Fällen, z. B. bei Tödtungen, Verwundun— 
gen, Einbrüchen, Bränden u. dgl. der erfte Alt der ganzen Thatbeftandserhebung fein 
müffen. Kommt ein folher Fall vor, jo muß ber Unterfuhungsrichter ben Augenſchein mit 
Hintanſetzung aller andern Geſchäfte, zu jeder Stunde des Tages und ſelbſt der Nacht 
vornehmen. Die Vorſchrift des Geſetzes in Beziehung auf die Erhaltung der Spuren 
erleichtert in dieſer Beziehung wol das Geſchäft des Unterſuchungsrichters, ſie hat aber 
ihre, in der Natur des einzelnen Falles liegenden, oft ſehr enge geſteckten Gränzen. 

VI. Die angeordnete Zuziehung des Beſchuldigten wird in vielen Fällen zur Errei— 
hung der im $. 66 bezeichneten Zwede nothwendig fein. Hierher gehört auch die von dem 
Unterfuchungsrichter in jenen Fällen, wo gegründete Zweifel beftchen, daß der Bejchuldigte 
die That allein, oder auf bie von ihm angegebene Art verübt habe, zu treffende Verfü— 
gung, daß der Beſchuldigte, injofern es ohne Auffehen, Schaden, oder Gefahr ber Ent» 
weichung gejchehen kann, gewiffe Theile der That, z. B. das Durchſchlüpfen durch eine 
Heine Deffnung, das Heben einer Laft, das Zurichten eines Werkzeuges, das Berfertigen 
einer Zeichnung, das Graviren einer Platte u. dgl., in Gegenwart bes Unterfuchungs- 
(oder erfennenden) Richters wiederhole. Uebrigens ift e8 durchaus nicht verboten, ſondern 
im Gegentheile jehr zwedmäßig, ja in manden Fällen unumgänglich nothwendig, ben 
Beſchädigten zur Vornahme des Augenfcheines beizuziehen. 

VII. Snfoferne in diefem Paragraphe von Spuren an einer Perſon die Rebe 
ift, ift nur die Perfon des Beichädigten gemeint; über eine ähnliche Unterſuchung der Per- 
fon des Beichuldigten geben bie SS. 104— 107 bie nöthige Anmweifung. 

VIII. Die Vorſchriften, wie der Augenfhein aufgenommen werben müffe, find in 
ben folgenden 88. 78—102 enthalten. — Hier fommt nur noch zu erörtern, wie bie rich— 
terlihe Wahrnehmung in den Aften auch für Andere erfeunbar aufzubehalten und erficht- 
lich zu machen iſt. Dies gefchieht Durch das im $. 67 vorgejchriebene Thatbeftandser- 
bebungsprotofoll, welches demnach jo genan und beutlich als nur immer möglich zu 
verfaffen ift. Läßt fich ein Gegenftand oder eine Dertlichfeit mit Worten nicht deutlich genug 
bezeichnen, fo fünnen dem Protofolle Zeichnungen, Pläne oder Riſſe beigefiigt werben, bei 
beren Anfertigung weniger auf Schönheit der Ausführung als auf Deutlichfeit unb 
Genauigkeit zu fehen fein wird. Handelt es fih um Größenbeftimmungen, fo müſſen dieſe 
durch die landes- und ortsüblihen Maße und Gewichte, allenfalls auch durch Ber- 
gleihung mit allgemein befannten Gegenftänden (3. B. erbjengroß, nußgroß u. dgl.) 
bezeichnet werden, Entfernungen werben in Ermanglung eines Maßftabes nach Schritten 
(wo möglih nah Militärfhritten, von denen 5 gleich find 2 Klaftern) bemefjen und ange- 
geben. Handelt e8 ſich um die Zeit, in der es möglich ift, won einem Orte zum anderen zu 
gelangen, jo muß außer ber Zahl der Minuten u. ſ. w. aud die Geſchwindigkeit bes 
Gehens oder Fahrens fo genau als möglich bezeichnet werden. — Im Uebrigen wird auf 
das bei $. 66 Gejagte verwieſen. 


8. 78. 
Deiziehung von Sadhverftändigen. 


Setzt die Erforfchung eines zu unterfuhenden Gegenftandes befondere 
Kenntnifje oder Fertigkeiten voraus, jo find der Erhebung der That Sad): 
verftändige, und zwar in der Regel zwei beizuzichen, 


\ 
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Sit Gefahr am Berzuge, oder handelt es ſich um einen Fall von gerin- 
gerer Wichtigkeit, jo genügt aud die Beiziehung Eines Sadverftändigen. 

I. Die Beiziebung von Sahverftändigen, d. i. von Perfonen, welche gewiffe 
bejondere Kenntniffe oder Fertigkeiten befigen, wird in allen jenen Fällen nöthig, wo bie 
richtige Erforfhung und Beurteilung eines Gegenftandes folde Keuntniffe oder Fertigfeis 
ten vorausjeßt, und der Unterfuchungsrichter Diefelben nicht beſitzt oder beſitzen darf. 
Bon dem Unterjuhungsrichter werden nur jene Kenntniffe vorausgefegt, und nur jene 
darf er jelbft geltend machen, worüber er bei feiner Befähigung zum Richteramte geprüft 
worden ift, und welche dem von einem Manne der Wiffenfchaft geforderten allgemeinen 
Bildungsgrade entiprechen. So wird z. B. der Unterfuchungsrichter für ſich allein wol die 
Richtigkeit einer einfachen Verrechnung über Einnahme und Ausgabe, nicht aber jene einer 
förmlihen Handelsbuchführung beurteilen fünnen. Hierbei macht es feinen Unterſchied, 
wenn ber einzelne Unterfuchungsrichter zufällig die eben nöthigen medicinifchen, chemiſchen, 
technischen u. dgl. Kenntniffe hat; er darf fie nicht als entjcheidend geltend machen, denn 
durch eine ſolche Verbindung ber Perfon des Richters mit jener des Sachverſtändigen 
würde jede Möglichkeit einer Kontrolle bei Vornahme des Augenfcheines wegfallen. 

HI. Wenn aud wegen Dringlichfeit des Falles zur Vornahme des Augenſcheines 
nur Ein Sadverftändiger beigezogen wurbe, fo ift es boch räthlih, und gewiß in der 
Kegel auch immer thunlich, das auf Grundlage Des Augenſcheines zu erftattende Gutachten 
von zwei Sachverſtändigen abgeben zu Taffen. 

III. Ob die Wichtigkeit des Falles Die Beiziehung zweier ober nur eines Sachver— 
ftänbigen erforbere, wird fich nur in ſehr wenigen Fällen im Borhinein beftimmen laffen ; 
wie oft z. B. zieht eine ursprünglich ganz unbedeutende Verlegung, durch Eintritt des 
Starrframpfes, den Tod nad) fich. Es wird daher, wenn e8 die Umftände erlauben, immer 
zwedmäßig fein, zwei Sachverſtändige beizuziehen. Es wurde ſchon oben bei $. 66 Abf. IL. 
unter 5 bemerkt, daf der Unterfuchungsrichter von vorneherein nichts für unwichtig anfe- 
hen biürfe, und daß zuviel Genauigkeit der Sache nie ſchadet, während fi etwas Ver— 
fäumtes nur zu oft nicht mehr nachholen läßt. 


8. 79. 
Wahl der Sahperftändigen. 


Die Wahl der Sachverſtändigen ſteht dem Unterſuchungsrichter zu. 
Sind dergleichen bei dem Gerichte bleibend angeftellt, jo joll er andere nur 
dann zuziehen, wenn Gefahr am Verzuge haftet, oder wenn jene durd) 
befondere VBerhältnifie abgehalten find, oder in dem einzelnen Falle als 
bedenklich erſcheinen. 

J. Zu ſolchen bleibend angeſtellten Sachverſtändigen gehört vor allem das in 
öffentlichen Dienſten unmittelbar bei den Gerichten oder bei ben politiſchen und Polizei— 
behörben angeftellte ärztliche Perfonale, die Aerzte und Wundärzte in ben größeren 
Strafanftalten, die Cameralwundärzte in Galizien. — Ferner find durch Hofdelret vom 
18. Oftober 1815 Nr. 1181 3. ©. 5. die Mitglieder der Lehranftalt der Thierarznei- 
ſchule als beſtändige Kunftverftändige für die Gerichte innerhalb ber Linien Wiens bejtelit. 
— Durch Hofdekret vom 28. April 1791 Nr. 143 3. ©. ©. ift das Wiener Großhand— 
fungs-Gremium angewiejen , von zwei zu zwei Jahren zwölf jeiner Mitglieder zu wählen, 
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welche von ben Gerichten bei allen das Einfchreiten von Handlungsfunftverftändigen erfor- 
berlihen Gefchäften zu verwenden find. — Durch Studienhofcommiſſionsdecret v; 18. 
Dezember 1820 3. 7636 wurbe erklärt, daß bie politehnifchen Inftitute ausbrüdlich dazu 
berufen find, lanbesfürftlichen Behörden, welche ein Gutachten über technische Gegenftände 
bebürfen, dasſelbe abzugeben, und daß Überdies auch die einzelnen Profefforen als Staats— 
beamte verpflichtet find, Gutachten in ihrem Kunftfache abzugeben. — Dagegen wurde 
durch Zuftizminifterialterorbnung vom 21. Oftober 1853 Nr. 219 R. ©. Bl. angeordnet, 
daß die Zuziehung der Profefjoren der mediciniſchen (mebicinifch-hirurgifhen) Facultäten 
als Sadyverftäntige zu ftrafgerichtlichen Unterfuchungen, infoferne es nicht die Wichtigfeit 
des Falles oder andere befondere Umftände nothwendig machen, in Zukunft zu vermeiden 
fei, und wenn deren Beiziehung dennoch für notbwendig befunden wird, nicht länger zu 
dauern habe, als unumgänglih nethwendig erſcheint. — Durch Din. Verordnung vom 
19. Juni 1855 Nr. 107 R. ©. Bl. wurden die Gerichte angewieſen, in zweifelhaften Fäl- 
len, ob etwas als Heilmittel, wegen feiner etwa befonders vorgejchriebenen Zufammen- 
ſetzungs- und Bereitungsart zu betrachten fei oder nicht (vgl. bie $$. 345—355 Str. ©.) 
zur Aufllärung ſich nöthigen Falles an die politiiche Landesbehörde zu wenden. 

II. Es unterliegt wol feinem Zweifel, daß der Unterjuchungsrichter ftatt der bleibend 
angeftellten Sachverftändigen aud in jenem Falle andere zuziehen kann, wenn bie zur 
Beurteilung eines befonders wichtigen Falles nöthigen Kenntniffe bei ihnen nicht vorhan- 
den find, oder fie ihm fonft in einem einzelnen Falle bebenklich erfcheinen. 

II. Was iiberhaupt die Wahl der Sachverſtändigen betrifft, fo ift fie eine fehr 
ſchwierige Aufgabe. Leider wird nur zu häufig eine foldhe wegen des Mangels einer genit- 
genden Anzahl fühiger Individuen gar nicht möglich, und der Unterfuhungsrichter eben 
anf jene befhränkt fein, die er mit dem mindeften Zeit- und Koftenaufwande haben kann. 
Wo ihm aber eine Auswahl freifteht, da ſehe er nebft den allgemeinen moraliſchen Erfor- 
berniffen eines rechtlihen Mannes, auf unerfhütterlihe Rechtſchaffenheit, Wahrheitsliebe, 
Unbeftechlichfeit, Verſchwiegenheit, Fleiß, Eifer und willigen Gehorfam gegen die gericht- 
lichen Aufträge, beachte den Ruf, den das Individuum rüdfichtlich der einfchlägigen Fach— 
fenntniffe im Allgemeinen, oder unter feinen Standbesgenoffen befitt, und nehme auch 
auf deſſen Fähigkeit Rückſicht, fein Urteil beftimmt und deutlich abzugeben. Steht dem Ge- 
richte ein folher Mann nicht zu Gebote, und erlauben es die Umftände, fo wende fich der 
Unterfuhungsrichter lieber an ein anderes Gericht, wo ſolche Männer zu finden find, als 
daß er bie Sadje, um Zeit und Mühe zu fparen, jchlecht oder unvolllommen machen Täfit. 


Wenn ein Sadjverftändiger der an ihn ergangenen Borladung nicht 
Folge leitet, oder die Abgabe eines Gutachtens verweigert, fo unterliegt 
er den in den SS. 118 und 230 ausgeſprochenen Gelditrafei. 


Die nähere Erörterung hierüber fiche bei den berufenen Paragraphen. 


8. 80. 


Welhe Perfonenniht als Sahverftändige beigezogen werben 
dürfen, 


Perjonen, welche bei einem Straffalle als Zeugen nicht vernommen 
oder nicht beeidiget werden dürfen, find der Unterſuchung dieſes Straffalles 
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bei jonftiger Rechtsunwirkſamkeit ihres Befundes and als Sadhverftändige 
nicht beizuziehen. 

Welche Perjonen dies find, ift in den SS. 112, 113 und 132 enthalten, auf welde 
daher verwiefen wird. 


8. 81. 
Beeidigung der Sadverftändigen. 

Diejenigen Sadverftändigen, welche vermöge ihrer bleibenden Anftel- 
lung ſchon im Allgemeinen beeidiget find, hat der Unterfuhungsrichter vor 
dem Beginne der Amtshandlung an die Heiligkeit des von ihnen abgelegten 
Eides zu erinnern, 

Andere Sachverſtändige müflen vor der Vornahme des Augenſcheines 
eidlid verpflichtet werden, daß fie den Gegenſtand desjelben forgfältig 
unterfuchen, die gemachten Wahrnehmungen treu und vollftändig angeben 
und ihr Gutachten nad) beſtem Wiſſen und Gewiflen und nad) den Regeln 


ihrer Wiſſenſchaft oder Kunſt abgeben wollen. 

I. Dieje Förmlichkeit ift zur Giltigfeit des Kunftbefundes unumgänglich nothwendig, 
und es muß daher ihre Beobachtung in dem Thatbeftandserhebungsprotofolle erfichtlich 
gemacht werden. 

II. Die Beeidigung der Sadverftändigen erfolgt unter denſelben Förmlichkeiten, 
welche ber $. 131 für die Beeidigung der Zeugen vorſchreibt. 

Literatur: PBlafeller, Einiges über die ärztlihen Sachverftänbigen sc. Innsbrud 1850. 


8. 82. 
Wieder Augenfhein vorzunehmen ift. 


Die Gegenftände des Augenſcheines find von den Sachverſtändigen in 
Gegenwart der Gerihtöperjonen zu befihtigen und zu unterfuchen, außer, 
wenn letztere aus Rückſichten des fittlihen Anftandes ſich zu entfernen für 
angemefjen erachten, oder wenn die erforderlichen Wahrnehmungen, wie 
3. B. bei der Unterfuchung von Giften, nur durch fortgejetste Beobachtung 
oder länger dauernde Verſuche gemadt werden können. Bei jeder ſolchen 
Entfernung der Gerichtsperſonen von dem Orte des Augenſcheines ift aber 
die geeignete Vorſorge zu treffen, damit die Glaubwürdigfeit der von den 
Sachverständigen zu pflegenden Erhebungen ſichergeſtellt werde. 


8. 83. 


Der Unterfuhungsrichter leitet den Augenſchein durch Sachverſtändige. 
Er bezeichnet die Gegenftände, auf welche fie ihre Beobachtung zu richten 
haben, und ftellt die Fragen, deren Beantwortung er für erforderlid) hält. 
Die Sachverftändigen können verlangen, daß ihnen aus den Acten oder 
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durch Bernehmung von Zeugen jene Aufflärungen über von ihnen beſtimmt 
zu bezeihnende Puncte gegeben werden, welde fie für das abzugebende 
Gutachten für erforderlich erachten. 

In jenen Fällen, wo den Sadhverftändigen zur Abgabe eines gründ- 
lichen Gutachtens die eigene Einficht der Unterſuchungs-Acten unerläßlich 
erſcheint, Können ihnen, wenn nicht befondere Bedenken dagegen obwalten, 


auch die Acten jelbft mitgetheilt werden. 

I. Aus dieſen beiden Paragraphen ergibt fi, daß der Unterfuchungsrichter immer 
felbft den Augenfchein vornehmen müffe, und daf es ganz gegen die Vorſchrift bes Ge- 
jetes wäre, wenn er Die Kunftverftändigen allein oder in Begleitung des Protofollführers 
und ber Gerichtözengen zur Aufnahme des Kunftbefunbes abjenden wollte. 

II. Da ber Unterfuchungsrichter den Augenſchein leitet, fo find die Sachverſtän— 
digen verpflichtet, den Weifungen desſelben Folge zu leiſten, und ihre Unterfuchung auf 
jene Gegenftänbe zu richten, welche er ihnen bezeichnet. Wohnt der Staatsanwalt nad) 
Vorſchrift des $. 63 dem Augenfcheine bei, fo kann auch er Gegenftände bezeichnen, deren 
Erforfhung er nöthig erachtet. — Dadurch ift jedoch Feine Beihränfung der Sadverftän- 
digen in Erforfhung der ihnen nothwendig fheinenden Umftände ausgefprocden, und es 
wirb nur zu oft vorlommen, daß die Sachverftändigen, eben in Folge ihrer befonderen 
Fachkenntniſſe, in der Lage fein werden, den Unterfuchungsrichter auf entſcheidende Um— 
fände aufmerkſam zu machen, die ihm eben wegen der ihm mangelnden Sachkenntniß entgan⸗ 
gen wären, und ber verftändige Unterfuchungsrichter wird alle folde Andeutungen zu 
würdigen und zu benüßen wifjen. 

II. Welche Fragen an die Sachverftändigen zu ftellen find, muß fi aus der Natur 
des einzelnen Falles und aus der Vorſchrift des $. 66 ergeben, auf welden, und insbes 
fondere auf den I. Abjat der Erläuterungen dazu hiermit verwiefen wird. Dabei wird 
e8 immer zwedmäßig fein, wenn fich der Unterfuchungsrichter mit den Sachverſtändigen 
offen über den vorliegenden Fall und befjen nähere Umftände, Bermuthungen u. ſ. w. 
befpricht, und auf Grundlage des Meinungsanstaufches dariiber die Fragen ftellt, wo er 
dann ſicher fein kann, eine entfprechende Beantwortung zu erhalten, 

IV. Es verfteht fich von jelbft, daß wenn jene Erhebungen, welche die Sachverſtän— 
digen nöthig erachten, in den Akten noch nicht enthalten find, diefelben von dem Unter- 
ſuchungsrichter mit der größten Bejchleunigung vorgenommen, und den Sadverftändigen 
mitgetheilt werben müſſen; 3. B. Erhebungen über das Benehmen des Berftorbenen vor 
feinem Ableben, über frühere Krankheiten desjelben u. dgl. 


8. 84. 


Die von den Sadjverftändigen gemachten Wahrnehmungen find von dem 
Prototolfführer fogleid aufzuzeichnen. Das Gutachten ſammt deſſen Grün: 
den können fie entweder ſogleich zu Protokoll geben, oder ſich die Abgabe 
eines jchriftlichen Gutachtens vorbehalten, wozu ihnen eine angemeflene 
Friſt zu beftimmen iſt. 

Bei der Thatbeftandserhebung mit Zuziehung von Sachverftändigen find immer zwei 
Dinge zu unterfcheiden: 1) das, was Gegenftand der unmittelbaren Sinneswahrnehmung 
ift, 3. B. die Größe, Geftalt, der Ort einer Wunde; 2) das, was auf durch bie Wiffenjhaft 
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oder Kunft beftimmten Folgerungen aus dem unmittelbar Wahrgenommenen beruht, 3. 8. 
ob die fihtbare Wunde auch tödtlich ift. — In Beziehung auf den erften Punkt find bie 
Bahrnehmungen der Kunftverftändigen fogleich aufzuzeichnen, und ftehen unter der gleich- 
zeitigen Kontrolle des Unterfuchungsrichters und der Gerichtözeugen, weil dieſe letzteren 
bas burd) die Sinne Wahrnehmbare, wenn defjen richtige Erfenntniß nicht gerade bejon- 
bere Sachkenntniſſe vorausjeßt, eben fo gut beobachten fünnen, als die Sachverſtändigen 
felbft. — Der zweite Punkt ift Gegenftand des jogenannten Gutachtens (visum re- 
pertum), welches oft eine längere Ueberlegung nöthig macht. Welchen Einfluß der Richter 
auf dieſes leßtere nehmen kann, beftimmt der folgende 
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Finden der Unterſuchungsrichter, der Stantsanwalt oder der Gericht: 
hof, daß das Gutachten der Sadverjtändigen dunfel, unvollftändig, unbe: 
ftimmt, daß es im Widerſpruche mit ſich jelbjt oder mit erhobenen Thatum— 
ftänden jei, oder daß die aus den angegebenen Vorderſätzen gezogenen 
Schlüſſe nicht folgerichtig jeien, oder weichen die Angaben der Sadverjtän- 
digen in Beziehung auf die von ihnen wahrgenommenen Thatfadhen erheblic) 
von einander ab, jo find diefelben von dem Unterfuhungsrichter dariiber zu 
vernehmen, und wenn ſich Dadurd) die Zweifel nicht beheben, ift der Augen: 
ſchein, ſoweit es möglich) ift, mit Zuzichung derjelben, oder anderer Sad 
verjtändigen zu wiederholen. 

I. So wenig als von Seite der Sachverftäindigen verlangt werden kann, daß ihr Gut- 
achten eine unbedingte Richtſchnur für den Richter fein müffe, eben jo wenig fann aber 
dem Richter eine unbegränzte Beurteilung über das Gutachten geftattet werben. Das Geſetz 
ftellt daher die Fälle feit, in welchen ber Richter das abgegebene Gutachten verwerfen und 
ein neues veranlaffen fann. Es unterliegt wohl feinem Zweifel, daß auch der Angellagte 
und deſſen Vertheidiger die im $. 85 bezeichneten Gebrechen des Gutachtens im geeigneten 
Wege zur Sprache bringen können. Dagegen fteht diefen, wenn fie nicht zufällig die Dazu 
nöthige Vorbildung haben, Fein Urteil über die feientififchen Fähigkeiten der verwendeten 
Sachverſtändigen und deren praftiihe Ausbildung zu (Caß. H. Entſch. v. 4. Sptbr. 1853). 
Hierbei ift vor allem zu unterjheiden, ob Die Sachverftändigen mit einander übereinftimmen 
oder nicht. 

II. Wenn die Sachverftändigen einftimmig find, oder nur Ein Sachverftändiger 
beigezogen wurde, jo können folgende Gebrechen eintreten: 

1) die Sachverftändigen weichen in Beziehung auf die von ihnen wahrgenommenen 
Thatjachen erheblich von einander ab, ein Fall, der, wenn ber Unterſuchungsrichter fein 
Amt der Leitung bes Augenjcheines gehörig zu erfüllen weiß, leicht vermieden werben kann; 

2) Das abgegebene Gutachten jelbft hat ſolche Mängel au fih, Die es zur Erreihung 
ber im $. 66 bezeichneten Zwede untauglih machen. Diefe Mängel find: a) Dunkel— 
heit, wenn die geftellten Fragen nicht beutlih und klar genng — b) Unvollftindig- 
feit, wenn fie nicht alle und nicht umfafjend genug — c) Unbeftimmtheit, wenn fie 
nicht mit ber erforderlichen und möglichen Beftimmtheit und Sicherheit beantwortet find — 
d) Widerfprud des Gutahtens, d. h. der einzelnen Theile desjelben mit ſich 
felbft, oder e) des ganzen mit erhobenen Thatjahen, wenn nämlich das Gutachten 


’ 
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auf Vorausſetzungen fich gründet, von denen das Gegentheil erhoben ift — f) Mangel 
ber Folgerichtigkeit (logijche Unrichtigfeit) ber aus ben Vorderſätzen bes Gutachtens 
gezogenen Schlußfolgerungen. 

In diefen Fällen bat der Unterfuhungsrichter die Sachverftändigen neuerlich zu ver— 
nehmen, und wenn Daburd die Zweifel nicht behoben werben, den Augenfchein, fo weit es 
möglich ift, mit Zuziehung berjelben oder anderer Sachverſtändigen zu wiederholen. In 
jenen Fällen, wo urſprünglich nur Ein Sachverftändiger beigezogen wurde, wird die Zu— 
ziehung eines zweiten oft das befte Mittel fein, ſolche Mängel zu beheben, 

III. Wenn dagegen die Sadhverftändigen in Bezug auf das Gutachten nicht über- 
einftimmen, fo ſchreibt das Gefet vor: 

Sind aber die Sachverftändigen in Bezug auf das Gutachten ver- 
ſchiedener Meinung, fo kann der Unterfuchungsrichter nach Umſtänden fie 
entweder nochmals vernehmen, oder einen dritten Sadverftändigen bei- 
ziehen, oder ein Gutachten von anderen Sadverjtändigen einholen. Sind 
die Sachverſtändigen Aerzte oder Chemifer, fo ift in ſolchen Fällen das 
Gutachten der medicinishen Facultät der nächſt gelegenen Univerfität einzu: 
holen. Lesteres kann auch dann geihehen, wenn der Gerichtshof wegen der 
Wichtigkeit des Verbrechens die Einholung eines Facultäts- Gutachtens für 
die Erforſchung der Wahrheit für nöthig findet. 

I. Es faun daher ein Facultäts-Gutachten auch in jenen Füllen eingeholt werbeı, 
wenn bie beigezogenen Sadverftändigen zwar in Bezug auf das Gutachten übereinftimmen, 


ber Richter ihnen aber nicht Kenntniffe genug zutvaut, um den vorliegenden jchwierigen 
Fall gehörig zu entſcheiden. 

I. Obwol das Gejeß die Einholung eines Facultäts- Gutachtens nur rückſichtlich der 
Herzte oder Chemiker ausdrücklich vorjchreibt, jo kann es doch dem Richter nicht verboten 
fein, auch in anderen wichtigen Füllen ein ähnliches Gutachten 3.8. von dem politechnijchen 
Inftitute, der geognoftiihen Reichsanftalt oder anderen derlei Staatsanftalten einzuholen. 
Dagegen barf ein Facultäts-Gutachten nur in den im vorjtehenden Baragraphe bejtimmten 
Fällen (Taf. H. Entſch. v. 4. Aug. 1851), fann aber in jeder Lage des Verfahrens, aljo auch 
erft in Folge der Schlußverhandlung eingeholt werben (Caß. H. Entjch. v. 28. Jüner 1853). 


8. 86. 


Dann eine feihenfhauund Leihen-Deffnung, und wie diefelbe 
vorzunehmen fei. 


Wenn fi) bei einem Todesfalle Verdacht ergibt, daß derjelbe durch 
ein Verbrechen oder Vergehen verurſacht worden fei, jo muß vor der Be— 
erdigung die Leichenſchau und Leihen-Deffuung vorgenommen werden, Sit 
die Teiche bereits beerdiget, ſo muß fie zu dieſem Behufe wieder ausgegraben 
werden, wenn nad den Umftänden noch ein erhebliches Ergebniß davon er: 
wartet werden kann. 

L Die mit Minifterial»- Verordnung vom 28. Jäner 1855, Nr. 26 R. ©. Bl. fund» 
gemachte Vorſchrift über die Vornahme gerichtlicher Leihenbejchauen ſchreibt im $. 2 vor, 
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daß bie gerichtliche Todtenbeſchau, d. i. die Leichenſchau und Leichenöffnung vor der Beerbi- 
gung eines Verftorbenen bei jedem unnatürlichen Todesfalle vorzunehmen fei, wenn nicht 
jhon aus den Umftänden mit Gewißheit erhellt, daß derſelbe durch feine ftrafbare Handlung, 
jondern durch Zufall oder Selbftentleibung herbeigeführt wurde, und erflärt daher im $. 3 
unter der oben angeführten VBorausjegung die Vornahme der gerichtlichen Todenbeſchau 
insbefondere in folgenden Fällen nothwendig: 

1. Wenn Jemand kürzere oder längere Zeit nach einer voraus erlittenen äußeren Ge- 
walttbätigfeit, als 3. B. durch Stoßen, Hauen, Schlagen u. ſ. w. mit ftumpfen, fcharfen, 
ſchneidenden, ftechenben, oder durch Gebrauch von Schuß-Werlzengen oder durch Fallen von 
einer beträchtlichen Höhe u. dgl. geftorben ift. 

2. Wenn Jemand nah dem Genufje einer Speife, eines Getränfes, einer Arzenei, 
ober auch nur auf ben äußerlichen Gebrauch von Salben, Bädern, Waſchwäſſern, Haarpuber 
u. dgl. unter plötzlich Darauf erfolgten, der Bermuthung einer Vergiftung Raum gebenben 
Zufällen gejtorben ift. 

3. Bei allen todt gefundenen Perjonen, welche jchon äußerlich folhe Merkmale an fich 
haben, oder unter folchen Umftänden tobt gefunden worben, daß daraus wahrfcheinlich 
wird, daß fie feines natürlichen Todes geftorben find. 

4. Bei wo immer aufgefundenen einzelnen menſchlichen Körpertheilen. 

5. Bei allen todt gefundenen neugebornen Kindern, und ſolchen todten Kindern, bei 
welchen die Bermuthung nicht unbegründet ift, daß eine gewaltfame Fruchtabtreibung oder 
eine gewaltjam tödtende Handlung ftattgefunden habe, 

6. Wenn der Tod nad der Behandlung durch Duadfalber und Afterärzte erfolgte. 

7. Wenn ber Verdacht einer vorhergegangenen fehlerhaften ärztlichen, wund- oder 
geburtsärztlichen Behandlung hervorkommt. 

8. Bei allen Todesfällen, welche aus Handlungen oder Unterlaffungen hervorgehen, 
von denen ber Handelnde ſchon nad) ihren natürlichen, für Jedermann leicht erfennbaren 
Folgen, oder vermöge befonders befannt gemachter Vorſchriften, oder nad feinem Stande, 
Amte, Berufe, Gewerbe, feiner Befchäftigung oder überhaupt nach feinen befonderen Ber- 
hältniffen einzufehen vermag, baf fie eine Gefahr fürbas Leben, die Gefundheit oder fürper- 
liche Sicherheit von Menjchen herbeizuführen oder zu vergrößern geeignet feien. 

Solche Fälle find insbefondere, wenn der Tod aus einem ber nadhjtehenden Ver— 
fhulden eingetreten ift: a) durch unterlaffene Verwahrung gelabener Schußwaffen; 
b) durch unvorfichtiges Unterhalten von brennenden Kohlen in verſchloſſenen Räumen; 
e) durch Unvorfichtigfeit bei Schwefelräucherungen und Anwendung von Narkotifirungs- 
(Anäfthefirungs-) Mitteln; d) durch Außerachtlaſſung der befonderen Vorſchriften über 
Erzeugung, Aufbewahrung, Verſchleiß, Transport und Gebraud von Feuerwerkskörpern, 
Knallpräparaten, Zündhütchen, Reib- und Zündhölzchen und allen durch Reibung leicht 
entzindbaren Stoffen, Schießpulver und erplodirenden Stoffen (Schießbaumwolle); 
e) durch Nichtbeobachtung der bei dem Betriebe von Bergwerten, Fabrifen, Gewerben und 
anderen Unternehmungen vorgefchriebenen Borfihten; f) dur Unterlaffung ber Auf- 
ftellung der vorgefchriebenen Warnungszeihen; g) durch den Einfturz eines Gebäudes 
oder Gerüftes; h) durch unterfaffene oder jchlechte Berwahrung eines ſchädlichen oder bös— 
artigen Thieres; i) durch den Genuf eines ungefunden, abfichtlich verfälſchten oder in ge- 
ſundheitsſchädlichen Geſchirren bereiteten oder aufbewahrten Nahrungsmittels oder Ge- 
tränfes; k) durch Mißhandlung bei der häuslichen Zucht; 1) durch Unterlaffung der ſchul— 
digen Aufficht bei Kindern oder folhen Perfonen, die gegen Gefahren fich felbft zu ſchützen 
unvermögend find; m) durch unvorfichtiges oder fehnelles Reiten oder Fahren; n) durch 
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das Herabfallen von Gegenftinden aus Wohnungen, Fenftern, Erfern u. dgl. oder durch 
Unterlaffung der Befeftigung dahin geftellter oder gehängter Gegenftände. Dasfelbe gilt 
von ſolchen Fällen, wo Menſchen aus ben bisher angeführten Urſachen einen Nachtheil an 
ihrer Gefundheit erlitten haben, und in einiger, bald fürzerer, bald längerer Zeit darauf 
fterben; ferner, wenn rückſichtlich eines Berftorbenen Gründe beftehen, zu wermutben, 
daß jene Perjonen, denen aus natürlicher oder übernommener Pflicht Die Pflege des krank 
Gewejenen oblag, es ibm während feiner Krankheit an dem nothwendigen ärztlichen Bei- 
ftande, wo folcher zur verfchaffen war, gänzlich haben mangeln lafjen, endlich bei allen an— 
geblich jelbjt Entleibten, wenn durch die worbergegangenen polizeilichen Erhebungen unb 
durch die vorgenommene äußere Bejchau ber Leiche nicht mit Sicherheit feftgeftellt werben 
fann, daß der Tod durch Selbftentleibung erfolgte. 

II. Ergibt ſich die Nothwendigfeit der Leichenbejchau erft nach Beerdigung ber Leiche, 
fo muß der Unterfuchungsrichter zuerft die Sachverſtändigen darüber vernehmen, ob ſich 
nad) den Umftänden des Ortes und der Dauer des Begrabenfeins, nach den inzwiſchen ftatt- 
gehabten Witterungsverhältniffen, endlich nach der körperlichen Beſchaffenheit des Verſtor— 
benen noch ein erhebliches Ergebniß won der Ausgrabung der Leiche erwarten läßt, und er 
wird in allen Fällen, wo die Sachverftindigen biefe Frage nicht beftimmt und aus 
wohlerwogenen Gründen verneinen, bie Ausgrabung ber Leiche und die Leichen 
ſchau im Intereffe der Vollftändigfeit der Ihaterhebung anordnen, Mir ift aus meiner 
eigenen PBraris ein Fall befaunt, wo der Unterfuchungsrichter ungeachtet des Abrathens 
ber Sacdverftändigen, die Ausgrabung einer iiber ſechs Wochen begrabenen Leiche anord— 
nete, und diefelbe fich jo wohl erhalten fand, daß noch die feinften verftedten Spuren ber 
erlittenen Gewaltthätigfeiten fich fanden, und jo dem nur theilweije gejtändigen Angeſchul— 
digten gegenüber die entjcheidenditen Beweife an die Hand gegeben wurden. — Nicht zu 
itberjehen ift hierbei, daß wenn in einem ſolchen Falle feine pofitiven Ergebniffe fi) er- 
warten lafjen, doch noch häufig negative von Wichtigkeit fich werben feftftellen Tafjen, 3. B. 
das Nichtvorhandenfein eines Knochenbruches u. dgl. 


S. 87. 

Ehe zur Oeffnung der Leiche geſchritten wird, ift diefelbe genau zu 
beihreiben, und deren Identität durch Vernehmung von Perfonen, die den 
Beritorbenen gefannt haben, und des etwa ſchon befannten Beſchuldigten 
außer Zweifel zu jegen. Dieſen Perfonen ift nöthigenfalls vor der Aner: 
fennung eine genane Beihreibung des Verftorbenen abzufordern. Fit aber 
der letztere ganz unbekannt, fo ijt eine genaue Beſchreibung der Leiche durd) 
öffentliche Blätter befannt zu machen, 

Um dieſer Borfhrift volllommen zu genügen, und bie Erfennung der Leiche fr bie 
Zufunft fiher zu ftellen, hat ber Unterfuchungsrichter Die Veranlaſſung zu treffen, daß 


alles, was die Leiche an Kleidern und fonftigen Effecten an und bei fich hatte, bis anf bie 
geringften Kleinigkeiten bejchrieben und forgfältig bei Gericht aufbewahrt werde, 


8. 88. 
Die Leichenſchau und Leichen-Oeffnung ift durch zwei Nerzte, wovon 
der eine and) bloß ein Wundarzt jein kann, nad) den dafür gegebenen be: 


jonderen Borjäriften vorzunehmen, 
Frühwald, Strafprozeß. 8 
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I. Dieje Vorſchriften find in der bereits beim $. 86 erwähnten, mit Minifterialver- 
ordnung vom 28. Jäner 1855, Nr. 26 R. G. Bl. kundgemachten Vorſchrift für die 
Bornahbme der geridtliden Todtenbejhau enthalten. Die Aufnahme ber 
ganzen, 134 Paragraphe umfafjenden Vorſchrift wiirde die Gränzen dieſes Werfes über- 
jehreiten, auch ift es ohnehin die Pflicht des Unterfuchungsrichters, welchem das Geſetz Die 
Leitung der Beichan aufträgt, fich mit derjelben möglichit vertraut zu machen, um nament- 
lih an Orten, wo dem Gerichte nur minder gewandte Sadhverjtändige zu Gebote ftehen, 
überwachen zu fünnen, daf nichts Wefentliches außer Acht gelafjen werde. 

Die Beftimmungen bderjelben, welde das geridtlide Berfahren betreffen, 
find folgende: 

$.4. Eine gerichtliche Todtenbefhan kann in der Regel nur auf Anordnung des zu— 
ftändigen Unterfuchungsgerichtes vorgenommen werben. 

Wegen der hierbei oft nothwendigen Bejchleunigung der Vornahme in derlei Fällen 
ift aber auch jedes Bezirks-⸗ (Stuhlrichter) Amt als Bezirksgericht ermächtiget, bei allen in 
feinem Bezirke vorlommenden Todesfällen der, in den $8.2 und3 (oben bei $.86) erwähnten 
Arten gerichtliche Beſchauen zu veranlaffen. Nur hat es, in foferne e8 nicht jelber Unter- 
fuchungsgericht ift, Das zuftindige Unterfuchungsgericht ungefänmt hiervon zu benachrichtigen. 

8.5. Jede gerichtliche Todtenbefhau ift von zwei Sanitätsperfonen vorzunehmen. 
Ausnahmen hiervon, z. B. wenn bei bereits weit vorgeſchrittener Fäulniß der Leiche ein 
Arzt wegen zu großer Entfernung nicht jchnell genug herbei gebolt werben könnte, ober 
eine der Sanitätsperjonen zur beftimmten Stunde nicht erjcheint, oder der Augenjchein 
nur aus Anlaß einer Lebertretung vorgenommen wird u. dgl., jowie bie Unterlaſſung ber 
Beiziehung einer zweiten Sanitätsperjon, müſſen in dem Protofolle jedesmal befonders 
angeführt und begründet werben. 

8. 6. Dieje zwei Sanitätsperfonen find in der Regel: a) entweber ber, von ber Ge- 
richtsbehörte eigens aufgeftellte Gerichtsarzt oder der, ber politijchen Behörde beigegebene 
Amtsarztz; b) der beeidete Todtenbejchaner jener Gemeinte, in welcher eine folhe Beſchau 
ftattzufinden bat, wenn er zugleich Arzt oder Wundarzt iſt; außer dieſem Falle aber ein 
anderer Arzt oder Wundarjt. 

Anderen ärztlichen Sachverſtändigen als den genannten joll Die Vornahme der Beſchau 
nur dann übertragen werben, wenn Gefahr am Berzuge haftet, einer der genannten durch 
befondere Verhältniſſe zu erjcheinen abgehalten ift, oder im gegebenen Falle als bedenklich 
erjcheint. (Bol. oben $. 80.) 

Nicht bleibend angeftellte oder nicht bereits im Allgemeinen beeidete ärztliche Perſonen 
müſſen noch wor dem Beginne der Bejchau beeidet werden. 

8. 7. Auch der Arzt oder Wundarzt, welcher den Berftorbenen in der, feinem Tode 
allenfalls worhergegangenen Krankheit behandelt hat, ift, wenn es ohne Verzögerung ge- 
ſchehen kann, zur Gegenwart bei der Bejhau aufzufordern, und über die vorausgegangenen 
Umftände zu vernehmen. In wicdtigeren Fällen ift von ihm barüber eine Kranfheits- 
geichichte abzufordern. 

Der Unparteilichfeit des Urteiles wegen ift jedoch der behandelnde Arzt des Ver— 
ftorbenen, wo es nur immer möglich ift, als beſchauender Arzt nicht zu verwenden, 

$. 8. Die zur Vornahme der Beſchau beftimmten Aerzte find fchriftlich einzuladen. 
Dieje Zufchriften haben den zu unterjuchenden Gegenftand, den Ort, wo, die Zeit, wann 
bie Unterfuchung vorgenommen werden wird, ſowie die Benennung ber Gerichtsperjonen, 
in deren Gegenwart, und der Sadverftändigen, won welchen fie vorgenommen wird, zu 
enthalten. 
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$. 9. Jeder Gemeinbevorfteher ift für die fihere Berwahrung berjenigen Leichen ver- 
antwortlich, rücfichtlich welcher nach Vorſchrift der 88.2 und 3 eine gerichtliche Todtenfchau 
nothwendig werben bürfte, und hat in dem Falle, als bie Leiche an ihrem Fundorte nicht 
befafjen werben kann, für einen anderen zur Unterbringung berfelben tauglichen Ort zu 
forgen, wenn leßterer zur Vornahme der gerichtlihen Beſchau nicht geeignet wäre, hierzu 
ein anderes, lichtes, geräumiges, bei ftrenger Kälte heizbares Locale noch vor der Ankunft 
der Commiffion zu ermitteln, und nebjt den Gerichtszeugen ein, zur Hilfeleiftung bei der 
Beihau verwendbares Individuum zu bejtellen, ſowie überhaupt die hierzu erforderlichen 
Borbereitungen zu veranlafjen. 


$. 10. Die Beſchau jelbit ift in Gegenwart der Gerichtsperjonen und Gerichtszeugen 
vorzunehmen. Der Unterjuhungsrichter oder jein Stellvertreter hat die Beſchau zu leiten, 
jene Gegenftände, auf welche die Beobachtung vorzüglich zu richten ift, zu bezeichnen, unb 
die Fragen, deren Beantwortung er für erforderlich hält, zu ſtellen. 

Die Gerichtszengen aber hat er mittelft Handjchlages zu verpflichten, daß fie, um mög- 
licherweiſe Zeugniß vor Gericht ablegen zu können, auf Alles, was vor ihnen vorgenommen 
oder ausgejagt wird, volle Aufmerkjamfeit verwenden, über die getreue Protofollirung bes- 
jelben wachen, und bis zur Schlußverhandlung über Alles, was ihnen im Laufe der Unter- 
ſuchung befannt worden ift, Stilljhweigen beobachten. Derjelbe hat zu ſehen, daß die Be- 
ſchau mit voller Muße mit Hintanhaltung aller müjfigen Zufeher an einem hierzu geeig- 
neten Orte vorgenommen, und den Unterjuchenden volle Freiheit des Handelns verjchafft 
werde. Lebrigens fteht auch dem Staatsunwalte das Hecht zu, bei dem Augenfcheine bie 
Gegenftände zu bezeichnen, auf welche die Unterfuhungshandlungen auszudehnen find. 


8. 11. Ehe zur Eröffnung der Leiche gejchritten wird, ift, um deren Identität außer 
Zweifel zu jegen, die Befichtigung der Leiche durch Perjonen, welche deu Berftorbenen ges 
kannt haben, jowie Durch den etwa ſchon befannten Bejchuldigten zu veranlaffen. Iſt der 
Berftorbene ganz unbefannt, und noch feine Bejchreibung der Perſon, der Kleidungsftüde 
und ber vorgefundenen Effecten vorhanden, fo ift eine ſolche noch wor der Leihenöffnung zu 
verfaffen, eine etwa von dem Todtenbeſchauer bereits vorgelegte Beſchreibung zu prüfen 
und das in ihr Fehlende, wo es nöthig ift, zu ergänzen. 

8. 12. Die zur Aufnahme des Augenfcheines beigezogenen Sanitätsperfonen find ver- 
pflichtet, die Unterfuchung mit aller Vorſicht und Behutjamteit, Aufmerkfamfeit, Ordnung 
unb mit ber firengften Gewifjenhaftigfeit genau nad den Grunbjügen und Regeln ber 
Wiſſenſchaft vorzunehmen, dabei feinen Umftand, ber nur irgend zur Aufklärung bes That- 
beftandes beitragen kann, unberüdfichtiget zu laſſen. 

Daher können zu dieſem Zwede die Sacverftändigen werlangen, baß ihnen aus den 
Akten oder durch Vernehmung von Zeugen die nöthigen Aufklärungen über, von ihnen 
beſtimmt zu bezeichnende Punete gegeben werden. Insbeſondere ſind Wunden und andere 
äufere Spuren erlittener Gewaltthätigfeit nad ihrer Zahl und Beſchaffenheit genau zu 
verzeichnen, die Mittel und Werkzeuge, durch welche fie veranlaßt wurden oder werben 
fonnten, anzugeben und die etwa vorgefundenen, möglicher Weiſe gebrauchten Werkzeuge 
mit den vorhandenen Berlegungen zu vergleichen. 

8.13. Von den, die gerichtliche Todtenbeſchau vornehmenden Aerzten hat ber Ge- 
richts- oder Aıntsarzt, und wenn nur zwei andere Aerzte beigezogen werben, ber ältere von 
beiden, und wenn bie Beſchau von einem Arzte und einem Wunbarzte vorgenommen wird, 
jener, die Unterſuchung in medieiniſcher Hinficht zu ordnen und zu leiten, und zunächſt den 
aufgenommenen Thatbefund, und zwar während ber Unterfuchung und in feinem Falle erft 
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nach bereit3 vorgenommenem Augenfcheine, in berfelben Ordnung, in welcher jener fich 
ergibt, zu Protofoll zu dietiven; ber zweite Sadhverftändige Dagegen hat für die Herbei- 
ſchaffung der nöthigen Inftrumente zu forgen, bie Eröffnung ber Leiche ſelbſt vorzunehmen 
und nad) deren Beendigung den Leichnam wieder in Ordnung zu bringen, dann aber aud) 
den Thatbefund mit zu beftätigen, und in dem Falle, als er Die wahrgenommenen Thatfachen 
anders angeben zur müffen vermeint als der erjte Sachverſtändige, feinen abweichenden 
Befnnd zu Protofoll zu geben. 

In dem Falle, als die beiden Sacverftändigen die von ihnen wahrgenommenen 
Thatſachen abweichend barftellen zu müſſen glauben, ift nah Thunlichkeit ſchon bei ber 
Aufnahme des Thatbefundes ein dritter Arzt oder Wundarzt beizuzieben, oder nad) 8. 21 
vorzugeben, 

$. 14. Bei jeder gerichtlichen Todtenbejchau muß während der Unterfuchung und mit 
ihr gleihen Schritt haltend mit Sorgfalt, Umficht und in der gehörigen Form ein um- 
ſtändliches Protofoll geführt werden, welches die Zeit, den Ort, ben Gegenftand und ben 
Zwed der Unterfuhung, die dabei gegenwärtigen Perfonen und eine möglichft genaue Be- 
ſchreibung aller auf die Ausmittlung des Thatbeftandes Einfluß nehmenden Erhebungen 
zu enthalten bat. 

8.15. Die vorfchriftmäßige Form des Protofolles ift folgende: 

Die in die Mitte eines der Länge nach gebrochenen Bogens Papier zu ſetzende Ueber— 
fhrift hat aus dem Worte: „Sektions-Protokoll“, unter welchem der Tag der Un- 
terfuchung bemerkt wird, zu befteben, 

Hierauf wird nach der ganzen Breite des Papieres der Eingang gefchrieben,, welcher 
zuerft zu erwähnen bat, auf weſſen Anordnung bie gerichtlihe Todtenbeſchau erfolgt, 
wann und unter welcher Gefchäftszahl der jchriftliche Auftrag hierzu ausgefertiget und zu- 
geftellet wurde, ferner nebjt der Bezeichnung des Ortes, wo, der Zeit, wann bie Be- 
jhau vorgenommen wurde, auch jene ber Leiche, der Umſtände, unter welchen fie gefun- 
den wurbe, oder welche zur Vornahme der gerichtlichen Beſchau Veranlaſſung gegeben 
haben, dann auch die übrigen, den obducirenden Aerzten befannt gemachten Erhebungen, 
die Anerkennung der Identität der Leiche, die Bemerkung der vorjhriftmäßigen Beeidi- 
gung ober Eideserinnerung der Sachverftindigen, ſowie der Verpflichtung der Gerichts- 
zeugen, zu enthalten bat. Sodann werben unter den in die Mitte der Bogenjeite gefetten 
Borten: „In Gegenwart” die anwejenden Kommifjionsglieder mit ihren vollen Na— 
men und Qualifikationen angeführt. 


Der eigentliche Hauptbeftandtheil des Protololles wird auf die zur rechten Hand bes 
Protofollfführers gelegene Papierfpalte gefchrieben, und ift nach den einzelnen Theilen 
feines Inhaltes, nämlich: Beſchreibung der Perfon, der Kleidungsstücke und Effecten, der 
allenfalls vorgewiejenen, bei der Verwundung gebrauchten Werkzeuge, Krankheitsge- 
ſchichte u. dgl, Dann Befund der äußeren und inneren Unterfuchung in befondere, durch 
große Buchftaben oder römische Ziffern bezeichnete Unterabtheilungen zu bringen, und find 
biefe wieder burch Heine Buchftaben oder arabische Ziffern ihrer Reihe nach fortlaufend in 
noch Fürzere Abjäge zu theilen, um in dem Gutachten fich auf die bezüglichen Punkte beru- 
fen und die Nichtigkeit ber, aus dem Protokolle angezogenen Stellen leicht erfichtlich ma- 
hen zu können. Den Schluß des Protofolles bildet, nachdem es von dem Protofollführer 
vorgelefen wurde, die, wieder nad ber ganzen Breite der Bogenfeite gejchriebene Be- 
merfung: „ben ſämmtlichen Anweſenden vorgelefen und da Niemand etwas beizufügen 
batte, um fo und jo viel Uhr geſchloſſen“. 
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Hierauf haben bie Unterfehriften in der Art zu folgen, daß bie anweſenden Gerichts- 
perfonen und Gerichtszeugen auf ber linfen, die obducirenden Aerzte und bie anderen 
etwa noch beigezogenen Sanitätsperfonen aber auf der entgegengefeßten Papierfpalte ſich 
unterzeichnen. 

8. 16. Als weitere Borfchriften für das Protofoll haben zu gelten, daß der Protololl- 
führer gebörig beeibet fei, in dem Niebergefhriebenen nichts Erhebliches ausgelöſcht, zu— 
geſetzt oder verändert werde, durchſtrichene Stellen noch lesbar bleiben, erhebliche Aende— 
rungen und Berichtigungen von Seite der Aerzte ausbrüdlich aufgenommen, am Ranbe 
oder im Nachhange bemerkt und von den Commiffionsgliedern vorfhriftmäßig unterfchrie- 
ben werben. 

Befteht das Protofoll aus mehreren Bogen, fo müffen diefe mit einem Faden zuſam— 
mengebeftet unb die Enden bes letzteren mit dem Gerichtsfiegel fo befeftiget werben, daß 
ohne deffen Berfeßung fein Bogen herausgenommen werben kann. 

8. 17. Nach Beendigung ber Unterfudung ift von den Sachwerftindigen über gegen- 
feitige Beiprechung auf Grundlage des, während der Unterfuchung gewonnenen Kefultates 
und mit fleter Beziehung auf die einzelnen Punkte des Befundes das Gutachten zu verfaf- 
fen. Es kann fammt feinen Gründen entweber fogleich zu Protofoll gegeben werben, wo— 
dann es unter das, in bie Mitte der Bogenfeite zu fegende Wort „Gutachten“ der ganzen 
Ausdehnung des Papieres nach gejchrieben wird, oder aber, befonders in ſchwierigen 
Fällen, fchriftlich ausgearbeitet nachträglich abgegeben werben, wozu eine angemeffene Frift 
zu beftimmen ift. : 

8.18. Das nachträglich ausgearbeitete jchriftliche Gutachten bat in feinem Eingange 
aus ber Anführung des ergangenen jehriftlichen Auftrages von Seite des Unterfuchungs- 
richters oder feines Stellvertreters, welcher die gerichtliche Beſchau angeordnet hat, aus 
der Angabe des Ortes, wo, ber Zeit, wann bie Unterfuchung vorgenommen wurbe, unb 
ber im Eingange des Protofolles enthaltenen Daten, in joferne fie ſich auf die Abgabe des 
Gutachtens beziehen, zu befteben. Hierauf folgt dann Das eigentliche Gutachten. 

8. 19. Sind bie Sachverſtändigen verſchiedener Meinung, ſo hat jeder für ſich ein 
gehörig begründetes Gutachten der Gerichtsbehörde zu übergeben, oder aber dasſelbe dem 
Protokolle am Schluſſe ſchriftlich beizuſetzen. 

8. 20. In jenen Fällen, wo den Sachverſtändigen zur Abgabe eines gründlichen Gut— 
achtens die eigene Einficht der Unterfuhnngsakten unerläßlich erſcheint, können ihnen, wenn 
nicht befonbere Bedenken dagegen obwalten, auch bie Alten jelbft mitgetheilt werden. ($.83.) 


8. 21. Wirb gefunden, daß das Gutachten der Sachverſtändigen bunfel, unwollftändig, 
unbeftimmt, daß es im Widerfprucdhe mit fich felbft oder mit erhobenen Thatumftänden ift, 
oder daß die, aus ben angegebenen Vorberfägen gezogenen Schlüffe nicht folgerichtig find, 
ober baf die Angaben der Sachverſtändigen in Beziehung auf die von ihnen wahrgenom- 
menen Thatfachen erheblid ven einander abweichen, fo find dieſelben von bem Unter- 
fuchungsrichter Darüber zu vernehmen, und wenn fid) dadurch die Zweifel nicht beheben, ift 
der Augenjchein, jo weit es möglich ift, mit Zuziehung berjelben oder anderer Sachverftän- 
digen zu wieberholen. ($. 85.) 

8. 22. Das eigentliche Gutachten hat fich jedesmal darüber auszuſprechen, was in 
dem vorliegenden Falle die, ben eingetretenen Tod zumächft bewirfende Ur ſache gewe— 
fen und wodurch biefelbe erzeugt worden iſt. 

Nach Beichaffenheit des Falles ift daher insbejondere zu erörtern: 

1. ob nach den vorhandenen Umftänten als gewiß ober wahrjheinlih anzunehmen 
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fei, baf ber Tod a) in Folge der wahrgenommenen Berlegungen, oder b) ſchon vor die» 
fen Berletungen, oder c) in Folge oder durch Mitwirkung einer zu der Verlegung hinzu- 
gelommenen und von ihr unabhängigen Urfache eingetreten fei. 


Wenn die wahrgenemmenen Berletungen als die Todesurfache erllärt werden, fo 
ift weiter zu beftimmen, ob 

2. die dem Bejchuldigten zur Laft gelegte Handlung fchen ihrer allgemeinen Natur 
nad), oder wegen ber eigenthümlichen Leibesbefchaffenheit oder eines befonderen Zuftandes 
bes Berletten, oder wegen zufälliger äußerer Umftände die Todesurfache geworben fei. 


In foferne fich das Gutachten nicht über alle, für die Entſcheidung erheblichen Um- 
ftände verbreitet, find hierüber von dem Unterfuchungsrichter befondere Fragen an bie 
Sachverſtändigen zu ftellen. ($. 89.) 

8.23. Bei ber Begründung bes Gutachtens müffen die, während der Unterſuchung 
gewonnenen Rejultate durch richtige, der Anatomie, Pbifiologie und Pathologie entnom- 
mene Grundfäte erflärt, Durch aus der Natur der Sache gezogene Schlüffe erläutert, und 
durch zuwerläfjige Beobachtungen und anerkannte Erfahrungen beftätiget werben. 


Eigene oder fremde Hipothefen und Meinungen liefern feinen Beweis; deßgleichen 
dürfen Autoritäten nur zur Befräftigung einer, auf die vorerwähnte Art geführten Be— 
gründung angezogen werben. 

$. 24. Da durch jede gerichtliche Erhebung die Wahrheit ausgemittelt werben fol, 
jo ift auch in dem Gutachten über eine vorgenommene gerichtliche Leichenbeſchau das, mas 
aus medicinifch-phifiichen Gründen mit Gewifheit zu entfcheiden ift, von dem, was nur 
muthmaßlich angegeben werden fann, genau zu unterjcheiden. Der Arzt ift daher in Fäl- 
len, die ihm zweifelhaft find und wegen Mangel von aufflärenden Umftänden auch zwei- 
felhaft bleiben, verpflichtet, fein Unvermögen, ein entfchiedenes Urteil zu fällen, offen 
einzugeftehen und der Sachlage nach entweder fich nur theilmeife mit Beftimmtheit auszu- 
fpredhen, oder auch, wenn es nicht anders fein kann, ein ganz zweifelhaftes Gutachten 
abzugeben. 

Den Schluß des Gutachtens hat die Formel zu bilden: 

„Welches wir nach genau gepflogener Unterfuchung und nach reifer Neberlegung, 
den Grundjägen der medieiniſchen Wifjenjchaften entiprechend, zur richterlichen 
Kenntnig bringen und durch unfere Namensunterjchriften als glaubwürdig be- 
ſtätigen.“ 

Hierauf folgen, nachdem noch der Rückſchluß der etwa übernommenen Alten ange— 
führt worden iſt, die Datirung und die Namensunterſchriften der, das Gutachten aus— 
ſtellenden Sanitätsperſonen. Endlich wird die gehörig zuſammengefaltete Schrift von Außen 
mit dem Titel der Gerichtsbehörde, an welche das Gutachten eingeſendet werden muß, mit 
den Namen und dem Stande der Ausſteller, dann mit einer kurzen Anzeige des Gegen— 
ſtandes, welchen es betrifft, überſchrieben. 


8.26. Die bei einer gerichtlichen Todtenbeſchau verwendeten Aerzte find verpflichtet, 
auf gefchehene vorfchriftmäßige Vorladung bei der mündlichen Schlufverhandlung des 
Strafgerichtes zu erſcheinen, nach ihrer Vernehmung fo lange in der Situng anwefend zu 
bleiben, bis der Vorſitzende fie entweder entläßt oder abzutreten erſucht. Sie haben ferner 
ſowohl diefem als auch dem Staatsanwalte und den übrigen Gerichtsmitgliebern, ſowie 
dem Privatanfläger, dem Angellagten, dem Beichädigten und deren Vertretern, nachdem 
fie hiezu von dem Borfigenden das Wort erhalten haben, auf geftellte Fragen, in foferne 
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nicht etwa ber Vorſitzende eine geftellte Frage als unpaffend zurückweiſet, nad) ihrem beften 
Wiffen und Gewiffen Antwort zu geben. (88. 236, 243.) 

Die Nichtbeachtung einer derartigen Vorladung von Seite der Sachverftändigen 
würde ihre allfogleiche Vorführung, und, wenn dieſe nicht möglich ift, eine Geldftrafe von 
fünf bis fünfzig Gulden, nebft dem Erſatze der Koften ber vereitelten Situng und einen 
BVorführungsbefehl für ihr ficheres nächſtes Erfcheinen zur Folge haben. ($. 230.) 

Gegen berlei Verurteilungen Können fie binnen acht Tagen nad) der an fie erfolgten 
Zuftellung des dießfälligen Erfenntniffes bei dem verurteilenden Gerichte Einſpruch erhe- 
ben. Wenn nachgewieſen werben fann, daß bem Arzte die Vorladung nicht gehörig behän- 
diget worden ift, oder daß ihn ein unvorhergefehenes und unabwendbares Hindernif vom 
Erſcheinen abgehalten habe, kann er won ber wider ihn ausgefprocdhenen Strafe gänzlich 
losgezählt werben. 

Eine Mäßigung der verhängten Strafe oder des ihm auferlegten Koftenerfates kann 
ftattfinden, wenn er barzuthun vermag, daß dieſe Strafe oder Koftenverurteilung nicht im 
Berhältniffe zu feinem Verſäumniß ftebt. 

Gegen dieſe Erkenntniſſe des Gerichtes ift fein weiteres Rechtsmittel zuläffig. ($. 231.) 

8.27. Um unnöthige Verzögerungen bei einem ſolchen commiffionellen Acte zu ver- 
meiben, ift es Sache des hierzu berufenen Obducenten, befonders au Orten, wo keine 
bleibenden Auftalten für gerichtliches Beichauen von Leichen vorhanden find, ſich wo mög. 
lich noch wor der feftgefeten Zeit an den zur Vornahme der Obduction bejtimmten Platz 
zu begeben und fich zu überzeugen, ob von dem Gemeinbevorfteher für die Herbeifchaffung 
eines Tijches oder einer anderen geeigneten Vorrichtung zur Section, der nöthigen, aus 
Holzpflöcken, Ziegeln oder geeigneten Steinen beftehenden Unterlagen fiir den Kopf der 
Leiche, mehrerer mit Waffer gefüllter Gefäße, einiger Handtücher, dann wegen eines 
Tiſches für den Schriftführer, mit den erforberliden Schreibrequifiten verſehenen Plates 
gehörig worgeforgt worben ift. Es ift die Pflicht des Obducenten, mit einen vollſtändigen 
Sectionsetui oder doch wenigftens mit einem nicht mangelhaften Tafchen-Sectionsetui, im 
legteren Falle aber auch noch mit einer Bogenſäge und dem dazu gehörigen Nejerveblatte 
fowie mit Schwämmen vwerfehen zu fein. Die übrigen allenfalls noch nöthig werbenden 
Requifiten, als: Hammer, Meifel, größere und Kleinere Wagen ſammt ben dazu gehöri— 
gen Gewichten u. dgl. haben größere Stadtgemeinden, in welchen derartige Unterſuchun— 
gen häufiger vorkommen, bleibend anzufchaffen, jonft können jelbe von Gewerbsleuten oder 
aus Haus» und öffentlichen Apothefen ausgeliehen werben. 

Dagegen bat jeder Gerichtsarzt mit einem 4 Schuh langen, zufammenlegbaren Zoll 
ftabe, deſſen Zolle nach dem Decimalfifteme in Linien abgetheilt find, einem Taſterzirkel 
und einer guten Loupe werjehen zu fein. 

8. 23. Da die für eine gerichtliche Beſchau beſtimmten Leihen in der Kegel nicht an 
dem Fundorte belaffen werben fünnen, in größeren Städten in die hierzu eigens beftimm- 
ten Locale gebracht werben müſſen, fo wird fi der Fall nur felten ergeben, daß bie 
Obduction am Fundorte ſelbſt vorgenommen, ober Die Uebertragung ber Leiche an einen 
zur Obduction geeigneten Platz von der Beſchaucommiſſion erft angeordnet werben müßte. 
Demnah muß den Gerichtsärzten der Ort, der Zuftand und die Yage ber Leiche, wo und 
wie fie angetroffen, fo wie die Art und Weife, in welcher die Uebertragung ftattgefunden 
hatte, mit Bezeichnung jener Vorfichten, die bierbei beobachtet wurden, auf bie bereits 
angebeutete Art ($. 11) bekannt gegeben werben, wobei es fich von jelbjt verficht, daß 
Gemeindevorfteher oder jene, die zur Anorbnung einer folcden Uebertragung berufen find 
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die Anftalt zu treffen haben, daß die Leiche mit aller Behutjamkeit auf eine Bahre oder 
eine ähnliche, vor Auseinanderfallen gefiherte Vorrichtung gelegt, wor dem Herabftürzen 
gefhütt, mit einem Dedel oder genügend großem Tuche bededt, und von ber nöthigen 
Zahl Träger, bei größeren Entfernungen mit gleicher Vorſicht auf einem Wagen, an ihren 
Beſtimmungsort gebracht werde. Jede anderweitige Uebertragungsart darf nicht geftattet 
werben. 

8.29. Den Gerichtsärzten ift noch vor dem Beginne der Beſchau, wenn e8 nicht 
bereits in der an fie gelangten Zufchrift geichehen wäre, der Name, das Alter, das Gewerbe 
und die Lebensweife des zu Unterjuchenden, nebjt der allenfalls befannt gewordenen Todes» 
veranlafjung, die Zeit ihrer Einwirkung und des darauf erfolgten Todes, ſowie Alles, was 
fi) in dieſem Zeitraume zugetragen hat, mitzutheilen, das bei einer Verwundung gebrauchte 
oder diefelbe veranlafjende Werkzeug, die Art und Weife feiner Anwendung oder Einwir- 
fung, fowie die Lage und Stellung der hierbei betheiligten Perfonen befannt zu geben; fie 
find ferner in Kenntniß zu jegen, ob der Verftorbene bis zu feinem letzten Augenblide auf 
dem Orte ber That oder des Vorfalles verblieben ift, ob er fich wo anders bin felbit begeben 
babe, oder unter fremder und welcher Beihilfe Dahin gebracht wurde, oder erft nach feinem 
Tode an den Fundort gelangte, auf welche Art und Weife Diejes letztere gefchehen fei, und 
was fich font noch hierbei ereignet habe; ob dem noch lebenden Berunglüdten Hilfe, von 
wen und wann geleiftet wurde, worin diefe Hilfe beftanden habe, welche Krankheitserjchei« 
nungen vorhanden gewefen find; ob mit Dem Geftorbenen, oder bereits todt Vorgefundenen 
Wiederbelebungsverfuche, welde, von wen, und durch wie viel Zeit vorgenommen 
worben find, 


8.30, Alle dieje, in Erfahrung gebrachten, den Ihatbeftand aufflärenden Nebenum- 
ftände hat der Arzt mit der Bemerkung, auf welche Weife er zu ihrer Kenntniß gelangte, 
zu Protokoll zu dietiren; dasſelbe hat mit den Angaben des allenfalls anmwefenden, den 
Berftorbenen in feiner legten Krankheit behandelnden Arztes zu gefchehen, oder es ift eine 
von ihm beigebrachte Krankpeitsgefchichte noch vor der eigentlichen Beſchau vorzulefen, und 
fodann dem Protokolle, in welchem ſich aber darauf zu berufen ift, beizufchließen. 


8.31. Hierauf wird zur Unterfuhung und Beſchreibung der Kleidungsftüde ge- 
fchritten, welche ſchon deßhalb von bejonderer Wichtigkeit ift, weil fie nebft der, ber iibrigen 
vorgefundenen Efjecten bei Unbefannten zur Conftatirung der Identität der Perfon Auf 
fchlüffe gibt, und weil bei Berlegungen, welche die Kleider durchdrungen haben, aus der 
Art der an diefen wahrnehmbaren Deffnungen, welche unverändert zu laffen find, häufig 
ein zuwerläffigerer Schluß auf die gebrauchten Werkzeuge möglich ift, als aus der Bejchaffen- 
beit der während des Lebens mehrfachen Veränderungen unterliegenden Wunden felbft. 

Die Entkleidung der Leiche hat mit Borfiht und ohne Anwendung von Gewalt zu 
gejchehen. Kleidungsſtücke, die nicht leicht abgezogen werben können, find an Nähten, bie 
für die Befchreibung nicht wichtig find, mitteljt eines Scalpells, unter Vermeidung jeder 
Verletzung der Leiche, zu trennen, und jodann zu entfernen, 

8. 32. Die Bejchreibung der Kleidungsftüde kann in berfelben Ordnung, wie fie am 
Leibe getragen werden, geſchehen und es müffen der Stoff, feine Färbung, der Schnitt, das 
Futter, die vorhandenen Tajchen und ihr Inhalt, die alte und abgenütte, oder neue und 
noch brauchbare Bejchaffenheit derjelben berücfichtiget werden. Bei Stüden, die gewöhnlich 
mit Merkzeichen verjeben find, ift diefen nachzuforſchen, Die vorgefundenen fo viel als möglich 
ähnlich, mit Bemerkung ihrer Farbe und Art im Protofolle anzugeben, wo fie aber fehlen, 
ift auch Diefer Umftand anzuführen. Sind die Kleidungsftide mit Blut, Erde, Sand, 
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Schlamm, Mift n. dgl. verunreiniget, jo ift auch dieſes und die Stelle, an welcher fie ver- 
unreiniget find, zu bejchreiben. Zeigen ſich an denfelben Riſſe oder anderweitige Beſchä— 
Digungen, fo ift zu beurteilen, ob felbe nicht allenfalls durch Eegenwehr veranlaft worden 
find. Eine befonders forgfältige Unterfuhung erheifhen die in felben vorgefundenen 
Löcher, welche durch die bei der Verwunbung gebrauchten Werkzeuge verurfacht wurden. 
Ihr Sit, mit Benennung bes betreffenden Kleidungstheiles und ihre Richtung find genau 
zu erforſchen, ihre Fänge und Breite mit dem Zollftabe zu bemeffen, die fcharfen ober 
zadigen Nänder, und die flumpfen, fpigigen oder fonft geformten Winkel genau zu be- 
trachten, und mit Benennung bes betreffenten Kleidungstheiles anzuführen; findet fi in 
den verjchiebenen itber einander gelegenen Kleidungsftüden, die auf einmal durchlöchert 
worben fein müßten, ein Widerſpruch bezüglich der Zahl und Größe der Deffnungen, 
fo ift zu beurteilen, ob dieſer nicht buch eine worhanden gemejene Faltung erflärt 
werben fünne. 


8. 33. Vorgewieſene, angeblich Lei der VBerwundung gebrauchte Werkzenge find ihrer 
Art und Geftalt nach, mit Berüdfihtigung eines vorhandenen Fabrifszeichens, forgfältig 
zu bejchreiben, und ihre Lange und Breite mit dem Zollftabe zu bemefjen. Wenn die Breite 
eines Werkzeuges im Berlaufe abnimmt, ift fie an der ſchmälſten, mittleren und breiteften 
Stelle mit genauer Angabe der Entfernung berfelben von der Spite oder dem Griffe be- 
fonders zu beftimmen, ebenfo ift die Stärfe des Rückens eines Inftrumentes bei verfchiedener 
Dide anzugeben, die Schwere aber mittelft der Wage zu erheben; ferner ift die jcharfe oder 
ftumpfe Bejchaffenheit der Schneide oder Spite zu beobachten, vorhandene Scharten genau 
aufzuzählen, und erfichtliche Blutfleden, wenn über ihre Natur Fein Zweifel obwaltet, zu 
bejchreiben; wo folche Flecken zweifelhaft find, muß dieſes gleichfalls bemerkt, das Weg- 
wijchen berfelben aber immer vermieden nnd für Erhaltung ihrer nrjprünglicen Form 
vorgeforgt werben. 


$. 34. Mit erfroren gefundenen Leichen miffen gleich nach ihrer Auffindung die vor- 
gefchriebenen Wiederbelebungsverfuche vorgenommen werben. Wo ihr Zuftand die Frucht 
lofigfeit diefer Berfuche erkennen läßt, bat der Todtenbeſchauer das allmälige Aufthauen 
berjelben, wenn er fie zur Bornahme einer gerichtlichen Beſchau für geeignet hält, zu ver- 
anlaffen. Werben die Leichen bei ihrer Aufbewahrung, wie es die Vorſchrift gebietet, vor 
dem Einfluffe der Kälte geſchützt, ſo wird eine gefrorene Leihe der Beihaucommiffion in 
ben gewiß nur jeltenen Fällen vorliegen, wo durch einen unerwartet eingetretenen heftigen 
Froft das Frieren über Nacht veranlaft wurbe. In geringeren Graben, wo die Haut noch 
einen Fingereindrud annimmt, ift eine folche Leiche bei Beobachtung der nöthigen Vorſicht 
noch zur Section geeignet, nicht mehr aber bei vollfommener Starrheit. Im letzteren Falle 
muß daher natürlicher Weife bis zur erfolgten allmäligen Aufthauung abgewartet werben. 


8. 35. Noch weniger wird bei Befolgung der beftehenden Vorſchriften der Fall fich 
ereignen, daß die zur Vornahme der gerichtlichen Section berufenen Aerzte in die Page 
fommen, Wiederbelebungsverſuche vornehmen zu müffen; fie find jedoch, wo es bemunge- 
achtet nöthig werben follte, hierzu werpflichtet, und es bleibt ihnen die Vornahme ber 
Obduction einer Leiche, an der fich nicht die deutlichen Spuren bes Todes zeigen, ftreng- 
ſtens unterfagt, daher auch in jedem Protofolfe Dig vorgefundenen verläßlichen Sympteme 
bes Todes anzugeben find. Eelbjt bei Berlegungen, die feinen Zweifel über den vorhan— 
denen Tod zufaffen, darf vor vollftändiger Erfaltung auch der inneren Theile, fomit nie— 
mals vor Ablauf von 24 Stunden, eine Section vorgenommen werben. 

$. 36. Die Beobachtung und Anführung der vorhandenen Zeichen der Fäulniß ift 
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aber aud zur Begutachtung der Verläßlichkeit ber gewonnenen Refultate erforderlich. 
Denn nur im Beginne berfelben läßt fich ein ficheres und richtig begründetes Urteil fällen, 
je weiter aber bie Fäulniß vorgejchritten ift, deſto ſchwieriger wird die Beurteilung, ob die 
in ben Organen vorgefundenen Veränderungen vorausgegatigenen pathologifchen Proceffen 
ober einer Verlegung ober ber bereits auf fie einmwirfenden Fäulniß oder wohl gar ber 
letzteren allein zuzufchreiben find. 

Andefjen laſſen ſich hier Verletzungen, auch wenn fie bis zu den inneren Theilen 
gebrungen find, mit ziemlicher Sicherheit beurteilen, wenn die Bejchaffenheit des Wunb- 
fanales und feiner nädhften Umgebung mit jener der übrigen Theile des verletzten Organes 
verglichen, und bei worgefundenen Blutergüſſen auf vorhandene Gerinnungen und ben 
Umftand Bedacht genommen wird, baf bei höheren Graben ber Fäulniß leicht Ausſchwitzun— 
gen von blutig gefärbter Flüffigkeit, auch ohne vorausgegangene Verlegung, ftattfinden 
fünnen, 

Desgleichen laſſen ſich Vergiftungen mit mineralifchen Stoffen oft bei weit vorgefchrit- 
tener Fäulniß nachweisen, und Knochenbriche zu jeder Zeit erfennen. 

$. 37. It die Unterfuchung einer bereits eingegrabenen und im hoben Grabe faulen 
Leiche vorzunehmen, jo ift zur Verminderung ber Beläftigung ber Commiffionsmitglieder 
das Grab einige Stunden noch vor der Herausnahme berfelben zu eröffnen, der ansgeho- 
bene Sarg nad abgehobenem Dedel einige Zeit der freien Luft auszufeben, und wo ohne 
Störung der Unterfuhung Stiche in den Unterleib und Die Bruft vorgenommen werben 
können, ben in bdiefen Höhlen angefammelten Gafen der Ausgang zu verfchaffen. Wenn 
fich Diefe zum größten Theile vwerflüchtiget haben, ift die Leiche mit einer Auflöfung von 
Chlorkall zu übergießen, aus dem Sarge auf den hiezu beftimmten Plaß, ben man früher 
gleichfalls mit Chlorwaffer befeuchtet, zu bringen, die Kleidungsftüde auf dem kürzeſten 
Wege zu entfernen, und ſodann die Befichtigung und Unterfuchung unter wieberholter 
Begiefung mit Chlorwaffer vorzunehmen. 

II. Durch dieſe Vorſchrift nicht aufgehoben find noch folgende Beftimmungen des Hof- 
fanzleidefretes vom 6. Auguft 1812, Nr. 998 3. ©. ©., welche lauten : 

1. Sollen alle gerichtlichen Leichenbefchauen, ohne Ausnahme und Rückſicht auf Stand 
und Vermögen der Angehörigen, in dem allgemeinen Krankenhauſe, jomit feine mehr in 
Privat-Häufern vorgenommen werben. 

2. Die Transferirung muß duch die Siechenfnechte gefchehen, und zwar mit einem 
von dem Bolizei-Commiffär, im Notbfalle auch mit Bleiftift gefchriebenen und unterfertigten 
Zettel, in welchem angegeben wird, daß dieſe Leiche gerichtlich zu beſchauen fei. 

3. Muß ein Lokale im allgemeinen Krankenhaufe ausfindig gemacht, und ein eigenes 
Sectionszimmer zur Vornehmung der gerichtlichen Leichenbeſchauen ſammt den nothiwendigen 
Geräthen und Anftrumenten errichtet werben. 


Der Arzt, welcher den Berftorbenen in der jeinem Tode allenfalls 
vorhergegangenen Krankheit behandelt Hat, ift, wenn es ohne Verzögerung 
geihehen kann, zur Gegenwart bei der Leichenſchau anfzufordern. 

Diefe äußerſt zweckmäßige Anordnung erledigt viele in Bezug auf dieſen Punkt 
angeregte Zweifel. Jedoch ift hierbei, wenn der Arzt nicht vollfommen unbedenklich ift, mit 
großer Vorficht vorzugehen, und darauf zu feben, ob feine Angaben mit den übrigen Erhe— 
bungen übereinftimmen, oder es können insbefondere Erhebungen dieffalls angeordnet wer— 
ben. Möglichft muß aber vermieden werben, dieſem Arzte die Leichenöffnung zu überlaffen. 
Es ift ſich deßhalb an die SS. 7 und 30 der oben angeführten Vorſchrift zu halten, 
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Mufter eines Protokolles über eine Todtenbeſchau. 


Seftions = Protokoll 
vom 7. Dezember 1855. 


Aufgenommen von dem FE f. Pandesgerichte zu N. in ber Peichenfammer des 
allgemeinen Kranfenhaufes, aus Beranlaffung der gerichtlichen Todtenbeſchau ber 
am 5. d. M. zu N. durch Ueberfahren getödteten dreijährigen Anna M., wobei 
die Soentität der Leiche durch die anweſenden Aeltern Joſef und Therefia M. 
beſtätiget wird. 

Angefangen um 9 Uhr Vormittags. 
In Gegenwart der Herren: 


N. N., k. k. Landesgerichtsrath. Dr. N. N., Gerichtsarzt. 
N. N., beeideter Schriftführer. N. N., Gerichtswundarzt. 
N. N., Gerichtszeuge. N. N., Gerichtszeuge. 


Nachdem die Gerichtszeugen als ſolche verpflichtet, und die Herren Sach— 
verſtändigen an ihren aufhabenden Eid erinnert worden waren, haben die Letzteren 
die Leiche vorſchriftsmäßig beſichtigt und Folgendes zu Protokoll gegeben: 

A. Aeußere Beſichtigung. 

1. Der Körper angemeſſen groß, gut 
genährt, am Rüden mit bläulichen Todten— 
flecken beſetzt. 

2. Das Kopfhaar blond, die Pupillen 
weit, aus den Mund- und Naſenhöhlen 
große Mengen Blutes hervorgetreten. 

3. Der Hals dünn, der Bruftforb ziem- 
lic) gewölbt, in der linken Schlüffelbein- 
gegend eine beiläufig Kupfergrofchen große 
bläulich mißfärbige Hautftelle. 

4. Der Bauch aufgetrieben, die Glied: 
maßen fteif, ſonſt äußerlich feine Verlegung 
wahrnehmbar. 

B. Innere Unterſuchung. 

5. Die innere Fläche der Kopfhaut 
blaß, bloß in der rechten Hinterhauptgegend 
eine beiläufig Silbergrofhen große blaf- 
geröthete Stelle, wofelbft das Bindegewebe 
mit einer binnen Schichte flüffigen Blutes 
unterlaufen war, 
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6. Das Schädelgewölbe dünn, kompakt. 
7. a. Die inneren Hirnhäute zart, fo 


wie das blaffe, teigartig zähe Gehirn mäßig 


mit Blute verfehen. In den Hirnfammern 
einige Tropfen klares Serum. 

b. Die Abdergeflechte blaß; in den Blut- 
läufen der harten Hirnhaut etwas flüffiges 
Blut. 

8. Die Schilddrüſe blaß und fchlaff; 
in der Puftröhre viele blutige Ylüffigkeit 
angefammelt. 

9. Das Unterhaut-Bindegewebe an ver 
äußerlich in der linken Schlüffelbeingegend 
gefärbten Stelle mäßig nit Blut unterlaufen, 

10. In der linken Brufthöhle bei 4 Unzen 
dunkelrothes, mit einzelnem Faferftoffge: " 
rinne untermifchtes Blut. 


11. Das Bruftfell in der Ausdehnung 
des hinteren linken Mittelfellraumes ein- 
geriffen. 

12. a. Der linke Luftröhrenaft unmittels 
bar vor feinem Eintritte in die Lungenwurzel 
quer abgeriffen, eben fo einzelne aus ber 
Lunge heraustretende Yungenvenen quer 
abgerifjen. 

b. Die Lungenfubftanz felbft an der 
Wurzel blutig unterlaufen, und von einzel- 
nen feichten durch die Pleura eindringenden 
Heinen Einriffen durchſetzt. 

13. Beide Lungen frei, durchaus Luft- 
haltig, blaß, mäßig mit Luft und ſchau— 
migem Serum verfehen. 

14. Die Thymusprüfe groß, blaf, 
faftreid). 

15. Im Herzbentel einige Tropfen 
flares Serum; das Herz jchlaff, in feinen 
Höhlen, fo wie in den großen Gefäßen 
einige Tropfen flüffiges Blut. 
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16. Die Leber, die Milz und die Nieren 
blaß; in der Gallenblaſe einige Tropfen 
gelbe Galle; die Bauchfpeichelvrüfe blaf. 

17. Im Magen brammer, halbverdauter 
Speifenbrei; in den Gebärmen braune 
Foefalftoffe; die Häute beider blaß. Die 
Harnblafe zufammengezogen und leer. 

18. Die Zwifchenrippenmusfeln fammt 
dem Rippenfelle im Bereiche der fünf obern 
Rippen der linfen Seite, und zwar ent- 
fprechend der ftärkften Wölbung derfelben, 
in geringerem Grade von ertravafirtem 
Blute getränkt. 

19. Die Rippen ſelbſt, die Wirbelſäule 
und die Kopfknochen unverletzt. 

Hierauf wurde dieſes Protokoll den ſämmtlichen Anweſenden vorgeleſen, und 
da Niemand etwas beizufügen hatte, um 10 Uhr geſchloſſen. 

N. N., Landesgerichtsrath. Dr. N. N., Gerichtsarzt. 

N. N., beeideter Schriftführer. N. N., Gerichtswundarzt. 

N. N., Gerichtszeuge. 

N. N., Gerichtszeuge. 


Gutachten. 

Aus dieſem Befunde geht hervor, daß das Kind Anna M. bei dem Ueber— 
fahrenwerben eine Quetſchung des Bruftforbes erlitten habe, wobei der Tinfe 
Luftröhrenaft nebft den Lungenvenen diefer Seite von der Yungenwurzel abriß, an 
welcher abjolut tödtlichen Verlegung dasſelbe geftorben ift. 

Welches wir nad) genau gepflogener Unterfuhung und nad) reifer Ueber- 
legung den Grundſätzen der mebicinifchen Wiffenfchaften entfpredhend, zur gericht- 
lichen Kenntniß bringen und durch unfere Namensunterfehriften als glaubwürdig 
beftätigen. 

N., den 7. Dezember 1855. 
Dr. N. R., Gerichtsarzt. N. N., Gerihtswundarzt. 


&. 89. 
Inhalt des ärztliden Gutachtens bei Tödtungen. 


Das Gutachten hat ſich darüber anszufprehen, was im dem vor: 
liegenden Falle die den eingetretenen Tod zunächſt bewirkende Urfade 
gewejen, und wodurch diejelbe erzeugt worden iſt. 
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Hier ift ber Unterfchied zwifchen der phifiologifhen Todesurſache, nämlich jenem 
Prozeße, ber das organifche Leben aufbebt, und der phiſiſchen Todesurſache, nämlich 
jener, welche biefen Prozeß veranfaßte, feftgeftellt; jo wird bei dem Tode durch Verlegung 
einer Schlagaber die allgemeine Erſchöpfung durch Berblutung die phifiologifche, der Schnitt 
oder Stich in die Ader aber die phififche Todesurfache fein. 

Nach Beihaffenheit des Falles ift daher insbefondere zu erörtern: 

1. ob nad) den vorhandenen Umftänden als gewiß oder wahrjdeinlid 
anzunehmen jei, daß der Tod 

a) in Folge der wahrgenommenen Verlegungen; oder 
b) ſchon vor dieſen Verlegungen, oder 

Wären Berlegungen theils vor, theils nach dem Tode beigebracht worden, fo ift bieß 
in dem Gutachten genau auszudrüden. 

e) in Folge, oder durd Mitwirkung einer zu der Verlegung hinzuge: 
fommenen und von ihr unabhängigen Urſache eingetreten fei. 

Hierbei mögen ſich die Gerichtsärzte die Vorſchrift des $. 134 Str. ©. wohl vor 
Augen halten, denn die richtige Beantwortung dieſer Fragen foll ja eben dem Richter den 
Zufammenhang zwifchen der phifiologifhen und phififchen Todesurſache klar machen, wodurch 
es ihm erft möglich wird, in einem gegebenen Falle die Beftimmungen des $. 134 richtig 
anzumenben. 

Wenn die wahrgenommenen Verletzungen als die Todesurſache erklärt 
werden, fo ift weiter zu beftimmen, ob 

2. die dem Bejhuldigten zur Laſt gelegte Handlung ſchon ihrer allge: 
meinen Natur nad), oder wegen der eigenthünlihen Leibesbeſchaffenheit 
oder eines bejonderen Zuftandes des Verletzten, oder wegen zufälliger 
änßerer Umftände die Todesurſache geworden fei. 

In foferne ſich das Gutachten nicht über alle für die Entſcheidung er- 
heblichen Umſtände verbreitet, find hierüber von dem Unterſuchungsrichter 
bejondere Fragen an die Sachverſtändigen zu ftellen. 

I. Bei Stellung diefer befonderen Fragen hat fi ber Unterfuchungsrichter 
die Begriffsbeftimmungen der 88.125, 126, 134, 143, 144, 149, 161, 167 
lit. a), 335, 336, 337, 342, 343, 356, 357, 858, 363, 368, 370, 372, 373, 
374, 376, 377, 378, 380, 381, 383 und 387 des Str. ©. wohl vor Augen zu halten, 
um nichts zu überſehen, was durch die Sachverftändigen behufs der richtigen Anwendung 
des Geſetzes auf den gegebenen Fall aufzuflären nothwendig ift. (Vergl. die Erklärung 
zu $. 83.) 

II. Diefelbe Anordnung wie der worftehende Paragraph enthält auch der oben ange- 
führte $. 22 der Borfchrift für die Bornahme der gerichtlichen Todtenbeſchau. 


8. 90. 
Borgang bei Erhebung von Kindestöbtungen; 


Bei Berdadht einer Kindestödtung ift nebſt den nad) den vorftehenden 
Vorſchriften zu pflegenden Erhebungen auch zu erforihen, ob das Kind 


88. 90, 9. 127 


lebendig geboren, und fein Leben außerhalb der Mutter fortzujesen fähig 
gewejen jei. 

I. Die bier berufenen befonderen Borjhriften find in dem IV. Hauptftüde (88. 112— 
134) ber Borfchrift v. 28. Jänner 1855, Nr. 26 R. ©. Bl., enthalten, von welchen für 
ben Unterfuchungsrichter nachftehende zu bemerfen find: 

$. 114. Aus den bereits eingeleiteten Vorerhebungen ift zu erforfchen, ob über bie 
Zeit, Art und Weife der Geburt des Kindes etwas befannt geworben, ob biefe leicht oder 
ſchwer gewejen ift, furz oder lang gedauert, plötlich erfolgt, an welchem Orte und in wel- 
her Lage der Mutter vorgegangen, ob die Mutter von beträchtlichen Blutungen oder ande- 
ren ungewöhnlichen Zufällen befallen worden fei, im welchem Zuftande fich felbe nach 
ber Geburt befunden habe, ob nachgewieſen erjcheine, daß das Kind nach der Geburt ge- 
jhrieen, feine Augen und Gliedmaſſen bewegt, Nahrung zu fi) genommen habe, ob Harn- 
und Darmentleerungen ftattfanden, ob bei der Geburt noch andere Perfonen gegenwärtig 
waren, ob dieſe auf irgend eine Art Hilfe geleiftet haben, und in welchem Berhättniffe fie 
zur Mutter ftehen. 

$. 115. Iſt über die Geburt des Kindes nichts befannt geworben, fo muß der Arzt er- 
forjchen, wann und wo bie Leiche zuerft gefunden wurde, ob und in welcher Weife fie be- 
fleidet, verhüllt oder fonft verpadt geweſen ift, ob fie fich noch in demſelben Zuftanbe be- 
finde, oder an ihr etwas und was verändert worden, ob fie unter freiem Himmel, an einem 
entlegenen oder häufig bejuchten Orte, in ber Erbe, im Waffer oder fonft wo, und unter 
welchen Umftänden entbedt worden fei. Ueberhaupt find nod die Witterungsverhältniffe und 
alle jene Einflüffe, durch welche das Leben eines hilflos gelaffenen Kindes mehr oder weni- 
ger gefährdet, ober die Fäulniß der Leiche verzögert oder befördert werben fonnte, nicht un- 
beachtet zu laſſen. 

$. 116. Sind alle diefe Umftände im Protofolle angegeben, und bie bei der Leiche noch 
vorgefundenen Gegenftände befchrieben, fo wird zur äußeren Befihtigung und fodann zur 
inneren Unterfuhung gejchritten. 

II. Bei Stellung der befonderen Fragen an die Sadverftändigen bat ſich ber Unter- 
ſuchungsrichter in dieſen Fällen, wenn es fih um eigentlichen Kindesmord handelt, insbe- 
fondere die Beftimmungen des $. 139 Str. ©. vor Augen zu halten. 


S. 91. 
von Bergiftungen; 


Liegt der Verdacht einer Vergiftung vor, fo find der Erhebung des 
Thatbeftandes nebft den Aerzten ($.88) nad) Thunlichkeit nod) zwei Chemiker 
beizuziehen. Die Unterfuhung der Gifte jelbjt aber faun nad Umftänden 
auch von den Chemikern allein, in einem hierzu insbejondere geeigneten 
Locale vorgenommen werden ($. 82). 

I. Die befonderen Vorſchriften über die Unterfuhung bei Vergiftungen enthält das 
II. Hauptftüd (55. 98 — 111) der ofterwähnten Borjchrift. Der $. 99 derfelben ordnet 
diesfalls an: Findet es der Unterfuchungsrichter für zwedmäßig, den Thatbeſtand noch vor 
Ausjchreibung der Obduktion zu erheben, fo wirb hierzu wenigftens einer der bei der Be- 
ſchau zu verwendenden Aerzte beigezogen, welcher ſich den Grundſätzen der Wiſſenſchaft 
gemäß bei den Anverwaudten und Angehörigen des Berftorbenen, ſowie überhaupt bei 
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Allen, die demſelben Beiftand geleiftet haben, genau nach den Zufällen, die dem Tode vor- 
bergegangen find, zu erfundigen, und die Wohnung des Bergifteten genau zu durchſuchen 
bat, ob ſich nicht irgend etwas in Gläſern, Schachteln, Papieren, Speife- und Trinfge- 
irren, in der Küche, im Keller u. ſ. w. vorfindet, das feiner Natur nad fi als Gift 
barftellt, oder das als verdächtig einer bejonderen Unterfuchung unterzogen werden muß. 
Kann man das, was der Vergiftete vor feinem Tode ausgebrochen hat, erhalten, jo muß 
auch diejes und das, was man aus den Tüchern, mit welchen e8 aufgetrodnet oder wegge— 
wicht worden ift, gewinnen kann, gefammelt, jedes für fich aufbewahrt, und gehörig be- 
zeichnet werden. Iſt der Berftorbene von einem Arzte oder Wundarzte behandelt worden, jo 
muß auch diefer über den Krankheitsverlauf und die gebrauchten Mittel einvernommen und 
bei einer vorausgegangenen längeren Krankheit eine Krankheitsgejhichte abgefordert werben. 
Susbejondere wird es einem jeden Arzte zur Pflicht gemacht, in jenen Füllen, wo der Ver— 
dacht einer Vergiftung vorhanden ift, die durch Erbrechen oder durch Stuhlgänge abgegan- 
genen Stoffe in zwedmäßigen Gefäßen zu fammeln, gehörig zu verwahren, um fie jo einer 
genauen Unterfuchung unterziehen zu können. E8 verfteht fich won ſelbſt, daß alle Ergeb- 
niffe in ein vorfchriftmäßiges Protofoll aufzunehmen find, und bei diefer Unterfuchung, 
wenn fie am Orte und Tage der Beichau vorgenommen wird, bie beiden Vorgeladenen 
Aerzte zu interveniren haben, — In diefer Beziehung wird daher der Unterfuchungsrichter nad) 
Borjhrift des $. 83 die notbwendigen Erhebungen zu weranlaffen haben, und ber $. 101 
ber oftgebachten Vorfchrift ordnet an, daß, wenn von Seite des Gerichtes entweder durch 
frühere Angaben des Verftorbenen wor feinem Tode oder durch Zeugenausfagen oder Ver— 
hörprotokolle noch anderweitige, den Thatbeftand aufhellende Erhebungen gepflogen worden 
find, auch diefe den Gerichtsärzten mitzutheilen find, und es find alle dieſe befannt gewor- 
denen Daten, fo wie die Art ihrer Befanntwerdung im Seltionsprotofolle am gehörigen 
Orte anzuführen und hierauf ift erft Die Befichtigung der Leiche jelbft vorzunehmen. 

II. Was das Lokale einer folchen Unterfuchung betrifft, jo fchreibt wohl das Hof- 
dekret v. 25. Züner 1825, Nr. 2068 3. G. S. vor, daß diefelbe in einer Apothefe gejche- 
ben miüffe; bei dem allgemeinen Ausdrude des $. 91 aber dürfte dieſe Beſchränkung aufge: 
hoben, und jedes Lokale, in welchem feiner Beichaffenheit nach derfei Unterfuhungen be— 
quem und ungeftört vorgenommen werden können, dazu verwendbar ſein. 

IH. In foferne dem Unterfuchungsrichter die Peitung der Unterfuchung obliegt, To jebe 
er darauf, daß nicht aller Vorrath der zu unterfuchenden Subftanzen bei dem erften Verſuche 
verwendet, fondern jedes Mal und von einer jeden Gattung ein Ueberreft gut verwahrt und 
verfiegelt bei Gericht aufbehalten werde, um behufs einer allfälligen wiederholten Unter: 
ſuchung benützt werben zu können. 


IV. Die in ſolchen Fällen an die Sachverftändigen zu jtellenden Fragen bat der Unter- 
fuchungsrichter nah Maßgabe des $. 89, der Umftände des gegebenen Falles, und des 
Ergebniffes der hemifchen Unterfuchung zu verfaffen, indem hier von eigentlichen Verletzun— 
gen nicht die Rebe fein kann. 


5.92: 
von körperlichen Befhädigungen. 
Auch bei körperlichen Beſchädigungen ift die Befichtigung des Verletzten 
durch zwei Sachverſtändige ($. 88) vorzunehmen, welche ſich nad) genauer 
Beihreibung der Verletzungen insbejondere auch darüber auszuſprechen 
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haben, welche von den vorhandenen Berlegungen an und für fi, oder in 
ihrem Zufammenwirfen, unbedingt oder unter den befonderen Umftänden 
des Falles, als leichte, ſchwere, oder lebensgefährliche anzuſehen feien; 
welche Wirkungen diefelben gewöhnlich nad) ſich zu ziehen pflegen, und 
welde in dem vorliegenden einzelnen Falle daraus hervorgegangen find, fo 
wie, durch welche Mittel oder Werkzeuge, und auf welche Weiſe diejelben 
zugefügt worden ſeien. 

I. Auch bier wird der Unterfuchungsrichter die Vorfchriften der 88. 88 — 91 ſich genau 
vor Augen halten, indem im Wefentlichen die Unterfuchung mit derfelben Genauigfeit und 
mit denfelben Rückſichten geleitet werden muß, wie bei einer Tödtung, weil e8 zuletzt Doch. 
nur darauf anfommt, wie weit der wirklich eingetretene Erfolg von dieſem Außerften ent- 
fernt ift. 

I. Die Stellung ber Fragen an die Sachverftändigen wird daher nach Mafgabe bes 
$. 92, und wenn es fi um einen Morbverfuch handelt, mit Beridfichtigung des $. 8 des 
Str. G., in anderen Fällen aber mit Rückſicht auf Die $$. 152 — 158, 335 — 337, 411 
und 431 des Str. ©. zu gejchehen haben. — Die Fragenftellung ergibt fih auch aus dieſem 
Paragraphe, wenn man ihn — wie oben den $. 89 — folgendermaßen untertheilt. Das 
Gutachten bat nämlich zu enthalten: I. welche von den vorhandenen Berlegungen 1. a) an 
und für fi) oder b) in ihrem Zufammenwirfen, 2. a) unbedingt oder b) unter ben bejon- 
deren Umſtänden des Falles, als leichte, fchwere oder lebensgefährliche anzufehen feien; 
II. welche Wirfungen diefelben gewöhnlich nach fich zu ziehen pflegen; III. welche Wirkun— 
gen in bem vorliegenden Falle daraus entftanden find; IV. durch welche Mittel und Werk— 
zeuge, und V. auf welche Weife fie zugefligt wurden. 
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Zur Erhebung des Thatbeitandes von körperlichen Beſchädigungen 
oder Tödtungen, welche den Finanz: oder anderen öffentlihen Waden aus 
Anlaß der Ausübung ihres Dienftes zur Laft gelegt werden, foll jederzeit, 
in foferne es ohne nachtheilige Verzögerung ausführbar ift, aud) der den: 
jelben zunächſt vorgejeste Beamte beigezogen werden, um dabei die etwa 
erforderlihen Aufflärungen über die Dienftesverhältnijie und Dienftesvor- 
ſchriften der Wade zu geben. 

Er darf jedod) die Schritte des Unterfuhungsrichters weder hemmen, 
noch beirren, fondern es find feine Bemerkungen und Anträge, in joferne der 
Unterfuhungsrichter den letzteren nicht entſprechen zu können glaubt, bloß 
zu Protokoll zu nehmen. 

In Beziehung auf dieſen Gegenftand enthält die Verordnung der Minifterien der Ju— 
ftiz und Finanzen vom 15. Oftober 1853 Nr. 210 R. ©. BI. über den Waffengebrauch ber 
Finanzwache, welche in Vorarlberg, im Fürftenthume Liechtenftein, dann im Innsbruder 
und Leitmeriger Eameralbezirke in Wirkfamteit ift. (Vdg. v. 29. September 1854 Nr. 257 
und vom 17, Oltober 1854 Nr. 271 R. ©. Bl.) nachftehende Beftimmungen : 

8.5, Auf bie Anzeige, daß Jemand durch die Finanzwache im Dienfte mit Anwen⸗ 

Frühwald, Strafprogeß. 9 
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bung ber Waffen verletst wurde, hat nach Maßgabe der für Das Strafverfahren beftehenden 
Vorſchriften das zuftändige Unterfuchungsgericht die Unterſuchung zur Feftftellung des That- 
beftandes und insbefondere der Frage, ob ein Mißbraud der Waffen Statt gefunden babe, 
zu veranlaffen, und bierzu, wenn e8 ohne nachtheilige Verzögerung der Unterfuchung aus- 
führbar ift, einen Finanzwach-Oberen des Bezirkes, wo die Verlegung worgefallen ift, bei- 
zuzieben, damit derfelbe Die erforderlichen Aufflärungen über die Dienftesverbältniffe und 
Dienftesvorjchriften der Finanzwache geben könne. 

Die Bemerkungen und Anträge diefes Finanzbeamten find, infoferne der Unterſu— 
chungsrichter den letzteren nicht entiprechen zu können glaubt, blos zu Protokoll zu nehmen. 

Kann im dringenden Fällen diefer Finanzbeamte nicht der Thatbeftandserhebung jelbft 
beigezogen werben, jo ift er nachträglich von der Vornahme devjelben zu verftändigen, und 
es fteht ihm frei, das hierüber aufgenommene Protokoll bei dem Unterfuchungsgerichte ein- 
zuſehen, und jeine etwa darüber gemachten Bemerkungen find dem Protokolle beizufchließen. 

8.6. Da in Gemäßheit der in den $$. 1— 3 diefer Vorſchrift (fiehe dieſe in meinem 
Handbuche des Str. ©. bei $. 2 lit g) enthaltenen Beftimmungen jeder Angeftellte ber 
Finanzwache bei der Ausübung feines Dienftes in den Fall fommen kann, von feinen 
Waffen Gebrauch machen zu müſſen, und nicht von ber Vermuthung einer Pflichtver- 
fetung anszugeben ift, jo kann die Thatfache, daß bei Gelegenheit dieſer Art eine 
fürperliche Beichädigung oder Tödtung eines Menjchen vorgefallen ift, für fich allein 
noch nicht als ein rechtlicher Verdacht zur Einleitung einer ftrafgerichtlichen Unterſu— 
hung gegen den Angeftellten der Finanzwache betrachtet werben, ſondern dem Unterſu— 
chungsgerichte Tiegt ob, ſowohl die Lage, in welder fih die Wade befand, als auch alle 
übrigen Umftände und Verhältniſſe forgfältig zu erheben und mit reifliher Erwägung der— 
jelben, und der über den Gebrauch der Waffen beftehenden Vorſchrift zu beurteilen, ob fich 
Daraus der gegründete Verdacht eines ftrafbaren Mißbrauches der Waffen ergebe, damit 
weder Perfonen, gegen welche feine Wahrſcheinlichkeit eines jolhen Mißbrauches hervorgeht, 
grumdlos in Unterfuchung gezogen werden, noch die Unterfuchung unterbleibe, wo wirfli- 
cher Verdacht einer ftrafbaren Handlung vorliegt. Der Unterſuchungsrichter hat hierbei ins- 
bejondere noch zu erheben, ob die durch den Waffengebraud) der Finanzwache erfolgte Ver- 
letzung fremder Rechte nach Vorſchrift des $. 2 des allg. Str. Gef. nicht ſchon aus anderen 
Grinden von der Strafbarkeit entjchuldigt ſei. (Diefe VBorfchrift des $. 6 war bereits früber 
durch Juſtizhofdekret v. 27. März 1846 Nr. 952 3. ©. ©. allgemein fundgemadht.) 


8. 94. 


Iſt die körperliche Befihtigung einer Franensperfon nöthig, jo können 
nad) Umftänden and Geburtshelfer, oder in minder wichtigen Fäüllen Ge- 
burtshelferinnen ftatt der Aerzte oder Wundärzte damit beauftragt werden, 


I. Dies kann nicht nur dann, wenn es fich um den Frauensperjonen eigenthümliche 
Körperzuftände, 3. B. eine Schwangerfchaft, erfolgte Entbindung, das Vorhandenfein der 
Reinigung u. dgl. handelt, ſondern überhaupt in allen Fällen gefchehen, in denen ein 
Frauensperſon gemäß $. 92 zu befichtigen ift. 

II. Bei dem bedeutend geringeren Bildungsgrade, der im Allgemeinen bei ben Heb- 
ammen vorauszufegen ift, muß dem Unterfuchungsrichter in dieſer Beziehung die größte 
Borficht empfohlen werben, und er muß fich auch hier wor Augen halten, was oben bei 
8. 78 über die Wichtigkeit eines Falles gefagt wurde. Minder bedenklich ift es, bie Heb- 
amme als zweite Sachverftändige beizuziehen, in welchem Falle es aber zwedmäßig ift, 
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die Hebamme ihr Gutachten vor dem Arzte abgeben zu laffen, damit fie nicht etwa demſel⸗ 
ben blos beipflichte. 


| 8. 95. 
bei Zweifeln über Geiftes- oder Gemüthsfranfheiten, oder 
über Zurehnungsfähigfeit; 

Entſtehen Zweifel darüber, ob der Beſchuldigte den Gebrand) feiner 
Vernunft befise, oder ob er an einer Krankheit des Geiftes oder Gemüthes 
leide, wodurd) die Zurechnungsfähigkeit desfelben aufgehoben oder vermindert 
fein könnte, fo ift die Unterſuchung des Geiftes = und Gemüthszuftandes des 
Beihuldigten in der Regel durd) zwei Aerzte zu veranlaſſen. 

Inſoferne das Geſetz bier den im $. 2 Str. G. nicht vorkommenden Unterfchied zwi— 
ſchen Geiftes- und Gemüthsfranfheiten macht, jo mag bemerkt werben, daß beide 
ſich nicht Scharf von einander fondern laffen, daß beide darin übereinfommen, daß fie Die 
Annahme eines böſen Vorſatzes aufheben, indem fie die Hare Einficht der Strafbarkeit der 
Handlung und ihrer Folgen, oder bie freie Selbftbeftimmung hindern, daß übrigens die 
erfteren zunächft die Berftandesfräfte, Die letzteren zunächſt die Willensthätigfeit ftören. 

Diejelben haben über das Ergebniß ihrer Beobadhtungen Bericht zu 
eritatten, alle auf die Benrtheilung des Geiſtes- und Gemithszuftandes des 
Beihuldigten Einfluß nehmenden Thatſachen zujammenzuftellen, fie nad) 
ihrer Bedeutung fowohl einzeln als im Zufammenhange zu prüfen, und falls 
fie eine Seelenftörung als vorhanden betrachten, die Natur der Krankheit, 
die Art. und den Grad derjelben zu beitimmen, und fid) jowohl nad) den 
Acten als nad) ihrer eigenen Beobadhtung über den Einfluß auszuſprechen, 
welchen die Krankheit ununterbrochen oder zeitweife auf die Vorftellungen, 
Triebe, Entjdlüffe und Handlungen des Beſchuldigten geäußert habe, und 
nod) äußere; und ob diejer getrübte Seelenzuftand ſchon zur Zeit der be- 
gangenen That, und in welchem Mae beitanden habe. 

I. Bei Unterfuchungen diefer Art, welche, wenn fie nur halbwegs verläffig fein follen, 
durch einen längeren Zeitraum fortgefett und öfters wiederholt werben müſſen, kann ber 
Unterfuhungsrichter nur einen mittelbaren, aber dafiir um fo wichtigeren Einfluß nehmen, 
indem er einerjeit3 eine ununterbrochene vwerläffige aber unauffichtige Beobachtung bes Un- 
terfuchten veranlaßt, welche gerade dann am forgfältigften fein muß, wenn fich der Unter- 
fuchte am wenigften beobachtet glaubt, — und anderfeits durch genaue umd ausgedehnte 
Erhebungen über die früheren Berhältniffe des Angeklagten den Aerzten die zur Begründung 
ihres Gutachtens nöthigen Anhaltspuncte herbeifchafft. 

U. Die in einem ſolchen Falle au die Sachverſtändigen zu richtenden Fragen find nach 
der Anordnung diejes Paragraphes zu verfallen, und müſſen jo geftellt fein, daß deren 
Beantwortung dem Richter feinen Zweifel läßt, ob die Borjchriften des $. 2 Abf. a), 
b) und e) des Str. G. Anwendung finden ober nicht, denn dieſe letztere Beurteilung fteht 
nur dem Richter (SS. 197 Abſ. 2, 198 lit. a) und nie den Sachverftändigen zu. 

III. Würde es ſich in einer Unterfuchung um Erhebung des Geifteszuftandes einer an⸗ 
deren Perfon als des Beichuldigten, 3. B. um jenen bes Anzeigers, eines Zeugen u. dgl. 
9% 
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($$. 112, 132 lit. e) handeln, jo muß eben auch nach der Vorſchrift des vorftebenden Pa- 
ragraphes dabei vorgegangen werden. 


S. 96. 
bei Zweifeln über die Echtheit von Urfunden; 


Zur Herftellung des Beweifes der Echtheit von Urfunden, insbefondere 
wenn der Beſchuldigte deren Anerkennung verweigert, kann eine Bergleihung 
mit anderen unzweifelhaft echten Urkunden durch Sachverſtändige vorge: 
nommen werden, Auch kann der Beichuldigte veranlaßt werden, einige 


Worte oder Sütze niederzufchreiben. 

Wenn der Unterfuhungsrichter den Bejchuldigten etwas jchreiben läßt, jo forge er 
dafür, daß dies auf eine folche Art geichieht, daß der Beichuldigte nicht merfe, daß das 
Gejchriebene zur Bergleihung der Handjchriften dienen fol, denn fonft ift bei einent ge- 
wandteren Beichuldigten zu befürchten, daß er feine Handjchrift verftelle, und ſomit die 
ganze Amtshandlung vereitle, 


S. 97. 
bei Schriften, die in einer nicht gerichtsüblichen Sprade ge- 
fhrieben find; 
Schriften, die in einer nicht gerihtsüblichen Sprache gejchrieben und 
für die Unterfuchung erheblid) find, hat der Unterfuhungsrihter durch einen 
beeideten Dolmetſcher überfegen zu lafjen, und ſammt der Ueberſetzung zu 


den Acten zu bringen. 

I. Dasjelbe müßte gefchehen, wenn die Schrift zwar in einer gerichtsüblichen Sprache, 
jedoch in unbekannten Charakteren gejchrieben wäre. So find jehr häufig von Siraeliten ber 
gemeineren Claſſe berrührende Briefe, Notizen u. dgl., zwar deutjch, jedoch mit hebräifchen 
Buchftaben gefchrieben. Hierher gehören auch in eigentlichen Chiffern (Geheimjchrift) ge- 
fchriebene Aufſätze. 

II. An diefer erften von den Dolmetfchen handelnden Stelle des Geſetzes muß zugleich 
für diefen und alle andern Fälle des Einfchreitens eines Dolmetiches bemerkt werben, daß 
nad) Vorſchrift des Zuftiz-Minifterial-Erlaffes vom 29. November 1853 3. 20064 nad) 
Thunlichkeit geeignete Gerichtsbeamte zu dieſem Gefchäfte verwendet werben jollen, 


S. 98. 

bei Zweifeln über vie Echtheit von Öffentlihen Creditspapieren; 

In Fällen der Nachmachung oder Verfälſchung öffentlicher Credits- 
papiere hat fid) der Unterfuchungsrichter durch den Gerihtövorfteher unter 
Auſchluß der beanftändeten Creditspapiere an das Finanzminifterium, und 
wenn es fih um Verfälſchung von Ereditspapieren der k. k. privilegirten 
Nationalbank handelt, an diefe zu wenden, um den Befund über ihre Edht- 
heit oder Unechtheit und die Auskunft zu erhalten, in welcher Art und durch 
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welche Werkzeuge die Nachmachung oder Verfälſchung gefhehen ſei, und ob 
bereit3 derlei verfäljchte oder nachgemachte Kreditspapiere vorgefommen 
jeien. An eben diefe Behörden find aud) nad gänzlich beeudigtem ftrafge: 
rihtlihen Verfahren die Falfificate fanımt allen von der ftrafbaren Hand- 
lung berrührenden Werkzeugen, Materialien und anderen Gegenftänden 
einzufhiden, und von ihnen aud) wieder unmittelbar zurüdzuverlangen, 
fobald diefe Gegenftände zu einer newerlichen ftrafgerichtlichen Amtshandlung 
nöthig find. 

1. Die Vorſchrift Diefes und des nächftfolgenden Paragraphes bildet Die einzige Aus» 
nahme von ber Regel des $. 83, nach welcher der Unterfuchungsrichter den Augenschein zu 
leiten bat. Um fo umfichtiger und genauer muß er daher bie zu beantwortenden Fragen 
ftellen, damit von den Sachverftändigen alle auf die richtige Anwendung ber 88. 106—117, 
dann 118 und 119 des Str. ©. Einfluß nehmenden Umftände gehörig in Betracht gezogen 
und aufgeflärt werben können. 

I. Die Erforfhung ob, bei wem, und unter welchen Umſtänden bereits gleiche 
faljhe Ereditspapiere oder Münzen vorgelommen find, dient dazu, um Anhaltspunkte zur 
Habhaftwerbung des Thäters oder der Mitjchuldigen zu erlangen. 

II. Zur Beurteilung ber Echtheit ver Stämpelmarfen wurde mit Juſt. Min. 
Erl. v. 3, Jäner 1856, Nr. 6 R. ©. Bl. die k. f. Staatsbruderei beftimmt; an eben bie- 
felbe wird fi alfo auch in Fällen der Verfälſchung von Briefmarken zu wenden fein. 


8. 99, 
oder von Münzen; 


Diefes Verfahren ift auch bei Miünzverfälfhungen zu beobachten; doch 
haben ſich in folden Fällen die Unterfuhungsrichter durch den Gerichtsvor— 
fteher unmittelbar an das für das Kronland beftehende L.E. Münzamt (Yandes- 


Miünzprobiramt ; — im I. v. Königreiche: Direzione della Zecca) zu wenden. 

I. Für die Gerichtsbehörben jener Kronländer, wo fein f. f. Münzamt befteht, find 
im 8. 2 ber Yuftizminifterial-Berorbnnung v. 23. Juni 1852, Nr. 136 R. ©. Bl. nachſtehende 
Münzämter zur Einholung der betreffenden Auskünfte bezeichnet worden: für Salzburg 
das Landesmünz-Probir-Amt zu Linz, fir Schlefien jenes zu Brünn, für Kralau und 
die Bulowina jenes zu Lemberg, für Dalmatien jenes zu Trieft, für die ſerbiſche 
Woiwodſchaft mit ji Temefer Banate das Ef. Münzamt zu Carlsburg in 
Siebenbürgen. 

II. Dagegen wurde mit Min. Vdg. v. 6. September 1855 Nr. 152 R. ©. Bl. ange- 
orbnet, daß nach beenbigtem ftrafgerichtlichen Verfahren die Minzfalfifilate ſammt allen von 
ber Nachmachung oder Verfälfchung herrührenden Werkzeugen, Materialien und anderen Ge- 
genftänben aus allen Kronländern, unmittelbar an das Ef. f. Hauptmünzamt in Wien ein- 
zufchiden feien, und daß baber diefe Gegenftände, ſobald fie zu einer neuen Amtshandlung 
benöthiget werben, auch wieder unmittelbar von bem k. f. Hauptmünzamte zurückzuver— 
langen jeien. 


134 VII. Hauptſtück. — Bon der Erhebung des Thatbeftander. 


S. 100. 
wie bei Erhebung von Brandlegungen, 

Bei Brandlegungen ift insbejondere zu ermitteln, auf welche Weife 
der Brand gelegt, ob dazu ein Zündſtoff, und welder verwendet worden; 
ferner der Ort, wo, und die Zeit zu erforfchen, wann die Brandlegung, ob 
bei Tag oder Naht, uud ob fie unter jolden Umſtänden geſchehen, daß 
daraus eine größere oder Kleinere Gefahr für Leben von Menjchen oder für 
Eigenthum vorhergejehen werden fonnte, oder daß das euer bei dem Aus: 
bruche ſich leicht Hätte verbreiten können; endlid bei einem wirklid ausge: 


brochenen Brande die Größe des dadurd) verurſachten Schadens zu erheben. 

Würde der Bejchuldigte den im 8. 168 Str. ©. enthaltenen Entichuldigungsgrund 
für fich geltend machen, jo muß die Erforihung fih auch auf die Wahrheit oder doch 
Glaubwürdigkeit desjelben ausdehnen. 


S. 101. 
und von anderen Eigenthbumsverlegungen vorzugehen ift. 


Bei Verbrechen oder Vergehen, durch welche auf andere, als die chen 
($. 100) erwähnte Weije ein Schade oder eine Gefahr an Vermögen herbei: 
geführt wurde, iſt durch den Augenſchein vorzüglich die Beihaffenheit der 
angewandten Gewalt oder Yift, der gebrauchten Mittel oder Werkzenge und 
die Größe des verurſachten oder beabjihtigten Schadens und entgangenen 
Gewinnes, oder der Gefahr für das Eigenthum, oder aud) für das Leben, 
die Gefundheit oder förperlihe Sicherheit von Menſchen zu erheben. 
Hierbei find unter Eigentbumsperlegungen ſowol die in boshafter (SS. 
83—89 Str. ©.) als die in gewinnflichtiger Abficht (SS. 171—205 Str. ©.) begangenen 
verſtanden. 


8. 102. 


Gerihtlihe Verwahrung aller hierbei gefundenen Werkzeuge 
und Gegenftände der ftrafbaren Handlung. 


Altes, was bei der Erhebung der That von Werkzeugen und Gegen: 
ftänden gefunden wird, mit oder an welden die jtrafbare Handlung verübt 
worden, oder welde von ihr herrühren oder an dem Orte der That zurüd: 
gelafjen wurden, ſowie aud diejenigen Gegenftände, welde von dem Be- 
ſchuldigten oder von Zeugen anzuerkennen fein werden, oder zu einem Be: 
weije dienen fünnten, find in ein Verzeichniß zu bringen, genan zu beſchrei— 
ben, und im gerichtliche Verwahrung, oder joweit dieß nicht thunlich ift, 
wenigftens nad) Möglichfeit unter gerichtlihe Obhut oder in Beſchlag zu 
nchmen. Die in gerichtliche Verwahrung oder Obhut zu nehmenden Gegen- 
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ftände find entweder felbft, wo dieß, wie 3. B. bei Schriften leicht geſchehen 
fann, oder doch anf Zetteln, weldye mitteljt des Geridtsficgels daran zu 
befeftigen find, mit fortlaufenden Zahlen in der Art zu bezeihuen, daß da- 
durch nicht bloß die Unterſuchung und das Protokoll, wozu fie gehören, 
erfichtlid wird, ſondern aud) künftighin iiber die Identität diefer Gegenftände 
fein Zweifel erhoben, fo wie jeder etwaige Abgang und jede Aenderung 
daran fogleid) bemerkt werden kann, und daß aud die wiederholte Unter: 
fuhung und Beichreibung diefer Gegenftände zu jeder Zeit ungehindert 
bleibt. Bei Gegenftänden, welde ihrer Natur nad) oder vermöge ihrer fehr 
großen Anzahl in Behältniffen oder Umfchlägen verwahrt werden müſſen, 
iſt das Behältnig oder der Umſchlag mit dem Gerichtsfiegel zu verſchließen, 
in der ebenerwähnten Weije zu bezeichnen, und von allen Anweſenden mit 
ihrer Namensfertigung zu verjehen. Dem bei der Erhebung anwejenden 
Yuhaber diefer Gegenftände ift auf fein Verlangen zu gejtatten, den vor: 
ftehenden Bezeichnungen auch feine Fertigung beizufesen, und der Ber: 
ſchließung fein eigenes Siegel beizudrüden. 

Diefer Vorgang ift insbejondere aud) dann zu beobachten, wenn es ſich 
um Drudichriften jtrafbaren Inhaltes, auf welche ſich eine ftrafgerichtliche 
Unterſuchung bezieht, und um die zu ihrer Vervielfältigung dienlichen Zu- 
richtungen handelt. 

I. Die ausführlichen Beftinnmungen über die Verwahrung der an das Strafgericht ge- 
langenden Gelder und anderen Gegenjtände, welde davon im Depofitenamte, welche beim 
Unterfuchungsrichter und welche beim Kerkermeifter zu verwahren find, über den Borgang mit 
Gegenftänden, deren Verwahrung nicht leicht möglich oder gefährlich ift, dann über die Ver— 
fügungen, mit ben im gerichtliche Berwahrung genommenen Gegenftänden nach beendigtem 
Strafverfahren, enthalten die $$. 102—127 der Inftrnction für die Strafgerichte. 

II. Befondere Borfchriften find nur rüdfichtlich veligidfer Gegenftände von mas 
immer für einem im Staate gejetslich beftehenden Religionsbefenntniffe in Folgendem ans 
georbuet : 

Befinden fi unter den vorgefundenen Gegenftänden confecrirte Hoftien 
oder zum Gottesdienfte geweihte Sachen, jo hat das Gericht für deren Ab: 
fonderung von allen übrigen Gegenftänden, und für die Aufbewahrung in 
einer der Heiligkeit der Sachen entſprechenden Weife zu forgen, den Augen: 
ſchein derjelben aber immer nur in Anwefenheit des Ortsfeelforgers oder 
eines anderen Priefters, und mit Beobadhtung der Firdlihen Vorſchriften 
vorzunehmen. — Sobald die Aufbewahrung von jolden geweihten Saden 
bei dem Strafgerichte zum Behufe weiterer Erhebungen nicht mehr noth: 
wendig erſcheint, find diefelben dem Ortsjeelforger zu übergeben, 
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Muſter eines Augenfcheinsprotokolles, nebft Gutachten der Sachver- 
flündigen, 


Brotofoll 


Aufgenommen von dem k. k. Bezirksgerichte N. als Unterfuchungsgerichte 
über die ärztliche Beichau des Georg Hahn. 
Gegenwärtige: 
NN. Unterfuhungsrichter. Dr. N, N. Gerichtsarzt. 
N. N. beeiveter Protofollführer. N. N. Gerihtswundarzt. 
MN. 
MN. 
Angefangen um 9 Uhr Vormittags. 

Die gerichtliche Commiſſion begab ſich in das hierortige Spital der Barm- 
herzigen Brüder, wo ſich Georg Hahn in der Pflege befindet. Nachdem bie 
Herren Sachverftändigen an ihren aufhabenden Eid erinnert worden waren, und 
ven Georg Hahn genau befichtigt hatten, gaben fie Folgendes an: 

Georg Hahn, von fräftigem Körperbau, gefund ausfehend und wohlge- 
nährt, wurde auf dem Rüden im Bette liegend, wach, und bei vollem Bemußt- 
fein gefunden. Eeine linfe Gefichtshälfte ift vom unteren Kinnbaden bis zum ober- 
ften Rande des Seitenwanbbeines ſtark angefchwollen, bei der Berührung aber 
nicht ſehr ſchmerzhaft. Das linfe Auge bis an den unteren Rand der Orbita, und 
das untere Augenlid im ganzen Umfange find blauroth fugillivt, die Albuginea 
ift von dem linfen Winkel bis in die Mitte der Hornhant ftarf edhimofirt (Blut- 
austretung), ohne daß das Auge in Bezug des Sehend oder anderer Yunctionen 
geftört wäre. Am inneren Drittheile des linken Augenbraunenbogens beginnt eine 
nad) außen verlaufende 1%, Tange, 2° breite, in Citerung befindliche 
Quetſchwunde, weldye nad) der Angabe des behandelnden Wundarztes Fr. Joſe— 
phus den Kreismusfel des oberen Augenlives durchdrungen hatte; ferner eine 
längs des linffeitigen Schläfenbogens verlaufende, die Haut-Aponeurofe und die 
Urfprungsitelle des Schläfenwinkfels ſchief durchdringende, 1“ 5° lange und 2 
breite in der Heilung begriffene Quetſchwunde, wobei die ganze Kopfhautdede der 
linfen Seite ftarf angeſchwollen ift. Der Unterſuchte hat feit feiner Heberbringung in 
das Spital feine bebenflihen Erſcheinungen gezeigt, ex zeigt aud) gegenwärtig 
außer dem örtlichen Schmerze in der Nähe der verletzten Stellen feine andermwei- 
tigen Erſcheinungen, der Puls ift normal, und nur bei dem Verſuche im Bette 
aufzufigen, beklagt er fid) über Schwindel. 

Aus dieſem Befunde geht hervor, daf Georg Hahn mittelft eines ftum- 
pfen aber harten Werkzeuges verlegt wurde und an ben bezeichneten Stellen 


Serichtszeugen. - 
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Quetſchwunden erlitt, welche felbft die unter ber Kopfvede und unter dem linken 
Augenbraunenbogen befindlihen Muskeln durdbrungen hatten; daß diefe Ver— 
fegungen jede für ſich, und an und für ſich, ohne Rückſicht auf die Dauer der 
Heilung und der Berufsunfähigkeit, für ſchwere BVerlegungen erklärt werben 
müffen, mit dem Bemerfen, daß berlei Quetſchwunden, wegen ven häufig dazu 
tretenden rothlaufartigen Entzündungen aud) lebensgefährlicd werben fünnen, was 
aber in dem gegenwärtigen Falle bei dem Befinden des Verletzten und ber worge- 
fchrittenen Heilung nicht mehr zu befürchten fteht; endlich daß dieſe Berlegungen 
mit einer ziemlich großen Gewalt beigebracht wurben. 
1. Frage. 

Was können die Herren Sacverftän- 
digen über das Werkzeug angeben, mit 
dem die Verlegungen beigebracht wurden ? 


1. Antwort. 

Die Verlegungen wurben mit einem 
ftumpfen, harten Werkzeuge beigebracht, 
ohne daß wir dasſelbe beftimmt bezeicy- 
nen könnten; bie Berlegungen Finnen 
durd wiederholte Schläge mit einem 
fantigen Steine, der Handhabe eines 
größeren Mefjers, oder mit einem Flei- 
nen edigen Hammer hervorgebracht wor: 
den fein. 


Den Herren Sachverſtändigen wurde fohin der der Anzeige beiliegende zerbro— 
chene Mauerziegel vorgewiefen, mit der Frage: 
2. Frage. 
. Halten Sie diefen Ziegel für geeignet, 
die wahrgenommenen Verlegungen hervor: 
zubringen ? 


2. Antwort. 

Diefer zerbrochene Ziegel ift voll- 
fommen geeignet, daß durch wieberholte 
Schläge mit demſelben die an bem 
Georg Hahn wahrgenemmenen Ber: 
letzungen hervorgebracht werben konnten. 

Dr. N. N. Gerichtsarzt. 
N, N. Gerihtswundarzt. 
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Shin wurde diefes Protokoll vorgelefen, und als richtig aufgenommen all- 
jeitig gefertigt. — Gefchloffen um 10"/, Uhr. 

N. N. Unterfuhungsridter. N. N. Gerichtszeuge. 

N. N. Protokollführer. N. N. Gerichtszeuge. 


8. 103. 
Erforſchung der That bei ſtrafbaren Handlungen, die keine 
Spuren zurücklaſſen. 

Kommt es nach der Beſchaffenheit der ſtrafbaren Handlung nicht auf 
einen Augenſchein an, ſo kann die Erforſchung der That an dem gewöhnlichen 
Gerichtsorte vorgenommen werden. Es find aber auch in dieſem Falle alle 
einſchlagenden Umftände mit gleicher Sorgfalt zu erheben, und dasjenige 
was oben ($. 67) von der Führung des Protofolles, und von der Verneh— 
mung der in den SS. 75 und 76 bezeichneten Perfonen angeordnet ift, eben: 


falls genau zu beobachten. 

I. Das wefentlichfte Mittel zur Erforfchung der That ift in ſolchen Fällen Die Verneh— 
mung von Zeugen, worüber, fo wie Über die weiteren zu biefem Zwede nothwendigen 
- Vorkehrungen in den nächften Abfchnitten (88. 104—133) die näheren Borjchriften ertheilt 
werden. , 
II. Die 88. 21 und 22 der Inftruction für die Strafgerichte ordnen an, daß alle Amts- 
bandlungen, welche ohne Nachtbeil für Die Unterfuhung an dem Gerichtsfige vorgenommen 
werben können, nicht außerhalb besjelben vorgenommen werben jollen, und verhalten 
jenen, welcher ohne Noth jolche Amtshandlungen vornimmt oder bewilligt, zum Erſatze ber 
verurſachten Koften, 


Zweiter Abſchnitt. 


Bon der Hausdurchſuchung, Perſonsdurchſuchung, dev Beichlagnahme 
und Eröffnung von Briefen und Schriften. 


Nach den ertheilten Vorfchriften über die Erforfchung der That jtellt 
nun das Geſetz Beitimmungen über ſolche Mafregeln auf, welche zwar theil- 
weife ebenfall® zur Erhebung der That, zunächft aber zur Habhaftwerbung 
des Bejchuldigten dienen. Diefe Mittel find: die Hausdurchſuchung, 
die Berfonspurhfuhung und die Befchlagnahme von Briefen 
und Papieren. Dieje Mafregeln fordern befonders genaue Vorfchriften, 
einerfeits deshalb, weil fie ihrer Natur nach nur gegen eine bejtimmte 
Perfon gerichtet find, und daher vorausjegen, daß ſchon einiger Verdacht gegen 
dieſelbe beftehe, welcher eben durch dieſe Mittel zur vechtlichen Beſchuldigung 
erhoben werben foll, — anderſeits deshalb, weil diefe Schritte des Unter- 
juchungsverfahrens unmittelbar in das durch die bürgerlichen Gefege Jedem 
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zugeficherte Necht ver freien und ausfchlieflichen Schaltung mit feiner Perfon 
und feinem Eigenthume eingreifen, und oft in unvermeidlicher Weife auch die 
Nechte pritter gänzlich unbetheiligter Perfonen beeinträchtigen. Eben veshalb 
muß auch der Unterfuchungsrichter fich in dieſer Beziehung ſtreng an die ge— 
jeglichen Vorfchriften halten, um weder ohne Noth die Rechte einzelner Staats— 
bürger zu verlegen, noch aber die im Intereſſe ber öffentlichen Sicherheit 
nothwendigen Vorkehrungen zu verabfäumen. 


8. 104. 


Wann eine Haus: oder Perfonspurdfuhung vorgenommen 
werden darf. 


Wenn gegründeter Verdacht vorliegt, daß fid) in einem Haufe oder in 
einer anderen Räumlichkeit eine eines Verbredens oder Vergehens ver: 
dächtige Perſon verborgen halte, oder Gegenftände befinden, weldhe für 
eine ſtrafgerichtliche Unterſuchung von Bedeutung fein können, jo ift die 
Hansdurhfuhung, und gegen ſolche Perfonen, gegen welche gegründeter 
Verdacht vorliegt, daß fie den Befig folder ihnen abgeforderten Gegenftände 
verläugnen, oder welde deren Herausgabe verweigern, aud die Durch— 
ſuchung ihrer Kleidung und Perfon geftattet. 


I. Die Bedingung, unter welcher die Durdfuhung eines Hauſes, einer 
Wohnung, oder einer anderen von Privatperfonen ausſchließlich benütten Räume: 
lichkeit, 3. B. eines Stalles, Kellers, Magazins u. dgl. vorgenommen werden barf, 
ift, daß ſich aus ben bisher gepflogenen Erhebungen ein gegründeter Verdacht ergibt, 
daß fich daſelbſt entweder 1) eine eines Verbrechens oder Vergehens verdächtige Perſon 
verborgen halte, oder 2) daß fih dort Gegenftände befinden, welche für eine ftrafgericht- 
liche Unterfuchung von Bebeutung fein können, d. i. ſolche Gegenftände, welche von ber 
ftrafbaren Handlung berrüßren, oder mit welchen biejelbe verübt wurde, oder an welchen 
Spuren derjelben-zu finden find, oder welche Verdachtsgründe gegen eine beftinmte Per- 
fon bilden. 

U. Die Durchſuchung einer Perjon kann zu einem zweifachen Zwecke gefches 
ben: 1) um Gegenftände der oben bezeichneten Art, oder 2) Merfmale der ftrafbaren 
Handlung, 3. B. Berletungen, Spuren einer erlittenen Gegenwehr u. dal. an ihr zu finden. 
— Die Bedingungen der Durchſuchung der Perfon zu dem 1. Zwede find: a) daß gegrün- 
beter Verdacht vorliege, daß fich die Perfon im Befite ſolcher Gegenftände befinde; b) daß 
fie den Beſitz derjelben über die diesfällige Aufforderung des Gerichtes abläugne, oder c) 
zwar ben Beſitz zugeftehe, aber Die Herausgabe vermweigere. — In der 2. Beziehung find 
folgende Bedingungen nothwendig: a) daß ein gegründeter Verdacht beftehe, daß die Per- 
fon ſolche Merkmale an fich haben müſſe (wenn z. B. Blutipuren am Thatorte zeigten, daß 
ſich der Thäter verletst babe, und gegen eine Perfon ſchon anderweitiger Verdacht der Thä- 
terfchaft vorliegt); b) daß fie Das Vorhandenſein jolcher Merkmale über gerichtliches Befra- 
gen abläugne, oder e) ungeachtet aus anderen Erhebungen die Gewißheit des Borbandenfeins 
berjelben fich ergibt, die Befichtigung derfelben werweigere, 
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IH. Die Frage, wer die Haus- oder Perſonsdurchſuchung vorzunehmen babe, ift von 
dem Geſetze nicht ausprüdlich entichieden. Da aber der $. 106 von „Abgeordneten“ 
fpricht, jo birfte e8 feinem Zweifel unterliegen, daß der Unterfuchungsrichter Dazu auch 
einen hinreichend befähigten Beamten oder Diener des Gerichtes abordnen kann. In allen nur 
einigermaßen wichtigen Fällen aber joll ber Unterfuhungsrichter wenigftens die Hausburch- 
fuhungen ſelbſt vornehmen, ober doch unter feiner perjönlichen Aufficht und Leitung vor— 
nehmen laffen, weil diefe Amtshandlung eine Umficht und Genauigkeit erfordert, die man 
von unerfahrenen und minder befähigten Perfonen nicht mit Beruhigung vorausjegen fann. 
— Daß die Perſonsdurchſuchungen von Frauensperjfonen nur wieder Durch Frauensperfonen 
borgenommen werben fünnen, verfteht ſich wol von ſelbſt, und es ift Sadje bes Unter— 
fuhungsrichters, eine Frauensperjon dazu zu beftellen, von ber bie zu Perſonsdurchſu— 
Hungen insbejonders nothwendige befondere Vorficht, Aufmerkfamfeit und Genauigkeit zu 
erwarten ift. 

IV. Die Frage, warn die Durchſuchung vorzunehmen ift, beantwortet fich wol ber 
Natur der Sache nad dahin, daß diefelbe, wenn einmal ihre Nothwenbdigfeit erkannt ift, 
auch ohne Verzug vorgenommen werben müffe, um BVBerfchleppungen vorzubeugen, Das 
Geſetz ſelbſt erkennt Dies an, indem es nicht einmal eine Verzögerung durch Ausfertigung 
bes Auftrages dazu billigt, fondern defjen nachträgliche Zuftellung geftattet ($. 105). 


S. 105. 
Wer zur Bornahme derjelben beredtigt ift. 


In der Regel joll die Hausdurchſuchung von dem Unterfuhungsrichter 
durch einen mit Gründen verjehenen Befehl, welder dem Betheiligten gleich— 
zeitig mit dem Acte, oder innerhalb der nüchſten 24 Stunden zuzujtellen ift, 
angeordnet werden. 

Bon Hausdurhfuhungen wegen Verbrechen oder Vergehen, rüdfichtlid 
welcher weitere polizeiliche Nachforſchungen oder Vorkehrungen im Intereſſe 
der öffentlichen Sicherheit erforderlich fein Fönnen, insbejondere bei Hod)- 
verrath, Störung der öffentlihen Ruhe, Creditspapier = und Miünzver- 
fälfhungen, ift, in foferne dieß ohne Verzögerung gefhehen kann, die nächſte 
Siherheitsbehörde ($. 61) vorläufig in Kenntniß zu ſetzen, damit ein Ab- 
geordneter derjelben hierbei anwefend fein, und, ohne auf den Unterſuchungs⸗ 
Act Einfluß zu nehmen, ſich die nöthigen Kenntuiſſe zu den weiter erforder: 
lihen Vorkehrungen verſchaffen könne. 


8. 106. 


Auch ohne Befehl des Unterfuhungsrichters kann die Hausdurchſuchung, 
wenn Gefahr am Verzuge haftet, von jedem Bezirksgerichte ($. 13), ſowie 
in Folge einer Aufforderung des Stantsanwaltes, oder and) von Amtswegen 
von Beamten der Sicherheitsbehörde oder von Gemeindevorftehern ange: 
ordnet werden. Auch in Fällen diefer Art find die zur Vornahme der Haus: 
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durchſuchung Abgeordneten, wo möglich, mit einer ſchriftlichen Legitimation 
von Seite der Behörde zu verjehen. 

Wenn jedod der Beſchuldigte auf friiher That betreten, oder gleich 
nad) der That durch öffentliche Nadeile oder öffentlihen Auf als eines 
Verbrechens oder Vergehens verdächtig bezeichnet, oder im Beſitze von 
Gegenftänden betreten wird, welde von dem Verbrechen oder Vergehen her: 
rühren, oder auf feine Betheiligung an demjelben hinweiſen, können 
ſelbſt Gensd’armen und andere Sicherheits-Organe, ohne dazu befonders 
anfgefordert oder beauftragt zu fein, eine Hausdurchſuchung zur Auffindung 
des Verfolgten oder von Gegenftänden des Verbrechens oder Bergehens 
vornehmen. Diejelbe Befugniß fteht ihnen zu, wenn eine Perjon, wider 
welche bereits ein Vorführungs- oder Verhaftsbefehl erlafien ift, ſich vor 
ihren Augen in ein Haus oder einen anderen Raum geflüchtet hat. 

I. Die Perfonen, welche eine Haus- oder Perſonsdurchſuchung vornehmen, rüdficht- 
lich anorbnen können, find nach der Reihenfolge ihrer Berechtigung: 

1. Der Unterſuchungsrichter in allen in ben 88. 104 und 106 aufgeführten 
Füllen. 

2. Die nicht als Unterfuchungsgerichte beftellten Bezirksgerichte, Beamte ber 
Sicherheitsbehörden und Gemeindevorfteher in allen jenen Fällen, wo bie 
im $.104 feſtgeſetzten Bedingungen eintreten, wegen Gefahr am Verzuge aber eine worläu- 
fige Berftändigung des Unterfuhungsrichters und Einholung eines Befehles desjelben nicht 
möglich ift. 

3. Der Staatsanwalt unter den eben bemerkten Bedingungen, welcher bie Durch— 
fuchung jedoch nicht felbft vornehmen fan, fondern Beamte der Sicherheitsbehörde ober 
Gemeindevorfteher dazu aufzufordern hat, welche gemäß diejes Paragraphes, dann ber 
88. 26 und 33 verpflichtet find, diefer Aufforderung Folge zu leiften. 

4. Gensd'armen und andere Sicherheitsbeamte in folgenden Fällen: 
a) wenn ber Beichuldigte auf friiher That, d. i. während oder unmittelbar nach 
Berübung ber ftrafbaren Handlung, 3. B. bei einem Diebftahle, betreten wird; b) wenn er 
glei, d. i. in einer möglichft kurzen Zeit nach der That, buch öffentliche Nach— 
eile ober Öffentlihen Ruf, alfo durch Berfolgen oder Nachrufen auf der Straße oder 
fonft im Freien, als eines Verbrechens oder Bergehens verdächtig bezeichnet wirb; c) wenn 
er im Befite von Gegenftänden, melde von dem Verbrechen oder Vergehen herrüh— 
ren, ober anf feine Betheiligung an bemjelben hinweiſen (3.3. Breceifen, Waffen 
u. dgl.), betreten wird, und zwar zu einer folhen Zeit unb unter ſolchen Umftänden, daß 
mit Grund angenommen werben fann, er fei nicht durch Ueberfommung der Gegenftände 
von einem unbetheiligten Dritten, fondern nur Durch feine eigene Betheiligung an der ftraf- 
baren Handlung in den Beſitz berjelben gefommen ; d) wenn eine Perjon, wider welche 
bereits ein Borführungs- oder Berhaftsbefehl erlaffen ift, fich vor ihren Augen in ein Haus 
oder einen geichloffenen Raum flüchtet. In allen dieſen vier Fällen kann der Zwed der Durch- 
fuchung entweder die Auffindung bes flüchtigen Bejchuldigten, oder jene von Gegenftänden 
ber ftrafbaren Handlung fein. 

II. Zwiſchen dem im $. 105 erwähnten Befehl bes Unterfuchungsrichters, und ber 
im 8.106 erwähnten Legitimation, ift nur ber Unterfchieb, daß ber erftere ſtets mit 


“ 
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Gründen (bei deren Abfaſſung übrigens die Vorſchrift des $. 165 der Inftruction für bie 
Strafgerichte zu beobachten iſt) werjeben fein muß, welche bei der letzteren nicht nothwen— 
dig find. 

III, Außer ver Sicherbeitsbebörbe hat der Unterfuhungsrichter nach $. 63 immer auch 
den Staatsanwalt von der vorzumehmenden Haus- oder Perfonsdurdfuhung in Kenntniß 
zu fegen, damit er derfelben beimobnen und feine allfälligen Anträge ftellen könne. 


IV. Nachdem gemäß Artikel 15 des mit dem h. Stuhle abgeichloffenen Eoncordates 
(Kaif. Pat. v. 5. Novbr. 1855 Nr. 195 R. ©. Bl.) die Immunität der Kirchen infoweit 
beobachtet werden ſoll, als die öffentliche Sicherheit und die Forderungen der Gerechtigkeit 
es verftatten, jo verftebt fich von ſelbſt, daß die Verfolgung eines Flüchtigen nicht in das 
Innere einer Kirche fich erftreden, oder eine Durchſuchung derjelben, außer in den allerwich- 
tigjten Fällen, ftatt finden dilrfe; fondern e8 wird in einem jolhen Falle durch Bewachung der 
Ausgänge oder in anderer zweddienlicher Art die Feftnebmung des Flüchtigen veranlaft wer- 
den müſſen. 


Literatur: Brauer, Die frifhe That. (Gerichtsſaal VII. Jahrg. I. Br. ©. 282.) 


1. Muſter eines Hausdurchfuchungsbefehles. 


In Erwägung, daß der hier verhaftete Johann Starf geftanden hat, er 
babe die von ihm bei dem Uhrmacher Porenz Brunner gejtohlenen Uhren 
feinem Bruder dem Schneidergefelen Franz Stark in Aufbewahrung gegeben, 
daß Franz Starf den Befig diefer Uhren abläugnet, und daß demnach die 
Durchſuchung der Wohnung des Franz Stark nothwendig ift, um die dort auf- 
bewahrten Uhren abzunehmen, wird hiermit dieſe Durchſuchung angeordnet und 
Jedermann, der fi) in der Wohnung befindet oder den Schlüffel dazu in Händen 
hat, beauftragt, diefem Befehle unweigerlich Folge zu leiften. 


N., den — 
Der Unterfuchungsrichter am f. f. Pandesgerichte zu N. 
(L. S.) MN. 
Geſehen 
N., den — 
NN. 


k. £. Staatsanwalt. 


Diefer Befehl wurde der in ver Wohnung getroffenen Anna Starf, Gat— 
tin des Franz Starf, zugeftellt, und wird hiermit beftätiget, daß bei ber 
Durchſuchung vier goldene Sadfuhren vorgefunden und in gerichtliche Verwahrung 
geriommen wurden. 

MN. 
Unterfuhungsrichter. 


$. 106. 143 


1. Muſter eines Hausdurchfuchungsbefehles für einen Abgeordneten. 


Der Unterfuhungsrichter an dem f. f. Kreisgerichte zu N. 
an 
den Herrn f. k. Auskultanten N. N. 


Wegen des in der Vorunterſuchung rücdfichtlicd der an dem bürgerlichen Han— 
delsmanne Joſeph Noſch verübten Beruntreuung vorgefonmenen Umftandes, 
daß einige der veruntrenten Seidentücher im Befige der Handarbeiterin Katha— 
rina Roſt gefehen wurden, ift e8 nothwendig, in dev Wohnung der Letztgenann— 
ten in der Hauptjtrafe Nr. 46 eine Nachforſchung zu pflegen und erforderlichen 
Falles eine Hausdurchſuchung vorzunehmen, 


Sie werben demnach aufgefordert, ſich nad vorläufiger Rückſprache mit der 
k. k. Staatsanwaltjchaft über deren allfällige Beiwohnung bei der Hausburd- 
ſuchung unverweilt in die Wohnung ver Katharina Roft zu begeben, fie oder 
die dort befindlichen Perfonen zur Herausgabe der in ihrem Befite befindlichen 
Seidentücher aufzufordern, ımd für den Fall der Abläugnung oder Verweigerung 
der Herausgabe in Folge $. 104 der Str. Pr. D. in Gegenwart von zwei nad) 
8. 68 der Str. Pr. DO. verpflichteten Gerichtszeugen mit der Hausdurchſuchung 
vorzugehen. Die beiliegende Berftändigung haben Sie der Katharina Roſt 
oder den in der Wohnung angetroffenen Perfonen zuzuftellen, oder, falls die Woh— 
nung durch den Schloffer geöffnet werden müßte, in derfelben an einem in bie 
Augen fallenden Orte anzubeften, und im erfteren Falle die Zuftellung im Pro» 
tofolle bejcheinigen zu laffen, im letteren Falle aber auf der Berftändigung zu 
bemerken, daß die Hausdurchſuchung im Beifein eines zu benennenden Nachbars 
vorgenommen worden fei. 


Die gefundenen verdächtigen Gegenftände haben Sie in gerichtliche Ver— 


wahrung zu nehmen, und im alle die Wohnung durch den Schloffer geöffnet 
werben müßte, diefelbe wieder jo verfperren zu lafjen, wie fie gefunden wurde. 


N., den 
Im Namen des k. k. Kreisgerichtes zu N. 
MN. 
Geſehen Unterſuchungsrichter. 
N., den — 
MN. 


k. £ Staatsanwalt. 
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S. 107. 
Schonung bei Bornahme derjelben. 


Haus und Perſons-Durchſuchungen find ſtets mit Vermeidung alles 
unnöthigen Auffehens und aller nicht unumgänglich nöthigen Störung der 
häuslichen Ruhe, wit möglidhiter Schonung für den Auf der Perfon, bei 
welder fie vorgenommen werden, und mit Beachtung der Schidlidhkeit und 
des Auftandes vorzunehmen. Zur Nachtzeit Tann eine Hausdurchſuchung 
nur in jehr dringenden Fällen ftattfinden. 


Der Hausdurchſuchung foll nad) Thunlichkeit der Inhaber der zu durch⸗ 
ſuchenden Räume, oder ein Mitglied feiner Familie, oder ein anderer Haus- 
bewohner oder Nadıbar beigezogen werden, und es ift über diefelbe immer 
ein Protokoll aufzunehmen, dns von allen dabei Anwejenden zu unter: 
zeichnen ift. 

Alte bei derlei Durchſuchungen vorgefundenen verdächtigen Gegenftände 
find in gerichtliche Verwahrung oder doch unter gerichtliche Obhut, oder in 
Beſchlag zu nehmen ($. 102). 


I. Diefe Regeln gelten gleihmäßig für alle Perfonen und Behörden, welche nach 
88. 105 und 106 zur Vornahme einer folhen Durchſuchung berechtigt oder damit beauf- 
tragt find. 

II. In ſehr vielen Fällen wird e8 auch zwedmäßig fein, den Beſchädigten, wenn es 
ohne Zeitverluft gejchehen kann, der Durchſuchung beizuzieben, damit jogleich eine Aner- 
fennung der vorgefundenen Gegenftände erfolgen, und das ſohin weiter Nothiwendige 
unverzüglich vorgefehrt werben fünne. 


III. So jehr ber Unterfuhungsrichter oder überhaupt derjenige, der die Hausdurch— 
fuhung vornimmt, verpflichtet ift, Die Beftimmungen dieſes Paragraphes genau zu befolgen, 
eben fo ſehr ift er aber auch berechtigt und verpflichtet, alles hintanzubalten, woburd ber 
Zweck der Amtshandlung vereitelt werben könnte. Er wird namentlich alle Eingänge ber 
Wohnung oder des Hauſes bewachen Taffen, und gemäß $. 155 verfligen, daß Niemand 
vor beendeter Durchſuchung die Wohnung oder das Haus verlaffe. Er wird ſich durch 
feine Borftellungen bewegen laffen, irgend eine Räumlichkeit undurchſucht zu laffen, und 
einzig die Zimmer oder Betten, in welchen Kranke, Wöchnerinen u. dgl. liegen, könn— 
ten eine Ausnahme machen. In jehr wichtigen Fällen aber, oder wenn ber Verdacht einer 
Berftellung obwaltet, wird er den Gerichtsarzt beizieben, und nach beffem Ausjpruche und 


unter den von ihm angegebenen Borfihtsmaßregeln die Durchſuchung auch dieſer Räumlich- 
feiten veranlaffen. 


8. 107. 145 


Muſter eines Protokolles über eine Hausdurchſuchung. 
Protokoll 
vom — — — — 
aufgenommen von dem Unterſuchungsrichter am k. k. Landesgerichte in N. als 
Unterfuchungsgerichte, über Die Durdyfuhung ver Wohnung des Franz Stark, 
aus Beranlaffung der Unterfuhung wider Johann Starf. 


Gegenmwärtige 
Bon Seite des Gerichtes: Bon Seite der Partei : 
Der Unterfuhungsridter N. N. Anna Start, 


Der k. k. Staatsanwalt N. N. 

Der beeivete Protofollführer N. N. 
RN. 
MN. 

In Erwägung, daß bei dem Schneivergefellen Franz Starf mehrere von 
Johann Starf geftehlene Uhren in Aufbewahrung fein follen, wurde eine in 
deſſen Wohnung vorzunehmende Hausdurchſuchung angeorbnet. 

Der gefertigte Unterſuchungsrichter hat ſich demnach heute um 10 Uhr Vor— 
mittags in die in der Roſengaſſe Nr. 28 befindliche Wohnung des Franz 
Stark begeben und die Herren N. N. und N. N., welche nach 8. 68 der Str. 
Pr. O. verpflichtet wurden, als Gerichtszeugen zugezogen. 

Die Wohnung des Franz Stark wurde offen gefunden und in derſelben 
deſſen Gattin Anna Stark angetroffen. 

Der Befehl zur Hausdurchſuchung wurde der Anna Stark mündlich 
eröffnet und in der ſchriftlichen Ausfertigung zugeſtellt. 

Nachdem dieſelbe erklärte, daß fie von in der Wohnung aufbewahrten Uhren 
nichts wiffe, wirrde zur Durchſuchung der Wohnung gefchritten und zwar in Ge— 
genwart der Anna Stark. 

Die Wohnung befindet fi) zu ebener Erde und hat den Eingang von der 
Gaſſe durd eine Ladenthüre, umd befteht aus einem Zimmer, einer Kammer und 
einer Küche, welche einen befonderen Eingang vom Hofe hat; beide Eingänge wur- 
den unter unauffällige Bewachung gejeßt. 

Sohin wurden alle vorfindigen Behältniffe genau durchſucht, und nach mehr 
als einftündigem Suchen, in der Küche hinter dem Here, in einer alten Schmalz- 
döfe, weldye bis oben mit Kehricht angefüllt war, am Boden verfelben vier Stüd 
in Papier abgefondert eingewidelte goldene Cilinderuhren worgefunden, welde ber 
beigezogene Uhrmacher Loren z Brunner ſogleich als fein Eigenthum erkannte, 

Die Uhren wurden in gerichtliche Verwahrung genommen, und find in dem 
anliegenden Berzeichniffe A genau befchrieben. 

Früfwald, Strafprozeß. 10 


Gerichtszeugen. 
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Sohin wurde diefes Protokoll geſchloſſen, und nad) der Vorleſung als richtig 
aufgenommen allfeitig gefertigt. 
N. N. Unterfuchungsrichter. Anna Start. 
N. N. beeideter Protofollführer. Lorenz Brunner. 
N. N. k. k. Staatsanwalt. 
N. N. Gerichtszeuge. 
N. N. Gerichtszeuge. 


S. 108. 
Durchſuchung von Briefen oder anderen Schriften und Papieren. 


Die für Haus- und Perfonsdurdfuhungen gegebenen Vorſchriften 
gelten auch hinſichtlich der Durchſuchung von Briefen oder anderen Schriften 
und Papieren. In Beziehung auf die gerichtliche Verwahrung derjenigen 
diefer Papiere, welde für die Unterfuchung erheblich erkannt werden, find 
die in dem $. 102 gegebenen Borfchriften zu beobadhtei. 

Die Entfiegelung und Durchſuchung folder Papiere ift von dem Unter⸗ 
ſuchungsrichter in Gegenwart eines Protofollführers und zweier Geridhts- 
zeugen vorzunehmen, und, wenn nicht Gefahr am Verzuge haftet, der Be: 
theiligte anfzufordern, derfelben beizuwohnen, Erſcheint er auf eine jolde 
Aufforderung nicht, oder kann ihm diejelbe wegen feiner Abweſenheit wicht 
zugeftellt werden, fo ift die Entfiegelung dennod), aber in der Art vorzu- 
nehmen, daß dabei das Siegel jelbjt unverlegt bleibe. 


I. Sehr oft kommen Fälle vor, wo entweder die ftrafbare Handlung jelbft, die Vor— 
bereitungen dazu, oder die Merkmale derjelben in Urkunden, Schriften oder Briefen, d. i. 
in jolchen, welche fich bereits in den Händen der Adreſſaten befinden, vorfindig find, 3. B. 
“in Fällen des Hocverratbes, des Betruges, der Veruntreuung u. dgl. In allen ſolchen 
Fällen ift die Verfhaffung ſolcher Schriften zu den Alten, und desbalb die Nachſuchung 
nach denjelben notbiwendig, und es gelten über die Bedingungen, die Zeit und bie 
Borjichten bei Vornahme derjelben der Natur der Sache nad genau diejelben Regeln, 
wie fie fiir die Nachforſchung nad anderen Gegenftänden einer ftrafbaren Handlung in 
den SS. 104—107 gegeben find. 

II. Rüdfichtlih der Art der Vornahme diefer Nachforſchung find zwei Momente zu 
unterjcheiden: die Abnahme der Schriften, und bie eigentlihe Durchſuchung der- 
jelben. — Die Abnahme der Schriften hat auf die im $. 107 vorgefchriebene Art zu 
geſchehen, und es ift nicht nothiwendig, daß der Unterfuchungsrichter dieſelbe jelbft vornehme, 
indem es fi nur darum handelt, daß wo möglich alle im Befite der Perjon, bei der 
die Nachſuchung gejchiebt, vorfindigen Papiere zu Gericht gebracht werden. So wie in 
Allem, jo ift auch bier die größte Bollftändigfeit der Amtshandlung geboten, und fein 
noch jo unfcheinbares Notizenbuch, feinen Zettel halte der Abgeordnete für zu gering, um 
fig nicht zu Gericht mitzubringen, two die Schriften forgfältig dDurchfucht werden müffen. Mir 
ift aus meiner Praris ein Fall befannt, wo ein Gejchäftsführer, der feinem Mandanten 
durch eine Reihe von Jahren ftets falſche Rechnungen gelegt hatte, Die zu feiner eigenen 
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DOrientirung verfaßten richtigen Rechnungen in Briefe verborgen hatte, welche zur Zeit der 
Abnahme feiner Papiere ſchon 12—15 Jahre alt waren, und nur durch die Vorficht, auch 
dieſe doch anjcheinend überflüſſigen Papiere abzunehmen und genau zu durchſuchen, wurbe 
es möglich, den Beweis der ganzen Schuld gegen den theilweife läugnenden Beſchuldigten 
berzuftellen. — Die abgenommenen Papiere find fohin nach Vorſchrift des $. 102 zu ver- 
zeichnen, oder auf bie dort vorgejchriebene Art in einen Umfchlag zu Bringen, zu verfiegeln 
und zu Gericht mitzunehmen. 

II. Bei Gericht findet dann die Entfiegelung und eigentlihe Durchſuchung durch 
den Unterfuchungsrichter ſelbſt, unter den in dieſem Paragraphe bezeichneten Förmlichkei— 
ten und Vorſichten Statt. Nun werden die für die Unterfuchung notbwendigen Schriften 
ausgejchieden, bie anderen aber fünnen dem Eigenthitmer zuritcgeftellt werben. Ueber dieſen 
Alt der Durchſuchung wird gemäß $. 107 ein Protofoll aufgenommen, und diefem nad 
$. 102 das genaue Berzeichnig der zurlidbehaltenen Schriften beigelegt. 

IV. In einzelnen Fällen können, wenn der Unterfuchungsrichter es für nöthig erach- 
tet, beide Afte vereinigt vorgenommen werben, was aber nur dann rathſam ift, wenn eine 
einzelne beftimmte Urkunde, z. B. ein ZTeftament, ein Schuldſchein gefucht wird, und ber 
Unterfuchungsrichter die Dazu nöthige Zeit verwenden kann. 


8. 109. 


In wieferne von Jedermann Die Herausgabe von Urfunden 
oder Schriften gefordert werden fünne. 


Urfunden oder Schriften, welche für die Unterſuchnng eines Verbrechens 
oder Bergehens erheblich fein können, müflen von Jedermann auf Begehren 
herausgegeben werden. VBerweigert der hierzu Anfgeforderte die Herans- 
gabe einer ſolchen Schrift, fo it in dem Falle, wenn der Beweis oder doch 
gegründeter Verdacht vorliegt, daß er ſich im Befige derſelben befindet, mit 
der Haus-, und nad Umſtänden and mit der Perſons-Durchſuchung wider 
ihn vorzugehen. Führt aud) dieje nicht zu dem erwünſchten Erfolge, jo kann 
der Unterſuchungsrichter, wenn der Befis erwiejen ift, die Herausgabe unter 
Androhung einer angemeflenen Geld- oder Arreftitrafe fordern. 

I, Diefer Baragraph jehreibt vor, gegen wen mit der Abnahme von Schriften oder 
‚Urkunden vorgegangen, und dur welche Mittel diefelbe bewerfftelligt werben könne. 
In erfterer Beziehung erflärt das Geſetz, daß Jedermann, ohne Unterjchied, die für 
eine Unterfuchung erheblichen Schriften abgenommen werben können. — In ber zweiten 
Beziehung find als Mittel zu deren Bewerfftelligung bezeichnet: 1) die einfache mündliche 
ober jchriftliche Aufforderung zur Herausgabe der Urkunden oder Schriften; 2) im 
Falle der Verweigerung der Herausgabe die nach Vorſchrift des 8. 107 vorzunehmende 
Hause oder Perſonsdurchſuchung, und wenn auch diefe zu feinem Ziele führt, 3) 
bie verſchärfte mündliche oder fchriftliche Aufforderung unter Androhung einer anges 
mefjenen Geld- oder Arreftitrafe. 

II. Weber die Dauer diefer Arreft oder den Betrag der Geldftrafe enthält das Geſetz 
feine Vorſchrift, fondern verlangt, daß diefelben ven Berhältniffen der Perjon und bes 
- Bermögens des Aufgeforberten, dem Interefje, welches er an ber Zurückhaltung ber Ur- 

10* 


148 VI. Hauptftüd. — Bon des Hausdurchſuchung :c. 


funde nad der Lage der Sache bat, und ber Wichtigkeit des Gegenftandes angemeſſen 
feien ; e8 kann daber deren Gränze durch Feine allgemeine VBorfchrift beſtimmt werden. 

II. War auch dieſe verfchärfte Androhung ohne Erfolg, jo muß die angedrobte 
Strafe ſogleich nah Ablauf der zur Erfüllung des Auftrages gejetsten Frift vollzogen, 
und der Auftrag unter Androhung einer ftets erhöhten Strafe fo lange wiederholt werben, 
bis der gerichtliche Befehl befolgt ift. Es ergibt fich Schon daraus, daß gleich das erfte Mal. 
eine jo empfindliche Geld- oder Arreftftrafe augebrobt werden muß, daß nah den Berbält- 
niffen des Bebrobten ein Erfolg zu erwarten ift. 


Muſter einer ſolchen Aufforderung. 


An Herin Johann Mann. 

Sie erhalten hiermit den Auftrag, die in Ihren Händen befindlichen Ge- 
ihäftsbriefe und Nechnungen des hierortS wegen betrügerifcher Krida verhafteten 
hiefigen Handeldmannes Peter Leicht morgen Samftag den 12. d. M. Vormit- 
tag um 9 Uhr in dem Amtszimmer des Gefertigten im Gerichtshaufe in der Stadt 
Nr. 100 fo gewiß zu erlegen, wibrigens nad) der VBorfchrift des $. 109 der Str. 
Pr. Ordng. wider Sie vorgegangen werden würde. 

(In der verjhärften Aufforderung wird e8 heißen :) 

wibrigens eine Gelpftrafe von 50 fl. C. M. von Ihnen eingehoben werben, 
oder Sie durd 10 Tage im Arrejte angehalten werden würden. 

N., den — — 

Der Unterfuhungsrichter am f. f. Kreisgerichte zu N. 


$. 110. 
Beihlagnahme von Briefen. 

Wenn die Unterfuchung bereits gegen eine bejtimmte Perſon eingeleitet 
($. 145), oder wenn der Beſchuldigte wegen eines Berbredhens oder Ber- 
gehens ſchon verhaftet, oder wenn gegen ihn bereits ein VBorführungs: oder 
Verhaftsbefehl erlafien iſt, jo können Briefe, welche an denfelben gerichtet 
find, oder welche er an Andere abgejendet hat, von dem Unterfuhungsrichter, 
oder von dem ftatt desjelben eingefchrittenen Bezirksgerichte ($. 13), un: 
mittelbar, oder auf Verlangen des Stantsanwaltes in Beſchlag genommen, 
und deren Auslieferung an den Unterfuhungsrichter, oder an das Bezirks— 
gericht, von den Poftämtern verlangt werden. Die Poftämter und Poft- 
Bedienfteten find ferner verpflichtet, aud über unmittelbare Aufforderung 
de3 Stantsanwaltes ſolche Briefe bis zum Eintreffen einer weiteren geridht- 
lihen Verfügung zurüdzuhalten; erfolgt jedody eine Verfügung hierüber 
von Seite des Unterſuchungsrichters nit binnen drei Tagen, jo hat das 
Poftamt die Beförderung der zurüdgehaltenen Briefe nicht weiter aufzu— 
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halten. Uebrigens ift jede Beſchlagnahme von Briefen dem Beſchuldigten, 
oder wenn er abwejend ift, einem feiner Angehörigen fogleid bekannt 
zu machen. 

I. Die widtigften Euthüllungen über ftrafbare Handlungen und die Dabei betheiligten 
Perjonen, ja die ftrafbare Handlung felbft, find ſehr oft in Briefen enthalten, welche 
noch nicht an den Adreffaten gelangt, ſomit fein Gegenftand der in ben $$. 108 und 109 
bezeichneten Amtshandfungen find. Das Mittel, zur Kenntniß des Inhaltes ſolcher Briefe zu 
fommen, ift die Beſchlagnahme derſelben auf ber Poft und die Eröffnung berjelben. 
Allein dieſes Mittel widerftreitet jo fehr dem gegenwärtig itberall geltenden Grundfage der 
Unverfetlichkeit des Briefgebeimniffes, daß basfelbe nur unter befonderen Bedingungen, 
welche eben das Geſetz in 88. 110 und 111 feftjetst, angewendet werben fann. 


U. Die Befhlagnahme von Briefen kann mur immer fraft einer ridterli- 
ben Berorbnung erfolgen, zu deren Erlaflung nur der Unterfuchungsrichter oder das 
an feiner Stelle nah $. 13 einfchreitende Bezirfsgericht berechtigt ift. Dieje Beſchlagnahme 
erftredt fi auch nur auf jene Briefe, welche der Beichuldigte abſendet oder welche unmit-_ 
telbar an ihm gerichtet find, Feineswegs auf Briefe von feinen oder an feine Angehörigen, 
ober auf Briefe dritter Perfonen. — Aber auch zur Anordnung der Befchlagnahme ber 
Briefe des Befchuldigten ift nothwendig: 

1) daß gegen den Bejchuldigten bereits die Einleitung der Special-Unterfuchung gemäß 
8. 145 beichloffen, und dieſer Beichluß in Rechtskraft erwachſen fei; oder 

2) daß der Beichuldigte wegen eines Verbrechens oder Bergebens fhen verbaftet 
fei, in welchem Falle dann die Vorſchrift des S. 167 in Anwendung fommt, wobei jedoch 
die nad) 8. 156 verhängte Unterfuhungebaft und nicht blos Die nach 88. 151 und 152 
verfügte vorläufige Verwahrung zu verftehen ift, weil bie letztere nicht nothwenbig 
eine richterliche Anorbnung vorausſetzt; ober 

3) daß gegen ben Bejchuldigten bereits ein Borführungs- ($. 150, 151) ober Verhafts- 
befehl (8. 157) erlaffen und in Rechtskraft erwachſen jei. 


III. Sowie der Staatsanwalt nad $. 63 von ber Berfügung der Befchlagnahme 
von Briefen vorläufig zu verftändigen ift, und er diefelbe nach 8. 110 beantragen kann, fo 
fteht ihm auch ein jelbftändiger Einfluß in diefer Beziehung zu. Er kann nämlich durch Die 
Boftämter und Poftbedienfteten die Zurüdhaltung folcher Briefe beim Poftamte weranlaf- 
fen, um mittlerweile den Befehl zur Beſchlagnahme derjelben durch den Unterfuchungsrich- 
ter zu erwirfen. Diefe Mafregel ift aber jo befchränkt, daß fie binnen drei Tagen, wenn 
fein derlei Befehl erfolgt, von jelbft erliicht. 


IV. Was die Form ber richterlichen Anordnung ober ber Aufforderung des Staats- 
anmaltes betrifft, fo ift fie nach SS. 26 und 33 die Form des Erjuchichreibens, welches un— 
mittelbar an alle jene Poſtämter geftellt wird, bei welchen der Wahrjcheinlichkeit nach zunächft 
folche Briefe in Vorſchein kommen dürften. Soll diefe Mafregel in einem größeren Umfange 
ausgeführt werben, jo müßten diesfalls die höheren Poftbehörden angegangen werben. 

V. Endlich ift noch jede wirklich erfolgte Beſchlagnahme von Briefen dem Beichuldigten 
ober einem feiner Angehörigen fogleich befannt zu geben. Der Zweck diefer Anordnung ift, 
daß diefe Perfonen von dem Einlangen oder Nichtablaufen für fie wichtiger Briefe in Kennt- 
niß fommen, und auch das ihnen nach $. 64 zuſtehende Necht der Beſchwerde gegen biefe 
Berfügung geltend machen können. 
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5.111; 
Beihlagnahme von Briefen. 


Die Eröffnung der mit Beihlag belegten Briefe darf nur von dem 
Unterfudhungsrichter vorgenommen werden. Die Siegel dürfen dabei nicht 
verletst und die Umſchläge und Adreſſen müſſen aufbewahrt werden, And) 
ift über die Eröffnung ein Protokoll aufzunehmen. Nach Eröffunng der 
Briefe find diejelben, joferne von der Mittheilung ihres Inhaltes fein nad): 
theiliger Einfluß für die Unterfuhung zu beforgen ift, dem Beſchuldigten 
oder demjenigen, an welchen fie gerichtet find, in Urſchrift oder Abſchrift, 
ganz oder auszugsweije mitzutheilen. Iſt der Beihuldigte abwejend, jo 
geidhieht die Mittheilung an einen feiner Angehörigen. Sind feine Ange: 
hörigen des Beſchuldigten vorhanden, jo it der Brief, wenn es nad) dem 
Ermeſſen des Richters im Intereſſe des Abſenders liegt, diefem zurückzu— 
ſchicken, oder demjelben, falls der Brief bei den Acten bleiben muß, die 
erfolgte Beihlagnahme anzuzeigen. 

In Beihlag genommene Briefe, deren Eröffnung nicht für nöthig er- 
achtet wird, find ohne Verzug denjenigen, an welde fie gerichtet find, aus- 
zufolgen oder der Poſt zurüdzugeben. 

In der Anordnung, daß nur der Unterfuchungsrichter die in Beichlag genommenen 
Briefe eröffnen darf und folche, die fich Schon von außen, 3.8. durch Die Perfon des Adreffaten 
ober die befannte Schrift und Siegelung des Abjenders, als unbedenklich darftellen, nicht zu - 
eröffnen braucht, liegt ein weiterer Schuß des Briefgeheimniffes, fo wie auch die übrigen 
Verfügungen dieſes Paragraphes dazu dienen, den allfälligen Nachtheilen aus ber Beichlag- 
nahme möglichft vorzubeugen. 


Dritter Abſchnitt. 
Bon der Vernehmung dev Zeugen. 


Im 8. 75 hat das Gefet im Allgemeinen vie VBernehmung von Zeugen 
angeordnet, und in den Erklärungen zu vemfelben wurde gezeigt, welche Per- 
fonen, in welcher Ordnung und mit welchen Borfichten fie als Zeugen abzu- 
hören find. In dem nım folgenden III. Abfchnitte beftimmt das Gejet, welche 
Perfonen von ver Zeugenfchaft ausgefchloffen, vann wo, von wem, und unter 
welchen Förmlichkeiten die Zeugen zu vernehmen und zur beeidigen find. 


S. 112, 
Welhe Perjonen als Zeugen nicht vernommen werben bürfen. 


Als Zeugen dürfen bei fonftiger Rechts-Unwirkſamkeit ihrer Ausjage 
nie vernommen werden: 
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Die angedrohte Rechtsunwirkſamkeit der Ausjage zeigt fih dadurch, daß Die 
Ausfage einer ſolchen Perſon weder bei Beurteilung der rechtlichen Verdachtsgründe, noch 
bei Prüfung der Beweife der Schuld beriidfichtigt werden darf, und überhaupt fo zu be- 
handeln ift, als wäre fie gar nicht abgelegt worden. 

a) Geiftlihe in Anfchung deilen, was ihmen in der Beichte oder fonft 
unter dem Siegel geiftliher Amtsverfhwiegenheit anvertraut wurde; 

Hierbei find Geiftliche aller in Defterreich gefetlich beftebenden Neligionsübungen ver- 
ftanden, ohne daß es nothwendig it, daß ein folcher Geiftlicher zugleich der ordentliche 
Seelforger befjen ift, ber ihm das Betreffende anvertraut bat. 

b) Staatöbeamte, wenn fie durch ihr Zeugniß das ihnen obliegende Amis— 
geheimniß verlegen würden, in foferne fie dieſer Pflicht nicht durch ihre 
vorgejeste Dienjtbehörde entbunden worden find. 

I. Hier find Thatfachen verftanden, welche dem Beamten nur im engften Dienftvers 
trauen unter bem Amtsgeheimniffe befannt geworben find, nicht aber andere Vorfälle, in deren 
Kenntniß er gelegentlich einer Amtshandlung gekommen ift, 3. B. Beleidigungen zwijchen 
Parteien bei einer commiffionellen Verhandlung. 

II. Einen befonderen Fall des zu beobachtenden Amtsgeheimniffes enthalt die oben bei 
8. 71 im V. Abfate angeführte Min. Brdg. v. 8. Nov. 1855, Nr. 194 R. ©. Bl. 

Auch diejenigen Perjonen find nicht als Zengen abzuhören, welde zur 
Zeit, als fie das Zeugniß ablegen follen, wegen Leibes- oder Gemüthsbe— 
ſchaffenheit außer Staud find, die Wahrheit anzugeben. 

Dasjelbe gilt auch von jenen Perfonen, welche erwiejener Maßen zur Zeit ber That- 
ſache, über die fie vernommen werben jollten, in einem ſolchen Geiftes- oder Körperzu— 
ftande waren, in welchem fie unmöglich die Wahrheit auffaffen und erfahren konnten, 3. B. 
ein VBolltruntener, der bei einer Schlägerei anwejend war. — Die Ausfage der in dieſem 
letzten Abjate des Paragraphes erwähnten Perfonen aber ift nicht an ſich rechtsunwirkſam, 
denn fonft müßte diefer Abſatz mit lit. e) bezeichnet fein. 


S. 113. 
Welche Perfonen fih der Jeugen-Ausfage entſchlagen vürfen. 
Bon der Verbindlichkeit zur Ablegung eines Zeugniſſes im Strafver- 
fahren find befreit: 

a) die Verwandten und Berjhwägerten des Beſchuldigten in auf- und 
abfteigender Linie, deſſen Ehegatte, Geſchwiſter und deren Ehegatten, 
Oheime und Muhmen, Neffen und Nichten, Geichwifterkinder, Adoptiv- 
und Pflege-Eltern oder Kinder, der Bormund oder Mündel desjelben; 

b) Bertheidiger in Anfehung desjenigen, was ihnen in diefer Eigenſchaft 
von dem Beſchuldigten anvertraut worden ift. 

Der Unterfudhungsrichter hat dieſe Perfonen, wenn fie ald Zeugen vor: 
gerufen werden, über ihr Recht, fi) des Zeugniſſes zu entichlagen, zu be: 
lehren, und ihre darüber erfolgte Erklärung in das Protofoll aufzunehmen. 
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Eine ohne ihre ausdrückliche Verzichtleiftung anf das Recht, die Ansfage zu 
verweigern, aufgenommene Ausſage darf bei der Würdigung des rechtlichen 
Beweijes nicht berüdfichtiget werden, wenn fie nicht nachträglich auf diefe 
Rechtswohlthat Verzicht leiſten. 

I. Um von dieſer Rechtswohlthat Gebrauch machen zu können, iſt vor allem nothwen— 
dig, daß der Vernonimene als Zeuge vernommen werde; denn wer in der Sache felbft 
als Beihuldigter mitverwidelt ift, kann fich ridfichtlich der verwandten Mitbeſchul— 
digten einer Ausfage nicht entichlagen, und er braucht daher auch auf dieſes Recht nicht auf- 
merffam gemacht zu werben (Caß. H. Entſch. v. 23. Jäner 1852). 

II, Sind in einer Sache mehrere Bejhuldigte und beſteht das betreffende Verhält- 
niß des Zeugen nicht mit allen Beichuldigten, jo muß er wohl rückſichtlich jener Perfonen, 
mit welchen es nicht befteht, Nede und Antwort geben. Allein defungeachtet fteht dem Zeu— 
gen frei, fich einer Ausjage über jene Punkte zu entfchlagen, von denen er vermeint, daß 
fie auf feine Verwandten einen nachtheiligen Einfluß haben dürften, indem daraus bela- 
ftende Momente gegen diejelben abgeleitet werben fünnen. (Laß. H. Entſch. v. 18. Dezem- 
ber 1851 und 24. Juni 1852). 

II. Die dem Vertbeidiger bewilligte Befreiung muß auch, wenn dieſe Rechts— 
wohlthat nicht vereitelt werben joll, jenem Nechtsfreunde zuftehen, der zwar noch nicht 
förmlich als Vertheidiger beftellt ift, dem fich aber der Beichuldigte im Hinblid auf die fünf- 
tige allfällige Uebernahme der Bertheidigung anvertraut bat. Die Nichtigkeit diefer Anficht 
beftätigt die Stellung des $. 113 in der Lehre von der Vernehmung der Zeugen in der Vor— 
unterfuhung, während die Beftellung des Vertheidigers die abgejchloffene Borunterfuhung 
vorausſetzt. 

IV. Da der Schlußſatz dieſes Paragraphes ganz allgemein lautet, ſo hat die darin er— 
wähnte Belehrung unter der auf ihre Nichtbeachtung geſetzten Folge auch dann zu geſchehen, 
wenn der Richter aus anderen Umſtänden auch im Voraus wußte, daß der Zeuge nur zu 
Gunſten des Beſchuldigten ausſagen könne. 

V. Sollte ſich das Verwandtſchafts- oder Schwägerſchaftsverhältniß erſt nad) ber be— 
reits erfolgten förmlichen Abhörung des Zeugen herausſtellen, ſo iſt der Zeuge nochmals 
vorzuladen, auf die ihm zuſtehende Rechtswohlthat aufmerkſam zu machen und ſeine Erklä— 
rung zu Protokoll zu nehmen; nimmt er die Befreiung in Anſpruch, ſo iſt ſeine frühere 
Ausſage in jeder Beziehung als nicht abgelegt zu betrachten. 

VI. Die den genannten Perſonen weiters zuſtehenden Befreiungen in Beziehung auf 
bie Beeidigung und Gegenſtellung find in $$. 133, 183 und 239 enthalten. 

Fireratur: Fiala, Ueber bie Zuläßigkeit ber Abhörung der Rechtsanwälte ꝛc. (6.3. 1853, Nr. 156.) 


S. 114. 
Verbindlichkeit ver Zeugen vor Geriht zu erfheinen. Ausnahmen: 


In der Regel ift jeder Zenge vor dem Richter zu erfcheinen verbunden, 
doc können Perfonen, welche durch Krankheit oder Gebrechlichkeit vor Gericht 
zu erſcheinen verhindert find, in ihrer Wohnung vernommen werden. 

I. Damit der Zeuge feine Pflicht des Erfcheinens wor Gericht erfüllen könne, muß er 
orbentlih vorgelaben, d. h. es muß ihm ber mündliche oder fchriftliche Befehl, vor Ge— 
richt zu erjcheinen, zukommen, und es muß nach $.18 ber Inſtruction fin die Strafgerichte 
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diefe Borladung rechtzeitig veranlaßt und dabei auf die Entfernung des Aufenthalts- 
ortes des Zeugen von dem Gerichtsorte Rüdficht genommen werden. 


II. Die Form diefer Borladung ift aus dem folgenden Mufter erfichtlich und es ift 
bier nur zu bemerken, daß gemäß 8. 199 des kaiſ. Pat. v. 3. Mai 1853, Nr. 81 R. ©. Bl. 
bie Gerichte jeder Partei die derſelben nach ihrer Geburt und ämtlichen oder bürgerlichen 
Stellung, oder nah befonderen Anorbnungen gebührende Benennung zu ertbeilen, 
dann daß fie fih der Ehrenworte „Herr“ und „Frau“ in allen Fällen zu bedienen haben, 
in welchen auch im gewöhnlichen Verkehre der Landesfitte gemäß diefe Ehrenworte üblich find. 


Solche befondere Anordnungen befteben : 


1. rüdfichtlih des regierenden Fürften v. Liechtenftein, welchem das Prädikat: 
Durhlaudtigfter Fürft und Durchlaucht miünblich und ſchriftlich beizulegen ift 
(Hofb.-v. 7. Febr. 1823, Nr. 1923 3. ©. S.); 

2. rüdfichtli der Chefs der vormals reihsunmittelbaren, nun mediatifirten fürſtli— 
hen Familien, welchen in der Anrede der Titel: Durdlaudtig Hochgeborner 
Fürſt und im Konterte ver Titel: Durchlaucht gegeben werben foll. Diefe mebiatifirten 
fürftfihen Häufer find: A, In Defterreich: Auerjperg, Colloredo-Mannsfeld, Diet: 
richſtein, Lobkowitz, Metternich, Rojenberg, Schwarzenberg, Eſterhazy, Kaunit-Riet- 
berg, Khevenbüller, Schönburg-Waldenburg und Hartenftein, Starhemberg, Traut— 
mannsborf, Windiſchgrätz, Rohan-Guéméné; B. außer Defterreih: Abremberg 
(Herzog), Bentheim-Steinfurt, Bentheim-Teflenburg oder Rheda, Croy (Herzog), Fug- 
ger-Babenbaufen, Fürftenberg, Hobenlohe-Langenburg, H.⸗L.Oehringen, H..t.-Kirdh- 
berg, H.-Waldenburg-Bartenftein, H.-W.-B.-Jartberg , 9.:W.-Schillingsfürft, Iſen— 
burg-OffenbadBirftein, Leyen, Leiningen, Looz-Coswarem (Herzog), Löwenftein-Werth- 
heimftein-Rofinberg, L.W.= Freudenberg, Dettingen-Spielberg, De.-Wallerftein, Salm— 
Salm, S.-Kyrburg, S.-Horftmar, S.-Reifferſcheid-Krautheim, S.-R.-K.-NRaiz, Solms» 
Braunfeld, S.-Lich- und Hohenfolms , Waldburg-Wolfegg-Waldjee , Waldburg-Zeil- 
Trauchburg, W.⸗Z.-Wurzach, Wied, Thurn und Taris (Hfd. v. 24. Sept. 1825, 
Nr. 2133 I. ©. S., v. 26. Dezbr. 1825 3. 38878, v. 11. Aug. 1841 3. 25130, v. 
4. Febr. 1845 3. 3358); 

3. rüdfichtlih der Chefs der mebiatifirten vormals reichsgräflichen Häufer, welchen 
in ber Anrede der Titel: „Erlaucdhtig Hoch- und Wohlgeborner Graf“ und in dem 
Eonterte ber Titel: „Erlaucht“ zu geben ift. Diefe Familien find in Defterreich bie 
Grafen: Harrach und zwar bie jüngere (Bruder) Linie, Kuefftein, Schönborn-Buchheim, 
Stadion, Sternberg-Manderfcheid, Wurmbrand (Hfd. v. 13. Oftbr. 1829, Nr. 2433 
und v. 25. Febr. 1841 Nr. 511 93. ©. ©.). 


Muſter einer Zeugenvorladung. 
Zahl — 


Um. eine Zeugenausfage in einer Unterfuhungsangelegenheit — abzulegen, 
werben Sie vorgelaben, am — den — 185 — nıittags um — Uhr in dem Ge- 
richtshaufe in der Ngaſſe Nr. — im — ten Stode, in dem Amtezimmer Thitr 
Nr. — zu erfcheinen. 

Wenn Sie nad) dem $. 334 der Strafprogeß-Orbnung eine Zeugengebühr 
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verlangen wollen, haben Cie foldye bei Berluft derfelben Längftens binnen 24 
Stunden nad) ihrer Vernehmung anzufprechen, 
N., den — 
Bon dem ff. N. Gerichte. 
N. Unterfuhungsrichter. 


III. Die Zuftellung biejer Vorladungen beforgt gemäß $. 149 der Unterfuchungs- 
tihter durch die Aıntsdiener oder durch die Gemeindevorfteher. Die gejchebene Vorladung 
ift in den Akten erfichtlich zu machen. Wird der Vorgeladene nicht zu Haufe getroffen, jo 
kaun die Borladung auch jeiner Ehegattin oder einem feiner Hausgenoffen mit gleicher Wir- 
fung übergeben werden. — Der Beweis der gehörig geichebenen Zuftellung erfolgt durch Die 
Empfangsbeftätigung der Partei in dem nach $. 214 des k. Pat. v. 3. Mai 1853 Nr. 81 
R. ©. Bl. auszufertigenden Zuftellungsbogen, welcher bis zum Schluffe der Unterfuchung 
den Akten beizulegen, und ſohin nach $. 217 eb. dort in die Negiftratur abzugeben ift. 

IV. Ausnahmen von der allgemeinen Pflicht iiber eine erhaltene Vorladung bei 
Gericht zu erfcheinen, werben begründet: 

1. Durch die Körperbeihaffenbeit des VBorgeladenen, welche ihm durchaus uns 
möglich macht, feine Wohnung ohne Nachtheil zu verlaffen. 

2. Durch das Religionsbekenntniß des Borgeladenen, welches ihm an gewiſſen 
Tagen das Erfcheinen wor Gericht verbietet. Diefer Fall tritt nach $. 18 der Inftruction für 
die Strafgerichte bei den Juden ein, welche an ihren Feſttagen nicht vor Gericht zu for: 
bern find; dieſe Befreiung gilt aber nicht für die Bußtage, fondern blos für Die nachftehen- 
den Felttage, als: die gewöhnlichen Sabbath-Tage; den 15. und 16., dann ben 21. und 
22. des Monates Nifan, unter dem Namen Ofterfeft, welches eigentlich acht Tage Dauert, 
von.denen aber mur die 2 erften und die 2 letzten ftrenge gefeiert werben; ben 6. und 7. des 
Monates Sivan unter dem Namen Pfinaftfeft, Felt Der Erftlinge oder der Offenbarung ; 
ben 1. und 2, Tifri, Neujabrsfeft; den 10. Zifri, den Verſöhnungstag; den 15. und 
16. Tifri, Lauberbüttenfeft; den 22. Tiſri, das Beichlußfeft, und den 23. Tifri, Das 
Treubenfeft (Hofd. v. 17. Jäner 1818, Nr. 1405 und v. 11. Jäner 1833, Nr. 2586 
J. G. S.). An welchen Tagen des gregorianischen Kalenders diefe Fetertage fallen, ift aus 
jedem einigermaßen vollftänbigen Kalender zu entnehmen. — Dasfelbe gilt für Die Ruthenen 
in Galizien in Bezug auf ihre Feiertage (Din. Erl. v. 20. Jäner 1849, Nr. 9ER. ©. Bl.). 

3. Dur den Stand des zu BVernehmenden, woriiber der folgende Paragraph 
vorfchreibt: 


S. 115. 

Mitglieder des Faiferlihen Hanfes werden als Zeugen in Wien durd) 
den & k. Oberfthofmarfhall, und außer Wien durd den Präfidenten des 
Gerichtshofes ihres Aufenthaltsortes in ihren Wohnungen vernommen. 

An diefe genannten Perſonen haben fi daher Die Unterfuchungsgerichte in worfommen- 
ben Fallen zu verwenden. 
$. 116. 
Vernehmung von Zeugen durch andere Gerichte. 

Iſt der Aufenthaltsort eines Zeugen über zwei Meilen von dem Site 

des Unterſuchungsgerichtes entfernt, fo hat der Unterſuchungsrichter deſſen 
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Vernehmung in der Negel durch das Bezirksgericht, in deflen Bezirke ſich der 
Zeuge befindet, zu veranlaffen ($. 25). Sollte jedoch der Unterfudhungs- 
richter die eigene Vernehmung des Zeugen zur Erlangung einer erſchöpfen— 
den Ausſage, oder zur Befchlennigung der Sache für nothwendig halten, jo 
fann er denfelben, wenn er feiner Gerichtöbarfeit unterfteht, unmittelbar, 
außer diefem Falle aber durd) das Bezirfögeriht, welchem der Zeuge unter: 
fteht, zum perfünlichen Erſcheinen vorladen. Iſt die Stellung des Zeugen 
vor den Unterfuchungsrichter mit zu großen Schwierigkeiten oder Kojten ver: 
bunden, jo fann er denjelben, unter gleichzeitiger Benachrichtigung des zu: 
ftändigen Unterfuchungsgerichtes, and an deflen Aufenthaltsorte ſelbſt 
vernehmen. 


I. Die Veranlaffung der Zeugenvernehmung geſchieht durch ein Erfuchichreiben, über 
beffen Abfaffung dasſelbe gilt, was im zweiten Abſatze Diefes Paragraphes über die Verneh— 
mung der im Auslande befindlichen Zeugen angeorbnet ift. 

II. Fälle, in welchen ſich der Unterfuhungsrichter jelbft an den Aufenthaltsort Des 
Zeugen begeben wird, wären, wenn z. B. der Zeuge wegen feiner Körperbeſchaffenheit nicht 
ausgehen könnte, oder wenn mehrere Zeugen an bemfelben Orte zu vernehmen wären 
(Bergl. den $. 21 der Inſtr. f. d. Str. ©.). 


Sind Zeugen zu vernehmen, die ſich im Auslande befinden, jo ift in 
der Regel um deren VBernehmung der zuftändige ausländiſche Richter zu er- 
ſuchen. Demfelben find die Gegenftände und Fragen mitzutheilen, worüber 
die Vernehmung ftattzufinden hat, und zugleich das Erſuchen zu ftellen, 
nad) Beihaffenheit der Umftände die Vernehmung auch auf ſolche Frage: 
puncte auszudehnen, die fi) aus dem Inhalte der von dem Zeugen abge: 
legten Ausſage felbft ergeben werden. Stellt fid) aber das perſönliche Er- 
ſcheinen eines ſolchen Zeugen vor dem inländiſchen Strafgerichte als noth— 
wendig dar, fo iſt fi, wenn derjelbe iiber das an den ausländifhen Richter 
geitellte Erſuchen nicht freiwillig erfheint, durch den zur SchIußverhandlung 
bernfenen Gerichtshof an das Oberlandesgeridht zu wenden, um deffen Stel- 
lung vor dem inländischen Gerichte durch das Juftizminifterium zu erwirken. 


I. Der Unterfuchungsrichter darf fi) aber niemals in das Ausland begeben, um ben 
Zeugen dort felbft zu vernehmen. Auch darf er den Zeugen nicht unmittelbar vorladen, 
fondern muß das Erfuchen an den ausländiſchen Richter dahin ftellen, daß der Zeuge 
angewiejen werde, an einem beftimmten Tage und Stunde an einem beftimmten Orte 
zu erfcheinen; der Zweck des Erjcheinens ift dem ausländischen Richter ebenfalls befannt 
zu geben. 


U. Wenn das ausländijche Gericht nahe, das Oberlandesgericht aber weit entfernt 
ift, wie dies in ben Gränzbezirken wol überall der Fall ift, jo wird im Falle bes Aus- 
bleibens des Zeugen ein wieberholtes wohlbegründbetes Erſuchen an den ausländifchen 
Richter in vielen Fällen fchneller zum Ziele führen, als die Einleitung der Stellung bes 
Zeugen durch bie höheren Bebörben, Jedenfalls wird ber Unterfuchungsrichter diefes noth- 
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wendig weitwendige und zu unliebſamen Erörterungen führende Mittel erft dann ergreifen, 
wenn er im Wege des unmittelbaren Berfehres mit der auswärtigen Behörde nichts erzielt. 

III, Rüdfichtlich der Bernehmung von Zeugen in Frankreich und in ber Schweiz 
fiehe die Bemerkungen bei $. 26. Abf. IV. der Ertl. Punkt 4 und 9. — Die dort ange» 
führten beiden Staatsverträge beftimmen übrigens, daß die Zeugen, wenn es zur Herftellung 
ber Identität eines DVerbrechers oder zur Erwabrung des corpus delicti nothwendig 
erjcheint, jedoch immer nur auf vorausgegangenen Antrag im diplomatischen Wege, gegen- 
feitig auch perjönlich zu ftellen find. Die Koften hat die requirirende Behörde nach ben 
für fie geltenden Geſetzen zu tragen. 

IV. Die Vernehmung der im $. 48 aufgeführten Perfonen ift Durch das k. k. Oberfthof- 
marſchallamt emzuleiten. 


8.117. 


Wie Vorladungen in Straffahen an Beamte und Diener gewiffer 
Dienftzweige zu vollziehen feien. 

Vorladungen in Straffadhen, welche an untergeordnete Beamte und 
Diener der Bezirfsämter oder der Sicherheitsbehörden, an Zoll:, Caſſen— 
und Stenerbeamte, an Beamte und Angeitellte der Finanzwache, an Beamte 
und Diener der Staats = nnd Privat-Eijenbahnen, des Staatd-Telegraphen: 
und Poftwejens, oder an Berg:, Hütten, Hammer: und Walzwerk3-Arbeiter 
zu gejhehen haben, find durch ihre unmittelbaren Vorgeſetzten zuzuſtellen, 
ohne daß es jedod) der Ausfertigung bejonderer Zuſchriften an letztere be: 
dürfte. Haftet aber Gefahr am Berzuge, jo können auch diefe Beamten und 
Diener unter gleichzeitiger Anzeige an ihre VBorgejesten, unmittelbar vorge: 


laden werden. 

I. Zu diefen Perfonen gehört auch das im Staats oder Gemeindedienfte angeftellte, 
und das deren Stelle vertretende Sanitätsperjonale, welches laut Verordnung bes 
Min. d. In. v. 18.Nov.1851 3.22347 und des Min. der Juſtiz v. 20. Dez. 1851 nur durch 
feine Borgefetten, oder in dringenden Fällen unter gleichzeitiger Verſtändigung derſelben 
vorgelaben werben barf. 

H. Die einfachſte Form der Veranlaffung ſolcher Vorladungen, welche nur bei den be- 
zeichneten Beamten und Dienern anzumenden ift (Min. Erl. v. 26. Febr. 1856, 3.3425), iſt, 
daß auf der Adreſſe der Borladung felbft bemerkt wird, Durch wen Die Zuftellung zu ge- 
iheben hat. 3.8.: Au Hrn. N. N., Kanzliften des k. k. Bezirksamtes zu N. — Zuzuftellen 
durch den Hrn. ff. Bezirksamtmann (oder durch das löbl. k. k. Bezirksamt) zu N. 


S. 118. 
Zwangsmafregeln gegen nicht erfcheinende, 


Wenn ein Zenge der an ihn ergangenen VBorladung nicht Folge leiftet, 
fo geihieht feine neuerliche Borladung unter Androhung einer angemeffenen 
Geldftrafe für den Fall des Nichterſcheinens, und unter der ferneren Drohung, 
daß ein Borführungsbefehl gegen ihn werde erlaſſen werden. Bleibt der 
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Zenge ohne giltige Entjhuldigungsgründe dennoch aus, jo hat der Unter- 
ſuchungsrichter die Geldftrafe wider ihn zu verhängen und den Vorführungs- 
befehl auszufertigen. In dringenden Fällen kann der Unterfuhungsrichter 
ihon nad) dem erften nicht geredhtfertigten Ausbleiben einen VBorführungs- 
befehl gegen den nicht erſchienenen Zeugen erlaſſen. 

Die Koften einer ſolchen gerichtlichen Borführung hat der Zenge zu 
vergüten ($. 333). 

I. Da die hier erwähnten Zwangsmaßregeln nur angewendet werben dürfen, wenn ber 
Zeuge ohne giltige Entjhuldigungsgründe ausbleibt, fo verftebt ſich von jelbft, 
daß, wenn der Zeuge foldhe nachzuweiſen im Stande ift, er von der Strafe ganz losgezählt 
ober dieſe ermäßigt werben kann, woriiber das Nähere beim $. 231, welcher auch in dieſem 
Falle Anwendung finden muß, gefagt werden wird. 

Il. Bei einem Sachverſtändigen, ber nicht als folcher beftellt ift, Ditrftereg jedenfalls 
als giltige Entihuldigung angefehen werden, wenn er eingefteht und e8 begründet, daß und 
warum er fich die zur geforderten Beurteilung nöthigen Fähigkeiten nicht zutraue. 

III. Bei Berhängung der Geldftrafe hat der Unterfuchungsrichter die oben in den Er- 
klärungen zu $. 6 aufgeführte Vorſchrift des $. 1 der Yuftizminifterial =» Verordnung vom 
5. November 1852, Nr. 226 R. G. Bl. wegen gleichzeitiger Ausſprechung einer ftellvertre- 
tenden Arreftfirafe nicht zu überſehen. 


Muſter einer wiederholten Zeugenvorladung. 
Zahl — 

Da Sie der Borladung vom — 185 — auf den — 185 — nicht Folge geleiftet 
haben, jo werden Sie hiermit neuerlich vorgeladen, am — 185 — mittags um — Uhr 
in dem Gerichtshaufe in der Ngaffe Nr. — im — ten Stode, in dem Amtszimmer 
Thür Nr. — zu erfcheinen, widrigend im Falle Ihres Ausbleibens nad) 8. 118 
der Strafprozeß-⸗Ordnung eine Gelpftrafe von — Gulden von Ihnen eingehoben 
und Ihre zwangsweife Stellung vor Gericht mittelft eines Vorführungsbefehles auf 
Ihre Koften verfügt werden würde, 

Wenn Sie nad) den $. 334 der Strafprozeß-Ordnung eine Zeugengebühr 
verlangen wollen, haben Sie ſolche bei Berluft derjelben längftens binnen 24 
Stunden nad Ihrer VBernehmung anzufpredyen. 

N., ven — 
Bon dem EN. Gerichte. 
N. Unterfuhungsricter. 


| Muſter eines Dorführungsbefehles. 
Zahl — 

Der Amtsdiener wird hiermit nad) $. 118 der Strafprozeß-Ordnung beauf- 
tragt, d — wohnhaft — welche —, ohne eine Entjehuldigung angezeigt zu haben, 
der gerichtlichen Vorladung, Zahl — vom — 185 — feine Folge leiftete, am — 
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den — 185 — mittags um — Uhr perfönlidy zu Gericht vorzuführen umd in 
dem Amtszimmer im — Stode, Thür Nr. — anzumelden. 

Zugleich wird die mit obiger Verordnung angedrohte Gelpftrafe von — Gul- 
den nad) $. 6 der Strafprozeß-Ordnung zu Gunſten des Armenfondes zu — ver- 
fallen erklärt, und hat — diefe Gelpftrafe binnen 8 Tagen zu dieſem Ngerichte zu 
erlegen, wibrigens dieſer Betrag zwangsweije eingetrieben, ımb im alle der 
Uneinbringlichfeit eine Arreftftrafe von — ftatt derfelben verhängt werben würde. 

Die Koften der Vorführung hat der Zeuge zu vergüten. Wenn der Zeuge 
nah $. 334 der Strafprozeß-Ordnung eine Zeugengebühr zu verlangen Willens 
ift, jo ift folche bei Verluft verfelben längftens binnen 24 Stunden nad) der Ver- 
nehmung anzufpredhen. 

Der. Anıtsdiener hat eine Ausfertigung diefes Befehles dem Zeugen zuzu- 
jtellen, 

N., den — 
Bon dem f. f, N. Gerichte. 


8.119, 
oder die Ablegung des Zeugnifjes verweigernde Zeugen. 


Berweigert ein Zenge die Ablegung eines Zeuguiffes, zu dem er ver: 
pflichtet iſt, ſo kann ihn der Unterfuchungsrichter durch eine angemeflene 
Geld: oder Arreftitrafe dazu anhalten. 

I. Zu einem Zeugniffe ift jeder Zeuge verpflichtet, dem micht die in ben 88. 112 
und 113 aufgezäblten Befreiimgsurfachen zu ftatten fommen. 
IL. Ueber die bier angebrobten Zwangsmaßregeln gilt das oben bei $. 109 Gefagte. 


S. 120. 
Bon wem Zeugen zu vernehmen find, welde der Militär- 
gerihtsbarfeit unterftehen. 


Im Laufe des Unterjuhungs-Berfahrens find Zeugen, welche der 
Militärgerihtsbarfeit unterftchen, an ſolchen Orten, wo fid ein Militär- 
gericht befindet, durd die Militärbehörden, an anderen Orten aber durd) 
den Unterſuchungsrichter, jedod unter gleichzeitiger Benadhrichtigung des 
Militärgerichtes, zu vernehmen, Der Unterfuhungsrichter hat ſich in ſolchen 
Fällen wegen Zuftellung der Vorladung an den unmittelbaren Borgefesten 
des Zeugen zu wenden, und die Abhörung des Lesteren im Beiſein des 
hierzu abgeordneten Officiers vorzunehmen, 

Zur Schlußverhandlung find Officiere und die im activen Dienſte 
ftehende Mannjhaft in der Negel nicht vorzuladen, jondern das Gericht hat 
fid) mit der Vorleſung der von denjelben in dem Unterfuhungs-VBerfahren 
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gemachten Ausſagen zu begnügen. Yu jenen Füllen aber, in welden die 
Ansjage folder Zeugen für den Anfchuldigungs- oder Entſchuldigungs-Beweis 
von entiheidender Wichtigkeit ift, jteht e8 dem Vorſitzenden des erfennenden 
Gerichtes zu, das perfünliche Erſcheinen der Officiere oder der Mannſchaft 
bei dem betreffenden Militärgerichtsherrn zu erwirfen. 

Militärperfonen ans der Clafie der Mannſchaft, vom Feldwebel und 
Wachtmeiſter abwärts, find, wenn fie bei einer Schlußverhandlung vor einem 
Civil-:Strafgerichte zu erfcheinen haben, jederzeit von einem Officier zu be= 
gleiten, weldiem von dem Gerichte an einem geeigneten Plage ein Sit an- 
zuweifen ift. 


8. 121. 
Bon wem und wie die Mitgliederder Gensd'armerie, Militär» 

Polizeimadhe und Sicherheitswache zu vernehmen find. 

Die Mitglieder der Gensd’armerie, Militär-Polizeiwahe und Sicher⸗ 
heitswache, vom Wachtmeiſter oder Feldwebel abwärts, find, rüdfichtlic) 
ihrer Vernehmung als Zeugen, ſowohl im Unterfuchungs » Verfahren als bei 
der Schlußverhandlung, gleich Zeugen aus dem Civilftande zu behandeln. 
Die Borladungen an diejelben find jedoch nur den jelbjtändigen Sections-, 
Eorporalihafts- oder Poften-Commandanten unmittelbar, den übrigen Mit- 
gliedern diefer Körper aber immer durd) ihre unmittelbaren Vorgeſetzten 
zuzuftellen, welchen es obliegt, das Erſcheiuen des Vorgeladenen vor der 
Eivilbehörde anzuordnen. Wenn es ohne Verzögerung der Rechtöpflege, 
ohne Auslagen für den Staatsſchatz und ohne Nachtheil für den Dienft diefer 
Wachkörper geihehen kann, fo joll aud den Vernehmungen diejer Perſonen 
ein Officier beigezogen werden. ; 

Rückſichtlich der Vernehmung der Officiere diefer Wachkörper haben 
die im $. 120 beitimmten Vorſchriften zu gelten. 

Uebrigens haben die Mitglieder diefer Wachkörper, wenn fie als 
Zeugen wegen eines Verbrechens oder Vergehens von der Eivilbehörde ver- 
nommen werden, bei derjelben aud deu vorſchriftmäßigen Zeugen - Eid 
abzulegen. 

Alle übrigen der Militärgerihtsbarfeit unterjtehenden Perſonen find 
bei der Schlußverhandlung wie Zeugen ans dem Eivilftande zu behandeln, 

Sollte aber eine der vorgenannten Perfonen ſich weigern, vor der 
Eivilbehörde zu erjheinen, oder die abgeforderte Ausjage oder den Zeugen: 
Eid abzulegen, fo hat ſich die Eivilbehörde unmittelbar an deren nächſten 
Vorgeſetzten zu wenden, weldem es obliegt, den Ungehorfamen zur Be: 
folgung des Geſetzes zu verhalten, 
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I. Welche Perfonen überhaupt der Militär - Gerichtsbarkeit unterliegen, ift oben bei 
8.47 ausführlich enthalten. 

U. Bei der Vernehmung der der Militär-Gerichtsbarfeit unterftehenden Perſonen ift 
zwifchen ihrer Bernebmung im Laufe des Unterfuhungsperfabrens und bei ber 
Schlußverhandlung — bei Uebertretungsfällen zwijchen der VBernehmung im Wege 
der Vorerhebung oder bei der zur Entjheidung der Sache angeordneten Verhandlung — 
ein wejentlicher, im den beiden vorſtehenden Paragraphen obnehin mit voller Beftimmtbeit 
ausgedrückter Unterfchied, den fich der Richter wol vor Augen zu balten bat. 

III, Ueber die Zuftellung der Vorladumgen an die Mitglieder der in $. 121 genannten 
Wachkörper gilt das oben bei $. 117 Gefagte. Eine ſolche VBorladung wird von Außen 3. B. 
lauten: An N. N., k. k. Gensd'armen. — Zuzuftellen durch das löbl. k. k. Poſten-Com— 
mando zu N. 

IV. Die Vorſchriften der 88. 118 und 119 finden auf die im $. 121 genannten Per— 
fonen feine Anwendung. 

V. Sollte die Borladung eines Officiers als Zeugen zur Schlußverbandlung unum— 
gänglich nothwendig fein, jo muß nad Vorſchrift des Juftizminifterialerlaffes v. 3. Mai 
1854 3. 5868 in dem Erfuchjchreiben erfichtlich gemacht werben, ob es fih um eine Zeugen- 
ſchaft in einer Privatangelegenheit des Vorgerufenen handle oder nicht, weil im erjten Falle 
ben. Gemeinden die volle Entfhädigung der Vorſpann gebührt. 


| 8. 122. 
Wie das Berhör der Zeugen überhaupt vorzunehmen fei; 


Feder Zeuge wird von dem Unterfuhungsrichter mit Zuziehung eines 
Protofolfführers, jedoch ohne Beijein des Beſchuldigten oder anderer Zeugen, 
vernommen. Bor der Vernehmung ift er zu ermahnen, daß er über alle 
Umftände, über die er befragt werden wird, nad feinem beiten Wiſſen und 
Gewiſſen die reine Wahrheit anzugeben, Nichts zu verfhweigen, und feine 
Ausjage jo abzulegen habe, daß er fie erforderlichen Falles eidlid) be: 
kräftigen könne. 

J. Iſt der Zeuge entweder in Folge der Vorladung oder freiwillig vor Gericht erſchienen, 
fo iſt er nach F. 19 der Inſtruction für die Strafgerichte nach Thunlichkeit ſogleich zu ver— 
nehmen, und es iſt dieſe Rückſicht insbeſondere gegen entfernter wohnende Perſonen zu tra— 
gen, welche auch, wenn ſie zu einer anderen als der feſtgeſetzten Zeit erſcheinen, zu vernehmen, 
und dabei unnöthige Wiederholungen von Voxladungen durch Vollſtändigkeit der erſten Ver— 
nehmung zu vermeiden ſind. 

II. Die Zeugen ſind allein, d. h. nicht in Gegenwart des Beſchuldigten, oder an— 
derer Zeugen zu vernehmen. Dadurch iſt nicht verboten, daß nicht in einzelnen Fällen, 
namentlich bei Vernehmung von jüngeren, ſchüchternen Perſonen einer mit ihnen erſchie— 
nenen, an der Sache unbetheiligten Perſon, z. B. einem Aelterntheile, dem Ehegatten 
u. dgl. geſtattet werden könnte, während der Vernehmung anweſend zu ſein, indem ſolchen 
Perſonen oft nur dadurch Die zur Ablegung einer entſprechendeu Ausſage nöthige Ruhe 
gegeben wird. 

II, Die Ermahnung zur Angabe der Wahrheit bat der Unterſuchungsrichter ftets 
und in ber worgefchriebenen Art zu machen, doch braucht er fich nicht immer an bie ge- 
jegliche Formel zu binden, fondern e8 muß feine Aufgabe fein, diefe Erinnerung immer 
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bem Alter, Stande, Charakter, der Bildung und Denfart des zu Vernehmenden anzupaf- 
jen. — Eben jo halte es der Umterfuchungsrichter nicht für genügend, wenn er dieſe Er- 
mahnung am Anfange gemacht bat, jondern er muß fie im Laufe der Vernehmung jo oft 
wiederholen, als er an dem Zeugen ein Zurüdhalten mit der Wahrheit bemerkt. 

IV. Es ift beinahe überflüffig, zu bemerfen, daß das Zeugenverhör von dem Unter- 
fuhungsrichter mit Anftand und Gelafjenheit aufgenommen werben müffe. (Bol. den 
oben bei $. 60 Abj. V. aufgeführten 8. 1 der Inftr. f. d. Str. ©.) Dem Unterfuchungs- 
richter muß daran liegen, die Wahrheit zu erforſchen; dieſen Zweck wird er nicht erreichen, 
wenn er durch unfreunbliches, anffabrendes, fteifes oder gebieterifches Weſen den ſcheuen 
und furchtſamen Zeugen einfchlichtert, an fich verfchloffene Zeugen noch zurückhaltender 
macht, in Allen aber den Wunfch erregt, jobald als möglich von ihm wegzufommen. Der 
Unterfuchungsrichter muß durch ein böfliches, freundliches, gelaffenes Benehmen den furcht— 
jamen Zeugen ermutbigen, das Bertrauen der anderen Zeugen gewinnen; er muß in bie 
Denk- und Ausdrudsweife der Zeugen, namentlich jolcher, die nicht gewohnt find, viel und 
zufammenhängend zu jprechen, mit Ruhe und Nachficht eingeben, er darf in nur zu häufigen 
Füllen vor Allem nicht die Geduld und den Gleichmuth des Betragens verlieren, denn nur 
auf diefe Art kann und wird es ihm gelingen, feine Aufgabe in jeder Beziehung volllom- 
men zu erfüllen. 

V. Was den zu beobachtenden äußeren Anſtand betrifft, jo jchreibt der $. 191 des 
faif. Patentes vom 3. Mai 1853 Nr. 81 R. ©. Bl. vor, daß, fo oft es die Schicflichfeit 
ober bie Rückſicht auf die förperliche Beichaffenheit der Perfonen oder die Dauer ber Ber- 
handlung erfordert, den Zeugen der Sit bei Gerichte zu geftatten ſei. 


8. 123, 


insbefondere, wenn der Zeuge der Gerihtsfprade nicht 
fundig; 

Iſt ein Zeuge der Gerichtsſprache nicht fundig, fo kann die Bernehmung 
des Zeugen ohne Dolmetſcher nur dann gefchehen, wenn fowohl der Unter: 
ſuchungsrichter, als der Protofollführer der Sprache des Zengen zureichend 
fundig find. In diefem Falle ift den Acten eine beglaubigte Ueberſetzung 
des Protofolles in der Gerichtsſprache beizulegen. — Außer diefem alle 
aber hat die Vernehmung mit Zuziehung eines beeidigten Dolmetichers 
ftattzufinden, und es muß jede Frage und Antwort ſowohl in der Sprache, 
in welcher der Zeuge vernommen wird, als auch in der Ueberſetzung in die 
Gerichtsſprache zu Protofoll gebradjt werden, Der Dolmetiher kann and) 
ſelbſt ald Protokollführer verwendet werden. 

I. Es geht aus der Borfchrift Diefes Paragraphes hervor, daß jeber Zeuge in ber Ge 
rihtssprache vernommen werben müſſe, mithin auch dann, wenn er berjelben auc nur 
fo weit fundig ift, daß er fich Doch einigermaßen verſtändlich machen kann. Iſt er derſelben 
aber auch nicht jo viel kundig, oder ift der Fall won ſolcher Wichtigkeit oder Beſchaffenheit, 
daß die Wahrheit nur durch eine ausführliche, zufammenhängende Erzählung des Zeugen 
erforfcht werden kann, jo muß nad) der Vorfchrift Diefes Paragraphes vorgegangen werben. — 
Daß das Einfchreiten einer im Unterfuhungsfache ungeübten, häufig nicht hinlänglich gebil- 
beten Mittelperfon zwifchen dem Unterfuhungsrichter und dem Zeugen der Erforfchung ber 
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Wahrheit nicht ſehr fürderlich ift, bedarf mol feines Beweiſes, und e8 wird Sache bes 
Unterfuhungsrichters fein, die daraus entipringenden Nachtheile durch zwedmäßige Fragen 
zu bejeitigen. 

1. Riücfichtlih der Wahl des Dolmetiches gelten Die in den $$. 79 und 80 für die 
Wahl der Sadhverftändigen überhaupt anfgeftellten Grundfäte, obwol bier noch der Nach— 
tbeil eintritt, daß der Unterfuchungsrichter gar oft in der Wahl der Perfon fehr beſchränkt 
fein wird. (Val. über die Wahl des Dolmetjches die Bemerkung bei 8.97.) Es dürfte felbft die 
Anficht nicht unrichtig fein, daß in dringenden Fällen auch Frauensperfonen als Dolmetiche 
verwendet werben können, wenigftens ift "dies nirgends im Geſetze verboten, Bedenken, die 
fich aus dem $. 132 gegen den Dolmetſch ergeben würden, kann jedenfalls auch ber Vernom— 
mene ſelbſt zur Sprache bringen (Taf. H. Entſch. v. 7. Juli 1851). 

III. Was die Beeidigung des Dolmetiches betrifft, fo ift Darüber nichts Beſonderes 
angeordnet. Sie hat daher auf diefelbe Art wie die anderer Zeugen und Sachverftändigen 
zu geicheben. Statt der im $. 81 enthaltenen, auf ven Dolmetſch nicht wol paffenden For- 
mel aber, dürfte bie im $. 356 bes I. Tb. des Str. ©. v. Jahre 1803 enthaltene zu wählen 
fein, nach welchem Paragraphe der Dolmetich zu ſchwören bat, daß er die Frage aus dem 
Munde des Beamten, und die Antworten aus dem Munde des Befragten ohne Aenderung 
genau und getreu überſetzen, nichts weglaffen oder hinzufügen, fondern Alles fo zu Papier 
bringen werde, wie er es vernommen bat. 


S. 124. 
wenn er ftumm oder taub ift. 


Wenn ein Zeuge ſtumm iſt, aber jhreiben kaun, ift jede Frage mündlich 
oder jhriftlic an ihn zu ftellen, und darauf die jhriftlihe Beantwortung 
von ihm zu fordern. 

Einem Tauben, der aber leſen und reden kann, ift die Frage ſchriftlich 
vorzulegen, damit er fie ſelbſt Iefe, und die Beantwortung darauf gebe. 

Iſt diefe Vernehmungsweife nicht möglih, oder der Zeuge zugleich 
taub und jtumm, jo muß deſſen Bernehmung unter Zuziehung einer oder 
mehrerer Perjonen gejhehen, welde der Zeichenſprache desjelben Fundig 
find, oder ſonſt die Geſchicklichkeit befigen, fi mit Taubſtummen zu ver: 
ftändigen, und welche vorher ald Dolmetſcher zu beeidigen find. 

I. Bon dieſen Dolmetſchen der Taubftummenfsprache gilt Alles bei dem vorhergehenden 
Paragraphe über die Wahl und Beeidigung der Dolmetſche Gefagte. 

II. Andere Körpergebredhen z.B. Blindheit, Lähmung u. dgl. hindern wol, wenn fie allein 
vorkommen, nicht Die regelmäßige Vernehmung des Zeugen, fondern böchftens die Unter: 
jchrift Des Protofolles, welhem Mangel, wie bei des Schreibens unkundigen Perfonen abge- 
bolfen werden muß, und wenn ber VBernommene nicht einmal fein Handzeichen beifeßen 
fönnte, jo müßte die Glaubwürdigfeit des Protofolles in anderer Art — am zwedmäßig- 
ften durch Die — nirgends verbotene — Zuziehung von Gerichtszeugen hergeftellt werben. 

Il. Schwierig wären Dagegen bie fälle, wo die vorgebachten Gebrechen mit ben im 
Paragraphe jelbft bezeichneten zufammentreffen. Iſt aber die Leibesbejchaffenheit einer jolchen 
Perjon nicht ohnedem von der Art, daß fie nad) $. 112 garnicht vernommen werben kann, und 
kann fie irgend eine erhebliche Auskunft geben, fo ift dieſe nach Vorſchrift des letzten Abſatzes 
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biejes Paragraphes durch ſolche unbebenkfiche und zu Dem Ende beeidete ($. * Perſonen von 
ihr einzuholen, welche ſich mit ihr verſtändigen können. 


8. 125. 
Allgemeine Fragen. 


Nach erfolgter Ermahnung zur Wahrhaftigkeit ($. 122) iſt der Zeuge 
um feinen Vor: und Zunamen, Geburts: und Wohnort, Stand, Gewerbe 
oder Beſchäftigung, jein Alter, feine Religion, und, in ſoweit es zum Zwede 
der Unterſuchung erforderlich erjcheint, and) über feine Familien: und Ber: 
mögens-Berhältniffe, feinen Lebenslauf, fein Verhältniß zu dem Befchuldigten 
oder zu anderen bei der Unterfuchung betheiligten Perſonen, ſowie überhaupt 
um Alles zu befragen, was jonjt nach der Beihaffenheit der Umftände von 
feiner Perjon zu willen nöthig ift. 

I. Die allgemeinen Fragen find nicht jo unwichtig, als man glauben mag, weil 
durch fie die nöthigen Anhaltspunkte zur Beurteilung der Glaubwirbigkeit des Zeugen 
gegeben werben jollen. — Es find daher ſowol die ſämmtlichen im Geſetze aufgeführten, 
als auch nach Beichaffenheit ber Umftände rückfichtlich der Perjon des Zeugen noch fol- 
gende Fragen von Wichtigfeit: ob der Zeuge aus der Unterfuhung Nutzen zu boffen oder 
Schaden zu befürdten habe; ob berjelbe von Jemanden unterrichtet worben fei, was unb 
wie er ausfagen folle; ob fi der Zeuge wegen bes abzulegenden Zeugniffes mit anderen 
Zeugen beſprochen habe; ob ihm wegen biefes Zengniffes etwas verſprochen oder gegeben 
worben fei, was allenfalls und von wen; ob er jchen in einer Unterfuchung oder Strafe 
geweſen jei? u. dgl. 

II. Ergibt fi) aus den bisherigen Erhebungen kein gegründeter Anlaß, alle oder einige 
biefer einzelnen, auf die Betheiligung des Zeugen an dem Gegenftande der Unterſuchung 
gerichteten Fragen zu ftellen, fo handelt ber Unterfuchungsrichter wolltommen bem Geſetze 
gemäß, wenn er fie unterläßt, indem derlei Fragen an einen fichtlich umbefangenen Zeugen 
beleidigend wären. Die Fragen um Vor⸗ und Zunamen, Geburts: und Wohnort, Gewerbe, 
Alter und Religion aber müffen in jebem Falle geftellt werben. 

III. Hat der Unterfuchungsrichter Perfonen zu vernehmen, von denen ihm bie eben 
erwähnten Umftände, ala Name, Alter, Geburtsort u. f. w. aus feinem außerämtlichen 
Berfehre mit denfelben ohnehin befannt find, fo würde er ſehr fehlen, wenn er dieſe Fragen 
fo ftellen würde, als hätte er eine ganz freinde Perſon wor fich, indem er dadurch leicht das 
Bertrauen des Zeugen verjcherzen könnte. Er wird in einem ſolchen Falle die Antworten 
gleich ſelbſt, ohne erft zu fragen, zu Protofoll diktiren, wobei der Zeuge ohnehin Gelegenheit 
bat, etwaige Unrichtigfeiten ſogleich zu verbeſſern. 


S. 126. 
Beſondere Fragen. 


Bei der Bernehmung über die Sache jelbft ift der Zeuge zuvörderft zu 
einer zufammenhängenden Erzählung derjenigen Thatfahen, welde den 
Gegenftand der Erhebung ausmachen, fodann aber zur Ergänzung derjel- 
ben und zur Hebung aller Duntelheiten und Widerſprüche zu veranlafjen. 

11* 
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Der Zeuge ift insbefondere anfzufordern, den Grund feines Wiflens anzu- 
geben. Fragen, durch welde ihm Thatumftände vorgehalten werden, welde 
erft durd) feine Antwort feitgeitellt werden ſollen, find zu vermeiden, 

I. Diejer Paragraph enthält drei wichtige Borichriften, Durch deren genauefte Befolgung 
allein der Unterfuchungsrichter den Zwed der Zeugenvernehmung — die Erforſchung der 
Mahrheit erreichen kann. — Die erfte diefer Regeln lautet: Der Unterfuchungsrichter 
laffe den Zeugen ſelbſt die Thatjache, um deren Erhebung es fich handelt, vollftän- 
dig und zufammenbängend erzählen, Fällt diefe Erzählung fo aus, daß alle Um— 
ftinde, um deren Erhebung es fich handelt, mit Rückſicht auf Zeit, Ort, die gebrauchten 
Mittel, die betbeiligten Perſonen u. j. w. dadurch vollfommen aufgeklärt find, fo bringe fie 
der Unterfuchungsrichter zu Papier, und es werden gar feine weiteren befonderen Fragen 
mehr notbwendig fein. Entjpricht die Erzählung diefem Zwecke nicht, fo fuche der Unter- 
juchungsrichter deren Ergänzung durch bejondere Fragen zu veranlaffen. Dies thue der 
Unterfuchungsrichter durch mündliche, d. h. nicht zu Protofoll diktirte Fragen, welches Mit- 
tel in den meiften Fällen ausreicht, und dem Unterfuchungsrichter, der fogleich die ergänzte 
Erzählung zu Protokoll nimmt, fein Gejchäft wejentlich erleichtert. Dasjelbe gilt von ber 
Aufklärung dunkler, unverftändficher Theile in der Erzählung des Zeugen. Dagegen muß 
die Behebung von Widerfprüchen in der Ausfage des Zeugen mit den Übrigen Erhebun- 
gen ſtets durch jchriftliche, d. b. zu Protokoll diktirte Fragen gejchehen, indem dieſer Punkt 
von weſentlichem Einfluffe auf die Beurteilung der Glaubwürdigkeit des eben vernommenen 
oder anderer Zeugen ift. Wenn es fic aber um Bernehmung eines nicht ganz unbebenflichen 
Zeugen handelt, jo muß der Unterfuchungsrichter auch die Ergänzungen und Aufflärungen 
durch ſchriftlich geftellte Fragen veranlaffen, um für Alles, was geiprochen worden, den Be- 
weis in den Akten zu haben. 

UI. Die zweite Regel lautet: Der Zeuge hat ftets den Grund feines Wiffens anzu— 
geben. Dieje Regel muß ausnahmslos in allen Fällen beobachtet werben, und der Unter- 
fuchungsrichter begnüge fich nicht mit der allgemeinen Aeußerung, daß der Zeuge etwas 
gejehen oder gehört habe, jondern er ſuche auch die Richtigkeit diefer Angabe des Zeugen 
durch paffende Fragen zu erheben, Es wurde jchon oben (bei $. 77, Abf. III. der Erf.) be- 
merkt, daß in wichtigen und zweifelhaften Fällen, jelbft durch den Augenfchein oder in 
anderer Art nähere Erhebungen in diefer Beziehung gepflogen werben müffen. — Diejelbe 
Kegel findet aber aud) dann ihre Anwendung, wenn der Zeuge behauptet, daß er von einem 
Umftande nichts gejehen, oder nichts gehört habe, daß er ſomit nichts wiſſe. Hier hat 
der Unterfuchungsrichter theils durch paſſende Fragen an den Zeugen feldft, theils Durch 
zweckdienliche Erhebungen anderer Art feftzuftellen, ob der Zeuge nach den Berhältniffen 
des Ortes und der Zeit den Vorfall hat wahrnehmen können, oder nad) Umſtänden — vor- 
ausgefett, daß der Zeuge gefunde Sinne hat — hätte wahrnehmen müſſen, wenn er fich 
zugetragen bat. 

III. Die dritte Regel lautet: Dem Zeugen follen keine Thatumftände vorgehalten 
werben, welche erft durch feine Antwort feitgeftellt werden jollen, Sole Fragen heißen 
Suggeftivfragen, und die Stellung derfelben ift einer der größten Fehler des Unter- 
fuhungsrichters. Fragen folcher Art können nur mit Ja oder Nein beantwortet werden, und 
dieje trodene Antwort bietet wenig Bürgfchaft für ihre Wahrheit, oder für die Glaubwür— 
digkeit des Zeugen. — Um diefen nur zu häufig, insbefondere bei vorhandener Unerfahren- 
beit oder Mangel an Hebung vorfommenden Fehler zu vermeiden, gewöhne fi) ber Unter- 
fuhungsrichter daran, ftets mit allgemein geftellten Fragen zu beginnen, und biefe immer 
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beftimmter zu faffen, die blos mit Ja oder Nein zu beantwortende Frage aber erft dann zu 
ftellen, wenn fie unvermeidlich ift. In dieſem Falle ift es aber danıı unausweichlich nothwen— 
dig, die Begründung diefes Ja oder Nein fo genau als möglich zu erforfchen und zu Proto- 
foll zu bringen, Ein Beifpiel möge Die Sache Harer machen. Es handelt fih darum, ob A 
bei einer Schlägerei betheiligt war. Der vernommene Zeuge hat in feiner Erzählung von dem 
A gar feine Erwähnung gethan, jedoch mehrere Anweſende genannt. Es wäre nun ganz 
gefehlt, zu fragen: „War der A auch zugegen?“ jondern es muß von ber Frage ausge- 
gangen werden: „Wer war außer den Genannten noch zugegen ?” Nennt der Zeuge den A 
noch nicht, jo wäre bie nächfte Frage: „Es jollen aber aufer den bis jetst Genannten noch 
andere Perjonen zugegen geweſen fein; was weis Zeuge davon?“ Nun bat der Zeuge Gele- 
genheit, fich zu Außer, und muß auch begründen, ob und warum er feine anderen Perfonen 
nambaft machen könne. Fällt diefe Aeußerung nicht genügend aus, fo kann Die Frage ge— 
ftellt werben: „Es foll aber auch der A zugegen geweſen fein; was weis Zeuge hiervon?“ 
Und nun muß der Zeuge angeben, was ihm über Die Anmwefenheit oder Abweſenheit des Zeu— 
gen befannt ift. 


IV. Außer diefen drei Hauptregeln fir die Bernehmung der Zeugen laſſen fich ſchwer 
noch viele andere allgemein giftige Negeln aufftellen, weil jede Zeugenvernehmung in ihren 
Einzelnheiten nach den Umftänden der That ſelbſt, nah dem Charakter, Stande, Alter, 
Geſchlecht, Bildung, Wahrheitsliebe u. ſ. w. des Zeugen verjchieden fein wird. Doch Yaffen 
ſich noch folgende Erforderniffe der befonderen Fragen als wejentliche bezeichnen: 

1) Die Fragen müffen zur Sache gehören, und es darf nichts unnützes oder unpaffen- 
des eingemengt werben, und fie müſſen eine aus der anderen den Umftänden gemäß ber» 
vorgeben; 

2) die Fragen müffen beftimmt und beutlich, und nicht etwa captiös, d. i. darauf 
berechnet fein, den Zeugen durch Zweideutigfeiten zu fangen; 

3) in ben Fragen um die bei der That Betheiligten muß jede Hinweifung auf 
beftimmte Perſonen, jedes Nennen von Namen ftrenge vermieden werben, jo lange nicht 
ſchon aus anderen Erhebungen fi) Andeutungen auf eine beftimmte Perfon ergeben, wie in 
dem obigen Beijpiele vorausgefetst wurde. Macht aber der Zeuge freiwillig ſolche Perjonen 
namhaft, fo hat der Unterfuchungsrichter auch Alles zu erforihen, was als rechtlicher Ver- 
dachtsgrund oder als Beweismittel gegen fie dienen fan. Bei dem Namen nad unbekannten 
Perfonen ift deren möglichft genaue Beichreibung nah Perſon und Kleidung zu Protofoll 
zu nehmen. 

4) Die Fragen müffen endlich auch auf das gerichtet fein, was zur Rechtfertigung des 
Beſchuldigten, oder zur Erforfhung feiner geringeren Strafbarkeit dienen kann. 

V. Sehr häufig fommt der Fall vor, daf der Anzeiger, fei e8 der Beſchädigte ober 
eine andere Perſon, eine, oft jehr ausführliche, Schriftliche Anzeige bei Gericht über- 
reicht. Bei der Vernehmung eines ſolchen Anzeigers wäre e8 nun vor allem ein ſehr großer 
Fehler, wenn ber Unterfuhungsrichter Die Anzeige dem Zeugen nur vorlejen und von ihm 
beftätigen laſſen wollte. Er wiirde auf dieſe Art gegen die Borfchrift dieſes Paragraphes ver- 
ftoßen, weil er weder von dem Zeugen eine Erzählung fich machen läßt, noch auf den Grund 
des Wiffens dringt. Es ift alfo gewiß, daß der Zeuge abgejehen won ber Anzeige förmlich 
vernommen werden muß. — Dabei pflegt aber jehr häufig ein anderer Fehler zu unterlaufen. 
Der Unterfuchungsrichter nimmt die fehriftliche Anzeige zur Hand, vergleicht fie mit ber 
Ausfage des Zeugen, und ftößt er auf einen Widerfpruch, jo unterbridt er den Zeugen, 
läßt den Widerfpruch mündlich aufllären, und bringt erft Die fo veränderte Ausſage zu Pro— 
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tokoll. Hierdurch gefchieht e8 aber, daß dieſe Widerfprüche im Protokolle nicht ericheinen, und 
fomit ein wejentliches Moment zur Beurteilung dev Glaubwürdigleit des Zeugen fehlt. — 
Der Unterfuchungsrichter wird daher einen folhen Zeugen vollſtändig vernehmen, ohne bie 
Anzeige zu berücfichtigen; hierauf wird dem Zeugen die Anzeige vorgelejen, berfelbe ge- 
fragt, ob fie mit feinem Wiffen und Willen übereinftimme, und die etwaigen Widerſprüche 
werben durch fchriftliche Fragen aufgelärt; hierbei Können auch nähere Aufklärungen über die 
Perjon des Berfaffers der Anzeige und Die Veranlaffung dazu verlangt werben. 


VI. Bei Bernehmung eines Anzeigers, welcher nicht der Beſchädigte ift, hat der 
Unterfuchungsrichter vorzüglich dahin zu trachten, daß er die Gründe, die ben Anzeiger zur 
Anzeige veranfaften, fein Verhältniß zu dem Angezeigten, und den Bortheil, welchen ber 
Anzeiger aus der Anzeige haben kann, in das Klare ſetze. Vor allem aber verſchiebe er bie 
Beeidigung des Zeugen fo lange, bis fich deffen Anzeige durch anderweitige Erhebungen we— 
nigftens einigermaßen beftätigt. 

VI. Da ſchon oben (bei 8. 75) bemerkt wurde, daß auch der Beichuldigte im Wege 
der Thatbeftandserhbebung vernommen werden könne, fo verfteht es ſich wol won jelbft, 
daß auch derjenige vernommen werben müſſe, ber ſich ſelbſt einer ftrafbaren Handlung 
anflagt. Eine folhe Perfon muß über die That mit befonderer Genanigfeit und Umftänd- 
licheit vernommen werden, namentlich dann, wenn die Wirklichkeit dev That Schon durch 
vorausgegangene Erhebungen beftätigt ift; ber Unterfuchungsrichter hat auch zu fragen, 
ob der Bernommene eine Mittheilung von feiner That an andere Perfonen gemacht habe, 
um fohin Durch deren Vernehmung zu erheben, ob feine Aeußerungen ftets gleichartig 
waren; enblich ift der Gemüthszuftand und das Benehmen des Vernommenen jorgfältig 
aber unauffällig zu beobachten, und alles daran auffallende ift im Protofolle erfichtlich 
zu machen. 


VII. Sind Kinder zu vernehmen, fo muß der Unterfuchungsrichter befonders forg- 
fältig zu Werke gehen; fein Benehmen muß von der Art fein, daß er das Zutrauen 
bes Kindes gewinne, die Fragen müſſen ſehr kurz und einfach geftellt, und öfters wiederholt 
werben; eine zufammenhängende Erzählung wird bei umftänblicheren Borfällen immer nur 
über einzelne Theile berfelben gefordert werden können, und es muß dem Gebädhtniffe 
und der Auffaffung fo jugendlicher Zeugen durch paffende — jedoch niemals Durch fuggeftive 
— Fragen, nachgeholfen werben. 


IX. Schließlich ift noch darauf hinzubeuten, daß der Unterfuchungsrichter bemüht fein 
müffe, auch jene Momente zu erforichen und zu entfernen, welche allenfalls den vernomme- 
nen Zeugen abhalten, Die von ihm richtig erfaßte Wahrheit, Die er auch fagen Könnte, wirk— 
lich zu jagen. Diefe Momente find weſentlich: Gehäffigfeit gegen den Beichuldigten, 
Mitleid mit demſelben, Furcht vor einer allfälligen Rache, endlich geradezu Begünfti- 
gung bes Beidhuldigten. Dem nur einigermaßen gelibten Unterfuchungsrichter wird es 
nicht ſchwer fallen zu erkennen, ob bei dem VBernommenen ein folder Einfluß obwalte und 
es werben ſich ihm auch aus den perjönlichen Berhältniffen des Zeugen die Mittel barbieten, 
diefen Einflüffen nach Möglichkeit zu begegnen. Hinweiſung auf die Pflicht die Wahrheit zu 
fagen, und auf die ſchweren Folgen einer falihen Zeugenausjage müſſen der Gehäffigfeit und 
ber offenen Begünftigung entgegengeftellt werden; dasfelbe gilt von ben beiden anderen Mo- 
menten, wobei dem Mitleivigen bebeutet werben kann, daß das Gericht ohnedem angewieſen 
fei, alles was zu Gunften des Beichuldigten fpricht, zu berüdfichtigen, dem Furchtſamen 
aber Muth einzuflößen und er zu erinnern ift, Daß das Gefeß und die Sicherheitsbehörben 
berufen jeien, ihn wor den befürchteten Unbilden zu beſchützen. — Merkt der Unterfuchungs- 
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richter aber nicht, daß feine diesfälligen Ermahnungen einen erfprießlihen Erfolg haben, jo 
wird e8 jedenfalls geratben fein, Die Beeidigung ſolcher Zeugen vorläufig zu unterlaffen, 
und auch fpäter — wenn feine gefeglichen Ausſchließungsgründe ($. 152) vorliegen — 
nur nach den eindringlichften Ermahnungen vorzunehmen. 


8. 127. 


Der durd) die ftrafbare Handlung Beihädigte ift insbefondere darüber 
zu vernehmen: 

a) worin der Gegenftand nnd der wahre Betrag des erlittenen Schadens 
und entgangenen Gewinnes beftehe; 

b) auf welche Art die Beihädigung zugefügt worden; 

e) was er von feiner Seite zur Verhütung des Schadens angewendet habe; 

d) welhe Entihädigung er nah den Beitimmungen des bürgerlichen 

Rechtes (SS. 1323— 1332 des allgemeinen bürgerlihen Geſetzbuches) 

zu fordern habe, und was er etwa zur Erlangung derfelben anzu: 

geben wille. 

Auch ift er aufmerffam zu mahen, daß er die Größe des erlittenen 
Schadens und des entgangenen Gewinnes, ſowie der ihm dafür gebührenden 
Entihädigung zu beihwören habe ($. 76). 

Bei Bernehmung des Beſchädigten ift mit großer Borficht zu Werke zu geben, na— 
mentlih wenn feine Vernehmung jo bald nah ber That erfolgt, daß fein Gemüth noch 
aufgeregt ift, oder mo es ſich um eine Entihäbigung handelt. Daher wirb auch ber Un— 
terfuhungsrichter, wenn auch nur einige Zweifel an ber Glaubwürdigkeit bes Beichädigten 
beftehen, deſſen Beeibigung bis zur Befeitigung bderjelben werfchieben. Dies muß insbe» 
fondere dann gefchehen, wenn die Bernehmung das Verbrechen des Betruges durch Ab— 
fegung eines falfchen Eides oder einer falfchen Ausfage vor Gericht betrifft; denn un— 
möglich kann der Unterfuchungsrichter z. B. den durch einen abgelegten Haupteib ſach— 
fällig Geworbenen zum Eide über jene Thatjache zulaffen, deren Gegentheil bereits ge— 
richtlich beſchworen ift, wenn nicht anderweitige triftige Gründe vorliegen, welche ben 
erften Eid als falſch erfcheinen laſſen. 


8. 128. 


Anerkennung (Recognition) von Perfonen oder Saden. 


Sollen dem Zeugen zum Behufe der Anerkennung (Recognition) Per- 
fonen vorgeftellt oder Sachen vorgelegt werden, joift er vorher zur genauen 
Beihreibung und Angabe der unterfdheidenden Kennzeichen derjelben anf: 
zufordern. 

Uebrigens hängt es von dem Ermefjen des Unterfuhungsrichters ab, 
ob er die Anerkennung einer Perfon durd Zeugen auf eine für die anzuer- 
fennende Perfon fihtbare oder verborgene Weife, und allenfalls auch durch 
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Vorſtellung des Anzuerkennenden zugleich mit mehreren anderen Perfonen 
vornehmen wolle. 

I. Am zwedmäßigften ift es, wenn die Anerkennung des Beichuldigten auf ſolche Art 
eingeleitet wird, daß der Beſchuldigte den Zeugen nicht ficht. — Iſt Dies nicht möglich, jo 
verhalte der Unterfuchungsrichter den Zeugen wenigftens Dazu, daß er in Gegenwart bes 
Beichuldigten weder. durch Worte noch Durch Geberden zu erfennen gebe, ob er denfelben 
erkannt habe oder nicht. 

II. Befteht irgend ein Zweifel darüber, ob der Zeuge den Beſchuldigten zuverläffig 
fenne, jo muß immer die Vorficht gebraucht werden, daß der Befchuldigte dem Zeugen zu— 
gleich mit anderen Perjonen vworgeftellt werde, und es ift fohin der Zeuge zuerft zu befra- 
gen, ob fi der von ihm bezeichnete Thäter unter diefen Berfonen befinde, und dann erft, 
welcher es fei. 


8. 129, 
Gegenftellung (Confrontation) von Zeugen. 


Stimmen die Zeugen in ihren Ausjagen über erhebliche Umftände 
nicht überein, jo find fie einander entgegenzuftellen (zu confrontiren), und 
in Beziehung auf jeden Umftand, über welchen fie von einander abweichend 
ansgejagt haben, einzeln gegen einander abzuhören, und ihre Ausfagen in 
dem Protokolle neben einander niederzufchreiben. Eine gleichzeitige Gegen- 
ftellung von mehr ala zwei Perfonen ſoll nur dann ftattfinden, wenn fie der 
Unterſuchungsrichter zur Aufklärung für unumgänglich nothwendig erkennt, 

I. Da, wie jchon oben (bei $. 75) bemerkt wurde, geringere Widerſprüche in den 
Zeugenausfagen bei der milndlihen Schlufverhandlumg mit großer Leichtigkeit behoben wer- 
ben können, fo ift auch die Gegenftellung im Laufe der Thatbeftandserhebung nur dann 
vorzunehmen, wenn die Widerfprüche erhebliche, d. i. folhe Umftände betreffen, ohne 
beren Feftftellung die im $. 66 bezeichneten Zwecke der Thatbeftandserbebung nicht erreicht 
werben könnten. 

I. Diefem allgemeinen Grundſatze gemäß wird die Gegenftellung jedenfalls vorge— 
nommen werben müſſen: 

1) wenn es zweifelbaft ift, ob die That ein Verbrechen oder eine andere ftrafbare 
Handlung bildet; 3. B. bei einem Diebftahl von 10 fl., wenn ein Zeuge angibt, die 
Wohnung jei verfperrt, der andere aber, fie fer unverfperrt gewejen ; 

2) wenn es zweifelhaft ift, welcher Gattung von Verbrechen, Vergehen oder Uebertre- 
tungen bie ftrafbare Handlung angehöre; z. B. der Beſchädigte behauptet, ihm fei jeine 
Uhr, Brieftafche 2c. in einem Werthe über 25 fl. von dem Thäter mit Gewalt abgenommen 
worden, andere Zeugen aber geben an, der Thäter habe gar feine Gewalt angewendet ; 

3) wenn über den Thäter ein Zweifel obwaltet; 3. B. wenn im Falle einer Schlägerei 
ber Zeuge behauptet, der A habe den verleßenden Streich geführt, und der andere, der B 
fei es gemejen ; 

4) wenn der böſe Vorſatz des Thäters in Zweifel gezogen wird; 3. B. der eine Zeuge 
behauptet, der Beichuldigte jet bei voller Befinnung gewejen, während der andere angibt, 
er fei volltrunfen geweſen; 
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5) wenn der Widerſpruch einen erjchwerenden ober mildernden Umſtand betrifft; 
3. B. der eine Zeuge behauptet, der Beichuldigte fei in einer Nothlage geweien, während 
ein anderer das Gegentbeil behauptet ; 

6) wenn der MWiderjpruch einen rechtlichen Verdachtsgrund gegen den Beſchuldigten 
betrifft; 3. B. ein Zeuge behauptet, der Thäter babe einen Pelz getragen, wie ihn ber Be— 
ſchuldigte befigt, während ein anderer angibt, der Thäter fei mit einem Mantel bekleidet 
gemejen. 

III. So wie die Gegenftellung nur aus erheblichen Gründen vorgenommen werben 
darf, fo fol fie auch nicht zu friih veranlaft werden, und nie früher, als bis alle Zeugen 
vernommen find, und feine Ausficht mehr vorhanden ift, die vorhandenen Widerjprüche 
auf eine andere Art beheben zu können. — Die Gegenftellung fett ihrem Weſen nad) vor— 
aus, daß eine Ausfage als vollfommen verläffig ericheine, welcher Umſtand fi in 
ber Regel erft nach mehrfachen anderen Erhebungen genau erfennen läßt. Würde ber Unter- 
fuchungsrichter Zeugen einander entgegenftellen, die beide unverläffig find, fo hat Die Gegen 
ftellung gar feinen erheblichen Nuten und wirbe nichts bezweden, als daß entweber Beide 
bei ihren unverläffigen Angaben bleiben, oder einer feine früheren Augaben wiberruft 
und dem anderen beiftimmt, ohne Dadurch deſſen Ausfage in Wahrheit verläffiger zu machen. 

IV. Bei der Gegenftellung laſſe der Unterfuchungsrichter den einen verläffigen Zeu- 
gen bie ftreitige Thatſache no einmal umftändblich und genau erzählen, und fohin verlange 
er dbasjelbe von dem anderen. Berichtigt dieſer nun feine Ausfage in Gemäßheit der des zu- 
erft vernommenen Zeugen, jo ift die Gegenftellung zu Ende, und es ift blos noch aufklä— 
ven zu laffen, warum der Zeuge früber anders ausgefagt habe. Bleibt der Zeuge bei feiner 
abweichenden Angabe, jo laffe fie der Unterfuchungsrichter jo genau als möglich begründen. 
Sodann ift der erfte Zeuge zu fragen, wie er feine Angabe begründen und was er zur Auf: 
Härung bes Widerfpruches anzugeben wifje, und über dieſe Ausjage ift dann der zweite 
Zeuge nochmals zu hören. — Dabei hüte fich der Unterfuchungsrichter wol, auf irgend 
eine Art zu erkennen zu geben, welche von beiden Angaben er für die glaubwürbigere halte. 
Eben fo laffe er die Zeugen, wenn fie gegenfeitig heftig werden, jo lange fie nicht in unan- 
ftändige Beleidigungen ausarten, gewähren, beun oft kommen in einem ſolchen Streite 
Dinge zur Sprache, welche die Glaubwürdigkeit bes einen oder anderen Zeugen weit befjer 
beurteilen laffen, als es früher der Fall war. 


8. 130. 
Protofollführung. 

Ueber jede Vernehmmug eines Zeugen ift ein Protokoll zu führen, und 
dem abgehörten Zeugen feine Ausjage, jowie fie in das Protokoll aufge— 
nommen worden ift, deutlich vorzulefen. Die von ihm hierbei etwa gemad)- 
ten Bemerkungen find in dem Protokolle nadhzutragen, ohne an dem Texte 
der früheren Ausjage eine Aenderung vorzunchmen, und das Protofoll am 
Schluſſe von allen Anwefenden, von dem VBernommenen jelbit aber am Ende 
jedes Bogens zu unterfertigen. Iſt der vernommene Zeuge des Schreibens 
unfundig, jo hat er in Gegenwart zweier eigens hierzu vorzurufenden Zen: 
gen, ftatt der Interfchrift fein Handzeichen beizufügen, weldes von den 
beiden Zengen mit ihrer Unterjchrift zu beftätigen ift, 
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I. Die Aufnahme des Protofolles über die Zeugenausfage geſchieht dadurch, daß der 
Unterfuchungsrichter die Angaben des Zeugen dem Protokollführer andiktirt. Hierbei muß 
ber Unterfuhungsrichter fo viel möglich Die eigenen Worte und Ausdrüde des Zeugen bei- 
behalten, namentlich auch dann, wenn biefe fonft minder übliche Worte oder Provinzialis- 
men find, indem durch foldhe bie eigentlihe Meinung bes Zeugen oft beffer als durch die 
Schriftipradhe ausgebrüdt wird. Dagegen ift dem Unterfuchungsrichter wohl geftattet, bie 
oft unzufammenhängende, gegen die Zeitfolge verftoßende Erzählung des Zeugen in gehöri- 

ger Ordnung zu diktiren. Dabei bebiene er ſich eines einfachen, Haren Stiles, vermeide 
lange Perioden und gehäufte Zwifchenfäte, damit auch der minder gebildete Zeuge bei der 
ſchließlichen Vorleſung des Protofolles das Niedergefchriebene wol verſtehen Fünne, und 
nicht vielleicht etwas als richtig aufgenommen beftätige, was mit feinen urfprünglichen Angaben 
ober feiner Meinung gar nicht übereinftimmt. 

1I. Nicht blos die Ausfagen des Zeugen find in das Protokoll aufzunehmen, fonbern 
es ift auch eben fo, wie dies ber $. 179 rüdfichtlich des Beichuldigten vorſchreibt, Alles 
aufzuführen, was über das Benehmen und den Gemüthszuftand des Zeugen Auffallendes 
zu bemerfen kommt; ſolche Bemerkungen find namentlich bei Anerfennungen oder Gegen: 
ftellungen oft von großer Wichtigkeit. 

II. Das Borlejen der Ausfage muß langfam und deutlich geichehen, jo daß ber 
Zeuge das Gefchriebene wol verftehe, und er ift namentlich an den entfcheidenden Stellen 
nohmals zu befragen, ob die Sache fo fei, ob er richtig verftanden worben, und das Ge— 
Ihriebene wahr und feinem Willen gemäß fei. Verlangt der Zeuge die wiederholte Vorle— 
fung einer Stelle, jo muß dies ohne Weigerung und mit vermehrter Deutlichkeit geſchehen, 
bis ber Zeuge das Gefchriebene aufgefaßt und als richtig erklärt hat. Dabei hüte ſich der 
Unterfuchungsrichter vor jeder Aeußerung einer Heftigfeit oder Ungebuld, bie den Zeugen 
nur einſchüchtern und zur Beftätigung einer Unrichtigkeit veranlaffen würbe. 


1. Mufler eines Zeugenvernehmungs-Protokolles. 


Protokoll 
vom — — — — 

Aufgenommen bei dem f. k. Landesgerichte in Wien, als Unterſuchungsgerichte. 
Aus Veranlafjung der Anzeige rüdfichtlicy eines dem Nachbenanuten zugegangenen 
Diebftahles und der Einlieferung des Peter Kurz. 
Gegenwärtige: 

Der Unterſuchungsrichter N. N. 
Der beeivete Brotofolfführer N. N. 

Angefangen um 10 Uhr Vormittag. 

Borläufig wurde Zeuge gemäß $. 122 der Str. Pr. Ordng. ermahnt, über 
alle Umftände, über die er befragt werben wird, nad) feinem beften Wifjen und 
Gewiffen die reine Wahrheit anzugeben, nichtS zu verſchweigen und die Ausjage jo 
abzulegen, daß Zeuge fie erforderlichen Falles eidlich befräjtigen könne. 

1. 
Wie heißen Sie? 1; 
Joſef Kern, 


2 


Wie alt find Sie? 


3 


Wo find Sie geboren ? 


4 


Welcher Religion find Sie? 


5 


Weldyen Standes ? 


6 
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32 Jahre. 


3. 
In Brünn. 


7— 
Katholiſch. 


Ledig. 


Was iſt Ihr Charalter? (Ihr Ge- 


werbe? Ihre Beſchäftigung ?) 


7 


Wo wohnen Sie? 


8. 


6. 
Bürgerlicher Handelsmann zu 
Brünn. 
T. 

Ich wohne zu Brünn in der Neus 
gaffe Nr. 6, halte mic) aber derzeit 
in Gefchäften in Wien auf, und wohne 
im Hotel zum goldenen Lamm in ber 
Leopoldſtadt. 


Wie vorkommt, iſt an Ihnen am 
12. d. M. im Kärntnerthortheater ein 
Diebſtahl verübt worden; geben Sie 


diesfalls die näheren Umſtände an. 


8. 

Ich war an jenem Abende im 
Kärntnerthortheater, und zwar auf einem 
Sperrſitze in der vierten Gallerie, wozu 
ich mir das Billet ſchon Vormittags 
gelöſt hatte. — Ich war gekleidet, wie 
ich jetzt vor Gericht erſcheine, und hatte 
in der rechten hinteren Taſche meines 
Rockes meine Cigarrentaſche, welche 
zugleich als Brieftaſche dient, ſtecken. 

Nach beendeter Vorſtellung ging 
ich nicht gleich fort, und als ich beim 


VII. Hauptſtück. — Bon der Bernehmung ber Zengen. 


Hinaustreten auf Die Treppe meinen 
Dpernguder einftedte, fühlte ich, daß ich 
meine Cigarrentafche noch habe. Auf der 
Treppe war fein großes Gebränge, wohl 
aber unten in ber Borhalle und unter 
den Thüren, weil e8 eben heftig regnete. 

Ich trachtete num ſchneller hinaus- 
zufommen, um zu einem Wagen zu 
gelangen, und drängte mid) burd) bie 
Peute durch, fo daß ich außer Stande 
bin, anzugeben, ob fid) Jemand bejon- 
ders an mid) angebrängt habe, weil man 
ſich gegenfeitig drückte. 

Als ich hinauskam, lief ich zu den 
dort ſtehenden Fiakern, ſetzte mich in 
einen derſelben und fuhr nach Hauſe. 
Erſt auf dem Stefansplatze wollte ich 
mir eine Cigarre anzünden, griff nach 
der Cigarrentaſche, und entdeckte, daß 
dieſelbe nicht mehr vorhanden ſei. 

Da ſie ſich auch in dem Wagen 
nicht vorfand, ſo mußte ſie mir beim 
Herausgehen aus dem Theater geſtohlen 
worden ſein. 

Tags darauf machte ich die An— 
zeige bei dem Ef. Stadt-Bezirks-Kom— 
miſſariate, habe aber feither weiter nichts 
über meine Cigarrentafche erfahren. 

-Die Cigarrentafche ift von dun— 
felbraunem Leder, mit Stahleinfaffung, 
von innen mit rothem Leder gefüttert und 
2 fl. C. M. werth. In derſelben befan- 
den ſich ſechs Banknoten zu 5 fl, von 
denen vier Stüde nod) ganz neu waren, 
einige BVifitfarten mit meinem Namen, 
und drei Stüd Gigarren, welche ic) jo 
wie die BVifitfarten zu feinem Werthe 
befonders anfchlagen will. In dem ein- 
gebundenen, mit einem feinen Bleiftifte 
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geſchloſſenen Notizenbüchlein waren meh- 
vere Adreſſen und meine Keifeauslagen 
notirt, 
9. 
Können Sie etwas in Beziehung 
auf die Perfon des Thäterd angeben ? 9, 

Da mir die Cigarrentafche wohl 
nur in dem Gebränge unter der Thüre 
geftohlen worden jein fan, fo kann ic) 
diesfalls gar nichts angeben; denn da 
dachte id) nur auf das Hinausfommen, 
und achtete nicht, wer neben oder hinter 
mir war, 

Anmerfung: Es wurde dem Zeugen die mit dem eingelieferten Peter 
Kurz übergebene Cigarrentafche vorgewiefen, mit der Frage: 
10. 
Kennen Sie diefe Cigarrentafche? 10. 

Diefe Eigarrentafche ift die mir 
geftohlene, und es fehlt von dem von mir 
angegebenen Inhalte berfelben nichts, 
als eine Banknote zu 5 fl, und bie 
Eigarren. 

Anmerkung: Es wurde dem Zeugen der verhaftete Peter Kurz vor- 
geftellt, mit der Frage: 


11, 
Kennen Sie diefen Ihnen vorge- 
ftellten Menjchen ? 11, 

Diefer Menſch ift mir ganz unbe- 
fannt, und ic) erinnere mid) nicht, ihn 
in meiner Nähe gejehen zu haben. 

12. 


Der Ihnen eben vorgeftellte Mann 
gibt an, er habe die Eigarrentafche nicht 
geftohlen, ſondern in der Nähe der Thüre 
am Boden liegend gefunden, Was erwie— 
bern Sie hierüber ? 12. 
Diefe Angabe fcheint mir nicht 
glaubfich, denn ich habe in meinem Node 
tiefe Säcke, aus denen nicht leicht etwas 
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13. 


herausfallen kann. Auch ſteckte mein 
Doppelperfpeftiv neben der Cigarren⸗ 
tafche im Sade, welches, wenn der Rod 
irgendwie gehoben worben wäre, weit 
eher hätte heransfallen müſſen, als die 
Cigarrentaſche. 


Der Ihnen vorgeſtellte Mann hat 
geftändigermaßen die abgängigen Cigarren 
verraucht, und von dem abgängigen Oelde 
1 fl. 40 fr. C. M. für fi) verausgabt, 
3 fl. 20 fr. C. M. haben ſich noch bei 
ihm vorgefimden. Inwieferne ſprechen Sie 


einen Erjag an? 


13. 

Ic bitte um Zurückſtellung mei- 
ner Cigarrentafche mit dem darin befind- 
lichen Gelvde, und um Ausfolgung des 
Betrages von 3 fl. 20 kr. C. M.; rüd- 
ſichtlich des abgängigen Reſtes ſpreche 
ich keinen Erſatz an. 


Nach der Vorleſung dieſes Protokolles wurde Zeuge gefragt: 


14. 


Iſt Ihre Ausſage richtig aufge— 
nommen, haben Sie derſelben noch etwas 


beizuſetzen oder daran zu ändern ? 


14, 

Meine Ausfage ift richtig aufge- 
nommen und wahr, und id muß nod) 
nachträglich bemerfen, daß ich, wie mir 
eben beifällt, ehe ich mich umter die Leute 
zum Hinausgehen drängte, meinen Rod 
zufmöpfte und nody damals die Cigarren— 
tafche in meinem Rockſacke fühlte. 

Joſef Kern m. p. 


Nach der Vorleſung hat Zeuge ſeine Ausſage als richtig aufgenommen gefer⸗ 
tigt und nad) gemachter Eides- und Meineidserinnerung als wahr beſchworen. 


N. N., Unterfuhungsricter. 


N. N., Protofollführer. 


8. 130. 175 


1. Muſter eines Protokolles über eine &egenftellung. 
Protokoll 
vom — — — — 
Aufgenommen von dem k. k. Kreisgerichte N. als Unterſuchungsgerichte. 
Aus Beranlaffung der Gegenftellung der Zeugen Franz Schwarz md Johann 
Weiß in der Unterfuhungsfache des hier verhafteten Karl Groll. 
(Gegenwärtige und Wahrheitderinnerung wie oben.) 


Zeuge Franz Schwarz. Zeuge Johann Weiß. 
1. 
Kennen Sie den Ihnen gegenüber—⸗ 
ftehenden Zeugen? - 
1. 
Ya, e8 ift der hiefige Büdermeifter 
Johann Weiß. 1. 
Kennen Sie den Ihnen gegen— 
überſtehenden Zeugen ? 
1. 
Ja, es iſt der Schuhmachermeiſter 
Franz Schwarz aus Schöndorf. 
2. 


Sie haben über die am vorigen 
Sonntage in dem hieſigen Gaſthauſe zur 
Krone vorgefallene Schlägerei eine Aus- 
ſage abgelegt; wollen Sie dieſelbe, info- 
ferne fie die Betheiligung des Bäderge- 
ſellen Franz Licht an derſelben betrifft, 
wiederholen ? 
2. 
Was den Franz Licht betrifft, fo 
fah ic) denfelben, vom Weine erhigt und 
mit hochgeſchwungenem Stode zu ber 
Gruppe, von welcher die zwei mit ein 
ander raufenden Perfonen eingeſchloſſen 
waren, hinzutreten und fi) durch die Leute 
hineindrängen ; was er darin machte, 
fonnte id) dann nicht mehr bemerken. 2. 
Sie hören nun felbft aus dem 
Munde des Franz Schwarz, wie der 
Geſelle Licht bei der Schlägerei bethei- 
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3. 
Was bemerken Sie hierüber? 
3 


figt war; was haben Sie hierüber zu 
bemerfen ? 
2. 

Ich muß bei meiner Ausfage blei- 
ben, daß Franz Licht bei mir am 
Tifche ſaß, und während der Schlägerei 
nicht von mir wegging. Herr Schwarz 
muß fid) in der Perfon des Licht irren, 
und mag ihn mit feinem ihm ſehr ähnli- 
chen Bruder Peter verwechfeln, weldyer 
allerdings ſich in die Sache einmengte, 
und feinem Kameraden, dem ſchon am 
Boden liegenden Thomas Weiler 
helfen wollte. Es war ſchon ziemlich 
dunkel und beide Brüder waren gleid) 
geffeivet, weshalb eine Irrung leicht mög- 


lich ift. 


Da id an der Wahrhaftigfeit des 
Heren Weit nicht zweifle, jo muß ich 
mic wohl geivrt haben. Ich erfahre aud) 
heute zum erjten Male, daß Franz 
Licht bier einen Bruder hat, und da id) 
auch den’ Kranz nur oberflädlid vom 
Sehen fenne, fo war mein Irrthum leicht 


möglid). 
dran; Shwarzm.p. 


8. 
Haben Sie nody etwas zu be- 
merfen ? 
3. 
Ic habe nichts mehr anzugeben. 
Johann Weif m. p. 


Borgelefen und als richtig aufgenommen gefertigt, und haben beide Zeugen 
ihre Angaben mit Ruhe, Johann Weiß insbefondere mit voller Beftimmtheit 


vorgebradit. 
N, N., Unterfuhungsrichter. 


N. N., Protofolführer. 


8. 131. 177 


8. 131. 
Beeidigung der Zeugen. 


Nach geichlofiener Ausſage hat jeder Zeuge, der etwas für die Sache 
Erhebliches ausgefagt hat, oder rückſichtlich deſſen der Unterſuchungsrichter 
die Beeidigung für nöthig hält, um fid) volle Gewißheit zu verfchaffen, daß 
ihm nichts Näheres befannt fei, jowie and) der Beſchädigte, jeine Ansage 
zu beſchwören. Jedoch ift die Beeidigung zu unterlaflen, oder bis zur wei- 
teren Aufflärung zu verfhieben, wenn derjelben ein gegründetes Bedenken 
entgegenftcht. Bor der Beeidiguung iſt der Zeuge nochmals zu befragen, ob 
er feiner Ausjage nod) Etwas beizufesen, oder daran Etwas zu ändern 
babe, und vor Begehung eines Meineides zu warnen. Der Zenge hat 
ſohin zu beſchwören, daß er aufridhtig, und ohne Gunft, Haß oder Furcht 
die reine und volle Wahrheit, und Nichts, als die Wahrheit ausgeſagt 
habe. Die Bekräftigung lautet: „So wahr mir Gott helfe!“ - 

I. Jeder Zeuge joll beeidet werben, der etwas für die Sache Erhebliches ausgefagt 
bat. Dies ift dann der Fall, wenn durch feine Ausfage einer oder der andere der im 8. 66 
bezeichneten Zwede der Thatbeftandserhebung erreicht wird, oder doch die Ausfage we— 
jentlic zu deren Erreihung beiträgt. 

II. Bon der Pflicht, die abgelegte Ausjage zu beeidigen find, außer jenen NReligions- 
jeften, denen ber Eid verboten ift (j. u.) blos Die Mitglieder des a. h. Kaiſerhauſes 
befreit, bei denen zufolge a. b. Cabinetjchreibens v. 8. Mai 1854 (Juſt. Min. El. v. 
14, Mai 1854 3. 8346) gemäß $. 31 des Familienftatutes bes a. b. KRaiferhaufes v. 
3. Februar 1839 eine an Eidesftatt abgegebene ſchriftliche Verficherung für die wirkliche 
Ablegung des Eides zu gelten und alle rechtlichen Folgen berjelben bat. 

III, Schwieriger ift die Frage zu löſen, ob Zeugen zu beeidigen find, welche an— 
geben, daß jie nichts wijjen? Nach dem Wortlaute des $. 131 muß dieſe Frage 
wol bejaht werben, allein es ift dem Unterfuchungsvichter dabei die größte Vorficht an- 
zurathen, um nicht durch Uebereilung einen faljchen Eid herbeizuführen; jedenfalls wird 
die Beeidigung eines folhen Zeugen werfchoben bleiben, bis durch die Vernehmung ber 
übrigen Zeugen fich ein ficheres Urteil iiber feine Glaubwürdigkeit füllen läßt. 

IV. Bedenken, welche die Unterlafjung ober Berfhiebung ber Beeidigung 
nach fich ziehen, treten außer in den bereits friiher und den im $. 132 erwähnten 
Fällen insbefondere noh dann ein, wenn ber Zeuge eine bem Gerichte ganz unbe- 
fannte Perſon ift, welche Feine Birgichaft fir ihre Glaubwürdigkeit geben kann, ober 
beren Verhältniſſe fih mit den angegebenen Thatſachen nicht wohl in Einklang bringen 
laffen; wenn 3. B. ein Meuſch von dem Ausfehen eines Landtreichers angibt, es fei 
ihm eine bedeutende Barjchaft geftohlen worden, u. dgl. — Jedenfalls bite ſich der Unterfu- 
hungsrichter, wenn die Sache nur etwas verwidelt oder unklar ift, vor zu ſchnel— 
ler Beeidigung der Zeugen, und verſchiebe fie — Notbfälle, wie z. B. bei Iebensge- 
fährlich Berletten, ausgenommen — lieber, bis durch weitere Erhebungen mehr Licht 
in die Sache gefommen ift, und die Glaubwilrdigfeit der einzelnen Bernommenen durch 
bie gegenfeitige Bergleihung ibrer Ausjagen fi herausſtellt. Es Taffen fih auch Wi- 
derſprüche in vorläufig unbeeideten Ansjagen viel leichter beheben als in beeideten, weil 

Brüpwalb, Strafprozeß. 12 


178 ym. Hauptſtück. — Von der Vernehmung der Zeugen. 


der Zeuge, der einmal geſchworen hat, vielleicht lieber ſelbſt einen erkannten Irrthum 
aufrecht erhält, als denſelben einbelennt, aus Furcht, eines falſchen Eides beſchuldigt zu 
werben. 

V. Es verftebt fich wol von ſelbſt, daß jeder Zeuge mur einmal beeidet werben darf 
(vgl. 8. 239); wenn daber ein Zeuge nach gejchebener Beeidung wiederholt zu vernehmen 
ift, jo muß er erinnert werben, daß er unter jeinen bereits abgelegten Eide auszufagen 
babe, und es ift vorfichtig einer jolchen fortgefetten Zeugenausfage am Schluffe über aus- 
drückliche diesfüllige Befragung des Zeugen beizufügen, daß er feine Ausſage unter feinem 
bereits abgelegten Eide als wahr beftätige. 

VI. Was die zu machende Meineidserinnerung betrifft, fo bite ſich der Unter: 
ſuchungsrichter wol, Diefelbe als eine bloße Förmlichkeit zu betrachten, die mit ein paar 
Worten abgetban ift. Int Gegentheile bemühe ſich der Unterfuchungsrichter, diejelbe jo ein- 
dringlich als nur möglich zu machen, und dazu bie dem Alter, Gefchlechte, Stande, der 
Bildung und dem Charakter des Zeugen anpaffendfte Form zu wählen, denn nur zu oft ges 
jchiebt e8, Daß der Zeuge, durch die gemachte Borftellung erſchüttert, noch wefentliche 
Aenderungen an jeiner Ausſage macht, zu denen er bei einer leichtfinnigen Ermabnung 
nicht gefchritten wäre. Was den Inhalt der Memeidserinnerung betrifft, jo muß dem 
Schwörenden nad Vorfchrift des Hofdecretes vom 14. Mai 1781 Nr. 16 3. ©. S. die 
Wichtigkeit des Eides von Seite der Religion in Abficht auf die Allmacht, Allwiſſen— 
heit und unendliche Gerechtigkeit Gottes wol begreiflih vorgeftellt, und zuvörderſt Die 
Schwere der Uebertretung des göttlichen Gebotes und die zur anboffenden Berzeibung 
nöthige Widerrufung des jalichen Eides und volljtändige Vergütung des verurfachten Scha- 
dens nachdrücklich zu Gemüthe geführt, endlich aber die auf den falſchen Eid in dem 
Strafgejege gejegte Strafe ausdrüdlich vorgehalten und er dadurch „mit bejdei- 
denem Eifer“ vor dem faljchen Eide gewarnt werden. — Nie wird e8 ſchaden, dem 
Schwörenden, befonders bei wichtigen Füllen und einflußreihen Zeugenausjagen, nad 
der Meineidserinnerung noch einmal die entjcheidenden Punkte feiner Ausjage in das 
Gedächtniß zurückzurufen, und ihn zu befragen, ob er diejelben zu beſchwören vermöge. 

Rückſichtlich der bejonderen Förmlichkeiten, welche bei der Eidesable- 
gung nad) Berjhiedenheit des Neligionsbefenntnifjes zu beobachten find, 
bleiben die beftchenden Vorjchriften in Kraft. Wenn der Zenge einer Neli- 
gionsgejelfhaft angehört, welder die Ablehnung eines förmlichen Eides 
geſetzlich geitattet ift, jo hat er eine feierliche Verſicherung an Eidesitatt 
abzulegen, 

I. Die von dem Geſetze vorgefchriebenen befonderen Förmlichfeiten Bei der 
Beeidigung von Zeugen find folgende: 

1. Bei der Beeidigung won Chriften ift ein Erueifir mit zwei brennenden Wachs: 
ferzen aufzuftellen, was bei der Beeidigung von helvetiſchen Konfeffionsverwandten 
jedoch nicht Anwendung findet. (Hofdeer. von 17. Nov. 1826, Nr. 2231 und vom 
21. Dezbr. 1832 Nr. 2582 J. G. ©.) 

2. Wenn vom Gerichte ein Joraelit zur Ablegung eines Eides aufgefordert wird, 
ift da, wo es nad ben Verhältniſſen thunlich ift, zur Meineids-Erinnerung ein Rab- 
biner zuzuzieben. Bor allem andern bat ber Borfitende des Gerichtes bem zum Eide zu- 
gelaffenen Israeliten dasjenige, was er zu beichwören bat, beftimmt und beutlich vor— 
zubalten, und erforderlichenfallis zu erklären. Nachdem er ſich überzeugt bat, daß ber 
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Israelit den Gegenftand des Eides mol vwerftanden babe, jchreitet er zur Meineibe- 
Erinnerung, welde mit Vermeidung des Ablefens einer beftimmten Formel, ber Gei- 
ftesbildung und Faſſungskraft des Schwörenden gemäß mit angemeffener Berlidfichti- 
gung folgender, anf den israelitiichen Religionsbegriffen und Büchern berubender Be- 
merkungen einzurichten ift. 

Es ift die Amtspflicht des Gerichtes, ehe der Israelit den Eid ablegt, ihm bie 
Heiligkeit des Eides, das Sündhafte und Sträfliche eines Meineides vor Gott und 
dem weltlichen Richter nachdrücklich zu Gemüthe zu führen. 

Dur den Eid ruft der Schwürende Gott, den Allwifjenden und Allmächtigen, 
zum Zeugen feiner Ausjage an, ihn, den allgerechten Weltenrichter, der in die Herzen 
fiebt, der alles Geheime und Verborgene erforſcht, und daher auch weiß, ob ber zum 
Schwure aufgeforderte Israelit einen veinen unverfälichten Eid oder einen Meineid 
ſchwöre. 

Wenn die Ausſage des Schwörenden mit der Wahrheit vollkommen übereinſtimmt, 
wenn er ohne geheimen Vorbehalt, ohne Zuridhaltung oder Zweibeutigfeit jo rebet, 
wie er denkt, und wie er es vor dem allgegenwärtigen und allwiffenden Gott zu verant- 
worten fich getrauet, jo beiliget er durch den Eid den Namen Gottes und wirfet mit 
zur Handhabung bes Nechts, welches eine von den Grundſäulen der Welt ijt; denn 
auf Wahrheit, Recht und Frieden ftebt und ruht die Welt, und. nad dem Ausſpruche 
zweier Zeugen joll das Necht geiprochen werben und Beltand haben. 


Wenn aber der Schwörende nicht die wolle, reine und unverfäljchte Wahrheit jagt, 
wenn er anders redet, als er denkt, wenn er fich irgend eine Täuſchung, geheimen 
Borbehalt, Zurüdhaltung oder Zweideutigfeit zu Schulden fommen läßt, wenn er 
in den Worten und dem Sinne feiner Rede, ober in Gebdanfen die Wahrheit verläug- 
net, umgeht oder verdreht, jo legt er einen Meineid ab, er ruft Gott zum Zeugen 
einer Lüge an, er mißbraucht, ſchändet und entweiht den heiligen, unausiprechlichen 
Namen Gottes, er verjündigt fih auf das Schwerfte gegen ben allmächtigen Gott, 
welcher die Schändung jeines heiligen Namens nie unbeftraft läßt, wie e8 im ben zehn 
Geboten Gottes gefchrieben fteht, auf welche ver Schwörende zur größeren Befräftigung 
jeines Schwures die Hand zu legen bat. 


Nicht nach der Meinung und dem Sinne des Schwörenden, ſondern nad ber 
Meinung und dem Sinne des Gerichtes, nach der Meinung und dem Sinne bes all- 
wiffenden und allgerechten Gottes wird der Schwörende in Eid genommen. 

Nicht darauf, wo und vor welchen Perſonen der Eid abgelegt wird, beruht bie 
Heiligkeit desfelben; denn der zum Eide aufgeforderte Jsraelit ſchwört wor Gott, wel- 
her allgegenwärtig, alſo auch bei diefer Eidesablegung anweſend iſt; ihm ift ber 
Schwörende fir jede Entftellung oder Umgehung dev Wahrheit, für jede Krümmung 
oder Berdrehung des Rechtes verantwortlich. 

Der Schwörende ſchändet den Glauben jeiner Bäter, den er jelbft befenut, wenn 
er benjelben duch einen Meineid verdächtig macht, daß derjelbe falſche Eide geftatte 
oder Lehre. 

Er vergeht fih durch einen Meineid auf das Schwerfte gegen den Staat, jeine Mit- 
bürger, und Alles, was dem Menſchen heilig ift. Er erjchiittert die Grundfeften des Ber- 
trauens, er ijt Die Urfache ungerechter Entfcheibungen, und eines (befonders bei Zeugniffen 
in Straffällen) oft nicht mehr zu erjetenden Schadens, er zerftört das. Necht und bie 
bürgerliche Orbnung, jo weit es in feinen Kräften liegt. Nach den allgemeinen Landesge— 
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fetsen ift er nicht nur verpflichtet, für allen durch ‚feinen Meineid verurſachten Schaden und 
entzogenen Gewinn volle Genugthuung zu leiften, jondern auch des Verbrechens des Betruges 
ſchuldig, welches mit ſchwerem Kerfer, nach Beichaffenheit der Umftände felbft lebenslang, 
beftraft wird. 

Die Meineids-Erinnerung wird mit der Frage gejchloffen, ob ber Israelit bereit ſei, 
den Eid abzulegen. Wenn er diefe Frage bejaht, legt er bie rechte Hand bis an ben Ballen 
auf die Thora, zweites Buch Mofis, zwanzigites Eapitel, fiebenten Vers, bededt das Haupt, 
und Spricht Dem Vorſitzenden folgenden Eid nach: 


Allgemeiner Eingang: IH N. N. ſchwöre bei Gott, dem Alleinigen, Allmäch- 
tigen, Allgegenwärtigen und Allwiffenden, dem heiligen Gotte Jsraels, ber Himmel und 
Erde gejchaffen bat, mit reifer Meberlegung einen reinen unverfäljchten Eid nach der Mei- 
nung und dem Sinne des Gerichts, ohne geheimen Vorbehalt, Zurückhaltung oder Zwei— 
beutigfeit, ohne Arglift, Betrug oder BVerftellung, ohne Nüdficht auf Geſchenk ober Ber; 
ſprechen, Nuten oder Schaden, Zuneigung oder Abneigung, Freundichaft oder Feindichaft, 
ohne was immer fiir eine zur Unterdrüdung ber Wahrheit oder des Rechts gereichende 
Abſicht: 

Fortſetzung für einen Zeugen: Daß ich aufrichtig und ohne Gunſt, Haß oder 
Furcht die reine und volle Wahrheit, und Nichts, als die Wahrheit ausgeſagt habe. 

Fortſetzung für einen Sachverſtändigen: Daß ich den Gegenſtand des 
Augenſcheines ſorgfältig unterſuchen, die gemachten Wahrnehmungen treu und vollſtändig 
angeben, und mein Gutachten nach beſtem Wiſſen und Gewiſſen und nach den Regeln 
meiner Wiſſenſchaft (Kunft) abgeben wolle. 

Allgemeiner Schluß: So wahr mir Gott, der allınachtige Herr der Heerfchaaren, 
Adonaj Elohe Zebaoth, defjen unausipredlicher Name geheiligt werde, in allen meinen 
Gejchäften beiftehe, in allen meinen Nöthen helfen möge. Amen! Amen! 

Während der Eidesablegung haben fich alle anmwejenden Perfonen ftehend mit ber ber 
feierlichen Handlung angemefjenen Ehrerbietung zu verhalten. (Suftiz:Hof-Deer. vom 1. Of- 
tober 1846 Nr. 987 3.6. ©.) 

In Bezug auf die eben aufgeführten Förmlichkeiten bei Beeidigung ber Israeliten 
bat der oberfte Gerichtshof unterm 18. April 1855 entichieben, daß bei Beobachtung derjelben 
ber Eid giltig fei, wenn auch der Jude nicht hebräiſch leſen kann. 

3. Zeugen, bieder mohamedaniſchen Neligion zugethan find, bat ber Richter vor der 
Beeidigung die Wichtigkeit diefer Handlung, die Allwiffenbeit Gottes, bei dem fie den Eid 
ſchwören follen, und die Strafe des falfchen Eides zu Gemüthe zu führen. 

Sodann hat der Zeuge die allgemeine Beeidigungsformel nachzufprechen, daß er, auf- 
richtig und ohne Gunft, Haß oder Furcht die reine und wolle Wahrheit, und nichts, als 
die Wahrheit ausgefagt habe. Hierauf frägt ber Richter: „Schwörft Du bei Gott?“ Der 
Schwörende antwortet: „Jemin ederim!“ (Ich ſchwöre) und fett eine der folgenden For— 
meln oder auch alle drei zugleich hinzu: Billahi Taala (bei Gott dem allerhöchften), oder 
Wallahi (bei Gett), oder Bismillahi (im Namen Gottes). Zur Berftärfung des Eibes 
kann der Schwörende noch eine oder Die andere der Eigenfchaften Gottes, wie 3.8. des Barm- 
berzigen, des Erbarmers beifügen, und jagen: Bismillahi Erahman Erahim (im Namen 
Gottes des Barmberzigen, des Erbarmers). — Zur Giltigfeit des Eides ift e8 aber binrei- 
chend, eine der obigen Formeln, nämlich: Bismillahi, Billahi Taala oder Wallahi, aus- 
zuſprechen. Der Schwörende kann, wenn das Gericht mit einem Eremplare des Korans ver- 
feben ift, angewiejen werben, während der Ablegung des Eides die rechte Hand auf dasselbe 
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zu legen. Diefer Gebraud des Korans ift aber zur Giltigkeit des Eides nicht wefentlich 
nothiwendig. Für feinen Fall darf dem Schwörenden geftattet werben, bei ber Ablegung 
bes Eides ben Zeigefinger der einen Hand in die Höhe zu halten. (Hofdeer. v. 26. Aug. 
1826 R. 2217 3.6. ©.) 

4. Bei ber Beeidigung aller Zeugen aber haben die Anwefenden aufzuftehen und die der 
Feierlichkeit der Handlung angemefjene Ehrerbietung zu beobachten. 

II. Als eine Religionsgejellichaft, deren Mitglieder die Ablegung eines fürmlichen 
Eides verweigern können, find von bem Geſetze ausbrüdlid die Mennoniten aner- _ 
Iannt. (Hofb. v. 10. Jäner 1816 Nr. 1201 3. ©. ©.) 


8. 132. 
Welche Perſonen als Zeugen niht beeidiget werden dürfen. 


Folgende Perfonen dürfen nicht beeidiget werden: 

Zu den nun folgenden Ausſchließungsgründen von der Beeidigung ift zu bemerken: 

1. Daß bie in ben folgenden fieben Abſätzen enthaltenen Ausſchließungsgründe nicht 
die einzigen find, welche die Beeidigung hindern, denn ber $. 131 orbnet allgemein an, daß 
die Beeidiguug zu unterlaffen fei, wenn gegründete Bedenken im Wege fteben. Es wurde 
ſchon an mehreren Stellen diefer Erklärungen darauf hingewiefen, unter welchen Umftänden 
ber Unterfuchungsrichter die Beeidigung bes vernommenen Zeugen zu werfchieben habe; wenn 
daher dieſe Bedenken bis zur Beendigung des Strafverfahrens nicht behoben find, jo wird 
bie Beeidigung auch ganz unterbleiben müflen. 

2. Die folgenden fieben Ausſchließungsgründe müffen ftets geſetzlich erwiefen fein, 
inbem es ſonſt dem Beichuldigten leicht wäre, die gegen ihn fprechenden Beweiſe zu ent- 
fräften, wenn bie bloße Behauptung, daß ein Grund ber Nichtbeeibigung beftehe, bie am 
Schluſſe diefes Paragraphes beftimmte geſetzliche Folge nach fich ziehen könnte (Caß. 
H. Entſchog. v. 14. Juli 1853). 

a) welche ſelbſt im Verdachte ftehen, daß fie die ftrafbare Handlung, wegen 
weldher fie abgehört werden, begangen oder daran Theil genommen 
haben; 

I. Um Jemanden ber ftrafbaren Handlungen, ober ber Theilnahme daran (dieſe im 
weiteften Sinne des Wortes genommen, nämlich als eine ſolche Betheiligung, welche ben 
Zeugen, wenn er bie Wahrheit jagen würde, einer Strafe unterwerfen würbe) verdächtig zu 
halten, genügt es nicht, daß jene, welche ber ftrafbaren Handlung befehuldigt erfcheinen, ven 
Berbacht von fih weg, und auf ihn zu wälzen fuchen, ſondern nur jener erfcheint ver- 
dächtig, welchen ber Unterfuchungsrichter (oder bei der Schlußverhandlung ber erfennende 
Gerichtshof) nach genauer Prüfung ber vorliegenden Umftände als jolhen erfennt (Caß. 
Hof⸗Entſchog. v. 27. Oftober 1853). Diefer Verdacht muß fi) daher auf jene Umftände 
ftüen, welche in dem $. 135 u. ff. als Gründe des rechtlichen Verdachtes aufgezählt find, 
und es ift durchaus nicht nothwendig, daß eine förmliche vechtliche Inzicht beftehe, ſondern 
auch ein nur entfernter Verdacht ($. 142) hindert die Beeidigung bes Zeugen (Ca. Hof- 
Entſchog. v. 18. Dezember 1851 und 29. April 1852). Daraus folgt auch, daß ein Mit- 
ſchuldiger, der nur aus Abgang rechtlicher Beweife freigefprochen wurbe, nicht in Bezug auf 
die übrigen Beſchuldigten beeidet, und als Zeuge verwendet werben fünne (Eaß. Hof-Entichdg. 
v. 27. Februar 1852). 
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U. Diefer Ausihliefungsgrund dev Beeidigung fällt Daher weg, ſobald ſich ber Be- 
trefjende von dem gegen ihn entſtaudenen Berdachte, ſei es Durch einen Ablaflungsbeichluß 
oder eine Schuldloserflärung vellftändig gereinigt bat (Eaf. H. Entſchdg. v. 16. Oftober 
1851 und 30. September 1852), oder wenn das Gericht den blos angeregten Verdacht, ei 
es durch einen formlichen Einftellungsbeihluß oder auch ohne einen jolchen, gar nicht als 
beftehend erkennt (Caß. H. Entſchog. v. 12. Jüner 1552). 

Ill. Hat der Mitjchuldige die ihm zuerlannte Strafe vollftredt, ift alfo die ftrafbare 
Handlung in Bezug auf ihn getilgt ($$. 225, 226, 528, 529 Str. G.), fo lann er in einer jpäter 
gegen einen anderen Mitfchuldigen geführten Unterſuchung allerdings beeidet werden (Caß. 9. 
Entſchog. v. 24. Juni 1852). 

IV. In einem jpeciellen Falle hat der Kaffationshof am 17. November 1853 erfaunt, 
daß der durch feine Anzeige ftraflos gewordene Theilnehmer an einem verbotenen Spiele 
(8. 522 Str. ©.) allerdings beeidet werden fünne, weil er einerjeits nicht un Verdachte 
ftehe, die ftrafbare Handlung begangen zu haben, jondern dies gewiß ift, und er anberjeits 
von feiner Ausſage feinen Nachtheil zu beforgen babe, In weiterer Ausführung dieſes 
Grundjates, muß daber das Recht, beeidiget zu werden, allen jenen Perſonen zufommen, 
welche durch eigene thätige Reue die Strafbarkeit ihrer Handlung aufgehoben haben 
(88. 62, 67, 92, 165, 168, 187, 466 Str. G.). Diefer Ausſchließungsrund dürfte aber 
auch dann nicht befteben, wenn die Strafbarkeit dev Handlung durch die unterlaffene An- 
Hage von Seite bes Privatanflägers ($. 530 Str. ©.) ober durch den geflihrten Beweis 
der Wahrbeit bei Ehrenbeleidiguugen (88. 490, 491 Str. &.) erloichen ift. 


b) die fid) wegen eines Verbrechens oder eines ans Gewinnſucht begange: 
nen Vergehens, oder wegen einer ſolchen Uebertretung in Unterſuchung 


oder Strafe befinden; 

1. Vergehen aus Gewinnſucht find in dev Hegel nur jene gegen das literariſche 
Eigenthbum ($. 467 Str. ©.) und der Wucher. (Bgl. die Erllärung zu $. 1385 C) — 
Uebertretungen aus Gewinnfucht, find zunächft: Diebftahl, Betrug, Beruntrenung, der 
bedenkliche Ankauf, Uebertretungen der Satungsvorjchriften, Berabredungen dev Gewerbs- 
feute, aber wol auch alle Fälſchungen von Arzneien, Genufinitteln, unbefugter Arznei— 
und Giftverfauf, das Halten einer Winfelpreffe u. ſ. w., überhaupt alle jene, bei denen 
die Webertretung der polizeilihen Vorſchrift in der Abficht geichieht, fich dadurch einen 
fonft nicht geftatteten Erwerb oder Bortheil zu verichaffen. 

II. Diefer Ausichliefungsgrund dauert aber, den im nächſten Abſ. e) enthaltenen 
Fall ausgenommen, nur jo lange, als die Unterfuhung und Strafe; find dieſe alſo 
rechtskräftig beendet, jo kann Die Beeidigung des Zeugen eintreten (Caß. H. Entſchdg. 
v. 19. Aug. 1853). 

e) diejenigen, welche jhon einmal wegen eines falſchen Zeugnifjes oder 
falſchen Eides beſtraft worden find; 

d) die zur Zeit ihrer Abhörung das vierzchnte Lebensjahr noch nicht 
zuriidgelegt haben ; 

Diefer Ausfchliefungsgrund befteht daher nicht, wenn der über 14 Jahre alte Zeuge 
über Umftände ausjagt, welche fich bevor er dieſes Alter erreichte, zugetragen baben. — 
Eben jo ſteht nichts im Wege, daß wenn der Zeuge noch im Zuge des Strafverfahrens 
das 14. Jahr zurüclegt, ev noch einmal (in dev Unterfuchung oder beim Schlufverfah- 
ren) vorgeladen, und in Eid genommen werbe, 
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e) diejenigen, aus deren Vernehmung ſich erſt zeigt (F. 112), daß fie an 
einer erheblichen Schwäde des Wahrnehmungs- oder Erinnerungs: 
vermögens leiden, oder welche ſich zur Zeit der Beeidigung in einem 
ſolchen Yeibes- oder Gemüthszuftande befinden, daß von ihnen ein 
flares Bewußtjein ihrer zu beftätigenden Angaben nicht erwartet 
werden kann; 


Daß ein Zeuge, der jonft eine entiprechende Ausjage ablegt, und gefunde Geiftes- 
fräfte zeigt, fi) au einzelne (mamentlid Neben) Umſtände, welcde entweder vor jehr 
langer Zeit oder unter Berbältuiffen vorgefonmen find, wo der Zeuge der Natur ber 
Sache nad fein befonderes Gewicht darauf legen fonnte, nicht erinnern kann (3. B. ein 
viel bejchäftigter Kaufmann an die Umftände eines vor Monaten geichebenen Verkaufes 
einer ſehr gangbaren Waare), ift Feine genügende Urfache, den in der erften Hälfte dieſes 
Abſatzes aufgeftellten Ausſchließungsgrund als vorhanden anzunehmen (Caß. H. Entichdgn. 
v. 8. April und 18. Sptbr. 1851). | 


f) welche mit dem Beſchuldigten in Feindſchaft leben, woferne fie gegen 
ihn ausjagen; 

I. Unter Feindſchaft verftcht man ein ſolches Berhältnii des Zeugen zu bem Be- _ 
Ichuldigten, welches wermutben läßt, dev Zeuge fei geneigt, dem Bejchuldigten, blos um 
ihm zu Schaden, etwas nachtheiliges zuzufügen. Damit aber diejes Verhältniß den Zeugen 
von der Beeidigung ausjchliehe, muß mit Grund angenommen werden fünnen, e8 bes 
ftehe in einem ſolchen Grade, daß zu fürchten ift, die Yeidenichaftlichfeit werde Das Rechts— 
und Eittlichkeitsgefühl des Zeugen unterdrüden, und ibn — ungeachtet dev richterlichen 
"Ermahnung, — jogar zur Begehung des Verbrechens einer falfchen Ausjage oder gar 
eines falichen Eides hinreißen. Eine folche Annahme jet aber voraus: 1. daß die Feind— 
Ichaft ſchon längere Zeit beſtehe (welche in Feindſchaft leben); 2. daß ſie ſich durch äu— 
ßere Handlungen (denn nur dieſe ſind Gegenſtand der richterlichen Beurteilung) bethä— 
tigt habe; 3. daß dieſe äußeren Handlungen bewieſen ſeien (5. 258), denn nur auf 
Grundlage erwieſener Thatſachen kann der Richter beurteilen, ob eine Feindſchaft obwalte 
oder nicht (Caß. Hof-Entſchogn. v. 2. Juni 1851, 5. Februar 1852, 20. Jäner, 23. März, 
14. Juli, 23. Sptbr. 1853). 

II. Demnach kann, ohne diefe bejonderen Berhältniffe, die Feindichaft als Aus- 
ihliegungsgrund von der Beeidigung nicht als beftehend angenommen werben: 1. bei 
dem Beihädigten, indem ſonſt die Thaterhebung oft ganz unmöglich wäre (Caß. 9. 
Entſchogn. v. 6. Mai, 30. Juni, 25. Aug. 1851, 5. Februar, 29. Juli, 30. Sptbr. 1852, 
15. Sptbr. 1853); 2. bei jenen Perjonen, deren Abneigung gegen den Beſchuldigten erft 
durch die That desjelben entftanden ift, denn eine ſolche ift blos Folge des verlegten 
Rechts» und Menfchengefühles (Taf. Hof-Entſchog. v. 17. Jäuer 1852); 3. bei den im 
8. 113 genannten Perjonen, wenn fie ven ber ihnen zuftehenden Rechtswohltbat nicht 
Gebrauch machen (Caß. H. Entichdg. v. 10. Nov. 1853); 4. bei Perjonen, welche mit 
einander in einem Civifrechtsftreite werwidelt find (Laß. Hof-Entſchdg. v. 29. Jäner u. 
29. Zuli 1852); 5. bei Berfonen, gegen welche der Befchuldigte früher in feiner Amts- 
eigenfchaft ihmen unangenehme Schritte vornehmen mußte (Caß. 9. Entſchog. v. 30. Aug. 
1854) ; 6) bei dem Anzeiger ber ftrafbaren Handlung (Caf. Hof-Entſchdg. v. 6. Mai 
1851); endlich 7. ſelbſtverſtändlich bei allen jenen Perfonen, von denen blos der Berhul- 
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digte ohne nähere Begründung behauptet, daß fie ihm feindfelig gefinnt ſeien (Caß. 9. 
Entihbg. v. 23. Sptbr. 1853). 

III. Es bedarf wohl feiner näheren Erörterung, daß 1. die Bernehmung feind- 
feliger Zeugen nicht verboten ift, und es Sache des Unterfuchungsrichters ift, nachzufor— 
ſchen, inwieferne fich die von ihnen angebrachten Thatumſtände durch anderweitige Erhe— 
bungen beftätigen laſſen (Caß. H. Eutſchdg. v. 12. Aug. 1852), dann 2. daß wenn Das 
Verhältniß der Feindichaft angeregt wird, es die Pflicht des Unterfuchungsrichters ift, die 
Thatumftände, auf welche fich dieſe Behauptung gründet, mit aller Genauigkeit zu erhe- 
ben (Caß. H. Entſchdg. v. 23. März 1853). / 

g) die in ihrem Verhöre weſentliche Umſtände angegeben haben, deren Un: 
wahrheit dargethan ift, und worüber fie wicht einen bloßen Irrthum 
nachweiſen können. 

I. Damit dieſer Ausſchließungsgrund beſtehe, iſt nothwendig: 1) daß ber Zeuge 
über wejentliche, d. i. über foldhe Umftände, welche auf die Beurteilung der Eigen- 
Schaft der ftrafbaren Handlung (3. B. daß die Sache verjperrt war) oder ber Strafbar- 
feit des Thäters (3. B. daß dem Beſchädigten ein empfindlicher Schade zugegangen jet) 
einen entjcheidenden Einfluß haben, die Unmahrheit ausgefagt habe; 2) daß dieſe Un- 
wahrheit durch andere glaubwürdige Erhebungen nachgewieſen ſei; 3) daß ber Zeuge fich 
hierüber nicht auf eine ftandhafte Art, insbeiondere durch Darthuung eines bloßen Irr— 
thums, rechtfertigen könne. 

II. Diefer Ausſchließungsgrund befteht daher nicht: 1. wenn die Unwahrheit blos 
außerweſentliche Umftände betrifft, doch wird Die Vorficht gebieten, in einem folchen 
Falle die Beeidigung bis zur weiteren Aufklärung zu verichieben (Taf. H. Entſchog. v. 
18. Sptör. 1851, 12, und 29. Jäner 1852); 2. wenn ein Zeuge bei einer fpäteren 
Bernehmung feine frühere Ausfage abändert, und biefe Abweichung nach genauer Erwä- 
gung der Umftände als eine bloße Folge des befferen Nachbenfens oder auch der min- 
deren Erinnerung erjcheint, oder blos Nebenumftände betrifft (C. H. Entſchogn. v. 8. "April, 
30. Juni 1851, 30. Sptbr. 1852); 3. wenn ein Zeuge über aufergerichtliches Befra- 
gen bie Unmwahrheit angegeben, bei Gericht aber dev Wahrheit gemäß ausgefagt hat (Caß. 
9. Entſchog. v. 14. Aug. 1851). 

Eine von jolden Perjonen (a —g) beihworene Ausjage ift rüdfichtlich 
des daraus abzuleitenden Beweifes als unbeihworen anzufehen. In den 
unter den Buchſtaben a) und f) bezeichneten Fällen gilt die nur in Anfehung 


jener Beziehungen, über welche der Zeuge nicht hätte beeidiget werden follen. 

I. Die im Schlufabjate diefes Paragraphes aufgeführte Rechtsfolge tritt nur dann 
ein, wenn eine Perjon beeidiget wurde, welcher erwiejenermaßen ganz oder zum Theile 
einer der worftehend in a—g verzeichneten Ausfchliefungsgründe entgegen ftand. Wurde 
eine Perfon beeidet, welcher nur ein anderes gegründetes Bedenken ($. 131 und 
oben Erkl. 1. zum Eingange des 8. 132) entgegenftand, jo hat das Gericht genau zu 
erwägen, welche Beweisfraft einer ſolchen Ausjage beigelegt werden könne ($. 260). 

U. Die Ausnahme rüdfichtlih der in lit. a) und f) aufgezählten Fälle erklärt fich 
dadurch, daß der Zeuge in Allem, was nicht feine eigene Betheiligung oder bie jeines 
Feindes an der That betrifft, als unbedenklich angenommen wird, 
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8. 133. 
Berpflihtung zum Zeugen-Eide. 

Die in dem $. 113 erwähnten Perfonen können, obgleich fie freiwillig 
Zengniß ablegen, deunod gegen ihren Willen nicht zum Zeugen: Eid ver: 
pflichtet werden. Gegen andere Perfonen, welde fi) weigern, den Eid zu 
leiften, oder die Berfiherung an Eidesftatt zu geben, können, wenn die 
Ermahnung, zu welder der Unterſuchungsrichter einen Seelſorger von der 
Eonfeifion des Zeugen beiziehen faun, fruchtlos bleibt, angemefjene Geld: 
oder Arreftitrafen angewendet werden. 

I. Jedenfalls müffen aber auch die im $. 113 bezeichneten Perfonen ihre ganze 
Ausfage beſchwören oder es unterlaffen, und es fteht ihmen nicht zu, fich nur rückſicht— 
lich einzelner Theile berjelben der Beeidigung zu entichlagen (Taf. H. Entſchdg. v. 
4. März 1851). 

II. Wäre eine ſolche Perfon nicht an das Recht erinnert worden, daß fie fich ber 
Beeidigung entichlagen könne, fo muß folgerecht im Einflange mit ber Beftimmung bes 
Schlußſatzes des 8. 112 behauptet werben, baf eine folhe Ausjage nur als eine un— 
beeibigte betrachtet werben könne. 

III. Bon ben bier erwähnten Zwangsmaßregeln gilt dasſelbe, mas jchon oben bei 
88. 109 und 119 gejagt wurbe; doch fett deren Anwendung voraus, daß Die Perſon 
gejeglich verpflichtet war (vgl. oben), ihre Ausſage zu beeiden. 


II. 
Bon der Unterfuhung wider eine beftimmte Perſon 
(Special-Unterfuhung). 


Erfter Abſchnitt. 
Bon der rechtlichen Befchuldigung. 


8. 134. 


Der ale Befhuldigter eines Verbrechens oder Vergehens zu 
behandeln, 


Als Beihuldigter eines Verbrechens oder Bergehens Tann nur derjenige 
behandelt werden, wider weldhen rechtliche Verdachtsgründe (Anzeigungen 
— Inzichten — Imdicien) vorliegen. 

Damit Iemand als eines Verbrechens oder Vergehens beſchuldigt angefehen, und 
auf die in ben $$. 148— 162 bezeichnete Art gegen ihn vorgegangen werben kann, ift 
nothiwendig: 1) daß rechtliche Berbachtsgründe gegen ihn vorliegen, unb 2) daß dies 
durch einen förmlichen und vechtsfräftigen Beſchluß des Unterfuchungsrichters (Unterfuhungs- 
gerichte8) ausgeiprochen worden fei (88. 65, 145). 
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S. 135. 
Was rechtliche Berdbadtsgründe find, 


Rechtliche Verdachtsgründe find Umftände, welde zwiſchen einer Perfon 
und einer ftrafbaren Handlung einen jolden Zufammenhang wahrnehmen 
laſſen, daß darans nad) uuparteiiicher Ueberlegung wahrjdheinlic wird, daß 
diefe Perfon die ftrafbare Handlung begangen, oder hieran Theil ge: 
nommen habe, 

I. Es ift wohl in das Auge zu fallen, daß das Geſetz zur rechtlichen Beſchuldigung 
num fordere, daß cs wahricheinlich jei, daß eine Perjon eine ftrafbare Handlung bes 
gangen babe. Zur rechtlichen Beichuldigung find alje durchaus nicht ſolche Umſtände 
erforderlich , welche jchon eine empirifhe Gewißheit (höchſte Wahrfcheinlichkeit) be— 
gründen; fie darf aber aud) dann nicht ausgeiprochen werben, went es ungeachtet eines 
vorliegenden faktiſchen Umſtandes dennoch unwahrscheinlich ift, daß die Perfon eine 
ftrafbare Handlung begangen habe. Es wird daher Die vechtlihe Beichuldigung 3. B. 
auszufprechen fein, wenn auch nur Ein Zeuge den Verdächtigen bei Verübung ber 
That gejeben hat; es wäre aber (wie ſchon bei $. 75 erwähnt wurde) voreilig, dieſe 
Beihuldigung auszufprechen, wenn 3. B. ein wohlhabender, als rechtlich befannter und 
geachteter Mann im Befige einer geftohlenen Sache getroffen wird. 

UI. Sb eine ſolche Wahricheinlichkeit worhanden ift, muß nach unparteiijcher 
Ueberlegung d. b. nad gewiljenbafter und vorurteilsloſer Weberlegung aller dafür und 
dawider jprechenden Umſtände entichieden werden, und eben hier ift cin Theil des Un— 
terfuchungsverfahrens, in welchem ſich der Unterfuchungsrichter vorzüglich Die Vorſchrift 
des $. 3 gegemwärtig halten muß. Ex befhwichtige fein Gewiffen nicht damit, daß ja 
feiner Zeit durch einen Ablaffungsbefchluß abgeholfen werden könne, wenn der Beſchluß 
zur Einleitung ‚der Specialunterfuchung voreilig geihab, denn ſchon der Umſtand, daß 
Jemand als Beichuldigter behandelt, in vorläufige Verwahrung oder Unterfuhungshaft 
genommen wurde, kann in manchen Fällen für den Betreffenden einen unerjeglichen 
Schaden herbeiführen, zunächſt 3. B. ihen dadurch, daß .die- Verhaftung nothwendig 
in einem großen Kreife, die Art der Erledigung der Vorunterfuhung immer nur eins 
zelnen Perſonen befannt wird. 

III. Bei der Beurteilung diefer Wahrſcheinlichkeit halte ſich der Unterfuhungstichter 
folgende Regeln vor Augen: . 

1) Für Jedermann ftreitet die Vermuthung der Unbeſcholtenheit; wenn ſich aljo die An» 
zeigungen und die Gegengründe das Gleichgewicht halten, jo gibt dieſe Bermuthung für die 
letsteren den Ausſchlag. 

2) Niemand Zurehnungsfähiger begeht ein Verbrechen ohne cin finnliches Intereſſe, 
im umfaffendften Begriffe des Wortes; wo ſich alfo gar fein Beweggrund ber That denken 
läßt, werben auch die anfcheinenden Verdachtsgründe wejentlic entkräftet werben. Daher 
ift es auch 

3) unwahrſcheinlich, daß Jemand ein Verbrechen begangen haben ſollte, welches 
ſeinem ſinnlichen Intereſſe widerſtreitet. 

4) Es iſt nicht leicht denkbar, daß eine bisher unbeſcholtene Perſon, ohne ein nach 
ihrer Lage erklärbares wichtiges ſinnliches Intereſſe, ein Verbrechen begangen habe; dieſe 
Vorausſetzung iſt im Stande, ſelbſt vorhandene nahe Anzeigungen ihres Gewichtes zu 
berauben. 
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IV. Es folgt ſchon aus der Begriffsbeftimmung ver rechtlichen Berdachtsgründe, daß 
eine erichöpfende Aufzählung derjelben unmöglich ift, weil fie eben ans den befonderen 
Umſtänden eines jeden einzelnen Falles hervorgehen. — Was die Eintheilung ber 
rechtlichen VBerbachtsgriiude betrifft, So theilen fie ſich: 1) nad) ihrer Grundlage in ſolche, 
welche fich aus den Umftäuden einer That, ober aus jenen einer Perſon ergeben ($. 136). 
— 2) Nach dem verichiedenen Grade der Wahrſcheinlichkeit, dem fie gewähren, im 
nähere (88. 138— 141), entferntere ($. 142) und unterftüßende ($. 143), welchen 
darnad) auch eine verfchiedene rechtliche Wirkung zukommt. — 3) Nach ihrer Beichaffen- 
beit inallgemeine (88. 138, 140), welche bei jeder ftrafbaren Handlung, und in be- 
fondere ($. 139), welche nur bei einzelnen ftrafbaren Handlungen vorlommen. — 
4) Nah der Zeit ihres Vorlommens in vorbergebende (. B. 8. 138 Abi. 3, 4, 6), 
gleichzeitige (4. B. $. 138 Abi. 5, 7) und nachfolgende (5. B. $. 138 Abi. 9, 10, 
11). — Endlich 5) in ſolche, welche mit der Verübung der That unmittelbar zujam- 
menbängen (4.8. 8. 138 Abf. 8, 9) umd in folche, Gei denen dies nicht der Fall iſt. 


S. 156. 
Woran fie entjtehen. 


Sowie aus der Unterfuhung einer ſchon befaunten That rechtliche Ber: 
dachtsgründe entjtchen fünnen, welde zur Erforfhung des Thäters führen, 
jo fünnen fi) aud ans den Umſtänden einer Perjon rechtliche Verdachts— 
gründe eines von ihr begangenen, nod nicht bekannten Verbrechens oder 
Vergehens ergeben, wenn diefe Umftände fo beichaffen find, daß fie nad) 
aller Wahrjdeinlichkeit nur mit einem Verbrechen oder Vergehen zu: 
jammenhängen, 

I. Beijpiele jolher aus den Umftänden einer Perſon hervorgehender Verdachtsgründe 
find enthalten in $. 138 Abi. 2, 6 uud 8.139 A 2, B, Ci. 

U. Nicht bekannt ift ein Verbrechen, worüber dem Unterfuhungsgerichte, bei dem 
bie Berbachtsgründe aus ben Umftänden der Perſon vorlommen, nocd feine Anzeige vor: 
liegt oder wo wenigftens der Zufammenhang mit einem dort angezeigten Berbrechen, nicht 
ſogleich erfichtlich ift; Dadurch ift nicht ausgefchloffen, daß fchon bei einem anderen Straf: 
gerichte eine Anzeige und ein Verfahren darüber anhängig jein kann. 

IU. Unabhängig von ber Thatbeftandserhebung über ein befanntes Verbredhen oder 
Bergeben, oder von den Umftänden einer Perſon, Tonnen auch noch Verdachtsgründe Durch 
die Anzeige einer bei der Sache betheiligten oder unbetheiligten Perfon entftehen, wor: 
über der $. 141 bie näheren Beftimmungen enthält. 


8. 137. 
Nähere oder entferntere Verdachtsgründe. 


Je nachdem ſich aus jolhen Umftänden der Zuſammenhang zwiſchen 
einer begangenen ſtrafbaren Handlung und einer Perſon nad) dem gewöhn— 
lihen und natürlihen Gange der Ereigniſſe mit mehrerer oder minderer 
Wahrſcheinlichkeit zeigt, entitchen daraus nähere oder entferntere Ver: 
dachtsgründe. 
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8. 138. 
Beifpielsweife Aufzählung: 
Nähere Verdadhtsgründe, die bei allen oder dod bei mehreren ftraf- 


baren Handlungen vorkommen können, entftehen gegen eine Perfon ins: 
befondere: 


a) von allgemeinen; 


1. wenn Jemand um die Zeit der Verübung der That das Werkzeug 
oder Mittel bejejlen hat, welches nad) feiner Beihaffenheit und feinen Merk: 
malen als dasjelbe erſcheint, womit das Verbrechen oder Vergehen be: 
gangen worden ift; 

Dieje Anzeigung feßt voraus: 1) daß Jemand das fragliche Werkzeug oder Mittel 
bejejjen, d. b. in jeiner Innehabung oder feinem Gewahrſam gehabt bat, es mag 
fein Eigentbum gewejen fein oder nicht; 2) daß dieſer Befi um die Zeit, alfo kurz 
vor, zur Zeit, ober furz nad der Zeit der Verübung ber That ftattgefunden habe, 
benn wenn der Befig lange vor ber That ftattfand, und der Berbächtige das Werk— 
zeug aus feinem Beſitze gegeben bat, oder wenn er erft nad) ber That in ben Befit 
besjelben gefommen ift, befteht dieſe Anzeigung nicht; 3) daß das Werkzeug ober Mittel 
entweder unmittelbar zur Verübung des Berbrechens (3. B. ein Meffer zum Morde) oder 
doch zur Erleichterung ber Ausführung (3. B. eine Yeiter zum Erfteigen, eine Maste 
zur Unkenntlichmachung) gedient habe; 4) daß durch die Thatbeftandserhebung auf eine 
geſetzliche Art (3. B. durch Zeugen, Sachverſtändige) nachgewieſen ſei, daß das fragliche 
Werkzeug oder Mittel eben dasfelbe fei, oder doch wmenigftens fein könne (als 
dasjelbe erfcheine), mit welchem die That begangen wurde. — In biefem Falle wirb 
fein weiteres Gewicht darauf gelegt, ob das Werkzeug ober Mittel dem Befiter nad) 
feinem Berufe notbwendig oder überflüffig, nach feinem Stande gewöhnlich oder unge» 
wöhnlich fei, wie dies im dem folgenden Abſatze geſchieht. — An ber rechtlichen Kraft 
diefer Anzeigung macht es feinen Unterfchied, wenn das Werkzeug ober Mittel erhobe- 
nermaßen in den Händen mehrerer Berfonen war, fondern es wirb fidh in biefem 
Falle eben nur die rechtliche Beichuldigung gegen alle dieſe Perfonen herausftellen, da 
fie eben durch alle als betheiligt an der That erjcheinen. 


oder wenn Jemand zur Ausführung der That dienlihe Werkzeuge 
oder Mittel, die ihm nad) feinem Berufe oder nad) feiner Beihäftigung 
überflüffig, und bei Leuten feines Standes ungewöhnlic find, beſeſſen, ver- 
fertigt, angeſchafft oder zu erhalten geiucht hat; 

Diefe Anzeigung begreift in fih den Befit von Werkzeugen ober Mitteln und 
das Streben, ſolche zu erlangen. In ber erften Beziehung unterjcheibet fie fich 
von ber vorhergehenden dadurch, daß es fich bier nicht zunächſt um ben Befik des— 
felben Werkzeuges oder Mittel8 handelt, mit weldem bie That wirklich oder höchſt 
wabhrfcheinlich verübt worden ıft, ſondern nur um Werkzeuge, mit denen die That ben 
gepflogenen Erhebungen gemäß verübt werben konnte. Dagegen ift e8 nothwenbig, 
daß ber Befit folder Werkzeuge oder Mittel dem Betreffenden nad feinem Berufe 
oder feiner Beſchäftigung überflüffig und bei Leuten feines Standes unge— 
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wöhnlich iſt. Wenn z. B. ein Staatsbeamter im Beſitze von Retorten, chemiſchen 
Präparaten, von Grabſticheln, Platten u. dgl. iſt, ſo ſind ihm wol ſolche Werkzeuge 
nach feinem Berufe überflüſſig, aber an und für ſich nicht ungewöhnlich, weil es 
vorfommt, daß fich gebildete Perfonen mit Naturwifjenichaft, Zeichnen u. dgl. beichäf- 
tigen. Würde dagegen z. B. ein Bauer im Befie von Sperrwerkengen, ein Hand» 
werfsgefelle im Beſitze von Stämpeln mit der Gravirung gangbarer Münzen u. dgl. 
getroffen werben, fo tritt bie vorliegende Anzeigung ein. — Was das Streben nad) 
dem Beſitze folcher Werkzeuge oder Mittel betrifft, jo kann fich dieſes beziehen entweber 
a) auf dasjelbe Werkzeug, mit welchem die That verübt wurde, ober b) überhaupt 
auf Dazu dienliche Werkzeuge, welche aber dem darnach Strebenden überflüffig und 
ungewöhnlich find. — Infoferne hier vom Berfertigen die Nebe ift, ift es einerlei, 
ob der Verdächtige das Werkzeug felbft verfertigt hat, oder e8 von Jemanden verferti- 
gen ließ. — Ueber die Zeit, zu welcher biefer Befit oder das Streben darnach ftatt- 
gefunden haben muß, jo wie über den Umftand, wenn mehrere Perfonen ein ſolches 
Beftreben gezeigt ober ſolche Werkzeuge bejeffen haben, gilt das bei ber vorhergehenden 
Anzeigung Gefagte. 


oder wenn bei Jemanden, oder in deſſen Wohnung, oder an einem 
anderen von ihm gewählten Aufbewahrungsorte, jolhe Werkzeuge oder 
Mittel gefunden werden. 


Durch den Ausdrud „ſolche Werkzeuge und Mittel“ beziebt fich dieſe An— 
zeigung auf die beiden vorhergehenden, und ertheilt dem Richter die Vorſchrift, warın 
angenommen werben muß, daß ber Berbächtige die in dem erften und zweiten Abfatze 
bezeichneten Werkzeuge und Mittel beſeſſen babe, falls er diefen Umftand abläugnen 
jolite. Dies ift dann ber Fall, wenn die Werkzeuge oder Mittel vorgefunden werben: 
1) bei ibm, d.h. in feinen Händen, in feinen Kleidern, in einem von ihm getragenen 
Bündel, Felleifen u. dgl., oder in feiner nächjten Nähe, 3. B. neben ihm am Boden, auf 
einem Tiſche liegend, an feinem Site lehnend u. dgl., oder in jenem Raume, wo fid 
Jemand nad feinem Amte oder Berufe außer dem Haufe aufhält und zu befchäftigen bat, 
3. B. in einer Amtsftube, einem Arbeitstijche, einer Werkbank u. dgl.; 2) in feiner 
Wohnung, d.i. in jenem Naume, wo fi Jemand, wenn er zu Haufe ift, aufbält, 
namentlich wo er jchläft, fich an- und ausfleidet u. dgl.; 3) an einem anderen von 
ihm gewählten Aufbewahrungsorte, z.B einem Hausboben, Keller, Holzlager, 
Scheune u. dgl., wobei vorausgejegt wird, a) daß ber Ort nicht Jedermann zugänglich 
fei, denn fonft wäre er fein Aufbewahrungsort, b) daß nachgewiefen fei, der Bejchuldigte 
babe diejen Ort gewählt, im welcher Beziehung große Borficht nothwendig ift, ba dieſer 
Nachweis gewöhnlich nur Durch die Schlußfolgerung geliefert wird, daß der Berbächtige fich 
in ber zwijchen der That und dem Auffinden des Werkzeuges verfloffenen Zeit an dem frag- 
lichen Orte aufbielt oder bejchäftigte, während er eigentlich dort nichts zu thun hatte. Je 
näher daher einer der oben bezeichneten Zeitpunfte mit der Anwejenheit des Verdächtigen an 
dem Aufbewahrungsorte zufammenfällt, je näher biefe beiden Zeitpunfte jelbft aneinander 
liegen, befto beftimmter wird ber daraus bergeleitete Berbacht fein, während je länger bie 
inzwifchen verftrichene Zeit ift, deſto jchwächer, ganz befondere Umftände (3. B. die mittler- 
weilige Abwejenbeit des Verdächtigen) ausgenommen, die baraus entftehende Bejhul- 
bigung ift. 

2. Wenn Jemand mit anderen Perſonen in einem verdächtigen Brief: 
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wechſel gejtanden ift, oder wenn von feiner Hand ſolche Schriften vorge: 
funden werden, woran nad) dem natürlichen Sinne der Briefe oder Schriften, 
in ihrem Zuſammeuhange mit den übrigen Umftänden, auf feine Betheiligung 


bei einem bejtimmten Verbrechen oder Vergehen geſchloſſen werden muß. 

I. Dieje Anzeigung begreift zwei vwerfchiedene Momente im fih: 1) verbädtigen 
Briefwecdjel, und 2) das Borfinden von Schriften, welche auf die Betheiligung an 
einem Verbrechen jchließen laffen. — Was nun zuerft den Briefwechſel betrifft, jo 
genügt in der Negel ein einzelner vorgefumdener Brief nicht, um diefe Anzeigung ber- 
zuftellen, jondern es muß von jeder der in Correſpondenz gejtandenen Perjonen wenigftens 
Ein Brief vorhanden jein, um von einem Briefwechſel reden zu fünnen. Durch Einen 
Brief wäre dieſe Anzeigung nur dann bergeftellt, wenn in demfelben ausdrückliche Beru- 
fungen anf frühere Briefe vorfümen, denn dadurch wäre ein länger dauernder Briefwechſel 
nachgewiejen. — Eben jo wenig wird diefe Anzeigung felbft durch mehrere an den Verdäch— 
tigen gerichtete Briefe bergeftellt, wenn darin nicht beftimmte Beziehungen auf in Beant- 
wortung der worfindigen von ihm gejchriebene Briefe vorfommen, weil dem Befitter der 
Briefe diefelben auch wider jeinen Willen zugefommen fein könnten. — Das Berdäd- 
tige des Briefwechſels darf aber nicht in den correfpondirenden Perſonen liegen, jondern 
e8 muß fih aus dem Sinne, d. i. aus bem Inhalte der Briefe ergeben, daß derjelbe in 
Bezug auf die beabfichtigte oder bereits gejchehene VBollführung eines beftimmten Berbre- 
chens gejchebe, wobei e8 einerlei ift, ob das Verbrechen bereits befannt oder noch unbefannt 
ift. — Aus welcher Zeit der Briefwechſel herrühre, ift in Bezug auf die Begrindung 
diejer Anzicht gleichgültig. — Schließlich ift nicht nochwendig, daß die Briefe von dem Ber- 
düchtigen eigenhändig gefchrieben jeien, wenn nur durch die Unterfchrift oder in anderem 
Wege erwiejen ift, Daß Die vorliegenden Briefe an ihn gerichtet waren oder von ihm abge- 
jendet wurden. — Eben fo ijt es gleichgiltig, auf welche Art das Gericht zur Kenntnif oder 
in den Befit dieſer Briefe gefommen ift. (Val. $$. 104—111.) 

II. Die bezeichnete Anzeigung wird aber auch begründet durch Schriften, d. i. durch 
ſchriftliche Auffüge von was immer fiir einer Art, welche feine Briefe find, e8 mögen bie- 
jelben zu einer Mittheilung an andere Perfonen beftimmt gewefen fein oder nicht. Dagegen 
mitffen jolde Schriften von der Hand des Verdächtigen herrühren, d. h. fie müffen von 
ibm eigenbändig geichrieben fein, wenn fie auch nicht von ihm umterfchrieben find. 
Im Zweifel müßte daher dieſer Umſtand vorerſt nach 88. 96 und 274 feftgeftellt werben. — 
Eine Ausnahme von dieſer Negel Fönnte nur dann angenommen werben, wenn mit voller 
Gewißheit feftgeftellt wäre, daß der Verdächtige die fraglichen Schriften perſönlich diktirt 
babe, indem das Weſen der vorliegenden Inzicht darin liegt, daß der bedenkliche Inhalt 
nit Wiffen und Willen des Berdächtigen niedergefchrieben worden fei. — Im llebrigen gilt 
von den Schriften alles zuvor vom Briefwechſel Gefagte. 

III. Die vorgefundenen Briefe oder Schriften müſſen fo bejchaffen fein, daß aus ihrem 
natürlihen Sinne, d. i. aus jenem Sinne, welchen die gejchriebenen Worte in ihrem 
Zuſammenhange nach dem allgemeinen Sprachgebrauche oder nach jenem einer gewiſſen 
Gegend oder eines gewiffen Ortes und nad) ihrer eigentlichen Bebentung geben — in ihrer 
Verbindung mit den übrigen Umftänden der Perſonen oder ber Thatjachen, durch welche 
dieſe Anzeigung verftärkt oder gefchwächt wird, auf die Betheiligung des Schreibers an einem 
beftimmten, bereits befannten oder noch nicht befammten, Verbrechen oder Vergeben ge- 
jchloffen werden muß, d. b. nichts anderes angenommen werben kann, als daß dieſe Per- 
jon ein beftimmtes Verbrechen begangen babe, — Daraus folgt: 1) daß die Briefe oder 
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Schriften fein offenes Geſtändniß enthalten dürfen, weil jonft der $. 140 Abf. 1) in An— 
wendung käme; 2) daß Andeutungen eines nicht näher bezeichneten Verbrechens (3. B. 
Aenferungen von Gewifjensbiffen iiberhaupt, Drohungen mit einer Anzeige u. dgl.) nicht 
genügen, um dieſe Inzicht beyzuftellen; 3) daß der verdächtige Inhalt nicht in den unter 
3) und 4) folgenden Inzichten befteben darf. Hierdurch ift aber nicht ausgeichloffen, daß 
derlei ımter 2) bezeichnete Briefe oder Schriften als Grundlage zu weiteren Nachforfchungen 
verwendet werben, um anf dieſem Wege die Sache näher erörtern und einen rechtlichen 
Berbacht jeftjtellen zu können. 

IV. Sollten jelche Briefe oder Schriften zwijchen dem Berdächtigen und einer der in 
8. 112 lit. a) bezeichneten Perjonen gewechjelt worden fein (3. B. fidh im Nachlaſſe eines 
Geiftlichen finden), fo fann von benjelben fein Gebrauch zur Begründung dieſer Inzicht 
gemacht werden, weil das Wiffen jolcher Perſonen um eine ftrafbare Handlung gar nie als 
Grundlage einer ftrafrichterlichen Amtsbandlung dienen darf. Diefe Anficht dürfte um jo 
mehr die richtige jein, indem jonft 3. B. jede Erfatzleiftung auf dieſem Wege unmöglich ge— 
macht wilrde, und anderjeits nirgends den Geiftlihen die Bertilgung folcher Briefe oder 
Schriften zur Pflicht gemacht ift. 

3. Wenn Jemand einen Anderen zur VBerübung des Verbrechens oder 
Bergehens zu verleiten gefucht; 

Berleiten beißt, Jemanden durch Vorftellungen oder Gejchente zur Serlibung einer 
ftrafbaren Handlung bewegen. Ob dieſe Berfeitung mündlich oder fchriftlich geſchah, ob fie 
einen Grfolg hatte oder wicht, ob fie zur Kenntniß des zu Verfeitenden kam oder nicht 
G. B. weun ber betreffende Brief nicht abgeſchickt wurde, oder ihm nicht zufam), ift einexfei. 

oder über die Mittel der Ausführung Nath und Erfundigung ein- 
geholt hat. 

Mittel bedeutet bier die Art umd Weije überhaupt, wie das Verbrechen veriibt wer- 
ven kann, aljo z. B. Nachfragen, ob die That bei Tag oder bei Nacht fiherer zu begeben 
ift, ob und wann der Beftohlene vom Haufe abwejend, wann der Ermordete allein zu tref- 
jen ſei u. dgl. Ob der Verdächtige den Rath ober bie Erfundigung mündlich oder 


ichriftlich, jelbjt oder durch einen Anderen eingeholt und ob er die gemwünjchte Auskunft 
erbalten hat oder nicht, tft einerlei. 


4. Wenn Jemand die Abſicht, das Verbrechen oder Vergehen zu be: 
gehen, durch vorausgegangene Drohungen oder durch ſchriftliche oder miünd- 
liche Aeußerungen beſtimmt zu erkennen gegeben; 

I. Die Drohungen müffen bejtimmt gejchehen fein, was in einem zweifachen 
Sinne zu nehmen ift: 1) es muß eben mit dem verübten Verbrechen, 3. B. einer Ber- 
wundung, Brandfegung gedroht worben fein (fiehe die folgende Anzeigung); 2) die Dro- 
bung muß auf eine Art geſchehen fein, daß fein Zweifel bleibt, fie ſei ernftlich gemeint, 
und nicht etiva eine bloße Prahlerei oder umiüberlegte heftige Rede geweſen. Dagegen iſt 
es nicht nothwendig, daß die Drohung unmittelbar gegen ben Beſchädigten gemacht worden 
jei, fie fann auch gegen ganz fremde Perfonen ausgefprochen oder jhriftlich geäußert wor- 
ben jein. 

II. Ganz dasjelbe gilt auch won der geäußerten Abficht, ein Verbrechen zu begeben. 
Eine allgemeine jolche Aeußerung, z. B. wenn Jemand jagt, er werbe gezwungen fein, 
etwas anzuftellen, wenn fich feine Lage nicht bald ändere, kann daher nicht als VBerbadhts- 
grund für irgend eine beftimmte ſpäter erfolgte ftrafbare Handlung geltend gemacht wer- 
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ben. — Anders wäre es, wenn Jemand geäußert hätte, er werde einer gewiſſen Perſon 
etwas anthun, und biefer johin irgend ein Schade, namentlich einer, defjen Grund wejent- 
lich in einer Bosheit liegt, zugefügt würde. 


oder eine heftige Yeidenfchaft wider den durd die ftrafbare Handlung 
Beihädigten an den Tag gelegt, und denfelben mit einem ähnlichen Uebel 


bedroht hat. 

I. Diefe Inzicht unterfcheibet fi) von der vorhergehenden dadurch: 1) daß die Dro- 
bung unmittelbar gegen den fpäter Bejhädigten fchriftlich oder mündlich gerichtet 
war; 2) daß nicht mit dem wirklich erfolgten, fondern nur mit einem ähnlichen Uebel 
(3. B. Körperverlegung — Mord) gedroht wurde; 3) daf der Drobende ſchon früher eine 
beftige, d. b. in einem hoben Grabe vorhandene Leidenschaft, 3.B. Haß, Neid, Eifer- 
jucht u. dgl. gegen den Befchädigten an den Tag gelegt hat. Dabei verfteht es fich von jelbft, 
daß das angedrohte und zugefügte Nebel ein foldyes fein muß, welches nach den Eigenjcdhaf- 
ten der menſchlichen Seele geeignet ift, Die vorhandene Leidenjchaft zu befriedigen. 

1I. Es verfteht ſich wol von jelbjt, daß ſowol dieſe als die vorhergehenden drei In- 
zichten (3. Punkt erſter und zweiter Abfag, 4. Punkt erfter Abfat) der That vorausgegan- 
gen jein müfjen. Wie lange früher dies geſchah, ift einerlei, Doch wird die Inzicht um fo 
ftärfer fein, je fürzer der dazwijchen liegende Zeitraum ift. 

5. Wenn Jemand in Geftalt, Waffen, Kleidung, oder nad) anderen 
bejonderen Kennzeichen genau jo erjheint, wie der Thäter von demjenigen, 
an dem das Verbrechen oder Vergehen verübt worden ift, oder von einem 
Zeugen beſchrieben wird. 

Zur Begründung diefer Anzeigung wird woransgefeßt: 1) daß der Beichädigte oder 
die Zeugen ben Thäter bei der Berübung des Verbrechens gejehen haben, denn wirben 
fie nur Jemanden weglaufen oder lauern gejeben haben, jo hätten fie nicht den Thäter 
gefeben; 2) daß fie im Stande find, denjelben nach Geftalt, Waffen, Kleidung ober 
anderen befonderen Kennzeichen (z. B. Hinfen, Blatternarben, Zahnlofigfeit, Wundmalen, 
Stottern oder befonderen bei fi) getragenen Sachen, welche nicht zur Kleidung gebören, 
3. B. ein eigens geformter Stod, eine Neifetafche u. dgl.) genau zu beſchreiben; 3) daß 
dieje VBejchreibung auf den Verdächtigen jo genau paßt, daß eine Berwechslung nicht leicht 
denkbar ift, endlich 4) daß ber Beichädigte oder die Zeugen nicht im Stande find, ben Ber- 
dächtigen mit Bejtimmtheit als den Täter zu erfennen, denn jonjt würden bie im $. 140 
Abſ. 2 und 4 bezeichneten Anzeigungen vorhanden fein. — Zur Nachweiſung diefer Anzei- 
gung ift die im $. 128 angeorbnnete Anerkennung das entiprechende Mittel, und es wird rüd- 
fichtlich der dabei zu beobachtenden Borfichten auf die Erläuterung dieſes Paragraphes ver- 
wiejen. 

6. Wenn Jemand Verſuche, die ſich auf das Verbrechen oder Vergehen 
beziehen, gemacht, oder fi) in Handlungen folder Art geübt hat. 

I, Diefe Anzeigung begreift zweierlei Thathandlungen in fich : 

1) das Anftellen von Verſuchen, d. i. das Erproben, ob ein Werkzeug, ein Mittel, 
zu einem gewiſſen Zwede tauglich ift, oder ob ein Zweck auf diefe oder jene Art befjer 
erreicht wird. Dabei verfteht ſich won ſelbſt, daß dieſe Berfuche nicht die im 8.8 des Str. G. 
bezeichneten Merkmale am fich tragen bürfen, denn fonft würde nicht mebr eine bloße 
Anzeigung, ſondern ſchon ein Verbrechen ſelbſt vorliegen ; 
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2. das fih in-gewiffen Handlungen üben, d. h. irgend eine Handlungsmweife 
öfters wiederholen, um biefelbe mit Fertigkeit und Sicherheit vornehmen zu können. 

U. Die erwähnten Verſuche und Handlungen müſſen fi aber auf das verübte 
Berbrechen beziehen; fie müffen alfo: 1. mit bemjelben im Zuſammenhange ftehen, 
3. B. nicht eine Erebitspapierverfälfchung betreffen, während ein Diebitahl verübt wurbe; 
2. muß nachgewieſen fein, daß fie eben nur mit Beziehung auf das Verbrechen unternom- 
men wurden; wenn 3. B. ein Grateur, der eine Anftellung bei der Bank ſucht, Theile 
von Banknoten ftihht; wenn Jemand, der Chemie betreibt, giftige Subftanzen bereitet, fo 
wird darin noch feine Inzicht eines Verbrechens Tiegei. 


7. Wenn Jemand an dem Orte des Verbrechens oder Vergehens zu 
der Zeit, ald es verübt wurde, gegenwärtig war; 


I, Unter dem Orte bes Verbrechens wirb ber Plat, an dem das Verbrechen verübt 
wurbe und befjen nächfte Umgebung verftanden, nicht der Raum, in welchem es begangen 
mwurbe. Wenn z. B. im Parterre eines Theaters ein Tafchendiebftahl verübt wurde, fo wird 
feine rechtliche Inzicht gegen irgend einen befannten Taſchendieb beftehen, ber zwar auch 
im Theater, jedoch auf der Gallerie war. Der Verdächtige muß in einer folhen Nähe bei 
dem Thatorte geweſen fein, daß eine Berübung der That durch ihn möglich war. 

II, Eben deshalb muß er aber auch zur Zeit der That dajelbft gegenwärtig geme- 
fen fein, er darf nicht früher weggegangen und nicht fpäter gefommen jein, fondern er 
muß in dem Momente, wo die That verübt wurde, anmwejend geweſen fein. 

III. Die weitere Bedingung, nuter welcher diefe Anzeigung wirkjam ift, ift von dem 
Geſetze der näch ſtfolgenden Anzeigung beigefügt, und wird auch dort beſprochen. 


oder wenn dafelbft eine Sache, die Jemand um die Zeit der Verübung 
des Verbrechens oder Vergehens befejlen hat, angetroffen wird, ohne daß 
hiervon in diefen beiden Fällen ein anderer Grund mit Wahrſcheinlichkeit ange« 
nommen werden kann; 


I Daſelbſt, d. i. an dem Orte der That, worliber das bei der vorhergehenden An— 
zeigung unter I. Gefagte mafgebend if. — Um bie Zeit der That; hierüber fiehe bas 
beim Abf. 1 dieſes Paragrafes Gefagte, eben fo über den Begriff bes Befiges. — Eine 
Sade; hierunter ift Alles verftanden, was von bem Verdächtigen herrührt, aljo auch 
Theile feines Körpers, 3. B. ausgeriffene Haare, ein ausgebrochener Zahn, ein abgehane- 
nes Glied u. dgl. oder Theile feiner Kleidung, z. B. ein abgerifjener Kuopf, ein Lappen 
von dem Rode u. dgl. — Es wurde jchon oben bei $. 66 unter II. 5. ber Erläuterungen 
bemerkt, mit welcher Genanigfeit die Thatbeftandserhebung gepflogen werben muß, um 
Spuren biefer Art, welche oft in unbedeutenden Kleinigkeiten beftehen, aufzufinben. 

II. Dagegen ift, wenn die Gegenwart des Verdächtigen an dem Orte ber That, oder 
das Borfinden ihm gehöriger Sachen an demſelben eine Inzicht begründen foll, nothwendig, 
daß ein anderer Grund, als die Betheiligung des Verdächtigen an der That mit Wahr- 
fheinlichfeit nicht angenommen werden kann. Diefe Wahrjcheinlichkeit muß aus allen 
Umftänden ber That abgeleitet werden, und es wird zur Betätigung oder Entfräftung ber» 
jelben ſtets rathſam fein, den Verdächtigen im Wege der Thaterhebung darüber als Zeu- 
gen zu vernehmen (vgl. $. 75 unter IV.). 


oder wenn fi Jemand an dem Orte der That oder in deſſen Nähe 


furz vor oder nad) derſelben vermummt, lauernd oder verftedt befunden hat, 
Frühwald, Strafprozef. 13 
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oder an diefem Orte und zu diefer Zeit in Handlungen, die fid) fiiglic nicht 
anders als durch das Vorhaben, oder die wirkliche Verübung des Verbrechens 
oder Bergehens erklären laſſen, begriffen war. 

I. In diefem Abjake find zwei verfchiedene Anzeigungen begriffen. Die erjte beftebt 
darin, daß ſich der Verdächtige an dem Orte der That (hierüber fiche oben) oder in 
befien Nähe (3. B. vor dem Haufe, in dem die That verübt wurde; auf dem zum That« 
orte führenden Wege u. dgl.) furz vor oder mach der That vermummt, d. i. auf eine 
ſolche Weiſe durch eine andere Kleidung, Berhüllung oter Beftreichen des Gefichtes, vorge- 
nommene Larven, falihe Haare, Bart u. dgl. verftellt, daß er nicht erfannt werben fann 
— lauernd, d. i. heimlich auf etwas wartend, — oder verftedt, d. i. der Wahrneh— 
mung Anderer entzogen, jo daß man ihn nur mit Mühe anffinden kann — befunden hat. 
Uebrigens ift auch hier notbwendig, Daß ber Verdächtige nicht einen anderen glaubwürdigen 
Grund jeines auffallenden Benehmens angeben fann. 

II. Die zweite Anzeigung bejteht darin, daß der Verdächtige an dem Orte der That 
oder in beffen Nähe furz vor oder nach derjelben in Handlungen begriffen war, bie ſich 
füglich nicht anders als durch das Vorhaben oder durch die wirkliche Verübung des Ver— 
brechens erklären laffen; alfo 3.8. wenn er in eine Wohnung einftieg, oder mit einem 
Bündel aus bderjelben herausgeben gejehen wurde, und in der Wohnung ein Diebftahl 
geſchah. — Es verfteht fich von felbft, daß der Verdächtige nicht bei VBerübung der That 
jelbft gejehen worden fein darf, weil ſonſt eine der im $. 140 enthaltenen Anzeigungen vor- 
bandeu wäre. — Würde der Verdächtige eine andere annehmbare Ertlärung jeiner Hand— 
lungsweiſe angeben künnen, jo füllt dieſer Berdachtsgrund weg. 

8. Wenn bei Jemandem oder in deilen Wohnung, oder an einem 
anderen von ihm gewählten Aufbewahrungsorte Saden, die der Beſchädigte 
zur Zeit der an ihm verübten That beſeſſen hat, oder Gegenftände des Ver- 


brecheus oder Vergehens gefunden werden. 

Im wejentlichen wird zur Erklärung diefer Inzicht auf die Erläuterung des Abjates 
1 diejes Paragraphes verwieſen. — Es ijt nicht nothwendig, daß die Sache ein Eigenthum 
des Beichädigten war, wenn er fie nur in feiner Innehabung hatte. — Gegenftände 
des Verbrechens find im Zufammenhange mit dem Abſatz 1 und 9 diefes Paragraphes jene, 
die durch das Verbrechen hervorgebracht wurden, 3. B. die verfüljchten Erebitspapiere 
oder Münzen, die ganze Auflage einer hochverrätherifhen Drudihrift u. dgl. 


9, Wenn an Zemandens Perjon oder Kleidungsitüden, oder an anderen 
ihm gehörigen oder bei ihm angetroffenen Sachen, Merkmale des Berbredens 
oder Bergehens, oder der Verübnug desfelben, oder der dabei eingetrete- 


nen Gewalt entdedt werden, 

I. Diefe Anzeigung befteht in Merkmalen oder Spuren bes Verbrechens, oder ber 
Berübung besfelben, oderder Dabei eingetretenen Gewalt, in welcher letzteren Beziehung 
es einerlei ift, ob diefe Gewalt von dem Thäter zur Ausübung der That, oder von dem 
Beichädigten zur Abwehr derfelben angewendet wurde. Hierher gehören alfo z. B. mit 
Blut, mit Koth befledte Kleider, Verletzungen an dem Verdächtigen u. dgl. 

II. Dieſe Spuren müffen fih finden: an der Berfon bes Verdächtigen (3.8. Wun- 
den), an beffen Kleidbungsftiden G. B. Blutfleden, Riſſe), an anderen ihm gehöri— 
gen Sahen (z. B. an einem Stode, Mefjer, Beile) oder an zwar ihm nicht gehörigen, 
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aber bei ihm (j. oben bei Abſ. 1) angetroffenen Sachen. Riücdfichtlich der dem Thäter 
gehörigen Sachen, ift e8 daher einerlei, wo biefelben angetroffen werben; dieſe Inzicht 
wird daher 3. B. auch dann beftehen, wenn ber Thäter jein mit Blut beflecktes Oberfleib 
anf der Flucht weggeworfen bat. 


10. Wenn Jemand ſogleich nad) begangenem Verbrechen oder Vergehen, 
oder jobald dasjelbe befannt wurde, ohne andere glaubwürdige Beranlaffung 
entflohen ift, oder fid) verborgen gehalten hat. 


Dieje Inzicht befteht darin, daß Jemand entflohen ift, d. b. von dem Orte feines 
Aufenthaltes ſich auf eine heimliche Art oder unter falfhen Vorwänden entfernt hat, ober 
daß er fih verborgen gehalten hat, d. h. zwar an bem Orte feines Aufenthaltes 
geblieben ift, jedoch auf eine ſolche Art, daß ernicht gefehen oder angetroffen werben fonnte, 
wobei e8 an der Sache nichts ändert, wenn feinen näcften Angehörigen der Ort, wo er 
fich befand, befannt war. Damit aber aus diefen Umftänden auf die Betheiligung an einem 
Verbrechen gefchloffen werben könne, ift es möthig: 1) daß die Flucht oder das Verbergen 
ſogleich, d. h. in einer fehr kurzen Zeit nach der Verübung des Verbrechens, oder jobald 
dasſelbe Bekannt wurde, erfolgte; 2) daß fid) feine andere glaubwiürbdige Veranlafjung 
davon berausgeftellt hat, z. B. daß die Flucht Schulden halber erfolgte. Diefer lehtere 
Umftand kann durch zuridgelaffene oder eingelangte Briefe, oder bei ber freiwilligen Rüd- 
fehr ober Betretung des Verdächtigen durch deſſen Vernehmung aufgeflärt werben. 


11. Wenn Jemand Spuren des Verbrechens oder Vergehen entfernt, 
unterdrüdt, oder vertilgt hat, oder diefelben zu entfernen, zu nuterdrücken, 
oder zu vertilgen, oder auf eine andere Art der obrigfeitlihen Nachforſchung 
vorzubengen bemüht gewejen iſt. 


Diefer Abſatz enthält drei verſchiedene rechtliche Anzeigungen in fich: 

1. daß ber Verdächtige Spuren bes Verbrechens, d. i. finnlih wahrnehmbare 
Merkmale, durch welche dev Verdacht oder ber Beweis ber Thäterfchaft gegen ihn herge- 
ftellt werben fonnte, entfernt G. B. die Nachfchlüffel weggeworfen), unterdrüdt 
(3. B. die Formen zum Giehen von Miinzen vergraben) oder vertilgt (z. B. die Ylut- 
puren weggewajchen, die falfchen Ereditspapiere verbrannt) hat; 

2. daß er ſolche Handlungen vorzunehmen bemüht war, dies ihm aber nicht gelun- 
gen tft; 

3. daß er auf andere Art der obrigfeitlihen Nahforfhung vorzubengen 
gejucht hat, z. B. Durch Abfindung mit dem Bejchädigten, Beftehung ber Zeugen u. dgl. 
— Aus diefem legten Sate geht, zugleich hervor, daß auch bie in 1) und 2) bezeichneten 
Handlungen geſchehen fein müſſen, um der obrigfeitlihen Nachforſchung worzubeugen, 
wobei e8 einerlei ift, ob dieſelbe ſchon begonnen hatte oder nicht. 


8. 139. 
b) von befonderen näheren Berdadtsgründen; 
Zu den befonderen, aus der eigenthümlichen Beſchaffenheit einzelner 


ftrafbaren Handlungen entitehenden näheren Verdachtsgründen find zu zählen: 
13* | 
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A. Bei dem Hocverrathe, bei dem im $. 65, lit. e, des Strafgeſetzes 
bezeichneten Verbrechen der Störung der öffentlichen Ruhe, ſowie bei den 
Berbredhen des Aufitandes und Aufruhres: 

1. Briefwechſel verdädhtigen Inhaltes, oder verdächtige geheime Zu- 
fammenfünfte mit einer Perfon, gegen welde ein ſolches Verbrechen 
erwiefen ift, oder rechtliche Verdachtsgründe desjelben vorhanden find, 
oder welche zu einer ftantsgefährlichen Vereinigung gehört; oder An- 
nahme geheimer, aus anderer Abficht füglich nicht erflärbarer Geſchenke 
von einer ſolchen Perjon; 


Diefer Abfa enthält drei verjchiedene rechtliche Anzeigungen: 

1. Briefwechſel verdächtigen Inbalts; von dieſem gilt alles was oben bei 
$. 138 Abf. 2 gejagt wurde, nur fommt bier noch eine wejentlihe Bedingung binzu, 
nämlich, daß der Briefiwechjel mit einer Perſon geſchah, a) gegen welche ein jolches Ver— 
brechen erwiejen, d. b. welche wegen eines folchen Verbrechens rechtskräftig verurteilt ift, 
fie mag die Strafe bereits ausgeftanden, oder wegen ihrer Abweſenheit oder Flucht noch 
nicht angetreten haben; b) gegen welche rechtliche Verdachtsgründe eines ſolchen Berbre- 
hens vorhanden find, was durch einen Einleitungsbefhluß nach dem älteren Strafver- 
fahren, durch ein Berweilungserfenntnig nad der Strafprozegordnung vom 17. Jäner 
1850, oder durch den Beſchluß zur Einleitung der Specialunterfuhung nad $. 145 die- 
jer Str. Pr. Odg. ausgejprodhen wird; c) welche zu einer ftaatsgefährlichen Bereinigung 
gehört. Ob dies der Fall jei, ift rückfichtlich einiger (wie der Secte ber Carbonari oder 
ber Giovine Italia durch ältere Verordnungen, rüdfichtlih des Ludwig Kofjuth und jei- 
nes Anhanges durch die kaiſ. Proclamation vom 6. November 1845) ausdrüdlich aus- 
geiprochen ; in anderen Fallen müßte dies durch eine Anfrage bei der oberften Polizeibe- 
börde, als der allein zu einem ſolchen Ausipruche berufenen Behörde, fichergeftellt wer- 
ben. Jedenfalls ift aber zur Herftellung diefer und ber beiden nächſten Inzichten noth— 
wendig, daß dem Briefichreiber die fraglichen Eigenfchaften der betreffenden Perſon be- 
fannt waren, und daß er desungeachtet mit ihr ben Briefwechjel oder die Zufammen- 
fünfte fortjete, oder Gejchenfe von ihr annahm. Ferner muß fi) aus den Umftänden 
ergeben, daß der Briefwechſel mit diefer Perjon lediglich wegen dieſer ihrer dem Brief- 
ſchreiber befannten Eigenfchaften in Bezug auf eines ber obenbezeichneten Verbrechen ge— 
ſchehen ift, und nicht etwa Verhältniſſe einer ſolchen Perjon betrifft, welche mit deren po— 
litiſchen Gefinnungen in feinem Zuſammenhange ftehen, 3.8. weil fie ein Maler, Mufiker, 
Sprachlehrer u. dgl. ift, denn in diefen Fällen hätte der Briefwechjel nichts verbächtiges. 

2. Berbädtige, geheime Zufammenkünfte mit einer ſolchen Perfon; biefe 
Zufammenkünfte müfjen aljo geheim, z. B. bei Nacht, an einem verborgenen Orte, bei 
verichloffenen Thitren, erfolgen, und verdächtig fein, d. h. fich durch nichts anderes als 
durch die Betheiligung an einem der gedachten Verbrechen erklären laſſen, alfo nicht 3.8. 
durch ein Liebesverhältniß, oder durch Verabredung zu einer anderen fei e8 erlaubten oder 
unerlaubten Unternehmung. 

3. Die Annahme geheimer, aus anderer als auf die Betheiligung an einem 
ſolchen Verbrechen gerichteter Abficht nicht erflärbarer Geſchenke von einer fol- 
hen Perjon. Auf die Größe diefer Gejchente, fo wie darauf, ob ſolche Gejchente wech- 
jefjeitig gemacht wurden, fomumt es nit an. Dagegen würde die Gejchenfgebung au 
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eine ſolche Perfon dieſe Inzicht nicht begründen, wol aber nad Umftänden eine andere 
diejer gleihlommenden Inzicht ($. 142). 
2. auf geheimen Wegen in größerer Menge angejhafite Waffen, oder zu 
deren Gebrauche dienlihe Erfordernijle. 

Unter geheimen Wegen wird 3. B. verftanden, daß dieſe Gegenftände unter fal- 
ihem Namen beftellt oder aus dem Auslande eingefchmuggelt wurden. Doch muß dieſe 
Anfhaffung in größerer Menge, d. b. in einem das Bebürfni des Anichaffenden 
(3. B. eines Jagbpächters) überfteigenden Maße geichehen fein. Dasjelbe wird auch dann 
ber Fall fein, wenn mehrere Perſonen zufammen ſich eine größere Menge Waffen an- 
ſchaffen. — Unter Waffen werben hier alle zum Angriffe oder zur Vertheidigung be- 
ftimmten und eigens dazu verfertigten Werkzeuge (Gewehre, Säbel, Lanzen u. dgl.) ver- 
fanden. — Die zum Waffengebrauche dienlichen Erforderniffe find z. B. Pulver, 
Dlei, Zündhütchen, Pulverhörmer u. dal. 


B. Bei dem Berbrehen des Kindesmordes, der Weglegung eines 
Kindes, oder der Abtreibung der Leibesfrucht entftcht ein näherer rechtlicher 
Verdachtsgrund gegen diejenige Frauensperſon, gegen welche entweder ein 
rechtlicher Beweis hergeftellt, oder an welder nad) dem Ausiprudhe der 
Sachverſtändigen fihere Merkmale entdedt werden, daß fie furz vorher eine 
Geburt oder Fehlgeburt gemacht habe, wenn ihre Leibesfrucht vermißt wird. 

Die Bedingungen dieſer Anzeigung find: 1. daß die Frauensperfon kurz vorher, 
d. h. furze Zeit vor dem entjtandenen Verdachte und der biesfälligen Nachforjchung eine 
Geburt ober Fehlgeburt gemacht hat, was entweder durch das Geſtändniß der Be- 
ſchuldigten, durch Zeugen, oder durch ben auf ſichere, d. i. jeben Zweifel ausſchließende 
Merkmale gegründeten Ausſpruch ber Sadverftändigen erwiefen wird; 2. daß bie Yei- 
besfrucdht vermißt wird, d. h. nicht zum Vorſchein kommt, und feine unwerfängliche 
Urfache dieſes Umftandes (3. B. eine Todtgeburt) nachgewiefen werben kann. Kommt 
die Leibesfrucht fpäter in unbebenflicher Art zum Borfchein, jo behebt fich dieſe Anzei- 
gung, worausgefett, daß nicht etwa bie in 8. 138 Abſ. 11 enthaltene an deren Stelle tritt. 


€. Bei Verbrechen und Vergehen, die aus Gewinnfucht entitehen, find 
befondere Verdachtsgründe wider denjenigen vorhanden, welder 


Berbrehen und Bergehen aus Gewinnfucht find: die Erprefiung ; unter Umftänden 
der Mifbrauch der Amtsgewalt; die Geſchenkannahme in Amtsfachen ; die Verfäljhung 
öffentlicher Ereditspapiere oder Münzen ; ber Raubmord; der räuberifche Todtſchlag; ber 
Diebftahl ; die Veruntreuung ; der Raub ; ber Betrug; unter Umftänden bie Hinweg- 
nahme von Leichen, die unbefugte Ausübung ber Arznei» oder Wundarzneilunſt als Ge- 
werbe, der vorſchriftswidrige Gifthanbel ; Die Verfertigung oder Ausbefferung verbächtiger 
Waffen ; einige ber Vergehen gegen bie Peftanftalten ; die Bergehen gegen das litera— 
rifche und artiftiiche Eigenthum ; die leichtfinnige Crida. (Vgl. 8. 132, Abf. b.) 


1. nachdem ein ſolches Verbrechen oder Vergehen begangen worden; einen 
fein Vermögen offenbar überfteigenden Aufwand gemacht hat; oder 


I. Der Begriff des Aufmwandes richtet ſich nach den Berhältniffen der Perſon, fo 
baf bet einem Bettler, einem Taglöhner eine Auslage von einigen Gulden filr eine über— 
flüffige Sache oder Unterhaltung ſchon ein Aufwand ift. Zur Begründung biefer An—⸗ 
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zeigung ift aber nothwendig, daß fich der Betreffende über einen vechtlichen Erwerb ber 
verausgabten Summe nicht auszumweilen vermag. 

II. Der Beiſatz „nachdem ein foldhes Berbrehen begangen worden“, bat nur ben 
gewöhnlichen Fall des Vorkommens diefer Inzicht im Auge, und e8 ift dadurch Feines- 
wegs ausgefchloffen, jondern wird im Gegentheile oft genug worfommen, daß dieſer Um— 
ftand dazu dient, um Anlaf zur Nachforſchung nach einem noch unbekannten Berbrechen 
zu geben ($. 136). 

2. Sachen, die den Gegenftänden des Verbrechens oder Bergehens gleichen, 
und deren Werth oder Beihaffenheit feinen Verhältniſſen nicht ange: 
meflen iſt, heimlich, oder auf verdädtige Weife, oder weit unter dem 
wahren Werthe veräußert, oder zu veräußern geſucht hat; 

I. Zur Begründung diefer Anzeigung ift nothwenbig: 

1. daß ber Verdächtige Sachen veräußert, d. i. auf entgeltliche Art einem anderen 
überlaffen bat, welche a) den Gegenftänden des Verbrechens (den geftohlenen, geraubten, 
veruntreuten Sachen) gleichen, d. b. ähnlich find, und b) deren Beichaffenheit oder 
Werth den Verhältniſſen des Verdächtigen, d. i. feinem Gefchlechte, Stande, Vermö— 
gen, Erwerb u. ſ. w. nicht angemeſſen find; 

2. daß die Veräußerung zwar um den wahren Werth, jedoch heimlich oder auf 
verdächtige Weiſe (f. oben beim Abjate 2 des 9.138), oder offen, jedoch weit, alſo 
mit einem auffallenden Betrage, unter dem wahren Werthe der Sachen erfolgte. Dabei 
ift e8 einerlei, ob der Verdächtige den wahren Werth gekannt hat ober nicht, weil eben 
ber letztere Umftand auf eine bedenkliche Erwerbungsart hinweiſt. Im letzteren Falle 
fönnte aber auch eine genügende Aufflärung erfolgen, wenn 5.8. Jemand, der nie Edel» 
fteine befaß, jolche geerbt oder zum Geſchenke erhalten hätte. 

1. Auch diefe Inzicht kann, infoferne es fi um Gegenftände handelt, deren Werth 
ober Beichaffenheit den Berhältniffen des Veräufierers nicht angemeffen ift, anf ein noch 
unbefanntes Verbrechen hinweiſen ($. 136). 


oder bei welchem Geld: oder Münzforten aufgefunden werden, oder 
welcher jolde ausgegeben hat, die in der Menge und Beſchaffenheit 
mit denjenigen, weldie der Gegenftand des Verbrechens oder Ber: 
gehens waren, fo auffallend übereinftimmen, daß fie mit Wahrſchein— 
lihfeit für eben diefelben gehalten werden können. 


I. Dieje Inzicht ift auch dann vorhanden, wenn erft Die vorgefundenen und aus» 
gegebenen Münzen zufammen jene Dienge ausmachen, welche Gegenftand des Berbre- 
chens war; 3. B. e8 handelt fih um den Diebftahl von 10 Stück Dufaten von einem 
gewiffen Jahre, und es werben bei Jemandem 5 Stüde gefunden, und die Verausga- 
bung von 4 folhen Stüden wird gegen ibn erhoben. 

U. Würde Jemand Geld» oder Münzſorten befigen oder verausgaben, welche nad) 
ihrer Menge und Beichaffenheit mit feinen Verhältniſſen nicht zufammenftimmen (3. 8. 
ein Bettler würde Goldmünzen oder Banknoten von hohem Nennwertbe befitten oder 
wechſeln Laffen), jo entfteht daraus allerdings eine Inzicht eines noch unbekannten Ber: 
bredhens ($. 136). 


D. Rüdfihtlid des Bergehens des Wuchers, find als rechtliche Ver: 
dachtsgründe anzujehen: 
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1. wenn ohne wahrſcheinliche Unerfahrenheit der Parteien die Urkunde 
über eine Schuldforderung fo undeutlich, unvollftändig oder zweidentig 
abgefaßt ift, daß daraus der eigentliche Grund oder Gegenftand der 
Forderung, hauptfählid der Größe oder Eigenjhaft des Capitals 
und dad Maß der Zinfen nicht beftimmt entnommen werden kann; 

Diefe Anzeigung entfällt jomit, wenn der Bildungsgrad des Verfaffers der Urkunde 
von der Art ift, daß eine entſprechende Abfaffung derjelben von ihm nicht erwartet wer: 
ben kann. 

2. wenn die Urkunde über eine Schuld einen bereit als erdichtet er: 


wiejenen Umftand enthält ; 

Der als erdichtet erwiejene, d. i. nicht etwa aus einem bloßen Irrthume un— 
richtige Umftand muß ein weſentlicher Beftandtheil des Schuldfcheines fein, aljo bie 
Perfon des Darleihers und des Anleihers, den Gegenftand und Betrag des Darleihens, 
wenn es in Geld befteht Die Gattung desſelben, oder die auf die Zahlung ber Haupt: 
ſchuld ſowohl als auf die etwa zu entrichtenden Zinjen fich beziehenden Bedingungen be- 
treffen ($. 1001 a. b. ©. B.). Unrichtigfeiten in außerwefentlichen Umftänden — näm— 
lich ſolche, woburd eine umterlaufene Bewucherung nicht leicht bemäntelt werben kann, 
3. B. in dem Orte der Ausftellung, im Datum (wenn dieſe Umftände nicht auf die Zin- 
jenberehnung Einfluß haben), in dem Charakter der Perfonen u. dgl., kann wol wegen 
bes mangelnden Zufammenhanges mit dem Vergehen des Wuchers die Kraft einer In— 
zicht nicht beigelegt werben. 

3. wenn bei einem beträchtlichen Anleihen die Zuzählung des Capitals, 
deſſen vollftändiger Empfang von dem Anleiher widerfproden wird, 
ohne Beiziehung glaubwürdiger Zeugen geſchehen jein joll; 

I. Was ein beträhtliches Anleihen ei, muß aus der genauen Erwägung der Um— 
ftände eines jeden einzelnen Falles entnommen werben, und es wird babet nicht blos 
auf die Größe der Darlehensfumme, jondern aud auf die übrigen Bermögensverhältnifie 
des Schuldners ſowol als des Glänbigers Rüdficht genommen werden müſſen. 

I. Der Widerfpruh muß gerichtlich — ſei es vor dem Civil- oder Strafgerichte — 
geſchehen fein, weil fonft eine förmliche Beweisführung über die Zuzählung nicht nöthig 
wäre. Welche Zeugen glaubwürdig find, wird der Nichter, da es fich hier um ein 
Privatrechtsgefchäft handelt, mit Berüdfihtigung der Vorſchriften der Gerichtsordnungen 
ſowol als der Strafprozeßordnung zu beurteilen haben. 

4. wenn in der Urkunde über einen vorgeblihen Kauf die Gattung, 
Menge oder der Preis der geborgten Wanren nicht deutlich ausgedrüdt 
wird; oder 

Daß der Kauf, welcher wie aus dem Mortlaute diefes Abſatzes herporgeht, nicht 
gegen Baarzahlung, fondern anf Borg geichehen jein muß, ein blos vorgeblider ift, 
muß theils eben ans biefer Unbeftimmtheit, theils aus den iibrigen Erhebungen fich ergeben. 


5. wenn der Berfäufer eine beträchtliche Menge folder Waaren geborgt 
hat, die er ſelbſt nicht führt, oder die dem Bedürfniſſe oder den Ver: 
hältnifjen des Käufers wenigitens in dem Maße offenbar nicht ange: 
meſſen find; 
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In diefem Falle geht ebenfalls aus den in der Anzeigung enthaltenen Umſtänden 
hervor, daß der Kauf nur ein vorgeblidher fein könne, fomit irgend ein Scheingeichäft 
obmwalte. 

6. wenn nad) den befannten Vermögens-Umſtänden des urjprünglichen 
Darleihers oder des Ceſſionars nicht wäahrſcheinlich ift, daß der Erſtere 
eine jo beträdhtlihe Summe dargeliehen, oder der Letztere fie an ſich 
gelöfet habe; 

Es berfteht fih wol von felbft, daß das, was von den Vermögensverhältniffen ber 


genannten Perjonen bekannt ift, nicht in einer Privatnotiz des Unterfuhungsrichters 
beruhen darf, fondern aus den gepflogenen Erhebungen erfichtlich fein muß. 


7. wenn bei abgetretenen Forderungen der Cedent eine dem Gerichte un: 
befannte Perſon ift, und nicht ausfindig gemacht werden kaun; 

Auch in diefem Falle entfteht der gegrümdete Verdacht, daß es fi um fein wahres, 
fondern um ein bloßes Scheingefchäft handle. Hierin Tiegt aber zugleich die Pflicht des 
Unterfuchungsrichters, jedesmal auch den Cedenten auszuforichen und zu vernehmen, und 
daher, wenn ibm 3. B. ein Wechjel vorgelegt wird, fich nicht mit der Vernehmung Des 
Wechfelglaubigers und Wechfelihuldners zu begnügen, jondern aud) bie anderen auf bem 
Wechſel erfcheinenden Perjonen über diefes Geichäft zu vernehmen. 

8. wenn Jemand einer Perfon, die für ſich allein einen giltigen Vertrag 
eingehen kann, geborgt hat, ohne für die etwa dringend nothwendige 
oder nöyliche Verwendung Sorge zu tragen; 

Zu diefen Perſonen gehören Minderjährige, unter verlängerter Vormundſchaft oder 
Euratel befindliche Perjonen, Ordensgeiftliche,, dann die Milttärmannjchaft vom Feldwe— 
bel und Wachtmeifter abwärts. Zur Begründung dieſer Inzicht ift aber nothwendig: 1) 
daß dem Darleiher dieſe Eigenjchaft feines Schuldners bekannt war, 2) daß er befungenchtet 
nicht in angemefjener und nad) feinen Berhältniffen möglicher Weife fitr die nothwendige 
oder nütslihe Verwendung der Summe gejorgt hat. 

9, wenn Jemandem eine jo beträchtlihe Summe geborgt wird, daß nad) 
dejlen befannten Vermögens-Umftänden die vollftändige Rüdzahlung 
vernünftiger Weife nicht erwartet werden konnte. 

Zur Begründung diefer Anzeigung muß nachgewieſen fein, daß dem Darleiher dieje 
Bermögensumftände des Entlehners befannt” waren. 


8. 140. 


c) von unvollftändigen, als Verdachtsgründe geltenden Be- 
weisarten. 


ALS rechtliche nähere Verdachtsgründe find ferner anzufehen: 

Die nun folgenden Verdachtsgründe unterfcheiden fi von den in den 88. 138 und 
139 enthaltenen dadurch, daß fie nicht mehr eine bloße Wahrſcheinlichkeit, ſondern eine 
einpirifche Gewißheit der Verübung ber That durch den Verbächtigen geben, welche nur 
bie pofitive Vorſchrift des Geſetzes als an ſich nicht genügend zur Schuldigerflärung ans - 
fieht, daher diejelben audh unvollftändige Beweisarten genannt werben. 


89.139 Abj.6—9, 140, Abj.1—8. 201 


1. ein zwar nicht mit allen, nad) der Vorſchrift des Geſetzes zur recht: 
lien Kraft eines Beweiſes erforderlihen Eigenſchaften verjehenes, aber 
doch glaubwürdiges mündliches oder fhriftliches Geftändnif einer Perfon, 
oder eine vor anderen Perjonen gemachte Berühmung derfelben, daß fie die 
ftrafbare Handlung begangen habe; vorzüglid, wenn ſich ſolche Aeußerungen 
auf Thatumftände beziehen, die nur einem dabei Mitwirkenden befaunt 
fein können; 

I. Dieje Anzeigung enthält zwei werfchiedene Arten : 

1. Ein abgelegtes Geftändniß, d. i. Die auf Befragen einer Perfon, welcher daran 
gelegen ift, die Wahrheit zu erfahren, von dem Verdächtigen abgegebene Aeuferung, daß 
er die That begangen habe, oder jonft daran betheiligt fei. Diefes Geftändnif muß fol- 
gende Eigenſchaften haben: a) es muß mündlich, durch geiprochene — oder fchrift- 
lich, durch gefchriebene Worte, aljo nicht blos durch Zeichen oder Geberben abgelegt 
fein, außer ber Geftebende wäre ftumm ; b) es müffen ihm eine oder mehrere ber im 
$. 264 aufgezählten Eigenichaften fehlen, 3. B. wenn das Geftändniß ein aufergericht 
liches ift; c) es muß glaubwürdig fein, d. b. es darf weder aus den Berhältniffen 
ber Perſon des Geftehenden noch aus den übrigen Erhebungen etwas hervorfommen, wodurd) 
Zweifel an der Wahrheit des Geftänbniffes begründet werben. 

2. Eine gemadte Berühmung, d. i. bie unaufgeforbert abgegebene Aeuferung des 
Berbächtigen, daß er die ftrafbare Handlung begangen habe; dieſe Berühmung kann münd— 
lic oder jchriftlich gejcheben fein, fie muß aber gegen andere Berfonen, es mögen bies 
eine oder mehrere fein, gemacht werben. 

II. Als wejentlich unterftitend für beide Diefe Anzeigungen fieht das Gejeg an, wenn 
fie auf ſolche Thatumſtände ſich beziehen, welche nur Jemandem befannt fein können, der 
unmittelbar bei ber That jelbft mitgewirkt hat; 3. B. die Erzählung der letzten Worte eines 
Ermordeten. Dabei unterliegt es mol feinem Zweifel, daß die Erzählung folher Thatum- 
ftände allein, felbft wenn der Erzählende feine Thäterfchaft Dabei nicht beftimmt erklärt, als 
ein Berbadhtsgrund angejehen werben muß, der mit bem in dem Abfate felbft erwähnten 
gleiche Kraft hat ($. 142); denn die Erfahrung zeigt uns nur zu viele Beifpiele, daß ge- 
rabe ſolche unbedachtſame Aeußerungen bie verborgenften Verbrechen an das Licht gebracht 
haben. (Wer denkt hier nicht an die Kraniche des Ihicus ?) 


2. die mit allen im $. 269 bezeichneten Erforderniffen verjehene Aus- 
fage and) nur Eines Zeugen, wenn fie fi) unmittelbar auf die Verübung der 
ftrafbaren Handlung durch eine beftimmte Perfon bezieht; 

Inſofern es fih hier um die rehtlihe Befhuldigung handelt, fällt das in 
lit. g) bes $. 269 enthaltene Erforderniß jelbftverftänblich weg ; e8 ift aber dagegen noth- 
wendig, daß die Ausfage vor dem Unterfuhungsrichter mit Beobachtung aller in ben $$. 
112—133 enthaltenen gejeglichen Borfchriften abgelegt worden fei. — Ferner ift nothiven- 
big, daß fi) die Ausfage unmittelbar auf die Verübung der ftrafbaren Handlung durch 
eine beftimmte Perfon beziehen, mithin von einem Augen oder Obhrenzeugen der That jelbft 
herrühren, und über die That jelbft, nicht über bloße Vermuthungen oder Schlußfolgerun- 
gen abgelegt fein muß. 

3. die unbejhwornen, jedod mit allen übrigen Erforderniffen des 
$. 269 verjehenen Ausfagen zweier Zeugen; 
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Warum biefe Zeugen nicht beeidet wurden, ift gleichgiltig , Doch wäre, wenn bie 
Beeidigung aus einem ber in lit. e), f) und g) des $. 132 enthaltenen Gründe unterblich, 
eine bejondere VBorficht bei der Annahme diefer Anzeigung nöthig, wie Dies auch der 8. 269 
lit. e) anordnnet. — Rückſichtlich des Erforberniffes in lit. g) des $. 269 gilt das worftehend 
bei Ab. 2) Gefagte. — Uebrigens ift auch bier ber Natur ber Sache nad) nothwendig, 
dafs Die beiden Zeugen unmittelbar von der Verübung der That durch eine beftimmte Perſon 
und nicht blos über Vermuthungen und Schlußfolgerungen ausjagen. 


4. die von dem Beſchädigten, der vor feinem Ableben nicht mehr ge: 
rihtlid) vernommen oder beeidiget werden konnte, bei herannahendem Tode 
abgegebene Aenferung, weldje eine von ihm dentlid erkannte Perfon be- 
ftimmt ald Thäter bezeichnet; 

I. Aus dem Zufanmenhange mit den beiden vorhergehenden Anzeigungen folgt, daß 
auch der Beichädigte die von ihm als Thäter deutlich erfannte Perſon bei der Verübung der 
That jelbft gefeben haben muß, umd nicht durch Jemand andern erfahren haben, oder etwa 
gar nur vermutbhen darf, daß eben dieſe Perſon der Thäter jei. 

II. Eine gerichtliche Vernehmung ift die durch den Unterfuchungsrichter , oder Das 
an feiner Stelle einjchreitende Bezirksgericht ($. 13) vorgenommene Bernehmung. Es ver- 
fteht fih wol von ſelbſt, daß die gemachte Aeuferung des Beſchädigten durch eine der gefetslich 
vorgefchriebenen Beweisarten erwiejen fein muß. 

III. Ob der Tod des Beſchädigten eine Folge der That ift, oder durch eine andere Ur— 
ſache herbeigeführt wurde, ift einerlei. 


5. die mit allen Erforderniffen des 8. 271 verfehene Ausjage eines 
der Mitſchuld Gejtändigen; 


I. Obwol das Gejeß jagt „mit allen Erforbernifjen des $. 271,” jo fallen doch ber 
Natur der Sache nach hier weg : 1) das in den $. 271 lit. a) hinüber genommene Exfor- 
derniß bes $. 269 g), worüber das oben bei Abſ. 2 Gefagte gilt ; 2) die in lit. b) bes 
8. 271 geforberte Uebereinftimmung ber Ausfagen der Mitfchuldigen, weil hier nur von 
Einem Mitſchuldigen die Rede ift. 

Il. Dagegen ift auch hier, jo wie bei der nächjten Anzeigung nothwendig, daß der Mit- 
ſchuldige unmittelbar über die von ihm gemeinschaftlich mit dem Verdächtigen vwerübte That 
ausfage. — Die im Eingange des $. 271 zur Bedingung gefetste Gegenftellung mit dem 
Verdächtigen, welche das Geſetz, wie aus dem Bergleiche mit dem folgenden 6. Abſatze ber- 
vorgeht, bei Diefer Inzicht ala Bedingung fordert, muß der Unterfuchungsrichter im Zuge 
ber Thaterhebung nach $. 129 veranlaffen. 

Fiteratur; Rubry, Zur Erläuterung bes $. 140 (Mag. XI. 176.) 


6. die ebenjo beſchaffene Ausſage mehrerer der Mitſchuld geſtändiger 
Perfonen, bei denen aber feine Gegenftellung mit dem Beſchuldigten ftatt- 
gefunden hat. 


Hier wird blos auf die Erflärung des vorhergehenden Abjates verwieſen, und es 
fommt nur zu bemerken, daß hier das Erforbernif des $. 271 lit. b., nämlich Die Ueber» 
einftimmung der Ausjagen der Mitjchuldigen, allerdings eintreten muß. 
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8. 141. 


Wirkſamkeit einer genannten, und einer namenlofen Anzeige 
in Beziehung auf rehtlihe Befhuldigung. 

Die Anzeige eines fi nenmenden Anzeiger ($. 73) begründet nur 
dann einen näheren rechtlichen Verdachtsgrund gegen eine beftimmte Perſon, 
wenn fie mit Umftänden begleitet ift, die mit Beftimmtheit anf diefelbe als 
Thäter des Verbrechens oder Bergehens hindenten, und wenn der Anzeiger 
bei der darüber erfolgten Bernehmung ($$. 112 — 133) diefelbe eidlich 
beftätiget. 

Denn unter diefen Umftänden erhält Die Anzeige alle im 8. 140 Abſ. 2) geforderten 
Eigenſchaften. (Vergleiche übrigens den $. 142, und ben $. 15 der Inftruction für die Straf» 
gerichte, laut deffen eine jehriftliche Anzeige deshalb nicht verworfen werben barf, meil fie 
nicht eigenhändig gefertigt, ober das beigefügte Handzeichen nicht weiter beftätigt ift.) 

Dagegen kann eine namenloje, oder von einem Unbefannten herrührende 
Anzeige gegen Niemanden zur rechtlichen Beichuldigung dienen, außer eine 
ſolche Anzeige würde Umftände enthalten, welche bei ihrer Erforſchung wahr 
befunden worden ($. 74), und für ſich ſelbſt einen rechtlichen Verdacht: 
grund bilden. 

Dann wirb aber die rechtliche Beſchuldigung nicht auf die Anzeige, fondern auf bie 
aus den Erhebungen hervorgehenden Berbachtsgründe geſtützt. — Als ein unbelannter 
Anzeiger wird im Zufammenhange mit bem erften Abfate jener anzufehen fein, welcher 
fih zwar nennt, aber fonft nichts näheres über feine Perfon angibt, jo daß er nicht ge— 
richtlich vernommen werben kann. 


8. 142. 


Welche Verdachtsgründe zur vehtlihen Befhuldigung und zur 
Einleitung der Unterfuhung beredtigen. 


Bon den angeführten, und anderen ihnen gleichfommenden Berdadhts- 
gründen ift and Einer für fih allein zur rechtlichen Beſchuldigung zu— 
reichend. 

I. Es wurde ſchon oben bei 8. 135 bemerkt, daß es unmöglich ſei, alle rechtlichen 
Verdachtsgründe aufzuzählen, was das Geſetz auch in ber Ueberſchrift (Randnote) des 
$. 138 und bier ausbrüdlich anerkennt. Solche allgemeine nähere Verdachtsgründe find 
3.3. noch: wenn ſich Jemand jelbft bei Gericht ala Thäter angibt; wenn er fi durch 
falſche Borfpiegelungen aus dem Verdachte zu ziehen, oder ben Verbacht auf Jemand 
Anderen zu leiten gejucht bat; wenn er ſchon früher einmal ein gleiches Verbrechen, mit 
eben folchen befonderen Umftänden, wie fie im gegenwärtigen Falle wieder zufammentref- 
fen, begangen bat; wenn auf ihn bie durch einen Steckbrief befannt gemachte Beſchrei— 
bung eines Verbrechers genau zutrifft u. dgl. Dazu fommen noch die aus ben bejonberen 
Umftänden eines einzelnen Falles fich ergebenden bejonderen dringenden Verdachtsgründe. 

U, Bon folden näheren vechtlihen Verdachtsgründen ift auch Einer für fi 
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allein zur rechtlihen Beihuldigung hinreichend, vorausgefeßt: 1. daß die Thatfachen, 
auf die fich ber Verdacht ftüßt, gefetlich erwiejen find (5. 144, 258—282) und 2. daß 
mweber aus ber Verantwortung des im Wege der Thaterhebung vernommenen Verdäch— 
tigen, noch aus ben übrigen Erhebungen etwas hervorfommt, wodurch das Gewicht der 
Anzeigung geſchwächt, oder der entftandene Verdacht entkräftet wird. 


Allein and) mehrere eutferntere Verdachtsgründe, als ſchlechter Leu- 
mund, übel berüdhtigtes Borleben, unftetes Hernmirren oder Landftreichen, 
Mangel an redlihem Erwerbe, näherer Umgang mit verdächtigen Perfonen, 
lügnerifhe Ausflüchte und Widerfprüde in den Ausfagen, Beihuldigungen 
oder Hindentungen auf Jemanden in Schriften von Perfonen, deren Ber: 
nehmung nicht möglich ift, Fönnen zur Einleitung der Unterſuchung gegen 
eine beftimmte Perjon zureichen, wenn fie anf diejelbe jo übereinftimmend 
zufammentreffen, daß einer den anderen unterftütst, und ihr Zufammenhang 


durd) feinen entgegen ftreitenden Umstand geſchwächt wird. 

I. Aus der Bergleihung mit dem erſten Abfage diefes Paragraphes und dem folgen: 
ben $. 143 gebt hervor, daß die entfernteren Anzeigen, durch welche eine rechtliche 
Beihuldigung begründet werben kann, hier nicht beifpielsweile, fondern ausſchließend 
aufgezählt find. 

I. Diefe entfernteren rechtlichen Verdachtsgründe find: 

1. Schlechter Leumund, welcher dann vorhanden ift, wenn ber Verdächtige in 
feinem Aufenthaltsorte oder in einem weiteren Umkreiſe als ein Menfch befannt ift, von 
bem man fich des Verbrechens wol verjehen kann. Diefer Verdachtsgrund wird durch 
bie Zeugniffe der Gemeinde» und Sicherheitsbehörden erhoben. 

2. Uebel berüdtigtes Vorleben, wenn ber Verdächtige früher ſchon wegen 
Gejetesübertretungen von was immer fiir einer Art in Unterfuchung und Strafe war, oder 
nicht ſchuldlos erklärt wurde. Dieſe Anzeigung wird um jo ftärfer, wenn die früheren 
Unterfuchungen wegen ftrafbarer Handlungen erfolgten, welche auf berjelben Triebfeber 
beruhen, wie die gegenwärtig vorliegende. 

3. Unftätes Herumirren oder Landſtreichen, biefes jedoch nur bei jolchen 
Verbrechen, welche nicht ihrer Natur nach zu ihrer Vollbringung ein längeres Verweilen 
an einem beftimmten Orte fordern, wie die Berfälfhung öffentlicher Krebitspapiere und 
Minzen. In der Regel wird diefe Anzeigung immer mit den nächſtfolgenden vereint vor- 
fommen. . 

4. Mangel an redlidem Erwerbe. Unter Erwerb verfteht man jene Be- 
fhäftigung, durch welche Jemand bie Mittel zur Beftreitung der Lebensbebürfniffe für fich 
und feine Angehörigen herbeiichafft. Der Erwerb ift ein rebliher, wenn bie gewählte 
Beichäftigung, fie mag fonft noch jo gering ober verachtet jein, ben, ber fie betreibt, feiner 
moralifchen oder rechtlichen Verantwortlichfeit unterwirft. Ob dieſer Mangel ein fort 
dauernder (wie bei den Landftreichern) oder nur eim zeitweiliger ift, macht dabei feinen 
Unterfchieb. 

5. Nüherer Umgang mit verbädhtigen Perfonen. Unter einem „nähe— 
ren Umgange“ wird ein häufiges abfichtliches Zufammenktommen und ein fortgefetter 
vertrauter Verkehr verftanden, Verdächtige Perjonen find im Sinne des Gefekes bier 
alle, auf welche eines oder mehrere der eben im 1) bis 4) entwidelten Merkmale paſſen. 
Damit aber diefe Auzeigung beftehen Lönne, wird vorausgeſetzt: a) daß dieſer Umgang 
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nicht durch Verwandtichafts-, Schwägerfchafts- oder andere unausweichliche Verhältniſſe 
($. 143) bedingt, und b) ſelbſt verdächtig, d. i. jo beichaffen fei, daß er aus feinem 
anderen Grunde, als aus einer Zuftimmung zu dem Treiben folcher Leute erffärt wer- 
ben kann. 

6. Lügnerifhe Ausflüdhte und Widerfprüde in den Ausfagen. 
Diefe Anzeigung fett voraus, daß der Verbächtige im Wege der Thaterhebung vernommen 
worben ſei, und fich entweber in feinen eigenen Angaben Widerfprüche zeigen, oder dieſe 
durch andere Erhebungen fih als unwahr darftellen, und er darüber nicht einen bloßen 
Irrthum nachweijen fann (8. 132 lit. g). 

T. Beihuldigungen und Hindbeutungen auf Jemanden in Schriften von 
Perfonen, deren Vernehmung nicht möglich ift. Solche Schriften können entweder geradezu 
Anzeigen fein, oder fie fünnen in Briefen oder Schriften vorfommen, welche im 
Beſitze des Befchuldigten oder in dem anderer Perjonen waren und entweder durch bie 
Mafregeln der 88. 108— 111, oder auf andere Art im die Hände des Gerichtes gelangt 
find. — Im Zufammenhalte mit dem letzten Abſatze des $. 141 aber wird auch bier noth— 
wendig fein, daß die Perfon, von welcher diefe Schriften herrühren, befannt, ihre 
Bernehmung aber aus einer anderen Urfache, z. B. wegen Ableben oder Abweſenheit, nicht 
möglich ift. 

III. Damit aber auf dieſe entfernteren Verdachtsgründe eine rechtliche Befhuldigung ger 
ſtützt werben kann, ift nöthig: 

1. daß beren gegen ben Berbächtigen mehrere, alfo wenigftens zwei, worliegen; 

2. daß biefelben jo übereinftimmenb auf den Verdächtigen zufammentreffen, daß fie 
fid) wechjeljeitig unterftüßen ; 

3. daß der daraus abgeleitete Verdacht durch feinen entgegenftreitenden Umftand ge» 
ſchwächt wird. So wird z.B. wenn es ſich um einen Diebftahl handelt, eine vechtliche Be— 
ſchuldigung vorhanden fein, wenn der Berbächtige ſchon einmal wegen Diebftabls abgeftraft 
wurde, auch jett feinen veblichen Erwerb bat, und mit feinen früheren Diebsgenoffen 
in fortwährender Verbindung fteht; — fie wird nicht vorhanden fein, wenn ber ſchon ein» 
mal wegen Diehſtahls Abgeftrafte fich jetzt ehrlich fortbringt und eines guten Rufes 
genieft. 

IV. Es muß hier, am Schluffe der Aufzählung der rechtlichen Verdachtsgründe (wie 
es ſchon oben bei $. 138 Ab. 1) geichah), ausprüdlich bemerft werben, daß ber Umftand, 
daß die eine nähere oder die mehreren entfernteren Inzichten außer auf den zunächſt Ver— 
dächtigen auch noch auf andere Perfonen mit gleicher Stärke paffen, an und für fih an 
ber rechtlichen Kraft der Anzeigung nichts ändere, jondern höchſtens bewirke, daß eben 
mehrere Berfonen als rechtlich bejchuldigt erfcheinen, indem es ja auch möglich ift, 
daß mehrere als Mitjchuldige oder Theilnehmer an der That betheiligt find. Dieß ift 3. B. 
ber Fall, wenn Mehrere über die Ausführung des Verbrechens Erfundigung eingezogen 
haben, wenn Mehrere in der Nähe des Thatortes lauernd gefehen wurden, wenn ein Dieb» 
ftahl nur von einem Hausgenoffen des Beſchädigten verübt worden fein kann, und deren 
Mehrere find, u. dgl. In diefem Falle wird es Sache der Specialunterfuhung fein, aus 
den mehreren Beſchuldigten den eigentlichen Thäter herauszufinden, und die Verantwor— 
tungen der Beijhuldigten, jo wie die in Folge derfelben veranlaßten weiteren Erhebungen 
werben das nöthige Dateriale liefern, um feiner Zeit mit Sicherheit einen Ablaffungs- oder 
Anklagebeſchluß faffen zu können. 
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8. 143. 
Unterftüßung ſchoön vorhandener Berdadtsgründe. 


Verwirrte oder unterbrodhene Reden, Stottern, Weinen, Schludhzen, 
Zittern, Veränderung der Geſichtsfarbe, Beftürzung oder Furcht, rauhere 
Gemüthsart, Verwandtſchaft oder Bekanntſchaft mit verdächtigen Perjonen, 
und andere derlei, einer unfiheren Deutung unterliegende Umſtünde und 
ihwanfende Vermuthungen, können an und fir ſich nicht als rechtliche Ber: 
dachtsgründe gelten, allerdings aber die Wahrfcheinlichkeit anderer, ſchon 
vorhandener Berdadhtsgründe erhöhen. 

Die bisher in den $$. 138— 142 aufgeführten Anzeigungen find durchaus jolche, welche 
an und für fich einen ftärferen oder ſchwächeren Berbacht zu begründen vermögen. E8 gibt 
aber noch Umftände, welche, ohne Beziehung auf eine beftimmte That oder auf das Begehen 
von ftrafbaren Handlungen überhaupt, mehr aus pfichologifchen (inneren) Gründen bie 
Bermuthung erregen, daß Jemand etwas Sträfliches begangen habe, oder leicht begehen 
fünne, Hierher gebören alle Zeichen von Furcht oder Gewiffensbiffen, eine Gemüthsart, 
welche mehr den Eindrüden der Sinnlichkeit als jenen der Vernunft und des Gewifjens zu 
folgen geneigt iſt; Gelegenheit der Verführung; böſes Beijpiel u. dgl. Alle diefe Um: 
ftände können bei ihrer Allgemeinheit an und für fich Feine rechtliche Beſchuldigung fr eine 
beftimmte That begründen, fie verftärfen aber jeden anderen vorliegenden näheren oder ent- 
fernteren Verdachtsgrund. 


8. 144. 


Erhebung und Beweis der Verdadhtsgründe zum Behufe der 
Unterfuhung gegen eine beftimmte Perſon. 


Wenn die Umftände auf einen beftimmten Thäter hindenten, muß die 
Wahrheit derjelben, und der aus ihnen hervorgehenden rechtlichen Berdadhts- 
gründe nad) den in den 88. 60— 133 enthaltenen Borfhriften genau erho- 
ben werden. 

I. Die Borjchrift dieſes Abfates ift mur eine Folgerung aus SS. 60 und 66, und bedarf 
feiner Erörterung. Dabei werftebt fi) wol won ſelbſt, daß jene Umftände, welche die recht» 
liche Beihuldigung ſchwächen oder aufheben, nach Vorſchrift des $. 3 mit gleicher Sorg- 
falt erhoben werden müſſen, wie jene, worauf fich diefelbe gründen foll. 

II. Die Gegengründe gegen die rechtlichen Anzeigungen aufzuzählen, ift geradezu 
unmöglich, indem fie fih aus den Umſtänden des einzelnen Falles im Verhältniſſe zu der 
Anzeigung ergeben müffen. Die wichtigften berfelben find bereits bei der Erläuterung der 
einzelnen Anzeigungen erwähnt und beiprochen worben. Im Allgemeinen fommen fie darin 
überein, daß fie den im $. 135 geforderten Zuſammenhang zwijchen einer Perſon und einer 
ftrafbaren Handlung ganz aufheben ober ſchwächen. 

Damit die Unterſuchung gegen eine beftimmte Perjon eingeleitet wer- 
den könne, müſſen die rechtlichen Verdachtsgründe bewiejen, oder doc wenig: 
ftend durch die jonft glaubwürdige Ausjage and nur Eines Zeugen beſtä— 
tiget fein, in joferne ſich die Tetstere auf die Ausiibung der That jelbft bezieht, 


88. 143— 145. 207 


oder nothwendig damit verbundene Handlungen oder Umftände des Beſchul⸗ 
digten betrifft. 

I. Die Anordnung, daß die rechtlichen Berbachtsgründe bewieſen fein müffen, ift 
eine Folgerung aus $. 258, welcher allgemein worjchreibt, daß nur dasjenige in ber Beur- 
teilung für wahr gehalten werben kann, was rechtlich bewieſen, d. b. auf den von dem 
Geſetze geforderten Grad der Gewißheit gebracht ift. 

II. Die Mittel, diefen Grab der Gewißbeit zu erlangen, find zweifach: 

1. und zwar in der Regel die in dem $. 261 unter I, bis V. anfgezählten und in ben 
88. 262— 282 näher erörterten Beweisarten ; 

2, ausnahmsweije die glaubwürdige, mit ben Erforderniffen des 8.269 verſehene Aus- 
fage auch nur Eines Zeugen, infofern fi) diefelbe auf die Ausübung der That felbft be- 
zieht (vgl. $. 140 Abf. 2), ober nothiwendig damit verbundene Handlungen (3. B. das Auf- 
lauern, die Anweſenheit am Ihatorte, das Bertilgen von Spuren) oder Umftände (3. 8. 
den Befit des Werkzeuges, der Gegenftände des Verbrechens u, dgl.) des Bejchuldigten 
betrifit. 


8. 145. 


Beſchluß der Einleitung der Unterfuhung gegen eine beftimmte 
Perſon (Special-Unterfuhung). 

Der von dem Unterſuchungsrichter zu fallende Beſchluß, daß eine 
beftimmte Perfon eines Verbrechens oder Vergehens rechtlich bejchuldiget 
erſcheine, und daß fofort gegen fie die Unterſuchung eingeleitet werde, muß 
von demfelben jhriftlic und begründet zu den Acten Hinterlegt, und in dem 
Falle, wenn er don einem zur Unterfuhung berufenen Bezirfsgerichte 
geſchöpft wird ($. 10, Hit. e), und der Vorfteher der gerichtlichen Geſchäfts— 
führung nicht ſelbſt der Unterfuhungsrichter ift, von demfelben doc geueh— 
miget, und, falls er nit eine abweichende Verfügung zu treffen findet, von 
ihm mitgefertiget werden. 

I. Bei den am Gerichtshofe jelbft geführten Unterfuchungen hat der Unterfuhungs- 
richter vorläufig den Staatsanwalt zu verftändigen ($. 63), und bei einer Meinungsverfchie- 
denheit bie Enticheidung des Gerichtes einzuholen ($. 64). 

U. Obwohl eine förmliche Ausfertigung oder Kundmachung diefes Beſchluſſes nicht 
vorgefchrieben ift, da der im Unterfuchung Gezogene durch die auf Grundlage desjelben er- 
folgenden Vorkehrungen ($$. 148 u. ff.) ohnehin in Kenntniß davon gelangt, jo ftehen ihm 
doch jedenfalls die in den $$. 64 und 65 bezeichneten Nechtsmittel mit den bort bezeichneten 
Rechtsfolgen Dagegen zu. 

III. Erfolgt die Einleitung der SpecialsUnterfuhung wider einen Studirenden oder 
Schüler was immer für einer Öffentlichen Lehranftalt, fo ift Diefes von dem Unterfuchnngs- 
gerichte dem Vorſtande der Tehranftalt, am welcher der Studirende oder Schüler als folder 
eingetragen ift, anzuzeigen. (Min. Bdg. v. 27. Februar 1855, Nr. 39 R. ©. BI.) 

IV, Die Einleitung der Unterfuhung gegen E. f. geheime Räthe, Kämmerer und Truch— 
feffe ift dem betreffenden k. k. Oberftbofamte (Juft. Min, Vdg. v. 4. April 1853 3. 202), 
jene gegen einen verrechnenden Beamten wegen Veruntreuung ver betreffenden Verwaltungs: 
behörde anzuzeigen (Juſt. Min, Erl. v. 1. Febr. 1856, 3.2224), 
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V. Wegen Anzeigen von der Einleitung der Unterfuchung wider einen Geiftlichen fiehe 
die Bemerfung beim zweiten Abfchnitte des $. 61 im III. Abſatz der Erklärungen. 


Muſter eines Einleitungsbefdhluffes. 
Zahl — 

Der Unterfuhungsrichter hinterlegt zu den Acten feinen Beſchluß, daß bie 
Taglöhnerin Anna Sturm des Verbrechens des Diebftahl8 gemäß 88. 171 und 
173 Str. ©, begangen durch Entwendung eines goldenen Armbandes im Werthe 
von 40 fl. C. M. bei dem Goldarbeiter Franz Sand redtlid beſchuldigt 
erſcheine, und daß ſofort gegen diefelbe die Unterfuchung eingeleitet werde, indem 
folgende rechtliche Verdachtsgründe vorliegen: 

1. Daß fie bei dem Berfaufe des von Franz Sand als fein Eigenthum 
anerfannten Armbandes betreten wurde ($. 138 Abf. 8); 

2. daß fie von Franz Sand und deſſen Hausfneht Anton Feſt als 
jene Weibsperfon erfannt wurde, welche unter dem Borwande, Ohrringe kaufen zır 
wollen, in fein Gewölbe fam, und ohne etwas zu faufen fortging, worauf Sand 
fogleicy den Abgang des Armbandes entvedte ($. 138 Ab. 7); 

3. daß während der Zeit, als das Armband auf der Verfaufsbude lag, aufer 
ihr Niemand im Gewölbe war (eben da); 

4. daß fie ſchon einmal wegen Diebftahls abgejtraft ift ($. 142); 

5. daß unter diefen Umftänden ihre Angabe, fie habe das Armband von 
einer unbefannten Frauensperfon zur Beſorgung des Berfaufes erhalten, als eine 
leere Ausflucht erſcheint (eben da). 


N., den — 
Geſehen. N. N. 
N. N. Staatsanwalt. Unterſuchungsrichter. 


S. 146. 
Widerrechtliche Mittel zur Erlangung redtliher Verdachtsgründe. 


Es ift weder einem Strafgeridhte, nod) irgend einer anderen Obrigfeit 
erlaubt, Jemanden, der einer ftrafbaren Handlung verdächtig ift, unmittel- 
bar jelbjt, oder durd) insgeheim beftellte Leute, anf irgend eine Art zu ver- 
leiten, fein böjes Vorhaben wirklid in Ausführung zu bringen, die ftrafbare 
Handlung fortzufesen oder zu wiederholen, um auf ſolche Weife Berdadts- 
gründe oder Beweismittel gegen ihn aufzubringen; oder einen ſolchen Ber: 
dächtigen oder auch ſchon rechtlich Beſchuldigten durch insgeheim beftellte Per: 
ſonen zu Geſtändniſſen verlocken zu laſſen, um von derlei Geſtündniſſen bei 
der ftrafgerichtlichen Unterfuhung Gebraud) zu machen, Jeder Beamte, der 


88, 146, 147. 209 


fid) eines ſolchen Mißbrauches ſchuldig macht, iſt zur ftrengiten Verantwor⸗ 
tung und Strafe zu ziehen. 

Unter Obrigkeit werden bier alle öffentlichen Behörden und namentlich die Sicher- 
beitsbebörden verftanden. — Daß ein jo entlodtes Geſtändniß jedenfalls ohne Beweisfraft 
ift, ift im $. 266 ausdrüdlich enthalten. 


8. 147. 


Einleitung einer ftrafgeridtlihen Unterfuhung gegen eine 
Perſon aufihr eigenes Begehren. 


And) derjenige, dem daran gelegen ift, daß ein wider ihn entitandener 
Ruf, eine bei der Obrigkeit gemadjte Anzeige oder ein jonft bei derjelben 
erregter Argwohn eines von ihm verübten Verbrechens oder VBergehens auf: 
geklärt werde, jei es, weil er feinen ungegründeten Verdacht anf fid) liegen 
laſſen will, oder damit ihm nicht zu feiner Rechtfertigung dienliche Beweije 
entgehen, ift befugt, die Unterfuhung feiner Beſchuldigung ſelbſt zu verlan- 
gen. Das Unterfuchungsgericht ift in einem ſolchen Falle verpflichtet, obgleich 
es jonft die vorhandenen Verdachtsgründe zur rechtlichen Beihuldigung nicht 
für hinlänglich erkennt, dennod die Unterfuhung nad) der allgemeinen Vor: 
jhrift einzuleiten. Nach Beendigung derjelben, iſt dem Beſchuldigten, wenn 
ſich deſſen Schuldlofigkeit Herausitellt, das im $. 189 bezeichnete Amtszeug— 
niß auszufertigen. 

I, Wenn daher Jemand bei dem Unterfuchungsgerichte um feine eigene Unterfuhung 
bittet, fo hat dasjelbe jene Erhebungen zu pflegen, welche nach 8. 66 dazu dienen, feſtzu— 
ftellen, ob die ftrafbare Handlung wirklich ftattgefunden hate, und ob dieſelbe ein Ver- 
brechen ober Vergehen ſei. Würden fich dieſe Umftände nicht beftätigen, fo ift Fein Anftand 
unter Beobachtung ber 88. 62 und 63 fein weiteres Verfahren einzuleiten. Würden fich 
aber diefe Umftände beftätigen, je ift ohne weitere Nüdficht auf die vorhandenen Inzichten 
bie Special-Unterfuchung einzuleiten, und johin wie jede andere ſolche Unterfuhung zu 
erledigen (8. 196), und im Falle ſich der Umterfuchte gerechtfertiget hätte, ihm das in $$. 
189 und 199 vorgejchriebene Amtszeugniß auszufertigen. 

U. Dagegen fteht Niemanden das Recht zu, nach Analogie des im Civilprozeſſe 
geftatteten Berweifes zum ewigen Gebächtniffe, um die Vornahme einzelner Unterju- 
chungsakte (z. B. eines Augenjcheines, Kunftbefundes, Zeugenverhöres u. dgl.) behufs 
feiner allfälligen künftigen Bertheidigung zu bitten. Es liegt Dies in der Natur der Sadıe, 
weil durch ein ſolches Geſuch das Strafgericht in Die Kenntniß einer firafbaren Handlung 
fommt, und dann nach $. 61 ohnehin verpflichtet ift, das Unterfuchungsverfahren einzu- 
leiten, 
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Zweiter Abſchnitt. 
Bon der VBorladung, Vorführung und Verhaftung des Befchuldigten. 


Den Hauptbeftandtheil der Special-Unterfuchung und deren wefentlichen 
Unterfchied von ver Thaterhebung bildet das Verhör des Beſchuldigten, 
nämlich der Inbegriff jener Theile des Verfahrens, wodurch dem Befchuldigten 
Gelegenheit gegeben wird, alle gegen ihn vorliegenden Verdachtsgründe zur er— 
fahren, damit er entweder von denfelben fich veinige, oder durch das Gewicht 
verfelben gedrängt, zu einem Geſtändniſſe feiner Schuld fchreite. Bevor das 
GSefe im IV. Abfchnitte die näheren Vorfchriften über die Vornahme des 
Berhöres ertheilt, ftellt e8 die Beftimmungen fet, welche dazu dienen, um das 
Verhör, fo oft es nothwendig ift, unbehindert von ftörenden Einflüffen vor- 
nehmen zu können, indem es im II. Abfchnitte von den Mitteln handelt, wo— 
durch der Beſchuldigte vor den verhörenden Nichter gebracht wird, nämlich die 
Borladung, Borführung und Berhaftung des Beichuldigten, im 
III. Abfchnitte aber die nothwendigen Anordnungen über die Behandlung 
der Unterfuhungsgefangenen trifft. 


8. 148. 
Borladung des Befhuldigten vor den Unterfuhungsridter. 


Wer eines Verbrechens oder Vergehens rechtlich beſchuldiget erſcheint, 
it von dem Unterfuhungsrichter zu verhören ($. 172). Zu diefem Ende ift 
derjelbe, wenn das Geſetz nicht insbefondere etwas Anderes vorſchreibt, 
zuerjt nur vorzuladen, Diefe Borladung gefhicht entweder mündlich mittelſt 
Borweilung eines von dem Unterfuchungsrichter hierzu ertheilten ſchriftlichen 
Befehles, oder mittelit Zuftellung einer von dem Unterfuchungsrichter unter: 
zeichneten, an den Borzuladenden gerichteten ſchriftlichen Yadung. Sowohlder 
Vorladungsbefchl, als die fhriftlihe Ladung müſſen den Namen des Gerid)- 
tes uud des Borgeladenen, den Ort, den Tag und die Stunde des Erjdei- 
nens und den Beiſatz enthalten, daß der Borgeladene im Falle jeines Ans- 
bleibens perſönlich werde vor Gericht geführt werden. 

I. Der erfte Sat dieſes Paragraphes enthält eigentlich zwei Negeln in fich, nämlich: 

1. Jeder eines Bergebens oder Verbrechens rechtlich Beſchuldigte muß verbört 
werden; das Verhör ift fomit ein wefentliher Theil der Vorunterſuchung, infofern fich 
diefe ſchon gegen eine beſtimmte Perfon gewendet hat, und darf unter feinem Vorwande 
unterbleiben. Hätte auch der Beichuldigte, der im Wege der Thaterhebung als Zeuge ver- 
nommen wurde, bei diefer Gelegenheit ſchon ein umftändfiches Geſtändniß abgelegt, jo muß 
deungeachtet das Berhör mit ihm vorgenommen werben, eine Mafregel, die, wenn bie 
innere Verſchiedenheit des Verhöres von ber Zengenvernehmung und dem Zwecle derſel- 
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ben richtig ins Auge gefaßt wird, nur in fehr wenigen Fällen als eine überflüffige Wieder- 
holung erjcheinen wird. 

2. Nur der eines Verbrechens oder Bergehens rechtlich Beichuldigte darf verhört 
werben, Das Berhör jelbft, und Die Art der Vorrufung des zu Verhörenden find jo wefent- 
lich von der Zengenvernehmung verſchieden, fie unterbrechen die Berjührung (SS. 227, 
531 Str. ©.) und haben einen fo wichtigen Einfluß auf die Ehre des Verhörten, daß dieſe 
Mafregeln ftrenge von der Bedingung des Beichluffes auf Einleitung ber Unterfuhung 
abhängig gemacht werden müſſen. Bevor diefer Beſchluß gefaßt ift, kann der Verdächtige 
— wie jhen bemerkt — nur als Zeuge vorgeladen und als folcher vernommen werben, 

I. Der erfte Schritt wider den eines-Verbrechens oder Vergehens Bejchuldigten  ift, 
wenn nicht gleich nach 8. 151 zu deffen Borführung oder nach $. 152 zu deſſen vorläufiger 
Berwahrung gejehritten wird, defien Borladung. — Die Form derſelben ift im Geſetze 
in ihren wejentlichen Merkmalen bezeichnet und aus den folgenden beiden Muftern 


erſichtlich. 


Muſter einer ſchriſtlichen Vorladung. 


Vorladung an Herrn Johann Glatt. 
Zahl — 

Sie haben zur Vernehmung am Samſtag den 19. Jäner 1856 Vormit— 
tags 10 Uhr vor dem k. k. Landesgerichte in Wien in dem Gerichtshaufe in der 
Alfervorftant am Glacis N. 2 im erften Stode in dem Amtszimmer Nr. 1 zu 
erſcheinen. 

Im Falle Ihres Ausbleibens würden Cie nad) 8. 148 der Strafprozef- 
Ordnung perſönlich vor Gericht geführt werden. 

Wien, am 16. Jäner 1856. 
Bon dem F. k. Landesgerichte. 
MN. 


Muſter einer mündlichen Vorladung. 


Der Amtsdiener N. N. erhält ven Auftrag, die Frau Anna Spät zu. 
mittelft VBorweifung diefes Befehles behufs ihrer Vernehmung wegen des ihr ange- 
ſchuldeten Berbrechens der zweifachen Ehe zu diefem k. f. Unterfuhungsgerichte mit 
dem Beifage vorzuladen, daß fie am 15.0. M. Vormittags 9 Uhr fo gewiß in dem 
Amtszimmer des gefertigten Unterfuhungsrichters im Gerichtshaufe am großen 
Plage im — Stode Thür Nr. — zu erfcheinen habe, widrigens fie im Yalle 
ihres Ausbleibens in Gemäßheit des $. 148 der Strafprozeß-Ordnung perfönlic) 
würde vor Gericht geführt werben. 

Die in diefer Art gefchehene mündliche VBorladung ift mit Angabe des Tages 
und der Stunde auf dem vorliegenden Erlaffe von der Fr. Anna Spät, ober 
wenn fie nicht zu Haufe angetroffen würde, von einem ihrer Hausgenofjen durch 
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eigene Unterfchrift, oder durd) Die eines zur Fertigung beigezogenen Zeugen beftä- 
tigen zu lafjen. 
N. am — — 
Im Namen des k. k. Unterfuhungsgerichtes in N. 
MN. 
Unterfuchungsrichter. 


Die Unterzeichneten beftätigen, daß vorftehende VBorladung der Fr. Anna 
Spät heute Nachmittags um 3 Uhr perfünlich eröffnet, von ihr aber nicht unter- 
fertigt wurde, weil fie des Schreibens unfundig ift. 

N., den — 
MN. MN. 
Amtsdiener. als erjuchter Zeuge. 


8. 149. 


Der Unterfuhungsrichter beforgt die Vorladungen durch die Amtsdie— 
ner, oder veranlaßt deren Bejorgung durd) die Gemeindevorfteher. Die 
geihehene Vorladung ift in den Aeten erſichtlich zu machen. Wird der Be- 
ſchuldigte bei der Borladung nicht angetroffen, jo kann diejelbe an feinen 
Ehegatten, oder an einen feiner Hansgenofjen mit derjelben Wirkung erfol: 
gen, als ob fie an ihn jelbit geſchehen wäre. 


I. Die Anordnung, daß die gefchehene Vorladung und zwar insbefondere der Tag, 
an welchem dieſelbe erlaffen wurbe, in den Aften erfichtfich gemacht werde, dient zur Be- 
rechnung der Verjährung, weil diefelbe durch diefen Alt unterbrochen wird ($$. 227, 531 
St. G.). — Doch hat diefe aus ber Strafprogeforbnung vom Jahre 1850 herübergenom- 
mene Beftimmung gegenwärtig nicht mehr diefes Gewicht, weil die Verjährung ſchon durch 
ben der Borlabung vorangehenden Einleitungsbejchluß unterbrochen wird. (Vgl. in mei- 
nem Handbuche des Str. ©. die Erklärung ber angeführten zwei Paragrapbe.) 

II. Ueber den Beweis ber geſchehenen Zuftellung gilt dasjelbe, was oben bei $. 114 
im Abj. III, der Erf, über die Zeugenvorladungen gejagt wurde. 


S. 150. 
Bann gegen den Beſchuldigten ein Borführungsbefehl erlaffen, 


Erſcheint der Vorgeladene nicht, ohne eine hinreihende Entfchuldi- 
gungsurſache angezeigt zu haben, jo kann ein fhriftlicher Vorführungsbefehl 
gegen ihn ausgefertiget werden. 

Der zweite Schritt gegen ben Beſchuldigten ift Die Erlaffung eines Borführungs- 
befehles, welche erfolgt: 1. im Falle des $. 150, wenn der Bejchuldigte ohne gegrün— 
dete Urſache nicht erjcheint, 2. in den im $. 151 bezeichneten Fällen. 
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Muſter eines Dorführungsbefehles. 
Zahl — 

Alle Diener der öffentlihen Gewalt werden hiermit beauftragt, ven Johann 
Glatt, wo immer derfelbe betreten wird, zu ergreifen und vor dieſes k. k. Lan— 
desgericht zu ftellen. 

An Yedermann, insbefondere an alle Gerichts-, Polizei- und Militärbehör- 
den ımb an die Gensb’armerie ergeht die Aufforderung, im Falle der Nothwen- 
digfeit zur Vollſtreckung diefes Befehles den erforberlichen Beiftand zu leiften. 

Wien, den 19. Jäner 1856. 
Bon dem F. f. Landesgerichte. 
NN. 
Unterfuhungsrichter. 


8. 151. 


oder auch deffen vorläufige Verwahrung bei der Sicherheits— 
behörde angeorbnet werden fünne. 


Selbit ohne vorhergegangene Borladung kann der Unterfuhungsrichter 
einen Borführungsbefehl gegen den eines Verbrechens oder Vergehens Be- 
ſchuldigten erlafien, oder dejjen vorläufige Verwahrung bei der Sicherheits: 
behörde verfügen: 

I. Diefe vorläufige Verwahrung bei der Sicherheitsbehörbe, es mag bies eine landes- 
fürftlihe oder Gemeinbebehörbe fein, unterjcheibet fich wefentlich von ber im $. 156 ange- 
orbnneten Unterfuhungshaft, und hat feinen anderen Zwed, als das fihere Erfcheinen bes 
Beſchuldigten behufs bes mit ihm vorzunehmenden Verhöres zu bewirken, welches binnen 
24 Stunden vorgenommen werben muß ($. 153). 

II. Muß die Verwahrung des Beihuldigten wegen Mangels eines geeigneten ber Sicher- 
heitsbehörbe zu Gebote ftehenden Lokales bei dem Unterfuhungsgerichte felbft geſchehen, fo 
verfiigt der $. 49 ber Inſtr. f. d. Strafgerichte, daß berlei Perfonen bis zur Entſcheidung 
bes Gerichtes in einem geeigneten Orte bewacht und von jeber Berührung mit Verhafteten 
und anderen Berfonen entfernt gehalten werden müffen, fo wie auch der Kerfermeifter iiber 
biefelben eine abgefonberte Vormerkung zu führen hat ($. 57 eben ba). 

II. Durch den $. 9 der Minifterial-Verorbnung vom 15. Oftober 1853 Nr. 210 
R. ©. Bl. über den Waffengebrauch ber Finanzwache wird angeorbnet, daß in jenen Fäl- 
Yen, wo nad ben Gefeten für das Strafverfahren eine vorläufige Verwahrung einer, bes 
Mißbrauches der Waffengewalt bei Ausübung ihres Dienftes beichuldigten Finanzwache 
einzutreten hat, dieſelbe, joferne daraus feine Verzögerung oder Benachtheiligung bes Un- 
terfuchungsverfahrens zu bejorgen ift, aud in den Verwahrungsorten ber Finanzbehörbe in 
fo lange ftattfinden fann, bis von dem Unterfuchungsgerichte nach Vorſchrift des Geſetzes 
die orbentliche Unterjuchungsbaft rechtskräftig verhängt wird, 


a) wenn derjelbe ſich verbirgt, geflüchtet oder wenigitens Anftalten zur 
Flucht gemacht hat, oder als ein in der Gemeinde Unbekannter, als 
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answeis: oder heimatslos, wegen feines herumzichenden Lebenswan— 
dels, wegen ſchlechten Leumundes, oder aus anderen Gründen der 
Flucht verdächtig erſcheint; oder 
Bei Beurteilung des Fluchtverdachtes wird übrigens aud auf Die Vermögens: und 
Familienverhältniffe des Beihuldigten, auf feine bürgerliche Stellung, auf feine Eigen- 
ſchaft als Ju- oder Ausländer, dann auf die Größe der ihm nad) den Umftänden des Falles 
bevorftehenden Strafe Rückſicht zu nehmen fein. 
b) wenn er auf friicher That betreten, oder gleic) nad) der That als des 
Verbrechens oder Vergehens verdächtig durch ämtliche Nadeile 
($. 380) oder öffentlichen Ruf bezeichnet, oder mit Waffen oder ande— 
ren Gegenftänden, die von dem Verbredhen oder Vergehen herrühren, 
oder ſonſt auf jeine Betheiligung bei demjelben hinweiſen, betreten 
wird; oder 
In diefer Beziehung wird auf die Erklärung des $. 106 verwiefen, und auf den $. 131 
bes Gemeindegefetes v. 17. März 1849 Nr. 79 R. G. Bl., mad welchem der Bürger: 


meifter verpflichtet ift, auf frifcher That betretene Verbrecher anzuhalten und unverzüglich 
abzuliefern. 


e) wenn nad) den Umftänden des Falles zu beforgen ift, daß die Unter: 
fuhung durch Verabredung des Beihuldigten mit anderen dabei Be: 
theiligten, oder mit Zeugen, oder durch Vernichtung der Spuren des 
Verbrechens oder Vergehens vereitelt, oder in anderer Weiſe erſchwert 
werden könnte. 


Dies wird 3. B. dann der Fall fein, wenn die That offenbar von Mehreren verübt 
wurde, die Betheiligten aber noch unbelannt find; wenn der Beſchuldigte als ein verfchlagener 
Menſch bekannt ift u. dgl. 

Die hier aufgeführten Gründe find won der Art, daß, um ben Zweck der gefetlichen 
Vorſchrift zu erreichen, das jchleunigfte Einſchreiten unumgänglich nöthig ift. Deshalb 
ordnet das Geſetz an: 


8. 152. 
Vorläufige Berwahrung des Beſchuldigten. 


Die vorläufige Verwahrung kaun in den im vorigen Paragraphe bezeich— 
neten Fällen aud von jedem Bezirksgerichte ($. 13), jowie in Folge einer 
Aufforderung des Staatsanwaltes, oder aud) von Amtswegen von Beamten 
der Sicherheitsbehörde ($. 61) oder von Gemeindevorftehern durch Gens: 
d’armen oder andere Organe der öffentlihen Sicherheit vorgenommen, in 
dem unter lit. b) des 8. 151 erwähnten Falle aber aud) von Gensd’armen 
oder anderen Dienern der öffentlichen Sicherheit, jelbft ohne befonderen Auf- 
trag vollzogen werden, 


I, In dem mit Erlaß des Finanzminifteriums vom 15. Oktober 1853 Nr. 209 
R. ©. Bl. kundgemachten Auszuge aus dev probeweife den Beftimmungen bes Zollver- 
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eines angepaßten Dienftvorichrift für die Finanzwache in Vorarlberg, dem Fürſten— 
thume Liechtenftein, dann im Iuusbruder und Leitmeriger Cameralbezirke Vog. v. 
29. September 1854 Nr. 257 und vom 17. Oltober 1854 Nr. 271 R. ©. Bl.) wird im 
$. 12 angeorbnet, daß die Finanzwache während der Ausübung des Dienftes befugt ift, 
Jedermann ohne Unterfchied, der ſich ihrer vorſchriftmäßigen Amtshandfung widerjegt, 
gegen fie Drohungen ausftößt ober fie wörtlich oder thätlich beleidigt, zu verhaften und 
zur nächften Obrigkeit zur gefegmäßigen Amtshandlung zu ftellen. 

II. Da die in dem Abjate b) des vorhergehenden Paragraphes bezeichneten Umftände 
an und für fich rechtliche Verdachtsgründe find, fo verfteht fi wol von felbft, daß die ge- 
nannten Behörden in diefem Falle die vorläufige Verwahrung verfügen fönnen, wenn aud) 
noch fein förmlicher Einleitungsbefchluß des Unterfuchungsrichters vorliegt, der ohnehin bei 
ber Betretung auf frifcher That nicht denkbar ift. Aber auch in ben Fällen a) und e) des 
8. 151 ift ein folcher nicht unbedingt nothwendig, fondern die vorläufige Verwahrung wird 
von den gedachten Behörden auch dann verfiigt werben müſſen, wenn bei ihnen Die beftimmte 
glaubwirdige Anzeige wegen eines Verbrechens gegen Jemanden gemacht wird, bei dem 
bie bezeichneten Umſtände eintreffen, oder wenn glei die nächften von einer dieſer Behör— 
ben eingeleiteten Erhebungen einen gegründeten Verdacht gegen eine ſolche Perſon ergeben. 
— Zum Schute der perfönlichen Freiheit des Angehaltenen ſchreibt aber das Gefet vor: 

In diefen Fällen ift aber der in Verwahrung Genommene ſogleich von 
der Sicherheitöbehörde oder dem Bezirfsgerichte zu vernehmen, und wenn 
fid) zeigt, daß fein Grund zu feiner weiteren Verwahrung vorhanden jei, 
fogleich frei zu Iafien, widrigens binnen 48 Stunden an das Unterfuhungs- 


gericht abzuliefern. | 

Diefe Vernehmung ift weder eine Zeugenvernehmung noch ein Verhör und daher 
weber an bie Förmlichkeiten Der einen noch des anderen gebunden. Es wird dadurch 
nur dem Angehaltenen Gelegenheit zu feiner Rechtfertigung verfchafft, und er ift, wenn 
ihm dieſe gelingt, jogleich zu entlaffen. 


8. 153. 
Schleuniges Berhör des Beſchuldigten. 


Der Unterfuhungsrichter hat den ihm vorgeführten oder in Gemäßheit 
des 8. 152 an ihn abgelieferten Beichuldigten binnen vier und zwanzig 
Stunden zu verhören. Wäre dieß nicht möglich, fo kann der Beſchuldigte 
zwar einftweilen in Verwahrung behalten werden; es ift jedoch defien Ber: 
hör fobald als möglich einzuleiten, und der Grund, warum dasjelbe nicht 
früher ftattfinden konnte, im Protokolle anzumerken. Nad) dem Verhöre hat 
der Unterſuchungsrichter ſogleich zu beſchließen, ob der Beihuldigte wieder 
auf freien Fuß geftellt, in Verwahrung behalten, oder über ihn die eigent- 
lie Unterfuhungshaft ($. 156) verhängt werden joll. 

I. In jenen Fällen, wo noch fein Einleitungsbefchluß ($. 145) gefaßt war, wird ber- 
felbe unter einem mit dem Befchluffe über die Unterfuchungshaft ($. 156) — bei ben 
Gerichtshöfen nad vorläufiger Einvernehmung des Staatsanwalts ($. 63) — zu faſſen 
fein, Weber die Form biefes Beſchluſſes fiehe $. 157. 
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II. Welche Vorkehrungen der Gerichtsvorfteher zu treffen hat, damit diefe Borichrift 
bes Gefeßes ftets erfüllt werben kann, beftimmt der $. 16 der Inſtr. f. d. Strafgerichte. 
Diefer Paragraph ertheilt auch dem Gerichtsworfteher das Recht, wider den Beſchuldig— 
ten die vorläufige Verwahrung zu verfügen, wenn wor der Vernehmung bes Eingelie- 
ferten die Durchlefung von Aften nothwendig ift und dieſe binnen der Frift von 24 Stun- 
ben nicht vollendet werben kann. Darans ergibt fi aber auch die Regel, daß ber Un— 
terfuhhungsrichter eine ſolche Vernehmung mit Hintanjetung aller anderen Geſchäfte 
(88. 2, 3 der Inftr.) vornehmen muß. 


8. 154. 


Einftweilige Seftnehmung mehrerer Perjonen bei öffentliden 
Unruhen, Schlägereien u. |. w. 

Wenn es bei einem Auflaufe, Anfitande oder Aufruhre, oder bei einer 
anderen öffentlichen Unruhe, oder bei einer mit einer ſchweren körperlichen 
Beihädigung oder Todtung verbundenen Schlägerei nicht möglich ift, die 
Schuldigen ſogleich anszumitteln, jo können Alle, weldye dem Vorgange bei- 
gewohnt haben und von dem VBerdadhte der Betheiligung nicht völlig frei 
find, einftweilen fejtgenommen werden, Sie müflen jedod binnen längftens 
drei Tagen von dem zuftändigen Richter vernommen, und Dürfen nicht län: 
ger in Gewahrfan behalten werden, diejenigen ausgenommen, wider welde 
bereits die Unterſuchungshaft verhängt werden kann ($. 156). 

I. Auch diefe Verwahrung bat bei der Sicherbeitsbehörde oder bei dem Strafgerichte, 
jedoch unter den beim erften Abſatze des $. 151 im Abfage IT. der Erklärungen aufgeführ- 
ten befonderen Vorkehrungen, ftattzufinden, und fie greift gegen alle jene Pla, welche 
zufolge ber jchleunigft eingeleiteten Thaterhebung von dem Verdachte der Betheiligung nicht 
völlig frei find. Die Verfügung berjelben fteht nach den Thatumftänden dem Unterfu: 
hungsrichter oder den im $. 152 genannten Behörden zu. 

II. Diejenigen, welche binnen drei Tagen nicht vernommen worden find, und gegen 
die auch nicht Die Unterfuchungsbaft verfügt wurde, find nad) Ablauf dieſer Frift ohne wei- 
ters freizulaffen. Ift Die Zahl der Angehaltenen jo groß, daß der Unterfuchungsrichter fie 
nicht alle binnen drei Tagen vernehmen, und nicht binnen dieſer Zeit der Beichluf über 
ihre Stellung auf freien Fuß gefaßt werden könnte, jo hat der Gerichtsworfteher nach $. 17 
der Inſtruction für die Strafgerichte Die Verhöre auch durch mehrere andere zum Richters 
amte befähigte Perſonen vornehmen zu laffen. 


8. 155. 
Verbot, ven Aufenthaltsort zu verlafjen, aus Anlaß von 
TIhatbeftandps- Erhebungen. 

Begibt fi) der Unterfuchungsrichter gleich) nad) Verübung eines Ver: 
brechens oder Vergehens an Ort und Stelle, um den Thatbeitand zu erhe: 
ben, jo kann er Jedem, rückſichtlich defien er es nothwendig findet, befehlen, 
daß er während desfelben oder and noch während des folgenden Tages ſei— 
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nen Aufenthaltsort nicht verlaffe. Wer diefem Befehle zuwider handelt, 
wird im Betretungsfalle zum Zwede feiner Vernehmung feftgenommen, und 
kann von dem Unterfuhungsrichter zu einer angemefjenen Geld- oder Arreit- 
ftrafe verurtheilt werden. 


I. Obwol diejer Paragraph feine ausbrüdliche Beftimmung enthält, wie lange die 
darnach verfügte Anbaltung dauern darf, jo ergibt ſich wol aus der Natur der Sache, daß fie 
nicht länger dauern dürfe, als unumgänglich nothwendig ift, und gewiß nicht länger ala 
24 Stunden, da aud) ein der That VBerbächtiger nicht Länger ohne Vernehmung angehalten 
werben darf. 

II. Die zu verhängende Geld- oder Arreſtſtrafe muß nach den perfönlichen ober Ber: 
mögensverhältniffen des Zeugen, nach ber Wichtigkeit des Falles, nad) der gezeigten grö- 
ßeren oder geringeren Böswilligkeit, nach ber Stellung des Zeugen zu dem Borfalle und 
übnlichen in einzelnen Fällen fih ergebenden bejonderen Rüdfichten beftimmt werben. Bei 
ber Ermanglung einer anderen Beftimmung kann das im $. 230 gegen die ausgebliebenen 
Zeugen — welche ebenfalls einem richterlichen Befehle nicht Folge leiften — angebrohte 
Strafausmaß mit 5—50 Gulden auch bier zur Grundlage genommen werben. 


8. 156. 


Wann gegen einen Bejhuldigten die Unterfuhungshaft vor- 
genommen werben dürfe. 


Gegen den Beſchuldigten, welcher and nad feiner Vernehmmug des 
ihm zur Laft gelegten Verbrechens oder Bergehens verdächtigt bleibt, hat der 
Unterfuhungsrichter die eigentliche Unterfuhungshaft zu verhängen: 

I. Die Grundbedingung der Verhängung der Unterfuhungshaft ift daher, daß ſich 
ber Beichuldigte bei Dem mit ihm aufgenommenen Berhöre nicht won bem wider ihn entftan= 
denen Verdachte zu reinigen vermochte. Hätte er dieſes getban, fo könnte von einer Unter- 
juchungshaft feine Rebe fein. 

UI. Die übrigen Bedingungen der Unterfuhungsbaft find von zweifacher Art. Diejelbe 
muß gegen ben verdächtig Gebliebenen verhängt werben: 


a) wenn es ſich um ein Verbrechen Handelt, das wenigitens mit fünfjäh- 
riger Kerkerftrafe bedroht ift; oder 


I. Infoferne der Beſchuldigte ſowol gegen den Einleitungsbeihluß als gegen die Ber- 
hangung ber Unterfuhungshaft die Beſchwerde an das Oberlandsgericht und eventuell auch 
an ben oberften Gerichtshof ergreifen kann ($. 65), fo hat die Berufung gegen ben Ein- 
Yeitungsbefchluß wegen eines Verbrechens, welches nach dieſem Abjage die Unterfuhungs- 
haft nach fich ziehen würde, in Bezug auf bie letztere eine auffchiebende Wirkung, weil 
vor der Berufungserledigung die rechtliche Beihuldigung eines ſolchen Verbrechens nicht zu 
Recht befteht, und daher auch deren Folgen nicht eintreten können. — Es verfteht ſich 
übrigens wol von felbft, daß dieſe aufichiebende Wirfung dann nicht eintritt, wenn 
außerdem noch einer ber drei folgenden Gründe der Unterfuchungshaft vorliegt. 

II. Bei allen übrigen Verbrechen und bei den Vergeben ift die Regel, daß ber 
Beichuldigte, jelbft wenn er fich won dem Verdachte nicht gereinigt bat, auf freiem Fuße 
bleibe. Es muß aber auch ferner gegen ihn die Unterfuchungsbaft verhängt werben: 
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b) wenn zu bejorgen it, daß die Unterfuchung durd Verabredung des 
Beſchuldigten mit anderen dabei Betheiligten, oder mit Zeugen, oder 
durch Vernichtung der Spuren des Verbrechens oder Bergehens ver: 
eitelt, oder auf andere Weiſe erſchwert werden könnte; oder 

e) wenn der Beſchuldigte fid) verbirgt, gefliidtet oder wenigjtens Anftal- 
ten zur Flucht gemacht hat, oder als ein in der Gemeinde Hubefannter, 
als ausweis: oder heimatslos, wegen feines herumziehenden Lebens— 
wandels, wegen ſchlechten Leumundes oder aus anderen Gründen der 
Flucht nerdächtig erſcheint; oder 

Rückſichtlich dieſer Heiden Abſätze wird auf die Erklärung des $. 151 verwieſen. 

d) wenn die ftrafbare Handlung großes öffentliches Aergerniß verur— 
ſacht hat. — 

Dieſer Umſtand wird vorzüglich dann im Di. Gewicht falten, wenn bie Unterſu— 
hung am Thatorte oder in ber Nähe desfelben geführt dird. 
III. Einen weiteren Fall der Verhängung. der Unterfuhungsbaft enthält der $. 162. 


F 157. 
Es iſt immer ein ſchriftlicher Verhaftsbefehl zu errafſen. 


Der Unterſuchungsrichter hat in ſolchen Fällen, wenn nicht Gefahr am 
Berzuge haftet, einen mit Gründen verfehenen ſchriftlichen Verhaftsbefehl zu 
erlajjen, welder dem Beſchuldigten bei feiner Verhaftung, oder innerhalb. 
der nädhjiten vier und zwanzig Stunden zuzuftellen ift. Beſchließt der Unter- 
ſuchungsrichter die Unterfuchungshaft unmittelbar nad der Vernehmung 
eines Beſchuldigten, jo ift diefer Beſchluß ſammt deſſen Gründen dem Be- 
ihuldigten mündlich zu eröffnen. In jedem Falle ift der Verhaftsbeſchluß 
des Unterfuchungsrichters fchriftlich und begründet zu den Meten zu legen, 
oder in das Vernehmungs-Protokoll einzuhalten, und dem Beſchuldigten 
zu eröffnen, daß es ihm frei ftehe, dariiber die Entſcheidung des Gerichts: 
hofes zu verlangen ($. 64). 

Bor der Erlaffung des VBerhaftsbefehles ift bei den an dem Gerichtshofe geführten Un— 
terfuhungen ber Staatsanwalt zu hören (8. 63), und nur auf Grundlage eines ſolchen darf 
ber Kerfermeifter eine an das Gericht eingelieferte Berfon in den eigentlichen Unterſuchungs— 
arreft übernehmen (8. 49 der Inſtr. f. d. Str. ©.) 


Mufler von Verhaftsbefchlen. 
1. Durd Einhaltung in das Verhörsprotokoll. 
— Trage. 
Da Sie eines Diebftahles im Be- 
trage von mehr als 300 fl. geftändig find, 
worauf im $. 179 des Str. ©. die 
ſchwere Kerkerftrafe in der Dauer bon 
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5—10 Jahren feftgefetst ift, jo wird gegen 
Sie gemäß $. 156 a) ber Str. Pr. Ord. 
die Unterfuchungshaft verhängt. 
Sie werben hiervon mit dem Bedeu— 
ten in Kenntniß geſetzt, daß es Ihnen frei— 
ſtehe, hierüber die Entſcheidung des Ge— 
richtshofes zu verlangen. 
Was äußern Sie hierüber? — Antwort. 
Ich nehme dieſe Verfügung zur Kennt— 
niß und ſtelle mich damit zufrieden. 


2. In einer ſchriftlichen, begründeten Ausfertigung. 


Zahl — 

Gegen — — welche — auch nad) der Vernehmung de — zur Laſt gelegten Ver— 
brechen — verdächtig bleib — wirb von dem Unterfuchungsrichter Die eigentliche 
Unterfuhungshaft nad) $. 156 der Strafprozeß-Ordnung verhängt, weil 

*a) es ſich um ein Verbrechen handelt, das wenigftens mit fünfjähriger Ker— 
ferftrafe bedroht ift; 

b) zu beforgen ift, daß die Unterfuchung durch Verabredung der Betheiligten 
oder mit Zeugen oder durch Vernichtung der Spuren vereitelt, oder auf andere 
Art erſchwert werben könnte; 

c) d — Beſchuldigte ſich verbirgt, geflüchtet, Anftalten zur Flucht gemacht 
hat, als in der Gemeinde unbefannt, als ausweislos, heimatslos, wegen herum— 
ziehenven Lebenswandels, wegen fchlechten Leumunds überhaupt der Flucht ver- 
dächtig erfcheint ; 

d) die Handlung großes öffentliches Aergerniß verurſacht hat. 

De — Beſchuldigten fteht frei, über diefen Beſchluß die Entſcheidung des 
Gerichtshofes zu verlangen. 


N., den — 
Geſehen. N. N. 
N. N. Staatsanwalt. Unterſuchungsrichter. 


Ich beſtätige, daß mir der Verhaftsbeſchluß bekannt gegeben und hierbei 
eröffnet wurde, daß es mir freiſtehe, darüber die Entſcheidung des Gerichtshofes 
zu verlangen. N. N. 


(Nach dieſem Muſter können die Verhaftsbefehle in Druck gelegt werden, und der 
Unterſuchungsrichter braucht dann blos die für den vorliegenden Fall nicht paſſenden 
Gründe wegzuſtreichen.) 
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Derhaftsbefehl wider einen nicht ſogleich im Derhafte Behaltenen. 


Berhafts-Befehl 
von dem k. k. Kreisgerichte in N. als Unterfuhungs-Gerichte. 

Der Amtsdiener N. N. erhält hiermit den Auftrag den Haufirer Mofes 
Licht blau, welcher fi ven der gegen ihn erhobenen rechtlichen Beſchuldigung 
wegen des Berbrechens der Veruntreuung nicht gereinigt hat, und wegen feines 
herumziehenden Lebenswandels der Flucht verdächtig ift, zu verhaften und in das 
diefigerichtliche Unterfuchungs-Gefängnif abzuführen ($.156 der Str. Pr. Ordn.). 

An Jedermann, insbefondere an alle Gerichts, Militär- und Polizei-Behör- 
den und an die Gensb’armerie ergeht Kraft diefes offenen Befehles die gerichtliche 
Aufforderung zur VBollftredung desfelben im Falle der Nothwendigkeit den erfor- 
derlichen Beiftand zu leiften. 


N., am — 
Gefehen. MN. 
N. N. Staatsanwalt. Unterſuchungsrichter. 


Dem Gefangenaufſeher zur vorläufigen Wiſſenſchaft und Darnachachtung. 
Geſehen, am — 
N. N. Gefangenaufſeher. 

Anftatt der am Schluſſe des vorſtehenden Muſters beigefügten Bemerkung für den Ge— 
fangen: Auffeher ift es bei größeren Gerichten, wo zahlreiche Berhaftungen vorkommen, 
zwedmäßig, an benjelben eine befondere Berftändigung nach folgendem Mufter zu 
erlaſſen: 


An den Gefangen-Aufſeher bei dem k. k. Landesgerichte zu N. 


In Folge Beichluffes des gefertigten Unterfuhungsrichterd wurde in Gemäß- 
heit des $. 156 der Strafprozeß-Ordnung gegen den auf freiem Fuße befinblid) 
gewefenen Beſchuldigten N. N. die Unterfuhungshaft verhängt. 

Sie erhalten daher den Auftrag, diefen Angefchuldigten in die Haft zu über- 
nehmen und haben dem Gefertigten alfogleich hierüber Bericht zu erftatten. 

N., den — 
Im Namen des k. k. Landesgerichtes zu N. 
NN. 
Unterfuchungsridhter. 


8. 158. 


Wem die Berhaftung anzuzeigen tft. 
Wenn ein Staats: oder Gemeindebeamter oder Diener, ein Mitglied 
des geiftlihen Standes, ein öffentlicher Xehrer, ein Advocat oder Notar in 
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die Unterfuhungshaft, oder aud nur in vorläufige Verwahrung genommen 
wird, und diejelbe über 24 Stunden dauert, fo ift dieß ohne Verzug dem 
unmittelbaren Borgejetsten des Verhafteten zur Kenntniß zu bringen, 

I. Wegen Anzeige von der Verhaftung eines Geiftlichen fiehe die Bemerkung beim 
zweiten Abfchnitte des $. 61 im III. Abſatze der Erklärungen. 

II. Nach 8.180 der Notariatsorbnung vom 21. Mai 1855, Nr. 4 8. G. Bl. ift 
die Anzeige von ber Verhaftung eines Notars dem ibm vorgeſetzten Gerichtshofe erfter 
Snftanz oder dem betreffenden Obergerichte zu machen. 

Ebenſo iſt die Anzeige an das Civilgericht zu machen, wenn der Ber- 
haftete einen ordentlichen Wohnfis hat, und nicht ſchon aus den Umftänden 
erhellet, daß dem Civilgerichte diefe Verhaftung ohnehin befannt ſei. 

Die Anzeige an das Civilgericht ift nur dann nothwendig, wenn der Verhaftete ein 

Vermögen ober Gejchäft befitt, für deffen Sicherftellung oder Fortbetrieb nad) dem a. b. 
G. B. von Amtswegen geforgt werden muß, oder wenn der Berbaftete ſelbſt Pflichten als 
Bater, Bormund, Eurator, Sequefter u. dgl. hat, denen er nunmehr nicht nachzukommen 
im Stanbe ift. 


Bon der Berhaftung untergeordneter Beamten und Diener der Bezirk: 
ämter oder der Sicherheitsbehörden, von Zoll, Cafjen- und Stenerbeamten, 
von Beamten und Angeftellten der Finanzwache, von Beamten und Dienern 
der Staats: und Privat-Eifenbahnen, des Staatstelegraphen und Poſtwe— 
jens, von Berg, Hütten:, Hammer: und Walzwerfs-Arbeitern ift, wenn es 
ohne Nachtheil für das ftrafgerichtliche Verfahren geſchehen kann, und feine 
bejonderen Bedenken entgegenftehen, die Anzeige ſchon vorläufig an deren 
unmittelbare Vorgeſetzten, außerdem aber unverzüglid; nach der Verhaftung 
zu machen, 

Aus den. oben bei $. 117 über die Vorladung von Medicinalperfonen ange- 
führten geſetzlichen Beftimmungen ergibt fih wol won jelbft die Notbwendigfeit and Die 
Verhaftung ſolcher Perfonen entweder vorläufig oder doch ſogleich darnach der ihmen vorge— 
fetten Behörde anzuzeigen. 


8. 159. 
Borfihtsmafregeln und Schonung bei Vornahme der Verhaftung. 


Jede Berhaftung muß mit aller Vorſicht, damit der Beſchuldigte nicht 
entkomme, aber auch mit möglicher Schonung feiner Ehre und Perſon 
bewerfftelliget, und diefe Schonung insbejondere bei bisher unbeſcholtenen 
Perjonen beobachtet werden. Nur dann darf gegen den zu VBerhaftenden 
angemeſſene Gewalt gebraucht werden, wenn er ſich widerſetzt oder zu ent- 
fliehen verſucht. 

I. Es wird Sache des Unterfuchungsrichters fein, zur Vornahme der Berhaftung eine 
eben jo umfichtige, als verläßliche und entjchloffene Perfon abzufenden, welche auch bie 
Fähigkeit befittt, die höhere Rückſicht des Vollzuges ihres Auftrages mit der anbefohlenen 
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Schonung, und noch mehr mit allfälligen eigenen widerftreitenden Gefühlen der Furcht, des 
Mitleids u. dgl. in Einklang zu bringen. Eine umerfchitterliche Ruhe ohne Steifheit oder 
Hartherzigkeit ift das wefentliche, und wol auch immer ausreichende Erforderniß, um einen 
erhaltenen Berbaftsbefehl entjprechend auszuführen. 

II. Der Artifel 14 des mit dem h. Stuhle abgefchloffenen Concordates (8. Pat. v. 
5. Novbr. 1855, Nr. 195 N. ©. Bl.) beftimmt insbefondere, daß bei Verhaftung und Feft- 
haltung eines Geiftlichen jene Riidfichten zu beobachten find, welche die dem geiftlichen Stande 
gebührende Achtung erheifcht. 

III. Die bier erlaubte Gewalt darf wol in der Regel nicht weiter geben, als zur Boll: 
führung des gerichtlichen Auftrages unumgänglich nothwendig ift. Inwieweit fie felbft bis 
zur Berwundung oder Tödtung des Anzubaltenden gehen könne, darüber fiehe die Erklärung 
zum letzten Abjage des $. 2 des Strafgefeges in meinem Handbuche desfelben. 


8. 160. 


Sobald der Beſchuldigte entweder von dem Unterfuhungsrichter jelbft 
verhaftet, oder vor denjelben gejtellt, oder deſſen vorläufige Verwahrung 
erfolgt it, hat der Unterſuchungsrichter 

a) eine genaue Beſchreibung der Perſon und Kleidung des Beſchuldigten 
in das Protokoll aufzunehmen; 

Zweckmäßig ift es auch, eine abgefonderte Perfonsbefchreibung nad) dem folgenden Mu— 
fter aufzunehmen, und in einem Eremplare den Akten beizulegen, in einem zweiten aber bei 
dem Gefangenanffeher zu hinterlegen, damit für den Fall, als der Verhaftete zu einer Zeit 
entweichen follte, wo eben die Akten in Folge einer Berufung einer höheren Behörde vorlie- 
gen, auf Grundlage derjelben deffen Berfolgung eingeleitet werden kann. 


Muſter einer Perfonsbefchreibung. 


Perfons-Befhreibung 
des hier verhafteten — 


Alter: Größe: 
Geburtsort: Körperbau : 
Angeſicht: 
Geſichtsfarbe: 
Haare: 
Stirne: 
Religion: Augenbraunen: 
Stand: Augen: 
Beſchäftigung: Nafe: 
Mund: 
Zähne: 
Bart: 


Finn; 
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Befondere Kennzeichen. 
Sprade. 


Bekleidung. 


N. den — — 

b) die Perjon und Kleidung desfelben genau durchſuchen zu laſſen; 
endlich 
Wie der Kerkermeiſter bei Erfüllung der Vorſchriften dieſer beiden Abſätze vorzugehen 

bat, beſtimmen die 88. 49, 51 bis 54 der Inſtr. f. d. Str. G., und der 8. 53 derſelben ord— 
net an, daß die Durchſuchung der dem Berhafteten abgenommenen oder mit ihm dem Ge— 
richte übergebenen Gegenftände nöthigenfalls auch durch einen Gerichtsbeamten zu ges 
ſchehen bat. 

e) Alles, was bei diefer Durchſuchung an Schriften, Geld, Waffen oder 
anderen Werkzeugen, womit der Berhaftete fid) losmachen, ſich jelbft 
oder Anderen Gewalt anthun könnte, oder von Gegenftänden oder 
Merkmalen einer ftrafbaren Handlung gefunden wird, dem Beſchuldig 
ten abzunehmen, genau zu verzeichnen und in gerichtliche Aufbewah— 
rung zu nehmen ($. 102). 

Nücfichtlich der vorgefundenen Schriften und Briefe ift fohin nach Borfchrift des 8.108 


vorzugehen. — Wie mit den Übrigen Sachen vorzugehen ift, beftimmen die 88. 102 und 
folgende der Inftr. f. d. Str. ©. 


S. 161. 
Aufhebung der Unterfuhungshaft. 


Wenn im Laufe des Unterſuchungs-Verfahrens die Gründe, aus wel: 
hen die Unterfuchungshaft verhängt wurde, wegfallen, fo ift die Aufhebung 
derjelben von dem Unterjuchungsrichter zu verfügen, und darüber ein jhrift- 
licher und begründeter Beichluß zu den Acten zu hinterlegen. 

In jenen Fällen, wo das Unterſuchungs-Verfahren im Einvernehmen 
mit dem Stantsanwalte zu pflegen ift ($. 63), hat der Unterſuchungsrichter 
wegen Aufhebung der Haft aud den Staatsanwalt zu hören, und wenn 
diefer damit nicht einverjtanden ift, die Entjdheidung des Gerichtshofes ein- 
zuholen ($$.64 und 65). 

Die Beichwerdeführung des Stantsanwalts gegen den Beſchluß des 
Gerichtshofes, wodurd die Unterfuhungshaft aufgehoben wird, hat nur 
dann aufſchiebende Wirkung, wenn der Staatsanwalt feine Beſchwerde gleich) 
bei Eröffunng des Beſchluſſes anmeldet, und längitens binnen drei Tagen 
ausführt. 
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I. Die Verfügung der Aufhebung der Unterfuhungsbaft ift eine Pflicht des Unterfu- 
hungsrichters, deren Erfüllung er nicht verabſäumen darf, jobald Die Bedingungen dazu 
eintreten. Das Wegfallen der Gründe der Unterfuchungsbaft wird in der Regel nur bei ben 
in den Abſätzen b und c des $. 156 beftimmten Gründen eintreten; feltener bei dem im 
Abjate a) bezeichneten Grunde (3. B. wenn der Beichädigte den urjprünglich über 300 fl. 
angegebenen Werth des Geftoblenen im Laufe der Unterfuchung unter diefen Betrag herab- 
fett), nie aber bei dem im Abſ. d) bezeichneten Grunde, weil das gegebene öffentliche Aerger: 
niß eine Thatfache ift, welche nicht ungejchehen gemacht werben kann. 

II. Wirde der Staatsanwalt die angemeldete Bejchwerbe binnen drei Tagen nicht 
ausführen, jo ift der Berbaftete ohne weiters zu entlaffen. 


Mufler eines Beſchluſſes auf Aufhebung der Unterfuchungshaft. 


Da fid) der Betrag des dem hier verhafteten A. B. angefchulveten Dieb- 
ftahles ſtatt mit 350 fl. nachträglich nur mit 250 fl. feftgeftellt hat; da ſomit auf 
biefen Diebftahl, der im $. 179 Str. ©. feftgefettte Strafgrad nicht mehr 
Anwendung findet, und diefer allein gemäß $. 156 lit. a) Str. Pr. Ordn. der 
Grund der wider A. B. verhängten Unterfuchungshaft war: 

fo wird die wider A. B, mit hierortigen Befchluffe vom — Zahl — ver: 
hängte Unterfuchungshaft aufgehoben, und derjelbe fogleih aus dem Verhafte ent- 
lafien. 


N., den — — 
Im Namen des k. k. Kreisgerichtes N. 
Einverftanden 
NN. MN. 
f. f. Staatsanwalt. Unterfuhungsrichter. 


Wo der Gefangenanfjeher von der Verhaftung verjtindigt wird, ift er auch von ber 
Aufhebung der Haft zu verftindigen in folgender Art: 


An den Gefangen-Auffeher. 


Der Berhaftete — ift auf freien Fuß zu ftellen — da laut Bejchlufjes 
des Unterfuchungsrichters, Gerichtes vom — nad) $. 153 (154) der Gtraf- 
prozeß-Ordnung die Gründe der vorläufigen Verwahrung weggefallen find ; 

nad) $. 161 der Strafprozef-Drdnung die Gründe der Unterſuchungshaft 
weggefallen find; 

nad) $. 197 die Unterfuchung eingejtellt wurde ; 

nad) 88. 198 und 289 von der Unterfuchung abgelafjen wurde ; 

nad $. 288 d— Angeklagte losgeſprochen und ſchuldlos erkannt wurde. 

N., den — 
Bon dem k. f. N—gerichte. 


(Auch diefer Auftrag kann nach dem vorftehenden Mufter in Drud gelegt werden und 
beim Gebrauche werden die nicht paffenden Gründe ausgeftrichen.) 
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8. 162. 
Berfprehen der auf freiem Fuße Unterjudhten. 


Jedem auf freiem Fuße Unterſuchten hat der Unterſuchungsrichter das 
Verſprechen abzufordern, daß er fi ohne Genchmigung des Unterfuhungs: 
richgers weder von feinem Anfenthaltsorte entfernen, noch ſich verborgen hal- 
ten werde. Der Brud) diefes Verſprechens zieht die Berhängung der Unter: 
fuhungshaft wider deu Beſchuldigten nad) ſich. 

I. Das von dem Unterfuchten geleiftete Beriprechen it in dem Verhörsprotokolle erficht- 
lich zu machen und von dem Unterfuchten zu unterfertigen. 

II. Die Verhängung der Unterfuhungsbaft muß auch in diefem Falle mit Beobach— 
tung ber Vorſchriften der SS. 157—160 erfolgen. 


Dritter Abjchnitt. 
Bon der Behandlung der Unterfuchungsgefangenen. 


Die ergänzenden und erläuternden Beftimmungen zu diefem ganzen Ab- 
jchnitte finden fich in dem dritten Hauptjtüde ver fchon erwähnten In— 
jtruction für die Strafgerichte, welches in den SS. 43 — 101 die „Beftim- 
mungen über die Einrichtung der Gefangenhäufer und die Behandlung ver 
Gefangenen“ enthält. 


S. 163. 
Rückſicht für Ehre und Gefundheit bei Vollziehung der Unter- 
ſuchungshaft. 


Sowohl in der vorläufigen Verwahrung, als in der Unterſuchungshaft 
find die Beſchuldigten mit möglider Schonung ihrer Perfon und Ehre zu 
behandeln. Die Unterfuhungsgefängniffe follen hinlänglich Luft und Licht, 
und wenigftens jo viel Raum haben, daß der Gefangene darin gehen könne, 
Sie follen troden, reinlich und fo beihaffen fein, daß die Gejundheit des 
Berhafteten Feiner Gefahr ausgejest werde, und daß er überhaupt, außer 
den wegen der Sicherheit und Hausordnung im Allgemeinen getroffenen 
Borfihten, nur jene Beſchränkungen erleide, welde erforderlid) find, um ſich 
feiner Perfon zu verfihern, und für die Unterſuchung nachtheilige Verabre— 
dungen zu hindern. 

Der 8. 43 der Juſtr. f. d. Strafgerichte enthält die ausführlichen Beſtimmungen über 
die Einrichtung der Unterfuchungsgefänguiffe, und der $. 44 eben dort jene über bie Ein— 
richtung der Krankenzimmer. 
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Abjonderung der Unterfuhungsgefangenen von einander. 

Die Verhafteten jollen, jo viel möglich ift, jeder allein in einem eige- 
nen Gefängnifje verwahrt werden. Wo dieje abgejonderte Verwahrung nicht 
thunlich ift, hat das Gericht dafür zu forgen, daß nicht Perſonen verſchiede— 
nen Geſchlechtes; Theilnehmer an demjelben Verbrechen oder Vergehen z die 
bloß eines Vergehens Beihuldigten mit Verbrechern; ungeübte oder jugend- 
liche Verbrecher mit geübten oder erwachſenen zuſammen in Ein Gefängniß 
gebracht werden, Auch ift bei diefer Vertheilung der Unterfuhungsgefan- 
genen auf deren Bildungsitufe und auf die Art der ihmen zur Laft liegenden 
Berbredien oder Vergehen Rückſicht zu nehmen. 

I. Es verfteht ſich wol von jelbft, daß das Gericht, wenn fid aus der Unterfuhung oder 
aus dem Betragen des Berhafteten die Nothwendigfeit dazu ergibt, das Gefüngniß ändern 
fann; dies muß insbejondere dann gefchehen, wenn bemerkt wird, daß zwei zunächſt an 
einander Verhaftete auf irgend eine der Unterfuchung nachtbeilige Art in Unterredung oder 
Einverftändniß fteben, oder wenn von dem Verhafteten unternommene Vorbereitungen zur 
Entweihung entdedt werden ($. 59 der Inftr. f. d. St. ©.). 

II. Nach $. 58 der Inftr. f. d. Str. ©. fteht die Beſtimmung des Gefüngnifjes, 
in welches ein Beſchuldigter aufzunehmen ift, dem Gerichtsvorfteher, oder dem mit der Auf- 
ficht über die Gefängniſſe betrauten Rathe, allenfalls nach gepflogenen Einvernehmen mit 
dem Unterfuchungsrichter zu. — Eben diefe Perfonen haben auch das Necht aus den vorbe- 
zeichneten Gründen das Gefängnif zu ändern, welche Maßregel in dringenden Fällen auch 
ber Unterfuchungsrichter gegen jogleiche Anzeige an die genannten Perſonen treffen kann 
($. 59 der Inftr. f. d. Str. ©.). 


S. 165. 
Behandlung derjelben, insbejondere in Beziehung auf Pebens- 
bequemlidhfeiten und Beſchäftigung; 


Gewohnte Bequemlichkeiten und Beihäftigungen, die dem Stande und 
den Bermögensverhältnijfen des Gefangenen entfprechen, dürfen ihm auf 
deſſen Kojten von dem Vorftcher des Gerichtes bewilliget werden, in ſoferne 
fie mit dem Zwede der Haft vereinbar find, und weder die Ordnung des 
Hauſes ftören, noch die Sicherheit gefährden. 

I. Zu den gewohnten Lebensbequemlichkeiten gebört auch die Bewegung in freier Luft. 
In diefer Beziehung ordnet der $. 68 ber Inſtr. f. d. Str. G. an, daß ben Unterſuchungs— 
gefangenen von Zeit zu Zeit, infoweit e8 die Beichaffenheit des Gefangenhaufes zuläßt, inner- 
balb der Mauern desjelben der Genuß ber freien Luft und Bewegung, mit Beobadhtung der 
gehörigen Borfichten gegen Entweichungen und Einverftändniffe zu geftatten ſei, insbejondere 
jenen, bei denen es ber Arzt vorzugsweife nothwendig findet. 

II. Die Wabl der Beſchäftigung fteht dem fich jelbft verpflegenden Gefangenen 
frei. Jene, welche von der Gefangen-Anftalt verpflegt werben, find dagegen ſchuldig, fich 
auch zu Arbeiten im Innern des Haufes, z. B. Neinigen der Arrefte und der Wäſche, 
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Berfertigen und Ausbeffern von Kleidungsftüden u. dgl. verwenden zu laffen (8. 82 der 
Inſtr. f. d. Str. ©.). 


Keinem Unterfuchungsgefangenen darf bares Geld auf die Hand gege- 
ben, oder in Händen belafjen werden. Kleidungsftüde, Bettgewand, Nah: 
rungsmittel und andere Effecten, dürfen den Gefangenen nur vermöge befon- 
derer Bewilligung des Gerichts-Vorſtehers von Außen zufommen, und find 
vor ihrer Verwendung genau zu unterfuchen. Den eines jehr ſchweren Verbre- 
hend beſchuldigten Gefangenen dürfen aber immer nur ſolche Speifen 
gereicht werden, weldhe in der Gefangen-Anftalt ſelbſt zubereitet worden find, 


I. Sehr ſchwere Berbreden find jene gegen das Band des Staates ($. 57 Abi. 
1) — 3) bes Str. ©.), dann jene, auf welche die Todes: oder lebenslange Kerkerjtrafe 
gejegt ift. 

.  H. Die Koft kann fich der vermögliche Unterfuchungsgefangene aus Eigenem anjchaf- 
fen, doch darf ihm dabei feine Unmäßigkeit geftattet werben ($. 80 der Inſtr. f. d. Str. ©.). 
Laßt er ſich die Speifen nicht im Haufe bereiten, fo treten die Vorjchriften diefes Paragra- 
phes in Wirkſamkeit. — Jene Gefangenen, welche ſich die Koft nicht aus Eigenem verjchaf- 
fen fünnen, bat das Unterjuchungsgericht zu verpflegen, und zwar nach Vorfchrift des Hof: 
decretes von 31. Jäner 1821 Nr. 1734 3. ©. S. in der Art, daß fie nicht härter gehalten 
werben, als die zur geringften Strafe verurteilten Sträflinge. Demnach ift ihnen nad) Vor— 
fchrift des Hoffanzleidecretes v. 9. Juli 1835 Nr. 56 3. ©. ©. außer täglicher warmer Koft 
und einem Pfund Brot, an Sonntagen ein Viertelpfumd Fleifh und Fleiſchbrühe zu verab- 
reichen, welche Koft das Min deſte ift, was fie bekommen müfjen. — Gefangenen Israe— 
liten fan, wenn fie frank find, oder an hohen Felttagen, z. B. zur Ofterzeit, auch die Koft 
unter den gejeglihen Borfichten, von ihren Glaubensgenoffen bereitet und gebracht werden 
(Hofd. v. 3. Aug. 1790 Nr. 48 3. ©. ©.). — Der 8. 81 ber Inſtr. f. d. Str. ©. ordnet 
an, daß den mittellojen Gefangenen eine einfache jedoch gefunde Nahrung mit Beobadhtung 
der hierüber beftebenden bejonderen Vorſchriften auf Koſten des Staates zu geben ift, wodurch 
die vorftebenden Vorfchriften in Wirkſamkeit erhalten werben. 


III. Auch die Lagerſtätte kann fich der Gefangene, welcher eine befitt, in das Ge- 
fangniß bringen laffen. Mittellofen Gefangenen ift nach $. 81 ber Inftr. f. d. Str. ©. ein 
Strobfad, ein Strohpolfter und eine Dede oder Kobe, dann zu Folge des YJuftizminifterial- 
Erlafjes vom 3. Dezember 1855 Nr. 211 R. ©. Bl. auch ein Leintuch zur Lagerftätte zu 
verabreichen. 


IV. Auch feine eigene Kleidung zu benüten, oder ſich Kleidungsftüde unter ber 
im Geſetze bemerkten Borficht anzujchaffen , ift dem Gefangenen erlaubt. — Dürftigen 
Gefangenen bat das Unterfuchungsgericht die nöthigfte Kleidung zu werabreichen, auch für 
die Reinigung ber Kleidungsftücde und den erforderlichen Wechiel der Wäſche Sorge zu tra- 
gen. Dasjelbe foll bei ärmeren Berhafteten überhaupt dafür forgen, daß Die von ihnen mit- 
gebrachte Kleidung während des Berhaftes nicht ganz abgenützt werde, und fie ſich nach geen- 
digtem Verfahren ohne die nöthige Kleidung finden. Daher find jolhen Berhafteten ihre 
entbehrlichen Kleidungsſtücke abzunehmen und einftweilen bei Gericht aufzubewahren ($. 81 
ber Inftr. f. d. Str. ©.). 

V. Wie für die Gefangenen im Falle einer Erkrankung zu forgen ift, beftimmt ber 
$. 79 der Inftr. f. d. Strafgerichte. Uebrigens macht der $. 65 derjelben den Kerfermeifter 
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und deſſen Untergebene für Die genaue Befolgung der Borfchriften des vorftehenden Pa— 
ragrapbes verantwortlich). 


8. 166. 
Befjfude; 

Wenn der Gefangene den Beſuch eines Arztes oder eines Geiftlihen 
feiner Confeſſion nad eigener Wahl verlangt, oder wenn ihn Verwandte 
oder Perjonen, die mit ihm in Gefhäftsverhältniffen jtehen, oder mit wel- 
chen er ji zu berathen wünſcht, beſuchen wollen, jo kann die Erlaubniß 
hierzu unter den durch die Hausordnung gebotenen Bedingungen ertheilt 
werden, Soldje Beſuche finden jedoch, die Rückſprache mit dem Vertheidiger 
ausgenommen ($. 215), nur in Gegenwart einer Gerichtsperſon Statt, und 
Unterredungen mit den Beſuchenden dürfen nur in einer der Gerichtsperſon 
verftändlichen Sprade gepflogen werden. 

I. Die Geftattung von Unterredungen des Verhafteten mit anderen Perjonen fteht dem 
Gerichtsvorfteber und dem Unterfuhungsrichter zu; die Unterredung hat im Geridhtszimmer 
ober in der Amtaftube des Kerfermeifters ftatt, und nur in außerorbentlichen Fällen kann 
der Gefangene zu diefem Ende in ein Privathaus geführt werben. Die überwachende Ge- 
richtsperjon muß wenigftens mit den weſentlichen Umftänden der Unterfuchung befannt jein 
(8. 78 der Inftr. f. d. Str. ©.). 

II. Dem mit der Seelforge in dem Gefangenhaufe betrauten Geiftlichen, ift, jo oft es 
fein Dienft erfordert, die Unterredung mit den Gefangenen in Gegenwart eines Auffichts- 
Individuums geftattet ($. 76 der Inſtr. f. d. Str. G.). Dasjelbe gilt der Natur der Sache 
nach auch von den für das Gefangenhaus beftellten Nerzten. 


8. 167. 
Empfang oder Abfendung von Briefen; 

Der Berhaftete darf nur mit Bewilligung des Unterfuchungsrichters 
Briefe empfangen, oder an Andere abjenden, und nur, nachdem der Unter: 
ſuchungsrichter diejelben gelefen und deren Abjendung oder Aushändigung 
an den Berhafteten unbedenklich gefunden hat. Die Erlaubniß zur Abjen- 
dung don Eingaben an höhere Juftizbehörden darf dem Gefangenen nie 
verweigert werden, 


Diefe Anordnung fließt aus der Vorſchrift des $. 110, und wird im $, 69 der Inſtr. 
f. d. Str. ©, wiederholt eingejchärft. 


S. 168. 
Feſſelung. 


Feſſeln find dem Verhafteten nur dann anzulegen, wenn er Entwei- 
chungsverſuche gemacht hat, oder nicht anders fiher verwahrt werden kaun, 
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oder wenn dieß wegen befonderer Gefährlichkeit feiner Perfon zur Sicherheit 
Anderer, insbefondere der Gefangen-Anfjeher erforderlich) erſcheint. 

I. Die Art der Feffelung, ob der Gefangene bei Tag und Nacht, oder nur während 
ber Nacht, ob er blos an den Füßen, oder an Händen und Füßen gefeffelt, oder überdies 
vielleicht zur Nachtzeit noch enger angefettet, oder an die Lagerftätte angejchloffen werben 
foll, bat der Unterfuchungsrichter nach Beichaffenheit der Umftände anzuordnen. 

II. Rücdfichtlich der Beichaffenheit der Felfeln und deren Anlegung wurde durch Min. 
Erlaf vom 22. Novbr. 1855 Nr. 201 R. G. Bl. die durch Hoffanzleidecret v. 13. Juli 1834 
3. 14868 (fiehe dasfelbe in meinem Handbuche des öſt. Str. ©. beim $. 16) vorgefchrie- 
bene Fehlungsart auf alle Kronländer mit Ausnahme der Militärgränze ausgedehnt. 

III. Jenen Gefangenen, welche nach dem Geſetze während der Unterfuhung in Eifen 
anzubalten find, dürfen wegen des Empfanges ber heiligen Sakramente die Eijen nicht 
abgenommen werben (Hofd. v. 22. Mai 1818 Nr. 1458 3. ©. S.). — Ob gefeſſelten Ge- 
fangenen im Falle einer Erkrankung die Feffeln abgenommen werben follen, bleibt dem Er: 
meſſen des Gerichtsvorſtehers anheimgeftellt (8. 79 der Inftr. f. d. Str. ©.). 

IV. Die Feffelung muß in Gegenwart des Kerlermeifters oder eines Gefangenauf- 
ſehers gefcheben, und zwar mit folchen Feſſeln, welche der Berfertiger mit feinem Namen 
bezeichnet hat. 

Wegen Disciplinar-Beftrafung derjenigen Unterfudungs-Gefangenen, 
welche ſich ein widerfpänftiges, ungeftümes, beleidigendes, Andere aufrei- 
zendes, oder fonft vorfchriftwidriges Benehmen zu Schulden kommen laſſen, 
haben die beitehenden Borjchriften in Wirkfamfeit zu verbleiben. 


Die Vorſchriften über die Disciplinarbehbandlung der Gefangenen fowol wegen voll- 
führter oder verfuchter Entweihung als auch wegen anderer Ordnungswibrigfeiten enthalten 
die 88. 90—97 ber Inftruction für die Strafgerichte. 


8. 169. 
Borjhriften für Gefangen-Auffeher. 

Ebenjo haben aud) die für die Gefangen-Auffeher beftehenden Bor: 
fhriften und Inftructionen aufrecht zu bleiben. 

Insbeſondere hat jeder Gefangen-Auffeher täglic in den feiner unmit- 
telbaren Aufſicht anvertrauten Gefängniffen, worin ſich ein Verhafteter befin- 
det, die Wände, Defen, Thüren, Yenfter, Lagerftätten, und bei gefefjelten 
Gefangenen aud die Feſſeln derfelben, mit Aufmerkſamkeit zu befichtigen, 
ob nicht Zeichen einer von dem Verhafteten zur Entweihung verſuchten Bor: 
bereitung wahrzunehmen jeien, und im Falle einer folden Entdedung 
ſogleich dem Geridtsvorfteher die Anzeige zu machen. 

Den Gefangen-Anfjehern ift ferner unter ftrenger Strafe verboten, von 
den Gefangenen unter was immer für einem Vorwande ein Geſchenk anzu: 
nehmen. Auch dürfen fie an einen Gefangenen, außer in dem Falle, wenn 
fie von ihm angegriffen werden, nie eigenmädhtig Hand anlegen. Bon Allem, 
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was ihnen an des VBerhafteten Handlungen oder Reden auffält, haben fie 
unverzüglid) dem Gerihtsvorfteher die Anzeige zu machen. 


Die ausführlichen Borfchriften über das Benehmen des Auffichtsperjonales, dann über 
die Disciplinarbehandlung besfelben enthalten die 88. 62—75, 100 und 101 ber Inftruc- 
tion für die Strafgerichte. 


Ss. 170. 
Protokoll über die Gefangenen. 


Ueber alle Berhaftete ift ein genaues Protofoll zu führen. Die Rubriken 
diefes Protofolles find: 

a) die Zahl, unter welcher der Verhaftete eingebracht worden ift. Diefe 
läuft vom Anfange bis zum Ende des Jahres unnnterbrodhen fort. 
Zu Ende des Jahres find die im Verhafte Verbliebenen in das Pro: 
tofolf des fünftigen Jahres nad) der Ordnung, wie fie im vorigen 
ftanden, mit wieder anfangender Zahlenreihe zu übertragen; 

b) der Tag, an weldhem der Verhaftete eingebracht worden ; 

e) der Name der Behörde, durd) welde die Anhaltung geſchehen ift; 

d) der Bor: und Zuname des Verhafteten; 


e) die Zahl des Gefängnifles, und die befonderen Borfichten, unter welchen 
etwa der Berhaft dauert; 


f) des Gefangenen Betragen im Verhafte ; 


8) der Tag, und die Art, wie derjelbe ans dem Verhafte gekommen ift; 
durch Tod, Entfliehung, Entlafjung oder andere Aburtheilung. 


Wie mit diejen geſetzlichen Rubriken auch andere Notizen verbunden werben können, 
zeigt die gegenüberftehende Tabelle. — Der $. 48 ber Inſtruction für die Strafgerichte 
ordnet in dieſer Beziehung noch an, daß dieſes Protofoll mit der größten Genauigkeit zu 
führen, jede Eintragung ohne Auffchub vorzunehmen, nnd dasjelbe mit einem alphabetischen 
Regifter der Namen ber Berhafteten unter Anführung ber Reihenzahl des Protofolles zu 
verjehen ift. 
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8. 171: 
Periopifhe Bifitation der Unterfuhungs-Öefängnifje. 


Die Vorfteher der Unterfuhungs-Geridhte, jo wie der Geridhtshöfe 
eriter. Inftanz find verpflichtet, von Zeit zu Zeit und wenigftens Einmal in 
jedem Monate, unter Zuziehung einer Gerichtöperfon die ihnen unterftehen- 
den Gefängniffe unverfehens zu beſuchen, die VBerhafteten in Abwefenheit 
der Gefangenwärter über ihre Verpflegung und Behandlung zu befragen, 
wegen Abjtellung der etwa entdedten Gebreden, und wegen Erhaltung oder 
Einführung der nöthigen Sicherheit, guten Zucht, Ordnung und Reinlichkeit 
in den Gefängnilien das Nöthige zu verfügen; den Berhafteten, fo weit es 
thunlic ift, ihr Schidjal erträglicher zu maden, und überhanpt dafür zu 
forgen, daß die, hinfihtlid der Einrichtung der Unterſuchungsgefängniſſe 
und der Behandlung der Gefangenen bejtchenden bejonderen Vorſchriften 
genau beobadjtet werden. 

Der $. 98 der Juſtr. f. d. Str. ©, weift die Oberanffiht über die Gefängniſſe dem 
Gerichtsworfteber zu, und verpflichtet ibn, außer dev bier vorgefchriebenen periodifchen Un— 
terfuchung öfter und unvermuthet in den Gefüngniffen nachzufehen, ob darin die gehörige 
Ordnung und Reinlichkeit herrſche, und die gefetlichen Borjchriften genau befolgt werden. 
Bei größeren Gerichten kann der Vorſteher nach $. 99 der gedachten Inftruction dieſe Auf- 
ficht auch einem Rathe itbertragen, er bat jich jedoch ftets in genauer Kenntniß der von dem— 
jelben getroffenen Verfügungen zu erhalten, und jedenfalls von Zeit zu Zeit fich perfönlich zu 
überzeugen, daß die gejetlichen Vorſchriften und die Hausordnung genau beobachtet werben. 

Wenn gegründete Beichwerden gegen die Gefangen-Auffeher vorkom— 
men, jo find diefelben ftrenge zu beitrafen. 


Ueber die Beftrafung der Gefangenauffeher wurden ſchon bei $$. 168 und 169 die 
nötbigen Andeutungen gegeben. 


Ueber jede Unterfuhung der Gefängniſſe ift ein Protofoll aufzuneh- 
men, von dem Vorſteher und der beigezogenen Gerichtsperſon zu unterfer- 
tigen, und bei den Gerichtsacten aufzubewahren. 

Auch der Chef der politifchen Yandesbehörde (Statthalterei — Yandes- 
regierung — Statthalterei-Abtheilung), jowie der Vorſteher der politifhen 
Kreis: (Comitats:) Behörde find verpflichtet, bei ihren Amts-Bereifungen 
die in ihren Sprengeln gelegenen Unterfuchungs-Gefängniffe zu unterfuchen, 
und die von ihnen etwa wahrgenommenen Gebrechen nicht bloß in ihren 
iiber die Amts-Bereifungen im Allgemeinen zu eritattenden Berichten zu 
bemerfen, fjondern insbefondere and dem Oberlandes-Gerichte mitzu: 
theilen. 

Durch Juftizminifterialerlaß v. 19. Juli 1853 3. 9840 wurde den Gerichten die Dienft- 
Inſtruetion für den E. k. General-Infpector des Gefängnißmejens mit dem Auftrage befannt 
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gegeben, demſelben auf feinen Bereifungen die erforderliche Unterftügung, injofern fie von 
ihm innerhalb feines Wirkungstreifes in Anfprud genommen wird, bereitwilligft angebeiben 
zu laſſen. 


Vierter Abſchnitt. 
Bon dem Verhöre des Beichuldigten. 


8.172. 
Wie das Verhör des Befhuldigten vorzunehmen tft. 


Zu dem Berhöre des Beſchuldigten ($. 148) find ein beeideter Proto- 
follführer und zwei Gerichtszeugen beizuzichen. Dieſes Verhör ſoll der 
Unterſuchungsrichter ohne Verzug vornehmen, ſobald es geſchehen faun, und 
das Einmal angefangene ohne wichtiges Hindernig nicht durd) längere Zeit 
unterbreden. Dagegen jteht dem Unterſuchungsrichter frei, das Verhör an 
jedem Tage, zu jeder Stunde, fo oft, und fo lange es ihm zuträglich ſcheint, 
fortzufegen. Insbefondere ſoll danı nicht ansgefest werden, wenn der 
Befragte im Belenntniffe der Schuld, oder in zufammenhängender Aus: 
weifung feiner Schuldlofigfeit begriffen, oder, wenn wahrgenommen wird, 
daß er durd) die ihm geftellten Fragen dahin gebracht worden, der Wahrheit 
nicht ausweichen zu können, oder, daß fonft ſich Gelegenheit anbiete, auf 
nähere Spuren zur Entdedung der Wahrheit zu fommen. 


I. Dem Verhöre bes Beichuldigten, als dem wichtigften Acte der Vorunterſuchung, 
muß in allen feinen Theilen die größte Glaubwürdigkeit verfchafft werben. Zu dem 
Ende ift die Beiziehung von Gerichtszeugen vworgefchrieben, welche dem ganzen Ber- 
höre beizumohnen haben. Es wäre gegen die Vorſchrift des Geſetzes, wenn der Unterfu- 
hungsricher das Verhör ohne Gerichtszeugen aufnehmen, und vielleicht blos das Protokoll 
dem Beſchuldigten in deren Gegenwart worlefen wollte. — Wenn die Unterfudhung längere 
Zeit dauert, und das Berhör in mehreren Fortfegungen aufgenommen wird, fo ift es — 
namentlich bei wichtigen Berbreden, danı bei Bejchuldigten von etwas zurüdhaltendem 
Character, ober bei früher unbeicholtenen Perſonen — fehr zweckmäßig ($. 20 der Juſtr. 
f. d. Str. G.), wenn ber Unterfuhungsrichter mit den Perfonen der Gerichtszeugen nicht 
viel mwechfelt, fondern den Berhörsfortjegungen immer dieſelben zwei Perſonen, oder höch— 
ftens vier verfchiedene Gerichtszeugen beizieht. Diefes Verfahren erwedt in dem Beichuldig- 
ten weit mehr Zutrauen, als wenn er bei jeber Berhörsfortfeßung andere Perfonen fieht, 
und genöthigt ift, immer wieder vor ihm ganz fremden Perfonen Belenntniffe abzulegen. 

U. Das Berhör foll der Unterfuhungsridhter ohne Berzug vornehmen. Diefe 
wichtige Regel, von deren genauer Befolgung oft der Erfolg der ganzen Unterfuchung ab- 
hängt, hat der Unterſuchungsrichter vorzüglich dann zu beobachten, wenn ihm der Beichul- 
bigte gemäß 8. 152 von ber Sicherheitsbehörde oder ‚Deren Organen geftellt wurde, ober 
wenn er jelbft den Beſchuldigten gemäß $. 151 hat vorführen laſſen. Der erfte Moment, 
wo Jemand bei Gericht erfcheint, ift der Ausforfhung der Wahrheit der allerginftigfte, 
und biefen darf ber Unterfiihungsrichter nicht umbenittt vorübergehen laſſen. Der Borhalt 
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jefbft minder fräftiger Beweismittel wird den durch jeine Verhaftung ftets erſchütterten 
Beihuldigten zu Geftändniffen bewegen, zu denen er fi, wenn er längere Zeit ohne 
Verhör blieb, und fih an feine Page gewöhnt bat, nicht jo leicht mehr berbeiläßt. — 
Ganz vorzüglich findet Dies ftatt bei foldhen Perfonen, welche das erfte Mal in Unter- 
juhung oder in Haft gerathen, während gar oft auch dieſe, wenn fie ohne Verhör blei- 
ben, durch den wenn auch noch fo furzen Verkehr mit Nebengefangenen, anderen Sinnes 
werden, und mit der Wahrheit zurüdhalten. — Bei fehr wichtigen Verbrechen muß der 
Unterfuchungsrichter daher auch bereit fein, in fpäter Abendftunde oder felbft des Nachts 
das Berhör anzufangen, wenn ber Bejchuldigte ihm erft zu einer folchen Zeit ge— 
ftellt wird. 

III. Dieſe Vorſchrift der allfogleihen Vornahme des Verhöres ift aber auch daun zu 
beobachten, wenn der Beſchuldigte bereits nach Vorſchrift des $. 152 von der Sicherheits- 
behörde vernommen worden wäre, denn bie förmliche gerichtliche Vernehmung macht einen 
ganz anderen Cindrud, als jene vor der Sicherheitsbehörde. — Mit dem dort aufgenom- 
menen Protokolle wird der Umterfuchungsrichter eben fo verfahren, wie es oben bei 8. 126 
Abſatz V. der Erl. von dem überreichten fehriftlichen Anzeigen gejagt wurde, und er kann, 
wenn beide Ausjagen übereinftimmen, die Borlefung des bei der Sicherheitsbehörde aufge: 
nommenen Protofolles ganz unterlaffen. 

IV. So wie fchon oben ($. 66 Abf. II.) geſagt wurde, daß die mit der gehörigen 
Beichleunigung eingeleitete Ihatbeftandserbebung auch ununterbrochen fortgefetst werden 
müſſe, eben jo gilt dies auch von dem Verhöre. Ohne eine wichtige Urfache darf das 
Berhör nicht unterbrochen werben, und namentlich gibt es in den am Schluffe des Para- 
graphes bemerkten Fällen gar feinen Grund, welder eine Unterbrechung des Verhöres 
rechtfertigen könnte. Der pflichteifrige Unterfuchungsrichter wird bei jolchen Gelegenheiten 
auch alles das zurückſetzen müffen, was zur Bequemlichkeit feiner Perfon dient, z. B. feine 
gewöhnliche Efjensftunde, einen Beſuch u. dal. Seine Pflicht ift, die Wahrheit zu erforjchen, 
und die dazu gebotene, wielleicht nie wiederfehrende Gelegenheit verfäumen, wäre die größte 
Pflichtverleßung, die er fich zu Schulden kommen laffen kann. Wer die dazu nöthige mora- 
liſche und phyfifche Ausdauer nicht befißt, wird nie ein guter Unterfuhungsrichter fein. 

V. In allen anderen Fällen, wo durch die Unterbrechung des Verhöres den Haupt- 
zwecken, ber Erforſchung der Wahrheit und der Beichleunigung des Verfahrens, nicht ge- 
fchabet wird, fteht e8 dem Unterfuchungsrichter frei, das Verhör an jedem Tage, zu jeber 
Stunde wieder zu beginnen, und jo oft und fo lange fortzufetsen, als es durch Die vorliegenden 
Erhebungen ober andere Umftände nothwendig und zweckmäßig erſcheint. — Daß aber dieſe 
Unterbrechungen nicht etwa blos durch Bequemlichkeit oder Nachläffigkeit des Unterfuhungs- 
richters herbeigeflihrt fein diirfen, bebarf wol feiner Erwähnung. 


8. 173. 
Jedes Verhör foll mit Anftand und Gelafjenheit vorgenommen werden. 
Iſt der Beichuldigte mit Feſſeln belegt worden, fo find ihm diefelben 
während des Verhöres abzunehmen, wenn von ihm nicht etwa eine Gefahr 
für die Sicherheit anderer Perjonen zu bejorgen ift. 

I. Mit Beziehung auf das, was ſchon oben ($. 122, Abj. IV.) über das Benehmen 
des Unterfuhungsrichters bei Zeugenvernehmungen gejagt wurde, ift es nothwendig, fol 
genbe Andentungen über das Benehmen des Unterfuchungsrichters bei Aufnahme bes Ber- 
höres zu geben; 
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1. Das Benehmen des Unterfuchungsrichters fei vor Allen anftändig, d. h. feiner 
eigenen Würbe, der Wichtigkeit des ihm anvertrauten Gefchäftes und der Rüdficht auf den 
Beichuldigten, möge dieſer was immer für einer Claſſe ber Gefellichaft angehören, ange- 
meſſen. Sich das Bertrauen und die Ahtung bes Beichuldigten zu erwerben, muß 
die Hauptaufgabe für ben Unterfuhungsrichter fein, und Alles, was dieſen Zweck ver- 
eiteln kann, muß er forgfältig vermeiden. Das Verhör ift für den Beſchuldigten eine der 
wichtigften Handlungen, die vieleicht für immer über fein Schickſal entfcheidet; dev Unter- 
fuhungsrichter muß ihm zeigen, daß aud er dieſe Wichtigkeit fühlt, und ſich demgemäß 
benehmen. Wenn der Unterfuhungsrichter 5.8. während bes Verhöres mit etwas ſpielt oder 
tänbelt, nebenbei andre Sachen jchreibt, wenn er Tabak ſchmaucht, wenn er etwa gar 
irgend eine Speife oder Getränfe neben fich hat, und davon genießt u. dgl., wird Dies 
gewiß nicht dem gedachten Zwede entiprechen. Eben fo muß der Unterfuchungsrichter auch 
alles Scherzen und Spaßen mit Beichuldigten, namentlich mit folchen weiblichen Ge— 
ſchlechtes, ſorgfältig vermeiden. Aber jelbft bis auf die Kleidung muß fich dieſe Rüdficht 
erftreden, und ber Unterfuchungsrichter, der in einem abgetragenen, zerrifjenen Kleibe, oder 
gar mit ausgezogenem Rode das Verhör vornimmt, wird feine Aufgabe eben jo wenig 
löfen, als jener, der mit Ringen, Ketten u. dgl. prangt, fih im Spiegel befiebt, die 
Haarloden zurecht kämmt u. dgl. 

2. Das Benehmen des Unterfuhungsrichters . muß gelafien fein — eine Aufgabe, 
die ſchwieriger ift, als es fcheint. Der Unterfuchungsrichter hat es oft mit fehr fehlauen und 
verfhmigten Menjhen zu thun, welche mit der größten Frechheit erwieſene Umſtände in 
Abrede ftellen, welche ihre Bertheidigung durch das handgreiflichfte Lügengewebe führen. 
Da gehört viel Gleihmuth dazu, um nicht in Zorn auszubrechen, und doch ift es durchaus 
gefehlt, wenn der Unterfuchungsrichter glaubt, durch Auffahren, Toben, Schelten fünne 
er etwas dagegen ausrichten; er richtet gewiß nichts aus, als daß er dem Bejchuldigten 
heimlich zum Spotte dient. Noch ſchädlicher und werwerflicher ift aber ein ſolches Benehmen 
gegenüber einem Beſchuldigten, der wirklich unſchuldig ift, oder der aus Angft, Mangel 
an Bildung oder anderen Urſachen nicht gleich richtig und ſchnell auf die geftelften Fragen 
zu antworten vermag. — Je ruhiger, geduldiger und gelaffener der Unterfuchungsrichter 
zu Werfe geht, befto eher wird er fich das Vertrauen des Schulblofen, des Reuigen, bes 
mit geringeren Geiftesfräften Begabten erwerben, deſto eher wird aber aud) der Schlaue und 
Verſchmitzte einjehen, daß er einen Mann wor fich habe, bei dem ihm feine Kunftgriffe 
nichts nügen. — Daß Schimpfworte und Schimpfreden von Seite des Unterſuchungsrich⸗ 
ters gegen den Beſchuldigten gar nie vorkommen dürfen, verſteht ſich wol von ſelbſt. 


3. Soll der Beſchuldigte dem Unterſuchungsrichter vertrauen, ſo muß deſſen Beneh⸗ 
men aber auch offen ſein. Die Benützung was immer für einer Hinterliſt iſt verwerf⸗ 
lich und ſtrafbar (vgl. $. 146). Der $. 175 weiſt den Unterſuchungsrichter ſelbſt dazu an, 
indem er vorſchreibt, daß der Beſchuldigte Alles erfahren müſſe, was gegen ihn vorliegt, 
um ſich dagegen rechtfertigen zu können. Es unterliegt daher auch keinem Anſtande, daß der 
Unterſuchungsrichter dem Beſchuldigten das Ergebniß eines von dem letzteren verſuchten 
Entlaſtungsbeweiſes mittheile. Dagegen hüte ſich aber der Unterſuchungsrichter, dem Be- 
ſchuldigten feine Meinung über den Ausgang der Sache mitzutheilen, und dadurch ums 
gegründete Hoffnungen oder Befürchtungen in ihm zu erregen. Die Meinung des Unter- 
ſuchungsrichters ift ja für die Erledigung ber Borunterfuhung nur theilweife, für jene ber 
Schlußverhandlung aber gar nicht maßgebend. 


4. Eine unerläßliche Eigenfhaft in dem Benehmen des Unterfuchungsrichters ift aber 
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auch Geiftesgegenwart und Charafterfeftigkeit; die erfte, bamit er in jedem 
Augenblide den Ausflüchten verihmigter, läugnender Beichuldigter durch paffende Fragen 
begegnen könne, und nicht etwa dahin gebracht werde, das Verhör abbrechen zu müffen — 
die zweite, bamit er nicht buch Nüdfichten von was immer für einer Art und feien fie 
auch an ſich bie löblichſten — z. B. jene auf bie ſchuldloſe Familie des Beſchuldigten, die 
ihn mit Bitten und Thränen beſtürmt — fi von Erfülfung feiner Pflicht abwenbig machen 
laſſe. — Damit ift aber nicht ausgefchloffen, ja es ift fogar die Schuldigleit des Unter- 
fuhungsrichtere, daß er innerhalb der Gränzen feiner Pflicht dem Beſchuldigten jene 
Theilnahme zeige, welche biejer verdient, und welche oft einen unvertilgbaren morali— 
hen Einfluß auf das fünftige Leben des Bejchuldigten bat. Das Gefet weift auch in dieſer 
Beziehung den Unterfuchungsrichter an (88. 160, 165—167), daß er dem Beſchuldigten 
alle jene Erleichterungen feiner Lage zufommen laffe, die nur immer mit dem Zwede ber 
Unterfuhung und der Borfchrift des Gefetes vereinbar find. 


IT. Außer diefen allgemeinen Regeln für das Benehmen des Unterfuchungsrichters be- 
ftebt aber eine weitere darin, daß er fein Benehmen ftets ber Individualität des Beſchul— 
Digten anzupaffen babe, Es ijt daher die Pflicht des Unterfuchungsrichters, die Geiftes- 
und Gemüthsbeichaffenheit des Bejchuldigten jo genau als möglich kennen zu lernen, was 
oft, namentlich bei verichmitsten Perfonen, jehr ſchwierig ift. Einige Andeutungen follen in 
diefer Beziehung im Folgenden gegeben werben: 

1. Aft der Beichuldigte ein roher Menſch, jo wird ſich fein einer Berftellung ſchwer 
fähiger Charakter bald zeigen. Einen ſolchen hüte ſich der Unterjuchungsrichter über ge- 
meine, unpafjende Ausdrücke in feinen Antworten zu Rede zu ftellen, ev würde ihn dadurch 
nur zurüdhaltend und verichloffen machen. Einem ſolchen Menjchen kann man aber auch 
nicht duch Zureden oder durch Berufung auf fein Gefühl beikommen und nur erfchütternde 
Eindrüde, 3. B. die unerwartete Vorftellung eines Zeugen, das VBorweifen von Gegen- 
ftänden des Verbrechens u. dal., werden einige Einwirkung bervorbringen. — Würde die 
Rohheit in ein ungeſtümes beleidigendes Betragen ausarten, jo müßten bie bei $. 168 er- 
wähnten Disciplinarftrafen in Anwendung fommen. 


2. Boshafte Beichuldigte fuchen den Unterfuchungsrichter durch Verdrehung der 
Wahrheit, Widerfprechen gegen die Harften Beweife u. f. w. zu ärgern. Geht die Bosheit 
bis zu dem im 8. 182 bezeichneten Grabe, fo ift auch die Vorfchrift desſelben zu erfüllen. In 
allen anderen Fällen ift ein unerſchütterlicher Gleichmuth, wie ſchon oben bemerkt, das 
einzige Mittel, um bie Pläne ſolcher Leute zu vereiteln. 


3. Beichuldigte, welhe mit den Antworten zurüdbalten und aus benen, 
außer: ja, nein, das weiß ich nicht u. dgl., nichts heranszubringen ift, thun dies entwe— 
der aus Miftrauen oder aus Verftoctbeit. Im erften alle muß der Unterfuhungsrichter 
fuchen, ihnen Bertranen einzuflößen; im zweiten Falle wird er auch ſolchen Individuen jehr 
zwedmäßig die im $. 182 bezeichnete Ermahnung machen und fie, ohne mit vielem Zureben 
bie Zeit zu verlieren, gewähren laſſen. 

4. Geſchwätzige Leute find leicht zu Geftänbniffen zu bringen ober vertwideln ſich, 
wenn fie fäugnen, eben fo leicht in Widerfprüce. Daher laſſe fie der Unterfuhungsrichter 
über ihre Geſchwätzigkeit nicht zu bart an, damit fie nicht ganz verftummen. 

5. Schüchterne Perjonen find in ber Regel aufrichtig, aber ſchwer zu längeren zu— 
fammenbängenden Antworten zu bringen; dieſe müſſen durch ein freundliches Benehmen 
ermuthigt werben. 

6. Perfonen von beſchränktem Geifte fordern eine vorzüglich gebulbige Behanb- 
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lung; der Unterſuchungsrichter bemühe ſich, jede einzelne frage dem Beſchuldigten wol 
begreiflich zu machen, und eben jo eine nicht ganz paſſende Antwort jo lange mit dem Be- 
Ihuldigten zu beſprechen, bis über deren wahren Sinn fein Zweifel mehr befteht. Ze wich⸗ 
tiger der Gegenſtand, deſto mehr Sorgfalt muß verwendet werden. 

7. Kluge und gewandte Beſchuldigte fordern, daß ſich der Unterſuchungsrichter 
auf jedes Verhör wol vorbereite und den Gegenſtand der Unterſuchung mit allen Einzeln⸗ 
heiten ſtets genau im Gedächtniſſe habe, damit er allen Ausflüchten und Wendungen des 
Beſchuldigten begegnen fann, ohne ſich je eine Blöße geben zu müſſen. Würde doch der Un— 
terſuchungsrichter durch einen ſolchen Beſchuldigten in Verlegenheit gebracht, ſo laſſe er 
ja nichts davon merfen und beendige unter einem unauffälligen Borwande das Verhör, um 
e8 ein nächſtes Mal befjer vorbereitet fortzujegen. 

8. Stolze Beihuldigte, Perjonen, welche den höheren Geſellſchaftskreiſen angehbren 
und bisher unbeſcholten waren, müſſen mit einem dieſer bisherigen Stellung augemeſſe⸗ 
nen Anftande — der aber nicht etwa in Unterthänigleit ausarten darf — behandelt werben, 
und werben bann in ber Kegel wahr und aufrichtig fein. Den Berfuchen, zu läugnen, wird 
mit ber Borftellung über Das Uneble und Entehrende der Lüge mit Erfolg begegnet werben. 

I. Mengen ohne Religion, Tugend und Gottesfurdt, bejonders wenn dieſe 
Eigenſchaften nicht durch die eben zuvor erwähnte einer höheren Bildung und eines regen 
Ehrgefühls gemildert werben, find ſchwer oder nie zum Geftändniffe zu bringen; alle Bor- 
ftellungen über eine Pflicht zur Wahrheit, über Reue, Beſſerung u. dgl. prallen an ſolchen 
Menſchen ab. Mit ſolchen wird ſich aber auch der Unterſuchungsrichter nicht aufhalten. Er 
halte ihnen pflichtmäßig die wider ſie ſtreitenden Anzeigen vor, erhebe die Wahrheit ihrer 
Vertheidigung, und behandle ſie mit trockenem Ernſte, was um ſo nothwendiger iſt, als 
auch die oben unter 2) erwähnten Boshaften gewöhnlich in dieſe Claſſe zählen. 

10. Der Gegenſatz der eben erwähnten ſind gottesfürchtige Perſonen; dieſen zeige 
der Unterſuchungsrichter, daß ihn ſelbſt eine wahre Religioſität beſeele, und ſie werden ihm 
mit Offenheit und Vertrauen entgegenkommen. Anfängliches Läugnen wird durch religiöfe 
Vorftellungen und. Erwedung einer wahren Reue bald behoben werben. 

11. Ueber die Behandlung von Beihuldigten mit verftellten ober wahren Kör— 
pergebreden wird bei 88. 182 und 184 die Rebe fein. Hier mag nur bemerkt werben, 
daß Perfonen auch mit geringeren Gebrechen, z. B. Einäugige, Budlige, Hinfende ır. dgl., 
beſonders ſanft behandelt werden müffen, weil fie in Folge ihres Körperzuftandes gewöhnlich 
reizbar find und Überall Spott über ihr Gebrechen ahnen. 

II. Ob dem Beihuldigten während des Verhöres ein Sit geftattet werben kann, ift 
nad ber bei $. 122 im Abſ. IV. enthaltenen Borfchrift des $. 191 bes faif. Pat. v. 
3. Mai 1853 zu beurteilen. 


8. 174. 
Allgemeine Fragen. 


Bor dem Beginne des Verhöres ift der Beſchuldigte zu ermahnen, daß 
er die ihm vorzulegenden Fragen beftimmt, deutlich und der Wahrheit gemäß 
beantworte. Sodann ift der Beſchuldigte über feinen Vor- und Zunamen, 
fein Alter, feine Religion, feinen Geburts: und Wohnort, über Stand, Ge- 
werbe oder Beihäftigung, ferner, ſoweit e8 zum Zwede der Unterſuchung 
erforderlich erſcheint, über ſeine Familien- und Vermögensverhältniſſe, ſeinen 
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Lebenslauf, insbefondere, ob und weßhalb er jhon in Unterfuchung oder 
Strafe geweſen, endlid darüber zu befragen, ob ihm die Urſache feiner 
etwaigen Verhaftung, fowie jeiner Vernehmung befannt ei. 


I. Ueber die Ermahnung zur Angabe der Wahrheit gilt das aus dem gleichen Anlaße 
oben bei $. 122 Abſ. III. Gefagte. 

I, Rüdfihtlih der zu ftellenben allgemeinen Fragen wird ebenfalls auf den 
$. 125 und die Erläuterungen Dazu verwiejen; jedoch ift bier noch Folgendes zu bemerfen, 
Der Unterfuchungsrichter halte fich bei den allgemeinen Fragen, namentlich bei jenen über 
das Vorleben des Beichuldigten nicht zu lange auf, jondern mache diefe Sache jo kurz als 
möglich ab. Alles was oben bei $. 172 Abf. II. über den Nuten des fchleunigen Berhöres 
gejagt wurde, wiirde ber Unterfuchungsrichter fich felbft vereiteln, wenn er dem Beſchuldig— 
ten Zeit lafjen wollte, während der Erzählung einer langen Lebensgeſchichte feine Gemüthsruhe 
wieder zu gewinnen, und fich auf feine Ausjagen in der Hauptjache vorzubereiten. Nur in 
jenen Fällen, two das Borleben des Angeklagten mit dem ihm zur Laft fallenden Verbrechen 
in enger Verbindung ftebt (3. B. wenn eben darin die Beweggründe dazu liegen), ſchadet 
e8 nicht, jondern bereitet fogar zur Angabe der Wahrheit vor, wenn der Beſchuldigte ver— 
halten wird, feinen Lebenslauf ausführlich zu erzählen. In anderen Fällen, wo dieje Er- 
zählung vorausfichtlich längere Zeit in Anſpruch nimmt, fordere der Unterfuchungsrichter 
nur die Angabe der wichtigften Momente, indem er, wenn e8 zum Zwecke der Unter— 
ſuchung nothwendig ift, jpäter — jei es in demſelben oder einem fortgefetten Verhöre — 
darauf zurüdfommen fanı. 

III, Die widtigfte unter den allgemeinen Fragen, zu welcher der Unterfuchungsrichter 
jobald als möglich fommen muß, iſt die, ob der Beſchuldigte die Urſache feiner 
Bernehbmung oder Berbaftung wiſſe? Auf diefe Frage können verfchiedene Ant- 
worten erfolgen: 

1. Der Beſchuldigte gefteht die ihm zur Laft gelegte ftrafbare Handlung. In diefem 
Falle muß feine Ansjage ohne weitere Unterbrechung jo aufgenommen werben, daß fie die 
umftändliche Erzählung von dem Anlaſſe, Entjchluffe, der Unternehmung und Vollbrin— 
gung enthalte, allfällige Dunkelheiten oder Widerfprüche mit den vorliegenden Erhebungen 
find ſohin auf diefelbe Art aufzuklären, wie bei $. 126 ricfichtlich der Zeugenvernehmun: 
gen gejagt wurde und wie es der folgende $. 175 anorbnet. 

2. Der Beſchuldigte geftebt eine andere als die ihm eigentlich angejchuldigte 
ftirafbare Handlung. In diefem Falle muß gemäß $. 181 feine Ausfage auch hierüber, 
jo wie er fie ablegt und ohne Unterbredung aufgenommen werben. Hierauf wird dem Be- 
ſchuldigten befannt gegeben, daß Dies nicht Die Urfache feiner Vernehmung fei, und er ge- 
fragt, ob ihm nicht eine andere Urfache verfelben befannt jei? worauf Dann wieber eine der 
bier erörterten Antworten erfolgen wird. 

3. Der Beſchuldigte gibt an, daß er die Urſache feiner Bernehmung wiffe, äußert fich 
aber darüber auf eine Art, welde nad ben vorliegenden Erhebungen offenbar 
unwahr ift. Auch im diefem Falle ift feine Ausfage ohne Unterbrechung aufzunehmen 
und ſodann weiter nach Borjchrift des 8. 177 zu verfahren. 

4. Der Beihuldigte gibt an, daß er die Urfache feiner Vernehmung wiffe und 
verſucht fich gegen die wider ihn erhobene Beihuldigung zu vechtfertigen. In dieſem 
Falle muß feine Ausjage genau und gewiffenhaft aufgenommen und ſodann nach Vor— 
fchrift des $. 175 verfahren werben. 
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5. Der Beichuldigte gibt an, daß er die Urfache feiner Bernebmung nicht wijfe, 
in welchem Falle nad der Borfchrift der folgenden 88. 175 und 177 vorzugeben ift. 

6. Der Beichuldigte gibt eine ganz ausweichende, unpaffende Antwort; da 
eine ſolche Antwort eigentlich der Verweigerung einer Antwort gleich ift, jo tritt Die 
Borichrift des $. 182 in Anwendung. 


S. 175. 
Wie die befonderen Fragen befhaffen jein müjfen. 


Gibt der Beihuldigte an, diefe Urſache nicht zu kennen, fo hat ihm 
der Unterſuchungsrichter das Verbrechen oder Vergehen, deſſen er beſchuldiget 
ift, im Allgemeinen zu bezeichnen, und ihn zu veranlafien, daß er ſich über 
die Thatfahen, welche den Gegenftand der Beſchuldigung bilden, in einer 
zufammenhängenden umftändliden Erzählung äußere. Die weiteren Fragen 
find, mit Vermeidung aller unnöthigen Weitlänfigfeit, auf die Ergänzung 
des Fehlenden, auf die Entfernung wahrgenommener Duntelheiten umd 
Widerſprüche zu richten, und insbefondere jo zu ftellen, daß der Beſchuldigte 
alfe gegen ihn vorliegenden Berdadhtsgründe und Ausſagen anderer Perjonen 
nach und nad) erfahre, und vollftändige Gelegenheit zu deren Befeitigung 
und zu feiner Rechtfertigung erhalte. Gibt er Thatſachen oder Beweismittel 
zu feiner Entlaftung an, jo müſſen diefelben, foferne fie nicht offenbar 
unrichtig find, oder nur zur Verzögerung angegeben wurden, erhoben 
werden. 

I. Aeußert der Beichuldigte, daß er die Urjache feiner Vernehmung nicht wifle, 
fo bat ihm der Unterfuchungsrichter zu eröffnen, welcher TIhathandlung er beichuldigt 
jei, ohne noch vorläufig in eine Bezeichnung der Verdachtsgründe einzugeben und ihn 
zu fragen, was ihm bierüber befamnt jei? Auf diefe Frage wird ſodann eine Antwort 
folgen, welche wieder in eine ber vorerwähnten jechs Arten paßt und worüber dann 
anf die dort bezeichnete Art weiter verfabren wird. 

I. Iſt das abgelegte Geftändnig mangelhaft, jo ift es nach der Vorſchrift dieſes 
Paragraphes zu vervollftändigen. Zu dem Ende ijt es notbwendig, daß der Unterfuchungs- 
richter bie That mit allen Umftänden genau im Gedächtniſſe babe, um alles gleich in Einer 
Bernehmung in Ordnung zu bringen und nicht durch ein Ueberſehen wiederholte zeitraubende 
Berhörsfortfegungen zu veranlaffen. Darum ſchreibt auch der $. 12 der Inftr. f. d. Str. G. 
vor, daß ſich der Unterfuhungsrichter zu jeder Erhebung, alfo auch zum Berböre, durch 
jorgfältige Ueberlegung der Thatſachen und Berhältniffe wohl vorzubereiten habe. 

III. Mit Rüdficht auf die Vorſchrift des $. 3 verfteht fich von ſelbſt, daß alles was 
ber Beichuldigte zu feiner Rechtfertigung anbringt, genau erhoben werben, und daß auch 
an den Beichuldigten die pafjenden Fragen geftellt werben müffen, woburd ihm Gelegen- 
beit gegeben wird, feine Schuldlofigkeit oder mindere Strafbarfeit an den Tag zu bringen. 
— Bei der Beurteilung, ob die vorgebradhten Rechtfertigungsgründe nicht offenbar unrich— 
tig find, ober. blos zur Verzögerung angegeben wurden, fei der Unterfuchungsrichter im 
Interefje des Beichuldigten lieber zu milde als zu ftreng, denn der Zeitverluft, den eine 
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unnütze Erhebung oder eine etwas verzögerte Unterfuchung nach fich zieht, ift nicht zu ver— 
gleihen mit dem Schaden, den eine beeinträchtigte Bertheidigung dem Beſchuldigten bringt. 


8. 176. 


Die an den Beſchuldigten zu ftellenden Fragen dürfen nicht unbeftimmt, 
dunkel, mehrdeutig oder verfänglich, ſondern müſſen Kar, eine aus der 
anderen in der natürlichen Ordnung des Vorganges fliehend, und jo dentlid) 
gefaßt fein, daß der Befragte fie wohl verftchen und bejtimmt beantworten 
könne. 

Insbeſondere hat jede Frage nur einen einzigen Umftand zu enthalten, 
alle zufammen aber haben den ganzen Vorgang zu erfhöpfen. Fragen, 
wodurd dem Beichuldigten Thatumjtände vorgehalten werden, die erft durch 
feine Antwort feftgeftellt werden jollen (Suggeitiv: ragen), find gänzlid) 
zu vermeiden. Bei der Erforſchung von Mitjhuldigen joll der Unterſu— 
chungsrichter, jo viel thunlich, die Bezeichnung bejtimmter Perjonen durd) 
Namen oder andere leicht fennbare Merkmale vermeiden, 

Endlich jollen die Fragen auch daranf gerichtet fein, zu erheben, in 
welcher Weile der Beihädigte zu feiner Entfhädigung gelangen könne 
($. 127). 

I. Auch das Verhör des Beichuldigten ift ein Theil dev Ihatbeftandserhebung im wei— 
teften Sinne des Wortes, indem bie im $. 66 aufgeftellten Zwede derſelben, noch mehr 
aber die im $. 60 erwähnten Zwecke des Unterfuchungsverfabrens nur in Verbindung mit 
demjelben volllommen erreicht werben können. Sind demnach diefe Zwede durch das nad) 
ben bisher ertbeilten Borjchriften aufgenommene Berhör erreicht, To find weiter feine Fra— 
gen zu ftellen und feine Fortfegungen nothwendig. — Wäre dies nicht der Fall, jo muß 
das Verhör jo lange fortgefetst werden, bis alle dieſe Zwede erreidht find ($. 186). 

II. Durch dieſen eben bezeichneten Zweck des Verhöres find aber auch die Regeln über 
das Siftem bes Verhöres von jelbjt gegeben. Die Fragen müfjen gerichtet jein: 1. auf bie 
Familien» und Lebensverhältniffe des Beihuldigten; 2. auf den eigentlichen Thatbeftand ; 
3. auf den Hergang bei VBerübung der That; 4. auf den böſen Vorſatz; 5. auf die Beweg- 
gründe zur That; 6. auf die etwaigen Mitjehuldigen; 7. auf die NRechtfertigungs- und 
Milderungsgründe; 8. auf die Entihädigung. Ju dieſer natürlichen Ordnung werden 
demnach aud) die Fragen zu ftellen jein, wobei ſich Der Unterfuchungsrichter bei geftändigen 
Beihuldigten die Mühe dadurch jehr erleichtert, daß er — wie ſchon oben ($. 126 Abj. I) 
bemerkt wurde — bie entjprechenden Fragen nur mündlich ftellt und erſt die jo vervoll- 
ftändigte Erzählung zu Protokoll nimmt. — Fallen dem Beichuldigten mehrere ftrafbare 
Handlungen zur Laft, jo ift jede einzelne in diefer Art erichöpfend zu behandeln; vüdficht- 
lich der Ordnung ift bei gleichartigen Handlungen die chronologiſche die natürlichfte und 
jwedmäßigfte, weil gewöhnlid jede vorhergehende das Motiv zur folgenden enthält ; find 
fie ungleichartig und tritt nicht die legtbemerkte Rückſicht als weſentlich wichtig ein, fo 
wird zuerft Die wichtigfte und dann Die minder wichtigen zu behandeln jein. 

III. Hat e8 aber der Unterſuchungsrichter mit einem Beichuldigten zu thun, welcher 
ganz oder theilweiſe längnet, die Thatſachen verdreht oder Ausflüchte anderer Art macht, 
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dann müffen die Fragen ſämmtlich jchriftlich zu Protokoll geftellt werden und der Unter- 
juhungsrichter wird namentlich in ben Fällen des $. 177, insbefondere wenn er noch we— 
niger geübt ift oder fich nicht hinreichend auf fein Gedächtniß verlaffen fan, gut daran 
thun, wenn er fich die zu ftellenden Fragen worläufig überdenkt, und fei e8 auch nur mit 
ein paar Worten fchriftlich aufzeichnet, was zur Klarheit und Vollſtändigkeit des Verböres 
wejentlich beiträgt. ($. 12 d. Inſtr. f. d. Str. G.) Es verſteht ſich aber wol von felbft, 
daß er ſich dann beim Berhöre einerfeits nicht an die entworfenen Fragen binden darf, fo 
wie er anderjeits ſtets bereit fein muß, unerwarteten Ausflüchten des Beſchuldigten jogleich 
durch die zweckmäßigen Fragen entgegen zu treten. 


IV. Die Fragen mögen num aber wie immer und in was immer für einer Ordnung 
geftellt werben, jo müſſen fie folgende Eigenschaften haben: 

1. Jede Frage muß an und für fich oder in Hinficht auf das Ganze zur Sache gehö— 
ren, und e8 darf nichts Unnützes (zur Erreichung der oben bezeichneten Zwede unpaffenbes), 
Ueberflüffiges (den Gegenftand der Unterfuchung nicht berührendes) oder Unfchidjames (eine 
ganz unpafjende Antwort veranlaffendes) eingemengt werben (Val. $. 175). 

2. Die Fragen müfjen beftimmt, klar und deutlich fein, jo daß der Beſchuldigte 
fie wohl verfteben und beftimmt beantworten fünne. 


3. Die Fragen müjjen unverfänglid, d. b. nicht Darauf berechnet fein, daß ber 
Beichuldigte einen ihn befchwerenden Umftand, obne daß er es wahrnimmt, eingeftebe. 
Bei Stellung verfänglicher Fragen geht der Unterfuchungsrichter von der falfchen Vor- 
ausjegung aus, daß der Beichuldigte irgend eine Thatfache ſchon geftanden habe, und 
gründet Darauf eine weitere Frage (3. B. Die Frage, ob der Befchuldigte, [dev den Diebftahl 
nicht geftand,] die geftohlene Uhr noch befitte?), Durch deren Beantwortung dann ber Be- 
ſchuldigte auch unbemerkt die vorausgeſetzte Thatfache eingefteht. Die Anwendung folder 
Fragen ift der Stellung des Unterfudhungsrichters ganz unwürdig, und auch unnüt, 
indem der Bejchuldigte ſehr blöd fein müßte, um nicht die ihm geftellte Falle gleich zu mer- 
fen, und daher derjelben ausweichen, aber auch alles Zutrauen zu dem Unterfuchungs- 
richter verlieren wird. 


4. Die Fragen müffen zufammenbängend fein, d. h. eine muß aus ber an- 
deren hervorgehen , wie fich die Begriffe an einander reihen und die Umftände ber Orb- 
numg des VBorganges nach auf einander folgen, in welcher Beziehung auf das oben (Abſ. II.) 
Gejagte verwiejen wird. 

5. Die Fragen dürfen immer nur auf Einen Umftand gerichtet fein, welche Eigen- 
ichaft derjelben durch Die unter 2 und 3 aufgeführten bedingt wird, 

6. Die Fragen müffen erſchöpfend, d. h. jo geftellt fein, daß einerjeits die oben 
(Abf. I. und II.) bezeichneten Zwecke erreicht werben, und anderſeits ber Bejchuldigte in 
die Kenntniß aller wider ihn vorliegenden Berdacdhtsgriinde und Ansfagen fomme, und 
Gelegenheit erhalte, fich darüber zu rechtfertigen (Vgl, $. 175). 

7. Die Fragen dürfen feine Suggeftiv- Fragen fein, d. h. fie dürfen nicht 
Thatumftände enthalten, die erjt durch die Antwort des Beſchuldigten feftgeftellt werben 
folfen, Rückſichtlich dieſer Fragen wird lediglich auf Das verwieſen, was oben bei $. 126 
Abſ. III. über die Stellung jolher Fragen au Die Zeugen gejagt wurde. 

8. Die Fragen, welche auf die Srforfhung von Mitſchuldigen gerichtet find, 
ſetzen woraus, daß ber Bejchuldigte, das was ihn betrifft, eingeftehe. Dieje Fragen müſſen 
a) möglichft allgemein gehalten fein, jo daß nicht dem Bejchuldigten ber Name einer 
Berfon oder Die genane Beſchreibung einer jolchen durch Teicht Fennbare Merkmale in ben 
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Mund gelegt werde; fie müſſen aber auch b) erſchöpfend fein, um bie ganze Hand- 
fungsweife des Mitjchuldigen, infoweit fie dem Bejchuldigten befannt it, in Erfahrung zu 
bringen. — Es ift übrigens zwedmäßig, in jedem Falle au den Beichuldigten die Frage 
um die Mitjchuldigen wenigjtens in folgender Art zu ftellen: „Hat Jemand um das Berbre- 
hen gewußt, dabei mitgewirkt, oder davan Theil genommen ?* 

9. Endlich müfjen die Fragen auch darauf gerichtet fein, wie der Beſchädigte zu feiner 
Entjhädigung gelangen könne. Demnach) ift der Beichuldigte zu fragen, wo fi das 
entzogene Gut befinde, wie es dem Beſchädigten zurückverſchafft werden könne, dann welche 
Mittel der Beſchuldigte befite, um den angerichteten Schaden zu erjeen. Dabei kann dem 
Beihuldigten, wenn er mit Beantwortung diefer Fragen zurückhaltend wäre, bedeutet 
werben, daf die Erjagleiftung nach dem Geſetze (88. 47. e. dann 264 k und) als mildern- 
ber Umſtand beim Ausmaße der Strafe betrachtet wird. Dagegen find aber auch dem Be- 
ichuldigten die Wertbangaben und Erjaganfpriüce des Beſchädigten befannt zu geben, damit 
er jeine allfälligen Einwendungen dagegen vorbringen kann. 


8177, 


Befondere Vorjhriften: a) wenn der Beſchuldigte Berfhlagen- 
heit zeigt, oder läugnet; 


Bei einem Beihuldigten, der in feinen Antworten Verſchlagenheit 
zeigt, die gegen ihn vorhandene Bejhuldigung gänzlich läuguet, oder die 
ihm zur Laſt gelegten Thatſachen gar nicht zu willen behauptet, find die 
wider ihn vorliegenden Verdachtsgründe in die Fragen nad und nad), und 
immer mit mehrerer Stärke einzufledhten, damit er dadurd auf die felbit- 
eigene Ueberzeugung geführt werde, daß fein Yäugnen wider die bereits 
vorliegenden Beweife vergeblid) jei. Die ausdrüdlihe Beziehung auf die 
vorhandenen Beweife iſt in den Fragen nur jo weit nöthig, als der Befragte 
in feinen Antworten denjelben widerjpridt. Bei einem ſolchen Widerſpruche 
find ihm die wider ihn ftreitenden Beweiſe vorzulegen, die Zeugen namhaft 
zu machen, und aus deren Ausfagen die wejentlihen Stellen vorzulejen. 
Weichen frühere oder jpätere Angaben des Beichuldigten von einander ab, 
widerruft er insbejondere frühere Geſtändniſſe, jo ift er über die Veranlafjung 
zu jenen Abweichungen und die Gründe feines Widerrufes zu befragen. — 
Es dürfen aber durchaus weder Verſprechungen oder falſche Vorfpiegelungen, 
noch Drohungen, Zwangsmittel, oder irgend ein anderer, wenn auch gut 
gemeinter Kunftgriff angewendet werden, um den Beichuldigten zu einem 
Geftändnifie oder zu anderen beftimmten Angaben zu bewegen, und ebenjo 
wenig darf die Unterſuchung durch das Bemühen, ein Geftändniß zu er- 
langen, verzögert werden, 

I. Das in diefem Paragraphe bezeichnete Verfahren findet nur in drei Fällen ftatt: 
1. wenn der Bejchuldigte in feinen Antworten Ver chlagenheit zeigt, d. b. die Gejdid- 
lichkeit befitt, durch Erfindung finnveicher Ausflüchte Andere zu täuſchen und fich zu helfen; 
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2. wenn er die gegen ibn vorhandene Beichuldigung gänzlich läugnet; 3. wenn er bie ihm 
zur Laft gelegten Thatſachen gar nicht zu wiſſen angibt. Bei einem theilweiſen Geftänbniffe 
des Beichuldigten ift aljo dieſes Verfahren nicht notbwendig, wenn auch dem Beſchuldigten 
die rüdfichtlich der nicht eingeftandenen Umftände vorliegenden Berbachtsgründe befannt ge— 
geben werden müſſen, damit er fich Dagegen verantworten fünne. 


II. Unter Verdachtsgründen find bier alle in den 88. 138—143 aufgeführten 
und ihnen gleihlommenden Umftände verftanden. — Welche von ihnen ſchwächer und 
welche ftärfer jeien, läßt fich nur nach den Umftänden eines jeden einzelnen Falles be- 
urteilen; im allgemeinen läßt fich blos jagen, daß jene Berbachtsgriinde bie ftürferen 
find, die in einem näheren Zujammenbange mit der unmittelbaren Verübung der That 
ſtehen. — Ein Beifpiel wird die Sache am beften zeigen. A ift des Diebftahls beichuldigt 
und gegen ihn liegt Folgendes vor: 1. er bat einige Zeit vor der That über feine Notblage 
geklagt, und geäußert, daß ermwerbeftehlen müffen, um fich zu helfen; 2. er hat in dem Haufe, 
wo der Beichädigte wohnt, nachgefragt, wann dieſer von Haufe fortgehe; 3.er wurde an dem 
Nachmittage, an dem der Diebftahl gefchab, zu der Wohnung des Beichädigten binaufgeben 
gejeben ; 4. er wurde von Jemanden aus dem gegenüberftehenden Haufe bei dem Erbrechen 
der Küften beobachtet; 5. in der Wohnung des Beichätigten wurde ein dem Beichuldig- 
ten geböriges Mefjer gefunden; 6. er wurde kurz nach der That mit einem Bündel zu 
einem Zrödler geben gefehen; 7. er bat Abends im Wirthshaufe feine Cameraden be- 
wirthet und eine Zeche von einigen Gulden gezahlt; 8. bei feiner Anhaltung wurde bei ihm 
ein zu ber Wohnungsthüre des Beſchädigten paffender Schlüffel, 9. ein dem Beſchädigten 
gehöriger mitentwendeter Gegenftand und 10. ein fiir ihn verhältnißmäßig bedeutender 
Geldbetrag gefunden. — In dieſem Falle wären dem Bejchuldigten Die hier der Zeitfolge 
nach aufgezählten VBerdachtsgründe in folgender Ordnung vorzuhalten: 1, 7, 10, 6, um ibm 
zu zeigen, daß er überhaupt einen Diebftahl verübt haben müſſe, ſodann 2, 3, 8, 5, 9, 4, 
um ihm zu zeigen, daß er eben den beftimmmten Diebftahl begangen habe. — Hierbei ift es 
der Gejchidlichkeit des Unterfuchungsrichters überlaffen, durch paffende Zwifchenfragen ben 
aus der Berbinbung biejer einzelnen Umftände hervorgehenden immer ftärferen Verdacht dem 
Beichuldigten insbefondere vorzubalten, um ihn zur Angabe der Wahrheit zu ermahnen. — 
Die im $. 143 aufgeführten unterftügenden Verdachtsgründe hat der Unterfuchungsrih- 
ter eben auch mur als jolche den übrigen am Schluffe beizufügen. 

III. Es braucht wol nicht bemerkt zu werben, daß die Anordnung des Geſetzes, mit 
ben ſchwächeren Berbachtsgründen anzufangen und auf bie ftärferen überzugehen, eine 
böchft weiſe und im ber menschlichen Natur gegründete ift. Der Unterfuchungsrichter würde 
fehr fehlen, wenn er die Ordnung umkehren und mit ben ftärfften anfangen wollte, ja er 
würde in den meiften Fällen den Zwed ber ganzen Vorſchrift wereiteln. Denn hält der 
Beihuldigte das Gewicht des ftärkiten Verbachtsgrumdes aus, ohne. zu geftehen, jo wird 
er bies über die num folgenden Vorhalte der jchwächeren gewiß nicht thun, während im 
Gegentheile das immer wachlende Gewicht der Verdachtsgründe nad und nach doch einen 
ſolchen Eindrud auf ihn machen faun, daß er zur Angabe der Wahrheit jchreitet. 

IV. Das weitere Berfahren richtet fich nach den Antworten des Bejchulbigten auf Die 
ihm gemachten Vorhalte; dieſe können folgender Art fein: 

1. Der Beichuldigte jchreitet zum Geftändniffe; dies ift nun nach ben früher erörterten 
Regeln ($. 174 Abf. III.) zu Protokoll zu nehmen, und das Vorhalten aller etwa noch 
rüdjtändigen Verdachtsgründe unterbleibt. 

2. Der Beſchuldigte aibt Die ihm vworgebaltene Thatſache zu, vechtfertigt fich aber 

19° 
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gegen ben daraus abgeleiteten Verdacht: a) in einer annehmbaren glaubwürdigen Weile, 
worüber dann die weiteren Erbebimgen gemäß $. 175 einzuleiten find; — b) in einer 
erfichtlich unmabren und als Ausflucht dienenden Art; bier muß der Unterfuchungsrichter 
fogleich den Beſchuldigten Durch eine paffende Frage darauf aufmerkiam machen, daß und 
warum feine Bertbeidigung entweder an und fir fich, oder wegen ihres Widerjpruches mit 
friiheren Angaben des Beichuldigten oder mit anderen Erhebungen nicht als glaubwilr- 
dig angenommen werben kann, und erjt hierauf kann er auf den nächiten Berdachtsgrund 
übergeben. 

3. Der Beſchuldigte ftellt die ihm vorgehaltene Thatfache ſelbſt in Abrede. In dieſem 
Falle find ihm die Dafür vorliegenden Beweiſe befannt zu geben, und ihm, falls er noch 
bei jeinem Widerſpruche bliebe, vorzulegen, 3. B. die am Thatorte gefundenen ihm 
gehörigen Gegenftände vorzuzeigen, die Zeugen nambaft zu machen, und deren Ausjagen, 
dann die Kunftbefunde und Augenjcheinsprotofolle vorzuleſen. Dies letztere geſchieht am 
zwedmäßigften dadurch, daß die betreffende Stelle in die Frage hinein genommen wird (3.8. 
Der Zeuge N. gibt aber an, er habe gejehen 2c.; was jagen Sie bierauf?); dieſes Ver— 
fahren bat zugleich den wejentlichen Nuten, daß bei der Erledigung der VBorunterfuhung 
ber Referent, das Gericht erfter Inftanz, das Obergericht und der etwa gewählte Vertreter 
genan beurteilen können, was dem Bejchuldigten aus dev Zeugenausfage vorgehalten wurde, 
und auf was fich feine etwaige Rechtfertigung bezieht. 

V. Bei Widerfprüden in den Angaben des Beichuldigten und bei Widerru- 
fungen früherer Geftändniffe ift er um den Grund diefer Abweichungen zu befragen, und 
e8 find Die Dadurch etwa veranlaßten näheren Erhebungen zu pflegen. 

VI. Die Anordnung des Schlußſatzes dieſes Paragrapbes ift jo Har und in der Natur 
ber Sache gelegen, daß fie feiner näheren Erörterung bedarf; das wejentliche Davon wird 
bei $. 179 erwähnt werden. 


8. 178. 
b) um ihm zur Beantwortung die nöthige Befonnenheit zu 
laſſen; 


In der Beantwortung der geſtellten Fragen iſt der Befragte nicht zu 
übereilen. Scheint er die Frage nicht vollfommen zu begreifen, fo iſt ihm 
ſolche zu wiederholen. Dieſe Wiederholung hat insbejondere daun zu ge: 
ſchehen, wenn die Antwort der Frage nicht anpaflend ift, und nur die and) 
hierauf wiederholte, obgleich nicht anpafjende Antwort, ſoll in das Protokoll 
eingetragen werden. Bei Fragen, die auf bejondere Umftände, oder auf 
entferutere Zeit hinausgehen, muß dem Verhörten einiges Nachdenken zu: 
geitanden werden, um ſich befinnen zu können. Sollte dadurd eine längere 
Unterbrechung des Verhöres veranlaßt werden, fo ijt diefer Umftand in dem 


Protokolle anzumerken. 

I. Die bier erwähnte Wiederholung einer Frage ift Durch eine entiprechende Bemer- 
fung im Protokolle erfichtlich zu machen. — Bei der Wiederholung muß der Unterfuhungs- 
richter die Frage entweder noch mehr in einzelne Theile zerlegen oder fie mit anderen Wor— 
ten ftellen, und fich bemühen, dem Beſchuldigten den Sinn derjelben vollfommen begreiflich 
zu machen, 
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II. Sollte von einem verichlagenen Beſchuldigten dieſe Zeit des angeblichen Befinnens 
offenbar dazu benügt werden, um auf neue Ausflüchte zu finnen, jo thut der Unterfuchungs- 
richter gut, wenn er Das vorläufige Diftiven der Frage unterläßt, fondern diefelbe münd— 
lich ftellt, ven Beſchuldigten zu einer jchnellen Antwort darauf verhält, und jodann erft 
Frage und Antwort zugleich zu Protokoll diktirt, wodurch dem Uebelftande vorgebeugt wird, 
daß ber Beichuldigte ſchon während des Diktirens der Frage Gelegenheit erhält, Ausflüchte 
zu erfinnen. 


8. 179. 


Würde der Verhörte durd) Furdt oder Gemüthsbeklemmung aus der 
Faſſung gebracht, und ließe fid) wahrnehmen, daß diefe Bangigfeit haupt: 
ſächlich aus dem inneren Bewußtjein der Schuld herrühre, fo foll der Unter: 
ſuchnugsrichter mit auftändigem Ernte in ihn dringen, die Wahrheit zu 
entdeden. Darüber fowohl, als überhaupt, wenn an dem Befragten bei 
einer Frage oder Antwort, eine befondere Gemüthserſchütterung, oder auf- 
fallende Regungen beobachtet werden, ilt die Bemerkung nach der wahren 
Beichaffenheit in das Protokoll einzurüden. 


I. Wenn auch der $. 177 anorbnet, daß wegen dev Bemühung ein Geftändniß zu 
erlangen, die Unterfuchung nicht verzögert werben dürfe, fo ift doch das Geftändnif nad) 
ber Beweislehre unferer Strafprozeßordnung ein jo wichtiges Beweisinittel, daß der Un— 
terfuchungsrichter jehr fehlen wiirde, wenn er fih gar nicht bemühen wollte, ein Ge— 
ſtändniß zu erlangen; im Gegentheile wird es feine Pflicht fein, Dies immer zu thun, 
wenn es ohne wejentliche Verzögerung der Unterſuchung geichehen kann. 

II. Es ift demmach bier der paffende Ort, von den Mitteln, ein Geftändnif 
zuerlangen, etwas näher zu ſprechen. — Die Urfachen, aus denen ber Beichuldigte 
ein Geftändniß ablegt, find breifacher Art: 1. Bernunftgründe, wenn er die Nach— 
theile, die ihm ein fortgefetstes Läugnen, namentlich bei offen vorliegenden Beweiſen, 
bringen fann, gegen die Vortbeile abwiegt, die er Durch ein aufrichtiges Geſtändniß er- 
langt (3. B. kürzere Dauer der Unterfuchung, mildere Beftrafung); 2. Affefte, nament- 
lich Furcht, Neue, Zorn, Traurigkeit, überhaupt jede Störung ber Gemüthsruhe, welche 
dem Beichuldigten ein peinliches Gefühl verurſacht, von dem er ſich durch ein Bekenntniß 
zu befreien jucht; 3. Bernunftgründe und Affekte zufammengenemmen, welche in 
den meiften Fällen den gewünſchten Erfolg haben werden, weshalb das Gejet auf dieſen 
Grund des Geſtändniſſes in dem vorftehenden Paragraphe befonderes Gewicht legt. 


II. Bernunftgründe dem Beichuldigten vorzubalten, ift Sache des Unterſuchungs— 
richters, und wenn er dabei mit Berücfichtigung aller oben bei $. 173 angegebenen 
Regeln zu Werfe gebt, jo kann er, wenn er feine Gründe den Verhältniffen des Beſchul— 
digten anzupaffen verfteht, im ſehr vielen Fällen das gewünfchte Ziel erreichen. — Eben jo 
ift die Durch den vorſtehenden Paragraph angebeutete Fuge Benütsung eines entftandenen 
Affeftes Durch die Berbindung mit VBernunftgründen Sache des Unterfuchungsrichters, 
und er wirb um jo leichter ein Geſtändniß erlangen, je mehr er die Gründe mit dem ent» 
ftandenen Affefte (3. B. der Reue, der Kindesliebe, der Traurigkeit) in Einklang zu bringen 
weiß. — Allein es gibt nur zu viele Bejchuldigte, bei denen Vernunftgründe nichts ver— 
fangen, und die and) nicht Teicht aus ihrer Gemüthsruhe kommen; in diefen Fällen muß ber 
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Unterfuhungsrichter mit kluger Benütung aller Umftände des gegebenen Falles zu dem 
nunmehr zu erörternden Mittel jchreiten. 


IV. Der Unterfuchungsrichter muß bemüht jein, in dem Bejchuldigten Durch die 
im Geſetze erlaubten Mittel Affekte zu erregen, und dieſe dann entweder allein 
oder in Berbindung mit Bernunftgründen zur Erlangung eines Gejtändniffes be— 
nützen. Welche Mittel verboten find, entbalten die SS. 146 und 177 ausdrücklich, es 
find Dies: Verlockungen durch eigens dazu Geftellte Berfonen; Berfprehungen, mit 
Ausnahme der einen, daß das Geſtändniß als geſetzlicher Milderungsgrund (88. 46 h, i, 
264 1) eine gelindere Beftrafung zu Folge baben werde; falſche Borjpiegelungen 
von in dev Wirklichkeit nicht beftehenden Berbachtsgründen oder Beweismitteln; Dro— 
hungen mit einem Uebel won was immer für einer Art; Zwangsmittel, es jeien Dies 
phifiiche, 3. B. Faften, Züchtigungen, hartes Yager u. dgl., oder moralijche, 3. B. die Ver— 
fagung einer Beihäftigung, der Lektiive, des Empfanges von fonft unnachtbeiligen Be: 
fuchen u.dgl.; endlich was immer für andere, wenn and gut gemeinte (die Erleichterung 
des Schickſals des Beſchuldigten bezwedende) Kunſtgriffe, 3. B. das Erfcheinenlaffen 
von Gefpenftern u. dal. — Alle anderen Mittel find erlaubt und Die wichtigiten derjelben 
find im dem Geſetze ansdrüdlich enthalten. Diejelben find nämlich: 1. die Vernehmung 
des Beichuldigten jogleich nad) feiner Einlieferung zu Gericht ($. 172); 2. die Steigerung 
mit immer ftärferen Anzeigungen und Beweismitteln bei Stellung der ragen ($. 177); 
3. die Vorweifung der Gegenjtände des Verbrechens ($. 180); 4. die Gegenftellung des 
Beihuldigten mit Zeugen und Mitjchuldigen ($. 183). Außer dieſen bauptfächlichten 
Mitteln werden fich in einzelnen Fällen Gelegenheiten genug ergeben, die der geſchickte Un— 
terfuchungsrichter benügen kann, um einen Affekt zu erregen, einen entjtehenden zu ver— 
ftärfen, und dadurch ein Geſtändniß zu erzielen; oft geben Kleinigkeiten, 3. B. ein in 
das Verhörzimmer tretender Bekannter oder Verwandter des Beichuldigten, ein vorüber: 
ziehender Leichenzug, das Erjchreden des Beichuldigten über irgend ein Geräuſch u. dgl. 
Anlaß, durch daran gefnüpfte Betrachtungen einen anderen ftärferen Affeft und durch dieſen 
das Geftandniß zu erzielen. 


V. In Beziehung anf einzelne Affelte ift noch Folgendes zu bemerken. — Die Reue 
wird beffer durch einige Kräftige, paffende Worte als durch lange Neben gewedt; bei 
Perfonen, die das erfte Mal in Unterfuchung kommen, ift diefer Affeft noch am erſten 
bervorzubringen, ſchwerer und jeltener bei Rückfälligen oder bei Perjonen ohne Religiofität. 
— Bei jüngeren, weicheren Perfonen wird durch bezeigte Theilnahme an ihrem Schidfal, 
durch Hinweifung auf die ihren eltern, Verwandten, Vormündern verurfadhte Schande ſehr 
leicht Reue, Rührung und dadurch das Geſtändniß herbeigeführt. — Männer, nament- 
lid aber Frauensperfonen, werben durch Hinweifung auf das Schidjal ihrer zurüidgelaffenen 
Gatten oder Kinder, und durch die dadurch erwedte Sehnſucht, bald wieder bei denſelben 
zu fein, ebenfalls mit Erfolg zu Geftändniffen gebracht, — Der Zorn ift eine mächtige Lei: 
denſchaft; ev bringt dann zu Geftändniffen, wenn ſich 3. B. der Befchuldigte von einem 
vertrauten Freunde vwerrathen fieht, wenn ihm von einem Zeugen oder Mitjchuldigen 
mehr aufgebiirdet wird, als er verjchuldet bat, ja dieſer Affeft treibt nur zu oft jelbft zu 
Geftändniffen noch unbelannter Verbrechen, wenn der verhaßte Zeuge oder Mitjchuldige 
dabei betheiligt ift. Das Vorhalten der Ausſagen diefer Perfonen, namentlich aber bie 
Gegenftellung, ift ein zwedmäßiges Mittel zur Erregung dieſes Affeftes. — Was vom Zorne 
gefagt wurde, gilt auch von Haſſe, in den fi der Zorn ſehr leicht verwandelt, 
und vom Neide, wenn fich der Bejchuldigte überlegt, daß der vielleicht ftrafbarere, aber 
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geftändige Mitſchuldige geringer beftraft werben könnte als er. Diefe leiten beiden Leiden— 
ſchaften geben in biefer Beziehung Bernunftgründen einen willigen Eingang. — Zufälliges 
Erfhreden des Beihuldigten kann ber Unterfuchungsrichter leicht als Folge des unru- 
higen Gewiſſens darftellen, und dieſe Unruhe fo vermehren, daß fie den Beichuldigten zum 
Geftändniffe drängt. — Traurigfeit fommt bei Verhafteten aus leicht begreiflichen 
Gründen häufig vor und treibt zu Geftändniffen, um von dieſem drückenden Zuftande bald 
befreit zu werben. Sie kann Teiht 3. B. durd Erinnerung an Jahrestage angenehmer 
Begebenheiten, auf das Borleben des Angeklagten u. dal. "bei paffenden Gelegenheiten — 
nicht etwa ohne eine gegebene Veranlaffung, denn das wäre grauſam — erregt und be> 
nüßt werben. 

VI. Die Bemerkung im Protokolle über die wahrgenommene Gemüthserjchütterung oder 
das auffallende Betragen muß jo genau als möglich abgefaßt werben, und dient zur Recht- 
fertigung ber Darauf folgenden Fragen oder Antworten, jo wie zur Begründung der im 
$. 143 bemerkten unterjtütenden Anzeigungen. 


8. 180. 


ce) bei Borzeigung von Gegenftänden zur Anerkennung 
(Recognition); 

Gegenftände, die ſich auf die ftrafbaren Handlungen beziehen, oder zur 
Ueberweiſung des Beſchuldigten dienen, find ihm, nachdem er vorläufig zur 
genauen Beichreibung und Angabe der unterjheidenden Keunzeichen aufge: 
fordert worden ift, zur Anerkennung vorzulegen, und er ift, joferne eine 
Borlegung derjelben nicht möglich ift, zu diefen Gegenftänden zum Behufe 
ihrer Anerkennung zu führen. 


I. Die Gegenftände, um deren Anerkennung es fi handeln kann, find von zweifacher 
Art: 1. folche, welche fih auf die ftrafbare Handlung beziehen (3. B. die Werkzeuge, bie 
durch das Verbrechen entzogenen oder dadurch hervorgebrachten Gegenjtänbe, ber Leichnam 
bes Ermorbeten, ber Thatort); 2. jelhe, welche zur Ueberweiſung des Beſchuldigten 
dienen (z. B. ihm gehörige, am Thatorte gefundene Sachen, bei ihm gefundene entzogene 
Sachen, ihm gehörige oder bei ihm gefundene Gegenftände, welche Merkmale der That an 
fi tragen). 

II. Das Verfahren bei Vorweifung diefer Gegenftände ift verichieben: 

1. ift der Beſchuldigte geftändig, fo ift auf die im worftehenden Paragraphe be- 
zeichnete Art zu verfahren ; 

2. ift der Beichufdigte im Läüugnen, fo ift zu unterfcheiben: 

a) Handelt es fich um entzogene Gegenftände, welche bei dem Beichuldigten vorge⸗ 
funden wurden und won deren Borhandenfein er weiß, jo iſt er — namentlich wenn er 
die Sachen für fein Eigentum ausgibt — vorläufig zur genaueften Bejchreibung derſelben 
zu verhalten, indem aus der gewöhnlich nicht vorhandenen Uebereinſtimmung berjelben mit 
dem Gegenftande fogleich der Vorhalt gemacht werden kaun, daß die Sache nicht Eigen- 
thum bes Beichuldigten fein fünne. So wird z. B. der Tafchendieb nicht im Stande fein, 
den Inhalt der von ihm geftohlenen Brieftafche zu bezeichnen, wenn er bei oder gleich nach 
ber That betreten wird. 

b) Handelt es fich aber um andere Gegenftände, von deren Auffindung oder Vorhan⸗ 
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benfein der Bejchuldigte nichts weiß, fo müfjen ihm diefelben unerwartet und ohne 
Borbereitung durch Fragen vorgelegt werden, und in den meiften Fällen wird Die 
durch den unvermutheten Anblid von Dingen, die der Beichuldigte wol verborgen oder 
unentdeckt glaubte, hervorgebracdhte Gemütbsbewegung denjelben zum Geftändniffe bringen. 
Auch das Hinführen an den Thatort, Das Vorweiſen des Leichnams des Ermordeten, der 
blutbefledten Kleider desjelben, des Mordwerkzeuges u. dgl. bringen nur zu oft ſelbſt den 
verftocteften Verbrecher zum Geftändniffe. Ueberhaupt ift die Wirkung dieſes Mittels bei 
gewaltthätigen Verbrechen im der Negel ficherer als bei anderen. — 

e) Kann der Unterfuchungsrichter nach der ihm bereits befannten Gemüthsart des Be— 
ſchuldigten von einem folchen unerwarteten Borzeigen feinen Erfolg hoffen, oder hat er es 
mit einem ſehr werjchmitten Beichuldigten zu thun, jo muß er die Vorweiſung aud) folcher 
Gegenftände durch zweckmäßige Fragen einleiten. 3. B. Es wäre gelungen, Die von dem 
läugnenden Beſchuldigten geftohlene und verkaufte Uhr ohne fein Wiffen zu Stande zu 
bringen. Hier wird zuerft die Frage geftellt, ob der Beſchuldigte Prätiofen bejeffen habe und 
welche? Der Beichuldigte nennt nun eine Uhr oder nicht. Im erften Falle wird er zu fragen 
fein, wie dieſe ausſehe, woher ev fie gebabt babe, und wo fie fich jetzt befinde? Nach 
Mafgabe der Antworten wird dann anf den Vorhalt dev Beweismittel über den Uhrenver— 
fauf überzugeben, und wenn er nicht zum Geſtändniß fchreitet, mit dem Vorweiſen ber 
Uhr, und dem Vorhalte, daß eben diefe Uhr neftohlen worden ſei, geichloffen werden. — 
Schwieriger ift die Sache, wenu die Uhr in feiner Wohnung oder jonft wo vwerftedt gefunden 
wurde, und bier bat fich der Unterfuchungsrichter mit den Gegenbeweilen gegen bie zu erwar— 
tende Ausflucht, daß Jemand Anderer Die Uhr dort verborgen baben Fünne, zu rüften, Wären 
folche noch nicht vorhanden, jo muß der Beichuldigte gefragt werden, wie er glaube, daß 
die Sache durch einen Anderen dahin gekommmen fein könne? und die Antwort wird dann 
den Anhaltspunkt zu weiteren Fragen oder vorläufigen Erhebungen geben. 

d) Daf oben gejagt wurde, der Beichuldigte dürfe nicht erft durch Fragen auf die Vor— 
weifung der Gegenjtände vorbereitet werben, ift fein Widerfpruch gegen die Vorfchrift des 
8. 177; denn das Borfinden jolher Gegenftände ift Eine Anzeigung, welche nicht erft zer— 
gliedert zu werden braudt. 

III. Ueber die Anerkennung von Berjonen fiehe bei 8. 183. 


> 


8. 181. 


d) bei Erzählung oder Geftändnif anderer ftrafbarer Hanb- 
lungen; 


Läßt ſich der Beihuldigte in die Erzählung oder in ein Geſtändniß 
folder ftrafbaren Handlungen ein, worüber dem Gerichte feine Verdachts— 
gründe vorliegen, oder aud) jonjt gar Nichts befannt ift, jo mu die Ausſage 
des Beſchuldigten auch hieriiber, jowie er fie ablegt, und ohne daß er hierbei 
unterbrochen werden ſoll, aufgenommen werden. 

Es verfteht fid) von jelbft, daß ſohin rückſichtlich dieſer neu vorgeklommenen ſtrafba— 
ren Handlungen die Thatbeſtandserhebung der Ordnung nach gepflogen, und unter Be— 
rückſichtigung der Vorſchriften über die Gerichtszuſtändigkeit (58. 40—43) die allenfalls 
ſchon von einem anderen Gerichte gepflogenen Erhebungen abverlangt werben müſſen. 
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8. 182. 
e) wenn fi der Bejchuldigte taub, ftumm, wahn- oder blöd— 
ſinnig ftellt. 


Berweigert der Beſchuldigte überhaupt oder anf beftimmte Fragen zu 
antworten, oder jtellt er fi) taub, ſtumm, wahn- oder blödfinnig, und ift 
der Unterſuchungsrichter in den letzteren Fällen entweder durch feine eigenen 
Wahrnehmnugen, oder durd) Vernehmung von Zeugen oder Sachverſtändigen 
von der Berjtellung überzeugt, jo ijt der Beſchuldigte aufmerkſam zu machen, 
daß jein Verhalten die Unterfuhung nicht hemmen, fondern nur verlängern 
und daß er ſich dadurd möglicher Weile etwaiger Vertheidigungsgründe 
beranben künue. 


I. Eine Berweigerung der Antwort ift nicht nur dann vorhanden, wenn ber Be— 
chuldigte gar feine Antwort gibt, fondern auch dam, wenn er eine durchaus un— 
pajfende oder ausweichende Antwort, oder auf beftimmt geftellte Fragen unbes 
ſtimmte, allgemein gehaltene Antworten gibt. — Da dieſes Benehmen ſehr verjchiedene 
Gründe haben kann, 3. B. Beftürzung, Scham, eine vorausgetroffene Verabredung, Bos— 
heit u. dgl., jo tradhte der Unterfuchungsrichter in angemeffener Weiſe dieſe Urfache zu 
erfahren und zu beheben. 

II. Die Berftellung von Körpers oder Geiftesgebredhen kann den Zweck 
haben: a) Mitleiden zu erregen, oder b) die Zurechnungsfähigkeit zu bemänteln, oder 
e) die Unterfuhung zu vwereiteln. In dem erſten Falle ift Diefe Berftellung für die Un— 
terfuhung unſchädſich, und der Unterfuchungsrichter hat den Beſchuldigten nur dann da- 
von abzumahnen, wenn dadurch (3. B. durch wiederholte länger dauernde angebliche epi- 
leptijche Anfälle, oder durch das jchriftliche Beantworten einer Frage durch einen angeblich 
Stummen) die Unterfuchung wejentlich verzögert wird. In den beiden anderen Fällen ift aber 
ohne weiters mit der gedachten Verwarnung vorzugehen. 


III. Das Berfahren in ſolchen Fällen ift folgendes. Zuerft bat der Unterfuchungs- 
richter feine eigenen Wahrnehmungen, wodurd er zur Erfenntniß der Verftellung kommt, 
in Form einer Anmerkung zu Protokoll zu bringen, und wenn er an ber Richtigkeit der— 
jelben zweifelt, dburd) Vernehmung von Zeugen oder Sachverſtändigen ($. 95) die ges 
eigneten Erhebungen zu pflegen. — Sodann bat er dem Bejchuldigten zu eröffnen, daß 
und woburd es erhoben ſei, daß er ſich verftelle, und ihn aufzufordern von dieſer Ver— 
ftellung abzugeben. — Nützt diefe Aufforderung nichts, fo hat ber Unterfuhungsrichter bie 
im Raragraphe enthaltene Ermahnung in das Protofoll aufzunehmen, was bei werweigerter 
Antwort nad vorausgegangenen fruchtlofen mündlichen Abmahnungen fogleich geichieht. — 
Hierauf nun werben dem Beſchuldigten alle vorliegenden Verdachtsgründe vorgehalten, ohne 
weitere Rückſicht, ob und was er darauf antwortet, und es wird bie Unterſuchung gejchloffen. 

IV. Kommt eine jolche Antwortsverweigerung ober Berftellung bei einem auf freiem 
Fuße befafjenen Beichuldigten vor, jo ift er nach $. 156 b) vorläufig in Unterfuchungs- 
haft zu nehmen, weil er die Interfuchung erichwert. 
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8. 183. 


Gegenftellung (Confrontation) des Beſchuldigten mit anderen 
Perfonen. 


Wenn die Ansjagen eines Beihuldigten in erheblichen Puncten von 
den Angaben eines wider ihn ausjagenden Zeugen, Mitjchnldigen oder Mit- 
beihuldigten abweichen, jo find ihm diefe im Laufe des Unterfuhungs: 
Berfahrens nur dann entgegenzuitellen, wenn es der Unterſuchungsrichter 
für nothwendig eradptet, oder wenn der Beihuldigte dieje Gegenftellung 
zum Behnfe feiner Vertheidigung ansdrüdlic verlangt. 

Die Gegenftellung des Beichuldigten kann einen dreifachen Zwed haben: 

1. die bloße Anerkennung einer Perſon; 

2. die Behebung von Widerjprüchen in den Ausjagen; 

3. bei einem läuguenden Bejchildigten, im Falle daran befonders gelegen ift, die 
Erzielung eines Geftändniffes, 

Die im $. 113, lit. a) aufgeführten Perfonen dürfen, wenn fie fid) aud) 
als Zeugen haben abhören laſſen, die Gegenftellung mit dem Beſchuldigten 
ablehnen; außer wenn fie diejer jelbit zum Behufe feiner Vertheidigung 
fordert. 

Bei ſolchen Gegenjtellungen it das in dem $. 129 vorgeſchriebene 
Berfahren zu beobadıten. 

I. Die Vorſchriften des $. 129 reihen zur Erzielung der beiden erften oben bezeich- 
neten Zwecke der Gegenftellung in Berbindung mit den im $. 128 ertheilten Borichriften 
vollfommen aus, 

U. Handelt e8 ſich aber um die Erreichung des oben bezeichneten dritten Zwedes, jo 
find außer den eben bemerkten noch folgende Borfichten zu beobachten: 

1. Bor der Gegenftellung muß fi der Unterjuchungsrichter durch ausdrüdliche Be— 
fragung bes dem Beichuldigten Entgegenzuftellenden, namentlich wenn dies ein Mitſchul— 
diger oder Mitbejchuldigter (vgl. oben $. 142 Abſ. IV der Erl.) ift, die Gewißheit ver- 
ſchaffen, daß derſelbe dem Beichuldigten feine Ausjage in das Angeficht beftätigen könne 
und wolle, und im Falle als fich biefer weigert, die Urſache davon erheben. Laſſen fich 
dieſe Gründe der Weigerung nicht beheben, fo unterbleibt die Gegenftellung. 

2. Wie bei ber Vorzeigung von Gegenftinden bes Verbrechens ($. 180) wird 
auch die Gegenftellung den gemwünfchten Erfolg ficherer erreichen, wenn fie unvermus 
thet geichieht. 

3. Die Gegenftellung mit mehreren Zeugen muß jchnell nach einander und gemäf 
8. 177 in ber Art geichehen, daß fie nach dem Gewichte der von ihnen beftätigten That: 
jachen gereiht werden. Nach der Perjünlichkeit der Zeugen find die jchüchternen oder ſchwan— 
fenden vor den verläfligen, Die Mitjehuldigen vor den unbedenklichen Zeugen entgegenzuftellen. 
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8. 184. 
PBrotofollführung. 

Ueber jedes Verhör ift ein Protofolf zu führen. Dasfelbe ſoll auf halb 
gebrochenen Bogen fortlaufend, wenn glei) dns Verhör in unterbrodenen 
Sigungen aufgenommen wird, gefhrieben werden. Am Eingange desfelben, 
und bei jeder weiteren Sigung, foll Tag und Stunde, wann damit ange: 
fangen worden, nebſt den Perfonen, weldhe dabei gegenwärtig find, am 
Schluſſe die Stunde des geendigten oder abgebrodhenen Berhöres, und 
ebenfo die Urſache angemerkt werden, warum eine etwaige Berfpätung oder 
längere Unterbredung des Verhöres eingetreten ift. Auf der links liegenden 
Spalte ift die geftellte Frage, auf der rechten die gegebene Antwort wörtlich 
einzutragen. Iſt der Beſchuldigte der Gerichtsſprache nicht fundig, oder ift 
er taub oder ftumm, jo find die VBorfchriften der SS. 123 und 124 anzuwen⸗ 
den. Wird ein Dolmetſcher beigezogen, fo ift zuerft Die Frage in der 
Sprache des Gerichtes, und gleich darunter die wörtliche Ueberſetzung, umd 
ebenſo die Antwort, zuerjt in der Sprache des Befragten, und gleid) dar: 
unter in der wörtliden Meberfegung niederzufchreiben. Jede Frage erhält 
eine Zahl, die in dem ganzen Verhöre ununterbrochen fortläuft, und jede 
Antwort wird mit der Zahl der Frage bezeichnet, zu der fie gehört. 

Bon dem Berhörten felbft ift jeder Bogen des Protofolles zu unter: 
ſchreiben, oder wenn er nicht ſchreiben kann, mit feinem Handzeichen zu ver: 
jehen, und am Schluſſe des ganzen Protofolles diefe von dem Verhörten 
geichehene Unterfchrift oder Bezeichnung von den Gerichtsbeamten und Ge: 
richtszeugen, welche dem Berhöre beiwohnen, mit ihrer Unterſchrift zu beitä- 
tigen. Endlich ift, wenn dieß nicht ſchon aus Anlaß der Verhaftung des 
Beihuldigten geſchehen ift ($. 160, Hit. a), eine genaue Beihreibung der 
Berfon und Kleidung desjelben in das Protokoll aufzunehmen. 


S. 185. 
Wie die Fragen und Antworten zu protofolliren find. 


Dem Verhörten fteht frei, feine Antworten dem Protofolfführer in 
die Feder zu dictiren. Bei jehr verwidelten Puncten darf ihm auch geftattet 
werden, feine Beantwortung jelbit in das Protokoll zu jhreiben. In allen 
übrigen Fällen muß der Unterfuchungsrichter die anf jede Frage erhaltene 
Antwort dem Protofollführer jo, daß der Verhörte jedes Wort vernehmen 
fann, in die Feder jagen, und dabei fo viel als möglid die eigenen Ans- 
drüde des Verhörten beibehalten. Am Ende eines jeden Verhöres ift dem 
Berhörten feine zu Protofoll gegebene Ausſage vorzulejen, oder auf fein 
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Verlangen ihm and) das eigene Nachleſen des Protofofles zu geftatten. Ver: 
langt er eine Nenderung hieran, fo ift diefe in das Protokoll aufzunehmen, 
ohne daß an demjenigen, was bereits geſchrieben fteht, irgend etwas abge- 
ändert werden darf. 

1. Häufig geſchieht cs, daß der Unterfuchungsrichter die Fragen znerft blos mündlich 
ſtellt, und ſohin mit der Antwort zu Protokoll diktirt, was in manchen Fällen fogar zweck— 
mäßig ift (vgl. S. 178 Abſ. II. der Erl.). In dieſen Fällen ift es Pflicht der Gerichtszci- 
gen und des Protofollführers dariiber zu wachen, daß bie Fragen genau jo biftirt wer: 
den, wie fie geftellt wurden, indent es jonft einem minder gewiffenbaften Unterfuchungs- 
richter möglich wäre, Die Fragen im einer gefegwidrigen Art ($. 176) mündlich zu ftel- 
len und ſohin im gefetslicher Form zu Papier zu Eringen. 

II. Weber die Protokollirung der Antworten und die Borlefung Des Protefolles gelten 
bie bei $. 130 gegebenen Erläuterungen. Die weiteren Verjehriften iiber die Form ber 
Protokolle (melde ſchon oben bei $. 67 erwähnt wurden) enthält der $. 13 der Inſtr. 
f. d. Strafgerichte. 

III. Handelt es ſich um weitläufigere Auseinanderſetzungen, welche durch Rechnungen, 
Auszüge aus Handlungsbüchern u. dgl. zu liefern ſind, ſo kann dem Beſchuldigten auch 
geſtattet werden, dieſelben außer der Verhörszeit entweder zu Hauſe, oder wenn er verhaftet 
iſt, im Gefängniſſe oder an einem anderen paſſenden Orte zu verfaſſen, und ſohin dem Ver— 
hörsprotolkolle beizuſchließen, wobei ſich won ſelbſt verſteht, daß jeder Bogen einer ſolchen 
Darſtellung von dem Beſchuldigten unterſchrieben fein muß, und daß allenfalls auch bie 
Beiſetzung der Unterjchriften bes Unterfuhungsrichters und der Gerichtszeugen, fo wie das 
Heften und Siegeln einer ſolchen Ausarbeitung ſowol mit dem Siegel des Beſchuldigten 
als des Gerichtes zur Sicherung dev Echtheit derjelben ſehr zwedmäßig ift. 

IV. NRücdfichtlich der in Paragraphe bezeichneten Perſonen, bei denen ein Hinderniß 
ber Verſtändiguug eintritt, und zu welchen auch noch die Blinden gehören, verweift Das Ge- 
jetz jelbft auf die SS. 123 und 124, und das dort zur Erläuterung gejagte gilt auch bier. 
— In Bezug auf das Verhör ift aber noch überdies Sorge zu tragen, daß beide Gerichts- 
zeugen die Sprache des Bejchuldigten verftehen, auch wenn es nur Die Zeichenfprache wäre, 
weil fonft ihre Beiziehung ganz zwecklos ift. 


Mufter eines Verhörsprotokolles. 
Zahl — 
Verhörsprotofoll 
vom — — 
Aufgenommen vor dem k. k. Yandesgerichte in N. als Unterfuhungsgerichte aus 
Beranlaffung der wider den nahbenannten Franz Kern eingeleiteten Unter- 
fuchung wegen Betruges. 
Öegenwärtige: 

Der Unterfuchungsrichter N. N. MN. — 
Der beeidete Protokollführer N. N. N. N. RER. 

Angefangen um 9 Uhr Vormittag. 

Der Beihuldigte wurde von dem Unterfuchungsrichter nad Vorfchrift des: 
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$. 174 der St. Pr. Ordg. ermahnt, daß er die ihm vorzulegenden Fragen 
bejtimmt, deutlich und der Wahrheit gemäß beantworte. 
1; 
Wie heißen Sie? 
1: 
Ich heiße Franz Kern. 


2 


Wie alt find Sie? 
2. 
Ich bin 18 Jahre alt, 


3. 
Welcher Religion find Sie? 
3. 
Ich bin katholiſch. 
4. 
Wo find Sie geboren ? 
4. 
Zu Krems. 
5. 
Welchen Standes find Sie? 
5. 
Ich bin ledig. 
6. 
Was ift Ihr Gewerbe? 
6 


Ich arbeite als Geſelle bei meinem 
Bater, dem Tifchlermeifter Johann 
Kern, hier in der Quergaſſe Nr. 12. 
— 
Wo wohnen Sie? 
7. 
Ich wohne bei meinem eben ge— 


nannten Vater. 
8 


Lebt Ihre Mutter ebenfalls noch? 
8. 
Meine Mutter Anna, geborne 
Schmelz, iſt vor einem Jahre geſtorben. 
9. 
Haben Sie Geſchwiſter, wie viele 
und wo befinden ſich dieſelben? 
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9. 

Ich habe noch ſechs Geſchwiſter, 
und zwar vier Brüder und zwei Schwe— 
ſtern im Alter von einem bis zu ſechzehn 
Jahren, welche ſämmtlich unverſorgt 


und bei dem Vater zu Haufe find. 
10. 


Befigen Sie ein Vermögen und 
worin befteht vasjelbe ? 
10. 

Ich befige außer meinen Kleidern 
und Wäſche, die mir zum großen Theil 
mein Vater angefchafft hat, dann einer 
jülbernen Sackuhr, die ic mir von mei- 
nem erjparten Yohne faufte, fein Ver— 
mögen. 

11. 
Wo haben Sie ſich von Jugend an 
aufgehalten, womit beſchäftigt und wovon 


ernährt ? 
11. 


Ih mar von Kindheit auf im 
Haufe meiner Aeltern, babe die hieſige 
Normaljichule bejucht, ſodann bei mei- 
nem Bater das Tiſchlerhandwerk erlernt, 
und bin vor anderthalb DYahren freige- 
ſprochen worden, jeit welcher Zeit ich 
bei meinem Bater als Gefelle arbeite. 

12. 
Waren Sie bereits in einer Unter 


fuchung oder Strafe? 
12, 


Nie in meinem Leben. 
13. 


Wiſſen Sie die Urſache Ihrer ge- 
genwärtigen Bernehmung ? 
13. 


Diejelbe ift mir unbefannt. 
14. 
Sie find des Verbrechens des Be— 
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truges durch Zueignung einer gefundenen 
Eigarrentafche mit Geld rechtlich befchul- 
digt. Was erwiedern Sie hierauf? 
14. 

Ich habe feine Cigarrentafche und 
fein Geld gefunden und mir nichts 
zugeeignet. 

15. 
Wie find Sie in den Befiß der 
Ihnen bei Ihrer Verhaftung abgenomme- 
nen bernjteinenen Cigarrenfpigegefommen ? * 

Dieſe Cigarrenſpitze habe ich vor 
acht Tagen auf der Herberge von einem 
mir gänzlich unbekannten eben zugerei— 
ſten Geſellen gekauft, der ſie aus Noth 
feilbot. Sie koſtete 1 fl. C. M. und ich 
faufte fie, weil fie mir gefiel und fo 


billig war. 
2 
Wer fann Ihnen diefen Anfauf be- 
ftätigen ? 16. 

Diefen Ankauf kann mir Niemand 
beftätigen, weil ih mit dem Geſellen 
ganz allein auf der Gaſſe vor der Her- 

5 berge verhandelte. 


Es liegt aber erhoben vor, daß Eie 
auf eine ganz andere Art im den Befit 
diefer Cigarrenfpite gefommen find ; geben 
Sie diesfalls die Wahrheit an. 
17; 
Es fann nichts anderes vorliegen, 


denn meine Angabe ift die Wahrheit. 
18. 


Kennen Sie den Bindergefellen Ja— 
kob Roll? 
18. 
Derſelbe ift mir dem Namen nach 
unbekannt, 
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Anmerkung: Der Beſchuldigte wurde über diefe Frage merklich verlegen, 

und gab die Antwort, daß er den Roll nicht ferne, erſt nach längerem Zögern ab. 
19. 

Ihre Angabe, daß Sie den Noll 
nicht kennen, ift eine bloße Ausflucht, in- 
den erhoben vorliegt, daß Sie mit ihm 
einen vertrauten Umgang gehabt haben, 
und er auch in dem Haufe neben jenen, 
wo Ihr Vater wohnt, in Arbeit fteht. 

Geben Sie daher Ihrer Pflicht ge- 
mäß diesfalls die Wahrheit an. 

Anmerfung: Nad) neuerlichem Zögern gab der Beſchuldigte an: 

19. 

Ja, den Bindergefellen Jakob, 
der neben uns arbeitet, kenne ich, id) 
wußte nur nicht, daß er Roll heißt. 

20. 

Eben diefer Jakob Roll hat 
aber ganz andere Angaben über den Erz 
werb Ihrer Cigarrenfpise gemacht als 
Sie; was erwiedern Sie hierauf? 

Anmerkung: Ueber diefe Frage brach der Beſchuldigte in ein hefti- 
ges Schluchzen und Weinen aus, und als er fi über längeres Zureden ge- 
faßt hatte, gab er Folgendes an: 

20. 

Ic willmun offenherzig die Wahr- 
heit angeben, mit der ich nur deßhalb 
zurüchielt, weil ich glaubte, meinen 
alten Vater und meinen Gefchwiftern 
eine Schande erjparen zu können. 

Am vorigen Sonntage vor adıt Ta- 
gen gingen ic und Roll, als es ſchon 
bunfel war, vor der Stabt fpazieren. Da 
bemerkte Roll neben dem Wege im 
Graſe etwas Liegen und machte mic) dar- 
auf aufmerkſam. — Ic hob es auf, es 
war eine Cigarrentafche von dunklem 
Leder mit Stahleinfaffung, inwendig zum 
Theile wie eine Brieftafche geformt. Ich 
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machte fie auf und fand darin 2 Gigar- 
ven, die Cigarrenfpige und in einem 
Fache ſechs Stück Banknoten jede zu 5 fl. 

Da id) weit umher Niemand fah, 
dem die Cigarrentafche gehören konnte, 
und ic) eben ohne Geld war, indem mein 
geringer Lohn kaum zureicht, um meine 
Kleider zu bezahlen, jo fam mir der Ge- 
danfe, die Tafche und das Geld zu be- 
halten. 

Ich theilte dieſen Gedanken dem 
Roll mit, dem es damals eben jo fchlecht 
ging als mir, und er war damit gleich 
einverftanden. Er nahm bie Cigarren- 
tajche, id) die Spike, das Geld und die 
Cigarren theilten wir gleich. 

Bon dem Gelve habe id) mir die 
filberne Uhr um 7 fl. E.M., dann eine 
Hofe um 3 fl. C. M. gefauft; für 2 fi. 
habe ich meinem Vater und den Geſchwi— 
jtern Sonntags ein gutes Mittagsmahl 
bringen lafjen, und 3 fl. liegen zu Haufe 
in Bapier eingewidelt am Boden meiner 
Wäſchlade. 

Meinem Vater ſagte ich, ich hätte in 
der letzten Lotterieziehung einen Gewinn 
gemacht. 

Was der Roll mit ſeinem Gelde 
gemacht hat, weiß ich nicht. 


21. 
Es wird Ihnen eine Cigarrentaſche 
vorgewieſen; kennen Sie dieſelbe? 21. 
Das iſt eben die von mir gefundene. 
22. 


Der Eigenthümer der Cigarrentaſche 
ſchätzt dieſelbe ſammt der Cigarrenſpitze 
auf 5 fl. C. M. und ſpricht den Erſatz des 
verurſachten Schadens an; was haben Sie 
zu bemerken? 
Frühwald, Strafprozeß. 17 
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22. 
Ueber die Schätung habe ich nichts 
zu bemerken, und will den Schaden nad) 
Kräften gut machen; der Herr foll die 
-Cigarrenfpige und die Uhr, dann bie 
nod) vorhandenen 3 fl. nehmen, nur um 
Belaffung der Hofe bitte ich, weil ich die— 
jelbe nothwendig brauche; ic) will das 
Abgängige und den etwaigen Verluft beim 
Berfaufe der Uhr durd) meine Arbeit 
verdienen und erjegen. 
23. 
Hat außer dem Roll fonft noch Je— 
mand etwas von der Zueignung diefer Ci⸗— 
garrentajche gewußt ? 23. 
Außer dem Roll hat Niemand et- 
was davon gewußt. 


24, 
Haben Sie ſich fonft noch etwas zu 
Schulden kommen lafjen? 24. 
Ic habe fonft gar nichts angeftellt. 
25. 


Da die Unterfuhung mit Ihnen ge- 
ichloffen wird, fo haben Sie anzugeben, 
was Sie noch zu Ihrer Bertheidigung an- 
zubringen haben. Es fteht Ihnen frei, zu 
biefem Behufe eine breitägige Bedenkzeit 
fi) vorzubehalten. 


Was erinnern Sie hierüber? 
25. 


Sch Leifte auf diefe Bedenkzeit Ver— 
zicht, da ich nichts weiter anzubringen 
weiß, al8 daß mic der Mangel an Geld, 
und die Noth, die bei uns zu Haufe 
berrfcht, zu diefem Tehltritte, den ich 
bitter bereue, verleitet haben. Ich bitte 
auch zu berücfichtigen, daß ich meinem 
Bater in feinem Geſchäfte unentbehrlich 
bin, und er ohne mid) faum im Stande 
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fein wird, für ſich und die übrigen Kin— 
der das nöthige Brot zu verdienen. 
26. 
Es wird Ihnen Ihre Ausfage ihrem 
vollen Inhalte nach vorgelejen ; ift diefelbe 
richtig aufgenommen, haben Sie etwas bei- 
zufegen oder daran abzuändern ? 26. 

Meine Ausfage ift durchaus richtig 
aufgenommen, ic) habe nicht8 daran ab- 
zuändern, und nur bie Bitte beizufügen, 
daß mir das Gericht mein anfängliches 
Läugnen verzeihen wolle, 

Franz Kern m.p. 
Nach der Borlefung von dem Befchuldigten al8 richtig aufgenommen gefer- 
tigt. Schluß um 11 Uhr. 
N. N. Unterfuhungsrichter. N. N. Protofollführer. 
N. N. Gerichtszeuge. N. N. Gerichtszeuge. 


M·uſter eines mit Hilfe eines Dolmetſch aufgenommenen Derhöres. 


— Frage. 

Da Sie fo lange bei dem Hrn. Du- 
mont arbeiten, fo werden Sie wohl einen 
gewiffen Franz Laroche kennen, welcher 
bei Herrn Dumont Unterriht in ber 
franzöfifhen Sprache gegeben hat? 

Comme vous travaillez depuis si 
long temps chez Mr. Dumont, vous 
connaitrez peut @tre un certain Frangois 
Laroche, qui à donnedeslegons dans 
lalangue frangaise chez Mr.Dum ont? — Antwort. 

Je sais bien, qu'il y avait un 
maitre de langue frangaise, qui a eu 
le malheur d’ötre pris pour un vol, 
qui a été comis chez la Baronne de 
Folon, oü il a donn& des lecons; 
mais il s’appellait Frangois Ro ugier, 

Ich weiß wohl, daß dort ein fran- 
zöſiſcher Sprachmeifter war, welcher das 

1 dee 
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Unglüd hatte, wegen eines bei der Ba- 
ronin Folon, wo er Stunden gab, ver- 
übten Diebftahls verhaftet zu werden, 
aber diefer hieß Franz Nougier. 


IV. 
Bon der Beendigung des Unterfuhungs-VBerfahrens, 


8. 186. 
Wann eine Unterfuhung abzufhliegen ift. — Regel. 

Das Unterfuhungs-Verfahren ift von dem Unterfuhungsrichter abzu- 
ihließen, wenn ans den gepflogenen Erhebungen hervorgeht, daß fein 
Thatbeitand einer ftrafbaren Handlung vorhanden ſei; — oder wenn alle 
Berdadhtögründe gegen den Beichuldigten behoben find; — oder wenn fid) 
bon weiteren Erhebungen eine beſſere Aufklärung, weder in Beziehung auf 
den Thatbeftand, noch in Anjehung des Thäters erwarten läßt. 

I. Nachdem der 8. 60 als Zwed des Unterfuchungsverfahrens erklärt, Alles in das 
Klare zu jegen, was zur Schöpfung eines Einftellungs-, Ablaffungs- oder Anflagebefchluffes 
erforderlich ift; nachdem der $. 3 der Inftruction für die Strafgerichte jede ſchuldbare Ver— 
zögerung einer Strafverhbandlung unter Daflichaftung des Schuldtragenden verbietet, fo 
folgt daraus die Regel, daß jede Unterfuchung zwar erjt dann, dann aber auch ſogleich 
abzufchließen fei, wenn die Erhebungen fo weit gebiehen find, daß mit voller Beruhigung 
einer ber oben bezeichneten Beſchlüſſe geihöpft werden kann. Dies ift Daher nicht blos dann 
der Fall, wenn die in dem vorftehenden Paragraphe bezeichneten, ſondern auch dann, wenn 
die übrigen in den 88. 197, 198 und 200 angeführten Bedingungen der erwähnten Bes 
ſchlüſſe eintreten. 

II. Es verfteht ſich von ſelbſt, daß alle aus dem Berböre bes Beichuldigten neu vor— 
gelommenen Thatjachen, wenn fie auf die oben bezeichneten Zwede Einfluß haben, auf die 
in den 88. 66—133 bezeichnete Art erhoben werben müſſen, es mögen biefelben früher 
unbefannte ftrafbare Handlungen des Bejchuldigten jein, oder zu feiner Vertheidigung 
bienen, 


8. 187. 


Ausnahmen. 


Iſt die Unterfuchung wider den Bejhuldigten wegen mehrerer Ver: 
brechen oder Vergehen geführt worden, fo joll die Abſchließung derfelben 
über die wichtigeren dieſer Verbrechen oder Vergehen nicht durd) die Nach— 
forfhung wegen der geringeren ftrafbaren Handlungen verzögert werden, 
in foferne diefelben vorausſichtlich Feinen weſentlichen Einfluß auf die Straf: 
bemeflung oder die Entſchüdigung äußern werden, 


88, 186 — 188. 261 


I. Wenn die im vorigen Paragraphe bezeichneten Bedingungen nur rüdfichtlih eini- 
ger der dem Beichuldigten zur Laft fallenden ftrafbaren Handlungen eintreten, jo kann Doch 
ber Abſchluß der Unterfuhung erfolgen, wenn dieſe Handlungen die wichtigeren find. 
Welche dies find, wird wohl in ber Regel die höhere Elaffe der ftrafbaren Handlungen, und 
unter gleichartigen der höhere Strafgrad entjcheiden ; ausnahmsweiſe wird fich aber dies aus 
ben Umſtänden bes Falles ergeben, und e8 wird z. B. ein Vergehen gegen bie Sicherheit bes 
Lebens gewiß wichtiger fein, als 3. B. ein Diebftahl von einigen Gulden, der nur aus ben 
perjönlihen Umftänden bes Thäters zum Verbrechen wird (Man benfe z. B. an ein Kinber- 
mädchen, das durch feine Sorglofigfeit den Tod eines oder mehrerer Kinder veranlaßt, zugleich 
aber auch dem Nebenbienftboten 6 Gulden geftohlen hat). 

I. Aber auch wegen der geringeren ftrafbaren Handlungen kann von dem Eintreten 
ber in dem vorgehenden Paragraphe bezeichneten Bedingungen nur dann abgefehen werben, 
wenn biefelben voransfichtlich weder a) auf die Strafbeftimmung noch b) auf die Ent- 
ſchädigung einen wejentlihen Einfluß äußern. Ob der erfte biefer Fälle eintritt, ift nach 
ben 88. 34, 35, 44 lit. a und b, 48—51, 250, 263 lit. und 267 Str. ©. zu beurteilen ; 
ber zweite ift dann vorhanden, wenn eine Entſchädigung nicht zu leiften, ober ſchon ge» 
Teiftet, oder nicht zu erwarten ift. 

III. Iſt der Angeflagte diefer mehreren ftrafbaren Handlungen geftänbig, fo halte fich 
ber Unterfuchungsrichter rüdfichtlih des Abfchluffes der Unterfuchung in Betreff der gerin- 
geren ftrafbaren Handlungen die Vorſchriften der $$. 188 und 265 vor Augen. Sind dieſe 
geringeren ftrafbaren Handlungen blos Uebertretungen, fo genügt gemäß $. 426 lit. a) 
ohnehin das Geſtändniß zur Herftellung bes rechtlichen Beweiſes der Schuld. 

IV. Läugnet der Beichuldigte die ibm zur Laft gelegten ftrafbaren Handlungen, jo 
fannn über die Erlangung eines Geftändniffes rückfichtlich der minder ftrafbaren binausge- 
gangen werben, und die Herftellung bes Beweifes der Schlußverhandlung vorbehalten blei- 
ben. — Was jeboch der Befchuldigte in diefer Beziehung zu feiner Verteidigung angibt, 
muß mit Rüdficht auf die Vorſchrift des 8. 175 erhoben werben. 


8. 188. 


Wenn bei einem Bergehen oder einem ſolchen Verbrechen, worauf nad) 
dem Geſetze höchſtens fünfjährige Kerkerftrafe zu verhängen ift, der Beihul- 
digte auf frijher That ergriffen wurde, oder wenn er bei feiner Vernehmung 
vor dem Unterſuchungsrichter, oder vor dem ftatt desjelben einfchreitenden 
Bezirksgerichte ($. 13), ein volfftändiges und durch die übrigen polizeilichen 
oder gerichtlichen Erhebungen unterftüstes Geftändniß feiner Schuld abge: 
legt hat, fo ſoll der Unterfudhungsrichter, fobald der Thatbeftand der ftraf- 
baren Handlung feftgeftellt ift und die gepflogenen Erhebungen hinreichend 
erjheinen, um die Anklage zu begründen, und alle Umftände zu beurtheilen, 
welche auf die Bemeflung der Strafe und der Entihädigung Einfluß 
nehmen können, von weiteren Unterjuchungshandlungen, und insbejondere 
von der weiteren Vernehmung von Zeugen und Sahverftändigen, deren 
vorläufige Abhörung der Beichuldigte ſelbſt nicht ansdrüdlid verlangt, 
abitehen, 


262 VI. Hauptftüd. — Bon der Beendigung des Unterfuchungs-Berfahrens. 


1. In einem folchen Falle liegt ohnehin gemäß $. 60 alles wor, was nöthig ift, um 
darauf einen Anklagebeſchluß zu gründen, und die nähere Erörterung des Falles kann ber 
mündlichen Schlußverbandlung überlaffen bleiben. 

II. Dagegen werben durch dieſe VBorfchrift die Anordnungen bes $. 145 über bie 
Einleitung der Special-Unterfuhung und des $. 178 über die Bornahme bes ordentlichen 
Berböres nicht im mindeften beirrt, und fie hindern auch nicht die hier vorgejchriebene Be- 
fehleunigung. Würde der Befchuldigte auf frifcher That betreten oder hat er ſchon bei ber 
ergreifenden Behörde ein Geftänbniß abgelegt, jo kann der Unterfuhungsrichter gleich bei 
dem Empfange der Anzeige gemäß $. 142 die Unterfuhung einleiten, und die nothwendig 
von ihn vorzunehmende Vernehmung des ihm Geftellten in ber Form des Verhöres auf- 
nehmen, und fohin nach Vernehmung des Beichädigten oder Bornahme des Augenfcheines 
die Unterfuchung jchließen, wodurch allen gefetlichen Anforderungen entſprochen wird, 


8. 189. 


Bon der Einleitung oder Fortſetzung des Unterfuhungs-Berfahrens 
wegen Verbrechen und wegen der von Amtswegen zu verfolgenden Vergehen 
hat der Unterfudhungsrichter aud) dann abzuſtehen, wenn der Staatsanwalt 
über den mit Allerhöchſter Bewilligung ertheilten Auftrag des Juſtizmini— 
fterö es verlangt. Bei Bergehen aber, die nur auf Verlangen eines Bethei- 
ligten ftrafgerihtlid) verfolgt werden dürfen, ift von der Fortſetzung der 
Unterfuhung abzuſtehen, jobald diejer wann immer im Laufe des Unter: 
ſuchungs-Verfahrens es verlangt. 

Es find jedoch auch in dieſen Fällen die Unterſuchungs-Acten an den 
Gerichtshof zur Beſchlußfaſſung vorzulegen ($$. 191, 197, 3. 4, und 198, 
lit. a). Ä 


I. Die Vorſchrift diefes Paragraphes ift eine Folge der im $. 2 aufgeftellten Regel, daß 
bie Berfolgung der ftrafbaren Handlungen von Amtswegen erfolgen müfje, wenn fie nicht 
im Gejege ausdrüdlich dem Berlangen des Privatanklägers vorbehalten if. Der Staatsan— 
walt fann daher, wenn er gemäß $. 30 lit. a) die Einleitung des Unterfuhungsverfahrens 
veranlaßt bat, dieſen Antrag eigenmächtig nicht zurlidnehmen, fondern er müßte, wenn 
in einem befonderen Falle ſolche Umftände eintreten, welche ein weiteres Eingehen in bie 
Sache aus höheren Riüdfichten nicht wünſchenswerth machen, durch ben Oberftaatsanwalt 
einen Auftrag bes Juftizminifters Dazu erwirfen; aber auch diefer kann denſelben nur mit 
a. h. Bewilligung ertheilen, weil ein folhes Niederlagen einer Unterfuchung eine Aus- 
nahme von den gejeglichen Vorſchriften ift, welche nur von dem Gefetsgeber ſelbſt ausgehen 
fan, fo wie auch nur dieſem das Recht der Begnadigung, als welche eigentlich ein folcher 
Aft erjheint, zufteht. — Ausnahmsweiſe von der Regel des $. 36 ift Daher dieſer Antrag 
ber Staatsanwaltichaft für den Gerichtshof bindend. 

OD. Daß der Privat-Ankläger in jedem Punkte bes Verfahrens den Abſchluß desſelben 
herbeiführen faun, ift eine Folge bes ihm durch den $. 530 des Str. ©. überhaupt einge 
räumten Rechtes. 

III. Die Vorlage der Aften an den Gerichtshof ift nothwendig, weil jedes einges 
leitete Unterſuchungsverfahren durch einen ber im $. 196 aufgeführten Befchlüffe erledigt 
werben muß. 


8. 189. 263 


Vebrigens ift in diefen Fällen der Beſchuldigte, wenn er fid) mit der 
Ablaffung nicht begnügen will, berechtiget, zu verlangen, daß Entlafjtungs- 
beweife, die er für feine günzliche Schuldlofigfeit liefern zu können glaubt, 
erhoben werden, und daß ihm, wenu hierdurch nad) dem Beſchluſſe des 
Gerichtshofes feine Schuldlofigkeit wirflid erwiefen wird, hierüber ein 
Amtszenguiß ansgefertigt werde. 

Gegen die Verweigerung oder Bewilligung diefes Zeugniffes ift, wie 
gegen die Einftellungs-, Ablaffungs: und Auklage-Beſchlüſſe des Gerichts: 
hofes die Berufung zuläffig ($. 202). 

I. Gegen einen in Folge diefer Einftellung des Verfahrens gefaßten Ablaſſungsbeſchluß 
fteht dem Beichuldigten demnach ſowohl das Recht der Berufung gemäß $. 202, als auch 
das vorermähnte Recht zu, weitere Erhebungen zum Ausweife feiner Schulblofigkeit zu 
verlangen. 

II. Diefes Recht fteht dem Beſchuldigten zu, e8 mag ber Staatsanwalt oder der Privat» 
Ankläger von der Unterfuhung abgeftanden fein. Die Bedingung der Ausfertigung bes 
Amtszeugniffes ift aber der bergeftellte Beweis der Schnldlofigfeit. Iſt Diefer nach der Mei» 
nung bes Gerichtes — und im Falle einer Berufung auch nach jener der Oberbehörde — 
nicht bergeftellt, jo muß er ſich mit dem Ablaffungsbejchluffe zufrieden ftellen. Dagegen 
fünnen aber auch weber ber Staatsanwalt noch ber Privatkläger von ihrer abgegebenen Er» 
Härung mehr zurüdtveten, jelbft wenn dieſe nachträglichen Erhebungen neue Verdachtsgründe 
an bie Hand geben, oder die vorhandenen verftärfen follten ($. 366). 

II. Die Form diefes Amtszeugniffes zeigt das folgende Mufter: 


Amtszeugnif. 


Nachdem Herr Johann Karg gegen ven Heren Adolf Neu, Revacteur 
des Wochenblattes: „die Zeit,“ die Unterfuhung wegen des Vergehens der Ehren- 
beleidigung durdy die in einem, in Nr. 20 des gedachten Blattes enthaltenen 
Artikel wider ihn vorgebradhte unbegründete Beſchuldigung einer unehrenhaften 
und unfittlihen Handlung verlangt, diefed Verlangen aber am 15. d. M. zurücdge- 
nommen hat; 

nachdem ferner die auf Begehren des Herrn Adolf Neu gepflogenen wei- 
teren Erhebungen die Wahrheit der in dem obgedachten Artifel enthaltenen That- 
fachen, und jomit gemäß $. 490 Str. ©. die Schulplofigfeit des Herrn Adolf 
Neu vargethan haben: 

fo wird ihm auf fein Verlangen dieſes Zeugniß zu feiner Rechtfertigung und 
Beruhigung ausgefertigt. 

Bom k.k. Kreisgerichte zu N. 
N., den — — 
Präfident. Rathsſekretär. 
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8. 190. 
Schlußverhör des Beſchuldigten. 


Jeder Beſchuldigte iſt vor dem Schluſſe der Unterſuchung nochmal zu 
vernehmen, was er etwa noch zu ſeiner Vertheidigung anzubringen habe. 
— Vor dieſem Schlußverhöre iſt er aufmerkſam zu machen, daß ihm zu dem— 
ſelben auf ſein Verlangen eine dreitägige Bedenkzeit eingeräumt werden 
könne, und dieſe Belehrung, ſowie das Schlußverhör ſelbſt in das Verhörs— 
Protokoll nad) den in den SS. 184 und 185 enthaltenen Vorſchriften aufzu— 


nehmen. 

I. Würde der Verhörte nakh Verlauf der Bedenkzeit, um fein Gewiffen zu erleich— 
tern, neue Geftändniffe ablegen, fo wäre darüber nach $. 181 zu verfahren, die noth- 
wendigen Erhebungen einzuleiten und nach deren Beendigung die Unterfuhung neuerlich 
mit Ertheilung der Bedenkzeit abzuſchließen. 

I. Da die Bedenkzeit dem Beichuldigten nur auf fein Verlangen eingeräumt wird, fo 
verftebt e8 fich von ſelbſt, daß er darauf Berzicht Teiften könne. 

III. Was die Form des Abjchluffes der Unterfuchung betrifft, fo ift der Schluß des 
Berhöres aus dem oben enthaltenen Mufter eines Berhörsprotofolles (S. 258) erſichtlich. Er- 
Härt der Befchuldigte, von der Bedenkzeit Gebrauch machen zu wollen, jo wird nach Vers 
lauf von drei Tagen, welche nach 8. 5 zu berechnen find, der Unterfuchte neuerlich zum 
Berhöre vorgeführt, und ihm die Frage geftelt: „Was haben Sie nach verftrichener Be- 
benkzeit noch zu Ihrer BVBertheidigung anzubringen?“ und hierauf die Aeußerung des 
Beihuldigten wie jede andere Antwort zu Protokoll genommen. Will der Beſchuldigte 
eine fchriftliche Vertheidigung abfaffen und dem Gerichte vorlegen, fo ift Dagegen nach der 
Borfchrift des S. 185 und den Erläuterungen dazu gar fein Anftand, und es könnte Diefelbe, 
da die Frift von drei Tagen nur im Intereſſe des Beſchuldigten beftimmt ift, auch noch fpäter 
angenommen werben. Die Einficht der Akten behufs der mündlichen oder jchriftlichen Ab- 
gabe einer folhen Vertheidigung kann aber dem Beihuldigten nicht geftattet werben, indem 
ihm erſt nach gefchloffener und erlebigter Unterfuhung das Recht der Akteneinficht zufteht 
(8. 203). 


8, 191: 
Borlegung der Unterfuhungs- Akten an den Gerichtshof. 


Sobald von dem Unterſuchungsrichter die Unterfuhung abgejchloffen 
ift, hat er ſämmtliche Acten dem Gerichtshofe vorzulegen. 


I. Damit die Unterſuchungsalten in gehöriger Ueberficht, Ordnung und Vollſtändig— 
feit erhalten werben, ift die Führung eines Tagebuches nothwendig, in welches jedes 
Aktenftiid und jede getroffene Vorkehrung in chronologiſcher Ordnung eingetragen wird. 
Die Vorſchriften über die Führung besfelben find in ben 88. 25—29 der Inftruction 
für Die Strafgerichte enthalten. 

II. Die gefchloffene Unterſuchung legt der Unterfuhungsrichter mittelft eines Furzen 
Einbegleitungsberichtes bem Gerichtshofe vor. — Bei dem Wiener Yandesgerichte beftebt 
die Hebung, daß nur im Tagebuche bemerkt wird: „Wird dem k. k. Landesgerichte nach 
8. 191 Str. Pr. O. vorgelegt. Wien, —“. Diefe Form kann bei allen Gerichtshöfen ritdfficht- 


$8. 190—192. 965 


lich der bei ihnen ſelbſt geführten Unterfuchungen eintreten, während jelbftändige Unter- 
fuchungsgerichte der Natur der Sache nach die erftere Form werden wählen müſſen. 


Mufler eines Kerichtes. 
Löbliches Ef. Kreisgerict! 
Der Gefertigte legt Die gefchloffene Unterfuchung wider den hier verhafteten 
Gregor Wild wegen Diebftahls in /. zur Beſchlußfaſſung vor. 
N., den — 
MN. 
Unterfuhungsrichter. 


Actes Hauptftück. 


Von der Verhandlung und den Kefchlüfen des gerichtshofes 
über das adgefchloffene Anterfuchungs- Verfahren. 


Jede nach 8. 186 gefchloffene Unterfuchung, fie mag fich auf die in 
ben 88. 66—133 angeordnete VBorunterfuchung befehränfen, oder auch vie in 
den SS. 134— 185 erörterte Special-Unterfuchung umfafjen, muß, wie bies 
auch aus den 88. 189 und 377 hervorgeht, durch einen förmlihen Beschluß 
des Gerichtshofes erledigt werden. Der zu dieſem Bejchluffe berufene 
Gerichtshof ift nach 8. 15 lit. e jener, welchem die mündliche Schlufverhand- 
lung gegen den Befchuldigten zufteht, over zuftünde, wenn ber Thäter befannt 
wäre; welcher dies ift, ift nach SS. 16, danıı 33— 46 zu beurteilen. 

Da e8 bei der Faffung diefer Befchlüffe ohne gegen das Unterfuchungs- 
prinzip zu verftoßen, möglich ift, fo ift dabei der Staatsanwaltfchaft als 
Wahrerin des Geſetzes ein wefentlicher Einfluß eingeräumt, der auch dann 
eintritt, wenn das Unterfuchungsverfahren entweder nach $. 37 oder nad) 
8. 62 ohne Betheiligung der Staatsanwaltfchaft geführt worden ift, und ber 
fich in dem echte Anträge zu ftellen (58. 192—194), und in dem Beru— 
fungsrechte gegen den gefaßten Befchluß (8. 202) zeigt. 

Das Gefeg beftimmt ſonach: die Vorbereitung der Beichlußfaffung 
(88. 192— 195), die Arten der zu faſſenden Beichlüffe ($S. 196—200), bie 
Befanntgebung und Wirkungen verfelben ($. 201), endlich in dem folgenden 
IX. Hauptftüce die Rechtsmittel gegen biefelben (88. 202— 212). 


$. 192. 
Berfügung des Gerihtshofes mit den Unterfuhungs- Alten. 
Sobald die Unterfuchungs:Acten bei dem Gerichtshofe eingelangt find, 
hat der Gerichtövorfteher dafür einen Referenten zu bezeichnen, welcher die 


266 VI. Sauptftüd. — Bon der Verhandlung und den Bejchlüffen zc. 


Acten zu prüfen, daraus, wenn er es nöthig findet ($. 193), einen fur: 
zen Auszug zu verfaſſen, und denfelben ſammt den Acten im kurzen 
Wege dem Staatsanwalte mitzutheilen hat. Diefer hat die Aeten ſammt 
einem schriftlichen und kurz zu begründenden Antrage dem Gerichtshofe 
zurüdzuftellen. Dabei jolfen der Referent des Geridtshofes und der 
Staatsanwalt ſich gegenjeitig die Einfiht der Acten erleichtern, und 
darauf bedacht jein, daß jede Unterfuhung innerhalb act Tagen, und 
bei ſehr verwidelten uud umfaſſenden Proceffen doch Tängjtens binnen 
14 Tagen nad ihrer Einlangung bei dem Gerichtshofe zum Vortrage 
gebradht werde, — Sind der Neferent und der Staatsanwalt darüber ein- 
verjtanden, daß vorläufig noch Erhebungen oder Ergänzungen der Unter: 
ſuchung nöthig jeien, jo find. diefelben, in ſoferne aud) der Vorſteher des 
Gerichtshofes diefen Antrag genchmiget, ohne Weiteres zu veranlafien. Iu 
dem Falle aber, wenn dießfalls der Referent und der Staatsanwalt uneinig 
find, oder wenn der Vorſteher des Gerichtshofes den Antrag nicht ge: 
uchmiget, entidheidet darüber der Gerichtshof ($. 195). 

Bei denjenigen Unterfuhungen, welde am Orte des Gerichtshofes 
jelbjt geführt wurden, kann der Vorjteher desjelben aud denjenigen zum 
Referenten beitellen, welder als Unterſuchungsrichter die Unterfuhung 
geführt hat. 

I. Wenn der Referent, dev nach $. 157 ber Inftr. f. d. Str. ©. fiir jede Unterfuhung 
bejonders von dem Vorſteher zu beftimmen ift, die Aften erhält, fo hat er fie zuerft durch— 
zugeben, um zu jeben, ob bie Unterfuchung wollftändig ſei. Bei umfangreichen, verwidel- 
ten Unterfuchungen ift die Berfaffung des Aftenauszuges das befte Mittel, allfällige Un- 
vollftändigfeiten zu entdeden. — Findet der Neferent ſolche, fo theilt er die Akten nebft 
Anführung feiner Anficht (fiebe Abi. IT.) dem Staatsanwalt mit; ift dieſer mit ihn einver- 
ftanden, jo legt er fie dem Gerichtsvorfteber vor, und mit deffen Genehmigung geben die Af- 
ten an ben Unterfuchungsrichter zur Bornabme der nothwendig erfannten Erhebungen zurüd. 
— Sind ber Staatsanwalt oder der Gerichtöworfteher nicht der Auficht des Referenten, fo 
entjcheidet der Gerichtshof. 

Findet ber Referent die Unterſuchung vollſtändig, fo leitet er die Alten, unter Beile- 
gung des allenfalls verfaßten Aktenauszuges, welcher im Tagebuche einzutragen ift, an den 
Staatsanwalt mit dev Bezeichnung: „Der k. k. Staatsanwaltichaft nach 5. 192 Str. P. O. 
zum Antrage.” Beantragt nun der Staatsanwalt Erhebungen, fo wird barüber auf die 
vorbezeichnete Art — beantragt er eine der im 8. 196 bezeichneten Erledigungen, nach den 
folgenden Paragraphen vorgegangen. 

II. Daß der Referent auch feinen Antrag dem Staatsanwalte vorläufig mittheile, 
ift im Geſetze nicht vorgefchrieben und auch nicht nothweudig. Nur wenn ber Referent wei: 
tere Erhebungen für nötbig bält, dürfte es des Zeiterfparniffes wegen zweckdienlich fein, 
diefe Anficht fogleich dem Staatsanwalte bekannt zu geben, indem der Staatsanwalt felten 
dagegen fein wird, und fomit nach erfolgter Genehmigung des Gerichtsvorftandes diefelben 
mit möglichfter Befchleunigung durch den Unterfuchungsrichter eingeleitet werden Können, 
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UI. Der Staatsanwalt hat feinen Antrag, welcher entweder auf Ergänzung bes Ber- 
fahrens oder auf eine der im $. 196 erwähnten Erledigungsarten gerichtet fein muß, nach 
feinem beften Wiffen und Gewifjen zu ftellen; in verwidelten Fällen kann er fi) mit Beob- 
achtung der im Geſetze angeordneten Frift auch bei feinen Vorgeſetzten eine Weifung eins 
boten. — In jenen Fällen aber, wo es fich um einen geſetzwidrigen Mißbrauch der Waffen 
durch die Finanzwache handelt, bat der Staatsanwalt, gemäß $. 7 der Minifterial-Ber- 
ordnung vom 15. Oktober 1853, Nr. 210 R. ©. Bl., bevor er feinen Antrag ftellt, fich 
unter Mittheilung ſämmtlicher Akten mit der leitenden Finanzbehörde, welcher ber Be- 
ſchuldigte unmittelbar unterftebt, in's Einvernehmen zu ſetzen, deren Mittheilungen abzu= 
warten und biefelben mit feinem eigenen Antrage auch in dem Falle dem Gerichte worzufe- 
gen, wenn er jelbft einen won dem Antrage ber Finanzbehörde abweichenden Antrag ftellen 
zu müſſen erachtet. — Die Anträge des Staatsanwaltes haben aber nicht durch das Ein- 
reihungsprotofoll des Gerichtes zu laufen, fondern find bemfelben in dem gewöhnlichen 
furzen Wege (8. 155 der Inftr. f. d. Str. ©.) mitzutheilen (Juft. Min, Erl. v. 14. Jäner 
1856, 3. 26848 und 27032). 

IV. Wie die Aftenauszüge zu verfaffen find, beftimmt der $. 158 der In— 
firuftion für die Strafgerichte. Ein Mufter eines ſolchen läßt fich nicht geben, weil 
dasjelbe nur im PVergleihe mit den bezüglichen Altenftüden einen Nuten baben 
könnte. Gute Aftenauszüge verfaffen, ift nicht leicht; der Auszug fol Kürze 
mit ber nöthigen Bollftändigfeit und Deutlichfeit verbinden, er muß alles 
für bie Beurteilung des Falles Entjcheidende enthalten. Diejenige Form, im welcher 
diefe Eigenfchaften am beften fich vereinigen, ift auch Die befte, Hier fünnen nur Uebung, 
das Studium guter Mufter und vor Allem das eigene Talent des Referenten etwas 
Vollkommenes Teiften. Unumgänglich nöthig ift aber, daß ber Referent die entjcheiden- 
ben Punkte fich ſelbſt Har und beftimmt vor Augen ftellen Eünne, denn nur dann wird 
er im Stande fein, die Sache aud Anderen in fürzefter Art deutlich zu machen. — 
Eine Andeutung bierüber gibt außer dem obgedachten $. 158 der Juſtr. f. d. Str. ©. 
aud) ber $. 142 des k. Pat. v. 3. Mai 1853, Nr. 81 R. G. Bl., welcher anorbnet: es 
feien in dem Aftenauszuge alle vorfommenden Thatumftände und Rechtsgründe, welche 
einiger Maßen für erheblich gehalten werben Fünnten, und alle beigebrachten Beweis: 
mittel getreu anzuführen, bie entfcheidenden Stellen ber vorgelegten Urkunden hervorzu- 
heben und dadurch die Stimmführenden in den Stand zu feten, die Sache eben fo 
gründlich beurteilen zu Können, als ob fie die Akten felbft gelefen hätten. 


S. 193. 
Berathung des Gerichtshofes darüber. 


Dei der Berathung, welche der Gerichtshof über die für volftändig 
angejehene Unterfuhung, oder im Falle getheilter Meinungen über die 
Nothwendigkeit weiterer Ergänzungen ($. 192), zu halten hat, ift zuerft 
von dem Referenten der Sachverhalt vorzutragen, was bei einfachen Fällen 
auch mündlich in der Art geſchehen kann, daß die fir die Entſcheidung wefent- 
lien Puncte ans den Acten felbit abgelefen werden. Hierauf hat der 
Staatsanwalt feinen Antrag vorzutragen, welcher zwar ſchriftlich vorbereitet 
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fein muß, deſſen Begründung aber der mündlichen Erörterung vorbehalten 
werden kann. 


I. Ueber den Vorgang bei der Berathung und Beihlußfaffung iiberhaupt enthal- 
ten die $$. 20—24 die nöthigen Anordnungen, und es find dabei nach Vorſchrift des 
$. 160 ber Juftruftion für die Strafgerichte auch Die 88. 159 — 167 des Gefetes vom 
3. Mai 1853, Nr. 81 R. ©. Bl. (fiehe diefelben in meiner Erklärung dieſer Inftruftion) 
zu beobachten. Außerdem ift aber auch nach Vorſchrift des $. 141 des erfterwähnten 
Geſetzes und des $. 161 der Inſtr. f. d. Str. ©. von dem Referenten ein abgejondertes 
Ichriftliches Referat zu entwerfen. Diefes kann, wenn e8 ſich um einen ber im $. 196 
bezeichneten Beſchlüſſe handelt, jehr kurz fein; wenn e8 aber eine ber anderen in ben 
Erläuterungen zu eben diefem Paragraphe bemerkten Erledigungsarten betrifft, muß es 
nad; Vorſchrift des erwähnten $. 141 einen kurzen und getreuen Aftenauszug (vgl. 
8.192) und die Begründung des Antrages des Keferenten durch ein bejonderes Gut» 
achten enthalten. 

II. Riücdfichtlih der Begründung des Antrages des Staatsanwaltes kann hier nur 
eine ausführliche Begründung gemeint fein, indem eine kurze Begründung jederzeit 
bem jchriftlichen Antrage beizufügen ift ($. 192). — Uebrigens ift es dem Staatsans 
walte unverwehrt, in der Nathsfigung einen von feinem gemäß $. 192 geftellten Ans 
trage abweichenden Antrag zu ftellen, wenn er inzwifchen eine andere Anficht von der 
Sache gewonnen bat. — Zur Begründung feines Antrages ift der Staatsanwalt nad) 
$. 13 der Inſtr. f. d. Staatsanwaltichaft unmittelbar nach dem Bortragenden zu hören. Er 
fann aber auch nachher, während der Berathung, ſowohl tbatfächlihe Bemerkungen 
machen und Rechtsausführungen worbringen, als auch die fiir eine entgegengefeßte 
Meinung vorgebrachten Gründe widerlegen. Er darf jedoch weder die Etimmführer in 
Ausführung ihrer Begründungen unterbreden, noch ſich anzügliche Bemerkungen über 
geäußerte Anfichten erlauben. 

IH. Die Berathbung beginnt fohin, nachdem der Referent feinen Antrag 
geftellt und begründet ($. 21), und der Staatsanwalt feine Anficht entwidelt hat, da— 
mit, daß ber Referent allenfalls zur Widerlegung der gegentheiligen Meinung bes 
Staatsanwaltes noch Gründe anführt, und fohin der zweite Mitftimmende und zuletst 
ber Worfigende ihre Meinungen äußern. Sind der Referent und der Staatsanwalt 
einig, fo ſprechen nach ber Ausführung des Staatsanwaltes zuerft der zweite Votaut 
und dann der Vorſitzende ihre Anficht aus. 


Muſter von Vorträgen. 
Zahl — 
Anzeige wegen eines Diebftahles an 
Iohann Kurz. 

Johann Kurz hat hierorts ange- 
zeigt, daß ihm in dem Eifenbahnhofe zu A. 
feine Brieftafche mit einer Barfchaft von 
50 fl. C. M. geftohlen worben fei. 

Da aber der Ort A. nicht mehr in 
dem hierortigen, fondern in dem Sprengel 
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des k. k. Kreisgerichtes N. liegt, jo bean- 
trage ich gemäß 88. 38 und 50 der Str, 


Pr. O. 
Die Anzeige des dem Johann 
Kurz geſchehenen Diebftahls fei mit- 
telft des entworfenen Schreibens dem 
k. k. Kreisgerichte N. zur weiteren Amts- 
handlung abzutreten. 
NN. 
Zahl — 
Unterfuhung wider N. N. wegen 


Diebftahles. 
Ueber Borlefung des Aftenauszuges 
(mündliche Erörterung des Sachverhal— 
tes) beantrage ich einverftändlid mit 
(abweichend von) der k. k. Staatsanwalt: 
ſchaft 
Die Ausfertigung des entworfenen 
Anklage- (Ablafjungs-, Einſtellungs-) 
Beſchluſſes. 
N. N. 


8. 194. 
Berathungs-Protokoll. 


In das über dieſe Berathung zu führende Protokoll ſind ſowohl die 
Anträge des Staatsanwaltes und des Referenten ſammt den dafür geltend 
gemachten Gründen, als aud) alle einzelnen von dem letzteren abweichenden 
Meinungen, und der gefaßte Beihluß aufzunehmen. 

Das Berathungsprotofoll ift nach $. 161 der Inftruftion f. d. Strafgerichte auf 
bem bei dem vorigen Paragraphe erwähnten Referatsbogen nach dem Aufſatze des Re- 
ferenten oder wenn der Raum nicht binveicht, auf einem bejonderen balbgebrochenen 
Bogen beizufügen. Hierbei find nach Anführung des Beratbungstages und der Gegen- 
wärtigen mit Hinweiſung auf die vorliegenden Anträge des Staatsanmwaltes und bes 
Referenten, zuerft die von den Antragftelleen vorgenommenen Aenderungen ihrer An— 
träge ober Beifügung neuer Gründe, dann die Meinungen aller einzelnen Stimmfüh— 
rer ſammt ihrer Begründung, dann der gefaßte Beſchluß, mit der Angabe wie die Stim- 
menmehrheit berechnet wurde, Mar und beftimmt barzuftellen und die von der Mehrheit 
angenommenen Entſcheidungsgründe anzuführen. 
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Aufter von Kerathungs-Protokollen. 


Zum erften der vorftehenden Vorträge. 
Sigung vom — 
Herr Geridhtsvorfteher N. 
Herren Räthe N. N. 
Herr Staatsanwalt N. 
N., Rathsfecretär. 

Nach Anhörung des Herrn Stantsanwaltes, der ſich mit dem Antrage des 
Herrn Referenten einverftanden erflärt, einhellig nad) dem Antrage des Herrn 
Referenten. 

N. N. 


Zum zweiten der vorſtehenden Vorträge. 
Sitzung vom — 
Herr Gerichtsvorſteher N. 
Herren Räthe N. N. 
Herr Staatsanwalt N. 
N., Rathsſekretär. 

Der Herr Referent und der Herr Staatsanwalt beantragen die Verſetzung 
des N. N. in den Anklageſtand unter Fortdauer der Haft. 

Herr Rath N. iſt der Meinung, daß die Unterſuchungshaft aufzuheben ſei, 
indem der Beſchuldigte leicht einen Erwerb ſinden könne, und ſeine Flucht um ſo 
weniger zu beſorgen ſei, als er früher leichte Gelegenheit zum Entfliehen hatte, 
und ungeachtet er wußte, daß der Verdacht nur ihn treffen würde, doch nicht ent— 
flohen iſt. Im Uebrigen iſt er mit dem Herrn Referenten einverſtanden. 

Der Herr Vorſitzende ftimmt dem Antrage des Herrn Neferenten bei. 

Daher Beſchluß durch Stimmenmehrheit: 
Berfegung des N. N. in den Anklageſtand wegen Verbrechens des 
Diebftahls unter Fortdauer der Unterfuchungshaft. 
NN. NN. 
Borfigender. Rathsſekretär. 


(Nach $. 182 des kaiſ. Pat. v. 3. Mai 1853, Nr. 81 R. G. Bl. hat der Vorſitzende 
jedem Situngsprotofolfe feine Unterfchrift beizufügen. 


8. 195. 


Beranlaffung von Ergänzungen der Unterfuchung. 


Sind nad) dem Beſchluſſe des Gerichtshofes noch weitere Erhebungen 
oder Ergänzungen erforderlich, fo ift dazu von demjelben vorläufig die ge— 
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eignete Vorkehrung zu treffen. Gegen einen ſolchen Beihluß des Gerichts- 
hofes iſt fein weiterer Rechtszug offen. 

J. Die Anordnung, daß gegen derlei Beſchlüſſe kein Rechtsmittel offen ſteht, iſt 
eine Folge der im 8. 65 gegebenen Vorſchrift. 

U. Dem Unterſuchungsrichter, dem die Vornahme der Ergänzungen aufgetragen 
wird, find jedenfalls auch Die Gründe dieſes Befchluffes befannt zu geben, damit er 
wiffe, in welcher Richtung er die neuen Erhebungen zu pflegen habe, oder e8 werben 
ihm diefelben in dem Bejchluffe beftimmt aufgetragen. — DieUnterfuhung ift ſohin nach 
s$. 186 und 190 neuerlich abzufchließen. 


8. 196. 
Einftellungs-, Ablaffungs- oder Anflage-Befhluf. 


Erkennt fid) der Gerichtshof für zuftändig ($. 50), und die Unterſuchung 
für volfftändig, fo hat er den Beſchluß zu faflen, daß entweder 
a) die Bor-Unterfuhung einzuſtellen (Einſtellungs-Beſchluß); oder 
b) von jedem weiteren Berfahren gegen den Unterſuchten abzulafjen (Ab- 
laſſungs-Beſchluß); oder 
e) der Unterfuchte in Anflageftand zu verjegen ſei (Auklage-Beſchluß). 

I. Das Geſetz fennt demnach eine ſechsfache Art der Erledigung einer anhängig ge- 
machten Straffadhe: 

1. ohne in die Hauptjadhe einzugeben: 

a) den Ausipruch der Unzuftändigfeit des Gerichtes, welcher zugleich mit ber 
Verweiſung ber Sache an das zuftändige Gericht zu verbinden ift ($. 50); 

b) die Beranlafjung ber Ergänzung ber Unterfuchung (88. 192, 195); 

2. eingebend in die Hauptſache: 

ce) die Berwerfung ber Anzeige wegen Mangel des Thatbeftandes einer ftrafbaren 
Handlung oder wegen Unerheblichkeit der Verdachtsgründe ($$. 62, 63); 

d) den Einftellungsbeihluß ($. 197), wenn gegen Niemanden nad Borfchrift 
bes 8. 145 die Special-Unterfuchung eingeleitet worden war; 

e) ven Ablaſſungsbeſchluß ($. 198), wenn eine folche eingeleitet worden war, 
ber entftanbene vechtliche Verdacht ($$. 134, 135) fih aber behoben hat, und in beiden 
Füllen die übrigen gefeglichen Bedingungen eintreten; 

f) den Auklagebeſchluß ($. 200), wen der der Speciafunterfuchung zu Grunde 
gelegene rechtliche Verdacht aud am Schluffe des Unterfuchungsverfahrens noch befteht oder 
fich verftärft hat, und ber Thatbeftand jo wie die Strafbarkeit der Handlung feinem Zweifel 
unterliegen. 

II. Nach der ausdrüdlichen VBorfchrift der $$. 23 und 24 hat auch die Berathung und 
Beichlußfaffung in dieſer Ordnung der Erledigungsarten zu gefchehen. 


8. 197. 
Wann ein Einftellungs-Bejhluß zu faſſen ift. 
Ein Einſtellungs-Beſchluß ift zu faflen, wenn ſich ſchon im 
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Laufe der Borunterfudhung, bevor alfo die Unterfuhung wider eine beftimmte 
Perſon eingeleitet iſt ($. 145), zeigt, daß entweder 


I. Die Grundbedingung des Einſtellungsbeſchluſſes ift, daß noch fein 
Beihluß wegen Einleitung der Unterfuchung gegen eine beftimmte Perjon vorliegt, e8 mag 
übrigens der Thäter gänzlich unbekannt fein ($. 377), oder ungeachtet vorliegender Ver— 
muthungen fich gegen Niemanden ein rechtlicher Verdacht herausgeftellt haben ($. 134), oder 
der gegen eine bejtimmte Perfon angeregte Verdacht noch im Wege der Thatbeftands- 
erhebung behoben worben fein. Dabei ift e8 einerlei, ob viele oder wenige Erhebungen ge- 
pflogen wurden, oder ob fogleich nach VBernehmung des Anzeigers über die angebrachte An- 
zeige fih eine der folgenden Bedingungen ergab, wenn nur nicht gleich die Anzeige ſelbſt 
aus einem ber im $$. 50 oder 62 aufgeführten Gründe verworfen worden iſt. 

II. Die weiteren Bedingungen eines Einftellungsbejchluffes zählt das Geſetz in Fol- 
gendem auf: 


1. der Thatbejtand einer von dem Geſetze als Verbrechen oder Ber: 
gehen erklärten Handlung nicht vorhanden ift ($$. 15, lit. a, 62 und 63); 
oder daß 


I. Es macht hier feinen Unterfchied, ob die That ſich als ganz ftraflos, oder nur als 
eine Uebertretung, oder als eine nad) einem anderen als bem allgemeinen Strafgefege ftraf- 
bare Handlung barftellt. 

II. Schwieriger ift die Beantwortung ber Frage, wann ber Thatbeſtand einer als 
Berbrechen oder Bergehen erklärten Handlung nicht vorhanden fei? Der Thatbeftand 
jedes Verbrechens bat zwei Theile, den jubjektiven und objektiven, welcher letztere bei den 
Bergehen allein in Betracht kommt ($. 238 Str. G.). Nach der beſtimmten Vorſchrift des 
8. 66 muß das Borhandenfein beider Momente durch die Borumterfuchung feftgeftellt werben. 
Hat fich demnach Das eine oder das andere nicht genügend ficherjtellen laſſen, fo ift der 
Thatbeftand nicht vorhanden. Dabei frägt es ſich nun weiter: genügt es zu Diefem Aus- 
ſpruche, daß entweder der böfe Vorſatz oder ein anderes ber wejentlichen gefeglichen Merk— 
male der ftrafbaren Handlung nicht erwiefen fei, oder muß der Beweis bergeftellt fein, 
daß derſelbe nit vorhanden fei? Bei ber beftimmten Anordnung des $. 258, daß 
nur das fir wahr zu halten fei, was bewiejen ift, muß biefe Frage dahin beantwortet wer- 
ben, daß der objektive Thatbeftand eines Verbrechens oder Vergehens dann nicht vor— 
banden jei, wenn nicht alle zum Begriffe besjelben erforderlichen thatjächlichen gejeg- 
lihen Merkmale rechtlich erwiejen find. Da aber für ben jubjeftiven Thatbeſtand 
nicht der $. 258, fondern der $. 268 maßgebend ift, jo wird berfelbe fo lange als vor— 
handen betrachtet werden müffen, als bei dem erwiejenen Borhandenfein des objektiven 
Thatbeftandes hinreichende Wahrjcheinlichfeitsgründe ($. 135) zur Annahme des böſen 
Vorſatzes vorliegen, 

Eiteratur: Wann ber Thatbeftand nicht vorhanden fei? (G. 3. 1855, Nr. 145 ) 


2. Thatſachen erwiejen vorliegen, welde die Strafbarfeit der Hand: 
lung aufheben; oder daf 

Diefe Thatfachen find in den $$.62, 165, 168, 187, 216, 223, 466, 467, 490, 
491, 495, 522 und 526 des Str. Gef. enthalten. 

3. das jtrafgerichtlihe Verfahren ohne das nad) dem Gejege erforder: 
liche Verlangen eines Betheiligten eingeleitet oder fortgefetst wurde; oder daß 
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Diefer Fall kann nur eintreten, wenn der Unterfuchungsrichter, der durch eine 
anderweitige Amtsbandlung in die Kenntniß eines der bei $. 2 in Abſ. II unter 1) ber 
Erl. aufgeführten Vergehen kam, dariiber das Strafverfahren von Amtsmwegen einge- 
leitet hätte. 


4. von der Einleitung oder Fortſetzung des Verfahrens nad) Vorſchrift 
des $. 189 auf Begehren des Stantsanwaltes oder Privat-Anflägers abge- 
ftanden wurde; oder wenn endlid) 

Bergleiche die Erffärung bei $. 189. 

5. gegen Niemanden rechtliche Verdachtsgründe der Schuld eines 
wirklich vorhandenen Verbrechens oder Vergeheus vorliegen, und fid) daher 
der wahrſcheinliche Thäter desjelben nicht ermitteln läßt. 

In diefem Falle aber wird das Verfahren nur bis zur Ausforſchung des Thäters 
eingeftellt ($. 377). 


Literatur: Adam, Beitrag zur Erläuterung bes $. 197 (©. 3. 1855, Nr. 30). — Zum &. 197 (©. 2. 
1855, Nr.37). — Adam, No einige Worte (®. 3, 1855, Nr. 46). — 2, Schlußwort (G. 3. 1855, Nr. 62), 


S. 198. 
Dann ein Ablaſſungs-Beſchluß zu fafjen ift. 


Ein Ablaſſungs-Beſchluß ift zu fallen, wenn zwar gegen eine 
beftimmte Perſon bereits die Unterſuchung wegen eines Verbrechens oder 


Bergehens eingeleitet war, fi) aber erit im Verlaufe derfelben entweder 
Der Ablafjungsbefhluf fest ald Grundbedingung voraus, daß bereits gegen 
Jemanden gemäß $. 145 die Einleitung der Unterfuhung bejchloffen worden ift, dem- 
zufolge weitere Schritte in der Specialunterfuhung gejcheben find, und dieſe nad 
8.186 abgejchlofjen worden ift, jo daß ber Gerichtshof über deren Gefammtergeb- 
niß entjcheiden ſoll. Hat dagegen Jemand, gegen den Einleitungsbefhluß die nach 
SS. 64 und 65 zuftehenden Nechtsmittel ergriffen und findet das Gericht erfter oder 
höherer Inftanz, daf einer ber im $. 197 3. 1—5 bezeichneten Fälle vorliege, daß alſo 
eine Specialunterfuhung gar nicht hätte eingeleitet werben jollen, jo wird e8 den Ein» 
leitungsbejhluß aufheben und folgerecht die Sache durch einen Einftellungsbe- 
ſchluß erledigen. Da das im $. 64 erwähnte Rechtsmittel an feine Frift gebunden ift, 
jo macht e8 hierbei feinen Unterfchied, wenn ber Unterfuhungsrichter noch weitere Un— 
terfuchungsichritte vorgenommen hat, bis die Befchwerde angebracht wurde, denn mit 
ber Bedingung (dem inleitungsbefchluffe) muß auch das Bebingte (dev Ablaffungs- 
beſchluß) wegfallen. 
a) einer der im $. 197, Zahlen 1—4 bezeichneten Falle ergibt; oder wenn 


Es wird daher auch nur auf die Erklärung des vorftehenden Paragraphes verwie- 
jen, und bemerkt, daß, wenn ber Beſchuldigte vor Einleitung der Specialunterfuchung 
geftorben wäre, ein Einftellungs-, wenn er nad berjelben geftorben ift, ein Ab» 
laffungsbeihluß zu ſchöpfen if. 

b) die gegen den Beihuldigten vorgefommenen rechtlichen Verdachts— 
gründe vollfommen oder doch in dem Maße entfräftet wurden, daß er 
nicht mehr als rechtlich beſchuldiget erſcheint (SS. 134 und 135). 


Frühwald, Strafprozeß. 18 
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Hier wird vorausgeſetzt, Daß bie Rechtfertigung bes Beichuldigten von dem gegen 
ihn erhobenen Verdachte erft in feinem Verhöre und durch die in Folge der Verantwor— 
tungen des Beichuldigten eingeleiteten Erhebungen erfolgt ift. 


Literatur: Adam, Beitrag zur Erläuterung des 8.198 (©. 3. 1855, Nr. 30). — Zum $. 198 (®. 3. 
1855, Nr. 37). — Adam, Nod einige Worte (G. 3. 1855, Nr. 46). — 2. Schlußwort (©. 3. 1855, Nr. 62). 


8. 199. 
Ausfertigungsform der Einftellungs- und Ablaſſungs-Beſchlüſſe. 

Jedem Einftellungs: und Ablafjungs-Beichlufie find die Gründe beizu: 
fügen, aus welden er erfolgt. 

Es ift einerlei, ob diefe Gründe in ben Beſchluß jelbft aufgenommen, ober dem» 
jelben abgejondert beigegeben werben; über deren Abfaffung fiehe die Bemerkungen am 
Schluſſe des $. 200. 

Erlennt der Gerichtshof in der erhobenen ftrafbaren Handlung zwar 
nicht den Thatbeitand eines Verbrechens oder Bergehens, wohl aber den 
einer Uebertretung, fo hat er zwar den Einftellungs- oder Ablaffungs-Be- 
ſchluß zu faſſen ($. 197, Zahl 1, und 198. lit. a), jedoch zugleid) die Acten 
an das zuftändige Gericht zu leiten ($. 418). 

I. Bei dieſer Abtretung einer Unterfuhung an eine andere Behörde hat fich ber 
Gerichtshof jowol die Vorſchriften der SS. 9, dann 38—50, als aud jene des Art. V. 
des Kundmachungspatentes zum allg. Strafgejege vom 27. Mai 1852 vor Augen 
zu halten, 

II. Erkennt der Gerichtsbof in der Sache eine der Gerichtsbarkeit der Bezirksge— 
richte zugewiefene Uebertretung und tritt die Berbandlung demſelben ab, fo ift das 
Bezirksgericht durch dieſen Beihluß in Betreff der Beurteilung des Falles gebunden 
(8. 418). Jeder anderen Behörde (3. B. ber Gefüllsbehörde) fteht aber die Beurteilung 
frei, ob in der ftrafbaren That ein Gegenftand ihrer Amtsbandlung vorliege oder nicht. 


Wird ein Ablafjungs:Beihluß aus dem Grunde geſchöpft, weil ent- 
weder ſich in der dem Beſchuldigten zur Laſt gelegten That gar feine ftraf- 
bare Handlung erkennen läßt, oder weil alle wider ihn vorgefommenen 
rechtlichen Verdachtsgründe volllommen entkräftet wurden, fo ift der Ab— 
laſſungs-Beſchluß in Form eines Schuldlofigkeit3:Zengnifjes für den Uuter- 
fuchten anszufertigen. 

I. In diefem Falle ift dem Beichuldigten das Zeugnig von Amtswegen auszufer- 
tigen und es bedarf nicht erft eines befonderen Anfuchens darum, wie bies im $. 189 
vorgefchrieben ift. — Dagegen genügt es zur Ausfertigung bes Amtszeugniffes nicht, 
daß nur (wie bei $. 197 Abf. 1 bemerkt wurde) der Thatbeftand der ftrafbaren Hand— 
fung nicht erwiefen ift, fonbern e8 muß erwiefen fein, baf die Merkmale einer ſolchen 
nicht vorhanden find. 

II. Wenn in dem Falle eines Einftellungsbeichlufjes derjenige, ber der That verdäch— 
tig gehalten wurde, wenn auch biefer Verdacht fidh nicht zu einem vechtlichen erhoben bat, 
bei dem Eintreten der oben bezeichneten Bedingungen zur Herftellung feiner Ehre ein ähn— 
liches Zeugniß verlangt, fo dürfte, da ber Fall mit dem im $. 189 angeführten ganz gleich 
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und im Geſetze etwas Widerjprechendes nicht enthalten ift, ohne Anftand nach der Vor— 
jchrift des $. 189 vorgegangen und ihm ein jolches Zeugniß ertheilt werden fönnen; um 
jo mehr, als ein ſolcher ftiller Verdacht dem Betreffenden oft weit nachtbeiliger ift, als 
ein offen ausgefprochener, gegen den eine fürmliche Rechtfertigung möglich ift. 

Wurde ein Ablafjungs-Beihluß aus was immer für einem Grunde 
geihöpft, und war der Beſchuldigte bisher im Verhafte, jo ift in dem Be— 
ſchluſſe zugleich auszuſprechen, daß ſogleich nad) eingetretener Rechtskraft 
desjelben der VBerhaftete in Freiheit zu ſetzen jei. 

Nach $. 342 ift dem Einftellungs- und Ablafjungsbefchluffe auch beizufügen, daß die 
allenfalls aufgelaufenen Gerichtsfoften vom Staate zu tragen find. 


S. 200. 
Dann ein Anklage-Beſchluß zu faffen jei. 

Ein Anklage: Beihluf kann nur dann gefaßt werden, wenn der: 
jenige, wider welden die Unterfuhung ftattgefunden hat, eines bejtimmten 
Verbrechens oder Bergehens rechtlich beſchuldiget erſcheint. 

Der Anklage-Beſchluß ſetzt als Bedingungen voraus: 1. daß gegen Jemanden ge— 
mäß $. 145 die Special-Unterſuchung eingeleitet wurde, und daß 2. der rechtliche Verdacht, 
auf welchen ſich der Einleitungsbejchluß gründete, ſich nicht auf die im $. 198 b) bezeich- 
nete Art behoben hat, ohne Unterjchied, ob noch neue Verdachtsgründe im Laufe der Unter» 
ſuchung binzugetommen find oder nicht. 


Der Auflage-Beihluß muß 

a) den Bor: und Zunamen des Angeklagten, joweit diejelben erhoben 
werden Fönnen, und deſſen Spisnamen, wenn er unter einem ſolchen 
befannt war; 

b) das Verbrechen oder Vergehen, wegen deſſen die Verfegung in den 
Anklageftand erfolgt, und die übrigen etwa zufammentreffenden ftraf: 


baren Handlungen namhaft machen; 

Hierbei genügt die Anführung der gejeglichen Benennung des Verbrechens oder Berges 
beus, obne daß näher zu bemerken it, durch welche Thathandlungen oder an wen e8 verübt 
worben ift, welche Auseinanderfetung erft in den Entjcheidungsgründen ihren Platz findet, 

e) die Geſetzesſtelle bezeichnen, wornad) er zu beftrafen wäre; 

Dieſe Bezeichnung ift notbwendig, weil darnach die Zahl der Richter bei der Schluf- 
verhandlung zu bejtimmen ift ($. 17), und cs find fich dabei die VBorfchriften der 88. 34, 35 
und 267 des Str. ©. vor Augen zu halten. 


d) ausdrüden, ob der Angeklagte in Verhaft, oder auf freiem Fuße zu 
halten jei; ferner 

e) die Belehrung über die dem Bejhuldigten zufommende Berufung, und 
über die Befugnifje zur Vertheidigung gegen die Anklage (SS. 213— 
215); 

f) die genane Bezeichnung derjenigen Perfonen enthalten, welche zu der 
mündlichen Schlußverhandlung vorzuladen jind. 

18 * 
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Als Zengen und Sadjverftändige hat der Gerichtshof nur ſolche 
Perjonen vorzuladen, deren Ausfage nad) dem Ergebniſſe des Unter— 
ſuchungs-Verfahrens für die Fünftige Entjheidung von weſentlichem 
Einfluffe fein kann. 

Wenn aber die im $. 188 erwähnten VBorausjegungen eintreten, 
jo bat der Gerichtshof zur mündlichen Schlußverhandlung nur die: 
jenigen Zeugen und Sadveritändigen vorzuladen, deren Abhörung 
demfelben zur weiteren Aufklärung unerläßlich erſcheint. 

Diefe Perfonen find der Beichädigte, welcher gemäß $. 352 jedenfalls vorzuladen iſt, 
bann jene Perjonen, durch welche dem Geſtändniſſe des Angeklagten die im $. 265 geforderte 
Glaubwürdigkeit ertbeilt, oder durch welche die Ueberweilung des läugnenden Angeklagten 
gemäß 88. 269 — 271, dann 278 — 282 bewirkt werden ſoll. — Die befonderen Umftände 
jedes einzelnen Falles geben bierbei die verläſſigſte Richtichnur ab. 

Endlid) find 
g) in den Entjheidungsgründen die rechtlichen Verdachtsgründe zu be- 
zeichnen, worauf ſich die Verſetzung in den Anklageſtand ftüst. 

Ueber die Abfaffung der Entiheidungsgründe beſtimmt der $. 165 ber Inſtrue— 
tion für die Strafgerichte, daß wenn derlei Beichlüffe den Parteien hinauszugeben find, bie 
Strafgerichte dabei ftets die Rüdfichten der öffentlichen Sicherheit, Sittlichfeit und Schid- 
lichkeit zu beobachten und daher insbejondere in Fällen, wo e8 fih um die Beurteilung un— 
ehrerbietiger, beleidigender, unfittlicher oder unſchicklicher Aeußerungen eines Beſchuldigten, 
oder um Thatjachen handelt, deren nähere Bekanntwerdung aus öffentlichen Rückſichten gefährlich 
werben könnte, hiervon in den Enticheidungsgründen nur in jenen allgemeinen Ausdrüden 
Andeutung zu machen haben, welche zur Begründung des Erfenntniffes unumgänglich noth- 
wenbig find, 

Was die Form der Ausfertigung ber in den 88. 196, 197 und 200 angeführten 
Beichlüffe betrifft, jo find dieſelben gerichtliche Erfenntniffe, welche mit den im $. 205 
des Gejeßes vom 3. Mai 1853, Nr. 81 R. ©. Bl. angeordneten Worten: „Das k. k. N. 
Gericht bat kraft der ihm von Seiner apoftoliichen Majeftät verliehenen Amtsgewalt“ zu 
beginnen haben, nach $. 211 ebendort von dem Gerichtsvorfteher und einem Rathsjecretär 
zu unterfertigen, und nad) $. 212 ebenda mit dem Anntsfiegel zu verſehen find. — Die beiden 
letstbezogenen Paragraphe finden auch auf die Amtszeugnifje Anwendung. 


Muſter eines Einftellungsbefchluffes. 


Zahl — 

Das ff. N—geriht in N. hat Kraft der ihm won Seiner k. k. Apoftoli- 
hen Majeſtät verliehenen Amtsgewalt beſchloſſen, die Unterfuhung wegen des 
dem Beter Gut gejchehenen Diebftahles nah $. 197 der Strafprozeß-Ordnung 
einzuftellen, und die Akten dem k. f. Bezirksgerichte N. zur weiteren Amtshandlung 
abzutreten, weil fi im Yaufe der Unterfuchung ergeben hat, daß von ben ihm 
aus ımverfperrtem Zimmer angeblich geftohlenen Sachen im Werthe von 30 fl. 
C. M. die auf 10 fl, C. M. bewehrtete goldene Denkmünze nur verlegt war, und 
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fid) wieder gefunden hat, demnady gemäß 88. 171 und 173 Str. ©. nicht der 
Thatbeſtand des Verbrechens, fondern nur jener ber Lebertretung des Dieb- 
ftahle8 nad) 8. 460 Str. ©. vorliegt. 
N., den — 
(L. $.) N. N., Gerichtsvorſteher. 
N. N., Rathsſekretär. 


Muſter eines Ablaſſungsbeſchluſſes. 
Zahl — 

Das k. k. N— gericht in N. hat Kraft der ihm von Seiner k. k. Apoſtoliſchen 
Majeſtät verliehenen Amtsgewalt beſchloſſen, von der gegen Yorenz Stoeger 
am — 185— Zahl — eingeleiteten Unterſuchung wegen Verbrechens der Brand— 
legung nach 8. 198 der Strafprozeß-Ordnung abzulaſſen, und den Verhafteten 
auf freien Fuß zu ſtellen, weil ſich im Verlaufe der Vorunterſuchung ergeben hat, 
daß Lorenz Stoeger, wie die Zeugen Paul Klein und Vincenz Berger 
beſtätigen, ſogleich nach dem Hineinſtecken des brennenden Zündhölzchens in das 
Strohdach der Scheune des Franz Klinger, dasſelbe wieder herausriß, einen 
nebenſtehenden Eimer Waſſer auf das Dach ausgoß, und ſomit allen Schaden ver— 
hütete, und daß, da er nach der Ausſage der genannten Zeugen den Umſtand, daß ſie 
ihn beobachteten, nicht wiſſen konnte, ſeiner Angabe, er habe dies aus Reue über 
ſeine That gethan, Glaube beizumeſſen iſt, wornach alle Umſtände eintreffen, 
welche nach F. 168 Str. G. die Strafbarkeit des Verbrechens der Brandlegung 
aufheben. Die Gerichtskoſten ſind vom Staate zu tragen. 

N., den — 
(L. S.) N. N., Gerichtsvorſteher. 
N. N., Rathsſekretär. 


Muſter eines Anklagebeſchluſſes. 


Zahl des Haupt-Regiſters — 
des Einreich.“Prot. — 

Das k. k. N— gericht in N. hat Fraft der ihm von Seiner k. k. Apoftolifchen 
Majeftät verliehenen Amtsgewalt ven Beſchluß gefaßt: e8 werde Joſef Klein, 
inögemein der lange Seppel genannt, nad $. 200 der Strafprozef-Orbnung 
inden Anflageftand verfegt, weil berfelbe des Verbrechens des Dieb- 
ftahles und der Uebertretung der verbotenen Rückkehr, ftrafbar nad) den 88. 35, 
178 und 324 des Strafgefeges rechtlich beſchuldigt erſcheint. 

Der Angeklagte wird im Verhafte behalten. 

Zur Schiufverhandlung ift vorzuladen: Franz Schlidt. 
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Gegen diefen Beſchluß des Gerichtes kaun nach 88. 202 und 203 der Straf- 
prozeß-⸗Ordnung die Berufung innerhalb 24 Stunden vom Tage der Eröffnung 
(entweder) bei diefem N—gerichte (oder in foferne der Beſchluß dem Beſchul— 
digten durch ein anderes Gericht zugeftellt wurde, wenn er es worzieht, auch bei 
diefem) angemeldet, eine etwa erfolgte Berzichtleiftung auf die Berufung aber 
nicht mehr widerrufen werden. Die Ausführung der Berufung ift längftens inner- 
halb 8 Tagen, vom Tage der Anmeldung an zu rechnen, bei dieſem N—gerichte 
entweder mündlich oder fchriftlich anzubringen, wozu fic) der Angeflagte aud) einen 
Bertheidiger wählen kann. 

Bei der Schlufverhandlung ift der Angeflagte nach $. 213 der Strafprozeh: 
Dromung befugt, fich eines Vertheidigers zu bedienen, und fi) denfelben entweder 
felbft zu beftellen oder deſſen Wahl dieſem Gerichte zu überlaffen, welches in 
diefem Falle, wenn der Angeflagte die Bertheivigungsfoften aus eigenem Ber: 
mögen zu bezahlen nicht im Stande ift, demfelben einen Armen-Vertreter beigegeben 
wird. Der Angeklagte kann fih nad $. 215 der Strafprozef-Orbnung mit 
feinem Bertheidiger ohne Beifein einer Gerichtsperfon befprechen, die Einſicht der 
Akten verlangen, von einzelnen Aften Abjchrift nehmen, und von Augenſcheins— 
Protofollen, Gutachten der Sachverſtändigen und von Driginal-Urfunden, welche 
den Gegenftand der ftrafbaren Handlung bilden, unentgeltliche Abjchriften ver- 
langen. 

Gründe: 

Joſef Klein ift übereinftimmend mit der befhworenen Ausfage des Beſchä— 
digten Franz Schlicht geftändig, daß er, ungeachtet er auf beftändig von Lan— 
gendorf abgeſchafft ift, wieder dahin zurückgekehrt, und am Abende feiner Rückkehr 
durch Das Fenfter in die ebenerdige Wohnung des Franz Schlicht eingeftiegen 
fei, und daſelbſt nad) gewaltjamer Erbredung einer Kaftenlade Kleider und Prä- 
ziofen im Gefanmtwerthe von 45 fl. C. M. geftohlen habe, welche zum größeren 
Theile nod) bei ihm vorgefunden wurden. Er ift demnach gemäß 88. 138 Abf. 8, 
140 Abſ. 1 und 142 Str. Pr. D. des in den 88. 171, 173 und 174 II d des 
Str. ©. bezeichneten Verbrechens des Diebftahles und der im $. 324 eben da 
bezeichneten Uebertretung der verbotenen Rückkehr rechtlich beſchuldigt. 

Die Fortdauer der Haft gründet fid) auf $. 156 lit. c), die Vorladung des 
Beichädigten auf $. 352 Str. Pr. O. 

N., den — 

(L.S) N. N., Gerichtsvorfteher. 
N. N., Rathefekretär. 
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8. 201. 


Eröffnung (Zuftellung oder Verkündigung) der Einftellungs-, 
Ablaffungs- und Anklage-Beſchlüſſe und weitere Vorkehrungen 
darüber. 


Der Staatsanwalt und Privat-Anfläger find von jedem Einftellungs-, 
Ablaſſungs- oder Anklage-Beſchluſſe, und zwar der Privat-Anfläger durch 
Zufertigung einer Abſchrift von Amtswegen, der Staatsanwalt aber durch 
Mittheilung des Beſchluſſes zur Einſicht, zu verftändigen, 

I. In allen Fällen, in welchen e8 fih um Berfälfchungen öffentlicher Erebitspapiere von 
bedeutenderem Umfange, oder um Fälfcher von befonderer Kühnheit oder meitwerbreiteter 
Berzweigung handelt, haben die Gerichte erfter Inftanz das Refultat der beendigten Unter» 
fuchung dem Finanzminifterium mitzutheilen, baber, wenn die gepflogenen Erhebungen durch 
Einftellung oder Ablaffung erledigt wurden, eine beglaubigte Abfchrift des Diesfälligen rechts» 
fräftigen Bejchluffes und deſſen Begründung unmittelbar dahin zu überjenden, und dem 
Finanzminiftertum auf Verlangen auch die Aften zur Einficht mitzutheilen. (Min. Vdg. v. 
16. Mai 1855, Nr. 89 R. ©. Bl). 

H. Der wider einen Notar wegen eines Verbrechens gefaßte Anklagebeſchluß ift nad 
$. 180 der Notariatsorbnung vom 21. Mai 1855 Nr. 94 R. ©. Bl. dem ihm vorgefetten 
Gerichtshofe erfter Inftanz oder dem Obergerichte anzuzeigen. 

IH, Was den Inhalt ſolcher Ausfertigungen betrifft, jo beftimmt ber $. 165 ber In- 
firuction f.d. Strafgerichte, Daß wenn es ſich um Erkenntniffe gegen mehrere Mitbefchuldigte 
banbelt, in jenen Fällen, wo bie vollftändige Ausfertigung für jeden Einzelnen aus öffent» 
lihen Rüdfichten bedenkflih, oder aus Rücdfichten der Kürze und Deutlichfeit unzwedmäßig 
erfcheint, für jeden nur der ihn betreffende Theil des Erfenntniffes jedoch in ſolcher Art 
auszufertigen fei, baf ber Inbalt und die Gründe bes ihn betreffenden Erfenntnifjes voll. 
ftändig erfichtlich find. 

Ablaſſungs- und Anuklage-Beſchlüſſe find fammt den Entſcheidungs⸗ 
gründen and) dem Beichuldigten, und zwar, wenn er verhaftet ift, mündlich 
durd ein Mitglied des Unterfudhungsgerichtes zu verfündigen. Dabei ift 
er über die ihm gegen einen Anklage-Beſchluß zufommende Berufung, 
und über die Befugniffe zu feiner Vertheidigung gegen die Auflage 
(88. 213--215) zu belehren, und die erfolgte Belehrung in dem aufzuneh- 
menden Protofolle zu beftätigen. — Auf jein Verlangen muß ihm von 
folhen Beſchlüſſen des Gerichtshofes und deren Entjheidungsgründen aud) 
eine ämtliche Abſchrift ausgefertiget werden. Iſt er aber nicht verhaftet, fo 
ift ihm diefe Abjchrift von Amtswegen durd) das Bezirkögericht feines Auf: 
enthaltsortes zuzuftellen, 

Iſt ein Einftellungs- oder Ablaſſungs-Beſchluß gefhöpft worden, fo 
find die Unterfuhungs:Acten erft nad) eingetretener Rechtskraft eines ſolchen 
Beſchluſſes an das Unterſuchungs-Gericht zurüdzuleiten; bei einem Anklage: 
Beſchluſſe aber find diefe Arten, wenn der Beſchuldigte bei dem Unterſu⸗ 
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hungsgerichte in Verhaft ift, umd die Einficht derjelben zum Behufe der 
Ausführung einer gegen den Anklage-Beſchluß angemeldeten Berufung ver- 
langt ($. 203), ſogleich nad) Eröffnung diefes Beſchluſſes dem Unterſu— 
chungs⸗Gerichte zurück zu ftellen, 

Die Einlieferung des verhafteten Angeklagten in das Unterfuhungs: 
gefängniß des Gerichtshofes hat in dem Falle, wenn er nit ohnehin bei 
dem Gerichtshofe unterfucht, oder über befondere Weiſung des letzteren nicht 
ſchon früher dahin abgeliefert worden ift, in der Regel erſt nad) eingetre- 
tener Rechtskraft des Anklage-Beſchluſſes zu geſchehen. 


1. Ob aud) von einem Einftellungsbeichluffe eine Ausfertigung an eine andere Perſon 
als an den Staatsanwalt und den Privat» Ankläger erfolgen könne, wurde ſchon oben 
($. 199) berührt. 

II, Eine frühere Einlieferung des Verhafteten kann zur Beichlennigung einer nöthig 
erfchienenen Ergänzung ($. 195), oder aus anderen Gründen, 3. B. wegen Gefahr ber 
Entweihung, kraft des dem Gerichtshofe gemäß $. 14 zuftehenden Nechtes angeordnet 
worben fein, 


Muſter des Rundmadhungsprotokolles eines Anklagebefchluffes. 
Zahl — 
Protokoll 
vom — — — 
Aufgenommen bei dem ka k. N— Gerichte in N. 
Gegenwärtige: 
Der Ef N— Gerichtsrath N. N, 
Der beeidete Protofollsführer N. N. 

Dem Befchuldigten N. N. wird der Anklagebeichluß (des hoben F. f. oberften 
Gerichtähofes, Oberlandesgerichtes) dieſes N—gerichtes vom — Zahl — fammt 
den Entjdjeidungs-Gründen nad) $. 201 der Strafprozef-Orbnung bekannt 
gegeben und bebeutet, daß der Angeflagte eine Amtliche Abfchrift des Beſchluſſes 
und der Entſcheidungsgründe verlangen könne; daß Übrigens eine Berufung gegen 
den Beſchluß (nad 8. 211 nicht zuläflig fei,) nad) 8. 203 innerhalb 24 Stunden 
angemeldet werben Fünne, und die Ausführung der Berufung längſtens innerhalb 
acht Tagen, vom Tage der Anmeldung an zu rechnen, anzubringen fer; daß bie 
Anmeldung ſowie die Ausführung entweder mündlich bei dem Unterfuhungsrichter 
oder fchriftlich bei diefem N—gerichte angebracht werden müſſen, und eine etwa 
erfolgte Verzichtleiftung auf die Berufung von dem Verzichtleiſtenden nicht mehr 
widerrufen werben könne; daß zur Ausführung der Berufung der Angeflagte einen 
rechtskundigen Vertreter oder in Abgang eines folchen auch einen anderen verftän- 
digen und unbefcholtenen Mann als Bertheidiger wählen könne, und ihm ſowie 
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dem Pertheidiger zum Behufe ver Ausführung der Berufung die Einficht der 
Unterfuhungs-Aften geftattet werde. 

Ferner wurde der Befchuldigte über die Befugniffe zur Bertheidigung gegen die 
Anklage belehrt, und zu diefem Ende der Inhalt ver SS. 213, 214, 215 der 
Strafprogeß- Ordnung demfelben befannt gegeben. 

Frage: 

Was haben Sie auf diefe Bekannt: 
gebung des Anklage-Beſchluſſes und bie 
erhaltene Belehrung anzubringen ? 

Antwort: 
Ich leiſte auf die Berufung Ver— 
zicht, und bitte um Beigebung eines Ver— 


theidigers. 
NN. 
Nach ver Vorlefung von dem Angeklagten als richtig aufgenommen gefertigt. 
N. N. Kath. N. N. Protofollführer. 


Ueuntes Hauptftück. 


Von der Berufung gegen die Kefchlüfe über das adgefchlofene 
Unterfuchungs=Verfaßren. 


S. 202. 
Welchen Perſonen das Recht der Berufung zufteht. 


Sowohl der Staatsanwalt und Privat-Anfläger, als aud) der Beſchul— 
digte find befugt, gegen die im erften Abſatze des $. 50, und im dei 
ss. 196-200 beitimmten Beſchlüſſe des Gerichtshofes mit aufſchiebender 
Wirkung die Berufung an das Oberlandesgeriht zu ergreifen. Wird die Beru- 
fung wegen Unzuftändigfeit des Gerichtes eingelegt, jo müſſen mit der- 
jelben and) alfe übrigen Beſchwerdepuncte verbunden werden. 

Der Staatsanwalt kann die Berufung gegen ihm gejeswidrig erſchei— 
nende Beſchlüſſe aud) dann ergreifen, wenn diefelbe in ihrer Wirkung dem 
Beſchuldigten zum Bortheile gereihen würde, 

I. Unter ber Berufung wird jener Schritt des DVerfahrens verftanden, wodurch 
die von einem unteren Gerichte entichiedene Angelegenheit der neuerlichen Berathung und 
Beſchlußfaſſung eines höheren Gerichtes unterzogen wird, Im dieſer Beziehung find fol- 
gende Punkte zu bemerken: 1) welche Gerichte als Berufungsbehörben einzufchreiten 
haben; 2) gegen welche Entjheidungen; 3) won welchen Perfonen, und 4) aus welchen 
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Gründen die Berufung ergriffen werben künne; 5) welche Wirkung fie habe; 6) wann, 
wie und wo biejelbe anzubringen, und 7) wie darüber zu verfahren fei. 

U. Was den 1. Punkt betrifft, fo geben barüber die 88. 18 und 19, dann 202 und 
211 die nöthige Belehrung. Die Berufung geht gegen die Enticheidungen des Gerichts- 
bofes erfter Inftanz an das Oberlandesgericht, und gegen bie Entjcheidungen bes 
Oberlandesgerichtes an den oberften Gerichtshof. Eine Berufung gegen eine Ent- 
ſcheidung ber erften Inftanz unmittelbar an ben oberiten Gerichtshof wäre eben fo wir: 
fungslos, als die Beichwerbeführung bei einer anderen Behörde, als dem Oberlandesge- 
richte und dem oberſten Gerichtshofe. 


III. Die Berufung kann (außer in den ſchon bei 8. 65 erörterten Fällen) gegen folgende 
Entſcheidungen oder Verfügungen ergriffen werden : 

1) gegen die Entſcheidung des Gerichtes, woburd dasſelbe fih in einer Straffache 
nicht für zuftändig erflärt, und dieſelbe an ein anderes Gericht abtritt ($. 50); 

2. gegen die Berweigerung oder Bewilligung eines Amtszeugniffes iiber die ausge- 
wiejene Schuldlofigkeit ($. 189); 

3. gegen jeden Einftellungs -, Ablaffungs- oder Anklagebeſchluß ($$. 196, 251, 394); 

4. gegen die Bewilligung oder Abweifung der Wiederaufnahme des Strafverfahrens 
(8- 373); 

5. gegen bie Enticheidung über bie Einleitung des Contumtacial= (Edictal) » Verfahrens 
($- 385); | 

6. gegen jene Entſcheidungen des Oberlandesgerichtes, wodurch der erftrichterliche 
Beihluß in was immer für einer Art abgeändert wurde ($. 211). 


IV, Die Berufung können ergreifen: a) der Staatsanwalt, nicht aber auch ber Ober» 
ftaatsanwalt, Daher die Berufung gegen ein abänderndes Erfenntniß des Oberlanbesgerichtes 
immer wieder von ben in erfter Inftanz babei betheiligten Parteien ausgehen muß, b) der 
Privat-Ankläger und e) der Befchuldigte, Tetterer aber gegen die Entſcheidungen bes Ober- 
lanbesgerichtes nur dann, wenn ber erftrichterliche Beichluß zu feinem Nachtheile abgeändert 
wurde ($. 211). Es können auch zwei oder alle drei der genannten Perfonen zugleich bie 
Berufung ergreifen, wenn jede von ihnen Grund dazu zu haben glaubt ($. 209). — 
Durch die Beſchränkung auf dieſe Perfonen unterfcheidet fich die Berufung weſentlich von 
der im 8. 64 erwähnten Beichwerbeführung, zu welcher Jedermann berechtigt ift, ber 
ſich beſchwert erachtet, und von der Berufung gegen ein Erfenntniß, welche nah $. 300 
aud ben nächften Angehörigen des Verurteilten, dem Beſchädigten und beffen Erben 
zufteht. 

V. Aus welden Gründen die Berufung ergriffen werben fann, ift im Geſetze 
nicht beftimmt ausgefproden; aus der Natur ber Sache folgt aber, daß es genüge, daß 
fich eine der oben genannten Perfonen durch die Entjcheidung des Gerichtes fei es in Bezie- 
hung auf die Thatfrage (indem z. B. Umftände als bewiefen, Berbadtsgründe als vor- 
handen angenommen wurden, welche nicht vorhanden waren ober umgefebrt) oder in Be- 
ziehung auf die Nechtsfrage (weil z. B. die ftrafbare Handlung irrig bezeichnet, bie ein- 
getretene Straffofigfeit nicht berlidfichtigt, die Handlung als nicht unter das Strafgejets 
paffend erffärt wurde) beſchwert fühle, oder daß ein ſolches Gebrechen im Berfabren unter- 
laufen fei, welches eine richtige Entſcheidung hindert. Der Staatsanwalt insbejonbere hat 
aber das Recht und die Pflicht, in allen Fällen die Berufung zu ergreifen, wo er bas 
Geſetz für verletst erachtet, ohne Rüdficht, ob eine Abänderung ber erftrichterlichen Entichei- 
bung dem Beſchuldigten ginftig oder nachtheilig ift, 
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VI. Die rehtlihe Wirkung ber Berufungsanmeldung befteht zunächſt darin, 
daß der Vollzug der durch den gerichtlichen Beſchluß getroffenen Berfügungen (3. B. die 
Abtretung der Akten, die Berbaftung oder Entlafjung des Beichuldigten) bis zur rechtskräf— 
tigen Erledigung der Berufung durch den oberen Nichter aufgehoben bleibt. — Auch 
hierdurch unterfcheidet fi die Berufung von der im $. 64 erwähnten Bejchwerbeführung, 
und von jener des Staatsanmaltes gegen die Aufhebung der Unterfuhungsbaft gemäß 
8.161. — Es verfteht fih übrigens wel im Zufammenhange mit ben übrigen Beftim- 
mungen ber Strafprozeßordnung von felbft, daß ungeachtet dieſer aufjchiebenden Wirkung 
ber Berufung, alle jene dringenden Amtsbandlungen, welche im Falle einer Abänderung 
bes Beichluffes nicht nachgebelt, oder durch deren Unterlaffung die allfälligen künftigen 
Amtshandlungen vereitelt werben könnten, vorgenommen werben müſſen. So wird bas 
Gericht, das fich in einer Sache zuftändig erklärt hat, ungeachtet der Berufung dagegen, 
alle dringenden Amtsbandlungen vornehmen müffen ($. 50); jo wird, wenn gegen einen 
bisher auf freiem Fuße Belaffenen im Anklagebejchluffe die Unterfuhungshaft aus den Grün— 
ben des $. 156 b) und c) verhängt wurbe, ungeachtet der Berufung dagegen , mittlerweile 
die vorläufige Verwahrung (8.151) zu verfügen fein ; jo kann ungeachtet ber Berufung gegen 
den Ablaffungsbeichluß der Verhaftete auf freien Fuß geftellt werden, wenn die Bebinguns 
gen bes $. 161 eintreten. 


VII. Bon der weiteren Wirkun a der Berufung, welche darin befteht, daß in deren 
Folge nun die Sache der Beurteilung eines Höheren Gerichtes unterbreitet wird, jo wie 
von den oben unter 6) und 7) berübrten Bunften handeln die folgenden Paragraphe. 


8. 203. 


Bann, wo, und wie die Berufung anzubringen. 


Die Berufung ift, innerhalb 24 Stunden vom Tage der Eröffnung 
des Beſchluſſes, bei dem Unterſuchungsgerichte, oder, infoferne dem Be- 
ſchuldigten der Beſchluß durch ein anderes Gericht zugeftellt wurde ($. 201), 
wenn er es vorzieht, and bei diefem anzumelden. Iſt von dem Beichuldig- 
ten die Anmeldung bei dem letzteren gefchehen, fo hat dasjelbe dieſe Anmel- 
dung ohne alfen Verzug dem Unterfuhungsgerichte mitzutheilen. 

Eine etwa erfolgte Verzichtleiftung anf die Berufung kann von dem 
Verzichtleiftenden nicht mehr widerrufen werden. 

Die Ausführung der Berufung ift läugſtens innerhalb act Tagen, 
vom Tage der Anmeldung an zu rechnen, bei dem Unterfuhungsgerichte 
entweder mündlich oder jhriftlicd) anzubringen. Zur Ausführung der Bern: 
fung kann fid) der Angeklagte einen rechtskundigen Vertreter oder im 
Abgange eines ſolchen aud) einen anderen verftändigen und unbeſcholtenen 
Mann als Bertheidiger wählen, Dieſem jowohl, als auch jedem zur Bern: 
fung Berechtigten ift zum Behufe der Ausführung derfelben die Einficht der 
Unterfuhungs-Acten unter der gehörigen Aufſicht zu geitatten. 

Eine verjpätete, oder nad) erfolgter VBerzichtleiftung angemeldete Be- 
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rufung, fowie auch eine nicht innerhalb der geſetzlichen Friſt angebradite 
Ausführung derfelben hat das Unterfuhungsgericht zurüdzuweifen. 

I. Die hier erwähnten Friften find nad der im $.5 gegebenen Vorfchrift zu be» 
rechnen. 

II. Dur den $. 8 ber Minifterialverorbnung vom 15. Oktober 1853, Nr. 210 
R. ©. Bl. wird verordnet, daß, wenn ein Angeftellter der Finanzwache wegen eines ge— 
ſetzwidrigen Mifbrauches der Waffen in Anklageftand verjett wird, er fi zum Behufe 
ber Ausführung ber ihm gegen dieſes Erkenntniß zuftehenden Rechtsmittel auch einen Bes 
amten der ihm vorgefegten Finanzbehörde als Bertheidiger wählen fann. 


II. Ben Amtswegen wird ben Beſchuldigten zur Ausführung feiner Berufung in 
feinem Falle ein Vertreter beigegeben. 


IV. Wird die Berufungs- Anmeldung oder Ausführung zu ſpät angebracht, fo bat 
fie das Gericht jedenfalls anzunehmen ober das Protofoll darüber aufzunehmen, die 
überreichte Schrift oder das Protofoll aber mit dem Befcheide zu erledigen, „daß dieſe ver— 
jpätet angebrachte Berufungs- Anmeldung oder Ausführung zurücgewiefen werde.“ Die» 
fer Beicheid ift dem Berufungswerber in dem gewöhnlichen Wege durch Zurüdftellung 
der Schrift, oder durch einen Natbichlag bekannt zu geben. — Da eine folde Zurüd- 
weifung auch in einem Irrthume des Gerichtes in Berechnung der Frift ihren Grund 
baben fann, jo muß, joll der Berufungswerber nicht unverjchuldet um fein Recht kom— 
men, ihm auch gegen eine derlei Zurückweiſung ein Nechtsmittel offen ftehen. Das Geſetz 
erwähnt zwar ein folches nicht ausdrücklich. Da es aber bei einem gefetlich beftebenden 
Inftanzenzuge allgemeiner Grundſatz ift, daß man fich gegen jede Berfügung des unteren 
Richters bei dem oberen Richter befchweren fünne, wenn das Gefet dies nicht ausdrücklich 
verbietet ($$. 64, 65, 314), jo ift wol fein Zweifel, daß auch gegen eine folche Zurück— 
weifung die Berufung eben fo, wie gegen den gerichtlichen Bejchluß jelbft, ergriffen wer- 
ben könne. 

V. Was die Forın der Berufungsausführung betrifft, jo kann bier feine nähere Be— 
lehrung darüber gegeben werben, weil fie fih nad den Umftänden jedes einzelnen Falles 
und nad dem richterlichen Entjcheidungsgründen richten muß. Im Allgemeinen läßt fich 
nur jagen, daß fie, wenn fie gegen Gebrehen bes Berfahrens gerichtet ift, biefelben 
genau bezeichnen und beweifen, — wenn fie gegen ben Ausjprud über die Zuftändig- 
feit gerichtet ift, die Gründe entwideln muß, aus denen mit Berüdfichtigung der Beftim- 
mungen bes V. Hauptſtückes ein anderes Gericht als zuſtäudig anzufehen wäre, — daß ſie 
endlich, wenn fie gegen die Entſcheidung ſelbſt gerichtet ift, eine furze, bünbige, auf 
das Geſetz und die Thatumftände gegründete Widerlegung der Entiheidungsgründe zu ent> 
halten bat, 


S. 204. 
Einfendung der Berufungs-Acten an das höhere Gericht. 
Iſt gegen den Beſchluß des Gerichtshofes eine Berufung angebradt 
worden, jo find nad) Ablauf der zur Ausführung derjelben offen ftehenden 
Friften von dem Unterfuhungsgeridhte die erforderlichen Acten ſammt der 
dajelbft eingebradgten Ausführung der Berufung, oder wenn feine ſolche 
rechtzeitig eingelegt wurde, mit der Anmeldung allein, an den Gerichtshof, 
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und von diefem au das Oberlandesgericht einzufchiden, und das Bera- 
thungs= Protokoll hinſichtlich desjenigen Beſchluſſes beizuſchließen, wider 
welchen die Berufung gerichtet iſt. Wenn es nothwendig erſcheint, ſind in 
dem Einbegleitungsberichte des Gerichtshofes die Beſchwerdepuncte kurz zu 
beleuchten. 

I. Daß dieſe Einſendung mit möglichfter Beichleunigung geſchehen müſſe, verftebt fich 
wol von jelbft. 

II. Was die Form des Ginbegleitungsberichtes betrifft, fo jchreiben darüber bie 
88. 200, 201 und 211 des faij. Patents v. 3. Mai 1853, Nr. 81 R. ©. Bl. Folgendes 
vor: Die bei Erftattung eines Berichtes in der Sigung Anweſenden find in demjelben ftets 
namentlih anzuführen, und vorgefommene abweichende Meinungen über den Inhalt des— 
ſelben am Schluffe anzumerken. In Berichten, welche ſich auf einen vorbergegangenen 
Auftrag beziehen, ift das Datum und die Gejchäftszahl des Auftrages anzuführen. Bon 
Außen ift jeder Bericht mit einer Aufjchrift zu werfeben, welche die Behörde, an bie er 
gerichtet ift, das Gericht, von dem er erftattet wird, die Namen ber Parteien und mit 
wenigen Worten den Gegenftand zu bezeichnen bat. Die Berichte find zuerft von dem Re— 
ferenten, und wo ein Bice-Präfident beftebt, auch von dieſem, dann won dem Borfteber 
bes Gerichtes zu unterfertigen. 


Muſter eines Einbegleitungsbericdhtes. 


HSodhlöblihes ki f, Oberlandesgeridt! 


Ueber die von N, N. gegen den 
bierortigen Beſchluß vom — 3. —, 
wodurd derjelbe wegen — in Anflage- 
ftand verfegt wurde, ergriffene Beru— 

A, B fung werben die ſämmtlichen Akten in A, 
nebjt dem Berathungsprotofolle in B, 
mit dem gehorfamen Bemerken zur höhe— 


N ae ven Entſcheidung vorgelegt, daß der in 
Kath N en der Berufungsausführung enthaltene 3. 
Rath N. Beſchwerdepunkt nur dadurch begründet 


ift, daß durch ein Verſehen der hieror- 
tigen Kanzlei in der hinausgegebenen 
Abſchrift der Entſcheidungsgründe die in 
der Urjchrift mit Notbftift bezeichnete 
Stelle ausgelafjen wurbe. 
N., den — 

MN, N. N. 

Gerichtsvorſteher. Rath. 
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Bon Außen: 
K. K. Oberlandesgeridt. 
Bericht 
des k. k. Kreisgerichtes zu N. 
über die Berufung des N. N. gegen den 
hierortigen Anklagebeſchluß vom — 3. — 


8. 205. 
Ergänzung der Unterfuhung und Abgehen vom früheren Be- 
ſchluſſe in Folge einer Berufung. 


Findet der untere Gerichtshof ſelbſt, daß aus Anlaß der Berufung 
nod) weitere Erhebungen nöthig feien, jo hat er diefelben von Amtswegen 
einzuleiten, und wenn er in Folge derjelben von jeinem früheren Beſchluſſe 
abzugehen findet, den neuen Beſchluß unter Vorbehalt der neuerlichen Be- 
rufung gegen denfelben auszufertigen. 

Beharret er jedoch bei feinem früheren Beſchluſſe, fo find die Acten 
fammt den neuen Erhebungen jogleid au das Oberlandesgericht vorzu— 


legen. 
Bei den Verhandlungen der Landes- und Kreisgerichte über angebrachte 


Berufungen hat and der Staatsanwalt gegenwärtig zu fein, um mit feinen 


Anträgen vernommen zu werden, 

I. Aus diefer Vorſchrift des Gejetes ergibt ih, daß der Gerichtäbof die an ihn 
eingelangte Berufungs-Anmeldung oder Ausführung nicht nur dem Oberlandesgerichte vor- 
zulegen, jondern diejelbe vworerjt einer genauen eigenen Würdigung zu unterziehen bat. 
Findet der Gerichtshof (rücfichtlich der Referent), daß die vorgebrachten Beſchwerdepunkte 
durch die Einleitung neuer Erhebungen beboben werden fünnen, oder daß in deren Folge 
neue Erhebungen oder Ergänzungen zum beſſeren Begründung des erftrichterlichen Beichluffes 
erforderlich feien, fo find dieſe nach Vorſchrift der 88. 192 und 195 einzuleiten, und nach 
dem gemäß $. 190 erfolgten Abjchluffe der Unterfuhung ift ein neuerlicher Beſchluß zu 
faffen, der entweder mit dem zuerft gefaßten übereinftimmt — rüdfichtlih dahin zu faſſen 
ift, „daß es bei dem am — 3. — gefaßten Beichluffe jein Bewenden babe” — ober 
von demjelben abweicht. 

II. Findet der Gerichtshof e8 bei dem früheren Beſchluſſe bewenden zu fafjen, jo find 
die ergänzten Alten ohne weiters bem Oberlandesgerichte vorzulegen, wobei der Gerichts- 
bof mit Rückſicht auf die Borjchrift des $.204 in wichtigeren Fällen in feinem Berichte auch 
die Gründe zu entwideln haben wird, warum er bei feinem früheren Bejchluffe beharre; 
wird aber ein abweichender Beichluß gefaßt, jo ift derfelbe gemäß $. 201 auszufertigen, 
und es fteht gegen benjelben neuerlich die Berufung offen. 

II. Außer auf Grundlage neuerliher Erhebungen darf aber der Gerichtshof durchs 
aus nicht von feinem früheren Beſchluſſe abgeben, auch wenn er durch die Berufungs- 
ausführung ſelbſt zu der Anficht gebracht worden wäre, daß jein Beſchluß unrichtig jei, 
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jonbern er hat in einem ſolchen Falle ohne weiters die Aften dem höheren Gerichte vor- 
zulegen ($. 220). 


S. 206. 
Verfügung des höheren Gerichtes mit den Berufungs-Acten. 


Nach Einlangung der Acten bei dem Oberlandeögerichte hat der Prä- 
fident dafür einen Referenten zu bezeichnen, weldem frei fteht, ohne Aufer: 
tigung eines uenen Actenauszuges, den Artenanszug des Gerichtshofes 
erſter Inftanz zu benügen, und demfelben nur die nöthigen Ergänzungen 
und Beridtigungen beizufügen. 


8. 207. 


Beſchlußfaſſung des Höheren Gerichtes: 
a) im Falle einer Unzuſtändigkeit der Gerichte; 


Wird bei der von dem Oberlandesgerichte hierüber ftattfindenden Be- 
tathung das Unterfuhungsgericht oder der Gerichtshof nicht für zuftändig 
erfaunt, jo hat es dennod) die von dem incompetenten Gerichte vorgenom- 
menen Amtshandlungen und Beſchlüſſe zu prüfen, und wenn ihnen aufer 
der Unzuftändigfeit fein Bedenken entgegen fteht, diefelben für wirfam zu 
erklären, daher in die Hauptſache einzugehen, und allenfalls nur die Fort: 
ſetzung des Verfahrens dem zuftändigen Gerichte zuzuweifen, 

Befindet ſich das zuftändige Gericht in dem Sprengel eines anderen 
Oberlandeögerichtes, fo ift ſich vorläufig mit diefem in das Einvernehmen 
zu jegen, ob das Verfahren bei dem bisherigen Gerichte zu belafien, oder 
an ein anderes Gericht abzutreten ſei. — Können ſich die beiden Oberlan- 
beögerichte hierüber nicht einigen, fo entfcheidet der oberſte Gerichtshof 
($. 50). 

Jedes Gericht hat fi) der ihm von dem vorgeſetzten Oberlandes- 
gerichte aufgetragenen Amtshandlung zu unterziehen, im Uebrigen aber nad) 
dem Geſetze zu enticheiden. 

I. Das Oberlandesgericht hat die ihm vorgelegte Unterfuhung in dreifacher Be- 
ziehung und in der folgenden Ordnung zu prüfen, und feine Entſcheidung dar⸗ 
über zu fällen: 


1. ob das Unterſuchungsgericht oder der Gerichtshof zur Unterſuchung oder Entſchei⸗ 
dung berufen war? 

2. ob nicht in dem bisherigen Verfahren ſolche Geſetzwidrigkeiten oder Mängel un— 
terlaufen find, welche eine gründliche Entſcheidunghind ern? 

3, ob die Entſcheidung in der Hauptſache dem erhobenen Sachverhäftniffe und dem 
Geſetze gemäß gefällt ift? 

I, Bei der Entſcheidung der erften Frage können brei Fälle vorfommen: 1) das 
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Gericht ift zweifellos zuftändig; 2) das Oberlandesgericht findet die gegen Die Zuftändig- 
feit erhobenen Bedenken fo unwichtig, daß es über dieſelben hinausgeht; 3) das Ge- 
richt wird für unzuſtändig erklärt. — Im 1. und 2. Falle wird zur Erörterung ber 
zweiten Frage übergegangen ($. 208), im 3. Falle ift nad) der weiteren Vorſchrift dieſes 
Baragrapbes vorzugehen. 

III. Das Recht über die Unzuftändigfeit hinauszugehen, und die von dem als un» 
zuftändig erkannten Gerichte gepflogenen Amtshandlungen als giltig zu erflären, bat 
aber das Oberlandesgericht nur dann, wenn nicht die Berufung ausdrücklich — ſei es allein 
ober nebenbei — gegen den Beſchluß des Gerichtes in Betreff der. Zuftändigfeit erhoben 
worden ift. Denn wäre dies ber Fall, jo muß ſich das Oberlandesgericht über dieſe Frage 
beftimmt ausfprechen, und kann daher nicht zugleich das Gericht unzuftändig erfennen und 
beffen Amtshandlungen dennoch für wirkſam erklären, weil durch eine ſolche Entſcheidung 
der Zwed der Berufung vereitelt werden würde. 

IV. Dem an das unterftehende Gericht ergangenen Auftrage zur neuerlichen Bor: 
nahme oder Fortjegung des Verfahrens hat fich dasſelbe zu fügen, und e8 fteben ben 
Parteien gegen dieſe Verfiigung nicht die in $$. 49, 50 und 202 erwähnten Rechtsmit- 
tel, jondern nur jenes der Berufung gemäß $. 211, und wenn bereits der oberfte Ge- 
vichtshof in der Sache gejprochen hätte, gar fein weiteres Rechtsmittel offen. 


8. 208. 


b) wenn e8 Gejegwidrigfeiten oder Mängel in dem bisherigen 
Berfahren findet. 


Erfennt das Oberlandesgericht das Gericht für zuftändig, oder über 
die Bedenken Hinfihtlid der Zuftändigfeit hinauszugehen, fo hat es zu 
prüfen, ob nicht in dem bisherigen Verfahren ſolche Gejeswidrigfeiten oder 
Mängel unterlaufen find, welde eine gründliche Eutſcheidung hindern. Fit 
diejes der Fall, jo hat e3 die Acten jogleid dem unteren Gerichte mit dem 
Auftrage zurüczufenden, daß es die bemerkten Mängel zu verbefjern, und 
wenn es nad vorgenommener Ergänzung von feinem früheren Beſchluſſe 
abzugehen findet, einen neuen Beſchluß zu fallen, und denjelben unter Vor— 
behalt der neuerlichen Berufung dagegen auszufertigen, in dem alle aber, 
wenn es auf feinem früheren Beſchluſſe beharrt, die Acten ſammt den vor: 
genommenen Ergänzungen ſogleich an das Oberlandesgeridt einzuſchicken 
habe. 

Bon den Beihlüffen des Oberlandesgericdtes, wodurch derlei Ergän- 
zungen angeorbnet werden, find die Parteien nicht insbejondere zu verſtän— 
digen, und es ijt dagegen auch Fein weiterer Rechtszug zuläjlig. 

Fallen dem Oberlandesgerichte nur mindere Gebrechen auf, welche auf 
die Entiheidung feinen Einfluß haben, jo hat es zwar mit der legteren vor: 
zugehen, jedod) die wahrgenommenen Gebrechen jederzeit durch eine beſon— 
dere Ausfertigung zu rügen. 
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Werden derlei Gebrechen in den Amtshandlungen des Stantsanwaltes 
wahrgenommen, fo hat fie der Ober-Stantsanwalt zu rügen ($. 32, lit. e). 


I. Auch bei Erörterung ber zweiten Frage können breierlei Fälle eintreten: 1. Das 
Oberlandesgericht findet die Unterfuhung dem Geſetze gemäß abgeführt; 2) es findet Ge- 
brechen, welche auf die Entſcheidung feinen Einfluß haben; 3) es findet ſolche Mängel, 
welche eine gründliche Entjcheidung hindern. — Im 1. Falle geht e8 ohne weiters auf die 
Erörterung ber dritten Frage über; im 2. Falle thut es dasjelbe, bat aber die in dem 
Berfahren des Gerichtes bemerkten Mängel zu rügen; im 3. Falle gibt es die Unterfuchung 
zur Berbefferung zurüd. 


I. Die gegenwärtige Strafprozeßordnung hat ſich in Feine tarative ‚Aufzählung von 
Formgebrechen eingelafjen, welche die Aufhebung des erftrichterlichen Bejchluffes ſchon nach 
dem Geſetze nach fich ziehen, ſondern die Beurteilung über das Borhandenfein von Formge— 
brechen und deren Wirkung, mit Ausnahme weniger Fälle, dem Oberlandesgerichte an— 
beimgeftellt. — Demnad gibt e8 dreierlei Arten von Kormgebreden: 

1. ſolche, welche ſchon Kraft des Geſetzes die Amtshandlung, bei der fie unterlaufen 
find, rechts unwirkſam maden; diefe find: 

a) die Verwendung von Perfonen ald Sachverſtändige, welche in diefem Straffalle 
nicht als Zeugen vernommen oder beeidet werben dürfen ($. 80); 

b) die Bernehmung von Geiftlichen und Staatsbeamten über das, was ihnen unter 
bem Siegel des Amtsgeheimniffes anvertraut wurde ($. 112); 

c) die Vernehmung der im $. 113 bezeichneten Perfonen ohne ausdrückliche Ber- 
zichtleiftung auf die ihnen zuftehende Rechtswohlthat ($. 113); 

d) die Beeidigung von Perjonen, denen eines der im $. 132 bezeichneten Bedenken 
entgegenfteht,, infofern die Beeidigung (nicht aber die Ausjage) als nicht gefchehen be- 
tradhtet wird ($. 132); 

e) die Verabſäumung ber gefeglichen Förmlichkeiten bei Vornahme des gerichtlichen 
Augenjcheines ($. 262); 

f) die Bernadhläffigung ber gefeglichen Form bei Abgabe des Gutachtens der Sach— 
verftänbigen ($. 263). 

2. Formgebrechen, welche nach ber Anficht des Oberlandesgerichtes von ſolcher Wich- 
tigfeit find, daß fie wegen ber daraus entfpringenden Unverläffigfeit der Amtshandlung die 
gründliche Entſcheidung hindern, und daher vorläufig behoben werben müſſen; 

3. Formgebrechen, welche auf die Entfcheidung feinen Einfluß haben, und worüber 
blos eine Rüge an bas ſchuldtragende Gericht, abgefondert von der Entſcheidung in ber 
Hauptſache, ergeht. 

III. Die Formgebrechen der 2. und 3. Art laffen fih unmöglich aufzählen, weil deren 
Einfluß zu jehr von den Umftänden des vorliegenden Falles abhängt, jo dag eine Förmlich— 
feit in dem einen Falle einen wefentlihen Einfluß auf die Entſcheidung haben Tann, 
während fie in einem anderen als Nebenfache erjcheint. — Beifpielsweife, und ala Warnung 
für die Gerichte und Staatsanwaltfchaften zur Vermeidung wohlverdienter Rügen, mögen 
folgende Formgebrechen angeführt werben: 

a) Wenn ein Richter, Protofolfführer oder Staatsanwalt, dem ein gefetlicher Aus- 
ſchließungsgrund ($$. 52, 53, 58) im Wege ftand, dennoch Amtshandlungen vorgenom— 
men bat, ohne daß die im $. 55 geforderten Bedingungen eintreten; 

b) wenn bei den am Gerichtshofe jelbft geführten Unterfuchungen nicht die im $. 63 
vorgefchriebene vorläufige Verftändigung des Staatsanmwaltes erfolgte; 
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e) wein bie worgefchriebene Zuziehung von Gerichtszeugen (SS. 67, 108, 172) un» 
terlaffen wurde, mit Ausnahme bes ſchon oben (Abſ. 1 lit. e) erwähnten Falles des Augen- 
ſcheines ($. 77); 

d) wenn in jenen Fällen, wo die Aufnahme eines Protofolles vorgefchrieben ift 
(88. 67, 108, 122, 172, 185), fein beeideter Protofollführer beigezogen wurde; 

e) wenn bie theild im ber Strafprozeßorbnung, theil® in der Inſtruktion für bie 
Strafgerichte gegebenen Vorſchriften Über die gejegliche Beglaubigung der aufgenomme- 
nen Protokolle nicht befolgt wurben; 

f) wenn der Einleitungsbefhluß und Berhaftsbefehl nicht in der in den $$. 145 und 
157 vorgefchriebenen Weiſe ausgefertigt wurben; 

g) wenn die Unterfuhung abgefchloffen wurde, obne dem Unterfuchten die Bedenkzeit 
(8. 190) freizuftellen ; 

h) wenn ber Staatsanwalt jelbft Unterfuhungsbandlungen, mit Ausnahme der ihm 
nach $$. 106, 110 und 152 zuftehenden, vorgenommen hätte; 

j) wenn bie im $. 192 beftimmten Friſten nicht zugehalten wurden (vgl. $. 217); 

k) wenn ber entſcheidende Gerichtshof nicht gehörig befetst war (88.17, 18), ober 
die Vorjhriften über die Berathung, Abftimmung und Beſchlußfaſſung (88. 21 u. ff.) 
nicht beobachtet wurben ; 

]) wenn insbejondere vor dem Eingehen in die Hauptfache die Frage fiber bie Zu— 
ftändigkeit des Gerichtes nicht gehörig (5. 23, 196, 207) in Erwägung gezogen wurde ; 

m) wenn der Anklagebefhluß nicht die im $. 200 lit. a — f aufgeführten Erfor- 
derniffe enthält, oder 

n) berjelbe oder ein anberer ber im $. 196 aufgezähften Beſchlüſſe nicht geſetzmäßig 
ausgefertigt wurbe (vgl. die Erklärung am Schluffe des $. 200); 

0) wern bei Kundmachung bes Anklagebefchluffes nicht die in den $$. 201 und 213 
vorgefchriebene Belehrung erfolgte, 

Die dürften die wejentlichften Gebrechen fein, deren Vermeidung ftrenge im Auge zu 
behalten ift, denn Heinere Unvollfommenheiten werben wie bei jedem Menſchenwerke, auch 
im Strafverfahren nur zu häufig vorkommen. 

IV. Ueber die in Folge des Auftrages des Oberlandesgerichtes vorgenommenen Er- 
bebungen und Ergänzungen verführt das Gericht eben fo, wie über die, welche es jelbft 
nach $. 205 über die Berufung veranlaßt hat, und es ift die Unterfuhung neuerlich nad 
$. 190 zu fchließen. 


8. 209. 


In wieferne von dem höheren Gerichte das unterridterliche Er- 
kenntniß aud zum Nahtheile des Beſchuldigten abgeändert 
werben könne. 


Steht feines der in den 89. 207 und 208 erwähnten Hindernifje ent« 
gegen, fo hat das Oberlandesgericht in die Eutſcheidung der Hauptſache 
einzugehen, wobei, wenn die Berufung nur von dem Beſchuldigten ergriffen 
worden ift, da8 Oberlandesgeriht das Erlenntniß nicht zum Nachtheile des 
Beihuldigten abändern kann, 

Iſt aber die Berufung von dem Stantsanwalte oder Privat-Ankläger 
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erhoben worden, jo kann das Oberlandesgericht das frühere Erkenntniß 
ſowohl zum Vortheile, als zum Nachtheile des Beſchuldigten abändern, 


8. 210. 


Prüfung von Amtswegen auch der nicht der Berufung unter 
zogenen Puncte zu Gunften jeder Beschuldigten. 


Veberhaupt hat das Oberlandesgeridht bei jeder ihm vorgelegten Be- 
rufung zu prüfen, ob der Vorgang und die Entſcheidung des unteren Rid)- 
ters in allen Beziehungen gejesmäßig war, und wenn es eine Abänderung 
des unterridhterlichen Beſchluſſes zu Gunften eines Beſchuldigten im Gefege 
gegründet findet, diefelbe von Amtswegen auch hinſichtlich derjenigen 
Puncte und Beichuldigten zu verfügen, hinſichtlich welcher Feine Berufung 
ftattgefunden hat. 

I. Findet das Oberlandesgericht in die Hauptfache einzugeben, fo bat es ohne 
Nücficht auf den Grund ber Berufung oder Die Perfon des Berufenden, ſowol bie 
abgeführte Unterfuhung als auch die Entſcheidung in allen Beziehungen zu prüfen und 
über diefelbe nach feinem freien Ermeffen (mit einziger Ausnahme der unten folgenden 
Beihränkung) zu entſcheiden. E8 wird Daher: 

1. wenn ber erftrichterliche Vorgang und die erftrichterlihe Entſcheidung dem Ge- 
ſetze angemefjen war, eben jo entjcheiden, wie ber erfte Richter, d. h. dem umterrichter- 
lichen Beſchluß beftätigen; ober 

2. wenn bie erwähnte Bedingung nicht eintritt, dem Geſetze gemäß einen von 
dem erftrichterlihen Bejchluffe abweichenden faffen, d. h. den unterrichterfichen Beſchluß 
abändern. 

HM. Rüdfihtlih der Abänderung ber erftrichterlichen Beſchlüſſe gelten folgende 
Regeln: 

1. die Abänderung fann fi auf alle jene Punkte des erftrichterlichen Befchlufjes 
beziehen, welche das Dberlandesgericht nicht dem Geſetze angemeffen findet, e8 mag wegen 
derjelben oder aus einem anderen Grunde die Berufung ergriffen worben fein; 

2. betrifft der erftrichterliche Beihluß mehrere Beſchuldigte, fo kann derſelbe 
auch rilckfichtlich jener Perfonen, welche Leine Berufung ergriffen haben, dem Geſetze 
gemäß abgeändert werben ; 

3. wurde bie Berufung von dem Staatsanwalte oder Privatfläger allein ober 
zugleich mit einem oder mehreren der Befchuldigten ergriffen, fo ift das Oberlandes- 
gericht in feinem Abänderungsrechte durchaus nicht befchränft; 

4. hat der Beichuldigte allein die Berufung ergriffen, jo kann ber erftrichterliche 
Beſchluß nicht zu feinem Nachtheile geändert werben; es kann aljo ein Einftellungsbe- 
ſchluß nicht in einen Einleitungsbefhluß ($. 145), ein Ablaffungs> nicht in einen An— 
Hagebeichluß, und bei dem letzteren nicht das Verbrechen in ein ſchwerer ftrafbares, ber 
Grab der Strafbarkeit nicht in einen höheren, oder die befchloffene Belaffung auf freiem 
Fuße in die Verhängung der Unterfuhungshaft geändert werben. Würde einem ſolchen 
erftrichterlichen Beichluffe, gegen den nur der Beihuldigte berufen hat, eine offenbare 
Ungejetzlichkeit zu Grumbe liegen, melde das Oberlandesgericht nicht durch eine dem 
Beſchuldigten nachtheilige Abänderung beheben kaun, jo wäre die Sache dem unteren 
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Richter nad) S. 208 unter Bezeichnung der Mängel zur neuerlichen Bejchlußfaffung zu- 
zumitteln. Bleibt desungeachtet das erfte Gericht bei - feinem Befchluffe, und jollte der 
Staatsanwalt oder Privatlläger auch gegen biefen Beſchluß feine Berufung anmelden, 
fo muß ihn das Oberlandesgericht beftätigen, 

5. Dasjelbe gilt, wenn von mehreren Beichuldigten nur einer, und nicht auch 
der Staatsanwalt oder Privatkläger, die Berufung ergriffen bat, denn auch bier kann 
rüdfichtlich jener, welche nicht berufen haben, der Beihluß nur zu ihren Gunften 
abgeändert werden, ohne Rüdficht Übrigens, ob der Beichluß, infofern er den Beru— 
fenden jelbft betrifft, beftätigt oder abgeändert wird. 

Literatur: Zur Erläuterung bes $. 210 (G. 3. 1856, Nr, 2.) 


8. 211. 


In wieferne eine Berufung an den oberften Gerihtshof zu- 
läſſig iſt. Berfahren darüber. 


Wird von dem Oberlandesgerichte der erftrichterliche Beſchluß beſtä— 
tiget, jo ijt dagegen Feine Berufung zuläflig. Dem Beſchuldigten fteht ferner 
auch dann fein weiterer Rechtszug offen, wenn von dem Oberlandesgerichte 
der eritrichterliche Beſchluß zu deſſen Gunften abgeändert worden ift. 


I. Der erftrichterliche Beſchluß ift als beftätigt anzufehen, wenn das Oberlandes- 
gericht in allen wejentlihen Punkten desjelben eben jo entjchieven hat, wie das Ge- 
richt erfter Inftanz. Hierin macht es feinen Unterſchied, ob das Oberlandesgericht ſich 
ausfpricht, daß es bem erftrichterlihen Beſchluß beftätige, ober: baf es die wiber 
biefen Beſchluß angebrachte Berufung verwerfe, ober ob es felbit einen fürmlichen 
Beſchluß fahte. Da das Gejeg nur von einer Beftätigung des Beſchluſſes, nicht aber 
von jener der Entjheidungsgründe ſpricht, jo muß ber erftrichterliche Beſchluß 
auch dann als beftätigt angefehen werben, wenn das Oberlandesgericht auch aus anderen 
Gründen als der erfte Richter zu demſelben Befchluffe gelangt; wenn z. 8. der erfte 
Richter einen Einftellungsbeichluß faßt, weil er in der Handlung den Thatbeftand einer 
Beruntrenung nicht erkennt, ber obere Richter aber, weil er zwar diefen Thatbeftand als 
vorhanden anfieht, jedoch die. Strafbarkeit durch den vor obrigfeitlicher Entdedung er- 
folgten Erſatz aufgehoben betrachtet: 

II. Das Recht der Berufung gegen einen abändernden Beichluß des Oberlan- 
desgerichtes, fteht jemer ber im $. 202 genannten Parteien zu, zu deren Nachtheil 
die Abänderung erfolgte, alfo bei einer Abänderung zu Gunften des Beichuldigten dem 
Staatsanwalt oder Privatfläger, bei einer Abänderung zum Nachtheile des Beſchul— 
digten, biefem. — Dagegen fteht dem Beſchuldigten, zu deſſen Gunften der Beſchluß 
geändert wurde, fein weiteres Berufungsrecht zu, um etwa eine noch günftigere Entſchei— 
dung zu erlangen, und es muß — ba das Gefe beide Parteien ganz gleich hält — 
weiters behauptet werben, daß auch dem Staatsanwalte oder Privatlläger, wenn ber 
Beſchluß zum Nachtheile des Beſchuldigten abgeändert wurde, fein weiteres Berufungs- 
recht zuftehe, um etwa eine noch ſtrengere Entſcheidung herbeizufiihren. 

Außer diefen Fällen aber fommt gegen die Entiheidung des Oberlan- 
deögerichtes den im $. 202 genannten Perfonen eine weitere Berufung an 


den oberiten Gerichtshof zu, welde ebenfalls aufidiebende Wirkung hat, 


88. 211, 212. 293 


Die Vorſchriften der SS. 203—205 haben aud) rückſichtlich dieſer Berufung 
zu gelten. Das Oberlandeögericht hat die ihm zufommenden Bernfungsacten 
an den oberften Gerichtshof einzufhiden, welder hierüber nach Vorſchrift der 
88. 207— 210 vorzugehen hat. 
Gegen die Entfheidung des oberften Gerichtshofes iſt feine Berufung 
zuläflig. 
*— dieſer Beziehung wird lediglich auf die Erklärung der vorhergehenden 88. 202— 
210 verwieſen. 
£iteratur: Lienbarbt, Ueber Appellabilität oberrigterliger Ertenntniffe (G. 3. 1856, Nr. 9.) 


S. 213, 
Berkündigung und Zuftellung der Erfenntniffe höherer Inftanzen. 


Auch rüdfihtlih der Verkündigung und Zuftellung der Erfenntniffe 
höherer Gerichte find die Vorſchriften des 8.201 in Anwendung zu bringen. 
Bon folden Erkenntniffen find jedod alle Perfonen zu verftändigen, welde 
gegen die unterrichterlihe Eutſcheidung die Berufung ergriffen Haben, und 
in der Ausfertigung an den Beſchuldigten muß die im 8. 201 vorgejdhrie- 
bene Belehrung auch ſchriftlich beigefügt werden. 

I. Im Vergleiche mit $. 201 und $. 32 lit. c) fann der Beſchluß des Oberlandes- 
gerichtes auch dem Oberftaatsanwalte zur Einficht mitgetbeilt werben, ohne daß ihm aber 
ein Berufungsrecht dagegen zuftände, indem er im $. 202 nicht ausbrüdlich genannt ift, 
und das Geſetz unter ber Bezeichnung „Staatsanwalt“ immer nur den bei bem Gerichts» 
bofe erfter Inftanz beftellten verfteht. 

II. Die Entſcheidung bes oberen Gerichtes langt in Form eines Decretes herab; bies 
wird dem Staatsanwalt im Original und im kurzen Wege zur Einficht mitgetheilt, ber 
Privatlläger und Befchuldigte aber werben durch ein weiteres Decret bes erften Gerichtes 
(Intimationsbekret) von der Entfcheidung verftändigt. Beftätigende Entſcheidungen über 
Berufungen gegen Anflagebefchlüffe können zur Abkürzung, insbefondere bei Berhafteten, 
auch mitteljt des oben bei 8.201 erwähnten Protofolles (vgl. das Mufter) mündlich befannt 
gegeben werben, indem in biefen Fällen jedenfalls die im $. 213 bemerkte Belehrung zu 
erfolgen bat. 


Zehntes Hauptftück. 
Von der mündlichen Schlußvergandlung. 
Die mündliche Schlußverhandlung ift ver Inbegriff aller jener 
Handlungen, durch welche dem erfennenden Richter die für oder wider ben 


Angeklagten fprechenden Beweismittel vorgelegt werden, damit er biefelben 
jelbft prüfen und nach deren Ergebniß fein Urteil über die Schuld over Schulb- 
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Lofigkeit des Angeklagten fprechen fünne. Die Schlußverhandlung fett daher 
als Grundbedingung einen rechtskräftig gewordenen Anklagebeſchluß voraus. 

In Beziehung auf diefelbe erörtert das Geſetz: 

1. Die Borbereitungen zur Schlufverhandfung, wozu auch Die 
Bejtellung eines Bertheidigers gehört, in den 88. 213—221; 

2. das Verfahren bei ver Schlufverhandlung felbit, in ven 88.222 
bis 247; 

3. die Arten der Beendigung verfelben, in ven SS. 248— 256; 

4. die Protofollführung bei der Schlufverhandlung, im $. 257. 


8. 213. 
In wieferne dem Angeklagten ein Bertheidiger beizugeben fei. 


Bei der Eröffnung des Anklagebeſchluſſes (SS. 201 uud 212) ift dem 
Angeklagten zugleid) befannt zu maden, daß er befugt fei, ſich bei dem 
Schlußverfahren eines Vertheidigers zu bedienen, und ſich denjelben ent- 
weder jelbit zu beitellen, oder deflen Wahl dem Gerichte zu überlafien, vor 
welchem das Schlußverfahren ftattfinden joll. 

In allen Fällen, wo es fid) um ein Verbrechen handelt, worauf im 
Geſetze die Todes-, oder eine Kerkerjtrafe von mindeftens fünf Jahren ver: 
hängt ift, ift dem Angeflagten ein Bertheidiger von Amtswegen zu beftellen, 
ſelbſt wenn er ſich eines ſolchen nicht bedienen will. 

Iſt ein Angeklagter nad) feinen dem Gerichte bekannten Verhältniſſen 
nicht im Stande, die Bertheidigungsfoften aus eigenem Vermögen zu zahlen, 
fo ift ihm von dem Gerichte ein Armenvertreter beizugeben. 

In allen Fällen, wo das Gericht einen Vertreter zu beftellen hat, ift 
derjelbe aus der Zahl der am Orte des Gerichtes wohnhaften Vertheidiger 
($. 214) zu nehmen, Will aber das Gericht einen Vertreter aus der Zahl 
der Advocaten beitellen, jo faun es an Orten, wo fid) ein Advocaten-Aus: 
ſchuß (Advocaten- Kammer) befindet, die Benennung feiner Perſon diefem 
Ausſchuſſe überlajien. 

Sind mehrere der nämlichen ftrafbaren Handlung Mitangeflagte vor: 
handen, welche fi ſelbſt ihre Vertreter wählen, jo bleibt es ihnen auch jelbft 
überlaſſen, ob fid) mehrere derſelben durd) einen gemeinihaftliden Berthei- 
diger vertreten lajien wollen. Sind aber die VBertheidiger für mehrere Mit: 
angeflagte von dem Gerichte zu beitellen, jo fteht es dem Vorfisenden der 
Gerihtsverhandlung frei, für mehrere derjelben nad Maßgabe ihres 
gemeinjhaftlihen oder widerftrebenden Intereſſes einen oder mehrere 
gemeinfame Vertreter zu beitellen, oder wenn die Benennung derjelben dem 
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Advocaten⸗Ausſchuſſe überlaffen wird, dieſem die Zahl zu bezeichnen, welde 
mit Rüdficht auf diefe Verhältniffe erforderlich) ift. 

Den aufgeftellten Vertretern bleibt es aber unbenommen, in dem Falle, 
wenn fie nad) Einfiht der Acten, und nad) genommener Rüdipradhe mit 
den von ihnen zu vertretenden Perfonen, die Vertheidigung in der von dem 
Gerichtsvorfisenden beftimmten Weiſe nicht angemeflen finden, auch eine 
größere Zahl von Vertretern in Antrag zu bringen, oder die Vertheidigung 
auf andere Weife unter fi) zu vertheilen. — Auch fteht es jedem Berthei- 
diger, welchem die Vertheidigung mehrerer Mitangellagten übertragen wor: 
den ift, deren Vertretung er nicht vereinigen zu Können glaubt, und dem 
Beihuldigten, wenn er glaubt, daß der ihm beftellte Bertheidiger feine Ver- 
tretung nicht gehörig werde führen können, frei, dieſes dem Borfigenden 
anzuzeigen, und um die geeignete Abänderung anzuſuchen. 

I. Der Angellagte hat das Recht, ſich bei der Schlußverhandlung itber was immer 
für ein Verbrechen oder Vergehen eines Vertheidigers zu bedienen, er bat aber auch die 
Koften diefer Bertheidigung zu tragen, wenn ihm nicht vom Gerichte ein unentgeltlicher 
Armenvertreter beigegeben wird. In den im 2. Abjate biejes Paragraphes bezeichneten 
Fällen aber bat das Gericht die Pflicht, dem Angeklagten einen Vertheidiger, und zwar 
auch dann zu beftellen, wenn er ſelbſt auf Die Beigebung eines ſolchen verzichten wollte, 
Jedoch bat auch in diefem Falle der Angeklagte die Vertheidigungskoſten zu tragen (8. 345), 
wenn ihm nicht wegen feiner Mittellofigfeit ein Armenvertreter gebührt. 

II In der Wahl des Vertheidigers ift der Angeflagte jeboch infofern beſchränkt, als 
er nur aus ber für ben betreffenden Oberlandesgerichtsfprengel kundgemachten Bertheidiger- 
liſte ($. 214) fich denfelben wählen kann. 

II. Beftellt das Gericht einen Bertheidiger aus ber Vertheibigerlifte, fo entfällt, da 
in berfelben auch die als Vertheibiger fungivenden Advokaten eingereiht find, die Nothwen— 
digkeit, fi wegen der Benennung der Perſon des Bertheidigers an bie Advokatenkammer 
zu wenden. Es verfteht ſich von jelbft, daß das Gericht, um jeber ungerechten Vertheilung 
in ber Zuweiſung ämtlicher, größtentheils unentgeltlicher Bertretungen, ober jeber Klage 
über Begünftigung ober Benacdhtheiligung eines Angelagten durch Beftellung eines gefchid- 
teren oder minder geſchickten Vertheibigers zu begegnen, fich bei Benennung ber Vertreter 
von Amtswegen ftreng an die Reihenfolge der Bertheidigerlifte halten muß, und einen ber 
darin aufgeführten Vertheidiger nur dann überfpringen kann, wenn es ihm wegen 
Krankheit oder Beurlaubung unmöglich ift, die Vertheidigung zu übernehmen. Hätte 
ein folcher Bertheidiger dem Gerichte für ſolche Berhinderungsfälle einen Stellvertreter 
nambaft gemacht, fo muß diefer an feiner Statt beftellt werben. 

IV. Das Anfuhen um eine Abänderung in ber Zumeifung ber Vertreter muß 
an ben Gerichtsvorfigenden minblih ober jchriftlich geftellt werben, und dieſer ift ver- 
pflichtet, wenn das Anfuchen nicht offenbar ungegründet ift, demſelben Folge zu geben. 
Gegen eine Verweigerung fteht fein bejonberes Rechtsmittel offen, fondern die bies- 
fällige Bejhwerbe müßte mit der Berufung in der Hauptjache verbunden werben. 
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Muſter für die Seftellung des Dertheidigers. 


1. Beftellung eines von dem Angeklagten gewählten Berthei- 
digers. 
Zahl — 
Das k. k. Landesgericht in N, 
an ben 
Herrn Gerichts-Advofaten Dr. N. 

Der des Verbrechens der Borjchubleiftung beſchuldigte Sebaftian Grün- 
linger hat zur Bertretung bei dev Schlufverhandlung und bei den allenfalls zu 
ergreifenden weiteren Rechtsmitteln Sie zum Bertheidiger beftellt, wovon Sie 
unter Hinweifung auf den $. 345 der Str. Pr. Odg. mit dem Beifage in Kennt- 
niß gejegt werden, daß Sie fid) wegen der einzuholenden Information in den 
gewöhnlichen Amtsftunden in dem hierortigen Präfidial-Bureau einfinden wollen. 

N., am — 


2. Beftellung eines Bertheidigers durd das Geridt. 
Zahl — 
| Das Ef. FE. Landesgericht in N. 

an ben Herrn Dr. N. 

Das k. k. Pandesgericht in N. hat Sie in Gemäfheit der 88. 213 und 214 
Str. Pr. O. als (unentgeltlichen) Vertheidiger für die in Verhaft (auf freiem Fuf) 
wegen Abtreibung der Leibesfrucht in den Anklageftand verjegte Valentine 
Doberer mit dem Beifügen beftellt, daß diefelbe die in Ermanglung eines Ein- 
verftänpnifjes nad $. 347 der Str. Pr. O. vom Gerichte feftzufegenden Koften 
der Bertheidigung zu tragen habe. 

Wegen Einholung der Information und Einfiht der Unterfuhungsaften 
wollen Sie fid) während der gewöhnlichen Amtsftunden in dem hierortigen Prä- 
fivial-Bureau melden. 

N., am — 
N. N. 


3. Mittheilung an die Advokatenkammer. 

Zahl — 
Das k. k. Landesgericht in N. 
an 
den ftändigen Ausschuß der Advokatenkammer in N. 
Nachdem für den des Verbrechens der Nachmachung öffentlicher als Münze 

geltender Greditspapiere befhulpigten Alerander Hirtenberger von Amts- 
wegen ein unentgeltlicher Vertheidiger zu beftellen ift, jo wird gemäß $. 213 ber 
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Str. Pr. Odg. das Erſuchen geſtellt, durch Anmerkung auf dieſem Schreiben mit- 
zutheilen, welcher der hieſigen Herrn Gerichts-Advokaten dieſe Vertheidigung 
zu übernehmen habe. 
N., am — 
Dieſes Schreiben ſendet die Advokatenlammer mit folgender Bemerkung zurück: 
Die Advolatenlammer macht den Herrn Gerichtsadvokaten Dr. N. zum 
Vertheidiger namhaft. 
N., am — 


8. 214. 
Bertheidigerlifte. 


Jedes Oberlandesgeriht hat für feinen Sprengel eine Bertheidiger- 
lifte anzulegen, welche mit Anfang eines jeden Jahres zu ernenern, fund 
zu machen, und bei jedem Strafgerichte anzuſchlagen ift. In dieſe Lite find 
borerft alle im Sprengel des Oberlandesgeridtes die Advocatur wirklich 
ansübenden Advocaten aufzunehmen. Es können aber in diefelbe anf ihr 
Anſuchen and) für das Richteramt, die Advocatur oder das Notariat geprüfte 
Rechtsverſtändige, fowie öffentlihe Lehrer der Rechtswiſſenſchaft aufgenom— 
men werden, wenn das Oberlandesgericht nad) den gepflogenen Erhebun- 
gen fi von deren Umnbedenklichteit überzeugt hat. — Wer fid) durd) die 
Ausſchließung ans dieſer Liſte gekrünkt erachtet, kann darüber bei dem Juftiz- 
minifterinm Beſchwerde führen. — Jeder in die Liſte aufgenommene Ber- 
theidiger ift zur Hebernahme der ihm an feinem Wohnorte von dem Straf: 
gerichte übertragenen Bertheidigungen verpflichtet. 

Ueber die Reihenfolge ber Beftellung zu Bertheibigern vergleiche bie Bemerkungen 
bei dem vorhergehenden Paragraphe (Abf. III. der Erklärungen). | 

Die in was immer für einem Theile des Reiches die Advocatur wirk- 
lid ansübenden Advocaten find beredhtiget, eine Vertheidigung and) außer 
dem Sprengel ihres Wohnfiges zu übernehmen. 

Stantsbeamte können nicht in die VBertheidigerlifte aufgenommen wer: 
den, wenn fie nicht die Bewilligung ihrer vorgefesten Dienftbehörde bei- 
bringen. 

Die Beamten des Strafgerichtes, bei dem eine Schlußverhandlung 
ftattzufinden hat, find in Ermanglung anderer Bertheidiger verpflichtet, auf 
Anordnung des Gerichtövorftehers Vertheidigungen zu übernehmen, and) 
wenn fie nicht in die Vertheidigerlifte aufgenommen find, 

Die Bertheidigung dur Beamte des Gerichtes foll nur im äußerſten Nothfalle 


eintreten und auch dann nur durch ſolche Perfonen geſchehen, welche bei ber Sache 
bisher ganz unbetheiligt waren. 
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8. 215. 


Beſprechung des Angeklagten mit dem Vertheidiger und Ein- 
jiht der Acten. 


Der Angeklagte kaun fid) mit feinem Vertheidiger ohne Beifein einer 
Gerichtsperſon beſprechen. Die Einſicht der Acten, mit Ausnahme der 
Berathungsprotofolle des Gerichtshofes, der Neferate, der Anträge des 
Stantdanwaltes zu geheimen Sigungen, und anderer Amtsacte, weldje nur 
den inneren Geſchäftsgang der Gerichte betreffen, ift dem Verteidiger und 
dem Beihuldigten unter Aufficht zu geftatten; auch können fie ſich von ein- 
zelnen Aetenftüden, ſoweit es ihnen nothwendig erſcheint, Abjchriften neh: 
men. Bon den Augenjheinsprotofollen, den Gutachten der Sahverftändigen, 
und von Original-Urkunden, welde den Gegenftand der ftrafbaren Hand: 
lung bilden, find ihnen auf Verlangen unentgeltlich Abjchriften zu ertheilen. 


I. Zu den Aftenftüden, deren Einfiht und Abſchriftnahme nicht geftattet ift, ge— 
hören laut Yuftizminifterialerlaffes vom 5. Jäner 1856, 3. 26610 auch jene polizeilichen 
Mittheilungen, um deren Geheimhaltung die Polizeibehörde ausdrücklich erjucht hat, 
weil biejelben nicht beftimmt find, um dem Beichuldigten als Anfchuldigungen ein- 
zelner Thatſachen vorgehalten zu werben, fonbern dem Gtrafgerihte nur Anhalts— 
punkte zu weiteren Nachforfchungen über das Borleben oder den Leumund besjelben 
an bie Hand zu geben. 

U. Um die übrigen Amtsgefchäfte nicht zu hindern, ift e8 zwedmäßig, zu biejen 
Beiprehungen fo wie zur Afteneinficht ein eigenes Zimmer zu beftimmen, in weldem 
letzteren ein verläfjiger Beamter bes Gerichtes ftetS gegenwärtig fein muß, z. B. ein 
Kanzlift. — In wichtigen Fällen kann fih immerhin der Unterfuchungsrichter ober ber 
Leiter der Schlußverhandlung dieſe Aufficht felbft vorbehalten. 


8. 216. 
Bernehmung des Angeklagten durch den Geridhtsvorfigenden. 

Iſt der Angeklagte verhaftet und bereits in dem Unterfuhungs-Gefäng- 
niffe des Gerichtähofes ($. 201), jo iſt er ſogleich nad) eingetretener Rechts: 
fraft des Anflagebejchlufies von dem Mitgliede des Gerichtshofes, welchem 
die Leitung der Schlußverhandlung übertragen ift, zu vernehmen und ins: 
befondere zu befragen, ob er feinen in dem Unterfuhungs-Berfahren abge: 
legten Ausſagen etwas beizufesen finde, und wenn die der Fall ift, darüber 
ein Protokoll aufzunehmen. 

Hat er noch feinen Vertheidiger gewählt, fo ift in jenen Fällen, wo 
ihm ein ſolcher auf fein Anfuhen, oder von Amtswegen vom Gerichte bei- 
zugeben ift ($. 213), derfelbe bei diefer Gelegenheit zu beitellen. 

Iſt der Angeklagte nicht verhaftet, fo ift er zu diefer Bernehmung ind: 
bejondere vorzuladen, 
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I. Der Zweck diefer Vernehmung ift: 1. zu erforfchen, ob nicht weitere Erhebun- 
gen oder Ergänzungen bes Unterfuchungsverfahrens nothwendig find, worüber dann das 
im $. 220 vorgejchriebene Berfahren einzutreten hat; 2. um bie noch nicht gefchehene 
Beftellung eines Bertheidigers nachtragen zu können, — Der Borfiende des Gerichts: 
bofes bat daher dieſe Vernehmung nicht als bloße Förmlichleit zu betrachten, jonbern 
dieſe Gelegenheit zu benützen, um den Charakter bes Angeflagten kennen zu lernen, 
und allfällige noch nicht berührte Mängel oder Gebrechen des Unterfuhungsverfahrens 
erforjhen und beren Behebung veranlaffen zu können. 

II. Ueber bie Frift, binnen welcher dieſe Bernehmung Statt zu finden hat, be- 
ftimmt das Geſetz nur, fie habe fogleich, d. 5. fobald als möglich mit Vermeidung 
jedes unnützen Aufſchubes zu gefchehen, 


Mufter eines folden Vernehmungs-Protokolles, 
Zahl — 
Protokoll 
vom — — — 

Aufgenommen bei dem FE. f. Kreisgerichte in N. nach $. 216 der Strafprozeß- 
Ordnung mit dem Angeflagten Peter Schall. 
Gegenwärtige: 

Der f. f. Kreisgerichtsrath N. N. 
Der beeidete Protofolführer N. N. 

Es wird dem Angeklagten befannt gegeben, daß der 8. 223 der Strafpro- 
zeß-⸗Ordnung geftatte, zur Schlußverhandlung diejenigen Vertrauensperfonen, um 
deren Zulaffung der Angeklagte insbefondere anfucht, deren Zahl aber höchftens 
Fünf betragen darf, dann zuzulaffen, wenn der Gerichtshof feine perfünlichen 
Bedenken gegen dieſelben hat; auch wird berfelbe insbeſondere befragt, ob er der 
in bem Unterfuchungsverfahren abgelegten Ausfage etwas beizufegen finde ? 

Antwort. 

Ich Habe meiner bereit8 abgeleg- 
ten Ausfage nichts beizufegen, und habe 
auch ſchon um Beftellung eines Berthei- 
digers, deſſen Wahl ich dem löblichen 
Gerichte überlaſſe, gebeten. 

Ich bitte aber auch, meinen Vater, 
dann meinen Oheim Carl Nuſſer 

und meinen früheren Lehrherrn Hein— 
rich Wolf als Vertrauensperſonen der 
Schlußverhandlung beizuziehen. 
Peter Schallm. p. 
Geſchloſſen und als richtig aufgenommen gefertigt. 
N. N., k. k. Kreisgerichtsrath. N. N. Protokollführer. 
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8. 217. 
Anklageſchrift. 

Bei allen mit der Todes- oder mit wenigſtens fünfjähriger Kerker— 
ftrafe bedrohten Verbrechen hat der Staatsanwalt binnen acht Tagen, und 
nur bei großer Weitläufigfeit der Unterfuhung längftens innerhalb vierzehn 
Tagen, nachdem der Anflagebefhluß in Rechtskraft erwachſen ift, eine 
Anklagejchrift bei dem Gerichte zu überreichen, und in derjelben, mit Bezug- 
nahme auf den Anklagebeſchluß ($. 200), den Thatbeftand, die Beweife und 
Verdachtsgründe kurz und bündig auseinander zu jegen, das Begehren auf 
Anordnung der Schlußverhandlung zu ftellen, und das Verzeichniß der vor- 
zuladenden Zeugen und Sadhverftändigen beizufügen. 

Der Antrag auf den vom Gerichtshofe zu ſchöpfenden Ausſpruch bleibt 
der Schlußverhandlung felbft vorbehalten ($. 253). 

Das Verfünmmiß der angeführten Frift hat zwar nicht den Verluſt der 
Anklage zur Folge; jedoch ift der fchuldtragende Staatsanwalt von feinem 
Vorgefesten zu ftrenger Verantwortung zu ziehen. 

Die Anklagefchrift felbit ift zu den Unterfuhungsacten zu legen, und 
der Angeklagte jogleid) nad deren Einlangen hiervon zu verftändigen, damit 
er jowohl, als fein Vertheidiger, and von diefer Schrift Einfidht nehmen, 
und nöthigenfalls hiervon eine Abfchrift verlangen könne ($. 215). 

I. Die Anklageſchrift bat den Zwed, den Angeklagten vollftändig ıind zufammen- 
hängend in die Kenntniß der wider ihn vorliegenden Verdachtsgründe und Beweismittel zu 
jegen, und ihm dadurch feine Bertheidigung zu erleichtern, welcher Zwed durch ben im Ge— 
ſetze bezeichneten Inhalt derjelben volllommen erreicht wird. 

I. Was die Form der Anklagefchrift betrifft, jo ift biefelbe in ihren Hauptum— 
riffen im Geſetze ſelbſt vorgezeichnet. Unparteilichkeit, Vollftändigfeit, bündige Kürze und 
Deutlichfeit find die Haupteigenfchaften der Anklagefchrift, welche daher auch Alles, was 
zu Gunften des Angeklagten vorgekommen ift, enthalten muß. Demnach ift eine auf bie 
Alten gegründete erzählende Darftellungsweife die anpaffendfte für die Anklageſchrift. 

III. Die genaue Zuhaltung der beftimmten Friften ift Deshalb nothwendig, weil bavon 


gemäß 8. 219 bie Beftimmung des Tages der Schlußverhandlung und fomit die Berhafts- 
dauer des Angeflagten abhängt. 


Mufter einer Anklagefchrift. 
Zahl — 
Anklageſchrift. 

Auf Grundlage des rechtskräftig gewordenen Anklagebeſchluſſes des k. k. 
Landesgerichtes vom — Zahl —, wodurch Franz Bumler wegen des Ver— 
brechens des Diebſtahls in den Anklageſtand verſetzt wurde, entwickelt die k. k. 
Staatsanwaltſchaft nachſtehende 
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Anklage: 

Am 13. Jäner d. J. fand der hieſige Baumeiſter und Hausinhaber in der 
Hochſtraße Nr. 44, Joſef Feſt, als er von einem Geſchäftsgange um 4 Uhr 
Nachmittags zurückkehrte, die auf die Stiege führende Eingangsthüre zu ſeinem im 
2. Stockwerke befindlichen abgeſonderten Schreibzimmer zugemacht, jedoch unver— 
ſperrt, obwol er diefelbe, als er um 2 Uhr weggegangen war, zugeſperrt und 
den Schlüffel zu ſich geftedt hatte. Beim Betreten des Zimmers jah Herr Feft 
jogleih, daß die eine Lade feines Schreibtifches, welche ebenfalls verfperrt war, 
offen ftand, und ſich an dem Schloffe derſelben deutliche Spuren’ eines gemalt: 
ſamen Aufbredhens fanden, welche ſich durch den jpäter vorgenonmenen gerichtli- 
hen Augenſchein beftätigten. Das in die erfihtlihen Eindrücke paffende Werkzeug, 
ein Stemmeifen ohne Holzgriff, lag am Boden. Aus der Lade war eine hölzerne 
Schatulle, welche das zum Auszahlen der Arbeiter beftimmte Geld, beftehend in 
100 fl. C. M. in Banknoten zu 2 fl, 100 fl. C. M. in Banknoten zu 1 fl., 
100 fl. C. M. in Münzſcheinen zu 10 kr., 50 fl. C. M. in Silber 6 fr.-Stüden 
und 50 fl. C. M. in 1 fr.-Stüden, enthielt, weggefommen. Außer dem Gelbe 
fehlte nicht das Geringfte, fo wie aud an feiner anderen Lade des Schreibtijches 
oder an einem anderen der im Zimmer ftehenden Käften eine Spur eines verfuchten 
Einbruces zu jehen war. Das Thürſchloß war ohne Verlegung eröffnet worden, 

Der Verdacht fiel daher zunächſt auf einen Arbeiter des Beſchädigten, wel- 
chem der Aufbewahrungsort des Geldes befannt war, und dieſer beftätigte ſich auch 
dadurch, daß die Hausmeiftern Anna Riedl angab, ed habe am 11. Jäner 
d. 9. ein Menſch, der nad) feiner Kleidung einem Maurergeſellen glich, bei ihr 
angelegentlich nachgefragt, wann Herr Heft zu Haufe fei, und warn er auszu- 
gehen pflege, worauf fie ihm mitgetheilt habe, daß Herr Feft zwifchen 2 und 
4 Uhr in der Regel nicht zu Haufe ſei. Diefen Mann fah auch die bei Herrn 
Feft bevienftete Caroline Huber mit der Hausmeifterin ſprechen; fie traf 
aber überbieß venjelben Mann am 13. Jäner, als fie um 2 Uhr über die Stiege 
bes 1. Stodes herabging, über die Stiege hinaufgehend, wobei fie ihm noch 
zurief, Herr Feſt ſei nicht zu Haufe, was aber der Mann nicht beachtete. 

Die hierauf eingeleiteten Erhebungen hatten anfangs wenig Erfolg; allein 
ſchon am 20. Jäner d. J. begegnete die Huber auf der Strafe dem erwähnten 
Manne, den fie, ungeachtet er ganz neu gekleidet war, an feinem blatternarbigen 
Gefichte wieder erfannte; aber aud der Mann ſchien fie zu erfennen, denn er 
fehrte ſogleich um, und ging in entgegengefegter Richtung raſch fort; die Huber 
eilte ihm jedoch nach, und ließ ihn durch eine eben daher kommende Gensv’ar- 
merie-Batronille verhaften. 

Der Angeklagte heißt Franz Bumler, ift von hier geboren, 30 Jahre 
alt, katholiſch, ledig, Taglöhner, bereits zwei Mal wegen Diebftahls, und zwar 
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zuletst wegen Einbruchsdiebſtahles mit zweijährigem ſchweren Kerker abgeftraft, 
und erft am 15. Dezember vorigen Jahres aus der Strafe entlaffen und vor 
feiner letzten Abftrafung durch 3 Monate bei Herrn Feft in Arbeit geftanven ; er 
ftellte bei feiner erften Vernehmung jede ftrafbare Handlung in Abreve. — Allein 
durch die befehworenen Ausfagen der Tijchlerseheleute Anton und Barbara 
Martin, bei welchen Bumler wohnte, dann des Gaftwirthes zur Schlange in 
der Wallftraße, Leopold Kohl, und feines Kellners Jakob Braun, haben 
ſich folgende Umftände erhoben: 


Franz Bumler war am 18. Dezember vorigen Jahres zu den Mar— 
tin’jchen Eheleuten in ven Unterftand gefommen; er beſaß nur wenige Wäſch— 
ftüde, und an Kleidern nichts, als was er am Leibe trug. Er klagte, daß er feine 
dauernde Arbeit finden könne, und fam ſchon in der zweiten Woche mit Bezahlung 
des Bettgeldes in Rüdjtand, jo daß er am 12. Yäner diefes Jahres den Mar- 
tin’shen Eheleuten an Bett: und Wäſchgeld bereits 1 fl. C. M. ſchuldete. Am 
13. Jäner war er zeitlich Morgens ausgegangen, kam aber gegen 4 Uhr nad) 
Haufe, und äuferte, jett babe alle Noth ein Ende, er habe in der Lotterie einen 
Terno gemacht. Er bezahlte fogleich jeine Schuld an die Mar tin'ſchen Eheleute 
mit 10 Stüd Silberfehferln. Sohin ging er in das Gafthaus zur Schlange, wo 
er bis um 11 Uhr Abends figen blieb; aud) hier erzählte er von dem gemachten 
Lotteriegewinne, bewirthete mehrere feiner dort befindlichen Cameraden, und 

- bezahlte dann für fih und fie die Zeche mit 5 fl. 48 fr. C. M., zu deren Be- 
zahlung er 5 Banknoten zu 1 fl., vier neue Münzjcheine zu 10 fr, und 8 Kreu— 
zerftüde bergab, dem Kellner aber ein Silber 6 fr.-Stüd als Trinkgeld ſchenkte. 
— Im den nächften Tagen fhaffte er ſich einen vollftändigen neuen Anzug nebft 
Stiefeln und Hut an, welche Sachen er bei dem Trödler Bernhard Schwarz 
faufte, und mit 22 fl. C. M. in lauter Banknoten zu 1 fl. bezahlte. — Den 
wichtigften Verdachtsgrund lieferte jedoch die in Bumler’s Wohnung vorgenom- 
mene gerichtliche Hausdurchſuchung, indem ſich dabei in der von ihm benütsten 
Kammer unter dem Bette hinter einem Haufen alten Fetzwerkes die dem Herrn 
Feſt geftohlene Schatulle vorfand, in welcher ſich die Banknoten zu 2 fl. nod) 
vollzählig, von den Banknoten zu 1 fl. noch 60 Stüde, in Münzicheinen zu 10 fr. 
noch 95 fl., in 6 k.-Stüden nod 44 fl. 36 kr. C. M., und in Kupferkreuzern 
noch 48 fl. 17 &. C. M. vorfanden. In der dem Bumler eingeräumten Schub» 
fade fand fid) ein alter, am Barte etwas zugefeilter Schlüffel, mit welhem man, 
wie der vorgenommene Augenfchein zeigte, das Thürſchloß des Feſt'ſchen Arbeits: 
zimmers bequem auf- und zufperren kann. Endlich erkannte der Tifchler Anton 
Martin das in dem Feftichen Zimmer worgefundene Stemmeifen als ein ihm 
gehöriges, welches fid) mit anderem alten Eifen, worunter aud ein paar Feilen, 
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in einer Heinen offenen Kifte befunden hatte, welche in der Kammer, in welcher 
Bumler ſchlief, in einem Winfel ſtand. 

Franz Bumler gab fchließlich zu, daß er die Schatulle mit dem Gelve 
am 13. Jäner Nachmittags in der Waffergaffe am Boden liegend gefunden, und 
fi) zugeeignet habe, Die Berübung des Diebftahles ftellt er in Abrebe, behaup- 
tet, die Hausmeifterin Anna Riedl und die Dienftmagb Caroline Huber, 
welche ihn im Feſt'ſchen Haufe ſahen, und ihn beftimmt erfennen, müßten 
fi irren; er will den Schlüſſel gar nicht fennen, obwol die Martin’fchen 
Eheleute angeben, daß er dem Bumler gehören müfle, weil in der Lade, 
als fie ihm eingeräumt wurde, fein Schlüffel lag; er will aud) von dem Stemm- 
eifen nichts wiſſen, und das Kiſtchen mit altem Eifen in der Kammer gar 
nie beachtet haben; enblich erklärt er fein Umfehren und Weggehen beim 
Erbliden ver Caroline Huber als rein zufällig. 

Da aber unter dieſen Umftänden Franz Bumler rechtlich befchuldigt 
ericheint, den Einbruchsviebftahl in dem Feftichen Arbeitszimmer verübt zu 
haben, fo Hagt ihn die k. k. Staatsanwaltſchaft gemäß 88. 171, 173, 174 
I. d und 176 II a des Str. ©. des nah $. 179 eben da ftrafbaren 
Verbrechens des Diebftahles an, bittet um Anorbnung einer mündlichen Schluß- 
verhandlung und Vorladung der in ber anliegenden Lifte bezeichneten Zeugen 
zu vderfelben, und beantragt die Borlefung der Ausfagen der Barbara 
Martin, des Leopold Kohl, Jakob Braun und Bernhard Schwarz, 
der Protofolle über den Augenſchein und die Hausdurchſuchung, dann der frli- 
heren Strafurteile wider Franz Bumler. 

N. — 

NN. 
k. k. Staatsanwalt. 


Zahl — 
Zeugenliſte. 

Die k. k. Staatsanwaltſchaft beantragt zur Hauptverhandlung wider 
Franz Bumler wegen Diebſtahles die Vorladung nachſtehender Zeugen: 
. Joſef Feſt, Baumeiſter und Hausinhaber, Hochſtraße Nr. 44. 
. Anna Riedl, Hausmeiſterin daſelbſt. 
. Karoline Huber, Dienftmagb bei Herrn Feft. 
. Anton Martin, Tijdlermeifter, Wallſtraße Nr. 14. 
„am — 


ypo»mxN 


MN. 
k. k. Staatsanwalt. 
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S. 218. 
Mündliche Anbringung der Anflage. 


Bei allen anderen Straffällen hat der Staatsanwalt oder der Privat: 
Aukläger die Anklage nad) Maßgabe des Anklagebeichluffes bei der Schluß: 
verhandlung mündlich vorzutragen; jedod) innerhalb der im $. 217 erwähnten 
Frift die Lifte der vorzuladenden Zeugen und Sadjverftändigen bei Gericht 
zu überreichen, wovon der Angeklagte in der oben vorgeſchriebenen Weiſe 
zu verftändigen iſt. 

I. Wann diefe münblihe Entwidlung der Anflage zu gefcheben bat, enthält ber 
$. 232. 

U. Der Staatsanwalt kann in beiden Fällen auch die Borladung folder Zeugen bean- 
tragen, welche in dem Anklagebeſchluſſe nicht aufgeführt find ($. 220). 


8. 219. 


Beftimmung des Tages der Schlufverhbandlung und Bor- 
ladungen zu derjelben. 


Sogleich nad) Einlangung der Auklageſchrift oder der Zeugenliſte 
($$. 217 und 218) beitimmt der Vorfteher des Gerichtshofes den Tag der 
Schlußverhandlung in der Art, daß dem Angeklagten in jenen Fällen, wo 
nad dem Gejege auf Todesitrafe oder wenigftens fünfjährige Kerkeritrafe 
zu erfennen wäre, eine Friſt von wenigitens acht, in allen übrigen Füllen 
bon wenigftens drei Tagen von der Eröffuung der Borladung an, zur Vor- 
bereitung bleibe. Auf Begehren oder mit Zuftimmung des Angeklagten 
können diefe Friften aud) abgekürzt werden, 

Der Tag der Schlußverhandlung ift dem Angeklagten, wenn er ver: 
haftet ift, mündlich durch ein Mitglied des Gerichtshofes; wenn er aber 
anf freiem Fuße ift, durch eine jhriftlihe Borladung befannt zu geben. 
Auch der Bertheidiger, der Staatsanwalt, der Privat-Anfläger und der 
Beihädigte find ſchriftlich vorzuladen. Die Vorladung der Zeugen und 
Sachverſtändigen hat fo zu gejhehen, daß zwiſchen der Zuftellung der Vor: 
Indung und dem Tage, an dem die Schlußverhandlung ftattfinden foll, wo 
es thunlich ift, ein Zeitraum von drei Tagen offen bleibe, und daß den Vor: 
geladenen das Erſcheinen innerhalb diejer Zeit möglid) fei, 

Der Beſchädigte ift mit dem Beilage vorzuladen, dag im Falle feines 
Nichterſcheinens die Verhandlung dennoch vor fid) gehen, und daß dann nur 
feine etwa in dem Unterfuhungs-Berfahren abgelegte Ausjage, und die 
fonftigen Erhebungen über die Größe des Schadens vorgelejen werden 
würden. 


$$. 218, 219. 305 


I. Die Aeußerung über die Abkürzung der Friften kann der Angelfagte bei feiner nad) 
$. 216 vorzunehmenden Bernebmung abgeben. 

II. Ueber die Zuftellung der Borladungen gilt das bereits bei den SS. 114 und 149 
Bemerfte. 


Mufter aller Arten Dorladungen. 


I. Borladung des Staatsanmwaltes, Privat-Anflägers und Ber- 
theidigers. 
Zahl — 
Bon dem k. k. Landesgerichte in N. 

wird die Schlußverhandlung über die Anklage der F. f. Staatsanwaltichaft und des 
Herrn Otto Hummel gegen Martin Lichtenauer wegen des Bergehens 
ber Ehrenbeleidigung durch eine Druchſchrift auf — den — 185— Vormittags 
— Uhr beftimmt. 

Die Ef. Staatsanwaltfchaft, Herr Otto Hummel als Privat = Anfläger 
und Herr Dr. Rechtlieb als Vertheidiger des Angeflagten werben hiervon in 
Kenntniß geſetzt. 

N., am — 

N. N. 


If. Vorladung des Angeklagten. 


Zahl — 
An Herrn Martin Lichtenauer. 

Die Schlußverhandlung über die Anklage ver k. k. Staatsanwaltſchaft und 
des Herrn Otto Hummel gegen Martin Lichtenauer wegen des Verge— 
hens der Ehrenbeleidigung durch eine Druckſchrift wird auf — den — 185— 
Bormittags um — Uhr beftimmt, und der Angeklagte in Gemäßheit des 8. 219 
der Str. Pr. Odg. zu diefer Gerichtsfigung vorgelaben, 

N., den — 
Bon dem f. k. Landesgerichte. 


II. Borladung der Zeugen und Sachverſtändigen zur Schlufver- 
handlung. 
Zahl — 
An — 

Um bei der Schlußverhandlung gegen — wegen des Verbrechens — eine 
Zeugenausfage abzulegen (ein Gutachten abzugeben), werben Sie vorgeladen, 
am — den — 185— mittags pünctlih um — Uhr im Geridytshaufe in der 

Frühwald, Strafprogeß. 20 
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Ngaſſe Nr. 2 im erften Stod zu erjcheinen, fi) im Verhandlungsſaale durch 
Borzeigung diefer VBorladung anzumelden und dann fo lange aunweſend zu bleiben, 
bis der Vorſitzende Sie entläft. 

Das Gejeg macht im $. 230 der Strafprozeß-Ordnung jedem Zeugen 
(Sadverftändigen) das Erſcheinen unter Androhung der fonjt zu gewärtigenden 
zwangsweifen Vorführung umd einer Gelpftrafe von 5 bis 50 fl. und der Ber- 
urteilung in die Koften der etwa vereitelten Verhandlung zur Pflicht, und nur die 
Nachweiſung eines unvorhergejehenen und unabwendbaren Hinvdernifjes fünnte zur 
Entjhuldigung des Ausbleibens dienen. 

Wenn Sie zugleidy ein durch den Angeklagten Beſchädigter find, wird im 
Valle Ihres Nichterfcheinens gleichfalls die obige Strafandrohung in Vollziehung 
fommen, es kann aber auch nad) Umftänden nad $. 219 Strafprozeß-Ordnung 
die Verhandlung dennoch vor ſich gehen, in welchem Falle dann nur Ihre in dem 
Unterfuchungs-Berfahren abgelegte Ausjage und die jonftigen Erhebungen über 
die Größe des Schadens vorgelejen werben würden. 

Wenn Sie nad) dem $. 334 der Strafprozeß-Ordnung eine Zeugengebühr 
verlangen wollen, haben Sie ſolche bei Berluft derſelben längftens binnen 
24 Stunden nad) Ihrer Bernehmung (binnen 14 Tagen nad) Abgabe des Gut- 
achtens) anzufpreden. 

N., am 

Bon den f. f. Pandesgerichte. 


IV. Borladung der Vertrauensperfonen. 

Zahl — 
Bon dem k. k. Landesgerichte zu N. 
An — 
Auf Anfuchen des — wird Ihnen geftattet, der am — Vormittags — Uhr 
im — Stodwerfe des Yandes-Gerichtsgebändes Nr. — beginnenden Hauptver- 
handlung über die Anklage wider — wegen — als Zuhörer beizuwohnen und Sie 
werben gegen Vorweiſung diefer Verftändigung in den Verhandlungsſaal einge: 
lafjen werben; Sie find jedoch nicht verpflichtet, bei der gedachten Verhandlung 
zu erſcheinen, und e8 fann Ihnen eine Vergütung dafür von Seite des Gerichtes 
nicht bewilliget werben. 
N., den — 
Im Namen des k. f. Yandesgerichtes. 
MN. 
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Zahl — 
V. Vorladungs-Liſte 
in ber Sade der k. f, Staatsanwaltſchaft in N. gegen — wegen des — 
Die Nachſtehenden beftätigen den Empfang der Borladung zu der am — 
den — Vormittags — Uhr bei dem k. f. Landesgerichte in N. beginnenden 
Schlußverhandlung. 












Stand Beſtatigung bes Em- 





Bor- und Zuname. ober Wohnort. ld haben 
Beſchäftigung. und Angabe des Tages. 
= —- 
8. 220. 


Etwaige Ergänzung der VBorerhebungen, und Vorladung neuer 
Zeugen oder Sadverftändigen. 


Glaubt der Angeklagte oder deſſen Vertheidiger, daß zum Behufe 
feiner Bertheidigung nod) irgend ein Thatumftand erhoben werden foll, oder 
daß außer den vom Gerichtshofe zur mündlichen Schlußverhandlung vorge: 
Indenen Zengen und Sachverſtändigen die Vernehmung nod) anderer Per: 
fonen, oder neuer Sachverftändiger nothwendig fei, jo hat er fein Begehren 
mit Bezeichnung der Namen und Wohnorte der Zeugen und der Umftände, 

20* 


308 X. Hauptftüd. — Bon der münblichen Schlußverbandblung. 


worüber fie vernommen, jo wie der Umftände und Verhältniſſe, welde 
durch) das Gutachten anderer Kunftverftändigen aufgeklärt werden follen, 
dem Gerichte päteftens vier und zwanzig Stunden vor dem Tage der ange: 
ordneten Schlußverhandlung befannt zu geben. Das Gericht entſcheidet hier: 
über nad) Anhörung des Staatsauwaltes. Hat der Staatsanwalt ſelbſt ent- 
weder bei diejer Gelegenheit oder ſchon in der vorgelegten Lifte (SS. 217 
und 218) den Autrag geitellt, daß außer den vom Geridhtshofe bezeichneten 
($. 200, lit. f) auch noch andere Zeugen oder Sadyverftändige vorgeladen 
werden jollen, fo hat der Gerichtshof and hierüber zu entjheiden, und wenn 
er es für nöthig findet, die menen Umftände durch den Unterfuhungsrichter 
zur Ergänzung des Unterfuhungs-Berfahrens erheben zu laſſen. 

Wenn daher der Staatsanwalt die Vorladung noch anderer al8 der im Anflagebe- 
Ichluffe bezeichneten Zeugen beantragt, und diefe nicht chen im Zuge der Unterfuchung 
vernommen wurden, jo muß er ebenfalls den Grund, aus welchem, und die Umftände, über 
welche er fie vernommen wiffen will, bezeichnen, indem das Gericht nur dadurch in Die Lage 
geſetzt wird, beurteilen zu können, ob deren Ausjage von Einfluß für die Entjcheidung 
ber Hauptjache find, dann ob e8 genügend ift, Diejelben blos zur Schlußverhandlung vor- 
zulaben ober ob es nöthig wird, deren Bernehmung durch den Unterfuchungsrichter zu ver— 
anlafjen. Das Tetstere wird dann gejchehen müſſen, wenn mit Grund anzunehmen ift, daß Durch 
bie zunächst beantragten Bernehmungen Umftände werben angeregt werden, deren nähere Aus- 
mittlung noch andere Erhebungen nothwendig machen wird. 

Sobald diefe nenen Erhebungen oder Ergänzungen eingelangt find, 
bat der Gerichtshof unverzüglic darüber zu berathen, und wenn ſich hierbei 
wichtige Umftände zeigen, welde, wenn fie zur Zeit des Anklage-Beſchluſſes 
befannt gewejen wären, eine andere Entiheidung herbeigeführt Haben wür— 
den, fo fteht dem Gerichtshofe frei, von dem früheren Anklage-Beſchluſſe, 
jelbjt wenn er von einem höheren Gerichte geſchöpft oder beftätiget worden 
it, abzugehen, und einen neuen Beſchluß zu faſſen ($$. 196 und 202). 

I. Sind die neuerlichen Erhebungen gejchloffen, fo wird der Aft — obne daß es einer 
neuen Vorlage nach $. 191 bedarf — ber Staatsanwaltjchaft zur Stellung ihrer Anträge 
zugemittelt und fohin weiter nach Vorſchrift der 88.192 u. f. f. verfahren. — Der Gerichts- 
bof kann nun: 

1. wenn bie Erhebungen kein von dem früheren Ergebniffe der Unterfuhung abwei— 
chendes Reſultat geliefert haben, bejchließen, daß e8 bei dem früheren Anklagebejchluffe fein 
Bewenben babe, oder 

2. wenn ſich ein ſolches abweichendes Ergebniß herausgeftellt bat, entweber 

a. einen neuen, von dem erften, jei e8 in was immer für einem Punkte, ver- 
ſchiedenen Anklagebeſchluß ($.200), oder 

b. einen Ablafjungsbejhluß ($. 198) faffen, denn beide diefe Beſchlüſſe find in 
dem im Geſetze berufenen $. 196 enthalten. 

II. Aus der weiteren Berufung bes $. 202 ergibt ſich, daf der Beſchluß des Ge- 
richtes, er mag wie immer ausfallen, nach $. 201 allen Betheifigten befannt zu geben ift, 
und daß Diefen gegen benjelben ihr im $. 202 feſtgeſetztes Berufungsrecht offen ſtehe. 


88. 221, 222. 309 


Beihwerden wegen Nichtbewilligung der im vorjtehenden Abſatze 
erwähnten Begehren des Stantsanwaltes oder des Angeflagten fünnen nur 
mit der Berufung gegen die Entiheidung über die Schlußverhandlung ver- 
bunden werden ($. 295). 


Das Begehren um neue Erhebungen oder Borladung neuer Zeugen kann entweder bei 
der Bernehmung nach $. 216, oder jpäter mündlich ober jchriftlich angebracht werben. — 
Ein derlei nad) Ablauf der gejeglihen Frift angebrachtes Begehren fann nicht mehr be» 
rüdfichtiget werben, fondern e8 müßte, wenn die Bedingungen ber 88. 221 und 248 b) 
eintreten, eine Aufichiebung oder Bertagung der Schlußverhandlung erfolgen. 


8. 221. 

Aufihiebung des Beginnes der Schlufverhandlung. 

Weiſet der Angellagte nad), daß er wegen Kraufheit oder eines ande- 
ren unabwendbaren Hindernifjes bei der Schlußverhandlung nicht ericheinen 
faun, jo ift dieje bis zur Bejeitigung des Hinderniffes aufzufhieben. Auch 
ans anderen erhebliden Gründen kanun anf Antrag des Staatsanwaltes, 
des Privat-Anklägers, des Beihuldigten oder des Vertheidigers von dem 
Gerichtshofe eine Bertagung angeordnet werden, Gegen Beſchlüſſe, wodurch 
eine Bertagung bewilliget wird, findet fein Rechtszug Statt. Beſchwerden 
über die Verweigerung einer Bertagung find ohne hemmende Rechtswirkung, 


und dürfen nur mit der Berufung über die Hauptſache verbunden werden. 

Diefes Anfuchen um Aufſchiebung der Schlußverhandlung fann ſelbſt noch unmittelbar 
vor dem Beginne derſelben geftellt werben. — Ein erheblicher Grund biefer Art wurbe 
bei dem vorhergehenden Paragrapbe bemerkt; ſolche wären auch, wenn einer ber vorzuladen 
befundenen neuen Zeugen abwejend oder fonft am Erſcheinen verhindert wäre, wenn 
Zeugen wegen Krankheit ober aus anderen Gründen ausbleiben, bei denen bie Vorlefung 
ihrer Ausſage nicht genügt ($. 230), u. dal. 


S. 222. 
Welhe Perfonen bei der Schlußverhandlung anwefend fein 
müſſen. 


Bei der Schlußverhandlung müſſen nebſt dem Vorſteher des Gerichts: 
hofes oder demjenigen, weldem er den Vorſitz hierbei übertragen hat, die 
zur Schöpfung des Erfenntnifjes beftimmten Richter, der Protofollfführer, 
der Staatsanwalt oder Privat: Ankläger, und in jenen Fällen, wo nad) 
dem Geſetze der Angellagte einen Bertheidiger haben muß ($. 213), aud) 
diefer, vom Anfang bis zu Ende gegenwärtig jein. 

I. Nach 8. 159 der Inſtruktion für die Strafgerichte genügt aber die bloße Anweſen— 
heit der Mitglieder des Gerichtshofes nicht, ſondern fie haben auch ihre Aufmerkſamkeit un» 
getheilt auf ben Gegenftand der Verhandlung zu richten, während berfelben feine anderen 
Geſchäfte vorzunehmen, jede unnöthige Unterbrehung zu vermeiden, und in ihrem Be— 
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nehmen ben erforderlichen Anftand zu beobachten. — Dem Staatsanwalt gebührt dabei 
gemäß $. 13 der Inftruction für die Staatsanwaltichaft der Sit an einem zur rechten Seite 
des Nichtertifches aufgeftellten beſonderen Tiſche. 

II. Wurde eine Schlußverbandlung vertagt, und wird bei der neuerlichen Verhand— 
fung auch nur Ein Mitglied des Gerichtshofes durch einen anderen Nichter erſetzt, fo kann 
die Verhandlung nicht etwa blos von dem Punkte der Unterbrechung weiter fortgeführt, 
fondern fie muß von Anfang an wiederholt werden, Damit dieſelben Richter der ganzen 
Verhandlung beiwohnen (Taf. Hof-Entſchog. v. 8. Jäner 1852). 

IH. Die Nichtbefolgung der vorſtehenden Vorjehrift ift gemäß $. 298 ein Grund zur 
Ergreifung ber Berufung. 

Dem Borfteher des Gerichtähofes ſteht es frei, bei Verhandlungen, die 

eine längere Dauer erwarten laſſen, nod einen oder zwei Erjagrichter zuzu— 
ziehen, welche ebenfalls der ganzen Verhandlung ohne Unterbrechung beizu- 
wohnen, und im Verhinderungsfalle des einen oder anderen Richters an 
deflen Stelle zu treten haben. Die Verrichtungen der Stantsanwalticaft, 
fo wie der Protofollführung können unter mehrere Perjonen vertheilt und 
and) abwechjelnd beforgt werden. 
“Aus der Vorfchrift diefes Paragrapbes ergibt ſich auch, daß die Beftellung mehr ala 
eines Bertheidigers fir denfelben Angeklagten nicht zuwläffig ift. — Dagegen ift e8 unver- 
wehrt, daf, wen ohnehin mehrere Vertheidiger bei der Verhandlung anwejend find, und 
einer von ihnen fich von dev Verhandlung entfernen muß, er fich einftweilen durch einen ber 
anweſenden Bertheidiger vertreten laſſen könne. 


8. 223. 
Zulaſſung von Zuhörern zur Schlußverhandlung. 


Zu der mündlichen Schlußverhandlung dürfen Zuhörer in beſchränkter 
Anzahl zugelaſſen werden. 

Den Zutritt Haben, jo weit es der Raum zuläßt, alle Juftiz-Concepts- 
beamte; die in die Vertheidigerliften der Oberlandesgeridhte aufgenommenen 
Bertheidiger; ferner die mit der Aufficht über die öffentliche Sicherheit, oder 
mit der Handhabung der öffentlihen Ruhe und Ordnung betrauten höheren 
Berwaltungsbeamten und Siherheits:Organe ; öffentliche Lehrer der Rechts— 
und Staatswiſſenſchaften; endlich die Beſchädigten, und diejenigen Ber: 
tranensperjonen, um deren Zulafjung der Angeklagte oder der Verletzte 
insbefondere anſucht, deren Zahl aber für jeden derjelben höchſtens fünf 
betragen darf, und welche nur dann zuzulaffen find, wenn der Gerichtshof 
feine perſönliche Bedenken gegen diejelben hat. 

Außerdem kann der Zutritt erwachſenen und anftändigen Perjonen des 
männlihen Geſchlechtes von dem Gerichtsvorſitzenden nad) feinem Ermejlen 
bewilliget werden. 


88. 223, 24. 311 


Als Vertrauensperjonen Fönnen übrigens, namentlich bei Angeflagten ober Verletzten 
des weiblichen Geſchlechtes, auch Frauensperfonen, 3. B. die Mutter, Schweftern u. dgl. 
zugelaffen werben. J 


S. 224. 
Geheime Sigung. 


Wenn jedod) der Gerichtshof aus Rückſichten für die Sittlihfeit, oder 
für die Schambaftigkeit des Beſchüdigten oder der Zeugen; aus Rüdfidhten 
für die öffentliche Sicherheit oder für die Schicklichkeit, oder weil es bei Ber- 
gehen der Ehrenbeleidigungen der Angeklagte nnd Berlegte einverſtändlich 
begehren, eine geheime Sisung anordnet; fo find außer den im $. 222 
genaunten Perjonen, dem Beihädigten und den von den Parteien ſelbſt ge: 
wählten Bertranensperfonen alle übrigen Zuhörer ausgeſchloſſen. Die An- 
ordnung einer geheimen Sitzung kann in jedem Zeitpuncte der Verhandlung 
ftattfinden. Gegen diefen Beſchluß, ſowie gegen die Verweigerung der Zu: 
lafjung einzelner Berfonen findet fein weiterer Rechtszug ftatt. 

I. Die Gründe, aus denen eine geheime Sigung angeorbnet werben kann, find im 
Geſetze ausſchließend aufgezählt. Diefelben find: 

1. Rüdfihten für die Sittlihleit nd Schambaftigeit des Beſchädigten 
ober der Zeugen. Diefer Grumd tritt namentlich bei Fällen der Notbzucht, der Schän- 
dung von Unmündigen u. dgl., rlifichtlich der Zeugen aber namentlich dann ein, wenn 
Frauensperfonen, insbefondere jüngere oder unverheiratete, über derlei geichlechtliche Ber» 
hältniſſe Auskunft zu geben haben. 

2. Rüdfichten für die öffentlihe Sicherheit, wenn zu beforgen fteht, daß bie 
Belanntwerbung der Art und Weile der Berübung eines Berbrehens andere zu ähn— 
lichen Berfuchen vwerloden würde, 3. B. bei fehr gelungenen Münz- oder Krebitspapierver- 
fälfhungen. 

3. Nücdkfichten fir die Schidlichfeit überhaupt, in allen Fällen, wo durch Die vor» 
fommenden Einzelnheiten das Sittlichfeits- oder Schamgefühl beleidigt wird, insbefondere 
wenn e8 fich um Familienverbältniffe ſchuldloſer Perjonen, um religiöſe oder firchliche Gegen» 
ftände, 3. B. bei Gottesläfterungen, handelt. 

4. Das einverftändlihe Begehren des Angellagten und Berletten bei Ehren» 
beleidigungen. 

Aus anderen Gründen kann eine geheime Situng nicht angeorbnnet werben. 

II. Es ift dem Ermeſſen des Gerichtshofes überlaſſen, ob er die geheime Situng für 
die ganze Dauer ber Verhandlung, oder nur fir einzelne Abjchnitte desſelben, z. B. bie 
Bernehmung einzelner Zengen, anzuordnen findet, wenn die oben erwähnten gefetzlichen 
Gründe nur rüdfichtlich einzelner Abfchnitte beftehen. 

III. Diejer Beſchluß des Gerichtshofes ift an feine befondere Form gebunden, body 
muß er durch Die gejetsliche Zahl der Stimmen ($$. 21, 22) gefaßt und von dem Vorſitzenden 
nebjt ven Gründen verkündet werden. — Das Gericht kann diefen Beſchluß übrigens aus 
eigenen Antriebe faffen, oder bderjelbe fanıı von dem Staatsanmwalte, dem Privat-Anfläger, 
dem Angeklagten, Bertheidiger, oder jelbft von den Zeugen beantragt werben. Wird 
einem jolchen Antrage nicht Statt gegeben, jo findet dagegen ebenfalls Fein Nechtszug Statt, 
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8. 225. 
Leitung der Berhandlung durch den Borfigßenden. 


Der Vorſitzende Teitet die Verhandlung, vernimmt den Angeklagten 
und die Zengen, beftimmt die Reihenfolge, in welder diejenigen, welde 
das Wort verlangen, zu iprechen haben, die Zengen und Sadverftändigen 
vernommen, diejenigen Acten des Unterfuhungs-VBerfahrens, deren Vor: 
lejung er jelbft oder das Gericht für nothwendig findet ($. 241), vorgelejen 
und andere Beweije dargelegt werden jollen, 

Sit über mehrere ftrafbare Handlungen, Anklagepuncte oder Mitan- 
geflagte zu verhandeln, jo kann von dem Vorfigenden angeordnet werden, 
daß die Verhandlung über die einzelnen Puncte oder Angeflagten getrennt 
von einander vorgenommen werde, 

Seine Bemühung joll daranf gerichtet fein, die Ermittlung der Wahr: 
heit zu befördern. Dagegen hat er alle Anträge und Erörterungen zu beſei— 
tigen, welde die Schlußverhandlung ohne Nuten für die Aufklärung der 
Sache verzögern würden. 


I. Im Zufammenbalte mit $. 60 ergibt fich als der Zwed der mündlichen Schlußver- 
handlung, daß fie die Beweiſe über die Schuld einerjeits, und die Mittel zur Rechtferti— 
gung des Angeklagten anderjeits den erfennenden Nichtern vorzuführen, und überhaupt 
Alles in das Klare zu feßen babe, was zur Schöpfung eines wohlbegründeten Erfennt- 
niffes über die Schuld oder Schuldlofigkeit des Angellagten nothwendig ift. — Soll die 
mündliche Schlufverbandlung diejen Zwed erreichen, jo muß — wie das Unterfuhungs- 
verfahren in der Hand des Unterfuchungsrichters Tiegt — Die Leitung berjelben Einer 
Perfon übertragen fein, welche in Erfüllung der gefeglihen Pflicht, „ih für die Er» 
forfhung der Wahrheit zu bemühen,“ die obigen Zwede feft im Auge bält, 
und alles anwendet, was die Erreichung derfelben erleichtern fan. — Für ben Vorſitzenden 
ber Schlufverhandlung gelten daher wol auch vor Allem jene Regeln, welche ber $. 1 der 
Inftruction für die Strafgerichte dem Strafrichter vorfchreibt, daß er frei von Leidenſchaften 
ober vorgefaßter Meinung, nur gefegliche und mit Ueberlegung gewählte Mittel zur Ueber» 
führung der Schuldigen anwende, um die Kraft des Geſetzes aufrecht zu erhalten, dem Ge- 
fegesübertreter die Hoffnung auf Straflofigkeit zu benebmen, dagegen aber aud) die ſchweren 
Folgen eines willfürlichen und zwedwidrigen Gebrauches feiner Amtsgewalt für den Ein» 
zelnen und das allgemeine Wohl zu verhüten. 


U. Unter den Mitteln, dieſe Zwecke zu erreichen, nimmt die Heibenfolge ber 
Borführung der Beweife den erften und wichtigften Plaß ein. Eine Borfchrift darüber zu 
geben, ift geradezu unmöglich, weil diefelbe ganz von den Umftänden bes vorliegenden 
Falles abhängt. Je mehr e8 aber möglich ift, die ganze That von ihren Beweggründen 
an, durch die verfchiedenen Theile der Verübung, bis zu ihren Folgen den Richtern vor— 
zuführen, deſto leichter wird ihnen das Urteil darüber fein. — Was ſich in diefer Beziehung 
als allgemeine Regel aufftellen laßt, ift Schon bei Erörterung des Unterfuchungsverfahrens 
an den paffenden Stellen bemerkt worden, worauf daher auch verwiefen wird, Auch jollen 
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in ber Regel die Anfchuldigungsbeweife den Entlaftungsbeweifen vorangehen. — Sollten 
in einem Falle der Staatsanwalt oder ber Vertheidiger felbft eine beftimmte Reihenfolge 
ber von ihnen vorgeführten Beweife beantragt haben, fo foll der Vorſitzende ohne wichtige 
Gründe nicht davon abgeben. 

III. Ein weiteres Mittel zur Erreichung diefer Zwede ift dann, wenn dem Angeflagten 
mehrere ftrafbare Handlungen zur Laft fallen, die Trennung des Beweisverfahrens nad 
ben verfchiedenen Handlungen oder Anklagepunften. Würde eine folhe Trennung von ber 
Staatsanwaltfchaft, dem Privatanfläger oder der Vertheidigung beantragt, und würde ber 
Borfteber diefelbe verweigern, fo muß nad $. 227 der Gerichtshof Darüber entjcheiben, deſſen 
Entſcheidung auch Beranlafjung zur Berufung nad $. 298 geben kann. 

IV. Die übrigen Befugniffe, welche dem Borfitenden zur Erreihung des hoch— 
wichtigen Zweckes feines Amtes zuftchen, werben in den folgenden Paragraphen 
erörtert. 


8. 226. 
Disciplinargewalt desfelben. 


Dem Borfisenden liegt die Erhaltung der Ruhe und Ordnung und des 
der Würde des Gerichtes entiprechenden Anftandes in dem Gerichtsſaale ob. 
Zeichen des Beifalles oder der Mißbilligung find unterfagt. Der Vorſitzende 
ift berechtiget, Perfonen, welde die Situng durch ſolche Zeichen oder auf 
andere Weije ftören, zur Ordnung zu ermahnen, und nöthigenfalles ein- 
zelne oder alle Zuhörer ans dem Situngsfanle entfernen zu laſſen. Wider: 
jest ſich Jemand feinen Befehlen, oder werden die Störungen wiederholt, 
fo fann der Borfigende die Widerſetzlichen and) verhaften laſſen, und nad) 
Umftänden entweder das geſetzliche Strafverfahren wider fie einleiten laſſen 
($. 247), oder fie zu einer Gefängnißftrafe bis zu acht Tagen verurtheilen. 
Gegen ein foldes Straferfenntniß ift fein Rechtsmittel zuläflig. 

I. Der Befehl, daß alle Zuhörer fi entfernen müffen, kann nicht jene Perfonen 
treffen, welche nach $. 224 das Recht haben, auch einer geheimen Sigung beizumohnen, 
nämlich die Vertrauensperfonen. Würde dagegen eine ober die andere von biefen fich gegen 
die Vorſchrift des vorftehenden Paragraphes verfehlen, jo findet er allerdings auch auf fie 
Anwendung. 

HU. Die bier aufgeführten Verfügungen und das Straferfenntniß gehen von dem 
Borfigenden allein aus, ohne daß es dazu eines Beichluffes des Gerichtshofes be— 
barf; dagegen können fie von dem Staatsanwalt, Privatanfläger ober PVertheidiger be— 
antragt werben. 

III, Ginge bie Widerfeglichfeit gegen den Vorgeſetzten jo weit, daß dadurch ber 
Thatbeftand einer in bem allgemeinen Strafgefege verpönten Handlung begründet wird, 
fo kann von dem Borfigenden von Amtswegen ober auf Antrag des Staatsanwaltes das 
im $. 247 erörterte Strafverfahren eingeleitet werben, welches jodann Die Verhängung einer 
Disciplinarftrafe ausfchließt. 

IV. Durch die in dem Paragraphe erwähnten Verfügungen wird bie Fortfegung 
ber Schlußverhandlung ſelbſt weiter nicht beirrt. 
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S. 227. 


Entfheidung von Zwifcdenfragen. 

Wenn im Yanfe der Schlußverhandlung über einzelne Puncte des Ber- 
fahrens von den Parteien entgegengejeste Anträge gejtellt werden, oder 
wenn der Vorſitzende des Gerichtes dem unbeftrittenen Antrage einer Par: 
tei nit Statt zu geben findet, jo entſcheidet über ſolche Zwiſchenfragen 
das Gericht ſogleich, ohne daß gegen feine Entſcheidung ein jelbititändiges, 
die weitere Verhandlung hemmendes Rechtsmittel zuläfjig iſt. 


I. Fälle, in denen Enticheidungen des Gerichtshofes im Laufe des Schlußverfahrens 
notbwendig werben, aibt es zwei: 

1. wenn über einzelne Punkte des Berfahrens, 3. B. über die VBertagung der Ber: 
handlung, Borlefung einer Ausfage, Beeidigung eines Zeugen u. dgl. von den Parteien 
entgegengefette Anträge geftellt werden; 

2. wenn der Borfißende einen ſolchen von beiden Parteien einverftändlich ge- 
ftellten Antrag zurüdweift, und fich eine oder Die andere, oder beide Parteien mit dieſer 
Burüdweifung nicht zufriedenftellen wollen, 

II. Auch für dieſe Enticheidungen des Gerichtshofes ift feine befondere Form vor— 
gejchrieben, nur müſſen fie gefegmäßig ($$. 21, 22) gefaßt und nebft ihren Gründen 
durch den Borfitsenden verkündet werden, 

II. Fühlt ſich eine Partei durd eine ſolche Entſcheidung befchwert, jo fteht ihr 
frei, auf Grundlage des $. 298 die Berufung gegen das Endurteil zu ergreifen, falls 
fie erachtet, daß dieſes anders ausgefallen wäre, wenn ihrem Antrage Statt ger 
geben worden wäre, 


8. 228. 
Eröffnung der Schlufverhandlung. 


Die Schlußverhandlung beginnt mit dem Aufrufe der Sache durd) den 
Protofolfführer. Der Angeklagte erſcheint ungefellelt, jedoh, wenn er ver: 
haftet ift, in Begleitung einer Wade. — Die vorausſetzlich zur Beweisfüh- 
rung erforderlichen Gegenftände müſſen vor dem Beginne der Verhandlung 
in den Gerichtsſaal gebracht werden, 


I. Die Schlufverhandlung hat zur feftgefetten Stunde zu beginnen. Der Beginn 
berjelben vor ber beftimmten Stunde und in Abwefenbeit des dazu worgeladenen An— 
geffagten, würde eine gegründete VBeranlaffung zur Berufung nad $. 298 geben. Da— 
gegen ift es, um das Verfahren nach $. 395 über Ausbleiben des Angeklagten ein- 
feiten zu können, durchaus nicht notbwendig, eine ganze Stunde (wie im Civilver- 
fahren) zuzumwarten, ſondern es genügt, daß der Angeflagte bei dem nad Eintritt der 
feftgejetten Stunde erfolgten Aufrufe der Sache, ohne vorher angebrachte Entſchuldi— 
gung nicht anweſend ift (Caß. Hof-Entſchogen. v. 14. Auguft und 23. Oftbr. 1551). 

II. Würde die im $. 173 erwähnte Rückſicht für die Sicherheit anderer Perfonen 
eintreten, To müßte der Angeklagte auch bei der Schlufverbandlung gefeflelt bleiben, 

II, Der auf freiem Fuße unterfuchte Angeklagte ericheint ohne Wache, 
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IV. Die zur Beweisführung dienenden Gegenftände follen, wenn es ihre Größe 
und Beichaffenheit geftattet, nicht offen aufgelegt werden, befonbers Daun, wenn Ges 
genftände vorliegen follten, welche der Angeklagte im Laufe der Unterfuchung noch nicht 
geſehen bat. 

Nachdem der Aufruf der Sache gejhehen, hat der Vorſitzende in Er- 
innerung zu bringen, „daß jeder vor Gericht Erſcheinende fid) mit der dem 
Gerichte ſchuldigen Ehrfurcht und Mäßigung zu benchmen habe, und daß 
insbefondere die Vertreter der Parteien nur der Wahrheit und Geredtigfeit 
zu dienen haben, daß ihnen daher zwar unbenommen ſei, Alles geltend zu 
machen, was innerhalb der Gränzen der Wahrheit zum Schutze ihrer Clien— 
ten, und insbejondere zur Rechtfertigung oder Vertheidigung des Ange: 
klagten dienen kaun, daß fie jedoch Nichts vorbringen folfen, was gegen ihr 


beſſeres Wiſſen und Gewiffen, oder gegen das Geſetz wäre.“ 

Es braucht wol nicht beſonders bemerkt zu werden, daß fich der Vorfigende nicht 
ſtlaviſch an die vorftehenden Worte zu binden, fondern dieſe Belehrung den Berhält- 
niffen der eben Anwefenden anzupafjen hat. Bejonders dem rechtsfundigen gerichtsbe- 
fannten Bertheidiger gegenüber wird die Bemerkung genügen, „daß er an bie im 
$. 228 enthaltenen Pflichten erinnert werde.“ 


S. 229. 
Borrufung der Zengen und Sadhverftändigen zur Wahrheit 
Erinnerung. 

Sohin werden die vorgeladenen Zeugen und Sachverſtändigen aufge: 
rufen, und der Borfigende erinnert diejenigen Zeugen, welche ſchon in dem 
Unterfuhungs-Berfahren beeidiget wurden (8. 131), fowie jene Sadjver: 
ftändigen, weldje bereits im Allgemeinen beeidiget find ($. 81), an die Hei- 
ligkeit des von ihnen abgelegten Eides, ermahnt alle übrigen, daß fie ihre 
Ausjagen auch zu befhwören haben werden, und läßt hierauf die Zeugen 
und Sadhverjtändigen in das für fie beftimmte Zimmer abtreten ($. 236). 

Siehe die Erläuterungen? zu $$. 122 und 131. 

Er ordnet nad feinem Ermeflen auch die erforderlihen Mafregeln 
an, um Berabredungen oder Beipredhungen der Zeugen untereinander zu 
verhindern. 

Die Anordnung der Abfonderung der Zeugen wird beſonders dann zweckmäßig 


fein, wenn zur Schlußverhandlung neue, in der Vorunterſuchung noch nicht vernommene 
Zeugen vorgeladen wurden, und von denfelben weſentliche Auskünfte erwartet werben. 


8. 230. 
Vorführung und Beftrafung nicht erfhienener Zeugen. 


Wenn Zeugen oder Sachverſtändige der an fie ergangenen Vorladung 
ungeachtet bei der Schlußverhandlung nicht erſcheinen, fo kann das Gericht 
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deren alſogleiche Vorführung verfügen. Iſt diefe nicht möglich, fo entfcheidet 
das Gericht nad) Anhörung des Staatsanwaltes und des Angellagten oder 
feines Vertheidigers, ob die Schlußverhandlung vertagt oder fortgefett, und 
ſich im letzteren Falle auf die Vorleſung der von dem Nichterfdhienenen etwa 
ſchon früher abgelegten Ausjage beſchränkt werden ſoll. 

Der Ausgebliebene ift zu einer Geldftrafe von fünf bis fünfzig Gulden 
zu verurtheilen. Iſt die Schlußverhandlung vertagt worden, fo hat er 
überdieß die Koften der durch jein Ausbleiben vereitelten Sisung zu tragen. 
And) kann, um fein Erjheinen bei der nen angeordneten Situng zu fihern, 
ein VBorführungsbefehl wider ihn erlaflen werden. 


I. Bleibt ein Zeuge aus, fo hat der Borfigende zuvörderſt die Parteien mit ihren 
diesfälligen Anträgen zu hören. Hierauf verfügt der Gerichtshof durch Beſchluß (in Der 
ſchon bei 88. 224 und 227 erwähnten Art) entweder die Vorführung desfelben, ober die 
Bertagung ber Verhandlung, oder die bloße Borlefung feiner früheren Ausfagen. Da— 
bei fteht es dem Gerichtäbofe frei, dieſen fetten Beſchluß entweder von Amtswegen 
oder über Anlangen einer Partei in einen ber beiden früheren umzuänbern, wenn fich 
erft aus dem Laufe der Verhandlung ergeben jollte, daß deſſen perfünlihe Abhörung 
von wefentlihem Einfluffe auf die Entſcheidung ift. 

II. Bei BVerhängung der Geldftrafe muß ftets gemäß $. 1 der Yuftiz-Minifterial- 
Verordnung v. 11. Februar 1855, Nr. 30 R. ©. Bl. zugleich die Arreftftrafe ausgefpro- 
chen werben, welche nah $. 6 im Falle der Umeinbringlichkeit an deren Stelle zu tre- 
ten bat. 

Das Mufter eines PVorführungsbefehles ſiehe auf S. 157. 


Mufter eines Straferkenntniffes. 


An Herrn N. N. 


Das k. f. Ngericht hat Sie kraft der ihm von Seiner Apoftolifchen Majeftät 
verliehenen Aıntsgewalt, da Sie ungeachtet der an Sie ergangenen Vorladung bei 
der auf heute angeordneten Schlufverhandlung wider N. N. wegen — nidt 
erfchienen find, zu einer Gelpftrafe von 10 fl. C. M. zu Gunften des Armenfon- 
des zu N. oder im Falle Sie diefelbe zu bezahlen nicht im Stande wären, zu einer 
48ſtündigen Arreftftrafe, und zum Erſatze der Koften der durd Ihr Ausbleiben 
vereitelten Sigung verinteilt. 

Hiervon werden Sie mit dem Bebeuten in Kenntniß gefetst, daß e8 Ihnen 
freiftehe, binnen acht Tagen nad) der an Sie erfolgten Zuftellung dieſes Erfennt- 
nifjes bei dieſem Gerichte gegen Ihre Verurteilung Einſpruch zu erheben. 

N., den — 
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8. 231. 
Rechtsmittel gegen folde Berurtheilungen. 


Gegen dieſe Vernrtheilungen kann der Zeuge oder Sadverftändige 
binnen acht Tagen nad) der an ihn erfolgten Zuftellung des Erfenntnifjes 
bei dem verurtheilenden Gerichte Einſpruch erheben. Wenn er nachzuweiſen 
vermag, daß ihm die Vorladung nicht gehörig behändiget worden, oder daß 
ihn ein unvorhergefehenes und unabwendbares Hindernig vom Erjheinen 
abgehalten habe, kaun er von der wider ihn ausgeſprochenen Strafe gänz- 
lic) Iosgezählt werden. Eine Mäßigung der verhängten Strafe oder des 
ihm auferlegten Koftenbetrages kann ansgefprodhen werden, wenn er darzu- 
thun im Stande ift, daß diefe Strafe oder Koftenverurtheilung nicht im 
Berhältnifje zu feinem Verſäumniſſe jteht. Gegen diefe Erfenntniffe des Ge— 
richtshofes ift fein weiteres Rechtsmittel zuläſſig. 

So zwedmäßig es ift, daß wo möglich über dieſe Einfprache berjelbe Gerichtshof, 
d. h. dieſelben Perſonen enticheiden, welche die Verurteilung ausgeſprochen haben, weil 
diefe am beften in der Yage find, die Triftigfeit der vorgebrachten Gründe zu beurteilen, fo 
ift Dies Doch nicht als nothwendige Regel vorgefchrieben. Die Beurteilung durch dieſelben 
Perſonen — rüdfichtlich durch drei von ihnen ($. 17) — müßte Daher durch den Gerichts- 
vorfteher insbeſondere veranlaßt werben, der wenigftens den Vorſitzenden des Gerichtshofes 
— wenn er e8 nicht jelbft war — zum Referenten beftimmen jollte. 


8. 232. 
Allgemeine Fragen an den Angeklagten und Bortrag der Anklage. 


Nachdem Zeugen und Sadverftändige abgetreten find ($. 229), be: 
fragt der Borfisende den Angeklagten um Bor: und Zunamen, Alter, Stand, 
Gewerbe oder Beihäftigung, Religion, Geburts: und Wohnort, ermahnt 
ihn zur Aufmerkjamfeit auf die vorzutragende Anklage und den Gang der 
Verhandlung, und läßt jofort durd) den Protofolfführer mit lauter Stimme 
den Anklagebeſchluß verlefen. Dann hat der Staatsanwalt oder der Privat: 
Ankläger die Anklage und feine damit verbundenen Anträge mündlich vor- 
zutragen, und in foweit es ihm bei verwidelten Fällen nothwendig erſcheint, 
aud) vorzuleſen. 

I. Ueber bie allgemeinen Fragen und die Ermahnung an den Angeklagten vergleiche 
.174. 
j U. Die Vorleſung der Entfcheidungsgründe des Anklagebeſchluſſes ift nicht wefentlich, 
und fann mit Zuftimmung der Parteien auch wegbleiben (Taf. Hof-Entſchog. v. 25. Aug. 
1851), umjomehr, als fie bei der darauf folgenden mündlichen Entwidlung der Anklage 
ober Borlefung der Anklageſchrift ohnedem zur Sprache fommen. 

II. Wenn der Staatsanwalt eine Anklagefchrift überreicht hat, fo fteht ihm frei, _ 
diefelbe im Beginme der Verhandlung vorzulefen. — Die mündliche Entwidlung der An- 
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Hage gejchieht nach denjelben Grundſätzen, wie fie bei $. 217 rückſichtlich der Verfaſſung 
der Anklagejchrift aufgeftellt wırden. Der Staatsanwalt gehe aber hierbei noch von dem 
weiteren Gefichtspumfte aus, daß es fich hier darum handle, den Richtern im Voraus alles 
dasjenige zu bezeichnen, worauf fie im Laufe der Verhandlung ihre Aufmerkſamkeit befon- 
ders zu richten haben. 

Erjheint der vorgeladene Privat-Aukläger bei der Schlußverhandlung 
nicht, ohne vorher deren Vertagung bewirkt zu haben ($. 221); oder bringt 
er bei derjelben feine Anklage nicht an, fo ift dieß als eine Abjtehung von 
derjelben anzujehen ($. 249). 

I. Auf den Privat-Ankläger braucht daher nicht gewartet zu werden. Der Vorſitzende 
läßt zur beftummten Stunde (vgl. oben die Erklärung zu $. 228) die Verhandlung durch 
den Aufruf derjelben beginnen, hierauf den Privat-Anfläger durch den Gerichtsdiener an- 
rufen und wenn er weder perfönlid noch durd einen Bevollmächtigten anweſend iſt, fo ift 
anzunehmen, daß er auf die Auflage verzichte, 

II. Da dieſe Verzichtleiftung aber nur auf einer geſetzlichen Vermutbung be 
rubt, jo kann dieſe auch entfräftet werben; bies gejchieht dadurch, wenn ber Privat- 
Anfläger jpäter ein wolbegründetes Bertagungsgefuch anbringt, und zugleich triftige Gründe 
nachweiſt, warum Dasjelbe nicht früher überreicht worden ift. In diefem Falle könnte eine 
neuerliche Verhandlung angeordnet werden und wiirde diefem Geſuche nicht Statt gegeben, 
fo fteht gegen die Verweigerung die Berufung nach $. 295 ofjen. Abgejehen davon kann der 
Privat-Ankläger ohnedem gegen den in Folge feines Ausbleibens gefchöpften Ablafjungs- 
beſchluß ($. 289) die Berufung ergreifen ($. 295). 


8. 233. 
Berhör des Angeflagten. 


Nachdem die Anklage vorgetragen ift, hat der Vorjisende vorerſt den 
Angeflagten zur wahrheitgetreuen Beantwortung derjelben, und zur Erzäh- 
lung des ganzen Herganges der ihm zur Laſt gelegten jtrafbaren Handlung 
aufzufordern, | 

Hier fteht dem Gerichtsworfigenden frei, wenn er es für zweckmäßig erachtet, zu werfu- 
chen, den Angeklagten durch pafjende VBernunftgründe (vgl. die Erl. zu $. 179) zum Ge- 
ſtändniſſe zu bringen. 

Wiederholt hiernad) der Angeklagte das bereits in dem Unterfuhungs- 
Berfahren abgelegte Geſtändniß ($. 188), oder legt er in jeiner Erzählung 
überhaupt ein mit allen Erfordernifjen eines rechtlichen Beweiſes ausgeftat- 
tetes Geſtändniß feiner Schuld ab ($$. 264 bis 266), fo ijt mit der Verneh- 
mung jelbit der vorgeforderten Zeugen uud Sadhverjtändigen nur injoweit 
vorzugehen, ala entweder der Angeklagte ſelbſt oder der Staatsanwalt deren 
Vernehmung ansdrüdlic begehrt, oder als es dem Gerichtshofe unerläßlic) 
nothwendig erjheint, um die erforderliche Beftätigung des Geftändnifjes zu 
erlangen, und diejenigen Umftände aufzuklären, welche für die Eutſchei— 
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dung von Erheblichfeit find, und es ift jofort zu den Schlußvorträgen des 
Stantsanwaltes und der Parteien zu jhreiten. ($$. 253— 255). 

Welche Beweismittel nothwendig find, um die erforderliche Beftätigung des Geftänd- 
niffes zu erlangen, ift in den $$. 265 und 270 Abj. 3 enthalten; rüdfichtlich welcher Um— 
ftände aber ſonſt noch eine nähere Aufklärung in Bezug auf die Entjcheidung von Er- 
beblichkeit ift, muß nach den Verbältniffen eines jeden einzelnen Falles beurteilt werben. 
Der Beichädigte wird jedoch gemäß 8. 352 ftets vernommen werben müſſen. — Eben jo 
werben jene Zeugen zu vernehmen oder jene Aftenftüde vorzulejen jein, durch welche ber 
Angellagte feine geringere Strafbarfeit erweifen will. — Ueberhaupt find nach dem Be- 
ginne der Schlufverhandlung die angebotenen Beweismittel beiden Theilen gemeinfam ; 
Streitigfeiten über das Vorführen oder Fallenlafjen eines Beweismittels müßten daher von 
dem Gerichtshofe nach $. 227 entichieben werben. 


8. 234. 
Anger diefem Falle ift die Abhörung des Beichuldigten von dem Vor: 
ſitzenden nach Vorſchrift der SS. 173—183 vorzunehmen. 


Es bat daher Alles, was in den Erläuterungen zu ben berufenen Paragraphen gejagt 
wurde, auch auf die VBernehmung des Angeffagten bei der Schlußverhanblung volle An- 
wendung. 


Dem Angeklagten iſt unbenommen, ji) and während der Verhandlung 
mit feinem Vertheidiger zu beſprechen; es ift ihm jedoch nicht geitattet, ſich 
mit demjelben über die unmittelbare Beantwortung der an ihn geftellten 
Fragen zu berathen. 

Wenn der Angeklagte die ihm zur Laſt gelegte ftrafbare Handlung 
ganz oder theilweije läugnet, oder auf die am ihn geftellte Aufforderung 
zur eigenen Erzählung des Herganges der Sadje die Antwort verweigert, 
fo ift zur Vernehmung der vorgeladenen Zeugen und Sadverftändigen zu 
ſchreiten. — Dasjelbe hat aud dann zu geſchehen, wenn von mehreren 
Mitangeklagten and) nur Einer im Läugnen beharret. 

Die näheren Borfchriften Über dDiefes weitere Verfahren enthalten die $$. 236 — 243. 


Uebrigens bleibt es den Borfigenden unbenommen, dem Angeflagten vorläufig noch die im 
8. 182 vorgejchriebene Ermahnung zu machen. 


$. 235. 


Berfahren im Falle des Widerrufes eines früher abgelegten 
Geftändniffes. 


Widerruft aber der Angeklagte da3 von ihm in dem Unterſuchungs— 
Verfahren abgelegte Geſtündniß ($. 188), anf deſſen Grundlage weiter 
feine Zengen nnd Sadjverftändigen zur Schlußverhandlung vorgeladen 
worden find ($. 200, lit. f), jo ift er um die Gründe feines Widerrufes 
zu befragen, und, wenn diefe Gründe nicht offenbar unſtatthaft find, die 
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Erhebung derjenigen Umftände zu veranlaffen, weldie den Widerruf be- 
gründen follen. In joferne dieß nicht ſogleich geſchehen kann, ift die Ver— 
handlung zu vertagen, 

Welche Gründe vorhanden fein müffen, um einen Widerruf glaubwürdig zu machen, 
ift im $. 267 enthalten. — Es bleibt übrigens dem Gerichtshofe überlaſſen, zu beurteilen, 
ob e8 genügt, die zur Beftätigung ber won dem Angeklagten vorgebradhten Thatſachen 
nötbigen Zeugen blos zu der neuerlichen Schlußverhandlung vorzuladen, oder ob bie be- 
treffenden Erhebungen, 3. B. weil fie im Correfpondenziwege, durch Bornahme eines Augen- 
jcheines, den der Gerichtshof nicht jelbjt vornehmen kann ($. 242) u. dgl. zu pflegen find, 
dem Unterfuchungsrichter aufgetragen werben follen. Der Lettere bat ſich aber dann auf 
die nothwendig erachteten Erhebungen zu beichränfen und biefelben ſohin, ohne neuerlichen 
Abſchluß der Unterfuhung ($. 189), dem Gerichtähofe wieder vorzulegen. 

Zu der neuen Verhandlung find dann alle diejenigen Zeugen vorzu- 
laden, deren VBernehmung der Gerichtshof nad) Anhörung des Staatsan: 
waltes entweder zur Beurtheilung der Grundhältigfeit des Widerrufes, oder 
für den Fall, als die Beweisfraft des Gejtändniffes durch die erhobenen 
Umftände geſchwächt worden wäre, zur Ueberweiſung des Beichuldigten für 
nöthig erfennet. 

Die aus Anlaß eines folhen Widerrufes gepflogenen Erhebungen können aber nie ein 
Abgeben von dem einmal gefaßten Anklagebejchluffe bewirken, wie das nad) 8. 220 möglich 
ift, ſondern es ift ftets eine neue Verhandlung unter Borladung der im zweiten Abſatze des 
Paragrapbes bezeichneten Zeugen anzuorbnen. Dabei ftebt dem Angeklagten und feinem 
Bertbeidiger jedenfalls nach $. 280 das Recht zu, auch noch um die VBorladung anderer, 
als der von dem Gerichtshofe benannten Zeugen zu bitten. 


8. 236. 
Bernehmung der Zeugen und Sachverſtändigen. 


Zeugen und Sadjverftändige werden einzeln ans dem Zeugenzimmer 
vorgernfen, und find in der Regel ($$. 258 und 244) in Anwejenheit des 
Angeklagten nad) den für deren Bernehmung in dem Unterfuhungs:Berfah: 
ren gegebenen Vorſchriften, jedod) in der Art von einander abgejondert ab: 
zuhören, daß außer dem Falle der Gegenftellung ($. 129) ein noch nicht 
vernommener Zeuge nie bei der Abhörung der übrigen Zeugen, und ebenfo 
der noch nicht vernommene Sadjverjtändige nicht bei der Abhörung der übri- 
gen Sadjverftändigen zugegen fein darf. Allerdings aber kann der Borfi- 
gende, wenn er es zur Erforfhung der Wahrheit zweddienlidh findet, ver: 
fügen, daß die Sadverftändigen ſowohl während der Vernehmung des An- 
geflagten, als der Zeugen im Gerichtsſaale bleiben. Nad) abgelegter Aus— 
fage hat jeder Zeuge und Sadjverftändige in der Regel abzutreten, wenn 
nicht der VBorfisende von Amtswegen, oder über Beſchluß des Gerichtes 
nad) dem Antrage des Stantsanwaltes oder einer Partei, deren Berbleiben 


88. 236— 238, 321 


zur Aufklärung der Sache, oder zur Gegenftellung mit anderen Zeugen ins: 
bejondere anordnet, oder fie fpäterhin wieder vorrufen läßt. 

I. Wenn die Sadverftändigen ſchon in der Borunterfuhung ein üibereinftimmenbes 
Gutachten abgelegt haben und Feine neuen Thatjachen oder Umftände zur Begutachtung 
vorliegen, To ift deren abgejonderte Bernehmung nicht nothwendig, ſondern e8 wird genü— 
gen, wenn beide anmwejend find, ber eine jein Gutachten abgibt und begründet, und ber 
andere erflärt, daß er damit einverftanden jei (Ca. Hof-Entſchog. v. 22. Sptbr. 1851). 

I. Die Anmwejenbeit der Sachverftändigen während der Bernehmung des Angeflagten 
und der Zeugen ift vor allen dann nothwendig, wenn biefelben dem gerichtlichen Augen- 
jcheine nicht beigezogen waren, und nun ihr Gutachten über Thatjachen abgeben jollen, 
welche fie nicht mehr jelbft wahrnehmen können, z. B. Über eine bereits geheilte Verlegung, bie 
bereits behobenen Simptome einer Vergiftung u. dgl., in welchen Fällen fie die nöthigen 
tbatfächlichen Umftände nur durch Zeugen oder den Angeklagten, z. B. durch den behandelnden 
Arzt, die Krankenwärter u. dgl. erfahren können (Caß. Hof-Entihbg. vom 22. Sep- 
tember 1851). Es unterliegt daher wol feinen Zweifel, daß in einem folhen Falle den 
Sadverftändigen der Natur der Sache nad) auch das Recht zuftehen muß, jelbft Fragen an 
die Zeugen und den Angeklagten ftellen zu Fünnen, wenn fie aud im $. 243 nicht aus- 
drüdlich genannt find. 

II. Ein Beſchluß des Gerichtshofes wegen des Berbleibens von Zeugen oder Sad)» 
verftändigen ift nur in den im $.227 erörterten Fällen nothwendig. 


8. 237. 
Sachverſtändige, Zeugen und Mitbefchuldigte, weldie etwas über die 


Berjon des Angeklagten ausgefagt haben, find ausdrüdlid zu befragen, ob 


der anwejende Angeklagte derjenige ſei, von dem jie geſprochen. 

Mären fie nach $. 238 in Abwejenbeit des Angeklagten abgehört worben, jo find fie 
nach deſſen Wiedereinführung darum zu befragen. — E83 bedarf wol Feiner befonderen Er- 
wähnung, daß, wenn ber fragliche Umftand aus der Ausfage der Zeugen ſelbſt zweifellos 
hervorgeht, dieſe ausdrückliche Befragung unterbleiben kann. 


Der Angeklagte muß nad) der Abhörung eines jeden derjelben insbe: 
fondere befragt werden, was er auf die eben vernommene Ausjage zu ent 
gegnen habe, fowie überhaupt eine Befragung des Angeklagten im Laufe 
der Schlußverhandlung jo oft jtattjinden kaun, als es zur Aufklärung irgend 


eines Umſtandes nöthig erſcheint. 
Nach VBernehmung der Zeugen durch den Vorſitzenden tritt auch erſt das Recht des 
Angellagten zur Frageftellung an den Zeugen (5. 243) in Wirkjamteit, 


S. 238. 


Der Vorfisende ift aber aud befugt, den Angeklagten während der 
Abhörung eines Zeugen oder Mitbefhuldigten aus dem Sigungsjaale ab: 
treten zu laſſen, wenn er die vorläufige Vernehmung desjelben ohne Bei- 
fein des Angellagten zur Erforfhung der Wahrheit für zwedmäßiger hält. 
Er muß ihn aber nach feiner Wiedereinführung von dem wejentlihen In— 
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halte aller in feiner Abwejenheit vorgefommenen Ansjagen und erheblichen 
Vorgänge in Kenntuiß fegen, und befragen, was er hierauf zu bemer- 
fen habe. 

I. Die Bernebmung des Zeugen in Abweſenheit des Angeklagten wird in jenen Fällen 
angezeigt jein, wenn nad den obwaltenden Umftänden eine Einjchlichterung des Zeugen 
jelbft durch den bloßen Anblid des Angeklagten, und dadurch ein Zurüchalten mit der 
Wahrheit von Seite des Zeugen zu befürchten ftebt; Dies kann befonders bei jüngeren Per- 
fonen, bei Frauensperjonen, in Fällen der Nothzucht, Schändung, Körperverlegungen 
u, dgl. der Fall jein. 

II. Die Mittheilung an den wieder eingeführten Angeklagten hat vor allem das zu 
betreffen, was zum Nachtbeile des Angeklagten ausgejagt wurde, damit er fich Dagegen 
vertbeidigen kann (Caß. Hof-Entihdg. v. 27. Nov. 1851). Hat der Zeuge durch feine Ber: 
nebmung den Muth gewonnen, die wejentlichen Punkte feiner Ausfage in Gegenwart bes 
Angeklagten zu wiederholen, jo darf dies nie unterlaffen werden. Mindeftens wird der 
Borfitende jedenfalls gut thun, nachdem ev dem Angeklagten die Ausfage mitgetheilt hat, den 
Zeugen zu befragen, ob diefe Umſtände jo richtig jeien, 


8. 239. 


Diejenigen Sachverſtändigen und Zeugen, welche noch nicht beeidiget 
worden jind, haben, und zwar die eriteren nad) Vorſchrift des $. 81, Die 
Zeugen nad) Vorſchrift des $. 131 ihre Ausſage zu beſchwören, wenn ihrer 
Beeidigung fein geſetzliches Hindernig im Wege fteht ($$. 80 und 132). 

Es iſt demnach auch bei der Schlußverhandlung die Beeidigung dev Sachverftän- 
digen eine vorläufige, jene der Zeugen eine nachträgliche. 

Den im $. 113 genannten Perſonen fommt das Recht, fid) der Aus— 
fage zu eutſchlagen, jelbit dann zu, wenn fie fid) aud in dem Unterfudhungs- 
Verfahren der Ansjage und der Beeidigung unterzogen haben, Ob Zeugen, 
welde bereits in dem Unterſuchungs-Verfahren beeidiget wurden, in dem 
Halle, wenn fie bei der Schlußverhandlung nene und erheblihe Zufäse zu 
ihren früheren Ansagen gemacht haben, darüber beeidiget werden jollen, 
oder ob dieje Beeidigung wegen Widerfprud mit ihren früheren Angaben 


zu unterbleiben habe, hängt von dem Ermellen des Gerichtshofes ab. 

Alles was in den 88. 82—101, dann 125—133 und in den Erläuterungen dazu 
über die Vernebmung und Beeidigung der Sachverſtändigen und Zeugen gejagt wurde, 
findet auch auf deren Bernehmung und Beeidigung bei der Schlußverhandlung volle An- 
wendung, ſowie auch auf die Erflärung des $. 113 verwieſen wird. 


8. 240. 


Berfahren gegen Zeugen und Sadverftändige, wenn fie faljch 
ausjageır. 


Ergibt ſich aus der Schlußverhandlung, daß ein Zeuge oder Sadver- 
ftändiger falſch ausgeſaget habe, jo kann der Gerichtshof nad Anhörung 


88. 239 — 241. 323 


des Stantdanwaltes denfelben ſogleich verhaften laſſen, und die ftrafgericht- 
liche Verfolgung einleiten. 

I. Diejes Verfahren, welches der Staatsanwalt, der Bertheidiger oder der Vorſitzende 
anregen kann, greift nur dann Pla, wenn der dringende Verdacht vorliegt, daß der 
Zeuge wiſſentlich und abjichtlich falſch ausjagte, indem fonft vorläufige Erhebungen 
eingeleitet werben müßten, jo wie auch bier die SS. 151 und 156 zu beobachten find. 

II. Ob aus Anlaß einer jolhen Borkehrung eine Vertagung der Schlußverbandlung 
notbwendig wird, ift nach $. 248 zu beurteilen. 


$. 241. 


Borlefung von Acten und Ausfagen des Unterfuhungs-Ber- 
fahrens, und Anerkennung (Recognition) von Gegenftänden. 


Die nad) $. 225 zur Vorleſung beitimmten Acten des Unterjuhungs- 
Berfahrens Hat der Borfisende vorlejen zu laſſen. Insbejondere müſſen, 
anf Antrag des Staatsanwaltes oder einer der Parteien, die Protofolfe über 
die Vernehmung der Zeugen und Sahverftändigen dann vorgelejen werden, 
wenn die Zeugen oder Sadhverjtändigen, die in dem Unterſuchungs-Verfah— 
ren vernommen wurden, in der Zwildenzeit geitorben, oder unbekannten 
Aufenthaltes find; wenn ihr perfönlides Erjheinen wegen ihres Alters, 
wegen einer Krankheit oder Gebrechlichkeit, wegen ihres entfernten Aufent- 
haltes oder ans anderen erheblichen Gründen füglich nicht bewerkitelliget 
werden fonnte; wenn die im $. 113 genannten Perjonen fid) der Wieder- 
holung der im Unterjuchungs-VBerfahren abgelegten und beſchworenen Aus: 
fage entſchlagen; oder wenn der Staatsanwalt oder Privat:Anfläger und 
der Angeklagte über die Borlefung einverjtanden find, In Ermanglung eines 
folhen Einverftändnifjes eutſcheidet der Gerichtshof ($. 227). Weichen Zeu- 
gen oder Sachverſtändige in weſentlichen Puncten von ihren in dem Unter: 
fuchungs-Berfahren gemachten Angaben ab, fo kaun der Vorſitzende die frü- 
heren Ausfagen aud ohne Antrag des Staatsanwaltes oder der Partei aus 
den Unterfuhungs-Aeten vorlejen laſſen. 


I. Da das Geſetz will, daß alle für die Entſcheidung erheblichen Beweismittel deu 
erfennenden Richtern unmittelbar vorgeführt werben jollen, jo müſſen in der Regel 
die wejentlichen Zeugenausjagen aud wor ihnen abgelegt werben. (Bal. 8. 200 lit. f.) Die 
bloße Borlefung von im Unterfuchungsverfahren abgelegten Ausjagen der Zeugen und Sach— 
verftändigen fanır daher nur ausnahmsweiſe, in ben vom Gejete ausſchließlich 
aufgezählten Fällen Statt finden. 

II. Die Fälle, in welchen eine VBorlefung von Ausfagen der Zeugen und Sachverſtän— 
digen ftatt zu finden hat, find entweder ſolche, in welchen Die Vorleſung ftattfinden muß, 
oder in welchen fie ftattfinden kann. 

III. Die Borlefung dev Ausfagen mu 5 Über Antrag des Staatsanwaltes, des Privat- 
Anllägers, des Beichädigten, des Angellagten oder bes Bertbeidigers ftattfinden: 1. wenn 
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die Zeugen oder Sachverſtändigen verftorben oder unbelannten Aufenthaltes find; 2. wenn 
fie aus den im Paragraphe bezeichneten Hinderniffen bei der Verhandlung nicht erjcheinen 
können, und auch durch eine Vertagung der Berhandlung dieſes Hinberniß nicht behoben 
werden kann; 3. wen die im $. 113 genannten Berfonen kraft des ihnen nach $. 239 zufte- 
henden Nechtes die Wiederholung ihrer bereits abgelegten und beſchwornen Ausjagen ver- 
weigern, weshalb eine unbefhworne Ausſage folder Perfonen nicht vorzuleſen ift; 
4. wenn der Staatsanwalt oder der Privat-Anfläger und der Angeflagte und deſſen Ber: 
theidiger darüber einverftanden find; 5. wenn bei mangelndem Einverftändniffe der Ge- 
richtshof darauf erkennt, 

IV. Außerdem kann noch der VBorfigende, kraft der ihm obliegenden Pflicht, Die 
Wahrheit durch alle zu Gebote ftehenden Mittel zu erforfchen, die Vorleſung einzelner 
Stellen von jolden Ausjagen dann verfügen, wenn bie bei der Schlußverhandlung 
abgelegten Ausjagen des Zeugen oder Sadverftändigen von ben im Unterfuhungsverfahren 
abgegebenen in wejentlihen Punkten abweichen, wobei ſolche Punkte verftanden wer- 
ben, welche mit der angefchuldeten That in einem Zufammenbange ſtehen, fo daß ber 
obwaltende Widerfpruch einen Einfluß auf die Entſcheidung der Hauptſache ausübt (Caß. 
Hof-Entjchdg. v. 23. Jäner 1852). Hier handelt es fich aber nicht um Vorführung eines 
Beweismittels, jondern um die Erforſchung der Wahrheit und Die Beurteilung der Glaub- 
twürdigfeit des Zeugen. Der Borfigende hat dabei nad denjelben Grundfägen vorzuge- 
ben, welche bei $. 126 im Abf. V. der Erl. entwidelt wurben. 


Augenſcheinsprotokolle, früher gegen den Angeklagten ergangene Straf: 
erfenntniffe und andere für die Entjheidung erhebliche Urkunden können 
ebenfalls vorgelefen werden. 

Die in derlei Aktenſtücken liegenden Beweismittel können auf feine andere Art dem 
erfennenden Nichter vorgeführt werben. 

Nach jeder Vorleſung ift der Angeklagte zu befragen, was er darüber 
zu bemerfen habe. 

Dies folgt aus der Vorſchrift des zweiten Abfages des $. 237. 

Diejenigen Gegenftände, welde auf die jtrafbare Handlung Beziehung 
haben, und zur Ueberweiſung dienen können, läßt der Vorfisende dem An- 
neflagten, und in joweit es nöthig ift, aud) den Zeugen und Sachverſtäu— 
digen nad vorläufiger Abforderung der Beſchreibung des anzuerfennenden 
Gegenftandes ($. 128) vorlegen, und fordert fie auf, ſich zu erklären, ob fie 


diejelben anerkennen. 
Bergleiche die Erlünterungen zu $$. 128 und 180. 


S. 242, 
Neht des Vorfigenden, neue Zeugen und Sadverftändige vor- 


zuladen, neue Gutachten abzufordern, und neue Erhebungen 
einzuleiten. 


Der Borfigende iſt ermächtiget, bisher nicht abgehörte Zeugen nnd 
Sachverſtändige, von weldhen nad dem Gange der Verhandlung Aufklä- 


88. 242, 243. 395 


rung über erheblihe und beftrittene Thatſachen zu erwarten ift, im Laufe 
der Schlußverhandlung vorladen uud nöthigenfalles vorführen zu laſſen und 
zu vernehmen. Er kann auch neue Gutachten abfordern, oder andere Be- 
weismittel herbeiſchaffen laſſen, mit dem Gerichte einen Augenſchein vor: 
nehmen, oder hierzu ein Mitglied des Gerichtes abordnen, welches darüber 
Bericht zu erftatten hat. Ob eine Beeidigung diefer nenen Zeugen oder 
Sachverſtändigen ftattfinde, darüber hat nad) deren Abhörung und nad 
Bernehmung beider Theile der Gerichtshof zu entſcheiden. 

I. Dieje Anordnung fließt aus der Pflicht und dem Rechte des Vorfienden , Die 
Wahrheit zu erforſchen. Es verfteht ſich daher von jelbft, daß es gegen derlei Verfügungen 
bes Borfitenden — welche übrigens auch von einer oder der anderen der Parteien bean- 
tragt werben föunen — fein wie immer geartetes Rechtsmittel geben kann, jo wie der Vor— 
figende auch feiner Zuftimmung der Mitglieder des Gerichtshofes dazu bedarf, wohl aber 
fünnte e8 ein Anlaß zu einer Berufung nach $. 298 fein, wenn der Borfitende die vorbe— 
zeichneten Verfügungen nicht getroffen bat, ungeachtet die Beranlaffung dazu vorlag. Dabei 
verfteht e8 fich von ſelbſt, daß nicht von einer Partei der förmliche Antrag auf eine der bier 
bezeichneten Verfügungen geftellt worden, und vom Borfitenden die Vornahme vwerwei- 
gert worben fein darf, weil über einen ſolchen Antrag nach $. 227 zu entjcheiden wäre. 

I. Sole Berfügungen des Vorſitzenden Können dadurch herbeigeführt werben: 
1. daß in der Schlußverbanblung ganz neue Thatfachen zur Sprache kommen, deren Beftand 
für die Entſcheidung von Einfluß ift, jedoch won der Gegenpartei beftritten wird, und 
e8 zur Bejchleunigung des Verfahrens nicht für nothwendig erachtet wird, die Erhebungen 
gemäß 88. 250 und 251 durch den Unterfuchungsrichter zu weranlafjen ; 2. daß fich rückſicht— 
lich einer bereits vorgefommenen Thatjache, für die feine Beweismittel aufzufinden waren, 
die Möglichkeit, folche berbeizufchaffen, erft bei der Schlußverbandlung ergibt, 3. B. es 
wäre ber früher nicht befannte Name oder Wohnort eines Zeugen, der Ort, wo Sachen 
verborgen liegen, genannt worben, u. dgl.; 3. daß fich Hinfichtlich einer ſolchen bereits 
befannten Thatſache Zweifel und Anftände ergeben, welche in biejer Art behoben werben 
müffen. — Die Grundbedingung jedoeh in allen drei Fällen ift, daß die betreffende 
Thatjahe für bie Entjcheidung erheblich ift, wobei aber diefer Begriff lieber zu weit 
als zu eng genommen werben fol, indem gar oft etwas auf den erften Blid ala nicht 
erheblich erjcheint, was aber durch andere Umſtände fpäter als ſehr erheblich ſich her— 
ansftellt. 


8. 243. 
Wer an die zu vernehmenden Perfonen Fragen ftellen dürfe, 


Außer dem Vorſitzenden find and die übrigen Gerichtsmitglieder und 
der Staatsanwalt, der Privat: Ankläger, der Angeklagte und der Beſchä— 
digte, ſowie ihre Vertreter beredhtiget, an jede zu vernehmende Perjon 
Fragen zu ftellen, nachdem fie hierzu von dem Vorſitzenden das Wort er: 
halten haben. Der Borfisende hat jedoch jede Frage, die ihm unpafjend 
eriheint, zurückzuweiſen. 

I. Sämmtliche bier genannte Perfonen, wozu ber Natur der Sache nach auch 
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die Sahverftändigen, namentlich wenn fie erft zur Schlußverhandlung beigezogen wur» 
ben (vgl. oben $. 236 und bei 8. 88 den $. 26 der Borjehrift für Die Todtenbeihau), 
daun die Mitangellagten unter ſich gerechnet werden müſſen, haben das Hecht, Die 
Fragen unmittelbar an den zu Vernehmenden zu jtellen, wenn fie das Wort dazu 
erhalten haben ; daß fie aber dem Vorfitenden vorläufig mittheilen, um was fie fragen 
wollen, ift nicht notbwendig. 

II. Um diejen Berfonen Gelegenheit zur Ausübung ihres Nechtes zu geben, ift es 
zwedmäßig, daß der Vorſitzende nach gejchlofiener Bernehmung des Zeugen oder Augellag- 
ten die Frage an dieſelben ftellt, ob fie eine Frage an den Bernommenen zu richten 
winjchen. 


III. Das Recht des PVorfisenden, Die Beantwortung von Fragen, welche ihm un- 
paffend ſcheinen, nicht zuzulaflen, liegt im feinem Nechte der Leitung der Verhandlung, 
indem ber Plan, den er ſich dazu entworfen bat, Durch unzeitige Fragen leicht zerftört 
werben kann. Es verfteht ſich daher auch won jelbft, daß es gegen eine ſolche Zurückwei— 
jung fein Rechtsmittel gibt. 

IV. Der Zwed dieſer gejetlichen Anordnung ift, Dadurch alles zur Sprade brin- 
gen zu fünnen, was einerjeits zum Beweiſe der Schuld, anderjeits zur Entkräftung ber 
vorgebrachten Verdachtsgründe, endlich zur Beurteilung der Glaubwürdigkeit der Zeugen 
(e8 mögen biejes unbedentliche oder mitbejchuldigte Perſonen jein) dienen kann. — In— 
fofern der legte Zweck durch dieſes Necht der Frageftellung nicht vollfommen erreicht 
werben kann, gibt der folgende Paragraph den Parteien noch ein weiteres Mittel dazu 
an bie Hand. 


8. 244. 


Disciplinarbeftrafung von Unziemlichkeiten der Parteien 
oder ihrer Bertreter. 


Der Angeflagte fowohl, ala auch der Privat-Ankläger und der Be: 
fhädigte, jowie deren Vertreter find beredhtiget, Alles geltend zu machen, 
was zur Benrtheilung der Glaubwürdigkeit eines Zeugen oder Sachverſtän— 
digen oder zur Widerlegung feiner Angaben dienen kann. 


I. Das in diefem Abjate ausgefprochene Recht der genannten Berjonen ift ein Aus- 
fiuß des ihnen, namentlich dem Angeflagten, zuftehenden Rechtes ber freien Vertheidigung 
und Geltendmachung ihrer Anſprüche. — Diejen Berfonen fteht daher unbeftritten das Recht 
zu, gegen die Ausjage des Zeugen oder Sachverftändigen Alles geltend zu machen, was 
zur Entlräftung berfelben dienen kann. Sollte zur Beurteilung der Glaubwürdigkeit bes 
Zeugen ein Eingehen auf deſſen perſönliche Berbältniffe unumgänglich nothwen— 
dig fein, jo kann ihnen aud dies nicht verwehrt werben, jo lange es mit dem gehörigen 
Anftande und der erforderlichen Mäßigung geſchieht. Außer diefem Falle aber find alle 
Erörterungen über Perfünlichkeiten dev Zeugen bintanzubalten ($. 225). — Es wird vor- 
züglih Sache des Vorfitenden fein, durch ein taftvolles Benehmen dieſes zur Erforichung 
der Wahrheit jo geeignete Mittel mit ber Rückſicht auf den dem Gerichte ſchuldigen Anftand 
und die Ehre des Vernommenen in Einklang zu bringen. 


II. Da bei der Schlufiverhandlung das Gefet alle Parteien vollkommen gleich ſtellt, 
wie dies z. B. aus dem eben vorhergehenden Paragrapbe Mar hervorleuchtet, fo unterliegt 
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es wohl feinem Zweifel, daß Das bier erörterte Recht auch dem Staatsanwalte eben fo wie 
dein Privat-Ankläger den vorgebrachten Entlaftungszeugen gegenüber zuftchen muß. 
Wenn jedod) von einer diefer Parteien, oder von einem Zeugen oder 
Sachverſtändigen gegen irgend eine der vernommenen Perjonen oder gegen’ 
einen Vertreter, gegen den Staatsanwalt, oder gegen eine Gerichtsperſon 
Beihimpfungen oder offenbar ungegründete oder zur Sache nicht gehörige 
Beſchuldigungen vorgebradjt werden, oder überhaupt die dem Gerichte ſchul— 
dige Ehrfurcht durch ein unanftändiges Benehmen verlegt wird, jo kann das 
Gericht wider den Schuldigen auf Antrag des Beleidigten, oder aud) von 
Amtswegen eine angemefjene Disciplinaritrafe verhängen. Der Angeklagte 
faun überdieß, wenn er fid) ein ungeziemendes Benehmen zu Schulden kom— 
men läßt, und ungeachtet der Ermahnung des Vorfisenden, uud der Dro- 
hung, daß er aus der Sigung entfernt werden wird, nicht davon abjteht, 
durch Beſchluß des Gerichtes, wogegen fein Rechtsmittel zuläjlig ift, ganz 
oder für einige Zeit ans der Sisung entfernt, die Verhandlung in feiner 
Abweſenheit fortgejett, und ihm das Erkenntniß des Gerichtes durd ein 
Mitglied desjelben in Gegenwart des Protofofführers verkündet werden. 

I. Wären die vorgefommenen Beleidigungen jo weit gegangen, daß fie gemäß 88. 
487—497 des Str. ©. den Thatbeftand einer Uebertretung der Ehrenbeleidigung bilden, fo 
fönnte doch das im $. 247 bezeichnete Verfahren nur dann eingeleitet werben, wenn ber 
Beleidigte es verlangt (88. 495—497 Str. G.), wodurch ſich aber die Disciplinarbe- 
ftrafung bebebt. 

II. Wäre die Beleidigung nicht jo weit gegangen, um nach dem allg. Strafgeiete 
ftrafbar zu fein, jo muß mit Berüdfichtigung des in dem Hofdekrete vom 30. September 
1806, Nr. 787 3. ©. ©. ausgeſprochenen Grundſatzes die Disciplinarftrafe in der Art 
bemefjen werben, daß bie höchfte Strafe gleich ift der mindeften, welche das Strafgefet auf 
bie nächft ähnliche Uebertretung verhängt. Trifft eine foldhe Strafe den im Verhafte be- 
findfihen Angeflagten, und bat diejer fein Vermögen, um eine Geldftrafe zu bezahlen, 
jo kann die Strafe wol in nichts anderem, als in einer der im $. 253 St. ©. aufgezählten 
Berihärfungen des Arreftes beftehen. — Dieſes gilt auch, wenn die Disciplinarftrafe 
von Amtswegen verhängt wird. 

III. Die befondere Strafbeftimmung fiir den Angellagten findet dann Anwendung, 
wenn er bie Verhandlung zwar durch feine Beleidigungen, aber auf andere ungeziemenbe 
Art ftört, 3. B. durch Herumgeben, Unterbreden der Zeugen u. dal. 

IV, Alle diefe Strafen werden über Antrag des Beleidigten, des Staatsanmwaltes oder 
des Privat-Anklägers, oder von Amtswegen d. i. über Anregung des Borfigenden oder 
eines Mitgliedes des Gerichtshofes durch Beihluß des Gerichtshofes verhängt, 
gegen ben fein Rechtsmittel zufteht ($. 246). Es verfteht ſich wol von ſelbſt, und ergibt 
fih auch aus der Beſtimmung bes folgenden Paragraphes, daß dieſer Beichluß ſogleich, 
mit kurzer Unterbrehung der Berhandlung über die Hauptiache gefaßt, verkündet, und 
ohne Aufihub ($. 246) vollzogen werden muß. 
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S. 245. 

Macht jich der Vertreter einer Partei einer ſolchen Uebertretung ſchul— 
dig, jo fann er von dem Gerichte mit einem Verweife oder einer Geldftrafe 
bis zum Betrage von hundert Gulden belegt, und bei eridwerenden Um— 
ftänden auf Antrag des Strafgerichtes nod) überdieß vom Oberlandesgerichte 
auf angemejjene Zeit aus der Vertheidigerlifte gelöſcht werden ($. 214). 

Sest ein Vertreter ein ſolches ungebührliches Benehmen, trotz der er: 
haltenen Ermahnung oder verhängten Strafe, bei der Verhandlung fort, fo 
fann ihm der Vorfisende dns Wort entziehen, und die durd ihn vertretene 
Partei zur Wahl eines anderen Vertreters auffordern, nnd nöthigenfalles 
von Amtswegen einen ſolchen ernennen. Wäre aber zu beforgen, daß auf 
folhe Weife die Bertheidigung eines Angeklagten nicht genügend ftattfinden 
würde, jo fann von dem Gerichte die Bertagung der Verhandlung auf 
Koften des jhuldigen Vertreters angeordnet werden. 


8. 246. 


Die in den vorftehenden zwei Paragraphen erwähnten Strafen find 
fogleid) nad) der Verhandlung zu vollzichen, ohne daß dagegen ein Rechts— 
mittel zuläflig ilt. 


8. 247. 


Unmittelbare Strafverhängung wegen einer in der Gerichts— 
figung begangenen, nad dem allgemeinen Strafgejege zu 
ahbndenden Handlung. 


Wird aber während der Schlußverhandlung im Situngsjaale von wen 
immer ein Verbrechen, Vergehen, oder eine der Gerichtsbarkeit der Straf: 
gerichte zugewiejene Mebertretung begangen, wobei der Thäter auf frifcher 
That ergriffen wird, fo kann mit Unterbrechung der Schlußverhandlung, 
oder am Ende derjelben, nad) Vernehmung des Beſchuldigten und der etwa 
vorhandenen Zeugen, und nad) Anhörung des Stantsanwaltes von dem 
Gerichtshofe jogleid, darüber erfannt werden. Wird der Beihuldigte deß— 
halb zu einer Strafe verurtheilt, jo kann wegen derjelben Handlung von 
dem Strafgerichte weiter Feine Disciplinarjtrafe verhängt werden. 

I. Wäre das im Sisungsfaale begangene Verbrechen ein ſolches, worüber nach 8. 10 
lit. a) dem verbandelnden Gerichte Feine Gerichtsbarkeit zufteht, jo hat fich das Gericht 
nur ber Berfon des Schuldigen zu verfichern, und die Sache dem competenten Strafge- 
richte abzutreten, 

II. Die Verhandlung über eine ſolche ftrafbare Handlung ift in möglichft einfacher 
Form mit Berückſichtigung des $. 233 zu pflegen. Dem Beſchuldigten wird fein Vertheibi- 
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ger beigegeben, wenn e8 fi) auch um einen der im zweiten Abjate des $. 213 erwähnten 
Fälle (z. B. einen Tafchendiebftahl im Betrage von mehr als 300 fl.) handeln würde. — 
Gegen das Erkenutniß ftehen aber dem Bernrteilten alle Rechtsmittel, wie gegen ein anderes 
Endurteil offen. 

111. Dieje alfogleiche Berbandlung ift aber nur ein Recht des Gerichtshofes ; dieſer 
fann daher auch, wenn ſich aus was immer fir Gründen Bedenten gegen die fogleiche 
Verhandlung ergeben, von Amtswegen oder Über Antrag des Staatsanwaltes, Die Sache 
dem ordentlichen Berfahren zuführen. 


8. 248. 
Unterbrehung und Bertagung der Schlußverhandlung. 


Die mündlide Schlußverhandlung darf, wenn jie einmal begonnen 
hat, nur jo weit unterbrodden werden, als es der Vorſitzende zur nöthigen 
Erholung erforderlid findet. In dringenden Fällen kann fie nad) dem Er: 
meſſen des Gerichtes auch an Sonn: und Feiertagen fortgejegt werden. Eine 
Bertagung derjelben kann von dem Gerichtshofe in folgenden Fällen be: 
ſchloſſen werden: 

I. Unter Bertagung der Verhandlung verfteht man das Abbrechen berjelben,, und 
beren Fortfegung zu einer anderen Zeit, welche entweder unter Einem beftimmt wird, ober 
deren Beſtimmung fi der Gerichtshof vorbehält. In dem leßteren Falle müffen die im 
$. 219 erwähnten Borladungen an die betreffenden Perſonen neuerlich ausgefertigt werben. 
Bereits in der Schlufverhandlung vernommene Zeugen werben nur dann nochmals vorge— 
laden, wenn ſich aus ben inzwifchen gepflogenen Erhebungen die Nothiwendigfeit ihrer noch— 
maligen Bernehmung ergibt, ober ber bei $. 222 erwähnte Fall ber Zuziehung anderer 
Nichter eintritt. 

II. Eine Bertagung kann der Gerichtshof von Amtswegen anorbnen, oder fie 
fann von einer ber Parteien beantragt werben: 

a) Wenn während derjelben der Angeklagte in der Art erkrankt, daß er 
nicht weiter der Verhandlung beiwohnen kann, foferne er nicht einwil- 
liget, daß die Verhandlung aud während feiner Abwejenheit fortge- 
jetst werde, und daß die von ihm in dem Unterfuhungs-Verfahren ab- 
gelegten Ausjagen vorgelefen werden; 

Erfranft der Angeffagte vor der Schlußverhandlung, fo wird biefelbe gemäß $. 221 
gar nicht begonnen, und eine Verzichtleiftung auf das Erjcheinen bei derfelben, wie fie hier 
erwähnt ift, wäre rechtsungiltig. 

b) wenn der Gerichtshof aus irgend einem Anlafle vorläufig noch nene 
Erhebungen oder Unterfuchungshandlungen einzuleiten, oder neue Be— 
weismittel herbeizuſchaffen findet ($$. 220, 235, 250 und 251); 

Hierbei wird vorausgeſetzt, daß die nothwendigen neuen Behelfe nicht gemäß $. 242 
jogleich berbeigejchafft werben können. 

e) wenn wegen äußerer Hindernifje eine zeitweilige Aufſchiebung ſich als 
nothwendig oder zwedmäßig darftellt ($$. 221, 250, 245, 252). 
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I. Sowol die bier als die bei dem vorigen Abfate berufenen Paragraphe der Straf: 
prozeßordnung find nur beijpielsweile angeführt, indem es dem Gerichtshofe frei fteht, 
„aus was immer fir cinem Anlaffe“ Die Bertagung der Verhandlung anzuordnen, wenn 
er dieſelbe zur Erforfhung der Wahrheit und möglichit genauen Erörterung der Sache noth— 
wendig findet. 

II. Genen den Beſchluß des Gerichtshofes, wodurch eine VBertagung angeordnet wird, 
findet gar fein, und gegen die Verweigerung derſelben kein abgejondertes Rechtsmittel 
Statt ($. 221). 


8. 249. 


Befondere Beftimmungen: 
a) wenn der Staatsanwalt oder der Privat-Ankfläger von ber 
Anklage abſtehen; 

Wenn im Lanfe der Schlußverhandlung der Staatsanwalt über den 
mit Allerhöchſter Genehmigung ertheilten Auftrag des Iuftizminifters von 
der Anklage zurüdtritt; — oder wenn bei Vergehen, die nur anf Verlangen 
eines Betheiligten ſtrafgerichtlich verfolgt werden dürfen, der Privat-Anflä- 
ger von feinem Begehren abfteht; fo ift die Schlußverhandlung rüchſichtlich 
jener ftrafbaren Handlung, in Anfehung welcher der Rücktritt erflärt wurde, 
ſogleich abzubrechen ($. 289). 

Liegt außer diejer ftrafbaren Handlung wider ben Beſchuldigten feine andere vor, fo 
ift die Verhandlung beendigt, und nad 8. 289 zu erledigen; Tiegen noch andere ftraf- 
bare Handlungen vor, jo wird die Schlußverhandlung nur auf dieſe beichräntt, und ſodann 
durch Erkenntniß und Ablafjungsbeichluß erledigt. 

(Bergl. übrigens das bei $. 189 über das Zurückziehen der Anklage Geſagte, wobei 


noch zu bemerken kammt, daß dieſer Antrag der Staatsanwaltichaft ausnahmsweiſe von 
ber Regel des $. 36 fiir das Gericht bindend ift). 


8. 250. 


b) wenn die That eine andere ftrafbare Handlung tft, als 
worauf der Anklagebeſchluß lantet; 


Zeigt ſich bei der Schlußverhandlung, daß die dem Angeklagten zur 
Laſt fallende That eine andere ftrafbare Handlung it, als worauf der An- 
klagebeſchluß lautet, ſei es num ein gleich, mehr oder minder ſchweres Ver⸗ 
brechen, ein Vergehen oder eine der im $. 9 bezeichneten Vebertretungen ; 
fo hat der Borfigende ſogleich, oder wenn ſich hierüber erjt bei der Bera- 
thung des Gerichtöhofes ein Bedenfen ergibt, vor ber Schöpfung des Er— 
fenntnifjes den Staatsanwalt und den Angeklagten anfmerkffam zu machen, 
daß fie ihre Schlußvorträge and) auf diefe nene Geftaltung der ftrafbaren 
Handlung anszudehnen haben. 

Wenn jedoch der Gerichtshof deßhalb neue Erhebungen für nöthig er- 
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fennet; oder wenn ſich bei einer Schlußverhandlung, die nicht vor dem Yan: 
desgerichte desjenigen Ortes, wo die politiiche Yandesbehörde ihren Sitz 
hat, gepflogen wird, die ftrafbare Handlung als eines der im $. 10, Hit. a) 
bezeichneten Verbrechen darftellt, jo ift die Verhandlung abzubreden, nnd 
im erften Falle die nöthige Ergänzung der Unterfudhung einzuleiten ($$- 220 
und 242), und ohne einen nenen Anklagebefhluß eine nenerlihe Schluß: 
verhandlung anzuordnen; im zweiten Falle aber das Schlußverfahren an 
das competente Gericht abzutreten. 

I. Hier wird vorausgejeßt daß dieſel be That, welche Gegenftand bes Auflages 
bejchluffes war, fich als eine andere ftrafbare Handlung berausftelle, als als welche fie in 
diefem Beſchluſſe bezeichnet war, d. b. daß andere Gefetsesftellen als die im Anklagebe— 
ſchluſſe laut 8. 200 lit. e) berufenen darauf Anwendung finden; z. B. wenn fi Die Zu— 
eignung einer Sache nicht als VBeruntreuung, jondern als Diebftahl oder Betrug, — wenn 
ſich eine fabrläffige Tödtung als vorfäßliche, oder umgelehrt, — wenn fi der als Ver 
brechen bezeichnete Diebftabl nur als Mebertretung herausftellt, u. Dal. 

1. Das Verfahren in diefem Falle ift ein verfchiedenes: 

1. Gebört die That mach ihrer nen vorgefommenen Eigenichaft gemäß $. 10 lit. a) 
nicht in deu Wirkungskreis des verbandelnden Gerichtes, jo ift Die Sahe an das kompe— 
tente Gericht abzutreten, welches nach Geftalt dev Dinge fogleih die Schlußverhandlung 
vornehmen oder das weitere Nötbige veranlaffen wird. 

2. Iſt das verhandelnde Gericht zur Entſcheidung berufen und hält e8 

a) die Sache für fpruchreif, jo find Die Parteien in der im Paragrapbe bezeichneten 
Art anzumeifen, ihre Schlußvorträge auf diefe neue Geftaltung ber ftrafbaren Handlung 
auszubehnen ; 

b) werben dadurch neue Erhebungen notbwendig, und Können diefelben nicht gemäß 
8. 242 gleich vorgenommen werben, jo ift die Verhandlung nad $. 248 zu wertagen, und 
nah dem Abjchluffe der Erhebungen mit Berückſichtigung derfelben, unter Borlabung ber 
fich als nothwendig herausftellenden neuen Zeugen fortzufeßen. 

III, Insbeſondere ift noch zu erwähnen, was zu gefchehen habe, wenn ber vor eimer 
Berfammlung von drei Richtern verbandelte Fall fich als ein ſolcher herausstellt, welcher nad) 
8.17 vor eine Berfammlung von fünf Richtern gehört (z. B. wenn ſich ergibt, Daß der Schade 
des Beftohlenen 300 fl. überfteigt, daß Die Verlegung die im $. 156 bezeichneten Folgen nad 
ſich gezogen habe, daß Die ala fahrläfiig erfchienene Tödtung eime abfichtliche gemefen fet, 
u. dgl.). Hier ift zu unterfcheiden: 

1. hatte der Angeflagte feinen Vertbeidiger, jo muß wegen der Nothwendigkeit der 
Beftellung eines ſolchen ($. 213) die Verhandlung jedenfalls abgebrochen werben; 

2. hatte er bereits einen Vertbeidiger, und ift die Sache an ſich Mar und fpruchreif, 
jo Finnen — wenn e8 ber Berfonalftand des Gerichtes erlaubt — ſogleich zwei Richter dem 
Gerichtshofe beigegeben werden, und es wird in deren Gegenwart (8. 222) die Verhand— 
hung neuerlich begonnen und fortgeführt ; 

3. wäre Dies (3.B. wegen anberweitiger Bejchäftigung des Gerichtsperfonales, oder weil 
fi ſchon einige der vernommenen Zeugen entfernt haben) nicht möglich, oder treten die beim 
vorhergehenden Abjage unter 2, b) bezeichneten Umſtände ein, fo muß die Verhandlung 
im eigentlichen Sinne des Wortes vertagt, d. b. auf einen andern Tag beftimmt, und wor 
einer Berfammfung von fünf Richtern abgeführt werben, 
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IV. Muß die Sade au das nad) $. 10 lit a) competente Landesgericht abgetreten 
werten, jo hat dieſes aber jedenfalls einen neuen Anklagebeſchluß zu fallen, weil der frühere 
von einem Gerichte gefchöpft war, welches fih als unzuftändig beransgeftellt bat. Gegen 
dieſen Beichluß ftehen Die gewöhnlichen Rechtsmittel offen, und fellte im Berufungsmwege 
die jebwerere Qualification der That nicht anerkannt werden, fo ift Die Sache au das Ge- 
richt zurückzuweiſen, won welchem fie an das nad) 8. 10 lit. a) competente Landesgericht 
gelangt war, und dasjelbe hat dann ohne neuerlichen Anklagebeſchluß die Verhandlung zu Ende 
zu führen. Eben Dasjelbe mühte gejcheben, wenn das competente Yandesgericht rückſichtlich 
der feiner Gerichtsbarkeit unterworfenen ftrafbaren Handlung gemäß $$.197 Abſ. 1, 2 oder 


4 und 198 lit, a) einen Ablaſſungsbeſchluß jchöpfen, und diefer in Rechtskraft erwachlen 
würde, 


fiteratur: Mages, Zur Erläuterung bes 8. 250 (®. 3. 1855, Nr. 73.) 


8. 251. 


ce) wenn nebftbei eine andere vemfelben Gerihtsftande unter- 
liegende ftrafbare Handlung des Befduldigten bervorfommt; 


Kommt bei der Schlußverhandlung wider den Angeklagten die recht— 
liche Beichuldigung einer anderen der Gerichtsbarkeit des nümlichen Straf: 
gerichtes unterliegenden ftrafbaren Handlung hervor ($$. 40—42), fo find 
darüber die nöthigen Erhebungen einzuleiten, und in dem Falle, wenn die 
nen hervorfommende jtrafbare Handlung gleich ſchwer, oder minder jtrafbar 
iſt, als dasjenige Verbrechen oder Vergehen, woranf der Anklagebeſchluß 
lautet, hat ſich die SchIußverhandlung, ohne neuen Anklagebeſchluß, aud) 
anf die nen hervorgefommene ftrafbare Handlung anszudehnen. 

Iſt aber das nen hervorgefommene Verbrechen oder Vergehen ſchwerer 
itrafbar, als dasjenige, wegen deſſen die Schlußverhandlung angeordnet 
wurde, fo ift dieſe einftweilen auszuſetzen, und vorläufig über das neu her: 
vorgefommene Verbrechen oder Vergehen ein Anklage- oder Ablafjungs- 
beſchluß zu ſchöpfen. — Erſt nad) eingetretener Rechtskraft des Beſchluſſes 
and) über dieſes nene Verbrechen oder Vergehen ift eine nenerlihe Schluß— 
verhandlung über alle vorliegenden ftrafbaren Handlungen anzuordnen. 

1. Die Anwendung dieſes Paragraphes fetst voraus, daß die neue That no vor 
Fällung des Enderfenntifjes in erfter Inftanz hervorkomme, weil jonft die Borjchriften des 
8. 376 über die Wiederaufnahme ber Unterfuhung in Anwendung kommen. Auf melde 
Art übrigens das Strafgericht zur Kenntniß Diefer bisher unbefannten ftrafbaren Handlung 
kommt, ift gänzlich gleichgiltig. 

II. Ergibt ſich bei der Schlufverhandlung gegen den Angeflagten die Beichuldigung 
einer neuen bisher unbefannten ftrafbaren Handlung, welche nach den allgemeinen 
Vorſchriften über die Gerichtszuftändigfeit der Gerichtsbarkeit desjelben Strafgerichtes un- 
terliegt, jo ift rüickfichtlic) des weiteren Verfahrens zu unterſcheiden: 

1, ift Die neu vorgelommene Handlung gleich, oder minder ftraibar, als jene, 
wegen deren die Verſetzung in den Auflageftand erfolgte, jo ift auf Die bei $. 250 unter 
Abj. II. 2. der Erläuterungen bezeichnete Art vorzugehen ; 
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2. ift die neue That Schwerer ftrafbar als die bereits vorliegende, fo tritt bie 
Sade rüdfichtlich derjelben in den Stand des Unterfuhungsverfahrens zurüd, welches ent- 
weber ſogleich auf Grundlage ber bei der Schlufverbandlung vorgelommenen Andeutungen, 
ober über eingeleitete weitere Erhebungen durch einen ber int $. 196 bezeichneten Beſchlüſſe 
zu erledigen ift, gegen welchen alle Rechtsmittel, wie gegen jeden anderen ſolchen Beſchluß 
offen ſtehen. 

II. Die auf Grundlage eines neuerlichen rechtskräftigen Anklage » Bejchluffes ange- 
orbnnete Schlußverhandlung hat fi dann auf alle ftrafbaren Handlungen zu erftreden. — 
Zur Erjparung von Zeit und Koften ift es zwedimäßig, die erfte Schlußverhandlung rüd- 
fihtlich der minderen ftrafbaren Handlungen zu Ende zu führen, damit nicht die Zeugen 
u. f. w. nochmals zu erſcheinen brauchen, und es werben dann nur die Schlußvorträge bei 
ber zweiten Berbanblung alle ftrafbaren Handlungen umfaffen. — Dabei wird aber mit 
Rückſicht auf die Vorſchrift des $.222 vorausgejegt, daß dieſelben Nichter auch bei der fort- 
geſetzten Verhandlung zugegen find, denn fonft müßte die Schlufverhandfung über alle 
firafbaren Handlungen wieder von neuem begonnen werben. 

IV. Nach Vorſchrift diefes und des nächſten Paragraphes ift auch dann vorzugehen, 
wenn bie neue ftrafbare Handlung zwifchen dem Anklagebefchluffe und dem Beginne ber 
Schlußverhaudlung bervorlommt. Das ganze Strafverfahren von eingetretener Nechtsfvaft 
des Anflagebejchluffes bis zum Enderfenntniffe wird nur Durch das vorliegende X. Haupt: 
ſtücke geregelt; da num der fragliche Fall in demſelben nicht befonders erwähnt ift, jo muß 
er nach ben zunächit darauf paſſenden Vorſchriften dieſes Hauptſtückes entſchieden werben, 
und das find eben die $$. 251 und 252, Dieje Baragraphe beruhen aber auf der Voraus: 
ſetzung, daß die neue That mach eingetretener Kechtskraft des Anflagebefchluffes und 
vor Schöpfung des Enderkenntnifjes vorgekommen ift, und es macht gewiß feinen wejent- 
lichen Unterjchied, ob die Thathandlung vor dem Beginne der Schlufverhandlung d. i. vor 
dem Aufrufe der Sache durch den Protofollführer ($. 228) oder nad) demfelben bervorge- 
fommen ift. Dieſe Entjcheidung der Frage entjpricht auch am beften dem Zwede ber Be- 
jchleunigung und Abkürzung des Strafverfahrens, und hat für den Angeklagten feine nach— 
theiligen Folgen, weil er im dem Nechtsmittel der Bertagung der Schlußverhandlung 
wegen neuer Erhebungen zu feiner Bertheidigung und der Berufung gegen das Enderfennt- 
niß genügenden Schuß findet. 

Eiteratur: R., Einige Bemerkungen zum $. 251 (©. 3. 1855, Nr. 49.) 


8. 252. 
d) wenn diefelbe einem anderen Gerichtsftande unterliegt. 


Unterliegt aber dns neu hervorgekommene Verbrechen oder Vergehen 
dem beſonderen Gerihtsitande eines anderen Strafgerichtes (F. 10 Kit. a 
und $. 16, zweiter Abſatz); oder erfheint in Beziehung auf dasfelbe der 
Gerichtsſtand eines anderen Strafgerichtes ſchon früher durch Zuvorkommen 
begründet ($. 41); fo iſt die Schlußverhaudlung abzubrehen, und rüd- 
ſichtlich aller vorliegenden ftrafbaren Handlungen an das zuftändige Straf: 
gericht zur Fortſetzung abzutreten, wenn es nicht etwa zweckmäßig erſcheiut, 


bei dem Oberlandesgeridhte um Delegation einzufchreiten (F. 49). 
I. Es unterliegt nach dem, was bei dem $. 250 im Ab. IV. der Erflärungen gejagt 
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wurde, wohl feinem Zweifel, daß wenn die Sache an ein anderes Gericht gewieſen wurde, 
dieſes jedenfalls einen neuen Anklagebejchluß über alle ftrafbaren Handlungen ſchöpfen müjfe, 
gegen welchen die gewöhnlichen Rechtsmittel offen fteben, und daß bei allfälliger Aufhebung 
besjelben oder Schöpfung eines Ablafjungsbejchluffes die Sache wieder an das erfte Gericht 
zurückkehre. 

II. Das Einſchreiten um Delegirung kann bei der ausnahmsloſen Competenz der im 
$. 10 lit. a) bezeichneten Landesgerichte, wol in der Regel nur bei dem zweiten in dieſem 
Paragrapbe voransgejegten Falle eintreten, und nur ganz befondere Umftände würden ein 
Einjchreiten bei dem oberften Gerichtshofe wegen Delegirung auch im erften Falle recht: 
fertigen. 


S. 253. 
Bann die Schlufverhandlung zu beendigen ift. 

Sobald die Sache hinlänglich erörtert ift, um ein gründliches Erfennt- 
niß ſchöpfen zu können (SS. 233 und 234), ift die Schlußverhandlung zu 
beendigen, und es jind der Staatsanwalt und die Parteien mit ihren 
Schlußvorträgen zu hören, 

I. Die Beurteilung, ob die Sade hinlänglid) erörtert iſt, ſteht zunächſt dem Borfigen- 
den zu. Diejer wird aber, um nichts, was zur genauen Erörterung dienen fann, zu 
verabjäumen, nicht unterlafjen, vorläufig an Die Mitglieder des Gerichtshofes, den Staats— 
anwalt oder Privat-Ankläger, den Augeklagten und Beichädigten und deren Vertreter die 
Frage zu ftellen, ob noch irgend eine Befragung oder andere Aufklärung gewünſcht werbe, 
und erjt, wenn Feine ſolche Erörterung mehr verlangt wird, die Schlußverhandlung für been- 
digt erklären. 

1. Die hier erwähnte Beendigung der Schlußverbandlung ift eigentlich nur die 
Beendigung des Beweisverfabrens, denn die Verhandlung endigt wirklich erft mit 
Füllung des Erkenntniſſes. Es ſteht alſo den Parteien bis dahin noch immer frei, aus ſich 
erſt jpäter ergebenden Urfachen Anträge zu ftellen, was das Geſetz filr die im $$. 250 und 
251 erwähnten Fälle ausdrüdlicd anordnet, und wozu noch andere Umftände Beranlafjung 
geben können, 3. B. das nachträgliche Erjcheinen oder Auffinden eines wichtigen Zeugen, 
einer Urkunde u. dgl. 


Schlußvorträge des Staatsanwaltes und der Parteien. 


Zuerit hat der Staatsanwalt jeinen Vortrag zu halten, in weldem er 
die Ergebnifje der Beweisführung kurz zufammenzufallen und jeine Schluß: 
anträge zu itellen hat. Dabei ſteht ihm frei, die in dem Auklagebeſchluſſe 
enthaltene Anklage (FF. 200 und 217) ſowohl hinſichtlich der Schuldfrage, 
als aud) in Beziehung auf die Bezeichnung der jtrafbaren Handlung und 
auf die Strafbemeſſung abzuändern (SS. 247 und 250— 252). 

Iſt ein Privat-Ankläger eingeſchritten, jo erhält er unmittelbar nad dem 
Stantsauwalte, oder in joferne der Yestere die Mitwirkung verfagt ($.37), 
an desjelben Stelle; nad) dem Stantsanwalte und Privat-Ankläger aber 


8. 253. 335 


der Beichädigte oder fein Vertreter, wenn er bei der Verhandlung erjdie- 
nen ift, das Wort zur Begründung feiner privatrehtlihen Auſprüche. 

Sofort wird dem Angellagten und feinem Vertheidiger das Wort 
eingeräumt, um zu antworten, Fiuden hierauf der Staatsanwalt, der Pri- 
vat-Aukläger oder der Beihädigte noch etwas zu erwidern, jo gebührt dem 
Angeklagten und feinem Vertheidiger jedenfalls die Schlußrede. 

Bei diefen Schlußvorträgen ift die Einmengung aller nicht zur Sadje 
gehörigen Erörterungen und jede nutzloſe Weitlänfigfeit und Wieder: 
holung zu vermeiden. 


I. Der Staatsanwalt hat zuerft in feinem Vortrage die Ergebniffe der Schluf- 
verhandlung, und aud nur dieſe, zufammenzufaffen, und der Beurteilung des Gerichts- 
bofes vorzulegen. Dabei darf er nicht vergeffen, daß er, wenn er auch nad) $. 30 lit. d) 
als öffentlicher Ankläger auftritt, dies nur im Intereffe des Gejetes zu thun bat, daß 
er alſo feine Stellung ganz verfennen wiirde, wenn er mit Feidenfchaft oder mit zufammen- 
gerafften Scheingründen die Anklage aufrecht erhalten wollte. Der Staatsanwalt ift zur 
Mitwirkung zu dem Zwede des ganzen Strafverfahrens — der Erforfchung der Wahrheit — 
berufen. Er hat daher auch Alles das, was fih in der Schlußverhandlung zu Gunften 
des Angeklagten ergeben bat, in feinem Vortrage gewiffenhaft zu berüdfichtigen. Hat ſich 
die Schuldlofigfeit des Angeklagten mehr oder minder heransgeftellt, jo ift es feine Pflicht, 
die Schuldloserflärung oder Freiſprechung desjelben zu beantragen ; das Recht dazu räumt 
ihm der vorftehende Paragraph ein. Bei Stellung des Strafantrages ift er wol an ben ge— 
jeglichen Strafjaß gebunden, wenn ev aber glaubt, daß auf Grundlage der vorhandenen 
Milderungsumftände eine geringere als die geringfte gejeliche Strafe ausgefprochen werben 
könne, jo beantrage er die Anwendung ber $$. 54 des Str. ©. oder 286 der Str. Pr. Odg., 
ohne jedoch ſelbſt eine geringere Strafe als die mindefte gefetsliche zu beantragen, weil die 
Anwendung dieſer Paragraphe dem Gerichte vorbehalten ift. 

I. Was von dem Staatsanwalte gejagt wınde, gilt auch von dem Privat- An- 
fläger, dem noch überdies das Recht zufteht, feine Anklage ganz zurückzunehmen ($. 249). 

II. Der Beſchädigte hat — unter der Borausjegung, daß der Angeklagte 
werde jchuldig erklärt werden, über welche Frage ibm ebenfalls Erörterungen zuftehen 
($. 352), — die Begründung feiner Entidädigungsanjprüce auszuführen, und diefe Be— 
gründung ebenfalls nur auf die Ergebniffe der Schlußverbandlung zu ftüten. 


Iv. Der Angeflagte und deſſen Bertheidiger haben fich in ihren Borträgen 
ſowol über die Schuldfrage, als iiber das Strafausmaß und die Entihädigungsanfprüche 
auszufprechen. Die Aufgabe des Bertheidigers ift es, die vorgelommenen VBerbachtsgründe 
und Beweije zu entfräften, die Anwendung des Strafgefeges näher zu erörtern, die Er- 
ſchwerungsgründe zu bejeitigen, Milderungsumftände hervorzuheben, und die Entichädi- 
gungsanfprüche auf das richtige Maß zurlidzuführen. 

In welcher Orbnung mehrere Angeklagte fid zu vertheidigen haben, beftimmt 
ber Borfitende. 

V. Haben die I—III genannten Perſonen zur Widerlegung der Vertheidigung noch 
etwas anzuführen, fo ſteht ihnen Dies frei, und hierauf find der Angeffagte und fein Bers 
theidiger mit der Schlußrede zu hören. — Diefe Ordnung der Vorträge ift auch bei den 
Erörterungen über die Zwijchenfragen ($. 227) zu beobachten, 
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VI. Außer diefen vier Neben dürfen nicht mehr gewechjelt werden; doch iſt es 
zwedmäßig, wenn der Borfigende au den Angeklagten, der fich nicht ſelbſt wertheidigt, 
nach der Schlufrede des Vertheidigers die Frage ftellt: ob er ſelbſt noch etwas zu ſei— 
nem Beften anzugeben babe, 

VIE Mufter won Schlußvorträgen zu geben, ift bier weder der Ott noch der Raum. 
Wer fich darüber beichren will, findet in dem juridiſchen Zeitjchriften, in den Samm— 
lungen von Nechtsfällen u. dgl. die beiten Mufter, 


S. 254. 
Dann die Schlufvorträge über die Thatfrage von jenen über 
bie Gefeße8- Anwendung getrennt werden dürfen, 

In der Regel ift in den Schlußvorträgen fowohl über die Beweis- 
oder Schuldfrage, als auch iiber die Anwendung des Strafgejeges und die 
Bemeſſung der Strafe ungetrennt zu verhandeln. Nur bei ſehr verwidelten 
oder ansgedehuten Strafprocejlen jtcht es dem Vorſitzenden frei, entweder 
über einen geitellten Antrag, oder and von Amtswegen zu verfügen, daß 
die Schlußvorträge über die Schuldfrage von jenen über die Bemeſſung der 
Strafe getrennt werden. 

Gegen den dießfälligen Beſchluß des Gerichtshofes, mag dadurd die 
Trennung bewilliget oder verweigert worden fein, iſt fein weiterer Rechts: 
zug zuläjlig. 

Dies wird in allen jenen Fallen nothwendig fein, in welden e8 nad) dem Gange 
der Berbandlung zweifelbaft ift, od und wegen welcher ftrafbaren Handlungen der Auge: 
Hagte werde jchuldig erkannt werden, und ein begriindeter Antrag über die Bemeſſung 
der Strafe und die Entſchädigungsanſprüche erft nach dieſer Entjcheidung geftellt wer- 
den kann. 


8. 255. 

Wird die Trennung angeordnet, jo haben ji die Ausführungen des 
Stantsanwaltes und der Parteien vorerſt auf die thatſächlichen Ergebnijje 
der Schlußverhandlung, anf die Zuſammenfaſſung der fiir oder wider die 
Schuld vorgefommenen Beweije und auf die gejeglidhe Onalification der 
That, mit Ausſchließung aller Erörterungen über die zu verhängende 
Strafe, zu beſchränken. 

Hiernad) hat der Gerichtshof vorläufig über die Schuldfrage zu ent 
ſcheiden (SS. 283 und 287— 290), jeine Entjheidung zu verkündigen 
($. 291), uud in dem Falle, wenn der Ausiprud anf die Schuld des Ange: 
klagten erfolgt ift, die neuerlichen Schlußvorträge des Stantsanwaltes oder 
Privat: Auklägers und des Angeklagten oder feines Bertheidigers anzuord- 
nen, wobei ſich aber nicjt mehr im eine Würdigung der Schuldfrage einzu: 
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lafjen, fondern nur die anzumwendende Strafe und die iibrigen in einem 
Straf-Urtheile noch zn entiheidenden Puncte ($. 283, litt. b—d) zu erör⸗ 
tern find. Nad Anhörung derjelben hat der Gerichtshof and hierüber zu 
entſcheiden. 

Auch bei getrennten Schlußvorträgen haben dieſelben in der im 8. 253 bezeichneten 
Reihenfolge zu erfolgen. — Der Beſchädigte kann gemäß 8. 352 auch bei den Vorträgen 
über die Schuldfrage alles dasjenige beibringen, was zur Begründung der Schuldig- 
erffärung des Angeflagten beitragen kann. Die eigentliche Begründung feiner Entſchädi— 
gungsanfpriche hat er aber nach dem Strafantrage des Staatsanwaltes vorzubringen, weil 
gemäß. $. 364 die Schuldigerflärung des Angeflagten die Bedingung ift, unter der das 
Strafgericht zugleich über die Entſchädigung erkennen kann. 


S. 256. 
Zurüdziehung des Gerichtshofes zur Schöpfung des Erfennt- 
nifjes ohne Staatsanwalt. 


Zur Schöpfung des Erkenntniſſes hat fid) der Gerichtshof ohue den 
Staatsanwalt zurüdzuzichen. 

I. Zur Berathung über Zwiſchenfragen braucht fich der Gerichtshof nicht zurück— 
zuziehen, wenn nicht vorausſichtlich abweichende Meinungen eine längere Beſprechung noth- 
wendig machen. Die Umfrage des Vorfigenden und die Abgabe der Stimmen muß aber, 
wenn fich der Gerichtshof nicht zurüdzieht, mit leifer Stimme gefcheben, jo daß die Anwe— 
jenden nichts davon vernehmen fünnen. 

I. Wenn fich der Gerichtshof zur Berathung und Entjcheidung über Zwifchenfragen 
zuriidziebt, jo muß bies ebenfalls ohne den Staatsanwalt geſchehen; denn dieſer ift wäh— 
rend der ganzen Dauer der Schlußverbandlung nur Partei, und durchgehends im Gejete 
dem Privatanfläger, dem Beſchädigten, und dem Vertheidiger gleichgeftellt, und hat alſo eben 
jo wenig als dieſe Perfonen das Recht, der Entſcheidung über zwifchen ihnen ftreitige An— 
träge beizuwohnen. 

II. Nach $. 160 der Inftruction für die Strafgerichte hat bei den Berathungen, welche 
während einer Schlußverhandlung über Zwijchenfragen, oder nach geendigter Schlußver- 
handlung über die zu fällende Entſcheidung ftattfinden, der Vorſitzende, wie jhon oben bei 
$. 21 Abſ. V. der Erkl. bemerkt wurde, die Stimmführer von dem älteften Nathe angefan: 
gen, nad) ihren Range zur Aeußerung ihrer Meinung aufzufordern,, und nad) erfolgter 
Schlußfafſung zu beftinnmen, wer von den werfammelten Richtern das Erkenntniß ſammt 
Entjheidungsgründen und bie übrigen etwa bejchloffenen Ausfertigungen zu entwerfen habe. 
Er bat hierbei die Vorfchrift des $. 134 des Faij. Pat. vom 3. Mai 1853 Nr. 81 R. G. Bl. 
zu beobachten, welcher anorbnet, daß jedem Rathe jene Gejchäjte zugewiefen werben follen, 
wozu fich derfelbe nach feinen Kräften und Fähigkeiten am beften eignet, und daß dabei feiner 
zu ſehr überbürdet oder zu fehr geſchont werde. J— 


8. 257. 
Protokollführung. 


Ueber jede mündliche Schlußverhandlung iſt ein Protokoll aufzuneh— 


men. Dasſelbe muß die Namen der anweſenden Mitglieder des Gerichts— 
Frühwald, Strafprozeß. 22 
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hofes, des Stantsanwaltes, des Privat: Anflägers, des Angeklagten und 
jeines Bertheidigers und des erjhienenen Beſchädigten enthalten, Ju dem: 
jelben find alle bei der Verhandlung vorgelommenen erheblichen Vorfälle 
zu beurfunden. Jusbeſondere it darin anzuführen, welde Zeugen und 
Sadverjtändige vernommen, und welde Actenjtide vorgelejen wurden; 
ferner ob die Zengen und Sadverftändigen beeidet oder aus weldem 
Grunde ihre Beeidigung unterlaffen worden; and find alle Anträge der 
Parteien und die von dem Vorfisenden oder dem Gerichte darüber ergange- 
nen Entiheidungen, endlich die Ausjagen des Angeklagten und der Zeugen, 
nud der Sadverftändigen anzumerken, in joweit jie von den Angaben 
in dem Unterſuchungs-Verfahren abweichen oder Zufäge zu denfelben 
enthalten. — Wenn es möglich ift, foll die erite Aufzeichnung von dem 
Protofollfführer ſteuographiſch geſchehen. 

Hinſichtlich der Schlußvorträge (SS. 253—255) genügt eine aus- 
zugsweije Aufnahme, Weber alle bei der Schlußverhandlung vorfommenden 
Berathungen und Abjtimmungen des Gerichtshofes ift ein befonderes Pro- 
tofofl zu führen, und in dem VBerhandlungs-Protofolle find nur die kundge— 
machten Beſchlüſſe anzumerken. 

Rückſichtlich der Form dieſe Berathungsprotokolle beſtimmt ber 5. 162 der In— 
ſtruktion für die Strafgerichte, daß in denſelben nach Anführung des Tages der Berathung 
und der Gegenwärtigen zuerſt die im Laufe der Verhandlung von dem Gerichtshofe etwa 
entſchiedenen Zwiſchenfragen, in der Ordnung, in welcher ſie vorgekommen ſind, mit Be— 
ziehung auf die in dem Protokolle über die Schlußverhandlung darüber enthaltenen Anträge 
der Parteien aufzunehmen und bei jeder Frage ſogleich die über dieſelbe abgegebenen Mei— 
nungen nebſt dem gefaßten Beſchluſſe anzuführen find. Hierauf iſt die über den Hauptgegen- 
ftand der Verhandlung gepflogene Berathung und Abftimmung nebft dem gefaßten Be- 
fchluffe auf die beveits beim $. 194 bemerkte Art darzuftellen, endlich am Schluffe anzumer- 
fen, welchem Stimmführer die Abfaffung des Urteiles ſammt Entjcheidungsgründen über- 
tragen wurde. 

Einer Vorlefung und Genehmigung des Protofolles nad) der Ber: 
handlung bedarf es nicht, doch kaun der Borligende, wo es auf genaue Feit- 
ftellung der wörtlichen Faſſung ankommt, die Borlefung einzelner Theile des 
Protokolls-Eutwurfs anordnen, Den Parteien fteht es auch frei, zur Wah— 
rung ihrer Rechte die Feſtſtellung einzelner Ausfagen, geftellter Anträge 
oder anderer befonderer Vorgänge durch das Protokoll zu fordern. Nach 
dem Schlufje ver Sisung iſt das Protokoll von dem Vorfisenden und dem 
Schriftführer zu unterzeidinen. 

Bei Berfaffung des Protofolles ift die größte Genauigkeit und Gewiffenhaftigfeit eine 
unerläßliche Pflicht des Protofollführers, weil das Protofoll ſohin den einzigen Anhalts— 
punft für die Entjcheidungen der Berufungsbebörden abgibt. 
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Aufter eines Protokolles über eine mündliche Schlußverhandlung. 


Hauptregifter-Zahl — 
Einreih. Prot. Zahl — 
Protokoll 
vom — — — — 
Aufgenommen bei dem k. k. Landesgerichte in N. über die Schlußverhandlung 
gegen Franz Bumler wegen Berbrechens des Diebſtahles. 


Gegenwärtige: 
Borfigender: 
Der k. k. Landesgerichtsrath A. Der f. f. Staatsanwalt N. 
Richter: Bon Seite der Parteien: 

Die f. f. Pandesgerichtsräthe: (Der Privatkläger und deſſen Bertreter.) 

DD, Der Angeklagte Franz Bumler und 

Protofollführer : deſſen Vertheidiger Dr. N. 

N. N., Rathsfecretär. Der Beichädigte Joſef Felt, und deſſen 


Bertreter Dr, N. 

Um 9 Uhr Vormittags erflärt der Borfisende die Situng für eröffnet. Die 
Zulaffung von Zuhörern wird geftattet (ausgefchloffen). Der Protofollsführer ruft 
die Strafſache auf. 

Der Angeklagte erſcheint ungefeffelt in Begleitung der Wade; als zur Be- 
weisfithrung erforderliche Gegenftände waren in den Saal gebracht worden: die in 
der Wohnung des Franz Bumler gefundene Schatulle mit Geld, der zugefeilte 
Hauptichlüffel und das am Thatorte gefundene Stemmeiſen. 

Der Borfigende bringt die im 8. 228 vorgefchriebene Erinnerung vor, und 
läßt die Zeugen und Sachverſtändigen vorrufen, welche fich ſämmtlich melden, aus» 
genommen der vorgeladene Anton Martin. 

Nach der gemachten Erinnerung an die Heiligkeit des Eides treten die Zeu- 
gen (und Sachverftändigen) ab (und der Borfigende verfügt die Abſonderung der 
Zeugen). Der Beſchädigte verbleibt im Sitzungsſaale. 

Rückſichtlich des ausgebliebenen Zeugen beantragt die Staatsbehörde bie 
Borlefung der Zengenausfage, und die Verfällung desjelben in eine Gelpftrafe 
von 10 fl. C. M. 

Der Angellagte beantragt die Bertagung der Schlußverhandlung. 

Der Gerichtshof entjheivet nach vorläufiger Berathung die Fortfeßung der 
Schlußverhandlung, in welder die Zeugenausfage worgelefen werben joll, und 
verfällt ven Zeugen zu einer Geldſtrafe von 10 fl. E.M. zu Gunften des Armen- 
fondes zu N. und im Falle der Nichteinbringung berfelben zu Arreft in der Dauer 
von 48 Stunden. 

22° 
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E8 wurden nun an den Angeklagten die allgemeinen Fragen geftellt, der 
Anklagebefchluß durch den Protofollsführer vorgelefen, und die Anklage durch den 
Staatsanwalt (Privatfläger) vorgetragen, und fohin das Verhör des Angeflagten 
begonnen. 

Franz Bumler wieberholte blos feine ſchon im Unterfuhungsverfahren 
gemachte Erzählung. 

Demnach wurde gemäß $. 234 zur Bernehmung der vorgeladenen Zeugen 
geſchritten. 

Der Zeuge Joſef Feſt wiederholt feine in der Vorunterſuchung abgelegte 
Ausfage, eben jo die Zeugin Anna Riedl, weldhe den Angeklagten beftimmt 
als jenen Menfchen erfennt, der bei ihr nachfragte, wann Herr Feſt zu 
Haufe fei. 

Auch die Zeugin Caroline Huber wiederholt ihre in der Vorunter- 
fuhung abgelegte Ausjage, und da der Angeklagte dabei blieb,. daß fie und Die 
Riedl ſich in feiner Perfon irren müßten, fo bemerft fie: Es falle ihr eben bei, 
daß die bei dem im 3. Stode befindlichen Schneidermeifter Weller befindliche 
Dienftmagd Reſi den Angeklagten ebenfalls gejehen haben bürfte, weil dieſe 
gleich nach ihm über die Stiege hinaufgegangen fei. 

Der Borfigende verfügte hierüber fogleih die VBorladung diefer Dienftmagb, 
und die Sigung wurde bis zu deren Erfcheinen unterbrochen. 

Bei dem Erfcheinen der Zeugin wurde die Situng fortgefest und Diefelbe 
zur Angabe ver Wahrheit erinnert. 

Therefia Rod, von Schöndorf geb., 20 Jahre, fath., led. Dienſtmagd, 
gab an: Sie fei an dem Tage, wo ber Diebftahl in der Schreibjtube des Herrn 
Sofef Feſt verlibt worben, etwa um 2 Uhr Nachmittags von einem Gange 
zurücdgefommen, und als fie auf die Stiege trat, habe fie die heruntergehende 
Caroline Huber rufen gehört: „Der Herr ift nicht zu Haufe !* Als fie dann 
in den 2. Stod kam, habe fie einen Menfchen, der nad feiner Kleidung ein 
Maurer oder Taglöhner zu fein ſchien, vor dem Schreibzimmer des Herrn Feſt 
ftehen geſehen, der eben anflopfte und an der Thürfchnalle probirte, ob das Zim- 
mer offen fei. Da ihr an dem Menfchen nichts Bedenkliches aufgefallen fei, ſei fie 
ihres Weges gegangen. Sie erkennt übrigens den Angeklagten mit Beſtimmtheit 
als jenen Menfchen, ven fie damals an der Thüre des Feſſt ftehen fah. 

Der Staatsanwalt beantragte hierauf deren Beeidigung, wogegen der Ver— 
theidiger nichts zu erinnern hatte, und fie wurde nad) gemachter Meineidserin- 
nerung beeibet. 

Der Angeflagte gab an, daß aud) diefe Zeugin ihn verfennen müſſe. 

Eohin wurden die Ausfagen des Anton und der Barbara Martin, 
des Leopold Kohl, Anton Braun und Bernhard Schwarz, das Augen- 
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ſcheins- und Hausdurchſuchungsprotokoll, dann die Strafurteile wider den Ange- 
Hagten vorgelefen, worüber der Letztere nicht® zu bemerken hatte. 

Der Staatsanwalt begründete hierauf feine Anklage nad) den Ergebniffen 
der Schlußverhandlung und ftellte ven Antrag, ven Angeklagten gemäß des Ankla— 
gebejchluffes des Verbrechens des Diebftahls ſchuldig zu erflären, und ihn gemäß 
$. 179 des Str. ©. zur fehweren Kerferftrafe in der Dauer von ſechs Yahren zu 
verurteilen. 

Der Beſchädigte Fofef Feft jpricht anftatt der abgängigen 52 fl. 7 fr. C. M. 
ben runden Betrag von 50 fl. C. M. als Entſchädigung an, und leiftet auf jeven 
weiteren Erſatz Verzicht. 

Der Bertheidiger des Angeklagten entwidelt feine Anficht, daß der Beweis 
des Verbrechens des Diebftahls wider den Angeklagten nicht hergeftellt ſei, ſondern 
nur jener des Berbrechens des Betruges, und beantragt daher deſſen Freiſpre— 
hung wegen Diebftahls und feine Verurteilung wegen Betruges unter Anwendung 
ber 88. 286 und 294 der Str. Pr. Opg. bei Bemefjung der Strafe. Ueber die 
Entſchädigungsanſprüche hat er nichts zu bemerken. 

Da der Staatsanwalt nichts erwiederte, jo erklärte der Vorſitzende die Ver— 
handlung um Y/, 1 Uhr für beenbigt, der Gerichtshof zog fi zur Schöpfung des 
Erkenntniſſes zurüd, und der Angeklagte wurde abgeführt. 

Um 1 Uhr kehrte ver Gerichtshef zurüd und der Vorfitende verfündete in 
Anwefenheit des wieder eingeführten Angeklagten folgendes Urteil: 

Der Angeklagte Franz Bumler ift gemäß $$. 171, 173, 174 IId 
und 176 II a des Str. ©. des Verbrechens des Diebftahles ſchuldig, foll deshalb 
gemäß 8.179 ebenda durch ſechs Jahre im ſchweren Kerfer angehalten werben, und 
verpflichtet fein, die Koften des Strafverfahrens, dann dem Joſef Feft5ofl.E.M. 
zu erjeten. 

Zugleich gab der VBorfitende die Entſcheidungsgründe befannt. 

Hierauf wurbe der Angeklagte über die ihm gegen dieſes Urteil offen ftehenve 
Berufung belehrt und die Situng um 1%, Uhr gefchloffen. 

A. N. 
Vorſitzender. Protofollführer. 


Muſter eines abgefonderten Serathungsprotokolles. 
Protokoll 
vom — — — — 
Aufgenommen von dem k. k. Landesgerichte zu. über die Berathung des Er- 
fenntnifjes wider den wegen des Verbrechens des Diebftahles angeflagten Franz 
Bumler, 
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Gegenwärtige: 
Herr Yandesgerichtsrath A. als Vorſitzender. 
Herren Pandesgerihtsräthe B., C., D., E. 
Der beeidete Protofollführer N. 


I. Berathung über das Ausbleiben des Zeugen Anton Martin. 


Herr Rath B. erklärt fi) mit dem Antrage der k. k. Staatsanwaltjchaft 
einverftanden, womit aud) die übrigen Herren Näthe und der Herr Vorſitzende ein- 
verftanden waren; demnach: 

Einhelliger Beſchluß. 
Borlefung der Ausfage des Anton Martin und Beftrafung 
desjelben mit 10 fl. C. M. over 48 Stunden Arreft. 
II. Berathung in der Hauptfade. 

Nachdem der Herr Borfigende erflärt hatte, daß zuerft über die Schulpfrage 
abgeftimmt werden folle, äußerte Herr Rath B.: 

Er halte bei dem Umftande, ald Franz Bumler fchon zwei Mal wegen 
Diebftahles, darumter einmal wegen Einbruchsdiebſtahles abgejtraft fei; da er bie 
Gelegenheit des Diebftahles ausfpähte; da er zur Zeit der That an dem Orte der- 
jelben gejehen wurbe, wo er body fonft nichts zu thun hatte, nachdem ihm ſchon 
bedeutet war, daß Feſt nicht zu Haufe fei, und er diefen Umſtand widerſpricht; 
da bei ihm ein pafjendes Werkzeug zur Verübung der That, ein Hauptichlüffel, 
gefunden wurde und aud das Stemmeifen won ihm herrühren dürfte, denſelben 
des Diebftahls ſchuldig, und müfje feine Angabe die Schatulle mit dem Gelbe 
gefunden zu haben, blos als eine Ausflucht anfehen, die an ſich jehr unglaublich) 
fei, weil nicht leicht Demand ein eben geftohlenes Gut unbedachtſam jogleic wieder 
verlieren werde. Die Uualification des Diebftahls als Verbrechen unterliege 
feinem Smeifel. 

Herr Rath C. ſchließt fi) den Vorvotanten an. 

Herr Rath D. äußert: Er jehe den Beweis, daß Bumler den Diebftahl 
verübt habe, nicht als hergeftellt an, indem abgefehen davon, daß fid) die Zeu— 
ginen doch in feiner Perfon irren können, fein Nachfragen und Einfinden im 
Fe ſt'ſchen Haufe auch in ganz unbevenflicher Abficht ftattfinden konnte, ver Haupt: 
ſchlüſſel nicht zur Feſt'ſchen Thüre allein, ſondern auch zu einer Menge anderer 
Thüren paſſe, endlich auch die Yoentität des Stemmeifens, da fid) derlei Werkzeuge 
alle gleichjehen, durch die einzige Ausfage des Martin nicht genügend erwiefen 
fei. Er glaube dem Geftändniffe des Angeklagten, und erkläre ihn gemäß 88. 197, 
200 und 201 lit. e des Str. G. des Verbrechens des Betruges ſchuldig. 

Herr Rath E. ſchloß ſich ebenfalls dieſer Anficht, ver Herr Vorfigende aber 
jener der Herren Räthe B. und E. an. 
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Daher Befhluß durch Stimmenmehrheit: Schuldig des Ver— 
brechens des Diebftahle. 

Rückſichtlich des Strafausmaßes bemerkt Herr Rath B.: In Anbetracht, 
daß der Angeflagte ſchon zweimal wegen Diebſtahls abgeftraft ift, daß der Dieb- 
ftahl an ſich in doppelter Beziehung ein Verbrechen ift, und daß für den Angeflag- 
ten nur das mildernd fpreche, daß der Schade größtentheil® gut gemacht fei, ſtimme 
er dem Antrage des Staatsanwaltes auf 6 Yahre ſchweren Kerfer bei. 

Herr Rath E. nimmt außerdem nody die Nothlage des Angeklagten als mil 
bernd an und ftimmt auf fünf Jahre ſchweren Kerker. 

Herr Kath D. äußerte, wenn ſchon der Angeklagte des Diebftahls ſchuldig 
erklärt werbe, jo müſſe er weiter noch als erſchwerend annehmen bie befondere 
Kedheit, mit der der Diebftahl verübt wurde, und daß der Angeklagte ſobald nad) 
feiner Strafentlaffung wieder rüdfällig geworden fei, und da überdies die Gut- 
machung des Schadens fein befonderes Verdienſt des Angeflagten fei, fo ftimme er 
auf 8 Jahre fchweren Kerfer. 

Herr Rath C. ſchließt ſich dieſer Strafbeftimmung, der Herr Borfigende aber 
dem Antrage des Rathes B. mit 6 Jahren fchweren Kerker an. 

Daher Beſchluß durch Stimmenmehrheit: 6 Jahre ſchweren 
Kerker. 

Die Pflicht des Erſatzes der Gerichtskoſten, dann von 50 fl. C. M. an 
Fofef Feft wurde von ſämmtlichen Mitglievern des Gerichtshofes einftimmig 
anerkannt. 

Demnad) ift ver Geſammtbeſchluß: 

Franz Bumler ift des Verbrechens des Diebftahls ſchul— 
dig, durch ſechs Jahre im fehweren Kerfer anzuhalten, hat 
die Gerichtsfoften und dem Joſef Feft 50 fl. C. M. zu 
erſetzen. 

Die Gerichtskoſten wurden einftimmig als uneinbringlich erklärt. 

Rückſichtlich der vorliegenden Beweisgegenſtände wurde die Rückſtellung der 
Schatulle ſammt Inhalt und des Stemmeiſens an die Eigenthümer, dann die Ver— 
tilgung des Hauptſchlüſſels einſtimmig beſchloſſen. 

Die Abfaſſung des Urteiles ſammt Entſcheidungsgründen wurde dem Herrn 
Rathe C. übertragen. 

A., Vorſitzender. N., Protokollführer. 
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Eilftes Hauptftück. 
Von den rechtlichen Beweifen. 


Wenn durch die mündliche Schlufverhandlung das ganze Ergebniß des 
Unterfuchungsverfahrens und der allenfalls veranlaßten weiteren Erhebungen 
dem erfennenden Richter vorgelegt worden ift, hat diefer ſodann feine getvonnene 
Ueberzeugung von der Schuld oder Schuflplofigfeit des Angeklagten auszu- 
Iprechen. Diefe Ueberzeugung muß fich aber auf Gründe ftügen, welche von 
zweifacher Art find: thatſächliche und rechtliche, indem fich ver Richter 
fragen muß: 1. welche Handlung hat der Angeklagte begangen, und 2. paßt 
das Strafgefeß auf die von dem Angeklagten begangene Handlung ? 

Die Beantwortung dev 2. Frage ift dem Nichter frei überlaffen, da die 
Anwendung des Geſetzes als ein Verftandesgefchäft nicht wieder durch Gefete 
bejtimmt fein Fann. 

Anders verhält es fich mit dev Beantwortung der 1. Frage; hier muß 
ber Richter weitere Gründe haben, aus denen er annimmt, daß der (ge- 
ſtehende) Angeklagte eine beftimmte Handlung begangen habe, oder daß eine 
bejtimmte Handlung von dem (läugnenden) Angeklagten begangen worven fei, 
und biefe Gründe heißen Beweife. 

Dadurch, daß e8 fich hier um Thatfachen handelt, ift auch fchon die 
Natur diefer Beweife und ihre Wirkung beftimmt. Diefe Beweife können nur 
empirifche, Erfahrungsbeweije, und ihre Wirkung feine andere als bie 
biftorifche Gewißheit, nämlich die größte Wahrfcheinlichkeit (ohne das 
Gegentheil geradezu auszufchliegen) fein. 

Wenn nun das Geſetz ſelbſt anordnet, auf welche Gründe der Richter 
feine Ueberzeugung von der höchſten Wahrfcheinlichfeit einer Thatfache zu 
ftügen hat, wenn es anordnet, wo er dieſe Gründe aufzufuchen hat, und endlich 
unter ‚welchen Bedingungen er allein die höchjte Wahrfcheinlichkeit als vor— 
handen annehmen darf, jo ift dadurch eine geſetzliche Beweislehre 
gegeben. 

Dieſe gejetliche Beweislehre nennt man eine poſitive, wenn der Richter 
bei dem Borhandenfein gewiffer Beweismittel einen Thatumftand oder vie 
Schuld des Angeklagten als erwiefen anfehen muß; man nennt fie eine 
negative, wenn fie vorfchreibt, daß der Richter einen Thatumftand oder vie 
Schuld des Angeklagten nicht als erwiefen anfehen darf, wenn nicht wenig- 
jtens die gefeßlichen Beweis-Erforberniffe vorhanden find, und es dabei feiner 
freien Beurteilung überlaffen ift, ob er aus diefen Beweifen die Ueberzeugung 
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von der Wahrheit eines Umſtandes oder von der Schuld des Angeklagten 
gewonnen habe, oder nicht. 

Eine folche negative Beweistheorie ſtellt auch unfer Geſetz ($. 260) auf, 
und man verfteht daher nach vemfelben unter vechtlihen Beweifen ben 
Inbegriff jener von dem Geſetze feftgeftellten Gründe und Bebingungen, bei 
deren Zuſammentreffen allein eine Thatſache als fo wahrfcheinlich angenommen 
werden fann, daß das Gegentheil derfelben zwar nicht unmöglich, aber doch 
nicht Teicht denkbar ift, d. h. unter denen die Thatfache für (hiſtoriſch) wahr 
gehalten werden kann. 


Literatur. Pfaundler, Siftematifche Tabelle über den Beweis bes ob⸗ und fubjectiven Thatbe- 
ſtandes. Iunsbruck 1855. 


8. 258. 
Grund des richterlichen Fürwahrhaltens. 


Der Richter hat die vorhandenen Beweiſe genan zu erwägen, Nur 
dasjenige kann in der Beurtheilung für wahr gehalten werden, was recht: 
lich bewiefen iſt. 

Dieſe Anordnung des Geſetzes fließt aus den in der vorſtehenden Einleitung ent— 
widelten Sägen, und erhält ihre genaue Beſtimmung durch die im $. 260 aufgeftellten 


Regeln. 
Citeralur: Mages, Ueber ben Beweis bes Thatbeftandes im Stadium bes Anklagebeſchluſſes 
(G. 3. 1855, Nr. 33,) 


8. 259. 


Bei diefer Beurtheilung hat das erfennende Gericht nicht nur alle in 
der miindlihen Schlußverhandlung, fondern auch die in dem Unterfuhungs: 
Berfahren vorgefommenen Beweismittel zu beriidjichtigen, in joferne von 
ihnen in der Schlußverhandlung Gebrauch gemacht worden ift, und durch 
diejelbe deren Beweiskraft weder zerftört, noch geſchwächt erſcheint. 

I. Hier wird als einzige Quelle der Beweismittel für den erfennenden Richter 
bie mündlide Schlußpverhandblung aufgeftellt. Im Unterfuchungsvwerfahren vorge— 
fommene Beweismittel fönnen nur benütt werben, wenn fie im Laufe ber Verhand— 
lung dem erfennenden Richter vorgelegt (3. B. Die Ausfagen vorgelejen) wurden, welche 
Anficht der oberfte Gerichtshof unterm 6. Novbr. 1855 beftätigt hat. Derlei Beweismittel, 
welche nur in den Schlußvorträgen ber Parteien berührt worden, bürfen nicht berückſich— 
tigt werben, — Endlich ift auch die Kraft jolher aus dem Unterfuchungsverfahren her- 
genommenen Beweismittel ftets mit den Ergebniffen der Schlußverhandlung zu verglei- 
hen, und darnach zu beurteilen. So z. B. wird eine im Unterfuchungsverfahren abge— 
legte Zeugenausjage, wenn duch die Schlußverbandlung ſich ein Bedenken in Betreff 
einer der im $. 269 geforderten Eigenfchaften ergeben bat, nicht mehr als beweiskräftig 
angejehen werben können. 

II. Es erhebt fi hier die Frage, welche Rückſicht auf notoriſche, d. i. auf ſolche 
Thatjachen genommen werben kann, won welchen mit Grund angenommen werben muß, 
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daß fie jowol den Richtern als den Parteien ohnehin aus ihrem Privatleben bekannt find ; 
3. B. das Ableben des Staatsoberhauptes, eine weit verbreitete Seuche, ein Krieg, eine 
Feuersbrunſt von großer Ausdehnung in einer wichtigeren Stadt, u. dal. — Der Caffa- 
tionshof hat unterm 14. April 1853 entfchieden, daß auch auf ſolche Thatfachen feine Rüd- 
ficht zu nehmen fei, wenn fie nicht im Beweisverfahren vorgekommen find, und dieſe Ent- 
ſcheidung muß um jo mehr als richtig angenommen werben, als der Richter Überhaupt nach 
Vorſchrift dieſes Paragraphes jeine Eutſcheidung mit nichts begründen darf, was au fer ber 
Schlußverhandlung — fei es durch das Leſen der Unterfuhungsakten oder auf was immer 
für einem anderen Wege — zu feiner Kenntniß gekommen ift. 


8. 260. 


Allgemeiner Grundfag für die Beurtheilung der redhtliden 
Kraft der Beweiſe. 

Die redtlihe Kraft der Beweife ift nad den in den folgenden 
$$. 261—282 vorlommenden Beitimmungen zu beurtheilen; jedoch ift 
fein Beweismittel für fi) allein, ſondern jedes in Verbindung mit der 
ganzen Unterſuchung und Berhandlung in Betracht zu ziehen. Sobald daher 
entweder die Unparteilichkeit der Zengnilie durch perſönliche Verhältniſſe, 
oder die Glaubwürdigkeit was immer für eines Beweiſes durch entgegen: 
ftehende Erfahrungen, oder wegen dejlen Unwaährſcheinlichkeit nad) dem 
natürlichen und gewöhnliden Gange der Ereigniſſe in ihrem Zufammen: 
hange bedenklich gemacht wird, verliert der Beweis an jeiner Kraft, und 
ein anf jolde Art geihwäcter Beweis kann nicht mehr als rechtlich be- 
trachtet werden. 

Aus den Eingangsmworten diefes Abfates ergibt ſich auch, daß bei der Beurteilung ber 


rechtlichen Beweife in Straffahen, auf die für das Eivilrechtsverfahren geltenden Beweis- 
regeln feine Ridficht genommen werben darf. 


Der Richter ift folglich and) bei dem Dafein der in dem gegenwärtigen 
Geſetze bei den einzelnen Beweisarten aufgeführten Beweis-Erfordernifie 
nicht verpflichtet, den Angeklagten als ſchuldig zu vernrtheilen ($. 283), 
wenn er aus der anfmerkffamen Erwägung aller Umftände die Ueberzeu— 
gung von der Schuld desjelben nicht erlangt hat, ſondern ihm darüber aus 
entgegenftehenden, aber deutlich zu bezeichnenden Gründen (SS. 292 lit. g) 
noch Zweifel übrig bleiben. Dabei darf jedod der Richter nicht Boraus- 
jesungen oder Wahrnehmungen als Begründung annehmen, deren Beriid- 
fichtigung eine ausdrückliche Beſtimmung des Gefeges uuterfagt (SS. 3 umd 
233 des Strafgeſetzes), oder welde in der gepflogenen Verhandlung nicht 
enthalten find. 


I. Der Natur der Sache und dem ganzen Gange des Verfahrens nad gibt es in 
Straffällen zwei Hauptgruppen der Beweiſe (vgl. $. 120), nämlich den Anſchuldi— 
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gungsbemweis, durch welchen die Schuld des Angeflagten, und ben Entſchuldi— 
gungsbeweis, durch welchen die gänzliche Schuldlofigkeit oder minbere Strafbarkeit 
besjelben bargethan wird. 

II. Für den Anſchuldigung sbeweis ftellt das Geſetz folgende Regeln auf: 

1) der Anjchuldigungsbeweis wird nur durch die im $. 261 feftgejegten Beweismittel 
unter ben in ben 88. 262— 282 feftgejetsten Bedingungen bergeftellt ; 

2) die vorhandenen Beweismittel dürfen nicht für ſich allein beurteilt werben, ſondern 
es ift auf deren Zuſammenhang unter ſich und mit allen übrigen vorliegenden Verhältniſſen 
genau Rücdficht zu nehmen ; 

3) wenn ein Beweismittel Durch was immer filr eine entgegenftehenbe Erfahrung be» 
denklich oder die darauf gegritndete Thatfache unmwahrfcheinlich gemacht wird, verliert ber 
Beweis an feiner Kraft, und kann nicht mehr als rechtlich betrachtet werben; 

4) ber Richter ift ungeachtet des Dafeins ber gefelichen Beweifes-Erforberniffe nicht 
verpflichtet, den Angeklagten ſchuldig zu Iprechen. 

III. Für den Entfhulbigungsbeweis — (ber in Bezug auf die Schuldlofigfeit 
nad $. 288 in der vollfonnmenen Entkräftung der vorgelommenen Verdachtsgründe oder 
in ber Darthuung der Unzurechnungsfähigkeit des Angellagten befteht) — gehenau d em 
vorftehenden Paragraphe folgende Regeln hervor: 

1) der Entichuldigungsbeweis wird durch die im $. 261 aufgezählten Beweismittel 
geführt ; 

2) in ber Beurteilung, ob berfelbe bergeftellt ift, ift der Richter blos an feine 
freie gewiſſenhafte Ueberzeugung gemiefen, wobei er aber feine Entſchuldi— 
gungsgründe gelten laffen Darf, welche das Geſetz als unzuläffig erklärt, namentlich nicht 
bie Unkenntniß des Strafgefetes (88. 3, 233 Str, G.); 

3) der Richter muß die Gründe dieſer feiner Ueberzeugung anzugeben im Stande 
fein ($. 292 g) ; er darf daher dieſelbe nur auf folche VBorausjegungen und Wahrnehmuns 
gen gründen, welche in der milnblichen Schlußverhandlung vorgelommen find (8. 259) ; 
Thatumftände, welche nur der Vertheidiger in feinem Schlußvortrage berührt, ohne daß 
fie in der Verhandlung erörtert wurden, dürfen nicht berüicfichtigt werben. 

IV, Wie jhon oben in ber Einleitung zu diefem Hauptſtücke bemerkt wurde und wie 
fih aus der Natur jebes hiftorifchen Beweifes ergibt, Können nur Thatſachen Gegenftand 
bes Bemweifes fein, unb ber Richter ift daher an die gefelichen Beweisregeln nur bei ber 
Entfheidung über bie fogenannte Thatfrage, d. i. bei dem Ausjpruche, welche Hand— 
lung, von wen und unter welchen Umftänden fie begangen wurbe, dann ob ber Thäter 
zurechnungsfähig war — gebunden. Die Entfcheidung der Rechtsfrage, d. i. der Aus- 
ſpruch, ob ein und welches Strafgefet auf die als eriwiejen angenommenen Handlungen aıt- 
zumenben ſei, ift feiner freien blos durch die Beftimmungen des Strafgefetes ſelbſt geleite- 
ten Beurteilung überlaffen: 

Da dieſe Abjonderung der That- und Rechtsfrage, oft fehr ſchwer, mitunter gerabezu 
unmöglich ift, jo mögen hier als aufflärende Beifpiele, was unter den einen ober andern 
Begriff einzureiben ſei, die einfchlägigen, nach der obigen Auseinanberfegung noch immer 
praftifch wichtigen, Entiheidungen des k. k. oberften Gerichts. und affationshofes ange- 
reiht werben. 

Nach diefen fällt unter Die Thatfrage: 

1. bie Frage, ob eine That mit böfem Vorfage unternommen worben fei? (Entſchogn. 
v. 29. April, 4. Auguft, 2. Oftober 1851, 23. April, 15. Oftober 1852, 7. April, 
14, April, 10. November 1853, 25. Jäner 1854), 
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2. ob einer ber im $. 2 aufgeführten Ausjchliefungsgründe des böſen Vorſatzes 
(mit Ausnahme der Nothwehre) vorhanden ſei? (Entſchogn. v. 6. Mai, 14. Zuli 1851, 
5. Februar, 29. Juli, 26. Auguft 1852, 1. und 9. September 1853.) 

3. ob eine Drohung mit Mord, Brandlegung 2c. ($$. 98, 99 Str. ©.) geeignet war, 
dem Bedrohten gegründete Beſorgniß einzuflößen? (Entſchugn. v. 2. September 1852 und 
12. Mai 1853.) 

4, ob eine Nüderftattung des geftohlenen Gntes, und unter welchen Umftänben fie 
erfolgt (Entichdgn. v. 25. September und 3. November 1851), insbejondere, ob fie aus 
thätiger Reue geſchehen ſei? (Entichbg. v. 28. April 1853.) 

5. ob ein Geſchäft ein wahres, unverftelltes oder ein bloßes Scheingefchäft fei? 
(Entſchog. v. 15. Februar 1854.) 

6. ob ein Ankauf unter Umftänden geſchehen fei, welche den Verdacht erregen konnten, 
daß die Sache geftohlen ſei (88. 473—477 Str. G.)? (Entſchog. v. 29. Jäner 1852.) 

7. ob Umſtände eintreten, welche die Anwendung eines höheren Strafſatzes rechtfer⸗ 
tigen? (Entſchog. v. 4. Auguft 1853.) 


Dagegen wurden ale Rechtsfragen erflärt, bie Fragen: 

1. ob eine gerechte Notbwehre vorhanden jei? (Entihbgn. v. 8. April 1851, 
19. März, 2. September, 18. November 1852, 9. September 1853.) 

2. ob ein ftrafbarer Verſuch oder eine bloße Vorbereitungshandlung vorliege? (Entſchdg. 
v. 7. Juli 1851.) 

3. ob eine Beſchädigung boshaft ($. 85 Str. ©.) ſei? (Entſchogn. v. 29. Septem- 
ber 1851 und 27. Februar 1852.) 

4. ob eine Drohung gefährlich jei? (Entichdg. v. 3. Februar 1853.) 

5. ob mit ber Religionsftörung gemeine Gefahr ($. 123 Str. ©.) verbunden gewefen 
jei? (Entſchog. v. 1. Juli 1852.) 

6. ob Jemand zur Unzucht verführt (8.132 Str. ©.) worden fei? (Entſchdg. v. 
24. November 1851.) 

7. ob im Falle des Kindesmordes ($. 139 Str. ©.) das Kind durch Tödtung oder 
Unterlaffung des nöthigen Beiftandes umgelommen jei? (Entihbg. v. 7. April 1855.) 

8. ob die That einen Diebftahl oder einen bloßen Forftfrevel begründe? (Entichbg. v. 
1. September 1853.) 

9. ob fich der Dieb das Stehlen zur Gewohnheit gemacht habe? (Entſchdg. v. 
1. September 1853.) 

10. ob eine Handlung als Betrug oder nur nad privatrechtlichen Grunbfäßen zu be— 
handeln jei? (Entihdgn. v. 28. Dftober 1852 und 11. Auguft 1853.) 

11. ob die Beſchwörung erwiefen falſcher Umftände als Betrug anzufehen fei ? 
(Entſchog. v. 10. Februar 1853.) 

12. ob eine Urkunde falſch ſei? (Entichbg. v. 1. Februar 1854.) 

13. ob ein Betrug mit befonderer Kühnheit ($. 203 Str. ©.) begangen worben fei? 
(Entſchog. v. 30. September 1852.) 

14. ob fich der Betrüger einen 300 fl. überfteigenden Betrag zugewendet habe? 
(Entfhbgn. v. 29. April und 13; Mai 1852.) 

15. ob eine Handlung durch Berjährung oder durch einen der im Strafgejetse enthal- 
tenen Gründe (3. B. $$. 62, 168, 187 u. |. w.) ftraflos geworben fei? (Entſchdg. v. 
3. November 1851.) 

16. ob der Wucher ale Gewerbe betrieben worden jei? (Entſchog. v. 29. April 1852.) 
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17. welche rechtliche Eigenfchaft ein Bertragsverhältnig habe? (Entſcheidung vom 
29. April 1852.) 

Es ift bei genauer Betrachtung der worftehendeu Fragen nicht zu läugnen, daß gegen 
die Richtigkeit mehrerer dieſer Entſcheidungen von wiffenfchaftlihen Standpunkte gegrüns- 
bete Bedenken obwalten, und daß ber h. Caffationshof (wahrſcheinlich um ein ihm materiell 
unrichtig erfcheinendes Erfenntniß bei bem Beftande der Borfchriften der Strafprozeßorb- 
nung vom Jahre 1850 dem Geſetze gemäß abändern zu können) manches als Rechtsfrage 
angejehen habe, was, ftreng genommen, nicht dahin gehören dürfte (3.8.4, 6, 7, 12, 14, 
16); defungeachtet Fünnen dieſe Entfcheidungen dem Richter immerbin einen wol zu beach- 
tenden Fingerzeig geben, was er als Thatfrage und was als Nechtsfrage zu betrach- 
ten babe. 


S. 261. 
Rechtliche Bemweisarten: 


Ein rechtlicher Beweis kann hergeitellt werden: 

l. Durd den richterlichen Augenſchein; 

I. durd Gutachten der Sachverſtändigen; 

II. durch das Geſtändniß des Beihuldigten ; 

IN. durch die Ausfagen von Zeugen, wohin aud der Beſchädigte, und 
geitändige Mitſchuldige zu rechnen find ; 

V. durd Urkunden oder Schriften, oder 

VI. durch das Zufammentreffen mehrerer unvollitändiger Beweisarten, 
oder mehrerer Berdadhtsgründe (zufammengefester Beweis). 
Andere Beweifesarten, namentlich jede Art von Offenbarungs- oder Reinigseiden, find 


unzuläffig. 
Literatur: Hingler, Die rechtlichen Beweife der Str. P. DO. (G. 3, 1855, Nr. 108.) 


8. 262. 
I. Der richterliche Augenſchein. 


1. Der richterliche Augenſchein kann nur dann als Beweis angefehen 
werden, wenn er in geſetzlicher Form vorgenommen wurde, 


I. Daraus folgt, daß Alles, was ber Richter in ber gefeßlichen Form (8$. 67, 
77—102) jelbft gejehen hat, für wahr gehalten werden kann. Der erfennende Richter 
muß fih — den Fall des $. 242 ausgenommen — hierbei auf die Wahrnehmung des 
Unterfuchungsrichters verlaffen, kann Dies aber in der Kegel mit Sicherheit thun, da 
biefelbe noch durch drei, mitunter Durch noch mehrere andere Perſonen beftätigt werden muß. 


II. Als Gegenbeweis gegen biefe Beweisart müßte erprobt werben, daß der Unter» 
fuhungsrichter, rückſichtlich die ganze gerichtliche Commiffion, den eigentlichen Sachverhalt 
nicht wahrgenommen habe, weil er denjelben nicht wahrnehmen konnte, oder nicht wahr: 
nehmen wollte, oder daß die Aufzeichnung der Wahrnehmungen weſentliche Unrich— 
tigfeiten enthalte. — Gegen ben gemäß $. 242 von dem Gerichtshofe jelbft vorgenom= 
menen Augenjchein gibt e8 der Natur der Sache nach feinen Gegenbeweis, 
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S. 263. 
II. Der Befund der Sadhverftändigen. 


11. Was durch den Befund mehrerer, oder nad) Umftänden auch nur 
Eines Sadverftändigen ($. 78), in der geſetzlichen Form bejtätiget wird, 
kaun für rechtlich bewiefen gehalten werden. 

Der Richter ift alfo, wie fih aus der Vorſchrift des $. 260 von jelbft ergibt, an das 
Gutachten der Sachverftändigen nicht unbedingt gebunden, ſondern hat auch dieſes nach den 
bort aufgeftellten Regeln rüdfichtlid feiner Glaubwürdigkeit zu beurteilen. (Caß. Hof- 
Entſchog. v. 25. Auguft 1851.) — Der fÜrmliche Gegenbeweis gegen das Gutachten der 
im Wege der Thatbeftandserhebung beigezogenen Sachverftändigen muß auf die im zweiten 
Abſatze des 8. 85 aufgeführte Art eingeleitet werben. 


S. 264. 
11. Das Geſtändniß des Befdhuldigten. 


1. Das Geftändnig des Beſchuldigten fann gegen ihn nur dann zum 


rechtlichen Beweije dienen, wenn es 
Da durch Die Worte „gegen ihn“ die folgenden Bedingungen ausdrücklich nur fir den 
Anjhuldigungsbeweis gelten, jo folgt daraus, daß das Geſtändniß alle zu Gunften bes 
Angeklagten ſprechenden Thatfachen an und für fich und jo lange beweife, als es glaubwür- 
dig, und nicht durch andere Beweismittel das Gegentheil dargethan ift. 
a) ausdrücklich, deutlich und beftimmt, und nicht etwa durd) zweidentige 


Geberden oder Zeichen abgelegt wurde; 

Das Geſtändniß hat dann dieſe Eigenjchaften, wenn denjenigen Berfonen, vor welchen 
das Geftändniß abgelegt wird, nad den allgemeinen Regeln der gegenfeitigen Berftän- 
digung fein Zweifel darüber bleibt, was der Angellagte fagen wollte. — Uebrigens hängt 
diefe Eigenjchaft mit der folgenden lit, c) innig zufammen, 

b) im Zuftande vollen Bewußtſeins geſchehen ift ; 

I. Diefe Bedingung ift ihrem Weſen nad) diefelbe, welche in den Sg. 112 und 132 lit, e) 
für die Abhörung der Zeugen und deren Beeidigung gefordert wird. Der Geftehende muß 
in einem ſolchen Leibes- und Geifteszuftande fein, im dem mit Gewißheit angenommen 
werben fann, er könne und wolle die Wahrheit jagen. Alles was einen ſolchen Zus 
ftand zweifelhaft macht (3. B. eine wenn auch nur geringe Beraufhung, Schlaftrunfenheit, 
Krankheit u. dgl.), benimmt dem Geftändniffe jeine Beweiskraft, wenn es nicht möglich 
ift, die entftandenen Zweifel zu beheben. 

II. Es folgt aber aus biefer Beftimmung auch umgelehrt, daß ein Geftändnif von 
Handlungen, die der Angeklagte in einem folden Zuftande des geftörten Bewußtjeins be- 
gangen hat, nur mit größter VBorficht als beweismachend angejehen werden kann, und na— 
mentlich nur dann, wenn die Bedingung ber lit. d) diejes Paragraphes im vollften Maße 
vorhanden ift. 

e) auf deſſen eigener umftändlidher Erzählung, nicht etwa auf bloßen 
Bejahungen vorgehaltener Fragen beruht ; 

I. Aus diefer Anordnung folgt von jelbft, daß jedes über eine Suggeftivfrage ($. 176) 

abgelegte, im einer bloßen Bejahung der Frage beftehende Geſtändniß bemweisunträftig ift. 
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II. Hier ift der Pla einer eigenen VBerantwortungsweife vieler Beſchuldigter zu 
erwähnen, welche zum Läugnen feinen Muth, zum offenen Geftändniffe feine Luft 
haben. Diefe äußern über die ihnen vorgelegten Beweismittel ($. 177) gewöhnlich, fie 
wüßten das nicht mehr recht, wenn es aber ber A oder B fo fage, fo werbe es ſchon 
fo jein, und fie wollten ben betreffenden Umftand als wahr zugeben. Solche Aeußerungen 
können nad) ber worftehenden gejeglichen Beſtimmung als fein beweismachendes Geftänbnif 
angeſehen werben. 


d) mit den über die Umftände der ftrafbaren Handlung eingeholten 
Erfahrungen im Wejentlihen übereinftimmt; und 

Eine Nihtübereinftimmung des Geftändniffes mit den Erhebungen in außerweſent— 
lien Umftänden raubt demſelben nichts an feiner Beweisfraft. Wenn der A geftebt, er 
babe den B erhoffen und dieſer ift an einer Stichwunde geftorben, fo macht das Geftänd- 
niß des A feinen Beweis; wenn ber A angibt, er habe bie von ihm geftohlene Schatulle 
aus ber rechten Ede ber erbrochenen Lade genommen und die Schatulle war nad) den Er- 
bebungen in ber linken Ede geftanden, jo thut das ber Beweiskraft feines Geftändniffes 
feinen Eintrag. — Ueberhaupt läßt ſich ber Begriff des Wefentlihen nicht im Allge- 
meinen feftftellen, ſondern richtet fich nach den Umftänden jedes einzelnen Falles. Uebrigens 
enthält der folgende $. 265 eine nähere Erklärung biefer Bedingung. 

e) entweder bei der mündlihen Schlußverhandlung vor dem erfennenden 
Gerichte, oder in dem Unterjuhungsverfahren vor dem Unter- 
ſuchungsrichter, vor der Sicherheitsbehörde, in joweit diefelbe in den 
im zweiten und dritten Abſatze des 8. 9 vorgefehenen Fällen zum. 
Strafverfahren berufen ift, oder vor dem ftatt des Unterfuhungs- 
geriähtes einjhreitenden Bezirksgerichte ($. 13) abgelegt wurde. 

I. Das Geftändniß muß daher im eigentlichen Sinne des Wortes ein gerichtliches, 
d. h. ein vor einer Gerichtsbehörbe abgelegtes fein, da auch bie Sicherheitsbehörben in 
Uebertretungsfällen ald Gerichte einfchreiten; das Geſtändniß vor der Sicherheitäbehörbe 
muß alfo in dem Berfahren über eine ber durch die kaiſ. Vdg. v. 11. Mai 1854, Nr. 120 
R. 6. Bl. (oben bei $. 9) denſelben zugemiefenen Webertretungen abgelegt worben fein. 
Das bei der Sicherheitsbehörbe im Wege der Nahforihung nad) einem Verbrechen, Ber- 
gehen oder einer anderen Mebertretung abgelegte Geftändniß hat Daher nur bie im $. 140 
Abf. 1 beftimmte Beweiskraft. Es bezieht ſich auch dieſe Anordnung des Gejeßes zunächft 
nur auf das Verfahren wegen Uebertretungen ($. 426), biefe mögen allein, oder zufammen- 
treffend mit Verbrechen oder Vergehen vorfommen. 

II. Das vor dem Unterfuchungsrichter abgelegte Geftändniß muß aber im Verhöre ab— 
gelegt, und mit allen Förmlichfeiten (5. 172—183) zu Protokoll genommen fein. Ein 
vor dem Unterfuchungsrichter außer dem Verhöre abgelegtes Geſtändniß wäre nach 8. 140 
Abi. 1 zu beurteilen und nad) $. 277 zu erweijen. 

III. Weber die Beweiskraft eines Geftändniffes, dem eine der aufgezählten fünf Eigen- 
ſchaften fehlt, vgl. $. 140 Abj. 1), dann $$. 278—282, 


8. 265. 


Gin fo beſchaffenes Geſtändniß verliert nichts an feiner Beweiskraft, 
wenn gleich nicht mehr möglich ift, die eingeitandene That vollfommen nad) 


352 XI. Hanptftiid. — Bon ben rechtlichen Beweifen. 


allen Imftänden zu erforfhen; es ift genug, daß einige Umftände, wodurch 
die geſchehene ftrafbare Handlung beftätiget wird, erhoben find, und daß 
nichts hervorfomme, was die Wahrheit des Geftändnifjes zweifelhaft macht. 
Wäre es aber durdaus numöglid, außer dem Gejtändnifje eine weitere 
Spur von der That zu erhalten, jo iſt das Geſtändniß allein fein rechtlicher 
Beweis. 


I. Die vorftehende Vorſchrift des Geſetzes hat den Zwed, zu verbüten, daß nicht ein 
Unjchuldiger auf Grund einer, aus was immer für einer Urſache gemachten Selbftanflage 
verurteilt werben könne. 


U, Damit Jemand wegen einer beftimmten Gattung oder Art von Verbrechen verur- 
teilt werden fünne, ift e8 notbwendig, daß doch etwas erhoben worliege, was auf das cha— 
rakteriftifche Merkmal der Gattung oder Art des Verbrechens hindeutet. Wenn baber 5. B. 
der Angeflagte gefteht, er babe einen Diebftahl von 10 fl. an verfperrtem Gute, in der 
Kirche u. dgl. verübt und es läßt fich gar nichts anderes erheben, als daß er im Befite einer 
Banknote von 10 fl. ift, fo fannn er nicht des Verbrechens des Diebftahls überwieſen ange- 
ſehen werben, weil in Bezug auf das eigentliche enticheidende Merkmal außer dem Geftänd- 
niffe des Angeflagten nichts weiter vorliegt. Dasjelbe gilt aber auch von perfünlichen Eigen» 
ichaften des Geftehenden, 3. B. daß er bereits zwei Mal wegen Diebftahls abgeftraft ei, 
daß er im Dienfte des Beſchädigten geftanden jei, wenn ſich diefe Umftände durch gar nichts 
beftätigen laſſen. 

III. Die Regel, daß das Geſtändniß durch einige weitere Erhebungen beftätigt fein 
müffe, um Beweiskraft zu haben, gilt auch für die fogenannten [purlofen Berbreden. 
Gänzlih ſpurloſe Verbrechen find nur jene, welche in einer negativen Handlungs— 
weife befteben, die nur einen mittelbaren böſen Erfolg hat, namentlich die in 88. 60, 212 
und 213 des Str. ©. aufgeführten Verbrechen. Aber aud) in diefen Fällen muß, damit das 
Geftändniß beweisfräftig fei, wenigftens erhoben fein, daß das Verbrechen, welches nicht 
gehindert wurde, wirklich begangen worben ift, und daß ber Aırgeflagte in der Lage war, 
es hindern zu können. 

IV. Aber jelbft, wenn das Geftändniß durch Die gepflogenen Erhebungen wenig- 
ftens in den wejentlichen Theilen beftätigt wird, ift zur Beweisfraft besjelben nothwen— 
dig, daß nichts vorfomme, was die Wahrheit desjelben zweifelhaft 
mact (8$. 259, 260). Wenn e8 eimerfeits ein ganz richtiger Sat ift, daß das Ge- 
ftändniß die ficherfte Beweisart ift, jo ift es anderfeits eben jo wahr, daß es fehr ge- 
fehlt wäre, einem Geftändniffe ohne weiters zu vertrauen. Es gibt der Urfachen gar 
viele, welche Jemanden veranlaffen können, eine That einzugeftehen, die er nicht be- 
gangen bat, 3. B. eine erhaltene Belohnung ; die Hoffnung, einer eindringlicheren Uns 
terfuchung auszuweichen, welche wielleicht ganz andere Thaten herausgebracht hätte; das 
Streben, einem Andern zu helfen; Lebensüberbruß u. dgl. Iſt mir doch aus meiner 
Praris aus ben Zeiten des Strafverfahrens nad dem Geſetze vom Jahre 1803 der 
Fall bekannt, daß ein Vater einen von feinem Sohne begangenen Raubmord auf fich 
nahm und dafür mit dem Tode beftraft wurde, der Sohn aber nach der Hinrichtung 
des Vaters mit dem offenen Belenntniffe der Schuld hervortrat; der Verurteilte hatte 
jeinem Sohne bei Berübung des Mordes zugejehen und fi mit bem Zuſammenraffen 
der Sachen bejchäftigt, er fonnte alfo ein mit den Erhebungen übereinftimmendes Ge- 
ftändniß ablegen, und doch trat and hier ber beſondere Umftand ein, daß-ber- Vater 
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bie Zahl der Hiebwunden, welche die Ermorbete erhalten hatte, nicht genau anzugeben 
wußte, während der Sohn bei feinem fpäteren Geftänbniffe im Stande war, auch Diefe 
übereinftimmend mit dem ärztlichen Gutachten anzugeben. — Darans folgt aber nur, 
daß es die Pflicht des Unterfuchungsrichters und des Vorfigenden bei der Schlufver- 
handlung ift, fo viel als möglich Beweile zu jammeln, wodurch das Geftändniß beftä- 
tigt wird, und daß diefe Sorgfalt verdoppelt werben muß, wenn etwas vorkommt, 
was das Geftändniß zweifelhaft macht. 3. B. A gefteht, er habe den B beftohlen 
und ihm unter anderm 10 Dufaten genommen, DB vwerfichert aber beftimmt, er habe 
feine Dufaten befeffen. Ein ſolches Geftändniß wird, wenn fich der Zweifel nicht behe— 
ben läßt, nicht nur rücfichtlich diefes einzelnen Punktes, fondern in feinem ganzen Um— 
fange feine Beweiskraft verlieren. 


V. Im Gegenfage zu dem im vworftehenden Paragraphe beftimmten Falle, wo das 
Geſtändniß weiter geht, als die Erhebungen, muß bier auch der Fall beſprochen wer- 
ben, wenn das Geftänbniß ein bejchränftes oder bedingtes (qualificirtes) ift. Das 
erfte ift der Fall, wenn ber Angeklagte nicht alle erhobenen Umftände, welche die That 
zum Verbrechen machen, 3. B. daf das Gut verfperrt war, daß der Diebftahl in der Kirche 
geihah, eingefteht; das zweite liegt dann vor, wenu ber Angeklagte zwar bie That über— 
einftimmend mit den Erhebungen eingeftebt, allein zugleich Umftände vorbringt, welche feine 
That ftraflos machen, 3. B. die Nothwehr bei einer Tödtung, die Verhinderung bes Scha— 
bens bei einer Brandlegung. Im erften Falle verfteht es fich von felbft, Daß Die Beweiskraft 
bes Geſtändniſſes nicht weiter geht als das Geſtändniß jelbft, und daß daher alle nicht einge» 
ftandenen Umftände auf eine oder die andere gejeßliche Art ertwiefen werben müſſen. (Bal. 
$. 270 Abſ. 1.) — Im zweiten Falle ift es Pflicht des unterfuchenden oder erkennenden 
Gerichtes, jene Erhebungen einzuleiten, welche Dazu dienen, Die Angabe des Angeklagten zu be» 
ftätigen. Sind ſolche der Natur der Sache nach nicht möglich, 3. B. weil der Angeffagte bei 
ber That ganz allein war, ober ergibt fi) aus benfelben keine Widerlegung der Ausfage 
des Angeflagten,, jo kann auch mit einer Schuldigerffärung auf Grundlage des Geftänd- 
niffes wider ihn nicht vorgegangen werben, (Bgl. das in den Erl. zum Eingange bes 8. 264 
Gefagte.) — Stellt der Angeklagte nur den böjen Vorſatz in Abrede, jo fommt ber $. 268 
in Anwendung. 


S. 266. 

Ein Geſtäudniß, weldes der Vorſchrift des Geſetzes zuwider, durch 
Berheißung, Drohung, Gewaltthätigkeit oder fonft unerlaubte Mittel erlangt 
worden ift, kann nicht zum rechtlichen Beweife dienen. Wenn es aber in der 
Folge in einem von jedem widerredhtlihen Einfluffe freien Gemüthszu⸗ 
ftande wiederholt wird, und Thatumftände enthält, die mit den Erhe: 
bungen über die Beichaffenheit der ftrafbaren Handlung übereinſtimmen, dem 
Beichuldigten aber nicht befaunt fein könnten, wenn er nicht der Thäter 
wäre, jo kann ein ſolches Geſtändniß als ein rechtlicher Beweis gelten. 

Es verfteht fich wol won ſelbſt, daß eim auf umgefetlichem Wege ($$. 146, 177) 
erlangtes Geſtändniß an fich feine Beweiskraft haben kann. Damit aber dieſes Beweismittel 
in ſolchen Fällen nicht ganz verloren gehe, fchreibt das Gefet demfelben unter folgenden 
drei Bedingungen Beweiskraftzu: 1) wenn das Geftändniß in einem von jedem ungejeglichen 

Frühwald, Strafprogef. 23 
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Einfluffe freien Zuftande unter den im $. 264 enthaltenen Bedingungen wieberholt wurde; 
2) wenn e8 folche Umftände enthält, welche nur allein dem Thäter befannt fein können. 
(vgl. 8. 140 Abf. 1); 3) wenn dieſe befonderen Umftände durch die gepflogenen Erhebungen 
beftätigt werden. Dieſe drei Bedingungen müffen aber vereint zufammentreffen und ber 
Mangel auch nur einer derſelben erhält Die Rechtsungiltigkeit des Geſtändniſſes aufrecht. 


8. 267. 


Widerruft der Beichuldigte ein früher auf geſetzliche Weife abgelegtes 
und mit den Erforderniffen des $. 264 verjehenes Geftändniß, jo verliert 
dasſelbe dadurch nicht feine Beweiskraft; es jei denn, daß der Widerrufende 
eine glaubwürdige Urſache, warum er früher ein faljches Geſtändniß abge- 
legt habe, oder ſolche Umſtände vorbringt, welde nad) der darüber einge 
holten Erfahrung die Wahrheit des früheren Geftändniffes mit Grund 
bezweifeln laſſen. 


I. Das Geſetz ftellt die Regel auf, daß ein Widerruf des Geftändniffes demjelben 
feine Beweisfraft nicht nehmen könne. Nur in folgenden Fällen findet eine Ausnahme 
von dieſer Regel Statt: 

1. wenn das Geſtändniß auf ungejeglichem Wege erlangt war ($. 266) ; 

2. wenn ihm eine ber im $. 264 geforderten Eigenjchaften mangelt — , in welden 
beiden Fällen nur mmeigentlich won einem Widerrufe die Rebe fein kann, ba ein berlei 
Geſtändniß urjprünglich feine Beweiskraft hatte; 

3. wenn ber Widerrufende eine glaubwürdige Urfache worbringt, warum er früber 
ein faljches Geftändnif abgelegt habe, und ſich dieſe Angabe durch die allenfalls eingeleites 
ten Erhebungen beftätigt; 3. B. daß er die That auf fich genommen babe, um jeinen 
Bater, feine Mutter u. dgl. zu retten, und die von ihm angegebenen näheren Umſtände 
werben als wahr erhoben (vgl. $. 235); 

4. wenn er folche, durch die gepflogenen Erhebungen beftätigte Umſtände angibt, 
welche das Geftänbniß zweifelhaft machen, wodurch e8 nach dem 88.260 und 265 an und filr 
fich feine Beweiskraft verliert. 


II. Der geichehene Widerruf kann fih auf das ganze Geſtändniß, oder auf ein- 
zelne Theile besfelben beziehen. In lebterer Beziehung ift daher zu unterfcheiben : 
find diefe Theile von wejentlihem Einfluffe auf Die Beurteilung der Schuld des An- 
geflagten, 3. B. wiberruft er, die Sache mit Gewalttbätigfeit gegen die Perjon entzogen 
zu baben, oder daß die Sache verfperrt war u. dgl., fo tritt die Vorfchrift des vorfte- 
henden Paragraphes in Wirkfamkeit; find die widerrufenen Umftände unweſentlich, jo 
ift der Widerruf gar nicht zu beachten. 


III. Was den Zeitpunkt anbelangt, in welchem noch mit einer Rechtswirkſamkeit 
ein Geftändniß widerrufen werben kann, jo ergibt fih aus der Stellung diefes Paragrapbes, 
daß ber Widerruf vor Kundmachung des Urteiles — riidfihtlih noch im Laufe des Be- 
weisverfahrens — erfolgen müſſe. Nach ber Urteilsfundmachung müßte er in ber Form 
ber Berufung, und nach eingetretener Rechtskraft des Urteiles, als Grund zur Wieberauf- 
nahme des Strafverfahrens, geltend gemacht werben. — In dem Falle, wenn ein zum Tode 
Berurteilter fein Geſtändniß unter den oben Abj. I. unter 3) und 4) enthaltenen Bebingun- 
gen wiberruft, müßte mit der Vollziehung des Urteiles inne gehalten werben, bis die Frage, 
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ob eine Wiederaufnahme des Verfahrens Statt finde, rechtskräftig entſchieden ift; in allen 
anderen Fällen würde der Widerruf den Vollzug der Strafe nicht hemmen. 


8. 268. 


Wenn der Beihuldigte zwar die Verübung der That geiteht, aber 
angibt, daß er nicht mit böſem Vorſatze gehandelt, oder daß er ein gerin- 
geres Hebel als das wirklich erfolgte beabfichtiget habe, jo kann feine Angabe 
nur dann für glaubwürdig gehalten werden, wenn ſich die That plöslid) 
ereignet hat, und das Uebel nicht ſchon in der Handlung ſelbſt gelegen ift, 
oder nach der natürlihen Ordnung der Dinge nicht ſchon nothwendig aus 
der Handlung erfolgen mußte, oder nicht gewöhnlid aus ſolchen Hand- 
lungen zu erfolgen pflegt. 

Hat aber der Beſchuldigte Gelegenheit und Mittel, die That auszu: 
üben vorbereitet, oder die der Ausübung entgegenftehenden Hinderniffe zu 
entfernen geſucht, jo kann er aud) des böfen Borjages für überwiejen gehal- 
ten werden, wen ſich nicht aus der Unterſuchnng bejondere Umſtände und 


Verhältniſſe ergeben, welche füglich eine andere Abſicht erkennen laſſen. 

I. Dieſe geſetzliche Beſtimmung ſteht mit jener des 8. 1 des Strafgeſetzes in enger 
Berbindung, weshalb auch auf diefen und beffen Erläuterung in meinem Handbuche des 
öft. Straf-Gef. (Abſ. IV. Seite 29) verwiefen wird. 

U. Damit von einem Läugnen des böfen Vorſatzes allein die Rebe fein könne, 
wird voransgejeßt, daß der Angeklagte die That ſelbſt, mit allen Umſtänden, welche fie 
zum Berbrechen machen, eingeftehe. Das Läugnen des böſen Vorſatzes kann ſich bezie- 
ben: 1. aufallen böſen Borjag Überhaupt; 2, auf den zu dem beftimmten Verbrechen 
insbejondere erforderlichen; 3. auf die auf Hervorbringung des eingetretenen ſchwereren 
Erfolges gerichtete Abficht. Unterm 25. Jäner 1855 bat ber Ef, oberfte Gerichtshof in 
einem Falle der Theilnehmung am Diebftahle ($. 185 Str. ©.) feine Anficht dahin ausge- 
fprochen, daß die Behauptung, die Eigenjchaft der au ſich gebrachten Sache als einer ge- 
ftohlenen nicht gefannt zu haben, dem Läugnen bes böfen Vorſatzes gleich zu halten ſei, 
daher der Beweis dieſer Kenntniß nad) den im $. 268 aufgeftellten Regeln zu beurteilen ift, 

II, Die Frage, ob in einem ſolchen Falle dem Angeklagten Glauben gefchenft wer- 
den fünne, ober ob ihm der böſe Vorſatz zugerechnet werben folle, laßt ſich durch feine 
allgemeinen Regeln entjcheiden, fondern fan immer nur mit genauer Berückſichtigung 
aller einzelnen Umftände des eben vorliegenden Falles beantwortet werben, Auf welche 
Umftände dabei vorzüglich Nüdjicht genommen werben müſſe, beftimmt das Gejet in 
Folgenden : 

1. Ob die That fich plötzlich ereignet habe, oder ob ber Beſchuldigte Gelegenheit 
und Mittel, die That auszuüben, vorbereitet, ober der Ausübung entgegenftehende Hin- 
dernifje zu entfernen gefucht hat. Im erften Falle kann feinen Angaben Glauben gejchentt 
werben, im zweiten nicht. 

2. Ob nicht das entftandene Uebel ſchon in der Handlung jelbft gelegen ift, ober 
nach der natürlichen Orbuung der Dinge nicht aus der Handlung nothiwendig erfolgen 
mußte, oder gewöhnlich zu erfolgen pflegt; denn in einem ſolchen Falle wäre bie Au— 

23* 
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gabe des Angeklagten, ſelbſt wenn fih die That plötzlich ereignete, nicht glaubwürdig. 
3. B. U ergreift während eines Streites mit dem B plötzlich ein da liegendes Meier, 
und ftößt es dem B gerade in's Herz; bier fünnte feiner Angabe, er babe den B gar 
nicht oder nur leicht befchädigen wollen, fein Glaube geſchenkt werden. Dasjelbe ift der Fall 
bei Gottesläfterungen, beleidigenden Aeuferungen über den Landesfürften, Schmähungen 
gegen Verfügungen der Staatsbehörden, Schmähjchriften u. f. w. 

3. Ob nicht ſolche Umſtände und Berhäftniffe ſich ergeben, welche ſelbſt im Falle 
getroffener Vorbereitungen oder entfernter Hinderniffe die Angaben des Angeklagten 
glaubwilrdig machen; 3. B. daß er bei dem Stechen von Platten zu Ereditspapieren nur 
die Abficht gehabt babe, fich zu üben, oder Verſuche über deren Unnachahmlichkeit an- 
zuftellen u. dgl. 

IV. Gibt der Beichuldigte zu feiner Entſchuldigung ſolche Thatfachen an, welche 
nad $. 2 des Str. ©. den böfen Vorſatz ausſchließen, jo müffen (wie ſchon oben bei 
$. 265 bemerkt wurde) die Erhebungen darüber eingeleitet werden, und wenn fich bie 
Angaben des Angeklagten nicht geradezu als unwahr oder unglaublich darftellen, jo wird 
denfelben Glauben gejchenkt werden fünnen. 

V. Durch die Tertirung „kann er fiir überwiefen gehalten werden,“ fpricht das 
Gejets Har aus, daß die im $. 260 gegebenen Regeln auch auf den Beweis des böfen Vor- 
fatzes nicht nur in dem bier erörterten Falle, fondern auch in allen jenen Fällen angewendet 
werben müſſen, wenn der Angeklagte die That ganz in Abrede ftellt. 


S. 269. 
IV. Die Ausfage von Zeugen. 


IV. Damit ein Thatumftand als durch die Ausjagen von Zeugen er: 
wiejen angenommen werden könne, ijt in der Regel nothwendig, daß er 
durd) die iibereinftimmende Ausſage von wenigitens zwei Zeugen beftätiget 
werde, und daß deren Ausſage mit folgenden Erfordernifjen verjehen ei: 

I. Durch die übereinftimmende, mit ben gejeßlichen Erforberniffen verjehene Ausjage 
zweier Zeugen fann aber nicht nur jeder Thatumftand, jondern auch die Schuld des An- 
geflagten überhaupt bewiejen werben. 


I. Die Ausnahmsfälle, in welhen Ein Zeuge zur Herftellung eines rechtlichen Be— 
weifes genügen fann, enthalten die 88. 270, 281 und 282. 
a) fie muß in voller Freiheit abgelegt, weder durch Verſtändniß, An- 
ftiftung, Berleitung, VBerdrehung, Beitehung, Belohnung, noch durd) 
Bedrohung oder Gewaltthätigkeit dem Zeugen in den Mund gelegt fein; 
Diefelben gejegwibrigen Mittel, welche gemäß $$. 146, 177 und 266 bem Ge— 
ftändniffe feine Beweiskraft nehmen, nehmen fie auch der Zeugenausfage, und eine in 
folder Art erlangte Zeugenausjage könnte nur auf diejelbe Art, wie fie der $. 266 rück— 
fichtlich des Geftändniffes vorſchreibt, beweismachend werden. Uebrigens macht es feinen 
Unterjchied, ob diefe gejeßwibrigen Mittel von Seite des Gerichtes oder von Seite an- 
derer bei der Sache betheiligter Perfonen angewendet wurden. — Würde biefer jchädliche 
Einfluß fih nur auf einzelne Partien der Ausfage beziehen, jo wäre doch die Glaubwürdig— 
feit der ganzen Ausjage gefhmwächt, weil fe jedenfalls nicht in voller Freiheit ab- 
gelegt ift. 
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b) fie muß die That oder den Umſtand, wovon fie die Wahrheit beftätigen 


foll, ausdrücklich, deutlich und beſtimmt enthalten; 

Hier gilt dasjelbe, was bei $. 264 lit. a) in Bezug auf das Geftändniß gejagt 
murbe. 

e) auf des Zeugen eigener und im Zuftande der erforderlihen Bejonnen- 
heit gemachten Wahrnehmung, nicht auf Hörenfagen, Bermuthungen, 
Wahrſcheinlichkeiten, oder Schlußfolgerungen beruhen ; 

Sole Zeugen nennt man Augen= ober Ohren-, mit einem umfaffenderen Aus- 
drude „unmittelbare Zeugen,“ und nur durch foldhe Zeugen kann die Wahrheit 
an den Tag kommen. Die Zeugen haben dem Richter nur Thatſachen vorzulegen, bie 
Schlußfolgerungen daraus leitet er dann felbft ab. So genügt es z. B., wenn ber Zeuge 
fagt, er habe gefeben, wie A mit einem Knittel den B auf den Kopf jchlug, B zu Boden 
ftürzte und fein Lebenszeichen mehr von fich gab; es wäre ſchon zu viel, wenn ber Zeuge 
auch jagen würde, daß A den B getödtet habe, denn dies ift eine Schlußfolgerung, die erft 
ber Richter, geftütt auf das Gutachten der Sachverftändigen, zu machen hat. (Vgl. damit 
ben $. 126.) 

d) fie muß beſchworen fein; 

Hierdurch wird die Glaubwürdigkeit des Zeugen auf das Vollkommenſte bargethan, 
weil ber $. 132 jeden nur einigermaßen bedenklichen Zeugen von der Beeidigung aus- 
ſchließt. Ob die Beeidigung in der Borunterfuchung, oder bei der Schlußverhandlung er— 
folgte, ift einerlei. 

e) e8 darf fid) weder ans der perſönlichen Beihaffenheit, oder den Ver: 
hältniffen des Zeugen, noch aus dem Juhalte der Ausjage ein gegrün: 
detes Bedenken gegen deſſen Glaubwürdigkeit ergeben; 

I. Was die perſönliche Beſchaffenheit des Zeugen betrifft, fo geben barüber 
bie $$. 112 und 132 lit. e) die nöthigen Anhaltspunkte, falls dieſe Umftände erſt nad 
der Bernehmung ober Beeidigung des Zeugen zur Kenntniß des Richters kommen follten. 
— Auf das Alter des Zeugen fommt es hierbei nur infoweit an, als ber $. 112 die Ver— 
nehmung jowol zu junger als zu alter Zeugen ausjchlieft, ber 8.132 d) zur Beeidigung des 
Zeugen das zurückgelegte 14, Lebensjahr fordert, und endlich dasſelbe in der perſönlichen 
Beichaffenheit des Zeugen mitbegriffen ift. 

U. Was die Verhältniſſe des Zeugen betrifft, welche ihn bedenklich machen 
fönnen, jo fommen jene zu dem Befhuldigten, Beſchädigten und anderen Zeu- 
gen zu betrachten. In erfter Beziehung kommt zu erwägen: 1. das Verhältniß der Ab— 
bängigfeit als leiblihes, Wahl- oder Pflegefind, Mündel, Eurand, Dienftbote, Un— 
tergebener u. f. w., welches Berhältniß den Zeugen ſehr bedenklich machen kann, während 
dies bei Dem umgelehrten Berhältniffe dev Abhängigkeit des Beichuldigten von dem Zeu— 
gen in ber Hegel nicht der Fall ift; 2) Feindſchaft des Zeugen, wenn er gegen, und 
Freundfhaft, wenn er fir ben Befchuldigten ausfagt. — Diefelben BVerhältniffe fom- 
men auch in ber zweiten Beziehung zu erwägen. — In ber dritten Beziehung ift we— 
ſentlich der Einfluß zu beritdfichtigen, welchen ein oder der andere Zeuge auf Die Mitzeugen 
ausübt, und wodurch er fie zu einer beftimmten Ausfage zu beftimmen weiß. 

III, Aus dem Inhalte der Ausfage ergeben fich Bedenken: 1. wenn ber Zeuge 
geradezu unmögliche, oder doch höchſt unwahrfheinlihe Thatfachen mit voller 
Beftimmtheit behauptet; 2, wenn er in feiner Ausjage ſchwankt und wejentlich von ein- 
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ander abweichende Umftände angibt; 3) wenn aus der Ausfage, im Vergleiche mit ben 
übrigen Erhebungen offenbar Gehäſſigkeit, Uebertreibung der Sache, oder im Gegentheile 
das Streben zu beſchönigen berworleuchtet. 

IV. In Bezug anf die Glaubwürdigkeit der von einem Jsraeliten abgelegten Zeugen— 
ausſage bat der oberfte Gerichtshof unterm 18. April 1855 ausbrüdlich den fih wol von 
ſelbſt verftebenden Grundſatz (ſ. oben bei 8. 260) ausgeſprochen, daß die Vorſchrift der 
Civilprozeßordnung, wornad das Zeugniß eines Juden für einen Juden gegen einen Chri- 
ften bedenklich ift, im Strafverfahren feine Anwendung finde, 

f) die Ausſage muß mit den übrigen Erfahrungen wenigjtens in fo weit 
übereinftimmen, daß in wejentlihen Umftänden fein Widerfprud er: 
ſcheint; endlich muß fie 

Welche Umftände wefentlich find, muß fich aus den Umftänden eines jeden einzelnen 
Falles ergeben. Stebt die Zeugenausfage mit vollfommen ficheren Erhebungen, 5. B. dem 
gerichtlichen Angenfcheine, im Widerſpruch, fo verdient fie feinen Glauben. Steht fie mit 
mehreren anderen unbebenklihen Ausjfagen im Widerſpruch, jo verliert fie ebenfalls ihre 
Glaubwürdigkeit, worausgefegt, daß der Zeuge in beiden Fällen keinen unverfänglichen 
Irrthum nachweiien kann. Liegen aber. im Ganzen nur zwei einander widerſprechende 
Ausjagen vor, jo wird die Glaubwürdigkeit verjelben nah allen anderen Berhältniffen zu 
prüfen fein, und, wenn fich hieraus fein Anhaltspunkt für die fichere Entſcheidung ergibt, 
welche von beiden Ausfagen die glaubwilrdigere fei, Feiner von beiden Glauben geſchenkt 
werben können. 


g) in der mündlichen Schlußverhandlung vor dem erfennenden Gerichte 
ſelbſt abgelegt, oder doc) beftätiget; oder in den Fällen, wo fich hierbei 
nad) Vorſchrift der 88. 230 und 241 auf die Vorlefung der im Inter- 
fuhungs= Verfahren abgelegten Zeugen: Ausfage beichränft werden 
fann, bei der mündlichen Schlußverhandlung vorgelefen worden fein. 

Diefe Anordnung folgt aus $. 259, und es ergibt fih auch weiter aus dem be» 


rufenen Paragraphe, daß in der Schlußverhandlung nichts vorgelommen fein darf, wodurch 
die Glaubwürdigkeit der in der Borunterfuhung abgelegten Ausfage geihwächt wird. 


8. 270. 


In folgenden Fällen kann ein rechtlicher Beweis and) durch die mit 
alfen Erfordernifien des $. 269 verjehene Ausjage Eines Zengen hergeſtellt 
werden: 

Hier ift wor allem behufs der richtigen Auslegung und Anwendung diefes Para- 
graphes im Auge zu behalten, daß das Gejeß im $. 270 nur bie Fälle aufftellt, in 
benen ein Thatumftand, eine Thatſache im ftrengften Sinne des Wortes, als durch 
Eine Zeugenausjfage erwiefen angejeben, mithin Die Frage: welche Handlung und unter 
welchen Umftänden fie begangen worben jei, auf Grundlage auch nur Einer Zeugen- 
ausjage rechtsgiltig beantwortet (im Erfenntniffe ausgefprochen) werben kann. Unter welchen 
bejonderen Umftänden, auch die Schuld des Angeklagten durch Eine Zeugenausfage er- 
wieſen — aljo bie Frage: ob der Angeklagte die erwiejenermaßen gejchehene Thathandlung 
begangen babe, auf Grundlage auch nur Einer Zeugenausſage vechtsgiltig beantwortet 
werben kann, beftimmt ver $. 281. 
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1. Die Ausſage desjenigen, an dem die ftrafbare Handlung verübt 
worden ift, kann in Ermanglung anderer Beweife den rechtlihen Beweis 
über die Beihaffenheit der That begründen, und gegen den Beichuldigten, 
welcher der jtrafbaren Handlung geftändig oder überwieſen ift, aud) einzelne, 
die That erjhwerende Umstände beweijen. Doch kann durd) die Ausjage des 
Beihädigten allein die Frage: „ob und welde ftrafbare Handlung von dem 
Beihuldigten verübt worden ift?“, außer dem unter Zahl 2 diefes Para: 
graphes bezeichneten Falle, nicht entſchieden werden, 

Diefe gejegliche Anordnung hat, wie ein Blick auf die unten angeführte Literatur zeigt, 
in neuerer Zeit wieber mehrfache Streitigkeiten über den eigentlichen Sinn diefer Gefeges- 
ftelle hervorgerufen. Es liegt nicht in dem Sifteme dieſes Werkes, in eine nähere Erörte- 
rung berjelben einzugehen, jondern ich bejchränfe mich auf bie Begründung der folgenden 
Auffaffung derſelben, welche — in fo meit biefe Anordnung ſchon im $. 404 lit. a) bes 
I. Theile des Strafgefetes v. 3.1803 enthalten war — bie Autorität einer mehr als vierzig- 
jährigen Praris und ber gejchäßteften Ausleger des Strafgejees, welche die Autorität eines 
Mannes, der nad feiner Stellung zu der gegenwärtigen Strafprozeforbnung wol den 
Sinn, den bie Gefeßgebung damit verbunden wiffen wollte, am beften kennen muß, welche 
endlich wie bie unten angeführten Rechtsfälle nachweifen, auch die Autorität ber neueften Ent» 
ſcheidungen des oberften Gerichtshofes für fich hat. Dieſe meine Anficht geht nun dahin: 

I. Die Ausfage des Beſchädigten fann in Ermanglung anderer Beweife und unter 
Beobadhtung der 88. 259 und 260 erweijen, welche Handlung und unter welchen Umftänben 
(ganz abgejeben von ber Perfon eines Beſchuldigten, alfo von ber Frage: von wen) an ibm 
begangen worben fei; es kann alfo Durch die Ausfage des Beſchädigten erwieſen werben, daß 
ihm eine Sache mit Gewalt gegen die Perſon, daß ihm eine Sache aus verfperrter Wohnung 
entzogen worben jei, u. |. w. 

II. Demgemäß kann bie Ausfage bes Beichäbigten auch genügend angefehen werben, 
um falls feine rechtlichen Verdachtsgründe gegen eine beftimmmte Perfon vorhanden find, ge- 
mäß $$. 197 und 377 auf deren Grundlage einen Einftellungsbefhluß faffen zu können. 

III. Wird die Beweistraft der Einen Ausjage des Beichädigten aber in Bezug auf jene 
Perfon erwogen, welche angeklagt ift, die ihm gefchehene ftrafbare Handlung verübt zu 
haben, jo fann fie als genügend angejehen werben: 

1. um bie im $. 279 Abf. 1. geftellte geſetzliche Bebingung zu erfüllen ; 

2. um bie im $. 140 Abf. 2. beftimmte unvollſtändige Beweisart herzuftellen , weil 
bort das Gejeß zwiſchen ber Ausfage des Beſchädigten oder anderer Zeugen feinen Unter: 
ſchied macht ; 

3. um — wenn ber Beweis der Schuld in anderer Art bergeftellt ift — jene erſchwe⸗ 
renben Umftände zu erweifen, welche die Anwendung eines höheren Straffatses bebingen, 
3. B. daß der Schade beim Diebftahl über 300 fl. betrug, daß er empfindlich war, daß ber 
feiner Freiheit Beraubte ($. 94 Str. ©.) noch anderes Ungemach zu leiden hatte, u. f. w. 

IV. Die Eine Ausjage des Beichädigten kann aber in Bezug auf ben Angeflagten — mit 
einziger Ausnahme ber im folgenden Abf. 2, und im $. 281 enthaltenen Fälle — nicht den 
Beweis berftellen, daß er die Handlung, deren er geftänbig oder in anderer Art überwieſen 
if, als Verbrechen begangen babe. Wenn aljo 3. B. ber Angeklagte geftebt, er habe bem 
Beſchädigten 10 fl. aber aus offener und nicht, wie letzterer angibt, aus werfperrter Labe 
genommen; er babe dieſem bie Uhr mit Lift umd nicht mit Gewalt gegen bie Perſon ab- 
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genommen, jo kann dev Angeflagte auf Grundlage der Ausfage des Beſchädigten allein 
nicht wegen des Verbrechens des Diebftahles oder wegen Raubes ſchuldig erklärt werden. 
Der Widerfpruch zwifchen dieſer und der oben im Abf. I, erläuterten Beſtinmmmung des 
Gefetses ift nur fcheinbar. Deun dieſe erfte Regel (Abf. I.) gilt zunächt von dem Falle, wo 
vücfichtlich der Perjon des Thäters noch feine Frage ift, mithin auch Die Ausfage des Beichä- 
digten durch feine bamit im Widerfpruche ſtehende Ausſage einer anderen Perfon in ihver 
vollen Glaubwürdigkeit beeinträchtigt ift. Sie gilt ferner für ben Fall des 8.279 Abi. 1., als 
Grundlage des zuſammengeſetzten Beweifes ; Diefer jet aber woraus, daß gegen den Angeklagten 
noch weitere Verdachtsgründe vorliegen, wodurd eben feine Ausjage minder glaubwürdig 
wird, als die beſchworne Ausſage des Beſchädigten. Dieſe Rückſicht tritt in noch höherem 
Mafe ein, wenn die Schuld des Angeflagten in anderer Art rechtlich erwieſen ift, und 
es ſich nur um die erfchwerenden Nebenumftände handelt. — Wenn aber die Ausjage des 
Beihädigten und Beichuldigten ganz allein einander gegenüberfteben, jo ift es nur eine 
unmittelbare Schluffolgerung aus dem Eingange des $. 269, daß die Eine Ausfage des 
Beichäbigten in der Regel die Schuld des Angeflagten nicht beweifen könne. 


Literatur: Ueber die Beweistraft der Ausfage des Beſchädigten (G. 3. 1855, Nr. 125). — Noch eine 
Stimme ıc. (©. 3. 1855, Nr. 142). — Das Berbältnif der Praris zum 8. 2705 VI Rechtsfälle (©. 3. 1856, 
Nr. 15--18). 


2. Der Betrag des durd die That an barem Vermögen oder an ande- 
ren ihäsbaren Gegenftänden verurſachten Schadens kann durd) das Zenguiß 
des Beſchädigten oder desjenigen, im deſſen Verwahrung ſich die Sade, 
woran der Schade geſchehen ijt, befunden hat, als rechtlich erwiejen ange: 
jehen werden, obſchon die Entihädigung oder Genugthuung erfolgt, 

I. Durch die Eine Ausfage des Beichädigten, oder besjenigen, ber Die entzogene oder 
befhäbigte Sache in Verwahrung oder aus einem anderen rechtlichen Grunde dafür dem 
Eigenthümer zu haften hatte (denn das ift eben das eigenthümliche Rechtsverhältniß des Ber- 
wahrers), fann der Betrag bes verurjadhten Schadens als bewiefen angefehen werben, und zwar 
nicht nur in Bezug auf ben Erſatzzuſpruch ($. 359), fondern auch in Bezug auf das dadurch 
bebingte höhere Strafansmaß ($. 270 Abj. 1), und insbejondere dann, wenn die verbredhe- 
riſche Eigenfchaft der Handlung von einem beftimmten Betrage abhängt ($$. 85, 173—176, 
181, 183, 200 Str. ©.) aud in Bezug auf diefe letztere. Wenn daher die Thathandlung 
jelbft gegen den Beichuldigten in gefetlicher Art erwiejen ift, jo kann die Ausfage des Be- 
ſchädigten als genügend angejehen werden, um für erwiejen zu halten, daß ber Beichul- 
bigte die That als Verbrechen begangen babe. 

II. Dieje Regel gilt au dann, wenn der zur Darftellung der That als Verbrechen 
erforderliche Betrag fi nur aus mehreren Angriffen an einem oder mehreren Beſchädigten 
($. 173 Str. ©.) ergibt. Sind gegen den Bejchuldigten diefe einzelnen Angriffe jeder für 
fi rechtlich erwieſen, jo Fönnen die Ausfagen der Beſchädigten zur Herftellung des Be- 
meifes genügen, daß die Angriffe zufammen ein Verbrechen bilden. — Es bebarf mol 
feiner näheren Erörterung, daß in ſolchen Fällen jeder Angriff als Theil eines Berbrechens 
auf bie zur Herftellung des Beweifes bei Verbrechen vorgefchriebene Art erwieſen fein müſſe, 
und daß es nicht angebe, auf dieſelben (da jeder für fich nur eine Nebertretung ift) die Be- 
mweiserleichterungen bes $. 426 anzuwenden, und daun alle zufammen blos auf Grund» 
lage ber vorftehenben Gefetesbeftimmung als Verbrechen zu erflären. 

Literatur: A. M. Zur Beweislchre bei Verbrechen aus bem Betrage (G. 3. 1855, Nr. 56). 


3. Um diejenige Erfahrung über die Umſtände der ftrafbaren Haud— 
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lung einzuholen, welche zur rechtlichen Beweiskraft des Geftändnifies des 
Beſchuldigten erfordert wird, genügt die damit übereinftimmende Ausjage 
Eines Zeugen. 

Hier find jene Erhebungen verftanden, welche nach 88. 264 lit. d) und 265 erfor- 
derlich find, um das Geſtändniß beweisträftig zu machen. 


4, Wenn eine ftrafbare Handlung öfters wiederholt, oder durch läu— 
gere Zeit, oder in mehreren Theilacten fortgefest wurde, fo können die ein: 
zelnen Wicderholungsfälle oder Theilacte derfelben aud) durd) die Ausſage 
je Eines Zengen als erwiejen angenommen werden, wenn jolde Thatum— 
ftände durch mehr als zwei einzeln ftchende Zeugen beftätiget werden, deren 
Angaben einander nit widerfpreden, und wenn die dadurch beitätigten 
Thatſachen mit einander im Zufammenhange ftehen. 

I. Fälle diefer Art find z. B. alle jene Verbrechen, die ihrer Natur nad eine län» 
gere Zeit zur Berübung brauchen, (3. B. die Nachmachung von Ereditspapieren), ober bie 
fonft öfter wiederholt (3. B. die Verausgabung nachgemachter Ereditspapiere), oder durch 
längere Zeit fortgejett wurden (z. B. ein blutjchänderiicher Umgang, Unzucht zwifchen Er— 
ziehern und ihren Zöglingen, Branblegung an verſchiedenen Stellen desſelben Hauſes u. dgl.). 
(Bgl. in diefer Beziehung das in meinem Handbude bes Str, G. bei den 88. 44 und 
263 Gejagte.) 

I. In ſolchen Fallen können die einzelnen Theilakte der Verübung ober Fortſetzung, 
ober die einzelnen Wiederholungsfälle, jeder durch Einen Zeugen erwieſen — rückſichtlich 
der Angeklagte ber Berlibung derſelben überwieſen — werben, wenn: 1. im Ganzen 
mebr als zwei einzelne Zeugen vorhanden find, 2. deren Ausfagen fic nicht widerfprechen 
und 3. die Thatjachen jelbft mit einander in einem jo innigen Zuſammenhange ftehen, daß 
mit Grund angenommen werben muß, daß fie von einer und derſelben Perſon verübt 
wurben. 3. 8. bei einer öffentlichen Feierlichfeit haben brei verfchievene Zeugen den A 
beobachtet, wie er an brei verjchiebenen Orten fih an die Zufchauer anbrängte, und ihnen 
in die Säde griff, wobei Tajchendiebftähle im Gefammtbetrage von 30 fl. verübt wurben ; 
oder es haben vier Perfonen, welche den A zu verfchiebenen Zeiten befuchten, ihn jedesmal 
mit dem Graviren einer Platte beſchäftigt getroffen, welche, wie ſich ſpäter zeigte, bie Zeich- 
nung einer Banknote enthielt; oder es haben drei Perfonen den A zu verfchiebenen Zeiten 
und an verfchiebenen Orten in Unzuchtsaften mit einem Thiere getroffen u. dgl. In dieſen 
Fällen wird A der Verbrechen bes Diebftahls, der Ereditspapiernerfälfhung, der Unzucht 
wider die Natur u. ſ. w. rechtlich überwieſen fein. 

In wieferne zur Ueberweiſung des Beſchuldigten durch Zuſammen⸗ 
treffen von Verdachtsgründen der Beweis über den Beſtand rechtlicher Ver- 
dachtsgründe and) durch vereinzelte Ansfagen hergeftellt werden könne, wird 
in dem $. 282 beftimmt. 

In diefer Beziehung wird auf die Erklärung bes $. 282 verwiefen. 

Noc einen Fall, in welchen die Ausjage auch nur Eines Zeugen zur Herftellung eines 
rechtlichen Beweifes genügen kann, enthält ber $. 144, welcher worjchreibt, daß e8 zur Ein- 
leitung der Specialunterfuchung ($. 145) genüge, wenn bie vorkommenden rechtlichen Ver— 
dachtsgründe durch die fonft glaubwürdige Ausfage and nur Eines Zeugen beftätigt find, 
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infofern fich diefelbe auf die Verübung der That felbft bezieht, oder nothwendig damit ver» 
bundene Handlungen ober Umſtände eines Beſchuldigten betrifft. 
Citeratur: Mages, Bemerkungen über ben 8.270 (G 3. 1854, Nr. 130). 


8. 271. 


Die Ausſagen von Perfonen, welde der Mitfhuld an der nämlichen 
ftrafbaren Handlung geftändig find, Können zur rechtlichen Leberweifung 
eines läugnenden Beſchuldigten hinreichen, wenn zwei derjelben wider ihn 
über, die gemeinfhaftlid mit ihnen verübte ftrafbare Handlung einhellig 
ansgefagt, und ihre Ansfagen dem Beihuldigten in der mündlichen Schluß: 
verhandlung in das Angeficht wiederholt haben. Zugleich müſſen ihre 
Ansfagen : 

a) mit den Erfordernifien des $. 269, lit. a), b), e), e), f) und g) ver: 
jehen fein; 

b) in Rüdficht folder Fragen, die ihnen über befondere mit der gemein- 
ſchaftlichen ftrafbaren Handlung zufammenhängende Umstände geftellt 
werden, und von ihnen vor ihrer Bernehmung nicht vorausgefehen 
werden konnten, unter ſich ganz übereinftimmen; 

e) in allen weſentlichen, ihnen jelbft zur Laſt liegenden Umftänden durd) 
andere Erhebungen beftätiget fein, fo, daß fein Grund vorhanden ift, 
ein vorläufiges Verſtändniß zu argwöhnen, oder ſonſt an der Wahrheit 
der Ausfagen zu zweifeln. 

I. Perſonen, welche fich desſelben Verbrechens ſchuldig gemacht haben, beffen durch 
fie ein Anderer überwiejen werben fol, können nicht denſelben Anſpruch auf Glaubwür- 
digkeit machen, wie umbetheiligte Zeugen, namentlich ſchon deshalb nicht, weil bei ihnen 
gemäß $. 132 a) und b) jenes Mittel nicht angewendet werden kann, welches Die Glaub» 
wilrdigfeit des Zeugen ficherftellt, die Beeidigung. — Demnach ftellt das Geſetz fir bie 
Ueberweifung buch Mitſchuldige — zu welchen alle im $. 5 bes Strafgefeßes genannten 
Perſonen zu zählen find — folgende Bedingungen auf: 

1. e8 müffen berfelben wenigftens zwei fein, und bies aud) in ben im $. 270 Abf. 4) 
erwähnten Fällen; 

2. fie müffen jelöft der That unter den im F. 264 geforberten Bedingungen geftändig 
fein, und ihre Ausfage muß überdies 

3. alle Eigenfchaften einer beweisfräftigen Zeugenausfage mit einziger Ausnahme ber 
Beeibigung haben; 

4. fie müſſen, von der gemeinschaftlich mit dem zu überweifenden Angeklagten wer» 
übten ftrafbaren Handlung ausjagen. In biefer Beziehung kommt weſentlich zu bemerken, 
daß im Falle des Eomplottes (fiehe die Erläuterung dieſes Begriffes in meinem 
Handbuche des ft. Str. ©. bei. 5 im Abf. VII) jeder Theilnehmer durch die Ausjagen 
ber übrigen übermwiefen werben kann, ohne Rüdficht, welche Holle er bei Ausflihrung bes 
Berbrehens übernommen bat. (Vgl. auch die Erläuterung zu $. 174 II. b) des Str. ©. 
eben bort.) — In anderen Fällen der Mitſchuld geht die Ueberweiſung auch nicht weiter, 
als die gemeinfhaftliche Handlung. 
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5. Ihre Angaben müſſen unter fich in den weſentlichen Umftänden einhellig fein, fie 
müſſen es aber überdies in Beziehung auf ſolche befondere Umftände der gemeinfchaftlichen 
ftrafbaren Handlung fein, vildfichtlic deren fie Die Zurebeftellung vor der Vernehmung 
nicht vorausſehen konnten. Es muß fich zu dieſem Ende der Abhörende in das Heinfte 
Detail einlaffen und um ganz unbedeutend feheinende Sachen fragen, 3. B. was der Ange- 
klagte damals für eine Kopfbebedung trug, in welcher Ordnung fie in das Haus, wo bie 
That geſchah, hineingingen u. dgl. 

6. Sie müſſen ihre Ausfagen dem Angeklagten bei der mündlichen Schluß— 
verhandlung in das Angeficht beftätigt haben; eine etwa von dem Unterfuchungsrichter 
veranlaßte Gegenftellung genügt daher zur Herftellung dieſes Beweiſes nicht (Bgl. 5. 140 
Abi. 5). 

7. Es darf nichts vorkommen, woraus ein vorläufiges Verftändniß zu argwöhnen, 
ober fonft an ber Wahrheit ihrer Ausfagen zu zweifeln wäre, Es verfteht ſich won jelbft, 
daß, wenn ber zu überweiſende Angeflagte diefe Beſchuldigung erhebt, und fie durch nichts 
zu begründen vermag, auf dieſelbe Fein Gewicht gelegt werben kann. 

II. Die ſchon oben bei $. 269 e) in Bezug auf das Alter der Zeugen gemachten Be: 
merfungen finden auch hier ihre Anwendung. Es kann daher bie Ueberweiſung auch durch 
ſolche Mitfchuldige eines Verbrechens hergeftellt werben, welche für ihre Perfon gemäß 88. 2 
lit. d), 237 und 269 Str. ©. nur ala Uebertreter geftwaft werben Fünnen, oder ber häuslichen 
ober polizeilichen Züchtigung überlaſſen bleiben. 

III. Inwieferne die Ueberweifung durch Einen unbebenklichen Zeugen und Einen Mit» 
ſchuldigen bergeftellt werben kann, enthält der $. 281. 


8. 272. 
Urfunden, 


Yv. Wenn eine Urkunde oder Schrift die ftrafbare Handlung felbft ent- 
hält, wie 3. B. eine Schmähfchrift, eine nachgemachte oder verfälfchte 
Urkunde, oder eine ſchriftliche ſtrafbare Aufforderung zu einem Verbrechen 
oder Vergehen: fo kaum fie ald rechtlicher Beweis des Thatbeitandes der 
ftrafbaren Handlung gelten, in foferne der Beweis hergeftellt ift, daß fie 
von dem Beſchuldigten herrühre, und wenn ſonſt Feine Bedenken dagegen 


obwalten. 

Der Natur ber Sache nach ift in dieſen Fällen die Ueberweifung des Angeklagten her- 
geftellt, ſobald erwieſen ift, baf bie Urkunde von ihm berrühre, d. h. daß er bie Urkunde 
ſelbſt geſchrieben, ober biktirt habe, oder daß fie von einem von ihm verfaßten Concepte ab- 
gefchrieben, oder non einem Anderen nach feinen Ideen, oder nach einem won ihm gemachten 
Entwurfe abgefaßt worben fei, daß er alfo überhaupt ben Inhalt berfelben fannte und billigte. 
Diefer letztere Beweis kann durch jede andere ber im $. 261 aufgezählten Beweifesarten, 
falls die Urkunde aber von der Hanbichrift des Beihuldigten berrührt, auf die im 8. 274 
erwähnte Art geführt werben. 


8. 273. 


In wieferne andere Urkunden oder Schriften, wenn fie von dem 
Beſchuldigten herrühren, als ſchriftliche Geftändniffe; und wenn fie von 
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dritten Perfonen ausgefertiget find, als ſchriftliche Zeugniſſe Glauben ver- 
dienen, ift nad) den über den zufammengefegten Beweis aufgeftellten Regeln 
"zu benrtheilen ($. 140 uud 88. 278— 282). 


Enthält die Urkunde ein außergeridhtlihes Geftändniß, fo ift die Beweiskraft 
besielben nach den im $. 140 Abf. 1. gegebenen Vorſchriften zu beurteilen, — Iſt Die Urs 
kunde ein außergerichtliches Zeugniß, fo ift vor alleın zu bemerken, daß ein folches 
unter den unvollftändigen Beweisarten im $. 140 nicht erwähnt wird; nachdem aber die 
88. 142 und 279 Abi. 2 ausdrüdlich von Verdadhtsgründen von gleiher Stürfe mit den 
im $$. 138—140 aufgeführten fprechen, und venjelben gleiche rechtliche Wirkung mit den im 
Geſetze beifpielsweife genannten einräumen, fo ift es in jebem einzelnen Falle Sache des er- 
fennenden Richters, welche Beweiskraft er nach genauer Erwägung aller VBerhältniffe einem 
ſolchen ſchriftlichen Zeugniffe zugeftehen, und inwiefern er Davon zur Herftellung des zuſam— 
mengejetsten Beweifes Gebrauch machen wolle. 


- 8. 274. 


Wird die Echtheit einer Urkunde oder Schrift geläugnet, fo muß die: 
jelbe bewiefen werden. In wie weit der Kunftbefund über die Vergleihung 
der Handfhriften einen rehtlihen Beweis über die Echtheit einer Urkunde 
oder Schrift Herftelle, it dem Ermeſſen des Richters mit Rückſicht auf die 
übrigen Umftände überlaffen. Hat der Beſchuldigte die auf einer Urkunde 
oder Schrift vorfommende Unterſchrift als die jeinige anerkannt, dabei aber 
gelängnet, daß der Inhalt von ihm herrühre, oder daß er jolden gekanut 
habe, jo hat der Richter zu erwägen, im wieferne diefer Angabe zu 
glauben jei. 

I. In welcher Art der Beweis durch Bergleihung der Handichriften geführt werben 
kann, ift im 8. 96 enthalten, welcher jeiner Natur nach auch auf die mündliche Schlußver- 
handlung Anwendung findet. 

II. Diefe Beweisart ift zu fehr an die beſtimmten Umſtände des einzelnen Falles ge- 
bunden, als daß es möglich wäre, dafür allgemeine Regeln aufzuftellen. Sie ift, insbe- 
fonbere wenn e8 ſich um die bloße Namensunterfchrift handelt, eine fehr unzuverläffige, und 
eine Schuldigerflärung darauf allein hin eine ſehr bebenklihe Sade. Der Hauptanftoß 
dabei ift, baf es ſehr ſchwer ift, in Diefer Beziehung jo geübte und verläffige Sachverftän- 
dige zu finden, als fie in anderen Fächern zu Gebote ftehen. — Der Richter wirb daher 
wejentlich auf die übrigen Umftände des Falles Rüdficht nehmen, namentlich wol erwägen 
miüffen, ob der Angeklagte ein Menſch jei, dem man bie Abfafjung einer ſolchen Urkunde 
zutrauen kann, und es wird Alles, was er zu feiner Nechtfertigung anbringt, auf bas 
Sorgfältigfte berüdfichtigt werden müſſen. 

IH. Leichter ift die Sache, wenn ber Beſchuldigte die Unterjchrift der Urkunde als feine 
Handſchrift anerkennt, aber läugnet, daß er den Inhalt derjelben gefaunt habe oder daß 
biefer von ihm herrühre. — Wird auf geſetzliche Art nachgewieſen, daß der Inhalt auf 
eine der oben beim 8. 272 bezeichneten Arten von ihm herrühre, jo muß er denſelben auch 
fennen. Es bleiben aljo nur drei Fälle übrig: daß man ihm eine Urkunde unterfchoben, oder 
ein Blankett mißbraucht, oder daß er die Urkunde vor der Unterfchrift gar nicht geprüft 
babe, ob fie auch in allen heilen feinem Willen gemäß fei. In allen diefen Fällen unter- 
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Tiegt e8, wenn bie notbwendigen Erhebungen mit der gehörigen VBollftändigfeit und Umficht 
gepflogen wurden, feiner befonderen Schwierigkeit, zu beurteilen, ob und inmwieferne den 
Angaben des Angeklagten Glauben geſchenkt werden Fünne. 


8. 275. 

Zengniffe, weldje ans Geburts:, Trauungs- und Todtenregiftern aus: 
gezogen werden, und andere öffentliche, d. i. jolde Urkunden, welde von 
einem öffentlichen Amte, oder auch nur von einem zur Austellung folder 
Urkunden berechtigten und eidlich verpflichteten Beamten vermöge jeines 
Amtes ansgeftellt werden, find als rechtliche Beweije deſſen anzujehen, 
worüber fie errichtet find, wenn nicht der Ausiteller aus diefer Amtshand- 
lung Bortheil oder Schaden zu erwarten hat, oder jonft gegründete Bedenken 
gegen die Glaubwürdigkeit einer folden Urkunde vorfommen. 

I. Zur gejetlichen Beweisfraft einer Öffentlichen Urkunde wird außer ben im Para- 
graphe bemerkten Bedingungen auch noch Die Unterfchrift des berechtigten Ausſtellers und 
die Beidrüdung des Amtsfiegels erfordert. ($$. 112 der allg., 180 der w. gal., 114 der 
ung. und fiebenb. Ger. Odg., dann Hofd. v. 19. April 1799, Nr. 466 3. ©. ©.) 

II. Mit Bezug auf dieſe allgemeine gefetliche Begriffsbeftimmung find insbefonbere 
durch einzelne Geſetze als öffentliche Urkunden erklärt: die Bücher der beeideten Senfalen 
und die Auszüge daraus; die Curszettel der öffentlichen Börſen; die Einlagsſcheine und 
Originalliften der k. k. Zahlenlotterie; die Notariatsurfunden,; die Bücher und andere 
Urkunden der Nationalbank; die Rechnungen und Negifter der Gefällsbehörben; Die 
Rodlbücher in Vorarlberg; die Sanitätsurfunden; die Studienzeugniffe; die öffentlichen 
Bücher über unbewegliche Güter und die Auszüge daraus; die Wanderbücher; Die Zeug- 
niſſe für Bewerber um Findlinge; die Ausmeife der Seiden- und Woll-Trodnungs-Anftalt 
in Wien. 

II. Die volle Beweiskraft einer öffentlichen Urkunde erftredt jich aber nur auf jene 
Thatjache, über welche fie nach dem dafür beftehenden Geſetze zu errichten ift und zu deren 
Betätigung der Ausfteller berechtigt und beeidigt if. So wird 3. B. der von einem 
Senjalen ausgeftellte Schlußzettel wol das Gejchäft, feineswegs aber das Alter ober 
ben Stand der Parteien, wenn diefe darin aufgenommen wären, beweijen. 

IV, Wie der Beweis durch öffentliche Urkunden gefchwächt werden kann, ift im Pa- 
ragraphe jelbft enthalten; ein förmlicher Gegenbeweis würde aber die Beweisführung vor— 
ausjegen, daß bie vorgebrachte öffentliche Urkunde verfälicht oder nachgemacht, oder durch 
einen Mißbrauch der Amtsgewalt ($. 102 lit. b Str. G.) entjtanden jei. 


8. 276. 


Unter den gleihen Beſchränkungen find aud die von dem Unter— 
ſuchungsrichter, oder von einer in deſſen Namen einfchreitenden anderen 
Behörde, und die von dem Gerichtshofe aufgenommenen Protokolle als 
rechtliche Beweife der darin angemerkten Amtshandlungen anzufehen. 


Diefe Bejchränfungen find die am Schluffe des vorhergehenden Paragraphes erwähn⸗ 
ten Bebenfen, 
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8. 277. 


Außer den in den 88. 275 und 276 erwähnten Fällen aber find Zeug: 
niſſe einzelner Beamten oder Diener jelbit über Amtsverrichtungen oder über 
Umftände, welde während einer jtrafgerichtlihen Unterfuhung oder Ber: 
handlung vorkommen, nur den Ausjagen eines anderen Zeugen gleichzu- 
halten. 

Beamte, auf welche diefer Paragraph vorzugsweile Anwendung findet, find jene ber 
Sicherbeitsbehörden, wenn fie über ihre erften Wahrnehmungen bei Entdedung der That 
oder Ergreifung des Angeflagten Aufflärungen zu geben baben, Er betrifft aber auch den 
Unterfuchungsrichter in allen Fällen, wo feine gemachte Wahrnehmung nicht Durch Die Auf- 
nahme eines Protofolles fichergeftellt werben kann. 


S. 278. 
VI Zufammengejegter Beweis: 
a) Zufammentreffen mehrerer unvollftändiger Bemweisarten; 


v1. Zujammengejester Beweis: 

Der zufammengejegte Beweis ift ein zweifacher, entweder aus dem Zufammen- 
treffen mehrerer unvollftändiger Beweisarten, ober aus dem Zufammentreffen von 
Berdadtsgründen. Der erftere kaun jowol zur Herftellung des Beweifes einzelner 
Thatumftände als auch zur Herftellung des Beweifes der Schuld bes Angeflagten die- 
nen. Der letztere, welcher fich ſchon feiner Natur nach zunächſt auf die Betheiligung einer 
beftimmten Perfon an einer bereits erwiejenen ftrafbaren Handlung bezieht, kann nur zur 
Herftellung des Beweifes der Schuld des Angeffagten benützt werden. Dabei können aber, 
da die unvollftändigen Beweisarten im $. 140 unter den rechtlichen Berdachtsgründen auf- 
gezählt find, dieſelben ohne weiters auch zur Herftellung ber zweiten Art des zufammen- 
gejetsten Beweifes verwendet werden, namentlich dann, wenn nur eine berfelben mit au— 
deren rechtlichen Verdachtsgründen zufanmentrifft. 

a) Jeder Thatumſtand kann auch dadurch als rechtlich erwiefen auge- 
nommen werden, wenn auf denjelben zwei der im $. 140 aufgezählten 
unvolfftändigen Beweisarten übereinftimmend zufammentreffen. 

Der Beweis durch Zufammentreffen mehrerer unvollftändiger Beweisarten allein kann 
durch zwei der im $. 140 enthaltenen unvollftändigen Beweijesarten, wenn fie im We— 
jentlihen iübereinftimmen und fein gegrüindetes Bedenken dagegen vorfommt ($. 260), 
bergeftellt werden, — Es wird ſich lediglich auf die Erflärung des $. 140 mit dem Bemer- 
fen bezogen, daß hier, wo es jih um den Beweis handelt, ber in den Abjägen 2), 3), 
5) und 6) jenes Paragraphes vorkommende Ausdrud „alle Erforberniffe” im ſtrengſten 


Sinne des Wortes zu nehmen ift. 
Literatur: Mage, Der Beweis durch das Zufammentreffen und. Bew. U, (G. 3. 1854, Nr, 147). 


8. 279. 
b) Zujammentreffen von Verdachtsgründen. 


b) Ein die That längnender Beſchuldigter kann aus dem Zujammen- 
treffen von Verdachtsgründen, jedoch nur dann für rechtlich überwieſen 
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gehalten werden, wenn folgende drei Bedingungen vereiniget ein- 
treffen: 

Diefe drei Bedingungen müſſen ſchon zur Zeit der Urteilsſchöpfung vorhanden fein, 
und dem erfennenden Richter zugleich vorliegen. 

1. Es muß die That mit allen Umſtänden, welche ihre Strafbarfeit 
begründen, rechtlich erwieſen fein. 

I. Die Nothwendigkeit diefer Bedingung ergibt ſich von ſelbſt, denn es kann Niemand 
einer That ſchuldig erflärt werden, von ber nicht erwiefen ift, daß und auf welche Art fie 
gejchehen ift. Dies gilt auch in allen jenen Fällen, wo bie That nur durch die perſönliche 
Eigenfhaft des Thäters zum Verbrechen wirb (3. B. 88. 87, 102 e), 153, 176, 181 
Str. G.), und es muß die That jelbft, wenn fie auch an ſich nur eine Uebertretung ift, doch 
auf die in den vorhergehenden Paragraphen für ben Beweis eines Verbrechens vorgeſchrie— 
bene Art erwieſen fein. 

U. Unter dem Ausdrude „alle Umſtände“ find hier jene Thatumftände verftanden, 
welche nach den Beftimmungen des Strafgejetzes den jogenannten objektiven Thatbeftand 
der einzelnen Berbrechen ober Bergehen bilden. So genügt z. B., wenn es fich um einen 
Mord handelt, nicht der Beweis, daß ber Betreffende gejtorben jei, ſondern es muß er- 
wiejen jein, daß fein Tod Die nothwendige Folge einer an ihm verübten Gewaltthat war, 
daß dieſe Gewaltthat Feine zufällige war, und daß er fich dieſelbe nicht felbft beifügen 
konnte. Wäre über einen dieſer Punkte ein Zweifel, jo könnte won einer Ueberweifung bes 
Beihuldigten feine Rede mehr fein, denn dieje fügt nur hinzu, wer biefe Gewaltthat ver- 
übt habe, und ob fie mit dem Entichluffe, zu töbten, verübt worben ſei. 

III. Durch welche ber in den $$. 262 — 278 erörterten Beweisarten übrigens ber 
Beweis der That hergeftellt wird, ift vollfommen gleichgiltig. 


2. Es muß gegen den Bejchuldigten die erforderlihe Zahl rechtlicher 
Verdachtsgründe von der in den SS. 138—140 angeführten Art, oder von 
gleiher Stärke zufammentreffen. 

Diefe Beftimmung erhält in den folgenden Paragraphen ihre nähere Ausführung und 
e8 wird binfichtlich der VBerbachtsgründe „von gleiher Stärke“ auf bie Erklärung des 
8. 142 verwiejen. 

3. Ans der Verbindung der durch die Unterſuchung erhobenen Ver: 
dachtsgründe, Umftände und Berhältniffe muß ſich eine jo nahe und deut: 
liche Beziehung der That auf die Perfon des Angeklagten ergeben, daß nad) 
dem natürlihen und gewöhnlichen Gange der Ereigniffe Fein Grund zu 
zweifeln übrig bleibt, daß er die That begangen habe, 

Es ift ſchon wiederholt, insbejondere bei $. 142 berührt worben, daß es noch eine 
Menge Berbachtsgründe nach den Umftänden eines jeden einzelnen Falles geben könne, 
welche in ben $$. 138—140 nicht aufgezählt und doch von gleicher oder wenigftens nahe 
gleicher Stärke wie dieſe find. Dazu kommen noch die in ben 88. 142 und 143 aufgezäblten 
entfernteren und andere biejen gleichkommende Verdachtsgründe. Alle Verdachtsgründe 
nun bat der Richter zu erwägen und zu überlegen, ob diefe Gefammtverhältniffe von der 
Art find, daf man mit ruhigen Gewifjen jagen könne, der Angeflagte habe die That be- 
gangen, Die beim $. 135 entwidelten Grundſätze werben in biefer Beziehung auch dem er— 
fennenden Richter als Leitfaden dienen können. 


368 XI Hauptſtück. — Bon den rechtlichen Beweifen. 


8. 280. 


In der Regel ift zu diefem Beweife das Zufammentreffen von drei 
rechtlichen Berdadhtsgründen nothwendig. Jeder rechtliche Verdachtsgrund 
muß einen befonderen Thatumftand enthalten. Treffen mehrere von den in 
den SS. 1385 — 140 unter derjelben Zahl vorkommenden Umjtänden 
zufammen, jo find fie doch nur als Ein rechtlicher Verdachtsgrund zu 
rechnen. Ueberhaupt faun ein einzelner Thatumftaud immer nur Einmal in 
Anſchlag gebracht werden, und nie in verjdhiedenen Beziehungen anfgefaßt, 
mehrere rechtliche Verdachtsgründe bilden. 


8. 281. 


Es fünnen jedod als hinreichend zum rechtlichen Beweije angejehen 
werden: 
a) zwei der im $. 140 aufgezählten unvollitändigen Beweisarten, wenn 
ſolche übereinftimmend zufanmentreffen ($. 278); 
b) auch Eine derfelben, oder zwei der in den 88. 138 und 139 angege: 
beuen VBerdadhtögründe, wenn entweder 
1. das Gegentheil deſſen, was der Beihuldigte zur Entkräftung des 
gegen ihn vorhandenen rechtlichen Verdachtes angebradht hat, bewieſen, 
mithin feine Verantwortung offenbar falfch ift; — oder wenn 

2. fih unabhängig von den erwähnten Verdachtsgründen aus der 
Unterſuchung oder Verhandlung ergibt, daß der Angeklagte eine Perfon ift, 
zu der man fid) nad) ihrem Pebenswandel oder Nufe, nad) ihren Berhält: 
niffen, ihrer Gemüthsbeſchaffenheit oder ihren befondern Beweggründen zu 
diefer, oder nad) ihrer Geneigtheit zu einer auf ähnlichen Triebfedern beru— 
henden That, derjenigen jtrafbaren Handlung leicht verſehen kaun, deren fie 
beſchuldiget iſt. 

Als Umſtände, woraus das Letztere (Zahl 2) gefolgert werden kann, 
ſind insbeſondere auzuſehen: 

a) wenn der Beſchuldigte ſchon früher wegen einer gleichen, oder auf ähn- 
licher Triebfeder beruhenden ftrafbaren Handlung in Unterfuhung 
gezogen, und nicht für ſchuldlos erkannt worden ift, oder wegen einer 
ſolchen in dem gegenwärtigen Straffalle für ſchuldig erfannt wird; 

b) wen er mit einer oder mehreren ihm als Verbrecher oder font als 
übel berüchtigt bekannten Perſonen vertrauten oder verdächtigen 
Umgang hat; 

e) bei jtrafbaren Handlungen aus Gewinnfucht, wenn er ſich über feinen 
ehrbaren Nahrungszweig auszuweijen vermag. 
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Treffen beide, nuter Zahl 1 und 2 erwähnte Verhältnifie ein, fo kann 
das Hinzutreten auch nur Eines der in den 88. 138 und 139 aufgeführten 
Berdadhtögründe zur Heritellung des Beweiſes genügen, 


I. Bei Beftimmung der Beſchaffenheit der zur Heberweifung dienlichen rechtlichen Ber- 
dachtsgründe ftellt das Geſetz vor Allem den Grundjaß auf, daf ein einzelner Thatumſtand 
immer nur einmal in Anfchlag gebracht werben, und nie in werfchiedenen Beziehungen auf- 
gefaßt, mehrere Verdachtsgründe bilden fan. Diefe Beftimmung ift von hoher Wichtigfeit 
und bezweckt die möglichfte Schonung des Angeklagten, fie muß daher mit ftrenger Gewifjen- 
baftigfeit befolgt werben. Wenn fich 3. B. an dem Orte, wo ein Mord gejchab, ein mit 
Blut beflecktes Meſſer findet, welches der Beichuldigte am Tage vor der That anfaufte, 
jo liegen nicht nach $. 138 Abj. 1), 7) und 9) drei rechtliche Berdachtsgründe, ſondern 
nur ein einziger gegen ihn vor. — Eben fo wenn bei dem Befchuldigten das mit Blut be- 
fleckte Halstuch des Ermorbeten gefunden wird, fo liegen nicht nach $. 138 Abi. 8) und 9) 
zwei rechtliche Berbadhtsgründe, jondern ebenfalls nur Eimer gegen ibn vor. — Eben 
jo fiegen, wenn ſich ein jchriftliches Geftändniß ber That findet, nicht nach $$. 138 Abſ. 2) 
und 140 Abf. 1) zwei, jonbern ebenfalls nur Ein rechtlicher Verbachtsgrund vor. 

II. Demnad muß jeder einzelne rechtliche Berbadhtsgrund auf einen befonderen That- 
umftand fich gründen. Aber auch in dieſer Beziehung ift in Betreff der in den $$. 138 und 
139 aufgeführten Verdachtsgründe die weitere Beichränfung beigefügt, daß jene Umftände, 
welche in denſelben unter berjelben Zahl vorfommen (vgl. $. 138 Abi. 1), 3), 9, , 
8.139 C 2), zufanmen nur Einen Verbachtsgrund ausmachen. Wenn daher z. B. der An- 
geflagte über die Ausführung des Verbrechens Erfundigung eingezogen, und einen Anderen 
zur Berübung der That zu verleiten gejucht hat ($. 138 Ab. 3), fo liegen, ungeachtet 
zwei verſchiedene Thatjachen vorhanden find, gegen ihn doch nicht zwei, jondern nur Ein 
rechtlicher Leberweilungsumftand vor, 

II. Was nun die Zahl der auf die vorſtehende Art berechneten rechtlichen Verdachts— 
gründe betrifft, die zur Meberweifung gefordert wird, fo ift zwifchen den in ben $$. 138 bis 
140 aufgeführten vehtlihen Berdadhtsgründen, und ben im $. 140 enthaltenen un» 
vollftfändigen Beweisarten allein zu unterfcheiden. 

IV. Bon den im $. 140 enthaltenen unvollftändigen Beweisarten werben 
zur Herftellung des Beweifes der Schuld des Angeflagten durch dieſelben allein 
(8.278) erfordert: 

1. Inder Regel zwei, welche auf die im $. 278 beſtimmte Art übereinftimmenb 
zujammentreffen müſſen; 

2. ausnahmsweise Eine unter einer der folgenden Bedingungen: 

a) wenn das Gegentheil befien, was der Angeklagte zu feiner Vertheidigung vor— 
brachte, bewieſen, mithin feine Verantwortung offenbar falſch iſt. 

Bei Beurteilung diefer Bedingung find aber zwei wefentlihe Momente im Auge zu 
behalten, nämlich, daß die falfche Verantwortung fich auf wejentlich entjcheidende Umftände 
des Thatbeftandes beziehen müffe, und daß der Angellagte keine glaubwilrdige Entſchuldi— 
gung fiir diefe faljche Verantwortung beizubringen wiſſe. Als Beifpiel diene Folgendes : 
A. war vor der That im Beſitze des Werkzeuges, mit dem die That verübt wurde; er 
gibt an, er habe dasſelbe jhon 3 Monate vor der That verfauft, es erhebt ſich aber, daß 
diefer Berfauf erft 14 Tage vor der That geſchah; dieſe faljche Angabe ift nicht zu berüd- 
fihtigen, weil das Wefentliche der Verantwortung, daß A das Werkzeug ſchon längere Zeit 
vor Verübung der That nicht mehr befaß, dadurch nicht geändert wird, Ober: Bei A wer- 
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ben bem B geftoblene Sachen gefunden ; A gibt an, er habe fie von E gekauft, was fich als 
unwahr herausftellt. Darüber zu Rede geftellt, gefteht A, ev habe dieſe Saden von feinem 
Bater erhalten, der diejelben geftohlen habe, und den er jchonen wollte; gegen den Vater 
bes A ergeben fich auch bald anderweitige rechtliche Verbachtsgründe. Auch bier wird biefe 
Bedingung nicht eintreten. 
b) wenn fih unabhängig von den zur Ueberweifung dienenden Berbachtsgründen 
aus allen übrigen Umftänden ergibt, daß der Angeklagte eine Perſon ift, zu der 
man fich aus den im Gejege bezeichneten Gründen derjenigen ftrafbaren Handlung 
leicht verjeben kann, deren fie beſchuldigt ift. 

Damit diefe Bedingung als vorhanden angefehen werben fann, iſt notbiwendig, daß 
die Gründe, aus welchen bie befondere gefährlichere Bejchaffenheit der Perjon des Ange- 
Magten abgeleitet wird, von den eigentlichen Ueberweijungsgründen ganz verjchiedene That- 
fadhen find. Wenn daher z. B. der Eine Zeuge ($. 140 Abf. 2), der über bie unmittelbare 
Thatverübung ausjagt, auch) derlei Umjtände gegen den Angeklagten vorbringt, jo wirb 
diefe Bedingung nicht vorhanden fein. 

Die Gründe, aus welchen dieſer Schluß auf die Geneigtheit des Angeffagten zu einer 
ſolchen That gezogen wird, find im Geſetze nur beijpielsweife aufgeführt. Sie find 
im Weſentlichen den in ven s$. 142 und 143 aufgeführten Verdachtsgründen gleich, und es 
wird daher auch auf die Erklärung diefer Paragraphe verwiejen ($. 282). 

V. Zur Herftellung bes Beweijes ber Schuld aus dem Zufammentreffen von Ver— 
dachtsgründen allein (88.138, 139), oder von Berbachtsgründen und unvollftändigen 
Beweisarten (88. 138— 140) werben der Zahl nach erforbert: 

1. in ber Regel drei ber in ben 88. 138 — 140 aufgezählten VBerdachtsgründe, oder 
‚anderer von gleicher Stärke ($. 279, Ab. 2); 

2. ausnahmsweife fönnen aber, jedoh nur von den in ben 88. 138 und 139 aut- 
drücklich angeführten Verdachtsgründen, genügen: 

a) bei dem Eintreten einer der oben im Abſ. IV. unter a) nnd b) erörterten Bedin- 
gungen zwei; 

b) bei dem Zufammentreffen beider diefer Bedingungen ſelbſt nur Einer. 


8. 282. 


Die rechtlihen Verdachtsgründe, fowie die im $. 281 erwähnten 
Umstände, durch deren Zuſammentreffen die Ueberweiſung eines Beſchul— 
digten ftattfinden ſoll, müfjen jeder für ſich rechtlich bewiejen fein, und weder 
durd die Verantwortung des Beſchuldigten, noch durch entgegenftehende 
Erfahrungen oder andere Umstände, weldhe für die Schuldlofigfeit des 
Beihuldigten ſprechen, und von dem Gerichte jorgfältig nad) Maßgabe des 
$. 260 zu würdigen find, entkräftet oder zweifelhaft werden. 

Diefe Anordnung liegt in der Natur der Sade, und es muß der geforderte recht- 


fihe Beweis in der Regel auf eine ber in ben 88. 262 bis einſchließig 278 aufgezählten 
Arten hergeftellt werben. 


Wenn aber mehrere Thatumftände, die erjt durd ihren Zuſammen⸗ 
hang unter einander einen Verdachtsgrund bilden, durch verfdhiedene, 
obwohl in Bezug auf jeden diefer Thatumftände vereinzelte Zeugen be— 
ftätiget werden, fo kann, wenn jede diejer Ausjagen mit den im dem 
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88. 269— 271 bezeichneten Erforderniffen verjehen ift, der aus der VBerbin- 
dung folder ſich gegenfeitig unterftüsenden Thatumftände entipringende 
Verdachtsgrund dennoch als rechtlich erwiefen angefehen werden, 

Dieje Anordnung ift eine Folgerung aus der Vorjchrift des $. 270 Abf. 4), auf deffen 
Erklärung verwiefen wird. — Der oberfte Gerichtshof hat unterm 11. Septbr. 1855 aus- 
drüdfich anerkannt, daß auch vereinzelten Zeugenausfagen, wenn fie Umftände enthalten, 
die mit einander im Zuſammenhange ftehen, die Kraft eines rechtlichen Beweifes beizu— 
meſſen jei. — Ein Beifpiel zu dieſem Abjage ift Folgendes: Der Berbachtsgrund befteht 
darin, daß N einen Nachjchlüffel befige, mit weldem die Thüre des Beſchädigten aufge 
jperrt werden kann; dieſer Umftand kann als erwiejen angefehen werben, wenn ein Zeuge 
jagt: er habe gehört, wie A bei einem Trödler um einen Schlüffel fragte; ein zweiter 
Zeuge jagt, er habe gejchen, wie A ein paar Tage fpäter bei einem folhen unter alten 
Schlüfjeln herumjuchte; ein dritter Zeuge hat wieder einige Zeit jpäter einen friſch zuge» 
feilten Schlüfjel in der Wohnung des A liegen gejehen. 

Ebenjo faun, wenn gegen den Beihuldigten eine größere als die vom 
Geſetze zum rechtlichen Beweiſe erforderlihe Zahl von Verdachtsgründen 
($$. 280 und 281) vorkommt, der Beweis über die ftrafbare Handlumg 
ſelbſt als hergeftellt angefehen werden, obſchon jeder Verdachtsgrund nur 
durch verfchiedene, einzeln ftehende Zeugen beftätiget wird, wenn die fid) 
unterftügenden Verdachtsgründe im Ganzen durch die mit allen Erforder- 
niſſen der SS. 269— 271 verjehenen Ausſagen von mehr als zwei Zeugen 
beftätiget werden. 

I. Ausnahmsweiſe kann jeder einzelne rechtliche VBerbachtsgrund auch dann als Durch 
Einen Zeugen erwiejen angenommen werben, wenn mehr foldhe Berbacdhtegründe vor- 
handen find, als nach der bei dem vorigen Paragraphe unter V. gemachten Erörterung zur 
Herftellung des rechtlichen Beweifes unumgänglich nothwendig find, und fich Diefelben gegen- 
jeitig ergänzen und unterjtügen, 

II. Ein intereffanter Nechtsfall in dieſer Beziehung ift der in der Gerichtözeitung Jahr- 
gang 1856, Nr. 17 enthaltene. In einem Orte war an einer Scheune Feuer ausgebrochen ; 
da die Scheune abgelegen ftand, und ſchon Tängere Zeit Niemand in derſelben war, mußte 
der Brand gelegt worden fein. Der Verdacht fiel auf eine Geſellſchaft von Bettlern, und 
es ergab die Unterfuhung Folgendes: Der Zeuge A fah diefe Leute um bie Zeit, zu wel- 
cher das Feuer ausbrach, in der Nähe der Scheume gelagert; die 13jährige Zeugin B ſah, 
wie der eine ber Bettler N. das Strohdach der Scheune mit einem Zündhölzchen anzün- 
dete; die Zeugin E begegnete als es jhon brannte, diefen Leuten, und hörte, wie N. rief: 
Lauft, daß fie uns nicht Friegen, und jah wie er die Weiber mit einem Stode zum Laufen 
trieb; der Zeuge D hörte, wie N am Tage des Brandes, vor bemfelben, bei einem Haufe, 
wo fie nichts befamen, fagte: Das verfluchte Bolk ſoll alles der Teufel holen, weil man 
nichts befommt; der Gjührige Zeuge D einer ber Gefellfchaft ſah, daß das Feuer durch 
Streifhölzchen entftanden fei, die N auf das Dach der Scheune gelegt habe, und beftätigt, 
daß dieſer gefagt habe, es folle angezündet werben, damit er Arbeit befomme. In allen 
drei Inftanzen — es waren Berufungen gegen das Strafausmaß ergriffen worden — 
wurde N, ber fich noch überdies in einigen Beziehungen falſch verantwortete, der Brand- 
legung ſchuldig erkannt, 
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Zwölftes Hauptftück. 
Von dem Erkenntniffe nach beendigter Schlußverdandfung. 


Iede in gefeglicher Form ($. 253) beendigte mündliche Schlußverhan- 
fung muß durch ein förmliches gerichtliches Erfenntniß erledigt werden, Dieſe 
Erfenntnifje find von zweifacher Art: Ablaſſungs-Beſchlüſſe ($. 289) 
und Urteile, von welchen letteren das Geſetz drei Arten kennt: das Straf- 
urteil (8.283), das Freifprehungsurteil (8.287) und das Schuld- 
Iofigfeitsurteil ($. 288). 


8. 283. 
Strafurtbeil. 


Iſt wider den Angeklagten der rechtliche Beweis der Schuld einer ftraf- 
baren Handlung hergeſtellt, fo ift wider ihn ein Strafurtheil zu 
ihöpfen, weldes folgende Puncte zu enthalten hat: 

Die Bedingung eines Strafurteiles liegt fomit darin, daß der Gerichtshof gemäß 
8. 260 Str. G. den Beweis der Schuld des Angeklagten hergeftellt erachte. 
a) Die gejeglihe Bezeichnung des Verbredens, Bergehens oder der 
Hebertretung, deren der Angeklagte ſchuldig erflärt wird, nad) ihrer 
Gattung und Art, und mit der Angabe, ob diejelbe vollbracht oder 
nur verſucht wurde, und ob der Angeklagte unmittelbarer Thäter, 
Mitfhuldiger oder Theilnehmer derjelben ſei. Wird der Angeklagte 
mehrerer, wenn and gleichartiger ftrafbarer Handlungen jhuldig 
erfannt, jo find diefelben mit deutlicher Unterſcheidung zu bezeichnen. 
I. Die gejetlihen Bezeichnungen der Verbrechen find im $. 57 Str. G., jene der Ver— 
geben und Uebertretungen in den Randgloſſen zu ben betreffenden Paragraphen des Straf» 
gefees enthalten. — Hat eine ftrafbare Handlung mehrere Arten, jo müffen diefe bezeichnet 
werben, wenn fie int Geſetze auch feine befondere Benennung haben, 3. B. nad) $. 199 
Str. G. Betrug durch Ablegung eines falſchen Eides, durch Verfälſchung einer öffentlichen 
Urkunde u. dgl. — Daß das Verbrechen vollbracht fei, braucht nicht beſonders bemerft 
zu werben, weil fich Dies, unter dem Ausdrud: A fei des Verbrechens des Diebftahls, Des 
Mordes u. ſ. w. ſchuldig, von ſelbſt verjteht (Laß. Hof-Entihdg. v. 19. Mai 1851), um 
fo mehr als der bloße Ver ſuch ausdrüdlich genannt werden muß. — Wird der Angeflagte 
ber Mitſchuld an einer ftrafbaren Handlung ſchuldig erfaunt, jo muß im Urteile aus» 
gedrückt werben, welche der in den 88. und 239 Str. ©. enthaltenen Arten der Mitſchuld ihm 
zur Laft falle (Caß. Hof-Entjchdg. v. 28. Jäner 1851); dagegen ift es, wenn ber Angeklagte 
als der einzige Thäter erfcheint, nicht nothwendig zu erwähnen, daß er der Urheber jei, indem 
diefe genane Bezeichnung der verſchiedenen Wirkfamkeit immer mehrere Schuldige voraus- 
fett (Caß. Hof-Entſchog. v. 26. Auguft 1852). 

II. Hat der Angeffagte mehrere gleichartige ftrafbare Handlungen, 3.8. mehrere Dieb- 
ftäble begangen, rückſichtlich deren nicht bei allen der Beweis der Schuld für hergeftellt 
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erachtet wurbe, fo find im Urteile genau, 5. B. durch Angabe des Namens der Beſchädigten, 
diejenigen zu bezeichnen, riidfichtlich deren die Schuldigerflärung, und jene, rückſichtlich 
welcher eine Freifprehung oder Schuldloserklärung erfolgt. 

II. Hat fi) bei der Schlufverhandlung die dem Angeflagten zur Laft fallende That, 
als eine andere jtrafbare Handlung herausgeftellt, als welche im Anklagebejchluß bezeichnet 
war, ober wurde berjelbe dabei auch noch anderer Handlungen beſchuldigt (88. 250, 251), 
jo fommt die Vorſchrift des $. 290 in Anwendung. 

b) Die Beziehung auf die wider den Angellagten anzuwendenden Geſetzes— 
ftellen. 

Hierunter find jene Gefetesftellen verftanden, im welchen der Begriff der ftrafbaren 
Handlung, deren der Angeklagte jchuldig erffärt wird, und das Ausmaß der ihn treffenden 
Strafe beftimmt wird. Ob übrigens diefe Gefetesftellen in dem bispofitiven Theile des Er— 
fenntniffes oder in ben damit verbundenen Entfcheidungsgründen (88. 291, 292 g) erwähnt 
werben, ift einerlei (Caf. Hof-Entſchogn. v. 28. Juli, 6. und 9. Octbr. 1851, 17. Juni 
und 9, Dezbr. 1852). 

e) Die Strafe, zu weldjer er vernrtheilt wird, 

Die Strafe ift ſowol nad dem Grade und der Dauer, fo wie nach den etwa 
beigefügten Verſchärfungen fo genau zu bezeichnen, daß über deren Vollzug kein Zweifel 
fein Tann. 

d) Die Entſcheidung über die Procefkoften, und über die privatrehtlichen 
Anfprüde. 

Außer diefen Punkten hat ber erfennende Gerichtshof auch noch zu enticheiben: 

1. über die Berfügung mit den aus Anlaß der Strafverhanblung in gerichtliche Ver— 
wahrung genommenen Gegenftänden (88. 126, 127 der Inftr. f. d. Str. ©.); 

2. über die Einbringlichkeit oder Uneinbringlichkeit der bem Berurteilten oder einem Dritten 
zum Erſatze auferlegten Koften bes Strafverfahrens ($. 139 der Inftr, f. d. Str. ©.). 


8. 284. 
Wann nidt auf Todesftrafe; 

Auf Todesitrafe kann das Urteil nur dann ergehen, wenn das von 
dem Geſetze mit diefer Strafe belegte Verbrechen wider den Beihuldigten 
durch fein Geftändniß, oder durch befhworene Zeuguiſſe rechtlich bewiefen, 
und zugleich der Thatbeftand vollfommen nad allen erheblichen Umftänden 
rechtlich bewieſen iſt. 

I. Gründe, welche das Ausſprechen der im Geſetze verhängten Todesſtrafe hindern, 
find: 1. die Beweisart; 2. bie Nicht-Feſtſtellung des Thatbeſtandes; 3. das Alter des An- 
geffagten; 4. der Berlauf einer längeren Zeit; 5. das Entbeden ber todeswürdigen Eigen- 
fchaft der That erft nad) deren im geringeren Maße erfolgten Beftrafung; 6. eine nach ber 
That erfolgte Abftrafung des Thäters wegen eines anderen Verbrechens. 

I. Was die Beweisart betrifft, durch welche die Schuld des Angeklagten erwiefen 
fein muß, jo kann nur auf Grundlage eines nad) 88. 264—266 beweisfräftigen Geftänd- 
niffes, oder des im $. 269 beftimmten Zeugenbeweijes die Tobdesftrafe verhängt werben, 
Bei allen übrigen in ben $$. 262 — 282 aufgezählten Beweifesarten tritt die Todes— 
ftrafe nicht ein, 
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II. Was die Feftftellung bes Thatbeftandes betrifft, jo kann nur dann auf 
die Todesftrafe erkannt werben, wenn derſelbe vollfommen, nach allen erheblichen 
Umſtänden rechtlich bewiefen ift. — Welche Umftände erheblich find, kann im Allge— 
meinen nicht näher beftimmt werben, ba dies jene Umftände find, welche über jeden 
Zweifel feftgeftellt jein müffen, um mit Beruhigung die That der Begriffsbeftimmung 
des Strafgefeßes unterordnnen zu können. Welche Umftände dazu in einem einzelnen Falle 
nöthig find, wird fich aber nur nach den Umftänden des Falles jelbft beurteilen laſſen, 
da das, was in einem Falle erheblich ift, es im einem amberen nicht jein kann. So ift 
3. B. im Falle eines Mordes die Sicherftellung der Todesurſache durch die Leichenſchau 
in der Regel ein erheblicher Umftand; fie wird es aber nicht fein, wenn z. B. zwei oder 
mehrere beſchworene Zeugen beftätigen, daß fie geſehen haben, wie die A ihr neugebornes 
jchreiendes Kind in die Flammen eines glübenden Hochofens warf, und das Kind augen— 
blicklich zerftört wurde. 

IV. Die unter 3 und 4 genannten Hindernifje der Berbängung der Todesftrafe find im 
8. 285, die unter 5 und 6 genannten in $$. 375 und 376 enthalten. 

Kann der Thatbeftand auf ſolche Art nicht mehr erhoben werden, oder 
ift die Schuld nicht durch Geftändnig oder. beſchworene Zengen-Ausfagen 
rechtlich erwiejen, fo ift auf zehn: bis zwanzigjährige, und nad Umftänden 
and) auf lebenslange jhwere Kerkerftrafe zu erfennen, Das Läugnen des 
böfen Vorſatzes, wenn der Beichuldigte defjen nad) $. 268 für überwiejen 
gehalten wird, hindert die VBerhängung der von dem Geſetze beftinmten 
Todesftrafe nidt. 


S. 285. 
undaudhnidhtauflebenslange Kerferftrafe erfannt werben dürfe. 


Hat der Verbrecher zur Zeit des begangenen Verbrechens, worauf im 
Geſetze die Todes-, oder lebenslange Kerkerftrafe verhängt ift, das Alter 
von zwanzig Jahren noch nicht zuriidgelegt, fo ift er mur zu zehn: bis 
zwanzigjährigem ſchweren Kerker zu verurtheilen. Auf diefe letztere Strafe 
ift ftatt der Todesftrafe and) dann zu erkennen, wenn der im $. 231 des 
Strafgeſetzes bezeichnete Fall eintritt. 


I. Das Alter bes Angeflagten wird gemäß Artikel VII. des Kundmahungs-Pa- 
tentes zum allgemeinen Strafgefege vom 27. Mai 1852 nad den Kalender berechnet, 
und das 20. Jahr ift mit dem Tage vor dem 21. Geburtstage zurückgelegt. Bei bies- 
fälligen Zmeifeln muß das Alter durch eine ber im $. 261. beftimmten Beweisarten er- 
wiefen werben. — Befteht die mit der Todes- oder lebenslangen Kerkerftrafe bebrohte 
Handlung aus mehreren Theilaften (3. B. die wiederholte Brandfegung), jo müſſen alle 
Akte nach zurückgelegtem 20. Lebensjahre gefchehen fein, weil nur alle zufammen das Objekt der 
höheren Strafe bilden. — Forbert die That zu ihrer Verübung eine längere Zeit (3. ©. 
eine Erebitspapierverfälfhung), und ift der Thäter erft während derſelben 20 Jahre alt 
geworben, jo wird ihn die ſchwere Strafe treffen. — Hat der Thäter vor beim zurückge— 
legten 20. Jahre die Handlung begonnen, und ift biefelbe dann fpäter ohne fein ferneres 
Zuthun, als er ſchon 20 Jahre alt war, vollendet worden (z. B. der A bat bie ihm binge- 


88. 285, 286. 375 


ftellten vergifteten Genußmittel aus einer zufälligen Urfache, etwa wegen einer Reife, erft 
nach einiger Zeit genoffen), fo kann ihn Die volle Strafe nicht treffen. (Bol. hiermit die Er- 
Härung bes $. 2 lit. d des Str. ©. in meinem Handbuche besfelben.) 

II. Der $. 231 des Str. Gef. ordnet an: Bei Verbrechen, worauf bie Todesftrafe 
verhängt ift, ſchützt Feine Verjährung vor der Unterfuhung und Beftrafung ; wein jedoch 
von ber Zeit eines ſolchen vwerübten Verbrechens ein Zeitraum von zwanzig Jahren ver- 
ſtrichen ift, und die gefetlichen Bedingungen ber Verjährung eintreten, ift nur auf ſchweren 
Kerker zwifchen 10 und 20 Jahren zu erkennen. (Bgl. hierüber mein Handbuch ac.) 


S. 286. 


Befugniß des Gerichtshofes erfter Inftanz zur außerordent— 
lihen Milderung der gefeglihen Strafe. 


Wenn bei einem Berurtheilten jehr wichtige und überwiegende. Mil: 
derungs-Umftände eintreffen, fo fteht dem Gerichtähofe das Befugniß zu, 
die in dem Geſetze verhängte lebenslauge Kerkeritrafe bis auf zehn; — 
den nad dem Geſetze zwiſchen zehn bis zwanzig Jahren zu bemeflenden 
Kerker bis anf fünf; — endlich die in der gefeslihen Daner von fünf bis 
zehn Fahren feſtgeſetzte Kerferjtrafe bis auf zwei Jahre herabzuſetzen; jedoch 
darf er in feinem diefer Fälle den Grad abändern. 

In wieferne bei minderen Straffällen eine außerordentlihe Milderung 
oder Beränderung der von dem Geſetze verhängten Kerkerftrafe verfügt 
werden dürfe, wird in den SS. 54 und 55 des Strafgejetses beftimmt. 


I. Zur Erläuterung diefer gefetlihen Anordnung dient am beften der Erlaß des Zur 
ftizminifteriums vom 14. April 1853, 3. 3919, welcher lautet: 

„Aus mehreren Kronländern und von verſchiedenen Seiten werben gegründete Bes 
jchwerben darüber erhoben, daß bie Strafgerichte bei Bemeffung der Strafe für die ihrer 
Beurteilung unterliegenben Handlungen im Allgemeinen zu milde feien, und daß biefelben 
namentlich von bem auch ben unteren Gerichten durch die 88. 54, 55, 260 lit. b) und 266 
des St. G. vom 27. Mai 1852, und durch den $. 346 der Str. Pr. Obg. v. 17. Zäner 
1850 — (welcher mit dem erften Abſatze des vorftehenden Baragraphes beinahe wörtlich über- 
einftimmt) — eingeräumten Rechte zur außerordentlichen Milderung, ober beziehungsweife 
zur Herabfetung der Dauer der Freiheitsftrafen aus Rückſichten für die ſchuldloſe Familie 
bes Beichuldigten, einen übermäßigen Gebrauch machen, und daß aus dieſer unzeitigen Milde 
für die Öffentliche und Privat-Sicherheit die größten Nachtheile entftehen. Um biefen Uebel— 
ftande zu begegnen, hat das Oberlandesgericht alle ihm untergebenen Strafgeridhte auf 
bie ftrenge Handhabung des Geſetzes nachdrücklich aufmerkfam zu machen, und insbefondere 
darüber zu belehren, daß nach dem Haren Wortlaute des Geſetzes bie erwähnten Paragraphe 
nur als Ausnahmen won ben in den $$. 53 und 265 des Str. ©. feftgejeßten Regeln, und 
num bei dem Eintreffen jener außergewöhnlihen Borausjegungen in Anwendung ge- 
bracht werben bürfen, welche ebenbafelbft von dem Gejege als VBorbebingung zur Anwend⸗ 
barkeit diefer Ausnahmen vorgejchrieben worben find.“ 

Am Uebrigen verweife ich auf die Erklärung ber $$. 53, 54 und 55 bes Str, ©. in 
meinem Handbuche ıc, 


376 XI. Hauptftüd. — Bon dem Erfenntniffe nach beenbigter Schlußverhandlung. 


1. Sollte der Gerichtshof in befonders rüdfichtswürdigen Fällen eine noch geringere 
Strafe angemeffen finden, als er nach dem erften Abſatze diefes Paragraphes ausſprechen 
barf, fo bat er nach der Borfchrift des 8. 294 zu verfahren. 

Literatur: Ueber den Mifbraud bes Milderungsrechted ꝛc. (©. 3. 1853, Nr. 91). 

Die nad) dem Gefege wegen Vergehen oder Mebertretungen zu verhän: 
genden Strafen des Berfalles von Waaren, Feilfhaften oder Geräthen, des 
Berluftes eines Gewerbes oder anderer Rechte und Befugniſſe und der 
Abſchaffung aus ſämmtlichen Kronländern ($. 240 des Strafgejeges lit. 
b, e und h), fünnen, wenn fie im Geſetze ausdrüdlid angeordnet find, von 
dem Gerichtshofe erfter Inftanz weder nadhgejehen noch gemildert; Arreſt-, 
Geld: und die übrigen im $. 240 des Strafgefeses erwähnten Strafen 
aber, und alle Verfhärfungen der Freiheitsitrafen ($$. 19 und 253 des 
Strafgefeges) nur nad) Vorſchrift des Strafgefetses gemildert, nachgeſehen 
oder verwandelt werden ($. 294). 

I. Bei Anwendung diefer Gejegesftelle ift Darauf zu fehen, ob das Strafgejeß eine ber 
obgedachten Strafarten beftimmt als jelbftändige Strafe oder als Strafverfhärfung 
anorbnet, oder ob fie deven Anwendung ber Beurteilung des Richters überläßt. (Vergl. 
88. 294, 320 lit. e), 344 u. ſ. w. mit 88. 300 und 305; 322, 326, 330 u. f. w. mit 
$. 321 Str. ©. u. dgl.) Im erften Falle können diefe Strafarten nie nachgefehen werden, 
dagegen bat der Richter im zweiten Falle jelbft zu erwägen, ob bie betreffende Straf- 
art anpafjend ift oder nicht. Wären in einem befonderen Falle wichtige Gründe fir bie 
Nachſicht oder Verwandlung einer ſolchen Strafart vorhanden, jo müßte nach Vorſchrift des 
$. 294 vorgegangen werben. 

II. Was den bei ftrafbaren Handlungen durch Drudfchriften eintretenden Cautions- 
verfall betrifft, fo ordnen die SS. 28 und 251 Str. ©. ohnedem an, daß derfelbe nie unter 
das geringfte geſetzliche Ausmaß herabgefetst werben dürfe. 


8. 287. 


Urtheil auf Freifprehung von der Anklage wegen Unzuläng— 
lichfeit der Beweismittel. 


Wenn nad dem Erkenntuiſſe des Gerichtes zwar fein rechtlicher Beweis 
der Schuld hergeftellt, dennoch aber nicht alle wider den Angeklagten vor- 
kommenden Berdadhtsgründe vollfommen entkräftet find, fo ift das Urtheil 
dahin zu füllen: „daß der Angeklagte wegen Unzulänglidfeit 
der Beweismittelvon der Auflage freigeiproden werde,“ 

I. Ein Freifprehungsurteil jetst Daher voraus: 

1. daß die in dem Anklagebefchluffe geltend gemachten, oder exft aus der Verhandlung 
wiber ben Angeklagten worgefommenen Verdachtsgründe nicht vollfommen entkräftet worben 
feien; 

2. daß fih durch die mündliche Schlußverhandlung der Beweis der Schuld des An— 
geflagten nicht auf bie in ben $$. 261 — 282 vorgefchriebene Art berausgeftellt hat, 
ober daß 

8. ber Gerichtshof ungeachtet des Vorhandenſeins ber gejeßlichen Beweismittel 


$$. 287, 288. 377 


folche gegründete Bedenken gegen die Rechtsgiltigleit derfelben habe, ba er gemäß $. 260 
die Schuld des Angeklagten nicht ausſprechen zu können erachtet. 

U. Im Vergleiche mit den Beftimmungen ber $$. 198 und 220 verfteht ſich von felbft, 
daß die Entkräftung der VBerbadhtsgründe, oder die Schwächung der vorhandenen Bemeis- 
mittel erft im Laufe der Schlußverhandlung vorgefommen fein darf, denn fonft hätte ſchon 
früher ein Ablaffungsbeichluß geſchöpft werden müffen. 

II. Was die Art der umentkräfteten Verdachtsgründe ($. 137) betrifft, fo möüffen 
minbeftens ein näherer, d.i. einer ber in den 88. 138— 141 aufgeführten, oder ein dieſen 
gleihlommender Berbachtsgrund, oder zwei entferntere Verdachtsgründe ($. 142) unent- 
kräftet zurlidbleiben, indem nad $. 142 Ein entfernterer Berbachtsgrund allein zur Begrün— 
dung eines rechtlichen Verdachtes nicht hinreicht. Diefe Folgerung gründet fih auf $. 200 
lit. g), welcher vorausſetzt Daß fih die Verſetzung in den Anklageftand auf rechtliche Ver: 
dachtsgründe ſtütze, daher bier mo es ſich um die Entkräftung Diefer Verdachtsgründe handelt, 
nur rechtliche Berbachtsgründe im Sinne des $. 142 gemeint fein können. 

IV. Die Entkräftung der Verdachtsgründe kaun entweder durch einen förmlichen Ge- 
genbeweis ober baburd herbeigeführt werben, daß für biefelben nicht der im $. 282 ge— 
forderte Beweis bergeftellt werben fann. Die im $. 144 enthaltene Beweiserleichterung 
gilt nur für die Frage der rechtlichen Beihuldigung, nicht aber für die Fällung des Enb- 
erfenntniffes. 


Literalut: Rulf, Ueber Freifprehung von ber Anklage (Mag. X.153), — Kießling, Die Frei— 
ſprechung von ber Anklage (G. 3. 1855, Nr, 81). 


S. 288. 
Schuldloſigkeits-Urtheil. 

Sind hingegen alle wider den Angeklagten vorgelommenen Verdachts⸗ 
gründe, vollfommen entkräftet worden; — oder begründet die ihm zur Laſt 
fallende That nicht den Thatbeitand desjenigen Verbrechens oder Bergehens, 
wegen deſſen er in Anklageftand verfett wurde; — oder erſcheint der Ange: 
Hagte Hinfichtlich der von ihm begangenen Handlung als unzurechnungs— 
fähig, jo hat das Urtheil dahin zu lauten: „daß er von der ihm ange: 
ihuldeten ftrafbaren Handlung losgefproden undſchuldlos 
erfanut werde.” 

I. Ein Schuldlofigleitsurteil ſetzt voraus, daß ſich erft durch die mündliche 
Schlußverhandlung ergeben hat: 

1. die vollfommene Entkräftung ber wider ben Angellagten vorgelommenen Ber- 
dachtsgründe, ober 

2. baf die bem Angeklagten zur Laft fallende That nicht den Thatbeftand desjenigen 
Berbrechens oder Vergehens begründe, weshalb er in Anklageftand verjegt wurbe (vgl. 
88. 250, 290), ober 

3. daß der Angeklagte ridfichtlich der von ihm begangenen Handlung unzured- 
nungsfähig ift. 

II. Ueber die Entfräftung der Verdachtsgründe vergleiche das bei dem vorgehenden 


Paragraphe Abf. IV Bemerfte, 
Literatur: Co ſt a, Die praktiſche Anwendung bes 8.288 (®. 3. 1855, Nr. 127). 


378 XI. Hauptftüd. — Bon dem Erfenntniffe nach beendigter Schlußverhandlung. 


S. 289. 
Ablaſſungsbeſchluß. 


In folgenden Fällen iſt die Schlußverhandlung, ohne Urtheilsfällung 
durh Ablaſſungsbeſchluß zu erledigen: 

Es bedarf wol feiner befonderen Bemerkung, daß die folgenden vier Bedingungen, 
wie es bei lit.c) ausdrücklich gefagt ift, erft im Zuge der Schlußverhandlung hervorfommen 
müſſen (88. 198, 220). 

a) wenn fi) zeigt, daß die Strafbarkeit der dem Angeklagten zur Laſt 
gelegten Handlung durch Verjährung oder andere nachgefolgte That: 
ſachen erloſchen ift ; 

Jedoch muß in diefem Falle ſowol die That felbft, als auch die Schuld des Thäters 
rechtlich eriwiejen fein, und nur die gefetliche Strafe wegen eines der genannten Gründe 
nicht angewendet werden fünnen, denn ſonſt müßte cin Freiſprechungs- oder Schuldlofig- 
feitsurteil gefchäpft werden. — Es ift übrigens ein Ablaſſungsbeſchluß gemäß 88. 224 und 
527 Str. ©. auch dann zu faffen, wenn der Angeflagte nach eingetretener Rechtskraft des 
Anklagebefchluffes geftorben ift. 

b) wenn ſich herausftellt, daß die Anklage wegen einer ftrafbaren Hand- 
lung, die nur auf Verlangen eines Betheiligten ftrafgerichtlid) verfolgt 
werden darf, ohne deſſen Einjchreiten erhoben oder fortgefett wurde ; 

Dies kann leicht der Fall fein, wenn die Bedingungen bes $. 250 eintreten, 3. B. ber 
Anflagebeihluß war auf das im 8. 300 St. ©, beſtimmte Vergehen ber Aufwieglung ge- 
richtet, und die Handlung ftellt fi) nur als die im $$. 487 — 492 Str. ©. bezeichnete und 
nad) $. 495 Str, ©, nur anf Verlangen des Beleidigten zu beftrafende-Beihimpfung einer 
Behörde heraus, 

e) wenn im Laufe der Schlußverhandlung ber Staatsanwalt über Auftrag 
des Juſtizminiſters ($. 249) von der Anklage zurüdtritt; oder 

d) wenn bei Vergehen, die nur auf Verlangen eines Betheiligten ftraf- 
gerichtlich verfolgt werden dürfen, der Privat-Ankläger von feinem 
Begehren abjteht. | 
In diefen Fallen ift jedoch der Beſchuldigte berechtiget, zu verlangen, 

daß Entlaftungsbeweife, die er für feine Schuldlofigkeit Tiefern zu können 
glaubt, von dem Gerichte, infoferne diefelben ſogleich herbeigejhafft werden 
fönnen, nod während der Sitzung, außerdem aber nachträglich erhoben 
werden, umd daß ihm, wenn feine Schuldlofigfeit erwiejen wird, hierüber 
von dem Gerichtshofe ein Amtszeugniß ansgefertiget werde. Gegen den 
Beſchluß des Gerichtshofes hinſichtlich der Ertheilung diefes Zengniffes ift 
die Berufung, wie gegen die Urtheile des Strafgerichtes zuläflig ($. 295). 


Zur Erklärung dieſer geſetzlichen Vorſchrift wird fich blos auf jene ber $$. 189 und 
198 berufen, mit welchen die worftehende Anordnung ganz übereinftimmt; nur rüd- 
fihtlih der Berufung befteht der Unterfchied, daß für die Berufung gegen bie bier er: 


88. 289 — 291. 379 


wähnten Ablaffjungsbeichlüffe diefelben Regeln gelten, wie für bie Berufung gegen die End- 
erfenntniffe, und nicht Die in den SS. 201 u. fi. enthaltenen Borſchriften. 


S. 290. 
Inhalt des Erfenntniffes, wenn die That eine andere ftraf- 
bare Handlung ift, als wegen welder die Anklage gefhehen; 
oder wenn der Angeklagte mehrerer ftrafbarer Handlungen 
beſchuldiget war. 


Ergibt fih aus der Schlußverhandlung, daß die That eine andere 
ftrafbare Handlung fei, als wegen welder der Auklagebeſchluß erfolgte 
($. 250), jo ift zwar über die erftere nad) dem Geſetze zu erkennen ($$. 283, 
287, 288, 289), in dem Erkenutniſſe des Gerichtshofes aber zugleich) aus: 
zudrüden, daß der Angeklagte von dem ihm durd den Auklagebeſchluß 
urjprünglid) zur Laſt gelegten Verbrechen oder Vergehen entweder losge— 
ſprochen und ſchuldlos erkannt, oder wegen Unzulänglichkeit der Beweis: 
mittel freigeſprochen werde. 

Es muß aljo ftets jowol über die in dem Anklagebefchluffe enthaltene Qualifikation 
der That, als and über jene, welche fich im Laufe der Berhandlung berausftclte, ausdrücklich 
. im Urteile erfannt werben; und zwar liber bie erfte durch Schuldloserflärung oder Freifpre- 
Kungsurteil, über letztere durch eines dieſer beiden, ein Strafurteil oder einen Ablaſſungs— 
beichluß. 

War der Angeklagte ſchon dur den Anklagebeſchluß mehrerer ftraf- 
barer Handlungen beſchuldiget; — oder ift das Verfahren im Laufe der 
Schlußverhandlung nod auf ein anderes Berbredhen, Vergehen oder eine 
andere Mebertretung ansgedehnt worden, als wegen welder die Auflage 
geihehen war ($$. 247, 251 und 252), jo ift in dem Erfenntniffe der 
Ausſpruch Hinfichtlic jeder diefer mehreren ftrafbaren Handlungen bejonders 
anszudrüden (SS. 283, 287, 288, 289). 

Bergleiche hierüber bas bei $. 283 lit. a) Gefagte. 


S. 291, 
Berfündigung des Erkenntniſſes. 


Unmittelbar nad Füllung des Erkenntnifjes ift dasfelbe von dem Vor⸗ 
figenden vor dem verfammelten Gerichte ($. 222) und in Gegenwart des 
Angeklagten, wenn er bei der Verhandlung anwejend war ($. 244), mit 
furzer Angabe der Entiheidungsgründe und mit Beziehung anf die ange: 
wendeten Gejegesitellen zu verfündigen, und der Angeflagte zugleich über 
die ihm dagegen offen ftehende Berufung zu belehren. 

Zu diefer Verkündigung können Zuhörer auch in dem Falle zugelaffen 
werden, wenn die Schlußverhandlung jelbft geheim gepflogen wurde ($. 224). 


380 XI. Hauptftüd. — Bon dem Erfenntniffe nach beendigter Schlußverhandlung. 


Findet fi) der Gerichtshof außer Stande, mit der Fällung und Ber: 
fündigung feines Erfenntniffes fogleih nad) beendigter Schlußverhandlung 
vorzugehen, jo hat der VBorfisende auf die ebenerwähnte Art den Tag und 
die Stunde befannt zu machen, wann die Verkündigung des Erfenntnifjes 
ftattfinden werde. 


Mufler der mündlichen Verkündigung eines Erkenntniffes. 


Der wegen des Verbrechens des Diebftahl®, begangen durch einen am 
13. Jäner d. I. in dem Arbeitszimmer des Baumeifters Joſef Feſt verübten 
Einbruchsdiebftahl, bei welchem eine Schatulle mit 400 fl. C. M. entwendet wurde, 
in den Anflageftand verfegte Franz Bumler, Hat heute, wie in der Vorunter- 
fuchung, behauptet, daß er die den Joſef Feſt entwendete und bei ihm vorge- 
fundene Schatulle mit dem ganzen Inhalte verfelben in der Waffergaffe gefunden habe. 

Was die an Fofef Feft verübte That betrifft, fo ftellt fich dieſelbe nad) 
88. 171, 173 mb 174 II. d) des Str. ©. als das Verbrechen des Dieb- 
ſtahls dar. 

Der Gerichtshof hat aber, ungeachtet der Angeklagte die Verübung des 
Diebftahls in Abrede ftellt, die Meberzeugumg gewonnen, daß eben er diefen Dieb- 
ftahl begangen habe und zwar aus folgenden Gründen : 

1. Hat derjelbe, wie aus den eiblihen Ausfagen ver Anna Riedl und 
Caroline Huber hervorgeht, zwei Tage vor Berübung des Diebftahls im 
Haufe nachgefragt, wann der Beſchädigte zu treffen fei, jomit über die Zeit der 
Ausführung Erfundigung eingeholt; 

2. wurde er zu berjelben Zeit, wo nad) ven Erhebungen der Diebftahl ge- 
fhehen ift, von den Zeuginen Caroline Huber und Therefia Bod, 
welche ihre Ausfagen beſchworen haben, auf der zu dem Arbeitszimmer des Feſt 
führenden Stiege und bei demfelben gefehen, wo er doch nichts zu thun hatte, da 
ihm fchon von der Huber beveutet worden war, daß Feft nicht zu Haufe fei; 

3. war er im Beſitze eines Hauptjchlüffel®, welcher die Thüre des Feſt' 
chen Arbeitszimmers öffnet, und der nad) den beſchworenen Ausjagen des Anton 
und der Barbara Martin nm ihm gehören kann; 

4. erfennt Anton Martin das im Zimmer des Feſt vorgefundene 
Stemmeifen, mit welchem die Yade erbrodhen wurde, eidlich als fein Eigenthum, 
welches in der Kammer, wo ber Angeklagte fchlief, verwahrt war, und welches 
nur durch den Angeklagten dahin gekommen fein kann. 

Diefe Gründe, welche bei dem Umftande, als der Angeklagte fchon zweimal 
wegen Diebftahls und darunter einmal wegen Einbruchsdiebſtahls beftraft ift, an 
und für fi) ſchon zu feiner vechtlichen Meberweifung hinreichen, werben noch da— 
durch unterftügt, daß der Diebftahl nur von Jemanden gejchehen fein kann, ber 


8. 291. 381 


mit der Lofalität und dem Aufbewahrungsorte des Geldes befannt war, was bei 
dem Angeklagten als einem früheren Arbeiter des Feſt der Fall war; daß er 
erft kurze Zeit aus der Strafe entlaffen und ohne orbentlihen Erwerb war; dann 
daß er bei dem Zufammentreffen mit der Caroline Huber die Flucht ergriff. 

Wird nod in Erwägung gezogen, daß die Angabe eines Fundes an fid) 
nicht leicht glaublih ift und daß ber Angeklagte den librigen Verdachtsgründen 
außer feinem leeren Widerfpruche nichts entgegenzufegen weiß, fo konnte der Ge- 
richtshof nichts anderes annehmen, als daß Franz Bumler den Diebftahl an 
Feſt begangen habe, welder fi daher auch mit Beziehung auf die Eigenfchaft 
des Thäters gemäß $. 176 II. a) des Str. ©. als Verbrechen darftellt. 

Mas die auszumefjende Strafe betrifft, fo fommt der 8. 179 des Str. ©. 
in Anwendung. 

As erfhwerend hat der Gerichtshof angenommen, daß der Angeflagte 
bereits zweimal wegen Diebſtahls abgeftraft ift, daß ſich der Diebftahl an fich in 
doppelter Beziehung ald Verbrechen varftellt; als mildernd dagegen, daß ber 
Schade zum größten Theile wieder gut gemacht ift. 

KRüdfihtlih der Erfaganfprüche des Joſef Feft kommt ver $. 359 ver 
Str. Pr. Ddg. in Anwendung, und es treten die Bedingungen des Schadenzu— 
fpruches ein. 

Was endlih den Erſatz der Koften des Strafverfahrens betrifft, fo ift der 
Angeflagte gemäß 8. 341 der Str. Pr, Odg. dazu zur verurteilen. 

(Hier erheben ſich der Vorfigende und die Nichter, jo wie der Staatsan— 
walt und der Vertheidiger von ihren Sigen, und der Vorſitzende fährt fte- 
hend fort:) 

Demnad hat das k. k. Yandesgericht Fraft der ihm von Seiner apoftolifchen 
Majeftät verlichenen Amtsgewalt zu Recht erkannt: 

Der Angeklagte Franz Bumler ift des Verbrechens des Diebftahls 
ſchuldig, und foll deshalb durch ſechs Jahre im ſchweren Kerker angehalten wer- 
den ; auch hat er die Koſten des Strafverfahrens zu tragen und dem Joſef Feft 
50 fl. C. M. zu erſetzen. 

(Nun fett fid) der Gerichtshof wieder nieder und der VBorfigende fährt fort:) 

Gegen diefes Urteil können Sie, wenn Sie erachten, daß ein Formgebre— 
hen unterlaufen it, oder wenn Sie ſich durch den Inhalt desjelben bejchwert 
fühlen, die Berufung an das k. f. Oberlandesgericht ergreifen, welche Sie binnen 
24 Stunden bei diefem k. k. Landesgerichte mündlich oder fchriftlich anzumelven 
haben, und fohin binnen der nächften 8 Tage ausführen können, 
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$. 292. 
Ausfertigung des Erkenntniffes des Gerichtshofes fammt 
Entjheidungsgründen. 

Das Erfenntniß des Gerichtshofes ift längſtens innerhalb 24 Stunden 
ſchriftlich abzufaſſen, und in einer von dem Vorfisenden und dem Protofoll- 
führer zu unterzeichnenden Ausfertigung jowohl dem Staatsanwalte und 
Privat-Anfläger, als and dem Angeklagten und dem Beſchädigten unver- 
züglich zuzuftellen. 

Diefe Ausfertigung hat zu enthalten: 

a) die Bezeichnung des Gerichtshofes und die Namen der bei der Ent: 
jheidung mitwirfenden Mitglieder desjelben; 

b) den Namen de3 Stantdanwaltes und des Privat-Anflägers, wenn ein 
folder eingeſchritten iſt; 

e) den Bor: und Zunamen, und den allfälligen Spitznamen des Ange- 
Hagten, deſſen Alter, Stand, Gewerbe oder Beidhäftigung, und den 
Namen feines Vertheidigers ; 

d) den Tag und den wejentlihen Inhalt des Anklagebeſchluſſes; 

e) den Tag der Schlußverhandlung und des gefüllten Erfenutniffes ; 

f) den eigentlihen Ausiprud des Gerichtes nad) der Vorſchrift der 
88. 283, 286, 288, 289 und 290, 

Jedem Erfenntnifie find endlich 

z) die Entſcheidungsgründe beizufügen, Aus denfelben muß insbefondere 
mit Beitimmtheit zu entnehmen fein, welche Thatumftände, und vermöge 
welcher rechtlichen Beweife jie das Gericht als erwiejen angenommen ; 
warum es etwa vorgelommene Thatſachen, Beweismittel oder Ent- 
ſchuldigungsgründe unberüdfichtiget gelafien, oder aus welchen Gründen 
fi) dasjelbe von der Gewißheit eines Thatumftandes, oder insbefon- 
dere von der Schuld des Angeklagten nicht überzeugen konnte 
($. 260) ; oder warum es den gegen den Beſchuldigten vorgefommenen 
Verdacht ganz oder theilweife als entkräftet erfannt, und im Falle der 
Berurtheilung, welde Erjhwerungs: oder Milderungsumftände es 


gefunden habe. 

1. Der 8. 205 des faif. Patentes vom 3. Mai 1853, Nr. 81 R. ©. Bl. beftimmt: 
Alle Gerichtsbehörden haben den Titel: „kaiſerl. königl. Gerichte,“ zu führen und auf dieſe 
Weiſe ihre Ausfertigungen zu beforgen, — Urteile und andere Erfenntniffe haben ftets mit 
ben Worten: „Das k. k. * Gericht * hat, kraft der ihm von Seiner Apoftolifchen Majeftät 
verliehenen Amtsgewalt,“ zu beginnen. 

II. Rücdfichtlih der Abfaffung der Entjcheidungsgründe wird auf die Erflärung bes 
$. 200 lit, g und ben dort angeführten $. 165 der Inftruction für die Strafgerichte 
verwieſen. 
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III. Die Erkenntniffe find nach $. 211 des kaiſ. Patentes vom 3. Mai 1853, Nr. 81 
R. ©. Bl. von dem Borfitenden und dem Protofollführer zu unterfertigen und nach $. 212 
eben dort mit dem Amtsfiegel zu verſehen. 


Muſter von Urteils-Ausfertigungen aller Art. 


1. Allgemeiner Eingang. 
Zahl — 

Das k. k. Landesgericht in N. hat Fraft der ihm von Seiner k. k. apoftolifchen 
Majeftät verlicehenen Amtsgewalt heute unter dem Vorſitze des f. k. Pandesgerichts- 
rathes N. im Beifein der k. k. Landesgerichtsräthe N. N. als Richter und des 
k. k. Ausfultanten N. als Schriftführers in der Unterfuchungs-Angelegenheit gegen 
Peter Strom, insgemein Waldbauer genannt, wegen des Verbrechens des 
Betruges laut Anklagebefchluffes vom — 1856, Zahl — begangen durch Ab- 
fegung eines faljchen Eides, nad) der am — 1856 in Anmejenheit des k. f. 
Staatsanwaltes N. (des Privat-Anklägers N.) des Angeflagten Peter Strom und 
des Bertheidigerd Doctor N. durchgeführten Schlußverhandlung zu Recht erkannt. 


2. Schuldloſigkeitsurteil. 

Der Angeflagte Franz N, wird von dem ihm angeſchuldeten Verbrechen 
der Brandlegung losgefprohen und ſchuldlos erklärt und von dem Erſatze ber 
Gerichtskoſten losgezählt. Der Beſchädigte N. N. wird mit feinen Entſchädigungs— 
anfprüchen auf ven Civilrechtsweg gewiefen. 

Gründe. 

Der rechtliche Verdacht gegen den Franz N. beruhte wejentlid) darauf, daß 
er von den Zeugen A und B aus der Scheune des E herausſchleichen und davon- 
laufen gejehen wurde, worauf ſogleich die Flamme aus dem Strohdache ſchlug. 
Beide Zeugen haben ven N. N. nur an der Statur und den Kleidern erfaunt. Da 
aber bei der heutigen mündlichen Schlußverhandlung der Bruder des Angeklagten, 
Georg N., die Verübung der That eingeftanden und zugleich angegeben hat, 
daß er den Rock feines Bruders angezogen und deſſen Hut aufgejegt hatte; da 
ferner der Angeflagte heute erjt angegeben hat, daß er ſich zur Zeit des Brandes 
in dem eine halbe Stunde entfernten Neudorf bei feiner Geliebten N. befand, was 
durch den Zeugen N. beftätigt wird, fo hat ſich der gegen ihn entftandene Ber- 
dacht vollfommen entkräftet, er muß ſchuldlos erklärt werden und hat daher aud) 
gemäß $. 342 Str. Pr. Odg. die Koften des Strafverfahrens nicht zu tragen. 
Die Entſcheidung über die Anſprüche des Beſchädigten gründet ſich auf $. 364 
ber Str. Pr, Odg. 

3. Freiſprechungsurteil. 

Der Angeklagte A. wird von ber wider ihn erhobenen Anklage wegen des 

Berbrechens der ſchweren fürperlichen Beſchädigung wegen Unzulänglichkeit ber 
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Deweismittel freigefprochen, und von dem Erſatze der Koften des Strafverfahrens 
(o8gezählt ; der Beſchädigte N. N, wird mit feinen Anſprüchen auf den ordentlichen 
Rechtsweg gewiejen. 

Gründe. 

Der Beſchädigte N. N. behauptet eivlich, der Angeklagte A habe bei einem 
auf dem Bangerüfte, wo fie arbeiteten, zwiſchen ihnen entjtandenen Streite ihm 
einen Ziegel nad dem Kopfe geworfen, wodurch er die in dem ärztlichen Gut— 
achten bezeichneten als ſchwer erklärten Verletzungen erlitt. Da aber A diefe That 
in Abrede ftellt, und angibt, der Ziegel fei von einem oberen Gerüfte zufällig her- 
abgefallen, und fid) durchaus feine weiteren Beweismittel auffinden ließen, fo muß 
A, da er fih von dem gegen ihn entjtandenen Verdachte feineswegs gereinigt 
bat, von der Anklage aus Abgang zureichender Beweife freigefprocdhen werben. 
(Wegen Gerichtskoften und Schadenerſatz wie oben.) 


4. Strafurteil. 
(Dafür fann das Mufter der mündlichen Urteilsverkindigung (oben S. 380) 
als Mufter dienen.) 


5. Freifprehungs- und Strafurteil, 

Der Angeklagte N. N. wird von der Anflage wegen des Verbrechens bes 
Raubes wegen Unzulänglichfeit der Beweismittel freigefprochen; dagegen ift ber- 
jelbe des Verbrechens des Diebjtahls ſchuldig, foll deshalb durch zwei Jahre im 
jchweren Kerfer angehalten werden und verpflichtet fein, die Koften des Etrafver- 
fahrens zu tragen. 

Gründe: 

A. B. hat eidlich angegeben, der N. N. habe ihn bei der Bruft gepadt, ihm 
einen Stoß nad) rückwärts gegeben, und ihm dabei feine goldene Uhr ſammt Kette 
im Werthe von 60 fl. C. M. aus der Weftentafche geriffen. Der Angeklagte 
behauptet, er habe die Uhr des A. B. ohne Anwendung einer Gewalt aus deſſen 
Taſche gezogen, und erſt al8 er fah, daß dieſer den Diebftahl bemerkte und ihn 
faflen wollte, habe er ihn gepadt und zurüdgeftoßen, und fei davon gelaufen. Da 
feine weiteren Beweismittel vorliegen, ſo kann die Schuld an dem im $. 190 Str. G. 
beftimmten Verbrechen des Raubes nicht al8 eriwiefen angenommen werben, obwol 
N. N. desjelben verdächtig bleibt. Dagegen ift N. N. des Diebftahls der Uhr und 
des Umftandes geftändig, daß er fid) mit Gewalt in deren Beſitz erhalten wollte, 
wodurd) gemäß SS. 171, 173 und 174 I. Str. ©. das nad) 8. 179 eben da 
ftrafbare Verbrechen des Diebjtahls gegen N. N. erwiefen ift. Erfchwerend liegt 
gegen ihm nichts wor; mildernd ift dagegen feine frühere Unbejcholtenheit, die 
erwiefene drückende Nothlage, in der er fid) durch die Krankheit feines Weibes und 
Kindes befand, dann daß der Schade durch Zurüdjtellung des geftohlenen Gutes 


8. 293. 385 


vollkommen erſetzt ift. Diefe Gründe rechtfertigen die Anwendung des $. 286 ber 
Str. Pr. Odg. Die Entſcheidung über die Gerichtöfoften gründet ſich auf $. 341 
eben ba. 


6. Schuldlofigfeitserflärung und Ablaſſungsbeſchluß. 


Der Angeflagte N. N. wird von den ihm angefchuldeten Verbrechen des 
Betruges losgefprochen und ſchuldlos erfaunt; von dem Verfahren wider ihn 
wegen ded Verbrechens der Veruntreuung wird abgelaflen, und er von dem 
Erfage der Gerichtöfoften losgezählt. 


Gründe: 

N. N. war bejchuldigt, daß er dem A einen Schmud im Werthe von 
100 fl. C. M. unter dem Borwande, ihm Geld darauf zu verſchaffen, entlodt, 
veräußert und das Geld für fic) verwendet habe. Bei der heutigen Hauptver- 
handlung hat ſich aber herausgeftellt, daß A dem N. N. den Schmud aus freiem 
Antriebe zu dem befagten Ende übergeben habe, jo daß fein Betrug gemäß 
$. 197, jondern eine Berumtrenung nad) $. 185 Str. ©. vorliegt, welche letztere 
aber durch Gutmachung des ganzen Schadens vor obrigfeitliher Entdeckung gemäß 
$. 187 Str. ©. ftraflos wurde. Die Entſcheidung über die Gerichtskoſten gründet 
fi auf $. 342 der Str. Pr. Odg. 


8. 293. 
Borlage der Todesurtheile an das Oberlandesgeridt. 


Wird von dem Gerichtshofe auf Todesitrafe erfannt, jo hat er ummit- 
telbar nad) gejhöpften Todesurtheile, mit Zuziehung des Stantsanwaltes, 
in Berathung zu nehmen, ob ihm der Berurtheilte einer Begnadigung würdig 
erſcheine oder nicht, und welche Strafe im eriteren Falle ftatt der Todes- 
ftrafe augemejlen wäre. Erſt nachdem and) hierüber der Beſchluß gefaßt 
wurde, ift das Urtheil mit der Bemerkung zu verfündigen, daß dasjelbe dem 
Landesfürften vorgelegt werden müſſe. Doch ift der Angeklagte zu belehren, 
daß ihm gegen dieſes Urtheil aud) die Berufung offen ſtehe. Hiernach hat 
der Gerichtshof das Todesurtheil fammt dem obenerwähnten Gutachten, 
allen übrigen Boracten, und in dem Falle, wenn gegen diejes Urtheil aud) 
eine Berufung eingelegt wird, zugleich mit dieſer an das Oberlandesgericht 
einzuſchicken. 

J. Dieſe Berathung des Gerichtshofes hat ſogleich nach der Berathung über die Be— 
meſſung der Strafe, dieſe mag vereint mit jener über die Schuldfrage oder abgeſondert ge— 
ſchehen ſein, zu erfolgen. Zur Abfaſſung desſelben iſt in den entſcheidenden Punkten eine 
abſolute Stimmenmehrheit, wie zu jedem anderen gerichtlichen Beſchluſſe erforderlich. 

II. Hierbei hat der Gerichtshof, welcher gemäß $. 52 des Str. ©. die geſetzlich ver- 
bängte Todesftrafe jedenfalls ausſprechen muß, die vorhandenen Erſchwerungs⸗ und 

Frühwald, Strafprozef. 25 
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Milderungsumftände nach ber bei 8. 286 gegebenen Anweifung genau zu prüfen, und er 
wird nur in jenen Fällen, wo ſolche bejonbere Milderungsumftände zufammentreffen, 
welche bei einem anderen Straffage ein Heruntergehen unter das geringfte gejetliche 
Strafausmah rechtfertigen wilrben, fi dahin ausſprechen können, daß der Berurteilte einer 
Begnadigung würdig ei. 

III. Bei Bemeffung der an ber Stelle der Todesjtrafe angemeffenen Strafart bat fich 
der Gerichtshof die in den 88. 284, 285 und 376 anftatt der Todesftrafe beſtimmten 
Strafausmaße vor Augen zu halten und könnte nur in ganz außerordentlichen Fällen eine 
geringere als zehnjährige ſchwere Kerferftrafe beantragen. Nach der bisherigen Uebung des 
oberften Gerichtshofes ift felten auf eine geringere als 12 oder 15jährige ſchwere Kerker— 
ftrafe an Stelle der Todesftrafe erfannt worben. 

IV, Die Form des Gutachtens ift am zwedmäßigften die bei $. 202 erörterte des 
Einbegleitungsberichtes. Dasjelbe fann aber au), wenn eine Berufung angebracht wurde, 
abgejondert verfaßt und dem Einbegleitungsberichte beigelegt werben. 

V. Bon dem Inbalte des Gutachtens darf dem Abgeurteilten wicht? befannt 
gegeben werben. 


Muſter eines Gutachtens. 


Aus dem Unterſuchungsverfahren und der mündlichen Schlußverhandlung 
wider den wegen des Verbrechens der Brandlegung, wobei der Brand durch be— 
ſondere, auf Verheerung gerichtete Zuſammenrottung bewirkt wurde, zum Tode ver— 
urteilten N. N. hat ſich wider denſelben nichts Erſchwerendes ergeben. Als mil- 
dernd hat fich dagegen erhoben: 1) daß er zur Zeit der That erft 20 Jahre und 
4 Monate alt, und 2) bis dahin eines unbejcholtenen Yebenswandels war; 3) daß 
er fich der auf Berheerungen ausziehenden, von dem Mitangeflagten A geführten 
Rotte nur über vieles Zureden, und im balbberaufchten Zuftande angejchloffen 
bat; 4) daß er, während feine Genofjen entflohen, auf der Branpftätte zurüd- 
blieb und löſchen half; 5) daß er fich ſelbſt bei Gericht geftellt, feine That ein- 
befannt, und zur Einbringung der Rädelsführer Gelegenheit geboten hat; 6) daß 
er bei der Schlußverhandlung foldye Zeichen wahrer Reue gezeigt hat, welche 
feine Befjerung mit vollem Grunde erwarten laffen; 7) daß der angerichtete 
Schade an ſich nicht fehr bedeutend ift, und 8) daß N. N., welcher einiges Ver— 
mögen erliegen hat, zu deſſen Erfage weſentlich beitragen fan. Bei diefen über- 
wiegenden Milverungsumftänden dürfte N. N. einer Begnabigung würdig erjcheinen 
und eine 12jährige Kerkerftrafe für ihn angemefjen fein. 

(In dem Berathungsprotofolle — und wenn es in Form eines Berichtes erftattet 
wird, auf biefem (vgl. $. 204) — ift zu bemerken, ob das Gutachten einhellig bejchloffen 
wurde, ober welche abweichende Meinungen fich dabei ergeben haben.) 

Wird gegen mehrere Perfonen auf Todesftrafe erfaunt, jo iſt in dem 
Urtheile auch die Ordnung feitzufegen, in welcher die Berurtheilten Dinge: 
richtet werden jollen, 
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In Beziehung auf die Feſtſetzung diefer Ordnung läßt fih im Allgemeinen nur die 
Regel aufftellen, daß der minder ftrafbare früher als ber mehr ftrafbare — 3. B. ber 
beftellte Mörder vor dem Befteller — hingerichtet werden ſoll. Die genaue Erwägung ber 
vorhandenen mildernden und erjchwerenden Umftände wird daun in jedem einzelnen Falle 
diefe Grade der Strafbarfeit beftimmen lafjen. Bei ganz gleicher Schuld wird der jilngere 
vor dem älteren, eine Frauensperſon vor einer Mannsperjon u. dgl. binzurichten fein, 


Mufter eines foldyen Urteiles. 


— — ſchuldig, jellen deshalb mit dem Tode durch den Strang beftrait, 
und diefe Strafe zuerft an A, dann an B, und zuletzt an C vollzogen werben; 
auch haben fie sc. — 
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Borlage von Strafurtheilen von Amtswegen an das Ober- 
landesgeriht wegen außerordentlicher Milderung. 


Hält der Gerichtshof in Fällen, wo es ſich nicht um die Todesftrafe 
handelt, den Vernrtheilten einer ſolchen Strafmilderung würdig, welde die 
Gränzen der ihm nad) $. 286 eingeräumten Macht überfchreitet, fo hat er 
das Urtheil zwar innerhalb der Gränzen feiner Befugniſſe zu fällen, jedoch 
mit Beiziehung des Stantsanwaltes zugleid) darüber Beſchluß zu fallen, 
welcher weitere Milderungs:Antrag an die höheren Gerichtsbehörden zu 
ſtellen fei. 

Hierauf iſt das nad) Maßgabe des Geſetzes geſchöpfte Urtheil zu ver- 
fündigen und anszufertigen, dann aber jammt dem Gutachten des Gerichts- 
hofes und allen Acten von Amtswegen; und in joferne etwa aud) eine Be- 
rufung eingelegt wurde, zugleich mit diefer an das Oberlandesgericht vor- 
zulegen. 

I. Unter welchen Bedingungen eine ſolche außerordentliche Milderung beantragt werben 
fan, ift bei $. 286 erörtert worden. — Im Uebrigen gilt von diefem Antrage alles bei 
dem vorhergehenden Paragraphe über das Gutachten Gefagte. 

II. Daß der Beſchluß des Gerichtshofes, einen derlei Milderungsantrag zu ftellen, 
dem Abgeurteilten befannt gegeben werben müſſe, ift nicht vorgefchrieben. Es bleibt daher 
dem Ermeffen des Borfigenden überlaffen, ob er zur Beruhigung des Abgeurteilten oder 
zur Erjparung einer Berufung, eine Mittheilung darüber an ihn zweckmäßig erachtet. In 
feinem Falle dürfte ihm aber befannt gegeben werden, auf welches Strafausmaß der 
Antrag geftellt fei. 
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Dreisehntes Hauptftück. 


Von der Berufung gegen die Erkenntniffe über die Schlußver- 
handlung, von den Befchwerden gegen andere Verfügungen der 
Herichtshöfe, und von den Erkenntniffen der Höheren gerichte. 


8. 295. 


Berufungen gegen die Erfenntnifje des Gerichtshofes erfter 
Inftanz und der Oberlandesgeridte. 


Gegen jedes von dem Gerichtshofe erfter Inftanz über die Schlußver- 
handlung gejhöpfte Erkenntniß ($$. 283, 287, 288, 289 und 290) ift die 
Berufung mit auffhiebender Wirkung an das Oberlandesgericht, und von 
defien Entjheidungen nach Umständen ($. 301) auch an den oberjten 
Gerichtshof zuläfjig. 

I. Eine Berufung rüdfichtlid Beihwerdeführung fteht frei: 

1. gegen alle über eine mündliche Schlußverhandlung won dem Gerichtshofe erfter 
Inftanz geihöpften Straf-, Freiſprechungs- oder Schulblofigfeitsurteife und Ablaffungs- 
beichlüffe ($. 295); 

2. gegen bie Bewilligung ober Verweigerung des Schufdlofigkeitszeugniffes im Falle 
bes $. 289; 

3. gegen alle übrigen Verfügungen der Gerichtsböfe erſter Inftanz, mit ber unten 
folgenden Beſchränkung ($. 314); 

4. gegen alle Entfcheidungen des Oberlandesgerichtes, wodurch das Urteil, der Be- 
ſchluß oder die Verfügung des erften Gerichtes abgeändert wird, mit den in den 88. 301 
und 309 enthaltenen Beſchränkungen ($. 295). 

II. Eine Berufung rüdfichtlich Beſchwerdeführung findet nicht Statt: 

1) gegen jene Verfügungen des Gerichtshofes erfter Inftanz, rückfichtlich deren das 
Geſetz eine abgefonderte Beſchwerdeführung ausdrücklich verbietet, wie Dies in ben 
88. 220, 221, 224, 226, 227, 244, 245, 246 und 254 ber Fall ift ($. 314); 

2) gegen jene Entjheidungen des Oberlandesgerichtes, wodurch das Erkenntniß, der 
Beſchluß oder die Verfügung des Gerichtshofes erfter Inftanz beftätigt wird ($$. 301, 309); 

3) gegen die Entſcheidungen des oberften Gerichtshofes ($. 312). 

II. Auch die Berufung gegen bie vorerwähnten Erfenntniffe und Beſchlüſſe hat eine 
aufſchiebende Wirkung, d. b. die ausgefprochenen Rechtsfolgen 3. B. der Strafvollzug, 
treten nicht ein, bis nicht Über die Berufung rechtskräftig entfchieden ift. Inwieferne jedoch 
eine Freibeitsftrafe während des Berufungszuges vollftredit werben könne, wird im $. 313 
beftimmt. 


$. 296. 
Zwed der Berufung. 


Die Berufung kann entweder die mildere oder ftrengere Benrtheilung 
des Angeklagten, oder auch nur eine Abänderung des Erfenntniffes hiu— 
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fichtlich der privatrechtlichen Anſprüche oder Hinfichtlih der Koften des 
Strafverfahrens zum Zwede haben, 


I. Da das Gefeß den allgemeinen Ausdruck „Beurteilung des Angeklagten“ 
braucht , jo folgt daraus, daß die Berufung ergriffen werden könne: 

1. gegen das Strafurteil zur Erzielung einer milderen ober ftrengeren Beftrafung, 
ober eines Schuldlofigkeits- oder Freilprehungsurteifes, oder Ablaffungsbeichluffes ; 

2. gegen ein Freifprehungserfenntniß zur Herbeiführung eines Strafurteiles 
ober eines Schuldlofigfeitsurteiles oder Ablaffungsbeichluffes ; 

3. gegen ein Schuldlofigfeitsurteil zur Erzielung eines Ablaſſungsbeſchluſſes 
ober eines blos freifprechenden oder eines Strafurteiles; 

4. gegen einen Ablaſſungsbeſchluß zur Erzielung eines Schuldlofigfeits>, Frei» 
Iprehungs- oder Strafurteiles. 

II. Dem Staatsanmwalte insbefondere liegt gemäß $. 30 lit. e) die Verpflichtung ob, 
gegen alle Entſcheidungen des Gerichtshofes, die er nicht dem Geſetze gemäß findet, Die 
Berufung auch nur zu dem Ende zu ergreifen, damit im Intereffe der richtigen Anwendung 
bes Gejetses eine oberrichterliche Entſcheidung veranlaßt werbe, 


8. 297. 


Grund der Berufung: 


Der Grund der Berufung kann fi) entweder anf Formgebrechen, oder 
auf den Anhalt des Ausſpruches beziehen. 
Auch wegen Unzuftändigkeit des Gerichtes kann (wie dies aus der Beziehung 


bes 8.207 im 8. 302 hervorgeht) gegen ein Enberfenntniß von was immer für einer Art die 
Berufung ergriffen werben. 


8. 298, 
a) Kormgebreden; 

Wegen Formgebrechen fann eine Berufung nur dann ftattfinden, wenn 
entweder in dem Verfahren ſolche Mängel unterlaufen find, welche auf die 
Schöpfung des Erfenntniffes Einfluß nehmen konnten; oder wenn in dem 
Erfenntniffe felbft weientlihe Förmlichleiten verlegt worden find. 


I. Auch hier, wie ſchon oben bei $. 208, zählt das Gefet jene Formgebrechen, 
welche Anlaß zu einer Berufung geben können, nicht tarativ auf, ſondern erflärt überhaupt 
als Grund der Berufung ſolche Mängel des Berfahrens, welche auf die Schöpfung bes 
Erfenntniffes Einfluß nehmen konnten, was aljo in jedem einzelnen Falle der fich beſchwert 
erachtenden Partei darzuthun obliegt. Im Allgemeinen können aber Anlaß zur Beru- 
fung geben: 

1. Die oben bei $. 208 Abf. II. der Erklärungen aufgezählten, im Unterfuchungs- 
verfahren unterlaufenen Formgebrechen, wenn gegen ben Anklagebeſchluß feine Berufung 
ftattgefunden bat. 

2. Solche Formgebrechen, welche in dem Berfahren nad) eingetretener Rechtskraft des 
Anklagebefchluffes bis zur Verkündigung des Enderfenntniffes unterlaufen find. Als ſolche 
müſſen angefeben werben; 
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a) Wenn dem Angeklagten bei Eröffnung des Anklagebeſchluſſes nicht das Recht, ſich 
einen Bertheidiger zu beftellen, befannt gegeben wurbe ($. 213); 

b) wenn in den Fällen, in welchen ein Vertheidiger von Amtswegen zu beftellen ift, 
dies unterlaffen wurde ($. 213); 

e) wenn der Angeklagte von dem Einlangen ber Anklageichrift nicht verftändigt wurde 
($. 217); 

d) wenn die Friften zur Anordnung der Schlußverhaudfung ohne Zuftimmung des 
Angeklagten abgekürzt wurden ($. 219); 

e) wenn das von dem Angeklagten oder deffen Verteidiger geftellte Begehren um Er: 
gänzung der Vorerbebungen nicht bewilligt wurde ($. 220); 

f) wenn die verlangte Aufichiebung des Beginnes der Schlußverbandlung verweigert 
wurde ($. 221); 

g) wenn die im $. 222 genannten Perfonen nicht der ganzen Verhandlung beiwohnten 
($. 222); 

h) wenn ber beantragten Trennung bes Beweisverfabrens nicht Statt gegeben wurde 
($. 225) ; 

i) wenn fich eine Partei durch eine Enticheidung über eine Zwifchenfrage beichwert 
fühlt (8. 227); 

k) wenn die Schlußverbanudlung vor der dazu beftimmten Stunde in Abwejenbeit 
des Angeklagten oder jeines Bertheidigers begonnen wurde ($. 228); 

1) wenn der Anklagebeſchluß (alt Grundlage der Verhandlung) nicht worgelejen wurde 
($. 232); 

m) wenn noch nicht abgebörte Zeugen oder Sadverftändige, außer der für letztere 
insbefondbere beftebenden Ausnahme, bei der Vernehmung anderer Zeugen oder Sachver⸗ 
ftändigen anweſend waren ($. 236); 


n) wenn die vernommenen Perfonen nicht ausbrüdlich befragt wurden, ob der an— 
wejende Angeklagte derjenige jei, von dem fie gefprochen, und darüber ein Zweifel obwaltet 
($. 237); 

0) wenn ber Angeklagte nah Abhörung eines Zeugen oder Sachverſtändigen nicht 
befragt wurde, was er über bie Ausſage zu entgegnen habe ($. 237); 

p) wenn der Angeflagte von dem weſentlichen, insbejondere von dem ihn beſchweren— 
den Inhalte der Ausfage eines in feiner Abwefenheit vernommenen Zeugen nicht in Kennt— 
niß gejetst wurde ($. 238); 

g) wenn ein Zenge oder Sachverftändiger nicht beeidet oder im Gegenfage ein folcher 
beeidet wurbe, dem eines der im $. 131 genannten Hinderniffe entgegen ftebt (8. 239); 

r) wenn Alten, deren Borlefung beantragt wurde, nicht vorgelefen wurden ($. 241); 

8) wenn dev BVorfigende dem geftellten Antrage auf Borlabung neuer Zeugen ober 
Sadverftändiger nicht Statt gegeben hat ($. 242); 

t) wenn durch den Borfigenden vorgeladene neue Zeugen oder Sachverftändige nicht 
beeidet wurden, da es doch nothwendig erfchien, oder ungeachtet entgegenftehender Bedenken 
beeidet wurden ($. 242); 

u) wenn die Parteien in ihrem Rechte der Fragenftellung geſetzwidrig bejchränft 
wurden ($. 243); 

v) wenn bie Parteien verhindert wurden, das zur Beurteilung der Glaubwürdigkeit 
ber Zeugen oder Sachverftändigen oder zur Widerlegung ihrer Angaben zweckdienlich Er- 
ſcheinende geltend zu machen ($. 244); 
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w) wenn bem geftellten Anfuchen um Bertagung ber Verhandlung nicht Statt gegeben 
mwurbe ($. 248); 

x) wenn in dem alle, als fich die That als eine andere ftrafbare Handlung beraus- 
ftellt, die Parteien nicht aufmerkfam gemacht wurden, ihre SchInfvorträge darauf auszu- 
dehnen ($. 250), wobei bemerkt werden muß, daß gegen bie in ben 88.250 und 251 erwähn- 
ten Beichlüffe auf Anordnung neuer Erbebungen, fo wie gegen bie gleichen in ben $$. 220 
und 242 angeordneten Beichlüffe, nach ber allgemein lautenden Vorſchrift der 88. 65 unb 
195 fein Rechtszug Statt findet; 

y) wenn das Protokoll über die Schlußverhandlung nicht gejetzlich geführt und erheb- 
liche Borfülle nicht Darin aufgenommen wurden (8. 257); 

z) wenn die Verkündigung des Erfenntniffes nicht in gefekmäßiger Art erfolgte 
($. 291). 

U, Die wejentlihen Förmlichkeiten des Erkenntniſſes, beren Berleung Anlaß 
zur Berufung geben fann, find in ben 88. 283, 290 und 292 aufgezählt, und es muß dazu 
auch jener Fall gerechnet werben, wenn anftatt eines Schuldlofigkeits- oder freifprechenden 
Erfenntniffes ein Ablaffungsbeichluß ($. 289) geichöpft wurbe oder umgekehrt. 


8. 299. 
b) Inhalt des Ausfprudes. 


Gegen den Inhalt des Ausſpruches jelbft kann die Berufung insbefondere 
aus folgenden Gründen eingelegt werden, weil 
Aus dem Worte „insbefondere“ geht hervor, daß die folgenden Gründe nur bei— 
fpielsweije aufgezählt find, und daß Daher auch andere Umftände, 3. B. die Nichtbeobachtung 
bes 8. 290, Grund zur Berufung geben können, 


a) die dem Angellagten zur Laſt gelegte That von dem unteren Gerichte 
als eine ftrafbare Handlung erklärt wurde, obſchon fie nad) den von 
ihm für rechtlich) erwiefen angenommenen Thatumftänden als gejeglich 
nicht ftrafbar, oder deren Strafbarkeit als verjährt oder anf andere Art 
erlofhen hätte angejehen werden jollen; oder umgekehrt, weil die dem 
Angellagten zur Laſt gelegte That gegen die gefeglihen Beitimmungen 
für nicht ftrafbar oder für erloſchen erklärt wurde; oder 


Diefer Beſchwerdepunkt tritt ein, wenn bie dem Angeklagten zur Laft gelegte und von 
dem Richter, ſowol in objeftiver als fubjeftiver Richtung, als erwieſen angenommene That, 
entweder als Feine ftrafbare Handlung angefehen wurde, während fie doch nad bem 
Geſetze ala folche erfcheint, oder umgefehrt, wenn eine nach dem Geſehe nicht ftrafbare 
Handlung als ſolche erklärt worden ift. (Taf. Hof-Entichdgn. v. 3. November 1851 und 
25. Februar 1853). Dies wäre z. B. der Fall, wenn bei einem Diebftahle eine aufer- 
gerichtliche Zurücftellung gegen das Geje als beftehend angenommen, ober biefelbe nicht 
beridfichtigt worden wäre. — Wäre aber z. B. die aufergerichtliche Zuridftellung dem 
Gejete gemäß angenommen, jedoch nicht gemäß $. 289 lit. a) ein Ablaffungsbeichluß, 
fondern ein Freifprehungs- oder Schuldlofigkeits-Urteil geſchöpft worden, fo hätte nur ber 
Staatsanwalt ein Interefje, wegen bes unterlaufenen Formgebrechens eine Berufung zur 
Wahrung bes Geſetzes zu ergreifen. 
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b) die der Entiheidung zum Grunde gelegte That durch unrichtige Aus- 
legung oder Anwendung einem Strafgefege unterzogen (unrichtig 
qualificirt) worden ift, weldes darauf Feine Anwendung hat; 


Diejer Berufungsgrund tritt ein, wenn die nach dem Gejege ftrafbare Handlung, jet 
e8 in der Benennung oder im Strafausmahe einem Strafgejege unterzogen worben ift, wel- 
ches nach der richtigen Auslegung des Strafgefeßes Darauf feine Anwendung findet. 
(Caß. H.-Entihbgn.v.3. November 1851 und 25. Februar 1855). Dies wäre z. B. der Fall, 
wenn ein Diebftabl, bei dem fich der Thäter mit Gewalt gegen die Perfon im Befite der 
geftohlenen Sache zu erhalten juchte ($. 174 1.), als Raub ($. 190) bezeichnet wurbe. 


e) bei der Entſcheidung eine Thatſache als gewiß angenommen wurde, 
obgleich darüber der erforderliche Beweis nicht vorliegt ($. 260); oder 
wenn umgekehrt eine Thatſache nicht als rechtlich erwiejen angenommen 
wurde, während die nad) dem Geſetze zum rechtlichen Beweife diefer 
Thatſache beitimmten Erfordernijie ($. 260) vorhanden find; 


Aus dieſem Grunde kann in folgenden Fällen die Berufung angemeldet werben: 

1. wenn der Richter eine Thatjache (oder die Schuld des Angeklagten) als erwiefen 
annahm, ungeachtet eines der in den 88. 261— 282 aufgezählten Beweiserforderniffe mangelt ; 

2. wenn zwar die ebengenannten Erforderniffe da waren, zugleich aber auch gegrün- 
dete Bedenken gegen deren volle Rechtsgiltigfeit obwalteten, Diefe aber won dem Richter 
nicht der Vorſchrift des $. 260 gemäß beachtet wurden; 

3. wenn eine Thatfache oder die Schuld des Angeklagten nicht als erwiefen angejehen 
wurbe, ungeachtet der Beweis dafür nach den Borfchriften der $$. 261—282 vorlag ; 

4. wenn bie kon dem Richter gegen die vorliegenden Beweife angeregten Bedenken 
nicht grundbhältig find, weil fie entweber: a) in der Verhandlung nicht vorfamen ($$. 259, 
260), oder b) dur das Geſetz ausdrücklich ausgeichloffen find ($. 260) oder c) von dem 
Richter nicht deutlich bezeichnet werben fünnen ($$. 260, 292 g). 

d) die von dem Geſetze für die Bemeflung der Strafe feſtgeſetzten Gränzen 
nicht beobachtet worden find, oder aud innerhalb derjelben die Strafe 
zu ftrenge oder zu gelinde bemejlen worden; oder weil 

Diejer Berufungsgrund tritt ein, wenn ber von bem richtig angewenbeten Gejeße 
(vgl. oben Abf. b) beftimmte Strafjat entweder nad dem höchſten oder nach dem mindeſten 
Ausmaße, im lebten Falle ohne Beobachtung der Bedingungen bes $. 286, überfchritten, 


ober wenn auf die vorliegenden erfchwerenden und mildernden Umftände nicht die dem 
Geſetze entiprechende Rüdficht genommen wurde. 


e) fi) das Erkenntniß hinſichtlich der privatrehtlichen Anſprüche oder der 
Proceß⸗Koſten als gejegwidrig darftellet ($. 300 lit. d), 

I. Rücdfichtlich des Ausſpruches über Die privatrehtlihen Anſprüche fann bie 
Berufung ergriffen werden: wenn über dieſelben gar nicht erfannt wurbe, während doch 
darüber hätte erfannt werben follen; wenn ein Erkenntniß darüber gefällt wurde, ohne daß 
bie gefetslihen Bedingungen dazu vorhanden waren; wenn ein zu hoher oder zu niebriger 
Erſatz zuerfannt wurde; wenn die Entſcheidung barliber den Vorſchriften des Straf- nnd 
bürgerlichen Geſetzes zumiber läuft (88. 359— 361). 

UI. Wegen der Koften des Strafverfahrens lann die Berufung ergriffen werben: 
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wenn dariiber gar nicht erfannt wurde; wenn ber Erfat nicht den wirflich bazu verpflich⸗ 
teten Perſonen, oder nicht in einer richtigen Vertheilung, oder in einem zu hohen oder zu 
geringen Maße auferlegt; wenn die Einbringlichfeit oder Uneinbringlichkeit derſelben ausge- 
Iprodhen wurde, während nach dem Gejetse die Bedingungen dazu nicht vorhanden waren 
(88. 332— 344), 

IH, Die Beſchränkungen rückſichtlich dieſes Berufungspunktes enthält ber $. 301. 


8. 300. 
Welhen Berfonen das Recht der Berufung zufteht. 


Die Berufung faun ergriffen werden: 

I. Bon den in dieſem Paragraphe genannten Perjonen kann entweder nur eine, ober 
e8 können mehrere, ober alle zu gleicher Zeit die Berufung ergreifen. 

II. Unter welchen Beſchränkungen dieſen Perfonen das Recht der Berufung zufteht, ift 
im 8. 301 enthalten. 

a) von dem Stantdanwalt und Privat-Ankläger ; 

Da der Privat-Ankläger dem Staatsanwalte in Bezug auf Das Berufungsrecht gleich ge— 
ftellt ift, jo unterliegt es feinem Zweifel, daß auch er gegen eine zu milde Bejtrafung 
bes Angeklagten die Berufung ergreifen könne (af. Hof. Entid. vom 27. Mai 1853). 
— Uebrigens wurde bereits beim $. 202 bemerkt, daß nur dem Staatsanwalte, nicht 
aber auch dem Oberftaatsanwalte ein Berufungsrecht gegen Enderfenntniffe zuſtehe. 

b) von dem Angeklagten ; 

e) von deſſen Ehegatten, Verwandten in auf: und abfteigender Linie umd 
deſſen Bormund, und zwar ſowohl gemeinjchaftlic mit ihm jelbit, oder 
für ſich allein, jelbft wider defien Willen, und aud) nad feinem Tode; 

Anderen, jelbft nahen Verwandten, 3. B. den Geſchwiſtern, Obeimen u. dgl., ober 
verſchwägerten Perfonen, 3. B. Stiefältern, fteht fein Berufungsrecht zu. 

endlich aud) 

d) von dem Beihädigten, oder überhaupt demjenigen, der fi) in feinen 
privatrechtlichen Auſprüchen verletst glanbt, oder von deſſen Erben. 

Anderen Rehtsübernehmern des Beihädigten, 3. B. Ceffionaren, Affignataren u. dal. 
fteht ein Berufungsrecht nicht zu, weil fie nicht wie die Erben eine juribifche Perfonen- 
einheit mit bem Beſchädigten vorftellen. 


S. 301. 
Beſchränkung des Berufungs-Befugniffes. 


Gegen diejenigen Entjheidungen des Oberlandesgeridhtes aber, 
wodurch das erftridhterlihe Erkenntniß beftätiget wurde, fteht Niemandem 
eine Berufung zu ($. 309). 

I. Bann ein erftrichterliches Erkenntniß als durch das oberrichterliche beftätigt anzuı- 
fehen jei, wurde fchon oben bei $. 211 angeführt, und e8 bat auch der hohe Eafjations- 
bof in Bezug auf Urteile unterın 4. März 1852 ausbrüdlich entſchieden, daß wenn bie 
Berufungsinftanz ihren mit bem erften Ausjpruche gleichlautenden Ausſpruch nur anders 
begründet, dies feinen Grund zu einer weiteren Bejchwerbeführung gebe, 
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1. Die in dem $. 309 enthaltene weitere Beſchränkung bezieht ſich auf die Entfcheidun- 
gen des Oberlandesgerichtes über die ibm gemäß 8. 294 zur außerordentlichen Milde- 
rung der Strafe vorgelegten Erfenntniffe. 


Den im $. 300 unter litt. b und e genannten Perfonen ſteht gegen die 
Entiheidungen des Oberlandesgerichtes and) dann feine Berufung zu, wenn 
von dem Oberlandesgerichte das erſtrichterliche Erkenntniß zu Gunften des 
Angeklagten abgeändert worden ift. 

Darans folgt, daß dem Staatsanwalte und bem ihm gleihgebaltenen Privat-Ankläger 
(fiche oben bei $. 300 Abi. a) allerdings gegen eine zu Gunften des Angeklagten erfolgte 
Abänderung ein weiteres Berufungsrecht zuftebt. 

Bon den eben da unter lit. d bezeichneten Perſonen aber darf die Be: 
rufung bloß gegen ein Strafurtheil, und nur in fo weit ergriffen werden, 
als dasjelbe über die privatrechtlichen Auſprüche entweder gar nicht erfannt 
hat, während nad) dem Gefege hierüber hätte erfannt werden können 
($$. 359— 361) ; oder als fie fid) durch den Inhalt des hierüber gefällten 
Erfenntnifjes beſchwert erachten. Gegen Entiheidungen des Oberlandes: 
gerichtes ſteht ihnen die Berufung nur in foferne zu, als durd) das Ober: 
landesgericht das erftrichterlihe Erkeuntniß in Bezichung auf privatrechtliche 
Anſprüche zu ihrem Nachtheile abgeändert worden ift. 


Bergleiche hierüber das oben bei 299 Abſ. e) Gejagte. 
Literatur: Lienbarbt, Ueber Appellabilität oberrichterliher Erfenntniffe (G. 3 1856, Nr. 9). 


8. 302. 
Einbringung der Berufung und Berfahren darüber. 


Jede diefer Berufungen ift innerhalb 24 Stunden vom Tage der 
Zuftellung des Erfenntnifjes ($. 292) bei dem in erjter Inftanz erfennenden 
Gerichtshofe anzumelden, und die Ausführung derfelben innerhalb der 


nächſten acht Tage anzubringen. 

Dieje Friften find nach 8. 5 zu berechnen und können nicht erweitert werben. — 
Wäre die im $. 292 vorgefchriebene Zuftellung des Erkenntniſſes an jene Parteien, an 
welche fie zu gefcheben bat, nicht dem Geſetze gemäß gefchehen, jo erwächlt dasſelbe rüd- 
ſichtlich dieſer Parteien nicht in Rechtskraft, und es fteht ihnen Die Frift zur Berufung 
von dem Zeitpunkte der nachträglichen orbnungsmäßigen Zuftellung angefangen , offen 
(Caf. H. Entſchog. v. 29. Dezbr. 1851). 

Im Uebrigen find aud) in Beziehung auf diefe Berufungen und auf 
das dabei zu beobadhtende Verfahren die in den 88. 203, 204, 206, 207 


und 212 enthaltenen Borjchriften in Anwendung zu bringen. 

Indem fich auf die Erklärung der berufenen Paragrapbe bezogen wird, wirb bemerkt, 
daß die bei $. 203 Abſ. IV. erörterte Zuläffigkeit einer Berufung gegen die Berwerfung 
einer angeblich zu jpät angebrachten Berufungs-Anmeldung oder Ausführung, mit Rüdficht 
auf die Beftimmung des $. 314, wenn es fich um die Berufung gegen ein Enderkenntniß 
handelt, feinem Zweifel unterliegt. 
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8. 303. 


Aufhebung des unterridhterlihen Erkenntniſſes und Berfah- 
rend wegen Kormgebreden. 


Findet das Oberlandesgericht, daß in dem Verfahren oder bei dem 
Erfenntniffe ſolche Formgebrechen ($. 298) unterlaufen find, welche auf die 
Schöpfung des Erfenutnifjes jelbft Einfluß nehmen, jo hat es, in foweit 
dies nothwendig erfcheint, das frühere Erfenntnig nnd Verfahren aufzu: 
heben, und das untere Gericht zur Verbefferung, fo wie zur Schöpfung 
eines neuen Erfenntniffes anzuweifen, wogegen eine neuerliche Berufung 
offen fteht. 

I. Die Berbefferung der unterlaufenen Formfehler (vgl. bieriiber Das bei $. 298 
Geſagte) kann nur bei einer neuerlihen Schlußverbandlung geſchehen, won welcher alles 
das gilt, was von ber Schlußverhandfung und der Schöpfung des Erfenntniffes über— 
haupt angeordnet ift. Bon dem Ermeffen des Gerichtsvorftehers hängt es ab, ob er ben 
neuen Gerichtshof aus denjelben Mitgliedern zufammenfegen will, aus benen ber erfte 
beftand, oder ob es angemefjener erfcheint, andere Berfonen dazu zu berufen. 

II. Es unterliegt auch, da das Erkeuntniß nur infoweit es nothwendig ift, 
aufgehoben werden ſoll, feinem Zweifel, daß das Obergericht bloße Ergänzungen des 
Schlußverfahrens auftragen könne. 

III. Wäre die Verbeſſerung des Gebrechens nicht mehr möglich, z. B. die unter— 
laſſene Beeidigung eines mittlerweile verſtorbenen Zeugen, ſo müßten die Akten unter 
Bekanntgebung dieſes Umſtandes dem Oberlandesgerichte wieder vorgelegt werben, wel- 
ches ſodann über das erſte Erkenntniß weiter nach dem Geſetze vorgehen wird. 


8. 304. 


Entſcheidung in der Hauptſache. 
In wieferne eine Abänderung auch zum Nachtheile des Ange— 
klagten ſtattfinden darf. 


Findet aber das Oberlandesgericht in die Hauptſache ſelbſt einzugehen, 
ſo hat es mit Beobachtung der Vorſchriften der 88. 209 und 210 nach dem 
Geſetze zu entſcheiden. Iſt die Berufung von einer der unter lit. d) des 
8. 300 genannten Perfonen ergriffen worden, jo kann das unterrichterliche 
Erkenntniß in Beziehung auf die privatrechtlihen Auſprüche aud) zum Nad)- 
theile des Bernrtheilten, zu deſſen Vortheile aber nur dann abgeändert 
werden, wenn wegen diejer Auſprüche auch von dem Berurtheilten ſelbſt oder 
bon Anderen in deſſen Jutereſſe Berufung ergriffen worden iſt. 


I. Geht das Oberlandesgericht in die Hauptſache ein, fo hat es darüber nach 
benjelben Grundlagen und denſelben Regeln, wie der untere Richter zu entjcheiden. Findet 
es das Urteil dem Gejege und dem Sachverhalte angemeffen, jo bat es das erftrichter- 
liche Urteil zu beftätigen. — Das Oberlandesgericht kann aber auch das erftrichter- 
liche Urteil, wenn es nothwendig erfcheint, abändern, und zwar; 
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1) wenn ber Berurteilte allein, oder eine der im $. 300 lit. e) genannten Per- 
fonen allein ober zugleich mit dem Berurteilten, oder der Staatsanwalt zur Wahrung 
bes Geſetzes zu Gunften des Verurteilten die Berufung erariffen bat, niemals zum Nach— 
theile des Berurteilten; 

2) wenn ber Staatsanwalt zum Nachtbeile des Berurteilten, oder der Privat-An- 
Hläger, allein oder vereint mit den unter b) und e) genannten Perfonen, die Berufung 
ergriffen bat, jowel zum Vortheile als zum Nachtheile des BVerurteilten ; 

3) wenn von mehreren Verurteilten nur Einige die Berufung ergriffen haben, auch 
zum Bortheile jener, welche nicht berufen haben; 

4) rückſichtlich der privatrechtlichen Anfpriche zum Nachtbeile und Bortheile des 
Berurteilten, Teisteres aber nur dann, wenn ber Berurteilte felbft, oder eine der im $. 300 
lit. e) genannten Perſonen, oder der Staatsanwalt zur Wahrung des Gejetes, wegen 
diefer Anſprüche insbejondere die Berufung ergriffen bat. 

U. Würde das Obergericht finden, daß ſchon urfprünglich gar kein Anklagebeſchluß, 
oder gar nicht einmal eine Einleitung der Special-Unterfuchung bätte ftattfinden follen, 
fo fteht demfelben nach 88. 303 und 304 frei, das ganze von ihm als geſetzwidrig er- 
fannte Verfahren aufzubeben, und mit einem Ablaffungs- oder Einftellungsbeichluffe 
(88. 197, 198) worzugeben. 


8. 305. 
Befugnif des DOberlandesgeridhtes zur aufßerordentlihen 
Milderung der gefegliden Strafen. 

Dem Oberlandesgerichte ift die Macht eingeräumt, bei dem Zuſam— 
mentreffen überwiegender und jehr wichtiger Milderungsumftände die in dem 
Geſetze verhängte lebenslange Kerferftrafe bis auf fünf; — den nad) dem 
Geſetze zwiſchen zehn bis zwanzig Jahren zu bemeflenden Kerfer bis auf 
drei; — endlich) die in der geſetzlichen Dauer von fünf bis zehn Jahren feit- 
geſetzte Kerkerftrafe bis auf Ein Jahr herabzuſetzen, jedod in feinem diejer 
Fälle den Grad abzuändern. Hinſichtlich des den Gerichten aller Inſtauzen 
bei minderen Straffällen eingeräumten Befugnifies zur außerordentlichen 
Milderung oder Veränderung der von dem Geſetze verhängten Kerkerſtrafe 
find die SS. 54 umd 55 des Strafgefetes zu beobachten. 

Die nad) dem Gefese wegen Vergehen oder Mebertretungen zu ver- 
hängenden Arreft:, Geld: und übrigen im $. 240 des Strafgejehes 
erwähnten Strafen fünnen von dem Oberlandesgeridhte nicht bloß ans den 
im $. 266 des Strafgefetes bezeichneten, ſondern aud) aus anderen über- 
wiegenden Milderungsgründen gemildert, und die Verfhärfungen der Frei: 
heitsftrafen ($$. 19 und 253 des Strafgejeges) mit Ausnahme der Landes: 
verweifung, wo dieje als Verſchärfung der Kerkerftrafe im Geſetze aus- 
drücklich angeordnet ift, ganz oder zum Theile nachgeſehen werden. Die 
Strafen des BVerfalles von Waaren, Feilſchaften oder Geräthe, des Ver— 
Iuftes eines Gewerbes, oder anderer Rechte und Beingniffe, und der 
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Abſchaffung aus ſämmtlichen Kronländern, wenn fie im Geſetze ausdrücklich 
angeordnet find ($. 240 des Strafgeſetzes litt. b, e und h), fünnen aud von 
dem Oberlandesgeridhte weder nachgeſehen, nod) gemildert werden. 


In Diefer Beziehung wird fich lediglich auf die Erklärung des $.286 berufen, welcher 
auch für das Oberlandesgericht Geltung bat. 


8. 306. 


Borlage von Amtswegen an den oberften Gerichtshof zur 
außerordentlihen Milderung. 


Erfennt das Oberlandesgeridt den Berurtheilten einer, die Gränzen 
feiner eigenen Macht ($. 305) überſchreitenden Milderung für würdig, jo 
hat es zwar das Erkenntuiß nad) dem Geſetze zu ihöpfen, zugleich aber den 
Beſchluß über den entfprehenden Milderungs:Antrag zu faflen, und diefen, 
wenn fein Erfenntniß feiner weiteren Berufung unterliegen Tann, nod) vor 
Ausfertigung des letzteren, ſammt allen Akten von Amtswegen dem oberiten 
Gerichtshofe vorzulegen. 

Iſt jedod) gegen das von dem Oberlandesgerichte gefällte Erfenntnif 
in was immer für Puncten noch eine Berufung zuläfjiig, jo muß dasſelbe vor 
der Borlage an den oberften Gerichtshof ausgefertiget ($. 212), und dem 
Gerichtshofe erfter Inftanz aufgetragen werden, nad) verftridhener Beru- 
fungsfrift die Akten, und wenn eine Berufung ergriffen wird, and) diefe dem 
Oberlandesgerihte wieder vorzulegen. 

Bergleihe bie Erklärung des $. 294. 


8. 307. 
Berfahren bei dem Oberlandesgerihte rüdfihtlih der ihm 
vorgelegten Todesurtheile und der zur außerordentliden 
Milderung beantragten Strafurtbeile. 


Nach den für die Berufung geltenden Vorſchriften ($$. 206, 207, 210, 
212, 303—306) hat das Oberlandesgeriht auch dann vorzugehen, wenn 
ihm von Amtswegen Todesurtheile zur Betätigung ($. 293) oder Straf: 
urtheile mit dem Antrage auf außerordentlihe Milderung ($. 294) vorgelegt 
werden. 


Das Oberlandesgericht hat daher auch in jenen Fällen, wo ibm erftrichterliche Ur- 
teife außer dem Wege ber Berufung vorgelegt werben, dieſelben zuerft rüdfichtlich der 
Zuftändigfeit, dann rückſichtlich der Formgebrechen zu prüfen, und wenn in biefen Bezie- 
hungen feine Anftände fich ergeben oder Diefelben behoben find, in der Hauptfache nad 
ber Borfchrift des Geſetzes und insbejondere ber folgenden beiden Paragraphe zu ent» 
ſcheiden. 
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8. 308. 
Borlage der Todesurtheile an den oberften Geridhtshof. 


Wird von dem Oberlandesgeridhte auf die Todesitrafe erfannt, fo hat 
es jein Erkenntniß, es möge dadurd) das untergerichtliche Urtheil beftätiget, 
oder in was immer für Puncten abgeändert worden fein, ohne dasjelbe 
früher anszufertigen, dem oberften Gerichtshofe vorzulegen, und ſich zugleich 
nad) Anhörung des Ober-Stanisanwaltes darüber zu äußern, in wieferne 
ihm der Berurtheilte einer Begnadigung würdig erſcheine. 

I. Das Oberlandesgeriht kann auf Todesſtrafe entweder in Bejtätigung des erft- 
richterlichen Urteiles oder nach eigenem Ermeſſen erfennen, indem e8 3. B. den That— 
beitand vollfommen nach allen erheblichen Umftänden erwiejen annimmt, was ber erfte 
Richter nicht gethan hat. 

II. Findet das Oberlandesgeriht das Todesurteil der erften Inftanz in eine Frei— 
beitsjtrafe zu verwandeln, entweder weil es die That als Feine jolhe anfiebt, welche won 
dem Strafgeleße mit dem Tode bebrobt ift, oder weil e8 die $$. 284 und 285 anzumenden 
findet, jo ift feine Vorlage an den oberften Gerichtshof nothiwendig, jondern das Urteil 
wird ausgefertigt, und es ftehen Dagegen bie weiteren Rechtöntittel offen. 


III. Ueber das Gutachten vergl. das bei $. 293 Gefagte. 


S. 309. 
Macht des Obergerichtes in Beziehung auf die ihm zur außer— 
ordentliden Milderung vorgelegten Urtheile. 

Wird dem Oberlandesgericdte ein Strafurtheil zur außerordentlihen 
Milderung vorgelegt, und gegen das vorgelegte Urtheil nicht zugleich eine 
Berufung des Staatsanwaltes oder Privat:Anklägers ergriffen; jo kann das 
unterrichterlide Erfenutnig von dem höheren Gerichte nur bejtätiget oder 
gemildert, niemals aber zum Nachtheile des Berurtheilten verſchärft werden. 
Gegen das auf jolde Weife von dem Oberlaudesgeridhte beftätigte Urtheil 
fteht Niemandem; gegen die von dem Oberlandesgeridte ausgejprodene 
Milderung aber nur dem Stantsanwalte oder Privat:Ankläger eine weitere 
Berufung an den oberften Gerichtshof zu. 

In Beziehung auf dieſe Urteile treten jomit folgende befondere Beſtimmungen ein : 

1. ein folches Urteil kann nie zum Nachtbeile des Verurteilten geändert werben; 

2. gebt das Oberlandesgericht auf den Milderungsantrag nicht ein, jo gibt es gegen 
dieſe Enticheidung fein weiteres Rechtsmittel; 


3. gebt es auf den Antrag ein, jo fteht nur dem Staatsanwalt und dem Privat- 
Ankläger und Niemandem Anderen das Recht einer weiteren Berufung zu. 
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8. 310. 


Berfahren über die der Entfheidung des oberften Gerichts— 
hofes unterzogenen Erfeuntniffe. 

Auch der oberſte Gerichtshof hat bei der Berathung und Entiheidung 
über die durch Berufung, oder durd) Borlage von Amtswegen dahin gelan- 
genden Erfeuntuifje nad) den SS. 303, 304 und 309 vorzugehen. Findet 
der oberjte Gerichtshof ein ihm vorgelegtes Todesurtheil zu beftätigen, 
oder über eine von dem Stantsanwalte ergriffene Berufung auf die Todes: 
firafe zu erkennen, fo hat er das Todesurtheil mit jeinem beftimmten 
Antrage: „ob Gründe für die Beguadigung des Berurtheilten ſprechen, 
und im bejahenden Falle, welche angemeſſene Strafe ftatt der Todesftrafe 
zu beftimmen wäre” dem Juftizminifter zur weiteren Beförderung an den 
Landesfürſten vorzulegen. 


5311; 
Befugnif des oberften Gerichtshofes zur auferordentliden 
Milderung der Strafe. 

Der oberfte Gerichtshof kann in allen Fällen, wo er zu einem Erkennt: 
niffe berufen ift ($. 310), wegen überwiegender Milderungsumftände nad) 
feinem Ermeſſen die im Gefege beftimmten Freiheitsftrafen nicht nur in der 
Dauer, fondern auch in dem Grade mildern, die Verfchärfungen der Frei- 
heitsjtrafen (FF. 19 und 253 des Strafgejeses) ganz oder zum Theile 
nachſehen, und ebeufo die Geld- und übrigen wegen Vergehen oder Ueber— 
tretungen zu verhängenden Strafen ($. 240 des Strajgefeges) mildern, 
oder in foferne fie mit einer anderen Strafe zufammentreffen, und daher 
der Schuldige nicht gänzlich ftraflos bleibt, aud ganz nachſehen. 

8. 312. 
Gegen Erkenntniffe des oberften Gerichtshofes ift fein Rechts— 
zug zuläſſig. 

Gegen die Erfenutniffe des oberften Gerichtshofes ift in feinem Falle 
ein weiterer Rechtszug zuläjlig. 


&, 818, 

In wie weit bei Strafurtheilen eine Einrehnung des Unter: 
fuhungsverhaftes in die Strafzeit ftattfinden könne. 
Sowohl den Oberlandeögerichten, als dem oberiten Gerichtshofe ſteht 

frei, bei den aus was immer für einem Anlajje ihrem Erlenntniſſe unter- 
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zogenen Straffällen in ihren Strafurtheilen zugleich anszuſprechen, ob und 
in wie weit eine Einrchuung des von dem Berurtheilten ohne fein Ber: 
ſchulden durch längere Zeit ausgeſtaudenen Unterfuchungs-Berhaftes in die 
verhängte Freiheitsftrafe ftattfinden ſoll ($. 17 des Strafgeſetzes). 

Der $. 17 des Str. ©. verordnet, daf die Strafzeit von dem Zeitpunfte, wo das 
feinem weiteren Rechtszuge unterliegende Urteil Fundgemacht wurde, zu beginnen bat. Der 
vorftehende Paragraph enthält daher eine Ausnahme von diefer Regel, welche jedoch nur bie 
Oberlandesgerichte und der oberfte Gerichtshof, nie aber das Gericht erfter Inftanz machen 
dürfen. — Sollte in befondern Fällen ſchon dem letzteren eine ſolche Einrechnung ange- 
mefjen erjcheinen, jo mißte es nad der Analogie mit $. 294 darauf bei dem oberen 
Nichter antragen. 


Erfolgt darüber in dem Strafurtheile der Höheren Gerichte Feine aus— 
drückliche Beitimmung, jo ift in dem Falle, wenn der Verurtheilte jelbft, 
oder mit feiner Zuſtimmung einer feiner Angehörigen ($. 300 lit. b und c) 
gegen das nuterrichterliche Erkenntuiß die Berufung ergriffen hat, und diefe 
verworfen wird, der Berhaft des Berurtheilten vom Tage der Verkün— 
digung des unterridterliden Erkeuntniſſes bis zur Eröffnung des oberrid- 
terlichen Urtheiles ($. 212) in die Strafzeit nicht einzurechnen. Wird aber 
in Folge diefer Berufung das unterrihterliche Urtheil zu Gunften des Ver— 
nrtheilten abgeändert, oder wurden die Alten au das höhere Gericht 
aus irgend einem anderen Grunde vorgelegt, fo iſt der in der Zwiſchen— 


zeit ausgeftandene Haft in die Strafzeit einzurechnen. 

I. Demnach beginnt die Strafzeit jedenfalls von dem Tage der Kundmachung des 
erftrichterlichen Urteiles: 1) wenn der Berurteilte jelbjt keine Berufung anmeldet; 2) wenn 
itber die von ihm oder feinen Angehörigen mit feiner Zuftimmung ergriffene Berufung 
das Urteil gemildert wird; 3) wenn jeine Angehörigen ohne feine Zuftimmung, ber 
Staatsanwalt, der Privat-Ankläger oder ber Beſchädigte die Berufung ergriffen haben. 

MH. Haben der Berurteilte oder Jemand in feinem Namen mit feiner Zuftimmung 
berufen, und wird die Berufung verworfen, jo beginnt Die Strafzeit von dem Zeitpunfte 
der Kundmachung des oberlandesgerichtlichen Urteiles, wenn in demfelben nicht ausdrück— 
lich etwas anderes beftimmt wurde. 


8. 314. 
Beſchwerde gegen andere Verfügungen der Geridhtshöfe. 

Sollte ſich Jemand durd Verfügungen der Gerichtöhöfe, welche nicht 
zu den im $. 295 bezeichneten Erfenntnijjen gehören, beſchwert finden, 
fo fteht ihm and) dagegen, in joferne der weitere Rechtszug im Geſetze 
nicht insbejondere unterfagt ift, die Beſchwerde an das höhere Gericht 
offen. 

Ueber foldje Beſchwerden ift nad) den über die Berufungen gegebenen 
Vorſchriften zu verfahren, und infoweit die Entjheidung darüber nicht mit 
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einem Erfenutniffe über eine Berufung verbunden werden kann, — 
Beſcheid zu erkennen. 
Vergleiche hierbei die Erklärungen zu 8. 295. 


8. 315. 


Ahndung unbefugter und muthwilliger Berufungen oder Be- 
ſchwerdeführungen. 

Jedem höheren Gerichte ſteht das Befugniß zu, diejenigen Perſonen 
oder deren Vertreter, welche eine Berufung ergreifen, ohne hierzu berech— 
tiget zu fein; oder welde hierbei, oder überhaupt in ihren Eingaben au 
die Strafgerihte Thatumftände fülihlid vorgeben; welche gegen den 
Haren Buchſtaben des Geſetzes geftritten haben, oder ſich fonft eine muth- 
willige Beihwerdeführung zu Schulden fommen ließen; oder welche hierbei 
die den Gerichten ſchuldige Ehrfurdt oder den Anftand verlegen, zu einer 
Geldbuße bis zu einhundert Gulden zu verurtheilen, wogegen fein wei- 
terer Rechtszug offen fteht. 

I. Die in diefem Paragraphe ausgeſprochene Strafe ift jedod gegen ben Bejchwerbe- 
führer jeldft, und nicht gegen deſſen Vertreter zu verhängen, wenn ber erftere ungeachtet 
bes Abrathens des Vertreters auf Weberreichung ber Beſchwerde beftanden ift, und bie- 
jelbe ſelbſt unterfertigt hat (Ca. Hof-Entſchdg. v. 25. November 1852). 


1I. Rüdfichtlih der Geldftrafen ift die Vorjchrift des $.6 und des in der Erklärung zu 
bemjelben Gejagten zu berüdfichtigen. 


Vierzehntes Hauptftück. 
Von der Volftreckung der flrafgerichtfichen Erkenntniffe. 


8. 316. 


Art der Vollziehung der Schuldlofigfeits- und Freifprehungs- 
Urtheile wegen Unzulänglidhfeit der Beweismittel, und ber 
Ablaſſungsbeſchlüſſe. 

Wenn ein Verhafteter durch Urtheil ſchuldlos erkannt oder wegen 
Unzulänglicfeit der Beweismittel von der Auflage freigefproden wurde, 
oder wenn gegen ihn ein Ablajiungsbeichluß, erfolgte, fo ift er ſogleich nach 
eingetretener Rechtskraft des Erkenntniſſes, felbit an einem Soun- oder 
Feiertage, in Freiheit zu ſetzen. 

Welche Vorfichten rüdfichtlich der aus Abgang zulänglicer Beweife Freigeiprochenen 
anzumenben find, beſtimmt der folgende Paragraph. 

Frühwald, Strafprogef. 26 
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8. 317. 


Freilaffung der wegen Unzulänglidfeit ber Beweismittel 
Freigefprodenen und der Sträflinge. 


Jedes Erkenntuiß, wodurd der Angeklagte nur wegen Unzuläng: 
lichkeit der Beweismittel von der Auklage freigeſprochen wird, ift, ſogleich 
nah erlangter Rechtskraft, der Sicherheitsbehörde desjenigen Ortes, wo 
der Angeklagte feinen Wohnſitz hat, und wenn Fein folder befaumt ift, der 
Sicherheitsbehörde am Orte des Strafgerichtes in Abſchrift mitzutheilen. 

Ueberzeugt fid) das Strafgericht aus dem gepflogenen Strafverfahren, 
daß die nubedingte Entlaſſung eines ſolchen Beſchuldigten ans dem Ver: 
hafte, oder eines VBerurtheilten nad ausgeſtaudener Strafe aus dem Straf: 
orte für die öffeutliche Sicherheit fehr bedeuklich fein wiirde, jo hat es die 
angemeſſene Mittheilung darüber rechtzeitig au das Oberlandesgericht zu 


maden, weldes diefelbe an den politiichen Laudes-Chef zu leiten hat. 

I. Der Juſtizminiſterial-Erlaß v. 10. Oktober 1855, 3. 20074 beftimmt in biejer 
Beziebung Folgendes: Die Strafgerichte haben über jedes Individuum, welches wegen 
eines Verbrechens oder Vergehens, fei es im Verhafte oder auf freiem Fuße in Unter: 
ſuchung war, und aus Mangel an Beweijen freigefprochen wurde, fogleih nad einge- 
tretener Rechtskraft des Urteils, der Sicherheitsbehörde am Orte des Strafgerichtes, nebft 
ber Urteilsabjchrift auch eine gehörig ausgefüllte Ausfunftstabelle nah dem unten fol- 
genden Mufter mitzutheilen, und den Beichuldigten, wenn er im Berbafte war, unter 
einem dahin zu ftellen, damit über die Art feiner Freilaffung und allfällige Beförderung 
in feine Heimat, mit gehöriger Beobadhtung der eintretenden polizeilichen Rückſichten 
entjchieden werben könne. 

Dasjelbe hat zu geichehen, wenn Jemand wegen einer Uebertretung im Berhafte unter: 
jucht und nur aus Abgang vechtlicher Beweiſe freigefprochen wurde, und das aburtei- 
lende Gericht nicht als Bezirksamt zugleich felbft die Sicherbeitsbehörde ift; doch kann 
in dieſem Falle die Beifügung einer abgefonderten Urteilsabjchrift unterbleiben. 

II. Rücfichtlih der in Concurs verfallenen und nicht ſchuldlos erklärten Hanfirer 
fiebe die Juft. Min, Vdg. v. 28. September 1853 beim $. 320. 

III. Rüdfichtlih der Sträflinge wird das Strafgericht ſehr jelten in die Lage 
fommen, eine ſolche Anzeige erftatten zu müſſen, weil ſchon durch die mit der Juſtizmini— 
fterial: Verordnung vom 5. März 1853, Nr. 44 R. G. Bl. (fiehe diefelbe bei $. 324) an- 
geordnete Manipulation mit den Ausfunftstabellen eine in der Negel ausreichende Borjorge 
in diefer Beziehung getroffen ift. 


403 


$. 317. 


— — — —— 
— — — — 





— 





— — — — — — 


Zu Te — 
aan ionploq uvavꝗ 











aos poquolußg 






anna | er | np nn BEE AB | gung ao “nos an 
— IBAN EI | mag onv Eng | ask qui daanai wiamqp adadqua8 
bv "37 ont ipnladun 299 
udada Vumquogsavglouz 
4 5 





9 G 2: J 


uouolpoadjabuag uajmos uv phõuvi urbam uꝛuu arqun IPguisyunysng 270 aꝛ nw 





bunoduoj 
doippad 


udpiotuuox dadquo og 


sung 


szaug | 


auope 

aun 

2036 

wohn 
udunvaquobuß 
mau 


: davvð 


oqavlsiuoo 
uoo 
nogaadaog 
ISO 





-Bunguagl 
aggualaayk qun bunbu 
nung ’ılı viqurunt Apcplocðquvi une 
ap oquouio a aosangooy ouivu 
IR gu Aꝙojploo ·aog 


T 





| 





| 
| 





404 XIV. Hauptftüd. — Bon ber Bollftredung ber ftrafgerichtlichen Erfenntniffe. 


8. 318. 
Bollziehung der Strafurtheile durch die Strafgerichte ohne 
Dazwifhenfunft des Staatsanwaltes. : 

Jedes Strafurtheil ift ohne Dazwiſchenkunft des Stantsanwaltes von 
dem Strafgeridite, vor welchem die Verhandlung in erfter Inſtanz ftatt- 
fand, und zwar in der Kegel ungefäumt, naddem es in Rechtskraft 
erwadjen ift, in Vollzug zu jegen. 

I. Es verfteht ſich wohl von felbft, daß vor eingetretener Rechtskraft des Strafurteiles 
ber Bollzug desjelben nicht beginnen könne ($. 17 Str. ©.). Der Vorbehalt alſo, daß 
ein Abgeurteilter die Berufung anmelden, mittlerweile aber die Strafe antreten könne, wie 
er nach ber Strafprozeßorbnung vom Jahre 1850 Statt fand, bat feine Giltigfeit mehr. 

II. Wem ber Gerichtsworfteher die Einleitung des Strafvollzuges zu übertragen 
findet, liegt in feinem Ermeffen. Am beften ift es, wenn alle nach gefchöpftem Endur— 
teile zu treffenden, wie immer gearteten Berftändigungen, Verfügungen, Einvernehmun- 


gen ac. wieder dem Unterfuhungsrichter, als dem mit der Sachlage vertrauteften, zuge- 
wiejen werben. 


8. 319. 


Auffhub der Bollftredung: 
a) beifranfen oder fhwangeren Berfonen; 


Wenn jedoch der zu einer Strafe Verurtheilte zur Zeit, wo das 
Strafurtheil in Vollzug geſetzt werden joll, geiltesfranf oder körperlich 
ſchwer frank, oder die Verurtheilte ſchwanger ift, hat die Vollziehung in 
der Regel jo lange zu unterbleiben, bis diefer Zuftand aufgehört hat. Nur 
dann Kann der Vollzug aud gegen eine Schwangere eingeleitet werden, 
wenn der bis zu ihrer Entbindung fortdauernde Verhaft für fie härter fein 
würde, als die zuerfannte Strafe. 

Es ift zwedmäßig, um fpäteren Reclamationen vorzubeugen, berlei fränfliche ober 
Ihwangere Perfonen vorläufig zu befragen, ob fie ſich fräftig genug fühlen, die Strafe 
anzutreten, oder ob fie einen Aufſchub wünſchen. Wird ein ſolcher gewährt, fo muß ber 


benfelben rechtfertigende Gefundheitszuftand des BVerurteilten durch ein gerichtsärztliches 
Zeugniß beftätigt fein. 


S. 320. 
b) bei Mitgliedern des geiftliden Stande®. 

Jedes wider ein Mitglied des geiftlihen Standes wegen eines Ber: 
bredens oder VBergehens ergangene rechtskräftige Strafurtheil ift vorläufig 
von dem Strafgerichte dem Biſchofe oder geiftlihen Oberhaupte, deſſen 
Sprengel der Bernrtheilte angehört, bekannt zu geben, damit nod) vor der 
Bollziehung des Strafurtheiles über die Entfegung von der geiftlichen 
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Würde verfügt werden könne. Erfolgt diefe Verfügung nicht binnen 
30 Tagen, fo ift das Strafurtheil ohne Weiteres in Bollzug zu ſetzen. 

Da das Gefet in dieſer Beziehung nicht unterfcheidet, jo ift dieſe Vorſchrift für 
bie Geiftlihen aller im Staate geſetzlich beftehenden Religionsgenofjenfchaften gleihmä- 
ßig giltig. 

In wieferne im Falle eines gegen einen Geiftlihen ergangenen 

Strafurtheiles der geiftlihen Behörde auf deren Verlangen aud die Unter: 
ſuchungs- und Berhandlungs-Aeten mitzutheilen find, wird durch befondere 
Berordnnungen beitimmt. 

Hierüber beftimmt ber Artikel 14 bes mit dem h. Stuhle gefchloffenen Concordates 
(8. Pat. 0.5. Novbr. 1855, Nr. 195 R. ©. BL.) Folgendes: Wenn das wider einen fatho» 
liſchen Geiftlihen gefüllte Urteil auf Tod, oder auf Kerker von mehr als fünf Jahren 
lautet, jo wirb man jederzeit dem Bijchofe die Gerichtswerhandlungen mittheilen, und 
ihm möglich machen, ven Schuldigen injoweit zu verhören, als es nothwendig ift, damit 
er über bie zu verhängende Kirchenftrafe entfcheiden könne. Dasfelbe wird auf Verlangen 
bes Biſchofes auch dann gejchehen, wenn auf eine geringere Strafe erfannt worden ift. 
— NRüdfihtlih der Afatholifen befteben feine derlei Verordnungen. 


8. 321. 


Anzeige der Berurtheilung bei Beamten, Lehrern, Advo— 
caten u. ſ. f. 


Strafurtheile, welche gegen Staats- oder Gemeindebeamte oder 
Diener, gegen öffentliche Lehrer, gegen Advocaten, Notare, Gemeinde— 
Vorſteher oder-Ausſchüſſe geſchöpft werden, find nach erlangter Rechtskraft 
ohne Weiteres in Vollzug zu ſetzen. 

Zugleich iſt jedoch eine beglaubigte Abſchrift hiervon dem unmittel⸗ 
baren Amtsvorgeſetzten des Verurtheilten, oder derjenigen Behörde mit: 
zutheilen, welche die Disciplinar:Auffiht über denfelben zu führen, oder 
fonft deſſen Verrihtungen zu überwachen berufen ift. Der Bollzug von frei: 
heitsitrafen gegen die im legten Abſatze des $. 158 bezeichneten Perſonen 
ift, in foferne fie fich nicht ohnehin im Verhafte befinden, jederzeit früher 
deren unmittelbarem Borgejegten befannt zu machen. 

Zieht eine Berurtheilung nad) dem Gefege für den Verurtheilten den 
Berluft des Adels oder von Orden, Ehrenzeichen, öffentlihen Titeln oder 
Aemtern, alademiihen Graden und Würden, Bezügen aus öffentlichen 
Caſſen oder anderen Rechten und Befugnifjen nad) ſich, fo ift eine Abſchrift 
des rechtöfräftigen Urtheiles von dem Strafgerichte auch derjenigen Behörde 


mitzutheilen, welder die deßhalb erforderlihen Vorkehrungen zuftchen. 
I, Zufolge Iuftizminifterial-Erlafjes v. 10. September 1852, Nr. 179 R. ©. Bl. find 
Erkenntniffe, womit Perfonen, welche eine Handels- oder Gewerbsunternehmung befigen, 
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felbftändig und gewerbsmäßig betreiben, oder jelbftändig leiten, eines Verbrechens oder 
eines aus Gewinnſucht hervorgegangenen oder bie Öffentliche Sittlichfeit verlegenden Ber- 
gehens oder einer ſolchen Uebertretung ſchuldig erklärt, oder wegen einer andern Geſetzes— 
Uebertretung zu einer mindeftens balbjährigen Freiheitsſtrafe werurteilt werden find, der 
Handels- oder Gewerbefanmmer, in deren Bezirk der Verurteilte wohnt, von Amtswegen 
mitzutheilen. 

U. Zufolge Juſtizminiſterial-Verordnung vom 28. September 1853, Nr. 187 R. ©. Bl. 
hat das Strafgericht, wenn über das Vermögen eines Haufirers der Concurs eröffnet, und 
der Cridatar in dev gepflogenen ftrafgerichtlihen Unterſuchung nicht für ſchuldlos befun— 
den wird, von dem Erfolge der Unterjuchung jener politifchen Behörde Nachricht zu geben, 
welche die Bewilligung zum Haufirhandel ertbeilt hat. 

II. Zufolge Juftizminifterial-VBerordnung v. 13. Novbr. 1854, Nr. 294 R. ©. Bl. 
haben Die Strafgerichte eine Abjchrift des rechtskräftigen Urteils, womit ein Patental- 
Invalide zu einer ſchweren Kerkerſtrafe verurteilt wınde, unter Auſchluß der dem Ver— 
urteilten abzunehmenden Patental-Urkunde, der Militär-!andesftelle, in deren Bereiche 
derjelbe jeinen Wohnfig hatte, mitzutbeilen. 

IV. Jedes wider einen Studivenden oder Schüler einer öffentlichen Lehranſtalt 
wegen eines Verbrechens, Vergehens oder einer Webertretung ergaugene Enderkenntniß, 
ift nad) eingetretener Rechtskraft, unter Anfchluß einer beglaubigten Abſchrift desſelben 
jammt Entjdeidungsgründen dem Vorſtande der Pehranftalt, an welcher der Studirende 
oder Schüler als jolcher eingetragen ift, bekannt zu geben, ohne daß librigens deshalb 
der Vollzug des Urteils aufgefhoben werden darf (Min. Vdg. v. 27. Februar 1855, 
Nr. 39 R. ©. Bl.). 

V. In allen Fällen, im welchen es fih um Verfälſchungen öffentlicher Ereditspa- 
piere von bebeutenderem Umfange, oder um Fälfcher von bejonderer Kühnbeit, oder 
weitverbreiteter Berzweigung handelt, haben die Gerichte erfter Inftanz das Rejultat ber 
beendigten Unterfuhung dem Finanzminifterium mitzutheilen ; Daher eine beglaubigte Ab- 
Schrift des in Folge mündlicher Schlußverbandlung ergangenen vechtsfräftigen Enderfennt» 
niffes ſammt den Enticheidungsgründen unmittelbar dahin zu überſenden, auch auf Verlan— 
gen dem Finanzminifterium die Unterfuhungsakten zur Einficht mitzutheilen (Min. Vdg. 
v. 16. Mai 1855, Nr. 89 R. ©. Bl.). — Es wurden aud) ferner durch Zuft. Din. Erlaf 
v. 24. Mai 1854, 3. 8028 ſämmtliche Stvafgerichte augewieſen, bei allen vorkommenden 
Unterfuhungen und Verhandlungen, welche die Rachmachung won öffentlichen Creditspa— 
pieren auf photographiſchem Wege oder eine der im $. 325 Str. ©. bezeichneten photogra- 
phiſchen Darftellungen, welche einer Nachbildung von öffentlichen Creditspapteren ähnlich 
find, zum Gegenftand baben, mag e8 fi um die wollitredte ftrafbare Handlung oder 
blos um den Verſuch derjelben handeln, nad) geichloffener Berhandlung nebt einer Abjchrift 
des Enberfenntniffes fanımt Eutjcheidungsgründen und jenem Theile der Acten, aus welchem 
der technifche Vorgang bei dieſer Nachbildung und die zur Hervorbringung des photographi— 
{chen Bildes angewandten Mittel entnommen werden können, im Wege des k. k. Oberlandes- 
Gerichts» Präfidiums dem E. k. Minifterium der Juſtiz vorzulegen. 

VI. Zufolge Min, Vdg. vom 28. Juli 1851, Nr. 185 R. ©. Bl. und v. 24, Jäner 
1855, Nr. 20 R. G. Bl. haben die Gerichte monatliche Ausweije über die durch bie k. k. 
Gensd’armerie eingebrachten und zu einer Strafe verurteilten Uebelthäter an Das betreffende 
Flügelcommando zu erftatten, in welchen die zur Bemeſſung ber Ergreifungstaglie dienen— 
den Daten (nämlich die ftrafbare Handlung, die verhängte Strafe, der Grund der Verhaf— 
ung, und ob dieje gefetlich gerechtfertigt war) enthalten fein müſſen. 
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VII. Rüdfichtlich des letzten Abſatzes dieſes Paragraphes wird auf den 3.26 des Str. G. 


und die zu demfelben gehörigen Verordnungen (in meinem Handbuche S. 57) verwieſen. 


S. 522. 
Bann eine Aufjbiebung des Beginnes der Freiheitsftrafe 
ftattfinden dürfe. 

Der Beginn des Bollzuges einer Freiheitsſtrafe, welde nicht ſechs 
Monate überjteigt, kaun anf kurze Zeit anfgeſchoben werden, wenn durch 
deren unverzügliche Vollitredung der Erwerbungsitand oder Nahrungs: 
betrieb der ſchuldloſen Familie des VBerurtheilten in Verfall oder doch in 
Unordnung gerathen wirde, nud eine Entweidung desielben nicht zu 
bejorgen iſt. Dieſen Aufſchub kaun aber nur das Oberlandesgericht nad) 


vorläufiger Bernehmung des Gerichtshofes eriter Inſtanz bewilligen, 

I. Soldye Gründe wären eine nothwendige Feld» oder Weingartenarbeit, die VBollen- 
bung eines beftellten Werfes u. dgl. 

II. Das Geſuch um Aufichiebung des Beginnes ber Freiheitsftrafe kann bei dem Ober- 
landesgerichte oder dem Gerichtshofe erfter Inftanz angebracht werben, welcher das Gefuch 
mit feinem Gutachten dem Oberlandeögerichte vorzulegen hat. Bis zur Entſcheidung dieſes 
Gefuches bleibt der Beginn der Strafe jelbftverftändlich verjchoben. 


Eine Unterbrechung der bereitd angetretenen Freiheitsftrafe, jowie 
überhaupt die VBollitredung derjelben in unterbrodenen Zwiſchenräumen 
darf nie jtattfinden. 


8. 323. 


Bolljtredung: 
a) der Todesurtheile; 


Die Bollftredung von Todesurtheilen geihicht am Morgen des zweiten 
Tages nad) demjenigen, an weldem dem Berurtheilten eröffnet worden ift, 
dad die Strafe wegen nicht eingetretener Begnadigung an ihm werde voll 
zogen werden. Diefe Eröffnung geſchieht im Gerichtshauſe in Gegenwart 
eines Vorfigenden, zweier Richter und des Staatsanwaltes, Das Straf: 
gericht hat darauf zu jehen, daß die Vollziehung weder auf einen Sonn: 
oder Feiertag, noch auf einen ſolchen Tag falle, weldier nad dem Reli: 
nionsbelenntnifje des Verurtheilten ein Feſttag iſt, und daß der Boll: 
ſtreckung an dem beftimmten Tage überhaupt Fein Hinderniß im Wege ftehe, 

Nach dieſer Verkündigung hat das Strafgeriht dem Verurtheilten 
einen Secljorger feines Religionsbekenntniſſes beizugeben, in foferne er 
ſich nicht jelbjt einen folden wählt, und ihm nöthigenfalles zu bedeuten, 
daß weder feine Ablehnung der Vorbereitung zum Tode, nod) ein von wen 
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immer überreichte8 Begnadigungsgeind die Bollftredung der Todesftrafe 
hemmen könne. 

Der Zutritt zu dem Verurtheilten ift nur feinen Angehörigen und den: 
jenigen Perfonen zu gejtatten, die er jelbit zu fehen oder zu ſprechen 
winſcht. 

Werden vor oder bei der Hinrichtung zu Gunſten des Verurtheilten 
milde Gaben, zu denen aber nie aufgefordert werden darf, verabreidt, fo 
find fie, wenn nicht die Geber jelbit die Art der Verwendung ausdrücklich 
beitimmen, zur beiferen Verpflegung des Vernrtheilten in den legten Tagen 
feines Lebens, dann zur Unterſtützung feiner Familie, wenn fie dürftig 
und ſchuldlos ift, und außerdem zur Betheilung der Ortsarmen, oder zu 
anderen frommen Zweden nad dem Ermellen des Strafgerichtes zu ver: 
wenden, 

Der Berurtheilte ift in einem gefchloffenen Wagen, wo ein folder 
ohne Schwierigfeit beigejhafft werden kann, unter militäriſcher Bedeckung 
auf den Richtplag zu führen. In dem Wagen haben, außer dem Berur- 
theilten ſelbſt, noch der ihm begleitende Seelforger und zwei Wachen Plat 
zu nehmen, und ein zweiter Wagen, mit einem Mitgliede des Gerichts: 
hofes in Begleitung einer zweiten Gerichtsperfon, Hat demfelben zu folgen. 
Diefe Gerihts-Commiffäre haben auf dem Ridhtplage ihren Standpunkt _ 
innerhalb der anfgeftellten Militärmacht zu nehmen, den Berurtheilten dem 
Scharfrichter zu iibergeben, iiber die Bollftredung der Todesftrafe zu wachen, 
nnd hierüber einen Bericht an das Strafgericht zu erftatten, der den Acten 
beizuſchließen iſt. Nach gejchehener Bollftredung ift eine Kurze, in Drud 
gelegte Darftellung der That ſammt dem Strafurtheile, in weldem aber der 
Geſchlechtsname des Verurtheilten nur mit dem Anfangsbuchitaben bezeichnet 
werden darf, zu vertheilen. 

Der Körper des Hingerichteten ift bei einbrechender Nacht durch den 
Scharfrichter von dem Strafgerüfte abzunehmen und neben dem Richtplatze 
zu beerdigen, das Strafgerüfte ſelbſt aber nnverzüglid wegzuräumen. Iſt 
die Todesitrafe an Mehreren zu vollſtrecken ($. 293), jo ift die Veranftal- 
tung zu treffen, daß Keiner die Hinrichtung des Anderen jehen könne, 


Muſter einer foldyen Darftellung. 
Todesurteil, 
welches von dem f. f. Yanbesgerichte zu N, über die mit Franz I***** megen 
meuchlerifchen Raubmordes und Diebftahles geführte Unterfuhung am — 
geſchöpft, und nad) erfolgter hoher und höchſter Beftätigung heute am — voll- 
zogen worden ift. 
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Thatbeſtand. 

Franz 9****4**, am 18. Juli 1818 zu Oberaugeſt im Prerauer-Kreife 
Mährens geboren, katholiſcher Religion und ledigen Standes, ein Pferdeknecht, 
hat in ſeiner früheſten Jugend die Schule ſo nachläſſig beſucht, daß er weder leſen 
noch ſchreiben gelernt hat. 

Er wurde in reiferen Jahren von ſeinen Aeltern zur Landwirthſchaft ver— 
wendet, diente dann als Pſerdelnecht bei mehreren Bauern, war aber unordentlich 
und liederlich und wurde ſchon im Jahre 1851 wegen Verbrechens des Dieb- 
ſtahles beſtraft. 

Sein Hang zum ſchlechten und ausſchweifenden Leben brachte ihn dahin, daß 
er neuerdings zwei Diebſtähle im Betrage von 188 fl. C. M. verübte, im Juli 
1854 feinen Dienſtort zu Weißkirch verließ, und ſich nach Wien begab, um ein 
freieres Leben zu führen. Er nahm feinen Aufenthalt zu Fünfhaus nächſt Wien, 
und lebte theil8 von dem mitgebrachten, vom Diebftahle herrüihrenden Gelde, theils 
vom ZTaglohne. 

Als er Anfangs September 1854 fein Geld und feinen Erwerb hatte, faßte 
er den Entſchluß, in feine Heimat zuriiczufehren, dort bei einem reichen Juden 
in Dienft zu treten, ihm fohin bei günftiger Gelegenheit zu erichlagen, ihm das 
Geld zu nehmen, um davon den fommenden Winter gut zu leben. 

Er ſchritt fogleic) zur Ausführung feines Vorhabens, begab ſich unmittelbar 
nach Hollefchau in Mähren, trat dort am 12. September 1854 bei dem ifraeli- 
tifchen Getreidehändler Iſak König als Pferdefnecht in den Dienft, und fuhr 
am anderen Tage mit einer Ladung Gerfte mit feinem neuen Dienftheren nad) 
Bielig im faiferlihen Schleſien. Auf der Rüdreife fam er mit feinem Dienftherrn 
am 17, September 1854 Abends auf der Kaiferftraße bis auf die Anhöhe zwifchen 
Chlebowitz und Richaltitz, wo er mit dem Fuhrwerfe ftehen blieb und rüdwärts 
am Wagen die Hemmpftange andrehte. Während nun Iſak König neben dem 
Wagen links ftand, und mit dem Leitjeile die Pferde anhielt, benügte Franz 
97***** dieſe Gelegenheit, ergriff eine auf dem Wagen befindlich geweſene eiferne 
Radhaue und verfegte mit der ftumpfen Schneide derjelben dem Iſak König 
von rückwärts zwei Schläge auf. den Kopf, jo daß berjelbe zur Erbe auf das 
Geficht fiel und einen Schrei ausſtieß, weßhalb Franz AFrFFFt ihm noch ein 
paar Schläge mit dem Rücken der Haue auf den Kopf verfetste, jo daß derſelbe 
fogleidy den Geift aufgab, 

Hierauf nahm Franz IFFFFF* dem Ermorbeten fein Geld im Betrage von 
73 fl. C. M. ab, ſchleppte ven Leichnam von der Straße weg, warf ihn in einen 
tiefen Waflergraben, fuhr dann eiligft davon bis nad) Richaltig, wo er über- 
nachtete, umd fette am anderen Tage die Reife fort. In Keltfch übergab er das 
Fuhrwerk ſammt Ladung einem befannten Manne mit dem Auftrage, ſolches nad) 
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Hollefchau zu führen, Echrte mit dem geraubten Gelde und einem dem Ermordeten 
abgenommenen Mantel nad) Fünfhaus nähft Wien am 24. September 1854 
zurüd, wucbde aber hen in der Nacht vom 26. auf den 27. September 1854 
von ber Polizeibehörde, welche fein Verbrechen erfuhr, in feinem Unterftandsorte 
aufgegriffen und in Berhaft genommen, bei weldyer Gelegenheit er von dem ge- 
raubten Öute nur nod) einen Betrag von 24 fl. C. M. und den Mantel bei ſich hatte. 

Bor dem Landesgerichte legte Franz ZHrrFr* ein mit den gerichtlichen 
Erhebungen volllommen übereinftimmendes Geſtändniß dieſer That ab. 

Bei der vorgenommenen Section des am 18. September 1854 in dem 
Waffergraben aufgefundenen Leichnames des ermordeten JIſak König ging ber 
gerichtsärztliche Befund dahin, daß die ihm mit einem ftumpfjchneidenden Juſtru— 
mente, nämlid mit der am Thatorte vorgefundenen eifernen Radhaue, am Kopfe 
beigebracdhten Berlegungen und die dadurd) verurfacdhte Zerfchmetterung des Schä- 
delgewölbes nothwendig tödtlich waren, und deſſen fchnellen Tod zur Folge hatten. 

Urteil, 

Der unterfuhte Franz J****** iſt der Verbrechen des meuchlerifchen 
Raubmordes und Diebftahles ſchuldig, und foll deshalb nach Vorſchrift des 8. 136 
des Strafgefeges mit dem Tode beftraft, und diefe Strafe an ihm gemäß $. 13 
eben daſelbſt mit dem Strange vollzogen worden. 


S. 324. 
b) von Freiheitsftrafen; 

Freiheitsſtrafen, die nicht über Ein Jahr zu dauern haben, können 
bei dem Strafgeridhte, welches das Urtheil in erfter Inſtanz erlaffen hat, 
vollzogen werden. 

Sträflinge, welde zu einer mehr als einjährigen Freiheitsftrafe ver: 
urtheilt find, haben die Strafen an denjenigen Orten zu beftehen, welde 
durch befondere Vorſchriften hierzu angewiejen werden. 

I. Dieſe Anweifung erfolgt durch die Oberlandesgerichte im Einvernehmen mit ber 
Statthalterei entweber für einen beftimmten Zeitraum oder für jeben einzelnen Fall. 

II. Gegenwärtig werben die Freibeitsftrafen von mebr als einem bis einfchließig zehn 
Jahre in dem Provinzialftrafhaufe, Strafen über zehn Jahre und die wegen Hochverraths 
verhängten Strafen aber auf einer Feftung (dem Spielberg, ber Eitabelle von Gradiska 
u. ſ. w.) vollftredt. 

III. Nach Artikel 14 des mit dem b. Stuhle abgejchloffenen Concordates (K. Pat. v. 
5. Novbr. 1855, Nr. 195 R. ©. Bl.) haben Geiftliche Die Kerkerftrafe ftets an Orten zu 
erleiden, wo fie von Weltlichen abgefondert find. Im Falle einer Verurteilung wegen Ver— 
gehen werben fie in ein Klofter oder in ein anderes geiftlihes Haus eingefchlofjen werben. 


Es ift jedod immer dafür zu forgen, daß die Gefängnifie für Ver: 
brecher von denjenigen, in weldhen die blos eines Vergehens oder einer 
Mebertretung Schuldigen ihre Strafe auszuftchen haben, abgejondert werden. 
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Die Ablieferung des Verurtheilten an diefe Straforte Hat das Straf: 
gericht durd die Iandesfürftlihe Sicherheitsbehörde einzuleiten, und der- 
jelben eine genaue Auskunftstabelle über die Verhältnifie des Verurtheilten 


mitzutheilen, worüber befondere Vorſchriften erlaffen werden. 

Die Borfchrift iiber Die Abfaffung und das weitere Verfahren mit den Ausfunfts- 
tabellen enthalten ber $. 30 der Inftruction für die Strafgerichte, Dann die JuftizeMinifterials 
Verordnung vom 5. März 1853, Nr. 44 R. ©. Bl., welche lautet: 

$. 1. Die Unterfuchungsrichter an den Bezirkskollegial- und Fandesgerichten haben am 
Schluſſe der Borunterfuhung für jeden eines Verbrechens oder Vergehens Beſchuldigten 
eine Tabelle nach dem Mufter A zu verfaflen, die Rubriken 1, 2, 3, 4, 8 und 9 auszu— 
füllen und die mit ihrer Fertigung verſehene Tabelle den VBorunterfuhungs- Akten beizulegen. 

St der Angefchuldige fofort eines Verbrechens oder Dergehens ſchuldig erkannt 
und zu einer Strafe verurteilt worden, jo hat mit dem Eintritte der Rechtskraft des Straf: 
urteiles dev Vorſitzende des Gerichtes, welches in erfter Inftanz erkanut bat, und foferne 
er abwejend oder verhindert wäre, der erfte Beifiger die Rubriken 5, 6 und 7 der Ta- 
belle durch den Schriftführer ausfüllen zu laffen, diefe zu unterfertigen, und nebſt einer be— 
glaubigten Abfchrift des Strafurteiles dem Staatsanwalte, der die Vollftredung desſelben 
anzuordnen hat, ungeſäumt mitzutheifen. 

In die erfte Rubrik der Tabelle ift nicht nur der eigentliche Vor- und Geſchlechts— 
name des Angefchuldigten, fondern auch der faljche Name, welchen er ſich allenfalls bei- 
gelegt hat, oder der Spitzname, unter dem er fonft befannt ift, deutlich einzutragen. Sft 
fein Geburtsort nicht eine allgemein befannte große Stadt, jo ift zur näheren Bezeichnung 
ber politiihe Verwaltungs» oder Gerichtsbezirk, der Kreis, die Delegation, der Regie— 
rungsbezirk, der Diftrikt, das Kronland, worin der Geburtsort liegt, zugleich anzumerfen. 
Das Alter oder die Zahl der Febensjahre ijt, wenn ein Geburtsfchein erhoben wurde, mit 
Anfegung des Geburtstages, Monates und Jahres, außerdem nach der Angabe des Ange— 
Ihuldigten auszubrüden. War er nod) in VBerfergung ber Aeltern oder Verwandten, ober 
unter Vormundſchaft oder Euratel, fo find aud) der Name, Stand und Wohnort ber er- 
fteren oder der Bormünder oder Euratoren anzugeben. Die Religion ift nach Verſchieden— 
heit des Glaubensbetenntniffes zu benennen. Hinfichtlih des Standes ift anzumerken, ob 
der Angeichuldigte ledig, werheiratet oder verwitwet fei und Kinder habe, und wie wiele, in 
welchem Falle ihr Alter und Gefchlecht anzugeben ift. 

In Betreff der Beihäftigung oder Erwerbsart ift anzuführen, ob dev Angeſchuldigte 
Befiger von Nealitäten und von welcher Gattung, ein Taglöhner, Gewerbsmann, Kinftler, 
Rentier (Capitalift), ehemaliger Beamter, Soldat u. ſ. w. oder ein Menſch ift, ber feinen 
orbentlichen Nahrungszweig auszumweijen vermochte. Der Rubrik unter Nr. 1 ift eine genaue 
Beſchreibung der Perfon und Kleidung des Angeſchuldigten einzufchalten. 

In der zweiten Rubrik ift die zuftändige Heimatsgemeinde des Angefchuldigten nad) 
Namen und Lage innerhalb des zu bezeichnenden politifchen Bezirkes, Kreifes, der Delega- 
tion, des Regierungsbezirfes, Diftriftes und Kronlandes, und foferne fie im Auslande 
gelegen wäre, in ähnlicher Art zu bezeichnen. 

Der Teste Wohnort des Angejhuldigten wird ebenfo wie der Geburtsort näher bezeich- 
net, und won blos zeitlichen Aufenthaltsorten, welche lediglich für vorübergehende Zwecke 
gewählt werden, unterfchieden. Laßt fich weder einer noch der andere nachweifen, fo ift das 
geführte berumfchweifende (Bagabunden-) Yeben anzumerken. 

In der dritten Rubrik ift auf Grundlage der gemachten Erhebungen zu bemerken, 
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ob ber Lebenswanbel bes Angefhuldigten vorher tadellos, oder in welcher Hinficht tabel- 
haft ober verbächtig war. Iſt er bereits früher in ftrafgerichtlicher Unterfuchung geſtanden, 
jo ift beftimmt anzugeben, wann, wo, und wegen welcher ftrafbaren Handlung die vorige 
Unterfuhung geführt, und wie fie erledigt wurbe. Die Art der ftrafbaren Handlung ift 
auf die umten angebeutete Weife näher zu bezeichnen und die Art der Erledigung durch 
die Aufnahme bes bispofitiven Theiles des Beichluffes oder Erfenntniffes erfichtlich zu machen. 

An der vierten Rubrik find die ftrafbaren Handlungen, welche den Gegenftand ber 
geführten Vorunterſuchung bildeten, mit der gefetslichen Benennung und mit furzen die— 
felben näher und fpezieller bezeichnenden Beifägen anzuführen, als z. B. bei dem Dieb- 
ftahle: Wilddiebſtahl, Tafchendiebftahl, Diebftahl mit Einbruch, an Betrunfenen, Schla- 
fenden, in Markthütten und Auslagen, in Wirthshäufern u. ſ. w., oder beim Betruge: 
buch Berfälihung öffentlicher Urkunden, durch fälſchliche Annahme des Charakters eines 
öffentlichen Beamten u. ſ. w. Iſt eine oder Die andere ftrafbare Handlung wirklich, ober fo 
viel befannt, ohne Mitjchuldige oder Theilnehmer verübt worben, jo wirb dieſes bemerkt. 
Am entgegengefetten Falle find die der Mitfchuld oder Theilnahme Angefchulbigten mit 
Beziehung auf die ihre Perfon betreffenden Tabellen zu benennen. 

In der fünften Rubrik ift der dispofitive Theil des Strafurteiles mit Angabe bes er- 
fennenden Gerichtes und des Datums der Urteilsfchöpfung anzuführen. Ift die wider bas 
Urteil ergriffene Berufung oder Nichtigfeitsbefchwerde verworfen, oder das Urteil im Be— 
rufungswege beftätiget oder abgeändert, oder das Strafurteil vom Caffationshofe geſchöpft 
worden, fo ift dies genau anzuführen, die Gattung der Strafe nach ber geſetzlichen Be- 
nennung, ihre Dauer und bie allenfalls damit verbundene Verſchärfung genau auszubrüden. 
Snebefondere muß, wenn nad Maßgabe des Strafgejetes auf Landesverweiſung ober auf 
Abſchaffung aus einem Orte, aus einen Kronlande, oder aus ſämmtlichen Kronlänbern 
bes öfterreichifchen Kaiferftaates nah ausgeftandener Strafe erkannt wurbe, biejes aus— 
drücklich angeführt werben. 

In der fechften Rubrik ift der Tag, an welchem ber Vollzug bes Urteils zu bes 
ginnen hat, mit Buchftaben anzumerfen,- wenn auch bie Ablieferung an entferntere Straf- 
örter fpäter erfolgt. 

In der fiebenten Rubrik find das Jahr und der Tag anzuführen, an welchem bie 
Strafzeit, welche von dem Tage des beginnenden Bollzuges des Strafurteiles nach dem 
Kalender zu berechnen ift, endiget. 

In der achten Rubrik ift alles anzumerken, was über bie Förperliche und fittliche 
Beichaffenheit des Angefhuldigten wahrgenommen wurde. Es fümmt baher anzuführen, 
ob er. gefund oder mit Leibesgebrehen und mit welchen er behaftet, befunden worden, ob 
er, wenn er nach dem Geſetze mit Fürperlicher Züchtigung beftraft werben kann, hierzu 
nach ärztlichem Befunde geeignet, ferner ob er gutmütbig, veumüthig, bösartig, hart- 
nädig, wiberjpenftig u. ſ. w. ift. Ueber feine Gemüthsbeichaffenheit ift überhaupt eine 
Beichreibung zu liefern, In Beziehung auf den Bildungsgrad ift anzugeben, ob ber An- 
geſchuldigte des Leſens und Schreibens, oder nur bes einen oder bes anderen kundig fei, 
ob er eine gewerbliche oder höhere Ausbildung befit. 

In der neunten Rubrik ift Alles fonft etwa auf bie Behandlung bes Angefchuldig- 
ten Einfluß nehmende aufzunehmen, insbefondere, ob er wegen früher verſuchter oder 
vollbrachter Entweihung mit vorzüglicher Sorgfalt zu bewachen if, ob er bes Religions- 
unterrichtes bebarf u. ſ. w. 

8.2. Die Staatsanwälte an ben Bezirkskollegial- und Landesgerichten (gegemmwärtig 
die Gerichtsbehörben felbft gemäß $. 30 der Inſtr. f. d. Strafgerichte) werden bei Anord⸗ 
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nung ber Bollftredung jener Strafurteile, durch welche eine mehr als eine fechsmonatliche 
Freiheitsftrafe verhängt wird, die Tabelle nebft ber beglaubigten Abjchrift des Strafur« 
teiles der, dem Orte ber Aburteilung vorgefegten politiihen Behörde mittheilen, damit 
durch diefe Behörde Die Ablieferung des Berurteilten nach dem gefetlich beftimmten Straf- 
orte veranlaßt werbe. Iſt der Abgeurteilte Unterthan eines fremden Staates, jo find nad 
$. 30 der Inftr. f. d. Str. ©, die zum Beweife darüber dienenden Urkunden in beglau— 
bigter Abjchrift der Tabelle anzuſchließen. (Ueberhaupt ift es zwedmäßig — und in Wien 
auch insbejondere angeordnet — die vorliegenden Ausweije, 3. B. Paß, Wanderbud, Zeug. 
niffe ꝛe. des Abgeurteilten, ber Sicherheitsbehörde mit der Tabelle zu übergeben). 

$. 3. Die Verwaltung jedes Strafortes hat die ihr gleichzeitig mit dem Verurteilten 
zukommende Tabelle in ihr mit gleichen Rubriken angelegtes Stammbudh mit Bemerkung 
ber ben Sträfling treffenden Zahl und des Tages, feiner Uebernahme genau einzutragen, 
vor bem Ende der Strafzeit in der zehnten Rubrik der Tabelle die Bemerkung über das 
Betragen bes Sträflings während der Strafzeit einzufchalten, dieſe zu unterfertigen, und 
jofort die Tabelle an Orten, wo fih eine Polizei-Direction oder ein felbftändiges Po- 
lizei-Rommiffariat befindet, diefen, fonft aber ber politiſchen Bezirksbehörde, in beren 
Bezirke fie fich befindet, in folcher Zeit zu überfenden, daß Durch biefe Behörden noch vor 
bem lebten Tage ber Strafbauer beftimmt werde, ob ber Sträfling unbebingt ober mit 
welchen Borfichten aus dem Straforte zu entlaffen, oder ob er vor dieſelben zu ftellen jei. 
— Bei den Berurteilten, welche ihre Strafe bei dem Gerichte felbft vollftreden, bat gemäß 
88. 30 und 89 der Inftr. f. d. Strafgerichte der Kerfermeifter die hier vorgeſchriebene Aus- 
- Füllung zu bejorgen, und die Tabelle vor Ende der Strafzeit dem Gerichte zur weiteren 
Beförderung vorzulegen. 

8. 4. Dieſe Polizei» und rückſichtlich politifche Behörde hat, wenn nicht ſchon im gericht⸗ 
lichen Erfenntniffe die Landesverweiſung ober bie Abſchaffung ausgeſprochen wäre, bie fie 
jedenfalls im Vollzug zu ſetzen bat, zu beftimmen, was mit dem Sträflinge nach ausge- 
ftandener Strafe zu geicheben habe, ob berjelbe in der Gemeinde des Strafortes belafjen 
werben könne, ober ob derfelbe in feine Heimatsgemeinde oder nad) Maßgabe der befonderen 
Berbältniffe in eine andere Gemeinde gewiefen, und ob er dahin frei entlaffen oder mittelft 
gebundener Marfchroute oder mittelft Schubes befördert werben fol. Diefe Behörde hat, 
wenn bie Gemeinde bes Strafortes zugleich bie zuftändige Gemeinde bes zu entlaffenden 
Sträflings ift, die Tabelle aufzubewahren, fonft aber der Polizeibehörbe, welche in ber 
zuftändigen Gemeinde des Sträflings ihren Sig hat, in Abgang einer ſolchen aber ber 
politiſchen Bezirksbehörbe, in deren Bezirke die zuftändige Gemeinde Tiegt, zur Kenntniß 
und Aufbewahrung mitzutheilen. Sollte der Sträfling in eine andere als feine zuftändige 
Gemeinde entlafjen werben, fo ift, wenn fich in erfterer eine Polizeibehörbe befindet, biefer, 
in Abgang einer jolhen aber, und wenn bie zum Aufenthalte angewiefene und bie zu» 
ftändige Gemeinde im Bezirke verſchiedener politiichen Bezirksbehörben Tiegen, ber politi- 
chen Bezirksbehörde in deren Bezirke die zum Aufenthalte angewiefene Gemeinde legt, 
eine Abjchrift der Tabelle zu überſenden. 

8.5. Die Polizei- und rückſichtlich politifche Behörde, in deren Bezirke die zuftänbige 
ober zum Aufenthalte angewiefene Gemeinde des zu entlaffenden Sträflings liegt, werben 
biefe Entlaffung und die vorausgegangene Beurteilung dem Gemeinbevorfteher feines 
Wohn- oder künftigen Aufenthaltes, jo wie auch dem betreffenden Gensb’armerie » Flügel- 
Kommando befaunt geben, und beiben das über die Gemüths- und fittliche Beichaffen- 
beit des Entlaffenen, feinen früheren Lebenswandel und die Art feiner Beauffichtigung 
zu willen Nöthige mittheilen. j 
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Ueberhaupt wird es ben Polizei- und politiihen Behörden zur ftrengften Pflicht ge- 
macht, nach Mafgabe der beftehenden Vorſchriften die polizeiliche Aufficht über entlaffene 
Sträflinge zu pflegen. 

8. 6. Die Verwaltung des Strafortes bat im Beginne jedes Quartales ein alphabetiſch 
georbnetes, mit den Rubriken der Tabelle verjebenes Verzeichniß aller mit Ende des Quar- 
tales aus dem Straforte zu entlaffenden Sträflinge dem Statthalter des Kronlandes, in 
welchen fich die Strafanftalt befindet, vorzulegen, — Auch die Abfaffung diefer Ausweife 
liegt rüdfichtlich jener Sträflinge, welche ihre Strafe bei dem Gerichte jelbft vollziehen, 
nad) 88. 30 und 89 der Inftr. f. d. Strafgerichte dent Kerfermeifter ob. 

8. 7. Die Staatsanwälte an den Bezirfs-Eollegialgerichten (jetst nach 8.30 der Inſtr. 
f. d. Strafgerichte dieſe jelbft) haben auch bei der Anordnung der Vollftredung aller iibrigen 
im $. 2 nicht begriffenen Strafurteile wegen Verbrechen und Vergehen, bie ihnen zugekom— 
mene Tabelle und eben jo die Bezirksgerichte bei Bollftredung der wegen Uebertretungen 
ergangenen Strafurteile die won ihnen nach dem Mufter A auszufertigende Tabelle, wenn 
am Orte des erkennenden Gerichtes eine Polizeibehörde befteht, dieſer, ſonſt aber der poli- 
tifchen Bezirksbehörde, in deren Bezirke ſich das Strafgericht befindet, mitzutheilen, 

Ausgenommen hiervon find jene Fälle, in welchen Strafurteile wegen folher Vergehen 
gegen die Sicherheit der Ehre, die nur auf Anlangen des Beleidigten verfolgt werden können 
und keine Freibeitsftrafe von jehs Monaten zur Folge hatten, oder wegen Uebertretungen, 
welche weder aus Gewinnjucht entftanden, noch bie öffentliche Sittlichfeit oder die öffent: 
liche Ruhe und Ordnung verlegen, noch eine Freiheitsftrafe von jehs Monaten nad) fich 
zogen, ergangen find. 

$. 8. Die Polizei- und rückſichtlich politiichen Behörden haben die am Schlufie 
des 8. 3 erwähnte Beſtimmung zu treffen, biefelbe ben Staatsanwälten und rüdficht- 
ih den Bezirksgerichten mitzutheilen und mit den Tabellen auf die unter den 85. 4 
und 5 angeführte Weije vorzugehen. 

8. 9. Wenn ein wegen eines Verbrechens, Vergehens ober wegen einer in bie 
Auskunfts- Tabelle aufgenommenen Webertretung Verurteilter aus jeiner zuftändigen oder 
ihm zum Aufenthalte angerwiefenen Gemeinde in eine andere Gemeinde überfiedelt, jo ift 
von der Polizei-Behörde, wenn eine jolhe an dem früheren Wohn- oder Aufenthalts- 
orte beftebt, in deren Abgang aber von der politifchen Bezirksbehörde an Die Polizei- 
Behörde der Gemeinde, in welche die Ueberſiedlung geſchieht oder wenn fich daſelbſt 
eine folche nicht befindet, am bie betreffende politiiche Bezirksbehörde eine Abjchrift der 
Tabelle zu ſenden. 

In allen Fällen der Ueberfiedlung eines jolhen Berurteilten von einer Gemeinde 
in die andere ift der Vorfteher der Gemeinde, in welche überfiedelt wird und nach Be— 
fchaffenheit auch das Gensd'armerie-Kommando, welchem diefe Gemeinde zugewiefen ift, 
von ber vorausgegangenen Verurteilung bes Leberfiedelten in Kenntuiß zu ſetzen. 

$. 10. Die Tabellen über die jeit der Wirkfamkeit der Strafprozeß-Orbnung vom 
17. Züner 1850 geſchöpften Strafurteile, infoferne fie nicht bereits in Gemäßheit des 
Hofdelrets vom 30. November 1821, Nr. 1818 der Inſtiz-Geſetzſammlung, verfaßt 
umb übergeben wurden, find nach dieſen Borfchriften nachträglich in kürzeſter Zeit aus- 
zufertigen und den in ben friiheren Abjägen bezeichneten Behörden zu überjenden. 

$. 11. Die Polizei» und rüdfihtlih politifchen Behörden haben die an fie gelan- 
genden Tabellen zu jammeln, mit fortlaufenden Zahlen der Reihenfolge nach zu ver— 
feben, bierliber einen alphabetiſchen Inder zu flihren und auf Anlangen der Sicherheits- 
bebörden, Gerichte und Staats-Anwaltihaften aus denjelben Auskünfte zu exrtbeilen. 
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8. 325. 
e) der förperliden Zühtigung; 

Iſt nad dem Strafurtheile an dem Berurtheilten eine körperliche Züch— 
tigung zu vollziehen, fo iſt diefelbe, wenn es ohne Nachtheil für die 
Gefundheit des Sträflings geſchehen kann, ſogleich beim Antritte der Strafe, 
und noch bei dem Strafgerichte, außerdem aber nad dem Wegfallen diejes 
Hinderniffes während der Strafdaner zu vollziehen. Nad) Vollſtreckung der 
übrigen Strafe darf eine körperliche Züchtigung nicht mehr zugefügt werden. 

Die Zühtigung mit Streichen, welche gemäß $. 24 des Str. ©. bei Jünglingen 
unter 18 Jahren und Frauensperfonen in Ruthenſtreichen, bei erwachſenen Männern 
in Stodftreihen beſteht, muß auf eine folhe Art vollzogen werben, daß die Strafe 
zwar empfindlich, aber ber Geſundheit nicht nachtheilig ift. Es muß aljo ftets vor deren 
Bollzug das ärztlihe Gutachten eingeholt werden. — Frauensperfonen dürfen zur Zeit 
ber monatlichen Reinigung und wenn bei ber ärztlichen Unterfuchung Anzeichen ber 
Schwangerihaft gefunden werben, nicht gezüchtigt werben; die Züchtigung berjelben hat 
zwar auf ben bloßen Leib, jedoch nur durch Perfonen von gleichem Gejchlechte zu ge- 
ſchehen ($. 93 d. Inſtr. f. d. Str. ©.) 


S. 326. 
d) der Landesverweiſung, oder einer Abjhaffung; 


Iſt durch ein Strafurtheil die Landesverweifung des Verurtheilten 
nad) ausgeftandener Strafe, oder deſſen Abjhaffung aus ſämmtlichen Kron- 
ländern, oder aud) nur aus einem Kronlande ausgeſprochen, fo ift von dem 
Strafgerichte die Anzeige hiervon an den Landes-Chef desjenigen Kron- 
landes, in dem das Strafgeridht gelegen ift, zu erſtatten. 

Bezieht ſich die Abſchaffung nur auf einen einzelnen Ort, fo ift die 
politifche Bezirksbehörde hiervon zu verftändigen. 

I. Die nöthigen Borjchriften über die Evidenzhaltung und Ueberwahung der aus 
Defterreich landesverwieſenen ober abgeichafften Ausländer ertheilt die Verordnung des 
Chefs ber oberften Polizeibehörde vom 20. Februar 1854, Nr. 49 R. ©. Bl.—., 
welche lautet: 

Das von Seiner Majeftät a. b. genehmigte Centralpolizeiblatt (über welches das 
Nähere in meiner Erklärung der Inftruction f. d. Str. ©. ©. 21 zu finden ift) 
hat auch die Beftimmung, die von ben Strafgerichten ober von dem politiichen Be- 
hörden ausgehenden Landbesverweilungen oder Abichaffungen von Ausländern aus der 
Monarchie zu veröffentlichen. 

Dies führt zu einigen Abänderungen ber bisher hinfichtlih ber Evidenzhaltung der 
Landesverwiefenen oder abgefchafften Ausländer beftandenen Vorſchrift vom 27. Jäner 
1853, Nr. 46 R. ©. U. 

Statt berfelben werden nunmehr im Einvernehmen mit dem Yuftizminifterium 
folgende neue Beftimmungen worgezeichnet: 

1. Vom Beginne des laufenden Jahres angefangen haben die bisherigen, von ber 
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oberften Polizeibehörbe ausgegebenen Monatverzeichniffe der landesverwieſenen ober ab» 
geichafften Ausländer aufzuhören. 


2. Die Veröffentlichung aller feit 1. Jäner d. 3. aus der Monarchie verwiefenen 
oder abgeſchafften Ausländer erfolgt von Zeit zu Zeit, ohne fih an beftimmte Zeitab- 
fchnitte zu binden, im Wege bes Centralpolizeiblattes und zwar durch eigene Berzeich- 
niffe, welche Beilagen diefes Blattes bilden werben. 


3. Jedes Strafgeriht, jo wie jede politifche Behörbe, welche eine Landesverwei— 
fung oder Abſchaffung eines Ausländers aus ber Monarchie verfügt, bat von Fall zu 
Fall und noch amı Tage ber getroffenen Verfügung, bie Anzeige hiervon an das Re— 
dactions-Bureau der oberiten Polizeibehörde einzufenden. 


4. Die Anzeige hat in ber Regel, wenn nicht befondere Umftände eine Abweichung 
erheifchen, ohne alle Einbegleitung, blos durch Ausfüllung nad dem beiliegenden For- 
mulare zu geicheben. 


5. Die Ausfüllung der in den Anzeigen enthaltenen Rubriken iſt mit aller Ge— 
nauigfeit und möglichfter Vollſtändigkeit zu bewerkftelligen; insbefondere ift die Perſons— 
beſchreibung im größten Detail und mit beftimmten Bezeichnungen zu liefern. 

6. Die aus diefen Anzeigen bervorgehenden Berzeichniffe der verwieſenen oder ab» 
geihafften Ausländer werden gleich bei ihrem jebesmaligen Erjcheinen mit bem Eentral- 
polizeiblatte won dem Nebdactionsbureau unmittelbar an ſämmtliche Eivil- und Militär- 
Gerichtsbehörden, an alle Staatsanwaltihaften, ferner au die politifchen und Polizei— 
Behörden des ganzen Neiches, an das Militär-Polizei-Mach-Corps, au die Gensd’armerie, 
ferner an alle Hafen, Seeſanitäts- und Gränzzollämter und die mit der Aufficht au 
den Gränzen jonft betrauten Finauz-Organe, an alle öfterreichifchen Miffionen im Aus- 
lande, endlich auch an jene Gemeinden, welde das Kentralpolizeiblatt beziehen, zu dem 
Ende vertbeilt, damit alle berufenen Behörden und öffentlichen Organe hierdurch in bie 
Lage gefett werden, die nöthige Ueberwahung eintreten zu laffen, um bierburch bie 
Rückkehr verwiejener oder abgeſchaffter Ausländer zu hindern. 

T. Zur leichteren Weberficht werden halbjährige Ausweife über bie verwieſenen oder 
abgeihafften Ausländer im Centralpolizeiblatte erſcheinen und glei ben Detail-Ber- 
zeichniffen auf obige Weiſe verbreitet werben. 


I. Die unverweilte Anzeige ber Fälle einer Lanbesverweifung oder Abſchaffung 
aus bem ganzen Umfange bes Kaiferftaates an das Nebactionsbureau des Centralpolizei- 
blattes wurde mit Minifterial-Erlaß vom 23. März 1855, 3. 4313 neuerlich eingefchärft. 


Frühwald, Strafprozeß. 27 
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Geichlechts- 
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Kronland. 


’ e 
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über landesverwieſene oder abgeſchaffte Ausländer. 





Charakter, | Geburtsort, 
Stand, Ge» | Vaterland, 
werbe oder legter Religion, | Alter. 


rungsart. ort. 


Behörde, welche die Abſchaffung vwerfü 
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Anmerkung. Die ausgefüllten Anzeigen find unter ber Abreffe: 
in Wien” unmittelbar von Fall zu Fall und am Tage der verfügten Abſchaffung einzufenden. 
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Redactiond-Bureau ber oberften Polizeibehörde 
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8. 327. 
e) von Geldſtrafen; 

Gelditrafen find von dem Strafgerichte ohne Dazwiſchenlunft der 
Staatsanwaltihaft nad) den darüber beftehenden befonderen Vorſchriften 
einzutreiben, 

Diefe befonderen Borfchriften enthält die Verordnung des Yuftizminifteriums vom 
11. Februar 1850, Nr. 30 R. ©. Bl., welche lautet: 

8. 1. In den Strafurteilen, fowie in ben während bes Laufes des Strafverfah- 
vens ergebenden Exfenntniffen der Strafgerichte oder Unterſuchungsrichter, durch welche 
gegen Jemand eine Geldftrafe verhängt wird, ift zugleich jene Arreftftrafe auszuſpre— 
chen, welche im Falle der Umeinbringlichkeit der Geldftrafe nach den Beftimmungen bes 
Strafgefees v. 27. Mai 1852 ($. 260) und der Strafproceß-Orbnung v. 29. Juli 1853 
($. 6) an deren Stelle zu treten hat. Bei Geldftrafen unter 5 fl. C. M. ift die Arreft- 
firafe in die Dauer auf wenigftens 12 Stunden zu beftimmen. 

8. 2. Das Gericht, welhem ber Bollzug des Strafurteiles obliegt ($. 318 der 
Strafproceß-Orbnung), und im Falle die Strafe von dem Unterfuchungsrichter ver- 
hängt wurde, das Unterfuchungsgericht, hat nach eingetretener Rechtskraft des Erkennt» 
nifjes den Verurteilten zum Erlage des Strafbetrages unter Beftimmung einer acht 
tägigen Frift und umter Androhung ber zwangsweijen Eintreibung aufzuforbern, nad 
fruchtlofem Ablaufe der Frift aber diefe Eintreibung durch das Bezirksgericht (Bezirks⸗, 
Stubhlrichter- Amt, Prätur), in deſſen Sprengel der Berurteilte feinen Wohnfig oder 
Aufenthaltsort hat, ungefäumt zu vweranlaffen. 

$. 3. Das Bezirksgericht hat zu dieſem Ende zu verfügen, daß dem Berurteilten, 
falls er die Geldftrafe nicht bezahlt, fogleih ein dem Betrage berfelben entjprechender 
Theil des vorfindigen nach den Beftimmungen der Eivilproceß-Orbnung zur Pfändung 
geeigneten beweglichen Vermögens abgenommen und zu Gericht erlegt, oder im Falle 
biefes unthunlich wäre, einem Dritten in Berwahrung übergeben werbe. 

$. 4. Die abgenommenen Gegenftände find, falls fie nicht in Geld ober öffent» 
lichen Schuldverfchreibungen beftehen, nad vorläufiger, von Amtswegen buch einen 
Sahverftändigen zu weranlaffender Schätung, bei der nächften gerichtlichen Feilbietung, 
erforderlichen Falles auch unter dem Schägungswerthe, zu veräußern, worauf der Straf- 
betrag fammt den allfälligen Erecutionsfoften zu berichtigen und der Ueberreſt der Partei 
auszufolgen ift. 

8. 5. Muß zur Eintreibung ber Gelbfirafe die Erecution auf ein unbewegliches Gut 
ober auf eine, auf einem unbeweglichen Gute haftende Forberung geführt werben, fo ift 
biefelbe durch die f. k. Finanzprocuratur zu veranlaffen. 

8. 6. Kann die Geldftrafe nicht eingebracht werben, ober zeigt ſich, daß bie Eintreibung 
ben Bermögensumftänben ober dem Nahrungsbetriebe des Straffälfigen oder feiner Familie 
zum empfindlichen Abbruche gereichen‘ würbe, fo ift bie für dieſen Fall verhängte Arreft- 
firafe von dem im $. 2 bezeichneten Gerichte in Vollzug zu ſetzen. 

Wurde die Geldftrafe nur zum Theile eingebracht, fo ift die Arreftftrafe nur im Ber- 
bältniffe des noch ſchuldigen Neftes zu vollziehen. 

8. 7. Die eingehobenen Strafbeträge find von Fall zu Fall unter Benennung bes 
Berurteilten und unter Angabe bes richterlihen Erfenntniffes an die Eafle jenes Armen- 
Inftitutes abzuführen, welchem ber Strafbetrag nach dem Geſetze zuzufallen hat. 

27° 
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Die Gerichte haben hierüber genaue Bormerkungen zu führen, in welchen die gejchehene 
Abfuhr und die Empfangsbeftätigung der Caffe gehörig erfichtlich zu machen ift, und jedes 
Erkenntniß, woburd eine Geldftrafe verhängt wird, dem Borftande bes betreffenden Ar- 
men-Inftitutes im Auszuge mitzutbeilen. 

8. 8. Nach den vorftehenden Beftimmungen ift auch rüdfichtlich jener Geldftrafen vor- 
zugeben, welche von ben höheren Gerichten verhängt werben. 

8. 9. Die gegenwärtige Berorbnung bat in jenen Kronländern, wo die Strafproceß- 
Ordnung vom 29. Juli 1853 bereits in Wirkſamkeit ftebt, jogleich, in den übrigen Kron- 
ländern aber zugleich mit der letzteren in Kraft zu treten. 


8. 328. 
f) von Cautionsverfall; 


Iſt durch ein Strafurtheil auf gänzlihen oder theilweifen Verfall der 
für eine periodifhe Drudjchrift beitehenden Caution erfannt worden, fo ift 
diefer Theil des Erkenntnifjes nad) Borjhrift der Preß- Ordnung in Bollzug 
zu ſetzen. 

Der einjchlägige $. 17 ber Preforbnung vom 27. Mai 1852, Nr. 122 R. ©. Bl., 
lautet : 

„Iſt durch ein vechtsfräftiges Erkenntniß der Verfall der Caution im Ganzen oder 
in einem Theile derjelben ausgeſprochen worden, jo haben ſich die Betheiligten binnen 
brei Tagen nad eingetretener Rechtskraft bei der zur Aufrechtbaltung ber öffentlichen 
Ordnung und Sicherheit beftellten lanbesfürftlichen Behörde und bei dem Staatsanwalte 
(jet dem Gerichte $. 318) über die Abfuhr des in Verfall geſprochenen Betrages und 
der etwa erfannten Koften des Verfahrens an die Kafja, der die Strafen verfallen, aus- 
zuweilen; im wibrigen Falle verfügt der Staatsanwalt (das Gericht) diefe Abfuhr aus 
ber Caution. Iſt die Kaution nicht im Baaren geleiftet worben, jo wird zu diefem Ende 
der erforberlihe Theil der zu diefem Zwede erlegten Staatsjchuldverfchreibungen börfe- 
mäßig veräußert. Auf die gleiche Weiſe ift auch ber Erſatz ber Koften bes Berfahrens 
hereinzubringen.“ 


8. 329. 


g) des Berfalles von Waaren, Feilfhaften, Geräthe; — der 
Zerftörung von Öegenftänden, Berluft eines Gewerbes oder 
anderer Rechteu. f. f. 


Zieht ein Strafurtheil den Verfall von Waaren, Feilſchaften oder 
Geräthen, die Vernichtung oder Zerftörung von Geräthichaften oder anderen 
Gegenftänden, den Berluft eines Gewerbes oder anderer Rechte und Befug: 
niſſe nad) ſich, jo hat ſich das Strafgericht, in foferne es die Vollſtreckung 
nicht unmittelbar in Ausführung zu bringen vermag, mit denjenigen Be- 
hörden in das Einvernehmen zu fesen, in deren Wirkungsfreis die Vor: 
fehrung der hierzu erforderlichen Maßregeln einfhlägt. 

I. Bei dem Verlufte von Rechten und Befugniffen ift ſich au die verleihende Behörde 
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zu wenden; in ben übrigen Fällen wird bie politifche Ortsbehörbe um ben Vollzug ber an» 
georbneten Mafregeln anzugeben fein. 

1I. Eine befondere Vorschrift über die Behandlung der nah $$. 27 und 32 ber 
Preßordnung vom 27. Mai 1852, Nr. 122 R. ©. Bl. in Verfall erklärten Drudichrif- 
ten enthält die Minifterial-VBerorduung vom 8. September 1853, Nr. 177 R. ©. Bl., 
welche lautet : 


8.1. Bon den in Berfall erklärten Drudichriften find vor Allem von ber die Ber: 
falls-Erklärung ausfprechenden Behörde fo viele Eremplare zum ämtlihen Gebrauche zu- 
rüdzubehalten, als nach den Umftänden zur Konftatirung der Identität ber verfallenen 
Druckſchriften und ihres Inhaltes für nothwendig erachtet wird. Hierbei ift zu gleichem 
Zwede auf die Borlegung folher Eremplare an die politiiche Lanbesbehörbe, das Minifte- 
rium bes Innern umd die oberfte Polizeibehörbe Bebacht zu nehmen. 

8.2. Der biernach verbleibende Reft der in Berfall erklärten Drudfchriften ift im 
Sinne des $. 41 der Preforbnung demjenigen Fonde zuzumenben, welchem nach ben Be- 
flimmungen des Strafgejetbuches die an Waaren, Feilichaften und Geräthen verwirfte 
Strafe zufällt. Die den Verfall erfennende Behörde hat dieſe Zuweiſung anszuſprechen und 
zu veranftalten. 

8.3. Bei Drudichriften, welche wegen bes anftößigen Inhaltes in Berfall erflärt 
werben, und bei denen nach dem Urteile ber gebachten Behörde zur Befeitigung des An- 
ftoßes bie gänzliche oder theilweiſe formelle Vernichtung dur Einftampfen, Einfchmelzen 
u. dgl. nothwendig erachtet wird, ift das nad) diefer Vernichtung verbleibende Materiale, 
die Maculatur u. dgl. entfprechend zu verwertben. Bon dem erzielten Preije find vor Allem 
die Koſten ber Vernichtung zu beftreiten. Ergibt ſich hiernach ein Ueberſchuß, fo ift berfelbe 
nach Vorſchrift des 8. 2 zu verwenden, wogegen ein Ausfall mit den Gerichtsfoften einzu— 
bringen ift. Die den Berfall erfennende Behörde bat dieſe Verfügungen anzuorbnen und 
auszuführen. 

8.4. Außerdem bat dieſe Behörde vor Ausführung ber erkannten formellen Bernich- 
tung einer Drudichrift, bei Einjendung des im $. 1 bemerkten Eremplares an bie politifche 
Landesbehörde, die Weifung ber Letzteren in ber Abficht einzuholen, um für ven Fall, als 
die zu vernichtende Drudichrift fünftlerifchen oder wiſſenſchaftlichen Werth hat, damit jene 
öffentlichen Anftalten zu betbeilen, bei denen von ihrer Benügung unter geböriger Vorſicht 
Erfprießliches zu erwarten ift. 

III. In Betreff der Verwendung der in Folge von Uebertretungen der Waffenpatente 
vom 18. Zäner 1818 und vom 24. Oktober 1852, Nr. 223 R. ©. BL. für verfallen er- 
Härten Waffen beftimmen ber $.46 des letzteren Patentes und die Minifterialverorbnung vom 
11. Septbr. 1854, Nr. 229 R. ©. BL., daß diefelben, wenn fie nicht zu militärifhen Zwecken 
oder für Öffentliche Waffenfammlungen verwendet werben können, entweder als ſolche, ober 
im Falle fie ſchon unbrauchbar find, oder wegen ihrer Gefährlichkeit unbraudhbar gemacht 
werben müffen, als anderweitiges Materiale zu veräußern find; ber Erlös ift wie andere 
Geldftrafen zu verwenden. 

Dasfelbe gilt von verfallenen Munitionsgegenftänden, wenn fie wicht zu Kriegszwecken 
verwendet werben fünnen, oder vertilgt werben müſſen. 
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8. 330. 


Nahficht oder Milderung einer Strafe durch die Önade des 
Pandesfürften. 


Eine in dem Geſetze nicht vorbedachte Milderung oder Nachſicht der 
verwirkten Strafe fteht nur dem Pandesfürften zu. 

Die geſetzlichen Vorichriften iiber die Milverung der Strafe find in den $$. 286, 294, 
305, 306, 309, 311 und 370 enthalten. 

Will ein Verurtheilter zu diefem Behufe nad) dem Antritte der Strafe 
die faiferliche Gnade anflehen, jo kaun er feine Bitte bei dem Vorgeſetzten 
der Strafanftalt, oder bei den Abgeordneten der höheren Behörden, welche 
die periodifhen Bifitationen der Strafanftalten vornehmen, mündlid oder 
ſchriftlich anbringen. 

Solche Geſuche find, mit dem Zengniffe der Strafanftalt über das 
bisherige Verhalten des Sträflings, dem Oberlandesgeridhte vorzulegen, 
welches unter Zuzichung des Ober-Stantsanwaltes zur Sisung, das Geſuch, 
wenn ed ungegründet befunden wird, und wenn das Erfenntniß nicht von 
dem oberften Gerichtshofe ergangen war, ſogleich zurüdweijen kann. — Iſt 
aber das Urtheil von dem oberften Gerichtshofe ergangen; oder wird das 
Geſuch überhaupt für rüdfihtswürdig erfannt, jo iſt dasjelbe von dem 
Oberlandesgericdhte mit deflen eigenem Gutachten dem oberiten Gerichtshofe 
vorzulegen. 

Findet e8 diefer zur Vorlage an den Landesfürſten nicht geeignet, fo 
hat er es fogleid) zurüdzuweifen; im bejahenden Falle aber mit feinem 
eigenen Gutachten dem Juftizminifterium vorzulegen. 

I. Ueber die Berechtigung zur Anbringung von Onabengefuchen beftimmt die Juſt. 
Min. Vdg. v. 13. Dezbr. 1854, 3. 23050: Es ift Niemanben und am mwenigften ben näch— 
ften Verwandten eines Berurteilten verwehrt, fid) an die Gnade des Kaifers mit einem Ge- 
fuche um Milderung ober Nachficht einer von den Gerichten verhängten Strafe zu wenben, 
weßhalb auch über berlei nicht von den Berurteilten jelbft, fondern von anderen Perfonen 
für ihm überreichte Gefuche das in den 88. 330 und 430 Str. P. DO. vorgezeichnete Verfah— 
ren Statt zu finden bat. Eben jo wenig ift e8 weder dem Verurteilten felbft, noch anderen 
Perfonen verboten, ein ſolches Geſuch, wie es der $. 430 fogar ausdrüdlich erwähnt, noch 
vor dem Antritte der Strafe einzureichen, wobei aber ein Aufihub des VBollzuges ber 
Strafe nur infoweit bewilligt werben fann, als bies rüdfichtlih der Verbrechen und Ver— 


gehen durch den $. 322, und binfichtlih der Uebertretungen durch Die SS. 416 und 430 
für zuläffig erflärt ift. 

II. Gnabengefuche dürfen wegen Mangels der eigenhändigen Fertigung des Bittftel- 
lers ober ber weiteren Beftätigung bes Hanbzeichens allein nicht verworfen merben (8.15 
ber Inftr. f. d. Str. ©.). 

UI Ueber das Berfahren mit Gnadengeſuchen folder Sträflinge, welche die Strafe 
bei dem Gerichte felbft ausftehen, enthält der $. 88 ber Inftruction f. d. Str, ©, die Wei- 
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fung, daß diefelben zu Protolol zu nehmen, und unter Anfchluß des Zeugniffes des Ker- 
fermeifters, eines Auszuges aus dem Strafprotofolle und der Alten des Sträflings und 
feiner Mitfchuldigen dem Oberlandesgerichte vorzulegen find. — Diefer Paragraph enthält 
auch Die weitere, für alle berlei Aftenvorlagen giltige Beftimmung, daß wenn die Alten 
ber Mitfchuldigen nicht vorgelegt werben können, wenigftens anzuzeigen ift, wie biefelben 
beftraft wurden, und ob und inwieweit ihnen etwa ſchon eine Strafnachficht zu Theil wurbe. 


Fünßehntes Hauptftück, 
Von den Koften des Strafverfaßrens. 


8.531: 


Gebühren-, Portos, Weg-, und Brüdenmauthfreiheit in 
Strafjaden. 

Alle Verhandlungen in Straffadhen, fie mögen von was immer für 
einer Behörde vorgenommen werden, und alle darauf bezüglichen Eingaben 
der Parteien find gebühren: und portofrei. Boripannsfuhren ans ſolchen 
Anläflen find für die Hin- und Rüdfahrt von aller Weg: und Brüdenmanth 
befreit. 

I. Die Gebührenfreiheit fchließt au die Stämpelfreiheit aller in Straf— 
fachen vortommenden Eingaben und Urkunden in fih. — Dur Erlaf des Finanzminifte- 
riums vom 2. September 1853, Nr. 175 R. ©. Bl. wurde insbefondere erklärt, daß 
Empfangfcheine über die Bergütung von Leiftungen, welche die Str. Pr. Odg. ſolchen 
Perfonen auferlegt, die zu dieſen Leiftungen nicht ſchon kraft ihres Amtes oder im Grunde 
eines befonberen Vertragsverhältniſſes verbunden find (4. B. für beftändig beftellte Sach— 
verftändige) unbedingt gebührenfrei find, und daß unter diefe Beftimmung gehören: bie 
Quittungen ber Zeugen, über bie ihnen geleiftete Vergütung ber Hin- und Rückreiſe, 
dann bes Zeitverfäumniffes; die Quittungen der Sachverftändigen, welche nicht in Staats» 
oder Gemeindebienften ftehen, Dann ber nicht beftänbig beeibeten Dolmeticher über die Ber- 
gütung ber Hin- und Rückreiſe, und über die anderen ihnen gefetlich zuftehenden Vergütun— 
gen; bie Quittungen ber Gemeinden oder Gemeinbeglieber über die Meilengelder oder Vor— 
fpanngebühren aus Anlaß des Transportes von Bejhuldigten, und die Duittungen ber 
Armenvertreter über die Vergütung ber nöthig gemwejenen und wirklich beftrittenen baren 
Auslagen. Die Duittungen der Staats» ober Gemeinbebebienfteten über die ihnen aus 
Anlaß des Strafverfahrens zuftehenden Gebühren unterliegen mit Ausſchluß der Fuhrkoſten 
ber Gebührenpflicht. 

U. In Bezug auf die Portofreiheit find aus dem Minifterialerlaffe vom 
3. Zäner 1851, Nr. 32 R. ©. Bl., wodurch die Örundfäge für die Regulirung der Bor- 
tofreiheiten kundgemacht wurben, folgende Abſätze als hierher gehörig zu bemerfen: 

12. Die BPortofreiheit hat fich nicht auf die Stabtpoft in Orten, wo eine ſolche be» 
fteht, zu erſtrecken und ift ber Lolals-Korrejpondenzverfehr zwifchen den Behörden uuter 
einander burch die Amtsdienerſchaft zu bejorgen, 
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13. Die portofreien Sendungen- find mit dem Amtsfiegel zu verſchließen, uud auf 
der Adreſſe mit dev Angabe des Abjenders und den Worten „Amtsſache“ oder „Ex oflicio“ 
(oder „in Strafſachen“) zu bezeichnen. 

14. Amtsforrejpondenzen find nicht zu vefommandiren, ausgenommen, Die in ben 
Gerichtsvorfchriften vorgeſehenen oder andere nach ber Beurteilung ber betreffenden Reſe— 
renten und Borftande befonders wichtige Fälle, in welchen Die den Korreipondenzen zus 
fommende Portofreibeit auch die Befreiung von der Relommandationsgebübr in fich 
ſchließt. 

15. Die wegen Hintauhaltung, Entdeckung und Beftrafung des Mißbrauches ber 
Portofreiheit beftehenden Borfehriften — welche näher anzuführen hier nicht am Plabe 
iſt — verbleiben in Kraft. 

III. Eine Folge des in dem vworftehenden Paragrapbe ausgejprodenen Grundjaßes 
ift auch die in den Borerinnerungen zu dem neuen Zolltarife vom 5. Dezember 1853 
Nr. 262 R. ©. Bl., im $. 21 Abſ. 17 enthaltene Beftimmung, daß Gegenftände einer 
gerichtlichen Verhandlung, als: Bemweisftüde oder widerrechtlich entzogene Gegenftände, 
gegen Beftätigung des fie empfangenden Gerichtes von der Entrichtung der Bollgebüh- 
ven befreit find. 

IV. Erwähnt muß bier auch das zwifchen der k. k. öfterreichifchen und königl. bai— 
rifhen Regierung getroffene und durch Minifterial-Erflärung vom 4. Jäner 1852, Nr. 
STR. ©. Bl. fundgemachte Uebereinkommen werden, welches in Beziehung auf Straf: 
ſachen folgende Beftimmungen enthält: 

5. Wenn in ftrafrechtlichen oder polizeilichen Unterfuchungen und insbejondere auch 
bei der Berhaftung und Auslieferung von Berbrechern durch die Requiſition einer Ge— 
richtsbehörde des einen Staates an eine jolche des anderen Staates, bei letterer bare Aus— 
lagen nothwendig werden, oder fonft Gebühren und Koften entftehen, fo joll der vequiri- 
renden Behörde eine Vergütung biefer Auslagen und Koften niemals angefonnen wer: 
ben; es möge num das enbliche Erkenntniß die Tragung ber Koften einer Unterfuchung ber 
Staatsfaffe, oder dem Angejchuldigten oder ſonſt einem Berpflichteten zuweijen. — Zu 
folhen baren Auslagen und fonftigen Koften werden insbeſondere gerechnet: alle Auslagen 
für Verpflegung, Transport und Bewachung der Gefangenen, Bothenlöhbnungen, dann 
Protofollirungs- Schreib» und Mbichriftgebühren, Stämpeltaren, jo wie alle an Gerichtsper- 
fonen, Zeugen und Sachverſtändige, oder an bie Gerichtscaffen jonft zu entrichtenden Ge— 
bühren und andere Koften diejer Art, — Die in diefer Weife erlaufenen Koften find daher 
von ber requirirten Behörde nach ben bei ihr für das Inland geltenden Normen in ge- 
böriger Weife anzufegen, und gleich den anderen Koften, welche durch die öffentlichen 
Kaſſen zu berichtigen find, zu beftreiten und zu werrechnen. 

6. Da übrigens bei der Unterlaffung einer gegenfeitigen Aufrechnung die Berbind- 
Tichfeit derjenigen Perfonen, welche die Unterfuhung durch ihr Verfchulden veranlaft haben, 
und die Koften zu tragen verurteilt werden, nicht aufgehoben fein joll, jo wirb bie re— 
quirirte Gerichtsbehörbe ein Verzeichniß der zur Erfüllung der Requifition erwachſenen 
Koften und zwar ſowol ber baren Anslagen, als ber jonftigen Gerichtsgebühren ber re- 
quirivenden Behörde mittheilen, welche ihrerjeits dieſe Koften in das für bie betreffende 
Sache angelegte Koftenverzeihniß aufnehmen und geeigneten Falles erheben, und unter 
ben Einnahmen verrechnen wird. 

7. Requifitionen in ftrafrechtlichen ober polizeilichen Unterfuchungen und die Exlebi- 
gungen berjelben find auf ber Adreffe als Regierungs- ober Eriminalfachen zu bezeichnen 
und von ben beiberfeitigen Poftanftalten gleichfalls portofrei zu behandeln. 


8. 332. 425 


8. Bei der Stellung von Zeugen und anderen Perjonen vor das auswärtige Gericht 
in Unterſuchungsſachen follen diefen Perſonen die Reife- und Zehrungskoſten nebft ber 
wegen ihrer Verſäumniß denfelben gebührenden Vergütung nach der von dem requirirten 
Gerichte geſchehenen Verzeichnung bei erfolgter wirklicher Stellung won dem requirivenden 
Gerichte unverzüglich verabreicht werben. — In foferne fie dazu eines Vorſchuſſes bedürfen, 
wird das requirirte Gericht zwar Die erforderlichen Auslagen machen, welche ibm aber von 
ber requirirenden Behörde auf erhaltene Benachrichtigung und wenn bie worgelabene Perjon 
nicht ungehorſam ausgeblieben ift, zurückzuerſtatten find. 

(Bgl. in diefer Beziehung auch die bei $. 26 angeführten Staatöverträge mit Franfreid) 
und ber. Schweiz). 

Wenn eine Transportirung von Beichuldigten zu Wagen geſchieht, fo 
haben die Gemeinden die nöthige Vorſpann beizuſchaffen, und dafür die 
Bergütung nad den für die Vorſpann beftehenden Vorſchriften auzuſprechen. 

Die nähere Auseinanderfegung biefer Vorſchriften ift fein Gegenftandb dieſes Werkes. 
— Uebrigens darf die Transportirung zu Wagen nur entweber aus Gejunbheitsrüd- 
fihten auf Anordnung des Arztes ober ans Sicherheitsrüdfichten angeorbnnet werben. 


S. 332. 


Rüdfihtlih weldher Koften eine Vergütung von Ceite des Be: 
jhuldigten ftattfinden fanı. 


Zu denjenigen Koſten des Strafverfahren, rüdjichtlich welcher eine 
Vergütung von Seite des Beſchuldigten ftattfinden kann, gehören: 
a) die Auslagen für Zuftellungen, Borladungen und Botengänge ; 
b) die Koften für die Vorführung, Wachbegleitung und Transportirung 
des Beſchuldigten oder anderer Perjonen; | 
e) die Gebühren der Zeugen, der ans Anlaß der Vernehmung eines 
Zengen vom Militär-Stande bei einem Strafgerichte erſcheinenden 
Militär-Perfonen, der Sadhverftändigen und Dolmetſcher; 
d) die Gebühren der Vertheidiger und anderer Parteienvertreter ; 
e) die Koften für die Verpflegung des Beſchuldigten während der Unter: 
ſuchungshaft; 
f) die Reiſekoſten und Diäten der Gerichtsperſonen und Staatsanwälte; 
endlid) 
g) die Koften für die Vollftredung eines Todesurtheiles. 
Diefe Koften werden, mit Ausnahme der unter lit. d) bezeichneten 
Gebühren, von dem Stante vorgeihoflen, vorbehaltlich des Rückerſatzes 
nad) den Beftimmungen der 88. 341—343. 


Inwiefern jedoch auch die Vertheidigungskoſten wenigftens theilweije von dem Staate 
vorgejchoffen werben, beftimmt ber $. 345. 
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8. 333. 
1. Gebühren für Zuftellungen, VBorladungen, Botengänge, 
Vorführung, Wacdbegleitung oder Transportirung von Per— 
jonen; 


Für Inftellungen, Borladungen und Botengänge ift dem Amtsdiener 
oder deſſen Gehilfen nur dann eine Ganggebühr, und zwar für jede Meile 
(je zwei Stunden) jowohl des Hin: als des Rückweges mit zehn Kreuzern 
zu bezahlen, wenn er ſich zu diefem Behufe an einen von dem Amtsorte 
mehr als eine halbe Meile entfernten Ort zu begeben hat. Diefe Gebühr 
ift unter derjelben Beſchränkung dem Amtsdiener auch für die von ihm in 
Folge gerichtlichen Auftrages vollzogene Borführung, Wachbegleitung oder 
Transportirung des Beihuldigten oder anderer Perſonen zu bezahlen. 

Würden jedod) derlei Gebühren für einen ganzen Tag für ein mit 
einem Gehalte von wenigitens dreihundert Gulden befoldetes Individunm 
den Betrag von täglichen achtundvierzig; und für einen mit geringerem 
Gehalte Angeftellten von täglichen zweinnddreißig Krenzern überfteigen, fo 
find fie nur in diefem Betrage auszuzahlen. 

Diefe Beſtimmung ift durch Meinifterials-Verordnung vom 3. Juli 1854, Nr. 169 
R. ©. BI. aufgehoben, und dafür angeordnet worden: 

Das Ganggeld darf nur dann aufgerechnet werben, wenn bie Entfernung bes Ortes, 
wohin der Diener fich zu begeben bat, vom Amtsfitse mehr als eine halbe Meile ausmacht, 
und nur in dem Maße, als nicht auf dem Hin- oder Rückwege eine Fahrgelegenbeit, die ber 
Diener benügen kann, in Aufrechnung kommt. 

Das Ganggeld beträgt zehn Kreuzer für jede Meile des Hin- und Rückweges. 

Hat der Diener auf einer Ausſendung mehrere Aufträge an verfchiedenen Orten zu be» 
forgen, fo gebührt das Ganggeld nach der ganzen, in gehöriger Ordnung zurüdgelegten 
Wegesftrede. Für die, nicht eine Viertelmeile betragenden Bruchtheile des Weges wirb nichts 
vergütet. 

Das Dienerperfonale hat Übrigens, wo es angeht, fich nach Maßgabe der beftehenden 
Vorſchriften der Eifenbahnen und Dampfichiffe in der zuftändigen Fahrclaffe zu bedienen, 
und dann bie biesfälligen Gebühren ftatt der Ganggelder aufzurechnen. 

Das Ganggeld gebührt der Dienerfchaft bei ftrafgerichtlichen Angelegenheiten in ben, 
im $. 333 der Strafprogeß- Ordnung vom 29. Juli 1853 beftimmten Fällen. 

Das Zehrgelb ift, wenn ber Gehalt des Dieners wenigftens 300 fl. jährlich beträgt, 
mit täglichen acht und vierzig Kreuzern, und wenn dies nicht ber Fall ift, mit täglichen 
zwei und breißig Kreuzern zu bemeffen. 

Das Zehrgeld kaun der Diener aufrechnen, wenn er 

a) als Strafbote abgejenbet wird, ober 

b) bei Vollziehung eines ämtlichen Auftrages in einer anderen bienftlichen Ausſendung 
über Nacht ausbleiben muß, oder 

ec) einen auf Commiffion ausgejendeten Beamten zu begleiten hat. In biefen Falle wird 
bem Diener, in joferne er das Transportmittel des Beamten mitbenügen kann 

($. 7), fein Ganggeld bewilliget. 


88. 333, 334. 427 


In wieferne die der Dienerfchaft in ftrafgerichtlichen Sachen bezahlten Gebühren von 
ben Parteien dem Aerar zu erfegen find, beftimmen bie 88. 332 und 341—343 der Straf» 
prozeß- Ordnung vom 29. Juli 1853. 


Alle Strafgerichte haben Ausweije über die Entfernungen der in ihrem 
Sprengel gelegenen Ortichaften von dem Site des Gerichtes zu verfaflen, 
und von der politifchen Kreisbehörde beftätigen zu laſſen. 

Wird von Seite eines Strafgerichtes zu einer Vorführung oder Estor— 
tirung die Gensd’armerie aufgeboten, fo hat die begleitende Mannſchaft den 
Anfprud auf die vorſchriftmäßigen Taggelder nad) den für die Geusd'ar— 
merie beftehenden Vorſchriften. 


8. 334. 
2. Gebühren der Zeugen, der als foldhe erfheinenden Mili- 
tär-Perſonen und der fie begleitenden Dfficiere; 


Solhen Zeugen, die vom Tag: oder Wochenlohne leben, und welden 
daher eine Entzicehung aud) nur von wenigen Stunden einen Entgang an 
ihrem Erwerbe bringen würde, hat das fie vernehmende Gericht auf ihr 
Berlangen nicht blos eine Schadloshaltung für die nothwendigen Koſten des 
Hin- und Rüdweges, fondern aud) den Erjat des entgangenen Erwerbes 
und der alfenfall3 nöthigen höheren Koften des Aufenthaltes am Orte der 
Vernehmung, mit billiger Erwägung aller Berhältniffe zu beftimmen. Anderen 
Zeugen darf auf ihr Verlangen nur in dem Falle, wenn der Ort ihrer Ber: 
nehmung von ihrem gewöhnlichen Anfenthaltsorte mehr als zwei Meilen 
(vier Stunden) entfernt ift, eine angemefjene Vergütung der nothwendigen 
Auslagen für die Reife und für den Aufenthalt am Orte der VBernehmung 
bewilliget werden. Die zuerfannten Gebühren find fogleid nad) der Ver— 
nehmung anszuzahlen, oder wenn dieß ohne Verſchulden des Zengen nicht 
fogleich geſchehen kann, ihm doch in Fürzefter Frift und jedenfalls koftenfrei 
zuzumitteln. 

In der Borladung find die Zeugen anfmerkfam zu machen, daß fie die 
ihnen gebührende Bergütung bei Verluft derjelben, Läugftens binnen 
24 Stunden nad) ihrer Bernehmung anzufprechen haben. 

Welche Gebühren den bei einem Strafgerichte des Civilſtandes als 
Zeugen erfheinenden Militär-Perfonen und den fie begleitenden Officieren 
(68. 120 und 121) zu vergüten feien, wird durch befondere Verordnungen 
beitimmt. 

I. Diefe Verorduung enthält der Erlaf des Juftizminifteriums vom 24. Februar 
1854, Nr. 52 R. ©. Bl., welcher lautet: 

Das Armee-Dber-Eommando hat fih mit dem Minifterium der Juftiz, der Finanzen, 
und des Innern in ber Beſtimmung geeiniget, daß ben Oberofficieren, wenn fie vor einem 
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Eivil-Strafgerichte außerhalb ihres Garnifonsortes, entweder felkft als Zeugen zu erjchei- 
nen, oder — nah dieglements - Vorfchrift einen zur Zeugenſchaft vor ein Eivil- Straf: 
gericht außerhalb der Dienftftation bernfenen Mann vom Feldwebel oder Machtmeifter ab- 
wärts dahin zu begleiten haben, nebjt der Vergütung ber Unterkunft, dann der Borfpann-, 
Eiſenbahn- oder Dampfichiffiehrts-Auslagen nad den für Die Armee beftehenden Grund» 
fügen — auch die haraftermäßigen Diäten auf Die in einer jolchen Miffion auswärts zuge- 
brachten Tage für Rechnung des Juitizetats zu erfolgen find. 

Die Gebührſtellung, Verrehnung und Refundirung diefer Auslagen — über welche 
der Dfficier Die ordentlich verfaßte Reiſerechnung legen muß — hat nadı Weifung bes 8. 15, 
I. Abjchnittes der Belehrung zur Aufarbeitung der Nechnungsrüdftände zu geſchehen. 

Die Subfiftenz ber Mannfchaft für die Dauer einer ſolchen auswärtigen Miffion ift 
durch die geblihrende Durchzugs- Verpflegung gefichert, auf deren Refundirung aus dem 
Juftizfonde, jo wie überhaupt ber für die Mannjchaft beftrittenen Auslagen e8 jedoch, wegen 
Deren Geringfügigfeit zur größeren Vereinfachung nicht anzukommen hat. 

Diefe Vorſchriften finden jedoch auf die mit Officiers- Charakter in ber Armee die— 
nenben Parteien, Militärbeamte und Primaplaniften feine Anwendung, und diefe unter- 
jtehen baher den allgemeinen Beftimmungen ber Eivil-Strafproceforbnung. 

II. Zufolge Min. Bdg. v. 28. Nov. 1855, Nr. 205 des R. ©. Bl. find der Gensb’armerie- 
Mannſchaft vom Wachtmeifter abwärts, wenn fie vor einem Eivilftrafgerichte als Zeuge zu er» 
feinen hat, und ber Ort des Gerichte, wo ber Gensd'arme als Zeuge vernommen wird, 
über 2 Stunden (über 1 Meile) von feinem Standorte entfernt ift, an Reiſekoſten 15 fr. 
€. M. für jede Stunde der Hin- und Rückreiſe, dann an Zehrungsfoften die hargemäßigen 
Diäten, letztere jedoch nur Dann zu verabfolgen, wenn bem als Zeugen bernfenen Genbs’ar- 
men bie Rückkehr in feinen Stantort, ſei es mit Rüdficht auf die Entfernung des Ortes, 
wo die Vernehmung flattfand, oder in Folge ber längeren Dauer der Verhandlung, an 
einem und bemjelben Tage nicht mehr möglich wird. Diefe Gebühren find auf Rechnung des 
Juftizverwaltungs-Etats zu erfolgen. 


8. 335. 
3. der Sachverſtändigen; 

Sahveritändige, welde in einer Staats- oder Gemeindebedienftung 
ftehen, oder bei einem Gerichte bleibend als ſolche beftellt find, haben für 
das Gutachten jelbjt feine Vergütung anzuſprechen, fondern nur den Erjat 
der zur Erftattung des Gutachtens nöthig gewejenen und gehörig nadhgewie- 
jenen Boranslagen. Andere Sachverſtändige erhalten nebit dem Erſatze der 
nöthigen Borauslagen eine von dem Gerichte mit forgfältiger Erwägung 
aller Umftände zu bemeilende Gebühr, und zwar in dem alle, wenn zu 
dem Gutachten bejondere wiſſenſchaftliche, techniſche oder künſtleriſche Kennt- 
nifje oder Fertigkeiten erforderlich find, von zwei bis zwanzig, außer dieſem 
Falle aber von einem bis fünf Gulden. 

Ueber die Entlohnung der zu gerichtsärztlichen Zweden verwendeten Sanitätsper- 
fonen, infoferne biefelben nicht für ſolche Zwecke beftellt oder mit Gehalt angeftellt find, 
wurben mit Min, Bbg. v. 17. Februar 1855, Nr. 33 R. G. Bl, nachftehende Beftimmungen 
getroffen: 


8. 335. 429 


$. 1. Für die ftreng-gerichtsärztlihen Berrichtungen im Civil - und Strafverfahren 
bat ber beiliegende Tarif I zu gelten, 

8. 2. Fir andere bei ben Gerichtsbehörden vorkommende Ärztliche, wunbärztliche 
und geburtshilfliche Verrichtungen ift die Entlohnung nach dem beiliegenden Tarife II zu 
bemefjen. 

$. 3. Für außergewöhnliche Berrichtungen, welche inden Tarifen namentlich nicht auf- 
geführt erfcheinen, ift unter genauer Nachweifung und Darftellung des Falles, ein entipre- 
chender Entlohnungsbetrag in Aufrechnung zu bringen, woriiber in jedem einzelnen Falle 
die Entſcheidung des Oberlandesgerichtes einzuholen ift. 

8.4. Die nad dieſen Tarifen gebührenden Entlohnungen werben ben betreffenten 
Eanitätsperjonen unmittelbar vom Aerar felbft dann vergütet, wenn das Nerar dritten 
Perjonen gegenüber einen Erjat dafür anzufpredden bat. 

$. 5. Werben gerichtsärztliche Gejchäfte außerhalb des Wohnortes der dazu verwen- 
deten Sanitätsperfon bejorgt, jo hat dieſelbe nebft ber, für die Berrichtung felbft (nad) 
Tarif I und IT) entfallenden Entlohnung, auch noch eine Zehr- und Fuhrkoſten-Vergütung 
anzufpreden. 

Herzte, die im Staatsdienfie ftchen, erhalten als Zehr- und Fuhrkoften die ihnen 
überhaupt bei dienftlihen Verrichtungen außerhalb des Amtsortes nad ben beftehenden 
Borjeriften zufommenden Taggelder und Neifegebühren, Andere Aerzte hingegen haben 
die Diät mit 3 fl. 12 fr. (Aerzte) oder 1 fl. 36 fr. (Wundärzte) und jene Reifegebühr 
aufzurechnen, welche gerichtliche Beamte nach der entiprechenden Diätenclaffe bei ämt- 
lihen Reifen außerhalb des Gerichtsiprengel8 anzujprechen haben. 


I. 
Gebühren - Tarif 
für die ftreng = gerichtsärztlichen me 











Allgemeines 2 

Bürgerliches In Civil⸗Rechtsſachen. 

Geſetzbuch |Ermittlung des ehelichen Unvermögens: 
$, 100 a) für die Unterfuhung . 


b) für jeden biezu notbiwendigen folgenden Beſuch 
ec) für das ſchriftliche Gutachten . 
85. 273, 283, Für die Unterſuchung eines an Wahn- ober Blödfinn vei⸗ 
567 denden, und zwar: 
a) wegen Beſtimmung des Wahn- oder Blödſinnes . 
b) wegen Beftimmung der Heilung besfelben . R 2—4 


c) wegen Beitimmung der heiteren Zwifchenzeit . 
Für jeden folgenden nothwendigen Beſuch . . 1 
Für das fchriftliche Gutachten, je nach der geringeren oder 
größeren Ausführlichkeit . . .| 2—5 
8. 926 Für Unterfuhung wegen Gewährleiftung für Beftimmte. 
Viehfrantheiten : 
a) bei Schafen oder anderen Heinen Thieren von 
1-5 SE. ie ae ee) — 
bei 5— 10 Sid . » Ts: 2 rer. — 





und jo fort; 
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b) bei Rindern und Pferden für 1 Stüd 


88. 1325, 1328 | Fir die Unterfuchung bei fürperlichen Berlegungen,. in “ 


Strafgejet 


$$. 125, 127, | Für die Unterfuchung bei der Notbzucht oder bei ber —— 
128 dun 


ferne fie außer dem Strafverfahren vorfommt . 
Für jeden erforderlichen folgenden Beiuhb . -. » » » 
Für die Abgabe eines abgejonderten Gutachtens . 


Im Strafverfahren: 
A. Verbrechen. 


ng. 
$$. 129, 132 |Für Die Unterfuchung bei der Unzucht gegen bie Natur 


zu IV 


ober bei ber Kuppelei durch Verführung einer nu 


digen Perfon 


88. 134 — 143, | Für die gerichtliche Section (Leichen-Eröffnung) . 


161 


88. 144— 148 | Für die Unterfuchung ber : Mutter bei dem Verdachie der 
88. 149— 151 | Für die bei Weglegung von Neugeborenen erforderlichen 


Für die Abfaffung eines abgefonderten Gutachtens 


Für die gerichtliche Eection eines Neugebornen mit Bor- 


nahme der Lungenprobe . 


In Fällen wo die Unterfuchung an fanfen Leichen borzu⸗ 


nehmen ift, über bie oben angeführte Gebühr noch. 
Für die Bornahme einer hemifchen Unterfuchung bei Ber- 
giftungen nebft dem Erfaße der dazu verwendeten nach 
der Arzenei-Tare berechneten Prüfungsmittel . j 
Für die Leitung und Ueberwachung der Unterfuchung und 
für das darüber abgefaßte Gutachten dem Arzte . . 
Für die nachträgliche Unterfuhung des Morbwerkzeuges 
ober anderer hierher geböriger Gegenftände 


im Falle aber lettere Gifte wären, nebſt Erjatz der” 


Prüfungsmittel 
Abtreibung der Leibesfrudht . 
Unterfuhungen: 


a) bei lebend gefundenen Kindern 
b) bei todt gefundenen Kindern . 


$$. 152 — 157, | Für die Unterfuchung eines körperlich ſchwer Bechidigien 
160 


| Strafgejet 
88. 335— 8337 


oder im Zweilampfe Berwunbeten . . . . 

für jeden erforderlichen folgenden Befuh . . . 

für Die Abgabe eines abgejonderten Gutachtens — 
Unterſuchung eines Gefangenen, —— der Leibesbeſchaf⸗ 

fenheit (Gebrechen) ꝛꝛ.. . . re 


B. Vergehen und —— 
a) für die Unterſuchung einer leichten körperlichen Ver— 
legung . e 
b) für die Unterfuchung. einer ſchweren törperlichen Ver⸗ 
letzung . 
c) für bie Unterfuchung i im Falle der Todtung (gericht- 
liche Section) die oben bei den $$. 134—143 vorfom- 
menden Gebühren. 


88. 339, 340 | Unterfuchung ber Wöchnerin wegen verheimlichter Geburt 


Unterfuhung einer unveifen Frucht . 
Im Falle die Section des Kindes nöthig ift, dafiir fat 
Gutachten . .» a re . 


DD > wor 


vw Ha 180 


fr. 


1 


| — 


10 


88. 356— 358 


$. 360 
$. 364 


$. 379 

$. 387 

$. 391 

$. 399 
88. 400, 401 


88. 403, 405 
88. 406408 


$. 409 
$$. 411—430 


$. 431 


8. 335. 


Unterfuchung einer verbotenen Arzenei (beim Verlauf der- 
jelben von Seite Berechtigter) 


Für die Unterfuhung einer ſchlecht ober | falſch bereiteten 
Arzenei (ausgenommen, wenn eine EN Unter- 


ſuchung nöthig wäre) . . 
Unterfudhung von verwechfelten Arzeneien 
Unterfuhnng bei unbefugtem Handel mit Arzeneien: 
a) einzelner oder a ohne Rückfichten kai bie 
Dualität 
b) vieler oder ganzer Sammlungen berfefben 
Unterfuhung bei einem Verſchulden eines Heil- ober Wund⸗ 
arztes, die bei $. 335 bezeichneten Gebühren. 
Unterfuchung bei Bernadläffigung einer Krankheit . 
Unterfudhung eines Giftes, wenn e8 bei Krämern oder Haut» 
firern gefunden wirb: 
a) wenn der Augenjchein genügt 
b) für eine weitläufigere Unterſuchung 
Unterfuhung einer mit einer ſchändlichen ober fonft an- 
ſteckenden Krankheit bebafteten Amme oder Hebamme 
Unterfugung eines wüthenden oder — — 
Thieres . - 2.4 
Unterfuchung eines bösartigen Thieres .. 
Unterfugung von Fleiſch bei Gewerbsfeuten . 
Unterjuhung von krankem Biehe bei einer Viehſeuche; die 
$. 926. a. b. ©. B. bezeichneten Gebühren. 
Unterſuchung von Getränfen 
Unterfudung von Zinngeſchirr oder anderen Gefundheits- 
jhäblihen Aufbewahrungen oder Zubereitungen von 
Genußmitteln, fammt ben biebei ——— ig 
ſchen Unterfuhungen . . 
Unterfuhung bei Seiöfierfümmlungen wie bei leichten 
oder ſchweren körperlichen Verletzung 
Unterſuchung bei Raufhändeln und * in dieſen Para- 
graphen bezeichneten Fällen nach Beſchaffenheit ber ftatt- 
gefundenen leichteren oder ſchwereren Berlegungen und 
der Zahl der verlegten Perjonen wie oben, 
Unterfuhung der im $. 431 bezeichneten Fälle, nach den 
vorftehend entwidelten Anſätzen. 


Anhang. 


Für ein von Seite bes — gefordertes Krankheits⸗ 
zeugniß 


Für bie Beiwohnung bei einer gerichtlichen . Hauptverband” 


lung, Gerihtsfigung, um RUHE a — 
a) Kür einen halben Tag . .. R 
b) für einen ganzen Tag . - RE Ber 
c) für jeden folgenden — Tag 
Gerichtliche Section eines todten — 
a) eines größeren .... . 
b) eines Heineren - 2 2 0. 
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2 
| 


a Kr 


Bl — 


130 


Wenn dieſe Verrichtungen von einem Wunbdarzte vorgenommen werben, fo erhält er nur 
bie Hälfte ber hier angeſetzten Gebühren, 
Nebft den hier angejeten Gebühren haben bie von ben Gerichten als Sachverftändige in 
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Anſpruch genommenen Sanitätsperjonen, wenn die Berrichtung für das Gericht ihre 
Entfernung von dem Wohnorte erheijcht, die durch die beſtehenden Geſetze und Ver— 
ordnungen beftimmten Diäten und Keifegelder zu fordern. 


II. 
Gebühren-Tarif 
für die ärztlichen, wundärztlichen und geburtshilflihen VBerrihtungen im Auftrage 
der Gerichtsbehörden. 





1 | Für einen Bejuch oder eine Unterfuchung des Gejundheitszuftandes 
oder der Leibesbeſchaffenheit für jedes Individuum: dem Arzte .. 
dem Wundarzte 
der Hebamme 
2 | Werden von Einer Sanitätsperjon mit Einem Bejuch zugleich mehr 
als 6 Individuen in Einer Anftalt behandelt oder unterfucht, jo 
erhält fiir jedes Individuum über 6 


der Arzt ur . . . et a — — 

der Wundarzt nur ee 

bie Hebamme nut .- - 0 0:0 re 4 
3 |Für einen Aderlaf . . - re 


Für die Anwendung eines trodenen Schr öpftopfes. 
5 | Für die Anwendung eines blutigen Schröpflopfes . — 
6Für die Anwendung eines Blutegels wird weiter nichts vergie, als 
für jeden einzelnen der jeweilige u .. 
7 Für die Anwendung eines Blafenpflafters . » x + 2... 
8 Für die Anwendung von Seidelbaft . » 0. 
9 | Für die Amwendung eines Saarfeilles . . 2... 
0 | Für die Anwendung eines Fontanelles 
1 |Für die Anwendung eines Kliſtiers oder fonft einer Einſpritzung 
in eine der natürlichen Höhlen des menſchlichen Körpers . 
12 | Für Die Anwendung des Katheders a) bei Frauen 
| b) bei Männern . 
13 | Für die Ertraction fremder Körper aus einer der natürlichen Höhlen” 
des menjchlichen Yeibes . . — 
14 Für die Extraction eines Naſen— eder der legen Polipen .. 
15 | Für das Ausziehen eines Zahnes  . er 
16 Für das Befeilen eines Zahnes 
17 Für die Unterſuchung und das Verbinden einer "Wunde, eines Ger 
ſchwüres, einer Contufion, Geſchwulſt u. dgl. 8 
18 | Für die Anlegung einer blutigen Naht bei einer Wunde . 
19 Für die Unterbindung eines verlegten Gefäßes . 
20 Für die Eröffnung eines Abjceffes, einer — gef u. dgl 
21 Für die Einrichtung einer Luration 
22 Für die Einrichtung eines Kuodenbrudes . . . . 
23 |Für die Erneuerung des Verbandes bei einer Yuration oder einem 
Knochenbruche 
24 Für die Amputation eines "Armes, Sentes, einer Hand oder 
eines Fußes ee 
25 |Für die Amputation eines Fingers oder ı einer Zehe 
26 Für die Amputation einer Bruft . 
27 |Für die Zurüdbringung einer D armvorlagerung burch die Taris . 
28 Für die bintige Einrichtung einer eingeflemmten Darmvorlagerung » 
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29 Für die Anlegung eines Bruchbanbes ober Tragbeuteld . . — | 10 
30 |Für die Zurüdbringung eines — TR ober Getär- 


31 Für die Bunktion des Buuhes . 2 2 2 nen 
32 |für die Punktion einer Hydrokele . . — 
33 Für den Kaiſerſchnitt an einer lebenden ober tobten Berfon . 


mutter-Borfalles . . . .» . 


om | 


34 | Für die Unterſuchung der weiblichen Geſchlechtstheile auf S Schwan- 


35 |Für eine leichte Entbindung . 

36 |Für eine ſchwere Entbindung mittelſt Wendung ober Zange) 

37 Für eine Zwillingsgeburt . 

38 |Für Die befonders nothwendig geworbene Entfernung der e Racer 


39 [Für den Beiftand bei einer Fehlgeburt . . 
40 | Für die manuelle Hilfeleiftung bei ber Slillung eines beftigen Ge⸗ 


gerſchaft, vorhergegangene Geburt, Krankheiten Inn: u. ' w. 
überhaupt außer der Entbindungszeit . 


burt oder eines unreifen Eies oder einer Mola . 


— a oo on on | 


bärmutter-Flufjes 


41 |Für die Unterfuchung Qus sofen) 1 der Speifen ı und des Brates, 


dem Arte . . .» .» —— — 1 


42 |Für biefelbe Unterjuhung, wenn fie bei Gelegenheit ber änztichen 


Kranfenbefuhe vorgenommen wird, dem Arzte . 


0 

dem Wundarzte . . — 5 
6 

dem Wundarzte.. .| — 4 


Anmerkungen. 


. Bei der Gebühr für einen Beſuch find das Kranfen-Eramen, bie Ordination und bie 


Verſchreibung von Recepten, ſowie Heine Manual- und Inftrumental-Unterfuchungen, 
oder ein ganz einfacher, leichter Verband, infoferne für Tetstere nicht ein beſonderer 
Anfag im Tarife vorfommt, darunter verftanden. 


. Für einen Befuch bei Nacht, d. i. von 10 Uhr Abends bis 5Uhr Morgens ift die Doppelte 


Bejuchstare aufzurechnen geftattet. 


. Die Bejuchstare ift, ausgenommen bei den Unterjuchungen Tarifpoft 1, 2, 41 und 42, 


bei allen übrigen Verrichtungen nebft ben, für biefelben angefegten Gebühren zu 
entrichten. 


. Die bezüglichen Tarifanfäge gelten nur für die Bornahme und Vollendung des Opera- 


tionsactes, zu welchem auch Stillung der Blutung und Anlegung des erften Berbandes 
u. dgl. gehören, 

Diefe Operationstaren find den Sanitätsperfonen ohne Unterjchied ihrer jonftigen 
Eigenjhaft im vollen Betrage zu vergüten, 


. Die bei Tarifpoft 7 bis 11 uothwendigen Ingredienzien, ſowie Verbandftüde, Inftru- 


mente und andere Utenfilien, welche entweder nur einen Einmaligen Gebraud erlauben 
oder welche den Kranken zu ihrem ferneren Gebrauche nothwendig bleiben, find den 
Sanitätsperjonen entweber zu liefern ober aber befonders zu vergüten. 


. Die Koften für die gewöhnliche Inftandhaltung der Iuftrumente, 3. B. Schärfen ber 


Meffer u. ſ. w. Dürfen nicht aufgerechnet werben. 


. In Fällen, wo iiber Anordnung der Gerichtsbehörbe ein zweiter Sachverftänbiger ein- 


zujchreiten hat, erhält diefer, wenn nicht befondere Beftimmungen erwas Abweichendes 
feftfeten, die im Tarife für die bezüglichen Berrichtungen angeſetzten Gebühren. 
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9. Die bei der einen oder anderen Operation etwa nothwendig gewejene entgeltliche 
Affiftenz ift als jolche von dem Operateur nachzuweiſen, eine angemefjene Entlohnung 
dafür zu beantragen, und der zuftändigen Behörde zur Entfheibung vorzulegen. 

10. Die zur etwaigen Borbehandlung, jowie die zur Nachbehandlung bei Operationen noth- 
wendigen Beſuche und anderweitigen Berrichtungen find nad) den bezüglichen Tarifan- 
fügen aufzurechnen und zu honoriren. 

11. Bei Berbrennungen oder bei bejonders großen Verwundungen und Gejhwüren, deren 

Stellen fich iiber mehrere Körpertheile erftreden, wird jeder Arm, Schenkel u. |. w. 

als ein abgefonderter Theil in dem Conto zu benennen und ein billiger Betrag für Die 

notbwenbdigen Verbände anzujegen fein. 

In den Tarifjägen für geburtshilfliche Acte find Die unmittelbar vor und nach denjelben 

nothwendigen Unterfuchungen ber weiblichen Gejchlechtstheile mit eingerechnet. 

13. In Betreff der nach vollfommen beendigter Entbindung nothwendigen Behandlung ber 
Mutter und des Kindes, joweit foldhe zu den Verrihtungen entweder des Arztes oder 
ber Hebamme gehört, haben ſich die Entlohnungen hiefür entweder nad den bezüg— 
lihen Tarifanſätzen, oder, wo folche fehlen, nach der Beftimmung bes $. 3 der vorfte- 
benden Verordnung zu richten. 

14. Die unter Poft 35 und 36 des Tarifes II angejegten Gebübrenbeträge werden nur 
dann paffirt, wenn die Wöchnerin bie neun Tage überftanden hat, während bei einem 
unverſchuldeten Todesfalle berjelben nur die Hälfte der bafelbft feſtgeſetzten Beträge 
aufgerechnet werben darf. 

Ein verjchuldeter Todesfall der Wöchnerin hebt felbjtverftändlich jene Entloh- 
nungen auf. 

15. Hebammen erhalten für die manchmal von ihnen vorgenommenen kleineren chirurgiſchen 
Hilfeleiftungen, wie Blutegel-, Kliftier-, Kathederſetzen u. dgl., den dafür angejetten 
Tarbetrag. 


12 


+ 


S. 336. 
4. der Dolmetjder; 


Einem Dolmetscher gebühren für die blos mündliche Ueberſetzung einer 
in einer fremden Sprache abgefaßten Urkunde zwanzig Kreuzer, für eine 
ihriftlihe Ueberjegung aber zwei Gulden für jeden Bogen, wobei aber 
wenigitens dreißig Zeilen auf eine Seite und ſechzehn bis achtzehn Silben 
auf eine Zeile zu rechnen find, 

Dem Dolmetiher, welder einer gerichtlichen Vernehmung beigezogen 
wird (SS. 123 und 184), gebührt für jeden halben Tag ein Gulden, und 
wenn er das Protofoll jelbjt [reiben muß, ein Gulden und dreißig Kreuzer. 

Werden die bei einem Gerichte für beftändig beeideten Dolmetſcher, 
oder Stantsbenmte zu derlei Verrichtungen berufen, jo haben fie dieje 
Arbeiten unentgeltlic zu verrichten. 

Für die mündliche oder ſchriftliche Entzifferung einer mit dem Gerichte unbekannten 
Zeichen (z. B. mit hebräifchen Buchftaben, mit Ehiffern u. dgl.) gefchriebenen Urkunde dürfte 


biefelbe Gebühr zu entrichten kommen, wie fir bie Ueberſetzung einer in einer fremben 
Sprache abgefaßten Urkunde. 
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8. 337. 


Dagegen — Sachverſtändige und Dolmetſcher, wenn fie die vor- 
ftchenden Amtshandlungen außer dem Orte ihres gewöhnlichen Aufent- 
haltes zu verrichten haben, auch Reiſe- und Zehrungskoften, und zwar die 
in Öffentlihen Dienften angeftellten nad Vorſchrift der hierfür beftehenden 
allgemeinen Verordnungen, die übrigen aber nad) Maßgabe der im $. 334 
gegebenen Beitimmungen, jedod allerdings and) bei einer geringeren als 
der dort angegebenen Entfernung anzuſprechen. 

Alte vorftehenden Gebühren find übrigens den Sadverftändigen und 
Dolmetihern, wo möglich, fjogleid nad) ihrer Verwendung auszuzahlen, 
oder foftenfrei zuzumitteln. 

In der ſchriftlichen Vorladung ift ihnen zu bedeuten, daß fie ihre &or- 
derung bei Berluft des Anfpruches längitens binnen 14 Tagen nad) Abgabe 
ihres Gutachtens anzubringen haben. 


S. 338. 
5. Koften für die Berpflegung des Befhuldigten während der 
Unterfuhungshaft; 


Die Koften für die Verpflegung des Beſchuldigten während der Unter: 
ſuchuugshaft ſchließen die Auslagen für Koft, Yagerftätte, Beheizung, Licht, 
die etwa nöthige Beifhaffung, fowie die Reinigung der Wäſche und Kleidung 
und allfällige Krankheits- und Eutbindungsfoften in ſich. 

Der 8.82 der Iuftruction für die Strafgerichte beftimmt, daß Unterfuchungsgefangene, 
welche fich jelbft zu verpflegen, und nach ihren Vermögensverhältniffen einen Erjag für bie 
ihnen im Gerichtshaufe verabreichte Verpflegung zu leiften außer Stande find, nach Ermeſſen 
bes Gerichtsworftehers zu einer angemefjenen häuslichen Arbeit, infoweit e8 das Bedürfniß 
bes Gefangenhaufes erfordert, verwendet werben können, wobei fie jedoch nah Thunlichkeit 
weber mit Sträflingen noch anderen Unterfuchungsgefangenen in Berührung kommen jollen. 

Hinfihtlih der Kraukheits- und Entbindungskoften werden jedem 
Berhafteten die für ihn wirklich aufgelaufenen Auslagen angerechnet; hin- 
fichtlic aller übrigen Berpflegungstoften ift für den Sprengel eines jeden 
Oberlandesgerichtes von diefem, im Einvernehmen mit der Finanz-Landes⸗ 
direction alljährlid, und bei jehr bedeutenden Preisänderungen auch öfters, 
der für jeden Verhafteten auf Einen Tag entfallende Betrag feſtzuſetzen, in 
welchem die Vergütung dieſer Berpflegungskoften zu gefchehen hat, in foweit 
nicht etwa ein Verhafteter ji) die Verpflegung aus eigenem Vermögen bei- 
geſchafft hat ($. 165). 

Wenn an den verſchiedenen Orten, wo ſich Strafgerichte befinden, jehr 
große Preisunterfhiede Hinfihtlic der Lebensmittel beftehen, jo kaun der 
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Bergütungsbetrag dieſer Berpflegungstoften für verſchiedene Gerichte des— 
jelben Oberlandesgeriht3-Sprengels verſchieden feſtgeſetzt werden, 


8. 339. 


6. Reifeloften und Diäten der Öerihtsperjonen und Staats— 
anmwälte; 


In weldien Fällen und in welchem Betrage die Vergütung der Reife: 
foften und Zchrungsgelder den Gerihtsperfonen und den Staatsanwälten 
gebühre, beitimmen die bejtehenden Vorſchriften. 

Dieje Borjchriften find neueftens in der Schrift: „Diäten Schema für Die verſchie— 
denen Dienftesfategorien ſämmtlicher ka f. Hofs und Staatsbeamten zc. von F. Sobanus, 
Wien 1856“ am vollftändigften zufammengeftellt. Die ülteren derfelben fiehe in Maucher's 
Siſtematiſchem Handbuche des öfterreichiichen Strafgeieges, IH. Bd. S. 329 u. f., dann in 
Stubenraucd’s Handbuch der öftr. Berwaltungsgejeßfunde, I. Bd., S.182 u. f. Hierber 
gehört auch die Minifterial-Berorbnung v. 3. Juli 1854, Nr. 169 R. G. Bl. über Die 
Diäten und Neifeloften der Gerichtsbeamten, welche in meiner Erklärung der Inftruction 
fir die Strafgerichte S. 70 u. f. abgedrudt ift. 


S. 340. 
7. Gebühren für die Bollziehung von Todesurtheilen. 


Für die Vollziehung eines Todesurtheiles gebühren dem Scharfrichter 
fünfzehn Gulden, und jedem feiner dazu nöthigen Gehilfen drei Gulden. 

Geſchieht der Vollzug des Todesurtheiles außer dem Wohnſitze des 
Scharfrichters, jo gebührt ihm die Vorſpann, oder im dringenden Fällen die 
Vergütung für jenes Beförderungsmittel, deſſen er ji auf Anordnung des 
Strafgerichts-Vorftehers bedienen muß, nud außerdem ein täglicher Zeh: 
rungsbeitrag don drei Gulden für ihn und feine Gehilfen zuſammen. 

Diejelbe Gebühr ift für die Auſchlagung eines Todesurtheiles an den 
Galgen ($. 392) zu entrichten. Die Abnahme diefer Gebühr findet jedoch, 
wenn in demfelben Orte mehrere Todesurtheile angejhlagen werden, für 
alle zufammen nur Einmal Statt. 


S. 341. 
Wann ver Angeklagte zum Erfage der Koften verpflidtet ift. 
Wird der Angeklagte durd) ein Straf-Urtheil irgend einer, wenngleich 
von der in dem Anklagebeſchluſſe bezeichneten verſchiedenen ftrafbaren Hand» 
fung ſchuldig erkannt, jo ift im dem Urtheile zugleich auszudrüden, daß er 
aud) die Koften des Strafverfahrens zu erſetzen habe ($$. 332—340). 
Doch bleibt dem Gerichtshofe überlaffen, in dem alle, wenn ſich das 
Berfahren auf mehrere jtrafbare Handlungen bezog, die Kojten hinſichtlich 
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derjenigen Handlungen, deren er nicht für ſchuldig erfannt wird, foweit es 
thunlid) ift, von dem Erſatze auszuſcheiden. 

Dies ift zwar nicht rüdfichtlich der im $. 338 enthaltenen, wel aber rüdfichtlich 
aller übrigen Koften thunlich. 

Die Berpflihtung zum Erjage der Koften trifft jedod) den rechtskräftig 
Berurtheilten nur für feine Perfon und, in foferne er nad) eingetretener 
Rechtskraft des Urtheiles verftorben ift, feinen Nachlaß; feineswegs aber 
dritte Perjonen, welde nach dem Geſetze oder ans übernommener Pflicht 
für deffen Unterhalt zu forgen haben. Bon mehreren Mitichuldigen oder 
Theilnehmern ift jeder einzeln zur Bezahlung der im $. 340 bezeichneten 
Gebühren, jo wie zur Tragung derjenigen Koften zu verurtheilen, welde 
durch feine Verpflegung in der Unterſuchungshaft, feine Vertheidigung oder 
durch bejondere, nur bei ihm eingetretene Ereignifie, oder durd) fein befon- 
deres Verſchulden entitanden find. Zur Bezahlung aller anderen Koften des 
Strafverfahrens find ſämmtliche Mitſchuldige oder Theilnehmer zur nnge- 
theilten Hand zu verurtheilen. Diefer Gefammtverbindlichkeit ungeachtet, 
fteht e8 dem Gerichte frei, die Antheile der einzelnen Mitſchuldigen dem 
Verhältnifie des Grades ihrer Theilnahme entſprechend zu beftimmen. 

Bei biefer Beftimmung wird auch Darauf zu fehen fein, welcher von den Mitſchul— 
digen z. B. durch fein Läugnen Die meiften Erhebungen und fomit auch die meiften Koften, 
ober welche er dadurch insbejonbere nothwendig gemacht bat. 


S. 342. 
Wer in anderen Fällen die Koften zu tragen habe. 


Wird aber das Strafverfahren durch ein Schuldlofigfeits-Urtheil oder 
durd) ein Urtheil auf Freiſprechung von der Anklage wegen Unzulänglichkeit 
der Beweiſe, oder durd einen Ablaſſungsbeſchluß beendiget, jo find die 
Koften in der Regel von dem Stante zu tragen. Bei ſolchen ftrafbaren Hand- 
Iungen aber, die nur auf Verlangen eines Betheiligten ftrafgerihtlic ver: 
folgt werden dürfen, ift der Erfas der Koften durch Beſchluß des Gerichtes 
in jenen Fällen dem Privat-Anfläger aufzutragen, wenn entweder der Ange- 
Hagte hinfihtlid) derjenigen That, wegen welder die Anklage erfolgte, ganz 
ſchuldlos geiprodhen wurde, oder wenn das Verfahren nur auf Begehren 
des Privat-Anklägers eingeftellt worden ift ($$. 189 und 289, lit. d). 

Für diejenigen befonderen Koften, weldje durch eine Berufung, oder 
durch das Begehren um Wiederaufnahme der Unterſuchung herbeigeführt 
werden, haftet derjenige, weldher die Berufung eingelegt, oder das erwähnte 
Begehren geftellt hat, in joferne die erftere unbedingt verworfen, und das 
legtere abgewiejen wird. 
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An der Erledigung der Berufung oder des Geſuches um Wiederaufnahme der Unter» 
ſuchung ift daher auch ftets dev Ausſpruch über den Erfaß der dadurch verurfachten Koften 
aufzunehmen. — Wurde der Berufung oder dem Begehren Statt gegeben, jo bat ber 
Berufungswerber oder Anfuchende die Koften derſelben nicht zu tragen. 

Die Staatsauwaltſchaft kann nie zum Erjage der Koften verurtheilt 
werden. 

Wurde endlich das Strafverfahren durch eine wiſſentlich falſche Anzeige 
veranlaßt, jo hat die Koften der Anzeiger zu erſetzen. 

Da dieſer legtere Umftand,, um als vorhanden angenommen zu werden, in ber Regel 
ein bejonberes Strafverfahren vorausfegt, jo wird bei der biesfälligen Entſcheidung auch 
die Berurteilung zum Erfate der früher verurfachten Koften auszufprechen fein. — Würde fid) 
die Falſchheit der Anzeige in der darüber abgeführten Unterfuchung oder Schlußverhandlung 
herausftellen, und der Angezeigte nach $. 495 Str. ©. fein befonderes Strafverfahren ver- 
langen, fo wäre dieſe Verpflichtung zum Koftenerfate mit der Erledigung der Hauptſache 
unter Einem auszuiprechen. — Vgl. auch $. 345. 


8. 343. 


Befhränfung bei Eintreibung der Koften von dem Verur— 
theilten. 


Der Erjag der Koften des Strafverfahrens (8. 332— 340) iſt jedoch 
bon dem Verurtheilten nur in joweit einzutreiben, als er dadurch nad dem 
Ermeflen des Gerichtes weder an jeinem Nahrungsitande gefährdet, od) 
an der Erfüllung derjenigen Pflichten gehindert wird, welde ihm zur Xei- 
ftung einer aus der ftrafbaren Handlung entfpringenden Entſchädigung, oder 
zur Ernährung feiner Angehörigen obliegen. 

Hierüber ift unter einem mit dem Endurteile zu entfcheiden (8.139 der Inſtr. f. d. Str. ©.). 

Berhaftete Beamte und Geiftlihe, welde während ihrer Verhaftung 
Alimentationsbeiträge genießen, haben fid) jedenfalls aus denfelben ent- 
weder ihre Verpflegung ſelbſt beizufhaffen, oder die VBerpflegungskoften zu 
vergüten. 


S. 344. 
Beſchwerde wegen der Erfenntniffe der Verfügungen hinfidt- 
lid des Koftenpunctes,. 

In jenen Füllen, wo die Beſchwerde über den Koſtenpunct nicht 
ohnehin mit der Berufung wider das richterliche Erkenntniß angebradt 
werden kann ($. 296), jteht jedem, der fi durch eine Entfcheidung oder 
Verfügung eines Gerichtes in Anfehung der Koften (88.333 bis 343) gekränkt 
erachtet, frei, fih darüber insbefondere bei dem Oberlandesgerichte, oder 
in joferne von diefem eine erftrichterliche Verfügung zu feinem Nadhtheile 
abgeändert worden iſt, bei dem oberften Gerichtshofe zu befchweren, 
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Diefe Beichwerden find bei dem Gerichte, weldes in erfter Inſtanz 
entſchieden hat, zu überreihen, und von diefem an das höhere Gericht ein- 
zubegleiten. 

Da das Geſetz für dieſe Befchwerbeführungen nichts befonderes beftimmt, fo werben, 
je nachdem bie Entſcheidung bei Erfedigung des Unterfuhungsverfahrens oder über eine 
Schlußverhaudlung erfolgte, die Borichriften für bie Berufung gegen bie eine oder bie 
andere Art dieſer Erledigungen Anwendung finden müffen. 


8. 345. 
Gebühren der Bertreter. 


Wer fi) im Strafverfahren eines Vertreters bedient, hat in der Regel 
and) die für dieſe Vertretung anflanfenden Koften, und zwar felbft in dem 
Falle zu zahlen, wenn ihm ein ſolcher Vertreter von Amtöwegen vom 
Gerichte beftellt wird ($. 213). 

Wurde dem Angeflagten ein Armenvertreter beigegeben ($. 213), fo 
find demjelben auf fein Berlaugen nur die nöthig gewefenen und wirklid 
beftrittenen baren Auslagen, und zwar ans dem Staatsſchatze zu vergüten. 

In jenen Fällen, wo dem Privat:Ankläger oder demjenigen, der eine 
wiſſentlich faljhe Anzeige gemadt hat, der Erjas der Proceßfoften über: 
haupt zur Laſt füllt ($. 342), haben diefe Perſonen auch alle Koften der 
Bertheidigung des Beſchuldigten zu erjegen. 


8. 346. 


Gebührt dem Bertreter einer Partei eine Belohnung, fo ift die Beftim- 
mung derjelben ſowohl in dem alle, wenn fi) der Beſchuldigte, der 
Privat-Ankläger oder der Beſchädigte felbft einen ſolchen wählte, als au 
dann, wenn dem Angeklagten ein VBertheidiger vom Gerichte beſtellt 
wurde, nad) bereit vollftändig geleifteter Vertretung dem freien Ueberein- 
fommen zwifchen dem Vertreter und dem Zahlungsverpflichteten überlaffen. 
Es ift jedoch derlei Vertretern, fie mögen Advocaten fein, oder was immer 
für einem Stande angehören, in feinem Falle geftattet, ſich im Vorhinein 
oder während des Verlaufes des Verfahrens für die zu leitende Vertretung 
überhaupt oder für den Fall eines günftigen Erfolges derjelben eine 
beftimmte Belohnung zu bedingen. Ein foldes Uebereinkommen ift ebenfo 
ungiltig und ftrafbar, wie diefes durch die beftehenden Geſetze Hinfichtlich 
der Vertretungen in Eivilredts-Angelegenheiten vorgeſchrieben iſt. 

Die diesfüllige Anordnung des Civilrechtes ift im $. 879 Abj. 3 des allg. bürg. ©. B. 
enthalten. Die Ungiltigfeit haftet an dem Bebingen einer ziffermäßig beftimmten Beloh- 
nung; das Bebingen einer angemefjenen Belohnung überhaupt ift weder verboten 


nod ſtrafbar. 
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8. 347. 


Im Falle zwiſchen einer Partei und ihrem Vertreter iiber die Gebühren 
für die geleiftete Vertretung Fein Uebereinkommen zu Stande fonımt, fteht 
jedem Theile frei, bei demjenigen Gerichte, weldes zur Entjheidung in 
erfter Inftanz berufen war, um die Beitimmung diefer Gebühren anzu: 
ſuchen; es möge fid) die Vertretung auf das Unterfuhungs-Verfahren, anf 
die Schlußverhandlung, oder auf die Verfaffung von Berufungs: oder Be: 
ſchwerdeſchriften bezogen haben. 

Ueber ein ſolches Geſuch hat das Gericht die Gegenpartei zu ver: 
nehmen. 

Dieje Bernehmung kann entweder durch Abforderung einer fchriftlihen Aeußerung 


oder mündlich geſchehen; die Anordnung einer fürmlichen Tagſatzung ift weder nothwendig 
nöch vorgefchrieben. 


8. 348. 


Bei Bemeſſung diefer Gebühren find die Gerichtshöfe an feinen 
beitimmten Betrag gebunden, fondern fie haben hierbei das weſentliche 
Berdienft des Vertreters zu würdigen, daher insbefondere die auf die Her: 
beifhaffung von Beweismitteln und auf die Vertretung felbjt verwendete 
Zeit und Mühe, ferner die an den Tag gelegte Gründlichkeit und Umficht, 
und die Vermögens-Umſtäunde des Vertretenen, mit Billigfeit zu berüd- 
ſichtigen. 


$. 349. 


Gegen die von dem Gerichte erfter Inftanz ausgeſprochene Gebühren: 
beftimmung fteht beiden Theilen binnen 14 Tagen vom Tage der Zuftellung 
des Befchluffes der Recurs an das Oberlandeögericdt, und im Falle, als 
von diefem die erftridterlihe Beitimmung abgeändert wird, demjenigen 
Theile, zu deſſen Nachtheile die Abänderung erfolgte, an den oberiten 
Gerichtshof zu. 

Diefes Rechtsmittel ift von den übrigen in der Str. Pr. Odg. enthaltenen weſentlich 
verſchieden, und dem im Eivilverfahren gegen gerichtliche Beſcheide vorgefchriebenen gleich. 


8. 350. 


Die von den Parteien anerkannten oder gerichtlich beftimmten Gebühren 
find wie andere Advocatengebühren einzubringen. 

Der Bertreter bat demnach dieſe Gebühren nad Vorfchrift des Hofbecretes v. 4. Ot- 
tober 1883, Nr. 2633 %. ©. S. im orbentlihen Civilrechtswege einzutreiben, wobei bie 
bort angeorbnete Erpenfenmoderirung vor dem Civilrichter entfällt, indem an deren Stelle 
bas oben in ben $$. 347— 349 angeordnete Verfahren tritt, 
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8. 351. 
Auszahlung und Berrehnung der Koften des Strafverfahrene. 


Ueber die Anweifung, Auszahlung, Einbringung und Verrechnung der 
in diefem Gejese erwähnten Koften des Strafverfahreng werden bejondere 
Vorſchriften erfolgen. 

Diefe Vorfehriften find theils in den SS. 129—147 der Inſtruetion für Die Straf- 
gerichte vom 16. Juni 1854, Nr. 165 R. ©. Bl., tbeils in den SS. 22—31 der oben Lei 
8. 339 berufenen Minifterial- Verordnung vom 3. Juli 1854, Nr. 169 R. ©. Bl. enthalten, 


Sechzehntes Hauptftück. 


Von den Erkenntnifen und Verfügungen des Strafgerichtes 
Hinfichtlich der privatrechtlichen Anfprüche. 


Ein nicht minder wichtiger Zweck des Strafverfahrens als die Ausfor- 
ſchung und Beftrafung des Schuldigen, ift der, dem durch die ftrafbare Hand— 
lung Befchädigten, auf die möglichjt fchnelfe und mindeſt Foftfpielige Art zur 
bem Erfate des ihm zugegangenen Schadens zu verhelfen. Die dazu dienlichen 
Mittel, das fogenannte Aphäfions-Verfahren, find der Gegenftand 
dieſes Hauptſtückes. 


8. 352. 
Ermittlung des Schadens und der Entſchädigung von Amts— 
wegen. 


Den aus der ſtrafbaren Handlung entſtandenen Schaden und die 
übrigen privatredhtlihen Folgen derjelben ($$. 359—361) hat das Straf: 
gericht fhon in dem Unterfuchungs-Verfahren von Amtswegen zu erheben 
(88. 66, 75, 127 und 176), und den Beihädigten, aud) wenn er es 
nicht insbejondere verlangt, zur Schlußverhandlung vorzuladen ($. 219). 
Diefem, oder feinem Bevollmächtigten ift, wenn nicht befondere Bedenken 
entgegenftehen, die Einſicht der Unterfuhungs-Akten ſchon während des 
Unterfuhungs-Verfahrens zu geftatten. Bei der Schlußverhandlung fan er 
zur Begründung jeiner privatrechtlichen Anfprüde nicht nur alle Beweis- 
mittel iiber die Schuld des Angeklagten, und über die Art und Größe des 
Schadens vorbringen, jondern auch hinfichtlid) der angeſprochenen Eutſchä— 
digung feine befonderen Anträge ftellen ($$. 243, 244, 253, 255 und 257), 
— Es fteht ihm aber auch frei, auf feine privatrehtlihen Anſprüche zu 
jeder Zeit, und aud) im Laufe der Schlußverhandlung Verzicht zu leiſten. 
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I. Die Eingangs erwähnten von dem Gefete zur Erreichung des oben gedachten 
Zmwedes angeordneten Mittel find demnach nebft den in SS. 353— 364 bezeichneten: 

1. Die Erhebung ber eigentlichen Bejchaffenheit und der Größe des Schadens 
von Amtswegen, auch im jenen Fällen, wo die Eigenfchaft der ftrafbaren Handlung 
nicht von der Größe des Schadens abhängt. Dieſe Vorſchrift gilt ſowol für die Thatbe- 
ftandserbebung und das meitere Unterfuhungsverfahren laut der in dem vorftehenden Pa— 
vagraphe berufenen Gefegesftellen, jondern auch für die mündliche Schlußverbandlung, bei 
welcher bem Beſchädigten die unmittelbare Gelegenheit geboten wird, feine Anfprüche felbjt 
wahrzunehmen und alles zu ihrer Begründung dienliche worzubringen. 

2. Damit der Beichädigte aber die Gelegenheit zur Ausübung diefer Rechte nicht 
verjäume, muß er, auch wenn er e8 nicht befonders verlangt, zur Schlußverhandlung 
vorgelaben werben, und es ift ibm im ber Vorladung ausdrücklich die Rechtsfolge 
befannt zu geben, welche im Falle jeines Ausbleibens eintreten würde ($. 219). 

3. Dem Beihädigten ift auch ausnahmsweife die Einficht der Unterſuchungs— 
aften jchon während des Uuterfuchungsverfahrens geftattet. 

4. Bei der Schlufverbandlung fteht dem Beſchädigten gleich wie dem Staats- 
anmwalte das Recht zu, Beweismittel für die Schuld des Angeklagten beizufchaffen, To 
wie ihm auch das Recht eines jelbftändigen Vortrages zur Begründung feiner Anfprüche 
zufteht. 

5. Hierher gehört auch die Anordnung des 8. 270 Abſ. 2, laut beffen in Er- 
manglung anderer Beweije der Betrag des Schadens durch die Eine beſchworne Aus— 
fage bes Beichädigten bergeftellt werben kann. 

II. Daß der Beichädigte auf feine Erfatanfprüdhe in jedem Stadium bes Bers 
fahrens ganz oder theilweiſe Verzicht feiften könne, folgt daraus, weil fi, ungeachtet 
ihrer Berfchmelzung mit dem Strafverfahren, die rein privatrechtliche Natur berjelben 
nicht Ändert. Die Giltigfeit einer folchen BVerzihtleiftung, 3. B. von Seite eines Min- 
berjährigen, ift daher ſtets nach den Vorfchriften des allgemeinen bürgerlichen Geſetz— 
buches zu beurteilen, 


Bei der Entſcheidung oder Verfügung hinfihtlid der privatrechtlichen 


Auſprüche ($. 283, lit. d) Hat das Strafgericht folgende Vorſchriften zu 
beobachten. 


8§. 353. 
Wirkſamkeit des Strafgerichtes in Beziehung auf privat— 
rechtliche Anſprüche: 
a) durch Zurückſtellung von entzogenen Gegenſtänden; 


Handelt es ſich um die Zurückſtellung einer dem Beſchädigten gehörigen 
Sache, welche unter den Habjeligfeiten des Angeflagten, eines Mitſchul— 
digen oder Theilnehmers, oder an einem ſolchen Orte gefunden wird, wohin 
fie von diefen Perfonen nur zur Aufbewahrung gegeben worden ift, fo ver: 
ordnet der Gerichtshof, daß die Zurüditellung nad) eingetretener Rechtskraft 
des Erfenntniffes erfolge. Diefe Zurüdftellung kann jedoch von dem Unter: 
ſuchungsrichter auch ſchon während des Unterfuhungs-Berfahrens geſchehen, 
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wenn der zurückzuftellende Gegenftand nicht weiter zur Beweisführung nöthig 
erſcheint, und fonft feine Bedenken entgegenftehen. 

I. Der Beihuldigte ift gemäß $$. 176 und 234 jedenfalls zu befragen, ob er 
gegen dieſe Zurüctellung etwas einzuwenden habe und es ift johin Sade bes Ge⸗ 
richtes, zu entſcheiden, ob die von ihm etwa vorgebrachten Einwendungen eine Berück— 
fihtigung verdienen ober nicht. 

II. Die bier erwähnte Verordnung bes Gerichtshofes ift ein Theil bes erge- 
heuden Strafurteiles ($. 283 Jit. d); denn wird fein Strafurteil gefällt, fo kann aud) 
von einem Erfeuntniffe auf Zurüdftellung der Sache an den Beſchädigten gemäß 
88. 354 und 364 feine Rebe fein. Würde der läugnende Angeklagte jedoch in die Zu— 
rüdftellung willigen, fo kann diefelbe auch bei einem Freiſprechungs- oder Schuldlofig- 
feits-Urteile verordnet werben. 

IIT. Hieraus folgt, daß ber Unterfuchungsrichter die Zuritdftellung einer ſolchen 
Sache nur mit Einwilligung des Befchuldigten verfügen könne, und baher wenn biefe 
mangelt — namentlich, wenn der Beſchuldigte im Läugnen ift — dem Ausfpruche bes erfen- 
nenden Gerichtshofes nicht vorgreifen dürfe. 

Ehe aber Jemanden dasjenige zurüdgeftellt wird, was er als eine 
ihm durch die ftrafbare Handlung entzogene Sache anfpridht, muß rechtlich 
bewiefen fein, daß ihm die Sache gehöre, oder aus feiner Inhabung weg: 
gekommen fei. Diefer Beweis kann bei vorhandenem Geftändniffe des Schul: 
digen auch durch die hiermit übereinftimmende befhworene Ausjage des— 
jenigen hergeftellt werden, dem die Sache entzogen wurde, Bei mangelnden 
Geftändnifie des Schuldigen aber genügt es, daß auf andere Art rechtlich 
bewiefen ſei, daß die ftrafbare Handlung wirklich an demjenigen verübt 
worden ift, der die Sache in Aufprud nimmt, und daß er in feiner zu 
bejhwörenden Ausjage die Sache kenubar, und mit folden Merkmalen 
bezeichne, welche nur ihm befannt fein können, 

1. Was den Beweis des Eigentbums betrifft, jo ift derfelbe auf eine ber im 
8. 261 erwähnten Arten zu führen. Im Zufammenbange mit $. 270 Abf. 2 läßt aber 
das Geſetz die Erleichterung der Beweisführung zu, daß, wenn der Beweis der Schuld 
wider den Angeflagten durch fein Geſtändniß hergeftellt ift, die befchworne Ausjage bes 
Beſchädigten für fih; wenn ber Beweis der Schuld aber in anderer Weije geführt 
wurbe, biejelbe unter der Bedingung genügt, daß der Beſchädigte folhe Merkmale an: 
zugeben wiffe, die nur ihm befannt fein innen, 3. B. den Inhalt der in einer Brief: 
tafche aufgefchriebenen Notizen, ausgebefferte Schäden, Heine unauffällige Mängel u. dal. 

II. Eine hierher gehörige Beftimmung trifft auch der Artifel XIII. des Hanbels- 
und Schiffahrts-Bertrages zwijchen Defterreih und Belgien vom 2. Mai 1854, Nr. 180 
R. G. Bl., welcher anorbnet: bie den öſterreichiſchen ober belgifchen Unterthanen ange- 
hörigen Schiffe, Waaren und Effekten, welche durch Seeräuber innerhalb der Juris» 
bictionsgrenzen bes einen ber beiden contrahirenden Theile, oder auf hober See genommen, 
und in bie Häfen, Flüffe, Aheden, Buchten im Gebiete des anderen Theiles geführt 
ober dafelbft gefunden mworben wären, jollen ihren Eigenthiimern gegen Entrichtung ber 
etwaigen von ben competenten Gerichten feftzuftellenden Aufgreifungsfoften zurückgeſtellt 
werben, wenn das Eigenthumsrecht vor biefen Gerichten erwiefen und bie Reclamation 
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innerhalb Jahresfrift durch Die Intereffenten, durch ihre Bevollmächtigten, oder durch die 
Agenten der betreffenden Regierungen erhoben worden ift. 
8. 354. 
b) durch gütlihe Berwendung oder Anweifung an einen dritten 
redlichen Befiker; 

Sit die entzogene Sache bereits in die Hände eines Dritten, der ſich 
an der itrafbaren Handlung nicht betheiliget hat, auf eine zur Mebertragung 
des Eigenthumes giltige Art, oder als Pfand gerathen, jo hat fid) das 
Gericht zu verwenden, daß fid) der Inhaber gütlic zur Abtretung der Sache 
herbeilaffe. Kann diejes nicht bewirkt werden, fo ift dem Beſchädigten bloß 
anzuzeigen, wer feine Sache in Händen habe, damit er jein angeſprochenes 
Recht im Civilrechtswege ſuchen könne. 

J. Ob die Sache auf eine entgeltliche oder unentgeltliche Art in den Beſitz des un— 
betheiligten Dritten gekommen iſt, macht keinen Unterſchied. — Wäre die Sache in den 
Beſitz des an der That ſelbſt unbetheiligten Dritten auf eine nach dem Geſetze ſtrafbare Art 
gekommen, z. B. durch Diebſtahl, Betrug, bedenklichen Ankauf u. dgl., ſo iſt über die 
Anſprüche des Beſchädigten auf Zurückſtellung der Sache bei der Verhandlung wider dieſen 
Dritten zu entſcheiden. 

II. Kommt über die Zurückſtellung der Sache zwiſchen dem Eigenthümer und dem un— 
betheiligten Dritten ein Vergleich zu Stande, jo iſt nach der Vorſchrift des 8. 438 
Abi. 2 der ungariſchen und ſiebenbürgiſchen Civilproceßordnung fein Zweifel, daß derſelbe 
erefutionsfähig fei. Aber auch nad $. 298 der allgemeinen und $. 396 lit. b) der weft: 
galiziſchen Gerichtsordnung dürfte ein folder Vergleich als exekutionsfähig angeſehen 
werden müſſen, da derſelbe jedenfalls „ein gerichtlicher Vertrag“ iſt und das Hofdekret vom 
4. Februar 1825, Nr. 2072 J. G. S. keinen Unterſchied macht, ob der Vergleich über 
eine mündliche Klage oder ein ſchriftliches Geſuch abgeſchloſſen wurde. Dazu kommt 
noch zu erwägen, daß Die gegenwärtigen Strafgerichte auch zugleich Civilgerichte find, und 
Diefe Eigenschaft auch bei dem Berfahren über die Erfaganfprüche von dem Gejete ($. 361) 
weſentlich im Auge gebalten wird. 

Iſt das Eigenthum des entzogenen Gegenitandes unter mehreren 
Beihädigten ftreitig, jo Hat das Strafgericht diejelben auf den Civil— 
rechtsweg zu verweijen, und inzwilchen die Aufbewahrung der Sache, wenn 
fie bei dem Strafgeridhte liegt, oder unter deſſen Obhnt fteht, fortzufezen 
($. 357), bis das Civilgericht darüber verfügt hat. 

Das Strafgericht hat nur über die Anfprüche bes Befchädigten an deu Angeklagten 
nicht über jene, die er an britte Perfonen hat, zu enticheiden. Sollten die ftreitenden Theile 
iiber ihre Anfprüche einen Vergleich fchliefen wollen, fo hat das Strafgericht denfelben ohne 
weiters aufzunehmen und e8 gilt über deſſen Erefutionsfähigkeit das eben zuvor Bemerfte. — 
Eine folche ftreitige Sache geht aber nad Beendigung des Strafverfahrens aus der ftrafge- 
rihtlihen Berwahrung in die ciwilgerichtliche über ($. 126 der Juftr. f. d. Str. ©.) 

Kann der Beſchädigte fein Recht auf die Sade nicht ſogleich genügend 
nachweiſen, fo iſt mit derjelben auf die in den 88. 355 und 358 bezeichnete 
Weiſe vorzugehen. 
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8. 355. 


e) durch Veröffentlihung einer Bejhreibung und Beräußerung 
der entzogenen Gegenftände, fowie durch gerihtlide Aufbe- 
wahrung derjelben, oder des dafür eingegangenen Kaufpreifes; 


Wenn bei einem Beichuldigten eine nad) allem Aufcheine fremde Sache 
gefunden wird, deren Eigenthümer er nit angeben kann oder will, und 
wenn fi) binnen zwei Monaten von der Zeit der Anhaltung des Beſchul— 
digten Niemand mit einem Anſpruche auf Zurüditellung ausgewieſen hat, 
jo ift von dem Unterſuchungsrichter die Beſchreibung derSade jo abzufafjen, 
daß diejelbe zwar von dem Berechtigten erfannt werden fünne, daß jedod) 
einige wejentliche Unterſcheidungszeichen verjchwiegen werden, um ihm die 
Bezeichnung derjelben als Beweis feines Rechtes vorzubehaltei. 

S. 356. 

Dieſe Beihreibung ift von dem Unterfuhungsricdter dem Gerichtshofe 
vorzulegen, welder diefelbe an denjenigen Orten, wo fid der Beſchuldigte 
aufgehalten hat, oder wo die ihm zur Laſt gelegten ftrafbaren Handlungen 
begangen wurden, durch Edict öffentlich befannt zu maden hat. In diejem 
Edicte ift der Berechtigte aufzufordern, daß er ſich binnen Jahresfrift vom 
Tage der dritten Einfhaltung in die Negierungd-Zeitung des Kronlandes 
melde, und jein Recht anf die Sache nachweiſe, widrigens die bejrhriebene 
Sade veräußert, und der Kaufpreis bei dem Strafgerichte anfbehalten 
werden wird, 

I. Diefe Edikte find an den im Gejege genannten Orten, au den fir berlei Kund— 
machungen beftimmten Pläten gemäß $. 219 des k. Pat. v. 3. Mai 1853, Nr, 81 
R. ©. Bl. anzufchlagen und der Gerichtsdiener bat dafür zu jorgen, daß fie während ber 
Ediftalfrift unverjehrt erhalten und daber bei einer Beſchädigung erneuert werben; nad) 
verftrichener Frift find fie abzunehmen und mit Bemerkung des Tages des Anjchlags und 
der Abnahme dem Gerichte mit Bericht vorzulegen. 

II. Diefe Edikte find 3 Mal in den gewöhnlichen Zwifchenräumen in die Regierungs- 
zeitung bes Kronlandes, in welchem fie erlaffen werben, einzufchalten, wobei nichts im 
Wege fteht, in wichtigen Fällen die Einfhaltung auch in den Amtsblättern anderer Kron- 
länder zu veranlafjen. 

II. Was die Korn dieſer Edikte betrifft, fo find fie nach S$. 211 und 212 des ge- 
dachten kaiſ. Patentes von dem Vorfteher des Gerichtes und einem Rathsſekretär oder dem 
Erpebitsleiter zu unterfchreiben und mit dem Amtsfiegel zu verfehen. 


Mufter eines folchen Eviktes. 


Bon dem k. k. Kreisgerichte zu N. wird hiermit befannt gemacht, daß fd) bei 
demjelben nachftehende Gegenftände in Aufbewahrung befinden, welche aller 
Wahrjcheinlichkeit nach von Diebftählen herrühren : 
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1. Eine Brieftafche von rothem Leber, mit einer Schlupfe zu ſchließen, und 
von innen mit einer farbigen und einer ſchwarzen Stickerei verziert. 

2. Eine blaufeidene Geldbörſe mit einer Perlenftiderei, und einer goldenen 
Schließe, u. ſ. w. 

Die Eigenthiimer dieſer Gegenftände, fo wie jene, welde fonft Ansprüche 
auf diefe Gegenftände haben, werden denmach aufgeforbert, fi) binnen Jahres— 
frift vom Tage der dritten Einfchaltung dieſes Eviftes in die N-Zeitung jo gewiß 
in hierortigen Depofitenamte oder im Einreihungs-Protofolle zu melden, und ihr 
Recht auf die Sadye nachzumweifen, widrigens die bejchriebenen Sachen veräußert, 
und der Kaufpreis bei dem gefertigten k. k. Kreisgerichte aufbehalten werden würde. 


N., den — 
MN. MN. 
Rathsſekretär. Gerichtsvorſteher. 


8. 357. 

Iſt die fremde Sache von ſolcher Beſchaffenheit, daß ſie ſich ohne 
Gefahr des Verderbens nicht durch Ein Jahr aufbewahren läßt, oder wäre 
die Aufbewahrung mit Kojten verbunden, jo ift von dem Unterfuhungs- 
richter mit Bewilligung des Gerichtshofes, und in dringenden Fällen felbft 
ohne diejelbe, die Veräußerung der Sache durch öffentliche Verfteigerung 
einzuleiten, Der Kaufpreis ift bei dem Gerichtshofe zu erlegen. Zugleid) ift 
eine umftändlihe Beſchreibung jedes verkauften Stüdes unter Bemerkung 
des Käufers und des Kaufpreifes den Aeten beizulegen. 


I. Solche Gegenftände wären Eßwaaren, lebende Thiere u. dal. 

II. Da für diefe Veräußerungen feine bejondere Form vorgefchrieben ift, fo wird es 
Sache des Unterfuchungsrichters fein, die bevorftehende Veräußerung nach der Befchaffen- 
beit des Gegenftandes und den Lokalverhältniſſen in folcher Art fundzumaden, daß das 
Zuſammenkommen einer genügenden Anzahl Kaufluftiger, 3. B. Pferbehändler, Gaftwirtbe, 
Fleiſcher u. dgl. zu erwarten fteht. — Bei den als Unterfuchungsgerichten beftellten Bezirks— 
(Stublrichter:) Aemtern kann die Feilbietung fohin von den dort überhaupt dazu beftimmten 
Perfonen vorgenommen werden. Bei den Gerichtshöfen wird aber dieſe Feilbietung am 
zwedmäßigften durch das ihnen zur Seite ftehende ſtädtiſch-delegirte Bezirksgericht einge» 
leitet und vorgenommen werben. 


$. 358. 


Wenn binnen der Edictalfrift Niemand ein Recht auf die befchriebenen 
Gegenftände darthut, jo find diefelben, wenn es der Dringlichkeit wegen 
nicht ohnehin bereits geſchehen iſt ($. 357), auf die in dem vorftehenden 
Paragraphe angeordnete Weiſe zu veräußern, und den Kaufpreis an die 
Staatskaſſe abzugeben. 


Dem Beredhtigten fteht jedoch frei, feine Anſprüche auf den Kaufpreis 
gegen den Staatsfhat binnen 30 Jahren vom Tage der dritten Einfhal- 
tung des Edictes in die Negierungs-Zeitung des Kronlandes im Civil- 
rechtöwege geltend zu machen. 

Bis eine nähere Beftimmung erfolgt, an welche Staatsfafje der Kaufpreis abzuführen 
ift, wird die Uebergabe am zweckmäßigſten an das nächfte Steneramt, mit dem das Gericht 
ohnehin in regelmäßigem Verkehre fteht, erfolgen. — Hat das Gericht ein eigenes Depo- 
fitenamt, fo bleibt der Feilbietungserldös bajelbft erliegen, und e8 wird feiner Zeit Damit 
eben jo, wie mit den civilgerichtlichen Cabueitäten verfahren. — Bergleiche über dieſe Vor— 
ſchrift auch Die SS. 126 und 127 der Inftruction fir die Strafgerichte. 


8. 359. 


d) vurd Erfenntiß in dem Strafurtheile aud über die Ent- 
ſchädigung; 

Das Strafgericht hat aber auch in denjenigen Fällen, wo es ſich nicht 
um bie Zurüdftellung einer entzogenen Sade, jondern um den Erjat eines 
erlittenen Schadens oder entgangenen Gewinnes, oder um Tilgung einer 
verurfachten Beleidigung handelt ($. 1323 des allgemeinen bürgerlichen 
Geſetzbuches), in dem Strafurtheile die Schadloshaltung oder Genugthuung 
zuzuerfennen, in foferne jowohl der Betrag derjelben, als aud) die Perſon, 
welcher diejelbe gebührt, aus der Unterfuhung und Verhandlung mit 
Zuverläfjigfeit entnommen werden fan, 


I. Bei der Beurteilung, ob dem Beſchädigten blos eine Schabloshaltung (Erjat des 
Schadens durch Berfegung in den vorigen Stand oder Vergütung des Schätungswerthes) 
ober volle Genugthuung (Erſatz des entgangenen Gewinnes und Tilgung der verurfachten 
Beleidigung) gebühre, und in welchem Maße, hat das Gericht nicht blos den $. 1323, fon- 
bern überhaupt die 88. 1324—1332 des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches zu berüd- 
fihtigen. Dieſe Pflicht wird den Strafgerichten durch ben $. 1340 eben bort ausbridlich 
auferlegt. 

U. Die Bedingungen, unter welchen das Strafgeridht in einem Strafurteile 
einen Schadenerſatz oder eine Genugthuung beftimmt zuſprechen faun, find: 

1. Daß die Perjon, welder ber Erſatz gebührt, aus der Verhandlung zweifellos 
befannt wurde, wobei es übrigens einerlei ift, ob dies der ummittelbar durch die That 
Berletste, oder eine andere Perſon ift, welche auf eine rechtsgiltige Art in die Rechte 
besjelben getreten ift. Wäre die Perfon des Beſchädigten nicht genau zu beftimmen, fo 
kaun auch das Strafgericht nicht Über den Erſatz erkennen ($$. 354, 364). 

2. Daß aud der Betrag des Schadens aus der Verhandlung fih ziffer- 
mäßig berausgeftellt habe, denn in allen Fällen, wo zur Zeit des Erkenntniſſes der Schade 
fich nicht beftimmt berechnen läßt, z. B. bei einer noch durch längere Zeit fortdauernden 
Arbeitsunfähigkeit, kann das Strafgericht nicht darauf erfennen. 

III. Der Betrag des Schabens wird in der Regel (8.360) erwieſen und beftimmt: 


1. durch die Anerkennung einer beftimmten Entſchädigungsſumme durch den Anger 
Hagten ſelbſt; 
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2. durch die beſchworne Ausſage des Beichädigten ($. 270 Abi. b), woburd die Ab- 
fegung eines bejonderen Schäßungseides überflüſſig wird; 
3. durch richterliche Beftimmung, worüber das Geſetz anorbnet: 

Ergeben fid) aus den gepflogenen Erhebungen Gründe zu vermuthen, 
daß der Beihädigte feinen Schaden zu hoch angebe, jo kann ihn der Richter, 
nad) Erwägung aller Umſtände, allenfalls nad) vorgenommener Schägung 
durch Sachverſtändige mäßigen ($. 76). 


8. 360. 


insbejondere bei ven Berbreden des Hodverrathes, Aufruhrs 
und Aufftandes; 


Insbeſondere hat das Strafgeriht in den Fällen, wo Jemand des 
Verbrecheus des Hochverrathes, Aufruhrs oder Aufftandes ſchuldig erklärt 
wird, aud über die von Seite des Staates, oder von Privatperfonen gegen 
den Berurtheilten geltend gemadten Anſprüche auf Schadenerjag zu 
erfennen. 

Zu dem aus diefen Verbrechen entitandenen Schaden find aber nicht 
nur alfe unmittelbar oder mittelbar durd) dasjelbe herbeigeführten Beſchä— 
digungen, jondern aud) alle zur Unterdrückung der verbrecheriſchen Unterneh: 
mung, oder zur Wiederheritellung der Orduung und Sicherheit aufgewen- 
deten Koſten zu rechnen. Weber die Art und den Betrag der zu diejem 
Zwede aus dem Staatsſchatze bejtrittenen Auslagen iſt den von der com- 
petenten Staats-Rechnungsbehörde geprüften und für richtig befundenen 
Antsausweijen und Rechnungen der Berwaltungsbehörden von dem Straf- 
gerichte nad) Beſchaffenheit der Umftände jelbft für ſich allein, volle Beweis: 
fraft einzuräumen. 

Ueber das Berfahren wegen vorläufiger Sicherftellung der vworbezeichneten 
Schadenerſatzanſprüche wurde zufolge a. b. Ermächtigung v. 4. Oftbr. 1854 mit Juftizmi- 
nifterial-Berordnung vom 5. Oftbr. 1854, Nr. 255 R. ©. Bl. Folgendes beftimmt: 

Sobald gegen eine beftimmte Perſon, dem $. 145 der Strafproceß-Orbnung vom 
29. Juli 1853 gemäß, der Beſchluß zur Einleitung der Unterfuchung wegen des Verbrechens 
bes Hochverrathes, bes Aufruhres oder Aufitandes gefaßt wird, hat das Unterfuchungsge- 
richt, nach Bernehmung des Staatsanwaltes, entweder zugleich mit der Einleitung der Un- 
terfuhung oder mittelft abgejonderter Verordnung, zu verfügen, daß der Erſatz, welcher ben 
Beihuldigten in Folge des $. 360 der Strafproceß- Ordnung, ſowohl für die unmittelbaren 
oder mittelbaren Durch das Verbrechen herbeigefüihrten Beihädigungen als für die, zur Un- 
terdrüdung der verbrecherifhen Unternehmung und zur Wiederherftellung der Ordnung und 
Sicherheit etiwa erforderlichen Koften treffen könnte, gehörig ſicher geftellt werde. Zu dieſem 
Ende hat das Unterfuhungsgericht nach Umftänden die Pfändung und Sequeftration des 
ganzen Vermögens des Beichuldigten oder eines angemeffenen Theiles desjelben au be— 
weglichen Gütern zu verhängen und dieſe Verfügung, joweit e8 ohne Beeinträchtigung 
ſchon erworbener Rechte dritter Perfonen und ber, dem Beichuldigten obliegenden Verpflich— 
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tung zur Ernährung feiner ſchuldloſen Ehegatten oder anderer Angehörigen zuläffig ift, ent- 
weber jelbft in Vollzug zu fegen, oder die Einleitung zu treffen, daß diefelbe auf Grundlage 
feiner Anordnung, allenfalls unter Mitwirfung der Finanzprocuratur, durch den Civilrichter 
in Bollzug geſetzt werbe. 

Diefe Mafregeln haben nur dann zu unterbleiben, wenn erhellet, daß durch bie ftraf- 
bare Handlung fein Schade entftanden ift, welcher einen Erfaßanjprud zur Folge haben 
fünnte, 

Die zur Sicherftellung getroffenen Anordnungen haben in der Regel bis zur rechtöfräf- 
tigen Beendigung des Strafverfahrens fortzubauern. 

Doc fünnen diejelben im Laufe der Unterſuchung nad) Befchaffenheit der Ergebniffe der» 
jelben auch weiter ausgedehnt ober bejchränft werben. Auch fteht gegen jede Darauf bezügliche 
Verfügung fowohl dem Beſchuldigten als dem Staatsanmwalte das Recht zu, dem $. 64 
und 65 ber Strafprogeß- Ordnung gemäß, die Entjcheidung des Gerichtshofes in Anfpruch 
zu nehmen und gegen die Entjcheibung bes Teßteren die Bejchwerde an das Oberlandesge- 
richt, oder wenn won dieſem eine Abänderung erfolgen ſollte, an den oberften Gerichtshof 
zu ergreifen. 

Bei der endlichen Entjcheidung über das Strafverfahren hat der Gerichtshof, wenn 
gegen den Bejchuldigten fein Strafurteil ergeht, die Aufhebung ber bewirkten Sicherftellung 
anzuorbnen, wenn aber der Beſchuldigte eines der im Eingange erwähnten Verbrechen fchul- 
Dig erflärt werben follte, zugleich auszufprechen, in wieferne die Sicherftellung filr ben durch 
das Strafurteil zuerlannten oder nad Maßgabe des $. 362 der Strafprozef-Orbnung auf 
den Rechtsweg verwieſenen Erſatz-Anſpruch fortzudauern habe. 


8. 361. 
und über die anderen privatredtliden Folgen; 


Ergibt ſich ans der Schuld des Angeklagten die gänzliche oder theils 
weije Ungiltigfeit eines mit demjelben eingegangenen Rechtsgeſchäftes oder 
entftandenen Rechtsverhältniſſes, jo ift in dem Strafurtheile aud) hierüber, 
und über die darans entfpringenden Rechtsfolgen zu erfennen,, in foferne das 
Erkenntniß darüber fonft den Civilgerichten zufommt, und nad) den vorlie— 
genden Beweifen den Civilgeſetzen gemäß geſchöpft werden kann. 

I. Hierher gehört die Entſcheidung über die allfällige Ungiltigleit eines Teſtamentes, 
eines Vertrages, über die Zahlung einer Nichtſchuld u. dgl. Auch bei diefen Entfcheidungen 
bat fich der Strafrichter die Vorfchriften des allgemeinen bitrgerlichen Gefebuches und ber 
übrigen dahin einfchlägigen Gejege und Verordnungen wol vor Augen zu halten. Die Frage 
aber, ob und wie bie Thatſachen, auf welche er feine Entiheidung gründet, erwieſen find, 
ift ftets nach den Beftimmungen der Strafprozefordnung zu entfcheiden. 

II. Das Gefet enthält übrigens zwei beftimmte Fälle, in denen eine ſolche Ungiltig- 
erffärung zu erfolgen bat: 

1. bei dem Wucher, denn ber $. 361 fährt fort: 

Daher ift unter diefer Boransjegung insbefondere bei dem Vergehen 
des Wuchers auch zu erfennen, wen und don wen nod eine Zahlung oder 
Zurüdftellung zu leiften, und in wie weit das abgeſchloſſene Geſchäft giltig 
oder ungiltig jei. 
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2) bei ber zweifachen Ebe, in welcher Beziehung die Hofbefrete vom 30. Juli 
1808, Nr. 856, und vom 11. Juli 1817 Nr. 1845, 3. ©. S. Folgendes beftimmen : 
Wenn vor dem Strafgerichte das Verbrechen der zweifachen Ehe erwiejen wird, fann Das 
Strafurteil die Ungiltigerflärung der zweiten Ehe enthalten; und ift ein foldhes Ur- 
teil jowol dem rechtmäßig als unrechtmäßig angetrauten Gatten des Berbrechers, dann 
aber auch der politiichen Behörde, in deren Bezirfe die gefegwidrige Trauung vor fich 
ging, befannt zu machen, damit die Ungiltigfeitserffärung der zweiten Ehe von dem Seel- 
forger in dem Traunngsbuche angemerkt werde. Im jenen Fällen aber, wo kein Straf- 
urteil gejchöpft wird, oder wenn blos der Verſuch dieſes Verbrechens vorliegt, weil ber 
erite Gatte ohne Wiffen des Beihuldigten vor Schließung der zweiten Ehe bereits ver— 
ftorben war, oder wenn er auch erſt nach der von dem Beichuldigten geichloffenen Ehe ge- 
ftorben, folglich das Hinderniß gehoben wäre, und bie zweite Ehe Fonvalidirt werden 
fönnte, darf das Strafgericht über die Ungiltigfeit der Ehe nicht erkennen, ſondern bat 
die Akten dem betreffenden Civilgerichte zur weiteren Amtshandlung zu übergeben, oder 
diefelbe, wenn es zugleich felbft das fragliche Civilgericht wäre, in diefer Richtung ein- 
zuleiten. 


8. 362. 
e) durch Anweiſung der Parteien auf den Civilrechtsweg. 


Läßt fih von dem Strafgeridhte über die in den 88. 359—361 
erwähnten privatrechtlichen Anſprüche nicht mit Zuverläfjigfeit urtheilen, fo 
find die Parteien anf den Civilrechtsweg zu weijen, 

I. Bei dieſem Ausſpruche ift wejentlich zwiſchen der Pflicht zur Leiftung eines Er- 
fages und zwijchen dem Betrage des zu leiftenden Erſatzes zu unterſcheiden. Wird der 
Angeklagte der ibm angefchuldeten ftrafbaren Handlung jchuldig erklärt, jo wird auch 
über feine Pflicht zum Erſatze des aus feiner Handlung entftandenen Schadens (88.1295 — 
1304, und 1313 a. b. ©. 8.) fein Zweifel fein; das Strafgeriht fann und muß daher 
jedenfalls gemäß $. 359 dieje ausiprechen. Die Ermittlung des Betrages des Schadens 
ift dann dem ciwilrechtlichen Prozeßverfabren zu überlaffen. Eben fo fann und muß, wenn 
wenigftens ein Theil des Schadens aus ber Verhandlung mit Zuverläffigkeit berborge- 
gangen ift, auf den Erjat dieſes Betrages erfannt werden, und nur bie Ermittlung 
des weiteren Betrages bleibt dem Civilprozefje vorbehalten. (3. B. bei einer Verlegung 
ber Erſatz der Heilungsfoften und jener aus einer noch fortdauernden minderen Arbeits- 
fähigkeit.) — Im diejen Fällen wird daher das Urteil zu lauten baben: „Der N. N. fei 
ſchuldig, dem A den im ordentlichen Rechtswege zu erweifenden Schaden zu erjfegen,“ oder: 
„Der N. N. habe dem A den Betrag von —, und ben weiteren im ordentlichen Rechts- 
wege zu erweifenden Schaden zu erjegen.“ (Vgl. $. 364.) 

I. In allen Fällen, wo das Strafgericht die Pflicht des Schadenerjages ausjpricht, 
bat es aud, wenn mehrere Angeklagte verurteilt werben, mit Berüdfichtigung der Vor— 
fhrift der 8$. 1501 und 1302 a. b. G. B. auszuſprechen, welcher Antheil bes Erjates 
jeden Berurteilten trifft, und welche von ihnen miteinander zur gefammten Hand dem Be— 
jhädigten zur Erfagleiftung verbunden find. — In dieſen Fällen ift in dem Strafurteile 
eines jeden Einzelnen genau jeine Erfagpflicht auszusprechen, und es muß daher auch eine 
ausgeſprochene Solidarhaftung bei jedem Einzelnen der dazu verbundenen wiederholt wer- 
ben (3. B. „A bat zur gefammten Hand mit B und E dem NR — zu erfeßen; — B hat zur 
geſammten Hand mit A und E 2c. — E hat zur gefammmten Hand mit A und Bee.“). 
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S. 363. 
Wirkung der Erfenntnifje des Strafgerihtes in Beziehung 
auf privatredhtlide Anfprüdhe, und Rechtsmittel pagegen. 


Gegen die Erkenntniffe und Verfügungen des Strafgerichtes in Bezie- 
hung auf privatrechtliche Auſprüche fteht den im $. 300 genannten Perjonen 
nad Maßgabe der in den SS. 295— 302, 304 und 310 enthaltenen Vor— 
ihriften die Berufung offen ($. 371). 

Gegen die in diefer Beziehung von dem Gerichtshofe getroffenen Verfügungen, welche 
feine Erkenntniſſe find (3. B. die Anordnung des Verfaufes einer Sache), ftebt den dadurch 
Beeinträchtigten die Beſchwerdeführung nah $. 314 — gegen die gemäß $. 357 von dem 
Unterfuchungsrichter allein ausgehenden Verfügungen aber, die Beſchwerdeführung nad) 
8. 64, und erft gegen bie Entjcheidung des Gerichtes nad) $. 363 zu. 

Iſt ein ſolches Erkenntniß in Rechtskraft erwachſen, fo ift jeder Bethei— 
ligte berechtiget, das Strafgericht eriter Juftanz um die Anmerkung der 
Rechtskräftigkeit desjelben auf dem Urtheile jelbft anzugehen, und ein foldes 
Erkenntuiß hat dann die Wirkung, da die Erecution desjelben unmittelbar 
bei dem Eivilrichter angeſucht werden kann. 

I. Die Erecution kann auf ein vechtsfräftiges ftrafgerichtliches Urteil nur dann unmit— 
telbar angefucht werben, wenn basjelbe den Schabenerjat in einem beftimmten Betrage 
zufpricht. — Wird darin nur die Pflicht zur Leiftung des Erjates überhaupt ausgefpro- 
chen, fo befreit ein folches Urteil den Bejchädigten von ber Laſt des Beweiſes über ben 
Grund feiner Erjatforberung und er hat vor dem Civilrichter blos den Betrag feiner For- 
derung zu erweifen. 

II. Die Beftätigung der eingetretenen Rechtsfraft des Erfenntniffes ift auch dann bei 
dem Strafgerichte erfter Inftanz anzufuchen, wenn das Urteil erft durch Beftätigung eines 
böberen Gerichtes rechtskräftig geworden tft. — Zu dieſem Ende hat der Beſchädigte die ihm 
gemäß $. 292 zugeftellte Urteilsausfertigung dem Strafgerichte vorzulegen, welches dann 
auf berjelben die Beftätigung beifügt, „daß das vorftehende Urteil riidfichtlih der darin 
ausgejprochenen Erjatpflicht in Rechtskraft erwachſen ſei.“ 


S. 364. 
Borbehalt des Eivilrehtsmweges für den Beſchädigten. 


Glaubt der Beihädigte eine größere oder andere Entichädigung 
anfprechen zu können, als ihm durch das Straf-Urtheil zuerfannt worden ift; 
— oder ift von dem Strafgeridhte ein Schuldlofigkeits-Urtheil, ein Erkenntniß 
auf Freifprehung von der Anklage wegen Unzulänglichkeit der Beweis: 
mittel, ein Einftellungs- oder ein Ablaſſungsbeſchluß erlaffen worden, jo 
faun er feine privatredhtlihen Anſprüche auf dem Eivilrehtswege geltend 


machen, 

I. Der erfte in diefem Paragrapbe erwähnte Fall wurde jchon bei $. 362 beſprochen, 
der zweite bedarf feiner näheren Erörterung. — Mufter, wie dev Ausſpruch bei diefen Fällen 
zu lauten bat, fiebe auf ©, 384, 
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II. Da dem Beihädigten gemäß $. 352 ſchon während bes Unterfuhungsverfahrens 
bie Einficht der Akten freiftebt, jo kann wohl fein Zweifel fein, daß ibm dieſes Recht, um 
fo mehr nach geichloffenem Strafverfahren zufteben müffe, wo von demjelben fein Nachtbeil 
fir die Unterfuhung mebr zu bejorgen ift. Mit dem Rechte der Akteneinficht ift aber auch 
der Natur der Sache nad) (vgl. $. 215) das Recht verbunden, ſich von einzelnen Aften- 
ſtücken, inſofern dies zur Führung des Civilprozeſſes nothwendig oder nützlich erjcheint, 
Abichriften zu nehmen. 

IH. Hier fommt auch die Frage zu erörtern, ob anderen Berfonen, außer dem Beſchä— 
digten gleichfalls das Recht zuftebe, Beftätigungen über Thatjachen, abgegebene Erflärungen 
u. dgl. aus Strafverbandlungsaften zu verlangen, wenn fie ihnen zur Durchführung von 
Rechtsanſprüchen, z. B. dem Ehegatten zur Erwirfung der Eheſcheidung oder Trennung ber 
Ehe, notbwendig find. Da die Ertheilung ſolcher Beftätigungen nirgends verboten ift, fo 
wird das Strafgericht, wenn fich der Anfuchende über den Zwed einer ſolchen Mittheilung 
gehörig ausweiſt, wol faum anftehen können, dieſelbe zu ertbeilen. Daß übrigens gegen 
die Verweigerung einer ſolchen Mittheilung das Recht der Berufung offen ftehe, unterliegt 
nach $. 314 feinem Zweifel, 


Eiteratur: Glaſer, Ueber bie Mittheilung ber Ergebniffe eines Strafprozeffes an Private (©. 3. 
1855, Nr. 144). 


Siebzehntes Hauptftück. 
Von der Wiederaufnahme des Strafverfagrens. 


Unter der Wiederaufnahme des Strafverfahrens verfteht 
man den Inbegriff jener Mittel, durch welche vie bereits erfolgte recht s— 
fräftige Erledigung einer Strafverhandlung in ihren Wirkungen gänzlich 
aufgehoben oder doch wefentlich werändert werden foll, ohne daß dazu die 
Gnade des Yandesfürften im Wege eines Begnadigungsgefuches ange: 
rufen wird. 

Diefe Abänderung einer Erledigung bezieht fich ſowol auf jene Beſchlüſſe, 
wodurch das gefchloffene Unterfuchungsverfahren erledigt wurde, als auch auf 
die in Folge einer mündlichen Schlufverhandlung gefchöpften Erfenntniffe. 

Sie kann nothiwendig werden: 1) dadurch, daß rücfichtlich derſelben 
That, über welche die betreffende Erledigung erfolgte, folche neue Umftände 
bervorfommen, welche, wenn fie früher befannt gewefen wären, eine andere 
als die wirklich ergangene Erledigung herbeigeführt Hätten; 2) dadurch, daß eine 
neue, früher nicht befannte von dem Unterfuchten begangene ftrafbare Hand— 
(ung hervorkommt. 

Auf diefe verfchievdenen Fälle und die dabei vorkommenden weiters 
möglichen Unterſchiede beziehen fich die folgenden gejetlichen Beftimmungen, 
von denen die 88. 365— 375 von ber Wiederaufnahme des Strafverfahrens 
wegen verjelben That, der $. 376 aber von jener wegen einer anderen That 
handelt, 
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8. 365. 


Wiederaufnahme des Strafverfahrens: 
a) gegen Einftellungsbefdhlüjfe; 

Iſt das Unterfuhungs:Berfahren wegen eines Verbrechens oder Ver: 
gehens durch Einſtellungsbeſchluß beendiget worden ($. 197), jo kann das 
ſtrafgerichtliche Verfahren wegen Ddesjelben ſtets wieder aufgenommen 
werden, wenn das Verbrechen oder Vergehen von dem Zeitpuncte an, wo 
e3 begangen worden, nod) nicht durch Verjährung erloſchen iſt ($$. 227— 232, 
531 und 532 des Strafgefeges), und wenn erhebliche Umftände hervor: 
fommen, welde bei dem Einſtellungsbeſchluſſe nicht berückſichtiget wurden. 

I. Diefe Vorſchrift des Geſetzes bezieht fich auf alle Arten der Einftellungsbeichlüffe, 
mithin auch auf die nach $. 377 gefaßten. 

U. Die Bedingungen ber Wiederaufnahme gegen einen Einftellungsbefchluf, 
welche vereint eintreten müffen, find: 

1. daß die That noch nicht verjährt ift, worüber ſich auf bie Erffärung ber im Gejeges- 
terte berufenen Paragraphe bes Strafgejeßes in meinem Hanbbuche berufen wird. 

2. daß erhebliche Umftände hervorkommen, welche bei dem Einftellungsbeichluffe 
nicht berüdfichtigt wurden. — Dieje Umftände müffen jo befchaffen fein, daß wenn fich 
biefelben ala wahr bewähren, und nicht anderweitig entkräftet werben, bie im $. 197 auf« 
gezahlten Bedingungen ber Faflung eines Einftellungsbefchluffes nicht mehr vorhanden find 
(3. B. wenn neue Verdachtsgründe gegen eine beftimmte Perfon vorkommen). — Ob biefe 
Umftänbe bei ber Faflung des Einftellungsbeichluffes ſchon beftanden find, und nur nicht 
berüdfichtigt wurben, weil fie Damals unbefannt waren, oder ob fie ganz neu entftanben 
find (3. B. der Befchuldigte, gegen den fich fein rechtlicher Verdachtsgrund auffinden ließ, 
hat fich erft nach Faſſung bes Einftellungsbefchluffes der von ihm begangenen That gerühmt, 
ober davon herrührende Gegenftände veräußert), ift einerlei. 


S. 366. 
b) gegen Ablaffungsbefchlüffe; 

Iſt die wegen eines Verbrechens oder Vergehens wider eine beftinmte 
Perſon eingeleitete Unterfuhung oder Schlußverhandlung dur Ablaffungs- 
beſchluß ($$. 198 und 289), jedoch nur aus dem Grunde beendigt worden, 
weil der Thatbeitand eines Verbrechens oder Vergehens fehlte, oder 
weil Thatſachen vorlagen, welche die Strafbarkeit der Handlung aufhoben, 
oder weil die gegen den Beihuldigten vorgefommenen Verdachtsgründe ent- 
fräftet wurden, jo fann eine Wiederaufnahme des Strafverfahrens ftatt= 
finden, wenn neue Umftände oder Beweismittel vorkommen, welde ent- 
weder für ſich allein, oder in Verbindung mit den früher vorgelegenen 
Behelfen die Einleitung oder Fortſetzung des Strafverfahrens gegen den 
Unterfuhten in Beziehung auf die früher unterſuchte That gefeslich 
begründen, und wenn die ftrafbare Handlung von dem Zeitpuncte ange: 
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fangen, wo der Ablaſſungsbeſchluß in Rechtskraft erwuchs, noch nicht durch 
Berjährung erloſchen ift. 

Die Wiederaufnahme einer ftrafgerihtlihen Unterfuhung oder Ber: 
handlung, von welder nur deßhalb abgelafien wurde, weil das Verfahren 
ohne das nad) dem Geſetze erforderlich gewejene Verlangen eines Bethei- 
ligten ftattgefunden hatte, Fann nur auf Begehren des Lesteren, oder dann 
bewilliget werden, wenn nene Thatumftände oder Beweismittel zeigen, daß 
die ftrafbare Handlung von folder Beſchaffenheit ift, daß fie von Ants- 
wegen unterjucdht werden müſſe. 

Iſt endlich die Ablaſſung von der früheren Unterfuhung gegen den 
Beihuldigten nur ans dem Grunde beſchloſſen worden, weil der Staats: 
anwalt oder der Privat: Anfläger von dem Begehren der ftrafgeridhtlichen 
Berfolgung des Unterſuchten abgeitanden iſt, jo findet feine Wiederanf- 
nahme des Berfahrens Statt. 


I. Rüdfichtlih der Ablafiungsbeichliiife macht es in Beziehung auf die Wie- 
deraufnahme des Strafverfahrens feinen Unterichied, ob dieſelben über das abgeichloffene 
Unterfuchungsverfabren ($. 198) oder über eine gepflogene mitndliche Schlußverhandlung 
(8. 289) gefaßt wurden. 

II. Wenn der Ablaffungsbeichluß über Abfteben des Staatsanwaltes oder Privatllä- 
gers von der ftrafgerichtlichen Verfolgung gefaßt wurde (SS. 197 Abſ. 4, 189 lit. a, 
und 289 lit. e und d), fo findet feine Wiederaufnahme ftatt. Diefe Borfchrift des Ge— 
ſetzes hat jedoch auf die gemäß $. 197 Abi. 4 gefaßten Einftellungsbejchlüffe feine Ans 
wendung, weil der $. 365 die Wieberaufnabme des Berfabrens gegen jeden Einftel- 
fungsbeihluß, er mag aus was immer für einer Urſache geihöpft worden fein, zuläßt. 

III. Bei den aus einem anderen Grunde gefaßten Ablaffungsbeichlüffen findet die Wie— 
beraufnahme des Strafverfabrens unter folgenden Bedingungen ftatt: 

1. daf die ftrafbare Handlung noch nicht verjährt iſt, worüber das bei dem vorherge— 
benden PBaragraphe Bemerfte gilt (vgl. 8.530 Str. ©.); 

2. daß, wenn der Ablaſſungsbeſchluß aus den in 88. 197 Abſ. 1, 2 und 5, 198 lit. a) 
und b) dann 289 lit. a) enthaltenen Gründen erfolgte, ſolche neue d. h. früher nicht vor— 
gelegene Thatumftände oder Beweismittel (3.8. die Ausfage eines abwejend geweſenen Zeu— 
gen) vorfommen, welche entweder für fich allein oder in Verbindung mit den früher vorge» 
legenen Ergebniffen des Verfahrens, die Gründe des Ablaffungsbefchluffes entkräften, und 
fomit die Fortſetzung des Strafverfahrens rechtfertigen ; 

3. daß, wenn ber Ablaffungsbeihluß aus dem in 88. 197 Abf. 3, 198 lit. a) und 
289 lit. b) enthaltenen Grunde erfolgte, entweder: a) der Betheiligte ſelbſt die Fortfüh- 
rung bes Strafverfahrens verlangt, oder b) ſich Durch die bervorgefommenen neuen (ſ. oben) 
Thatumftände oder Beweismittel herausftellt, daß die ftrafbare Handlung dennoch von Amts— 
wegen verfolgt werben müſſe (z. B. feine Ehrenbeleidigung nad $. 487 Str. G., jondern 
eine Verläumdung jei). 
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8. 367. 


c) gegen ein Freifprehungs=-Urtheil aus Unzulänglihfeit der 
Beweismittel, oder 
d) gegen Schulplofigfeits-Urtheile; 

Iſt ein Angeflagter wegen Unzulänglichfeit der Beweismittel von der 
Anklage freigefprodhen oder gänzlich ſchuldlos erkannt worden ($$. 287 
und 288), fo findet eine Wiederaufnahme des Verfahrens wegen derjelben 
ftrafbaren Handlung nur dann Statt, wenn die That von dem Zeitpuncte 
an, wo das Urtheil in Rechtskraft erwachſen, noch nicht durd Verjährung 
erlojchen ift, und jolde neue Beweismittel vorgefunden werden, welde mit 
Grund erwarten laſſen, daß fie entweder für fi) allein, oder in Verbindung 
mit den früher vorgelegenen Behelfen die Berurtheilung des Angeklagten 
nad) fid) ziehen werden. 

I. Die Wiederaufnahme des Strafverfahrens gegen ein Schuldlofigfeits- oder 
Freifprehungsurteil fann den Zweck haben, die Schuldigerflärung und Be- 
ftrafung des Angeflagten herbeizuführen. Um ein Schuldlofigfeitsurteil in ein Freiſpre— 
hungsurteil zu verwandeln, ift feine Wiederaufnahme des Strafverfahrens zuläfjig, wol 
aber zu dem Zwecke ber Veränderung eines blos freifprechenden Urteiles in eine Schulblos- 
erflärung ($. 369). 

II. Die Bedingungen ber Wiederaufnahme gegen ein Schuldlofigkeits- oder Freifpre- 
hungsurteil, um die Verurteilung des Angeklagten herbeizuführen, find: 

1. die That darf noch nicht verjährt fein, wobei die Verjährungsfrift won ber einge- 
tretenen Rechtskraft des erften Urteiles an zu rechnen ift (vgl. $. 365); 

2. e8 müffen neue Beweismittel, d. b. jolche vorgefunden werben, welche bei ber 
Füllung des erften Urteiles nicht berüdfichtigt werben konnten (3. B. ein neuer Zeuge, bie 
veränderten Angaben eines bereit vernommenen Zeugen, ein mittlerweiliges Geſtändniß, 
das Auffinden verborgen gemejener Sachen u. bgl.); 

3. dieſe neuen Beweismittel müſſen von der Art jein, daß fie entweder für fich allein 
oder in Verbindung mit den früher worgelegenen Beweismitteln nad) der Vorſchrift der 
88. 261— 282 die Verurteilung des Angeklagten mit Grund erwarten laffen. Das Vor- 
fommen eines Beweismittels aljo, woburd die Ueberweiſung nicht hergeftellt wird, begrün- 
det feine Wiederaufnahme, 3. B. der läugnende Angeklagte ift durch drei rechtliche Ver— 
dachtsgründe zu überweiſen; in ber erften Verhandlung haben fich nur der erfte aus $. 138 
Abi. 3 und der erfte aus $. 138 Abf. 4 herausgeftellt. Nun kommt nachträglich noch der 
zmeite aus $. 138 Abf. 3 zum Vorfchein; hier findet feine Wiederaufnahme ftatt, weil da- 
burch gemäß $. 280 feine Ueberweifung des Angeklagten hergeftellt wird. 


| S. 368. 
e) gegen ein Strafurtheil zur Herbeiführung eines ftrengeren 
Erfenntniffes; 
Wider einen bereitö zur Strafe Berurtheilten kann die Wiederauf- 
nahme des Strafverfahrens wegen derjelben That nur dann bewilliget 
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werden, wenn die nen aufgefundenen Beweismittel von der im vorigen 
Paragraphe bezeichneten Art, und zugleich jo beichaffen find, daß nad) dem 
Geſetze entweder: 

a) auf Todes: oder lebenslange Kerferitrafe zu erkennen wäre, während 
bei der Bemeſſung der Strafe der Strafjag einer zeitlichen Kerkerftrafe 
zur Richtſchnur genommen worden ift; oder daß 

b) wenigftens zehnjührige Kerferftrafe zu verhängen wäre, während die 
Bemefjung der Strafe nad) einem Straffase in der Dauer von höchſtens 
fünf Jahren vorgenommen wurde; oder daß 

e) eine That, welche ji als ein Verbredhen darftellt, nur als Bergehen 
oder als Webertretung ; oder eine That, welche als ein Vergehen zu 
behandeln gewejen wäre, nur ala Uebertretung erklärt wurde, 

I. Rider ein Strafurteilfann die Wiederaufnahme ftattfinden, entweber um eine 
firengere ober eine milbere Behandlung des Abgeurteilten herbeizuführen. 

II. Um bie ftrengere Behandlung bes Abgeurteilten zu erwirfen, ift nothwendig: 

1. daß foldhe neue Beweismittel oder Thatumſtände bervorfommen, wie fie der$. 367 
zur Wiederaufnahme gegen ein Schuldlofigfeits- oder Freifprehungsurteil fordert, alfo 
folche, welche mit Grund erwarten laffen, daß durch fie allein, oder in Verbindung mit 
ben früher vorgelegenen Bebelfen, bie ftrafbarere Eigenfchaft der begangenen That werbe 
nachgewieſen werben ; 

2. daß dadurch die ftrafbare Handlung fo verändert ſich berausftellt, daß die im Ge— 
fete enthaltenen Bedingungen eintreten (3. B. eine fahrläffige Tödtung als Mord, ein Dieb- 
ftahl als Raub, u. dal.). Dabei fommt es auf die früher wirklich erfannte Strafe nicht 
an; fonbern nur auf den angenommenen Strafiat (8. 286). 

IH, Wenn die ftrafbare Handlung eine ſolche ift, welche durch den Betrag zum 
Berbrechen wird, fo kann fehr leicht ber Fall eintreten, daß nachträglich ein bisher noch un- 
befannter Angriff entdedt wird, deſſen Betrag mit Zurechnung ber früher befannten Be- 
träge, ben zum Berbrechen erforderlichen Betrag barftellt. In einem ſolchen Falle ift nach 
ber Vorſchrift dieſes Paragraphes, und nicht nach jener des 8. 376 vorzugehen. Denn dieſe 
Handlungen haben das befondere, daß eben alle Angriffe zufammen das eine Berbrecdhen 
ausmachen (j. die Erklärung des $. 173 Str. ©. in meinem Handbuche 2c.), mithin 
ein ſolcher Angriff keine felbftändige That ift, wie fie dev $. 376 vorausjeßt, ſondern 
nur ein früher nicht aufgeflärter Theil der dem Strafrichter bereits zur Beurteilung vorge» 
legenen Thatbanblung. 


S. 369. 
f) zum Vortheile des Angeklagten: 
aa) zur Herbeiführung eines Schuldlofigfeits=-Urtheiles; 
bb) zur Beurtheilung der Handlung als minder ftrafbar; 
ce) zur Anwendung eines geringeren Strafſatzes. 
Aber auch zu Gunften des Angeklagten kann eine Wiederaufnahme des 
Berfahrens ftatt finden, wenn derjelbe früher ſchuldig erkannt, oder nur 
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wegen Unzulänglichfeit der Beweismittel von der Anklage freigefprochen 
wurde, die nen beigebrachten Beweismittel aber erwarten laſſen, daß 
nunmehr deſſen gänzlihe Schuldlofigfeit außer Zweifel geftellt werden wird ; 
— oder daß in dem Falle, wenn er früher ſchuldig erkanut worden ift, durch 
die neuen Beweismittel ſolche Umſtände dargethan werden, wornad er 
wegen einer geringer ftrafbaren Handlung hätte ſchuldig erfannt, oder nad) 
einem geringeren Straffase behandelt werden jollen, 


I. Diefer Paragraph enthält zweierlei Arten der Wiederaufnahme des Strafverfahrens : 

1. gegen ein Freiſprechungsurteil zur Erwirfung ber Schulbloserflärung ; 

2. gegen ein Strafurteil zur Erwirfung: a) ber Schulbloserflärung ; b) der 
Darftellung der ftrafbaren Handlung als einer geringeren Gejegesübertretung (3. B. eines 
Kindesmorbes als VBerheimlihung der Geburt, einer ſchweren Berlegung als einer leich— 
ten u. bgl.); ce) ber Anwendung eines geringeren Strafjates (z. B. weil ber geftohlene 
Betrag nit über, fondern unter 300 fl. beträgt, meil die Berufsunfähigfeit in 
Folge einer Verlegung nicht 30 Tage dauerte u. dgl.). 

U. Die Bedingungen der Wiederaufnahme in diefen Fällen find: 

1. daß neue Beweismittel oder Thatumftände in dem bei $. 367 erörterten Sinne 
vorfommen ; 

2. daß fie geeignet erjcheinen, bie gewünjchten Wirkungen herbeizuführen. — Bon 
einer Verjährung ift hier feine Rebe, denn zu Gunften des Berurteilten kann die Wieder: 
aufnahme wann immer, felbft nach feinem Tode ($. 372) ftattfinden. 

III. Es ift auch noch der Fall möglich, daß die Wiederaufnahme des Strafverfah- 
rens zu dem Ende angefucht wird, um ein Strafurteil in ein freifpredhenbes zu 
verwandeln. 3. B. der Angeklagte ift auf Grundlage zweier beſchworner Zeugenausfagen 
verurteilt worden, und ſpäter fommt vor, daß ber eine biefer Zeugen von ber That 
ſelbſt nichts gewußt, ſondern nur auf Anftiften des anderen — beffen Ausfage als voll- 
fommen wahr vorausgefettt wird — übereinftimmenb mit bemfelben ausgefagt habe; 
ober e8 kann von ben zwei ober brei Verdachtsgründen, auf welche ber zuſammengeſetzte 
Beweis gegründet wurbe, einer nachträglich volllommen entkräftet werben. — Das Gefets 
beftimmt über biefen Fall gar nichts; da e8 aber feinen Grundprinzipien wiberftreben 
würde, wenn Jemand beftraft bliebe, deffen Schuld nicht rechtlich bewieſen ift (88. 1, 258, 
260), fo muß angenommen werben, daß auch zur biefem Enbe die Wiederaufnahme des 
Strafverfahrens geftattet werben Fünne, wenn bie neu vorfommenden Beweismittel geeignet 
find, die Schuld des Berurteilten auch nur zweifelhaft zu machen. 


S. 370. 

Dagegen ift zur Anwendung von neuen Milderungs-Umftänden 
innerhalb desfelben Strafjates feine Wiederaufnahme, fon- 
dern nur ein Nahfihtsgefudh zuläffig; 

Wenn jedod während der Strafzeit eines VBernrtheilten neue und fo 
geartete Milderungs-Umſtände hervorfommen, welche bei der Schöpfung des 
früheren Strafurtheiles nicht befannt waren, und welde, wenn fie damals 
befaunt gewejen wären, nad) dem Geſetze zwar feinen anderen Straflas, 
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wohl aber eine mildere Bemeſſung der Strafe herbeigeführt Haben würden, 
fo hat der untere Gerichtshof auf Jedermanns Anſuchen, und nöthigenfalls 
von Amtswegen, zwar feine Wiederaufnahme des Strafverfahrens zu bewil- 
ligen, aber einen Antrag an das Oberlandesgeridt auf augemeſſene Mil- 
derung der noch übrigen Strafe zu ftellen. Dieſe Nachſicht kann bei Straf: 
urteilen, die nicht von dem oberften Gerichtshofe ausgegangen find, von 
dem Oberlandesgerichte jelbft; bei den vom oberften Gerichtshofe gefhöpften 
Erfenntnifjen aber nur von diefem bewilligt werden. 


I. Der Ausdruck „während der Strafzeit“ ift überhaupt in der Bedeutung „nach eins 
getretener Rechtskraft des Strafurteiles“ zu nehmen, und e8 kann daher dieſes Anfuchen auch 
dann geftellt werben, wenn dem Berurteilten nadı 8. 322 ein Aufihub des Strafantrittes 
gewährt worben ift, und in diefer Zwiſchenzeit derlei Umſtände bervorfommen. 

II. Ein ſolches Aufuchen zu ftellen, find nicht blos die im $. 300 genannten Per- 
ſonen berechtigt, fondern’diejes Recht ſteht Jedem zu, der etwas zu Gunften des Berurteil- 
ten anzubringen im Stande ift. Der Gerichtshof ift auch verpflichtet, wenn ſich Niemand 
des Berurteilten annimmt, und ſolche Umftände auf anderem Wege zu feiner Kenntniß ge— 
langen, von Amtswegen das bier vorgejchriebene Berfahren einzuleiten. 

III. Bei Stellung eines ſolchen Milderungsantrages haben der Gerichtshof und das 
Oberlandesgericht alles das zu beobachten, was in den 88. 286, 293, 294, 305, 306, 307, 
308 und enblih 311 angeordnet ift, und was in den Erläuterungen dazu gejagt wurbe. 


8. 371. 


jo wie auch wegen der durch das Strafurtheil ausgefprodenen 
privatrehtlihen Folgen allein feine Wiederaufnahme des 
Strafverfahrens ftattfindet, 


Ebenjo fteht in dem Falle, wenn durd ein Strafurtheil and) über 
privatrechtliche Anſprüche erkannt worden iſt ($$. 359— 361), gegen diefes 
Erfenntni des Strafgerichtes aber aus feinem der im $. 369 erwähnten 
Gründe die Wiederaufnahme des Strafverfahrens zuläffig erſcheint, dem 
Berurtheilten und deſſen Rechtsnachfolgern in Beziehung auf die durd) diejes 
Erkenntniß ausgeſprochenen privatredhtlihen Folgen bloß eine Klage vor 
dem ordentlichen Civilrichter, und auch diefe nur dann zu, wenn entweder 
die Bedingungen der Wiedereinjegung in den vorigen Stand wegen vor: 
gefundener nener Beweismittel nach den Civilgeſetzen vorhanden find, oder 
wenn die durch das ſtrafgerichtliche Erkenntniß ausgeſprochene privatredht- 
lihe Folge durch einen nachgefolgten Thatumftand eine Umänderung 
erlitten hat. 


I. Dem VBerurteilten fteht wegen der ihm auferlegten Erjaßpflicht allein nicht 
das Recht zu, eine Wiederaufnahme des Strafverfahrens zu verlangen, wenn er nicht 
zugleich im Stande ift, eine Umänberung bes Urteiles jelbft gemäß $. 369 zu erwirken. 
Er kann eine Umänberung der Erfaßpflicht nur im Civilrechtswege und nad) den dafür gel« 
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tenden Gefeken, entweder aus dem formellen Grunde neu vorgefundener Beweismittel, 
ober aus einem materiellen Grunde wegen der Veränderung ber Thatjachen erwirken. 

II. Aber auch dem Beſchädigten ftebt fein Necht zu, wegen ber ibm zuerkannten 
Entihädigung allein die Wiederaufnahme des Strafverfahrens zu bewirken, weil feine 
biesfälligen Nechtsmittel in den 88. 363 und 364 aufgezählt find. Dagegen fteht ihm ge- 
mäß $. 352 unbeftritten das Necht zu, die Wiederaufnahme des Strafverfahrens in ben in 
ben $$. 365—368 enthaltenen Fällen zu beantragen, 


8. 372. 
Wie die Wiederanfnahme einzuleiten fei. 


Sobald Gründe zu einer Wiederanfnahme des Strafverfahrend 
($$. 365-369) vorkommen, hat das Unterfuhungsgericht, ſobald ihm 
diefelben durch einen Auftrag des Gerichtshofes, durd einen Antrag des 
Stantsanwaltes, oder durch eigene Wahrnehmung bekaunt werden, darüber 
die erforderlihen Erhebungen zu pflegen, und diefelben dem Gerichtshofe 
zur Entſcheidung über die Zuläfiigkeit der Wiederaufnahme vorzulegen, 
welder hierüber mit Zuzichung des Stantsanwaltes erkennt. — Die 
Wiederaufnahme zu Gunften des Angeklagten ($. 369) kann von diefem 
felbft, oder von Jedermann für ihn, fowohl während des Vollzuges, als 
nad Vollſtreckung der Strafe, und zum Behnfe feiner gänzlichen Schuldlos: 
erflärung and) noch nad) feinem Tode von feinen Verwandten, von feinem 
Ehegatten und von feinen Verſchwägerten in auf: und abjteigender Linie 


angefucht werden, 

I. Die Anordnung diejes Paragraphes folgt aus der allgemeinen Regel, daß das Straf» 
verfahren von Amtswegen zu pflegen ift ($. 2). — Die Erfüllung diefer geſetzlichen 
Pflicht ift daher zunächft Sache des Unterfuchungsrichters, der dazu aus benfelben Gründen 
zu fchreiten hat, die nach den SS. 61, dann 70— 74 die Einleitung des Unterfuhungsver: 
fahrens überhaupt zu Folge haben. 

1I. Durch diefe Regel beantwortet fich auch die Frage, wer bie MWieberaufnahme bes 
Strafverfabrens verlangen könne, dahin: jeder, der überhaupt eine ftrafgerichtliche Unter» 
ſuchuug veranlaffen fann. — Kommen daber das Unterfuhungsgericht oder ber erfennende 
Gerichtshof durch Auf, Anzeige, ober eigene Entdedung von dem Beftehen eines Umftandes 
in Kenntniß, der die Wiederaufnahme des Strafverfahrens nad) 88. 365—369 bedingt, fo 
haben fie von Amtswegen ($. 61) die erforderlichen Erhebungen einzuleiten. Kommen ber 
Staatsanwalt oder andere Behörden in die Kenntniß folder Umftände, fo find fie nach 8.71 
verpflichtet, Diefelben dem betreffenden Unteriuchungsgerichte mitzutheilen, und es ift auch 
bie Pflicht oder das Recht von Privatperfonen zur Anzeige ſolcher Umftände nach 88. 71 
und 72 zu beurteilen. Blos bei dem Anfuchen um Wiederaufnahme nad dem Tode bes 
Berurteilten, ift das Recht, darum anzufuchen, auf gewiffe Perſonen beſchränkt. 

III. Es ift daher im Geſetze auch feine Frift beftimmt, binnen welcher die Wieberauf- 
nahme ber Unterfuhung in Anregung gebracht werben fann, indem bie Frage, ob nicht 
etiva ſchon die Sache verjährt fei, bei der Entſcheidung über die Statthaftigkeit ber Wieder- 
aufnahme berüdfichtigt werben muß. — Dagegen wird als Bedingung der Wieberaufnahme 
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in ber Regel gefordert, daf der Beichuldigte noh am Leben fei, indem nach deffen Tode 
eine Wiederaufnahme blos bebufs feiner Schuldloserflärung ftatt findet. (Ueber den Aus- 
drud „während der Strafzeit“ vgl. das bei $. 370 Bemerfte). 

IV, Die erwähnten Erhebungen find nad) den Vorſchriften für das Unterfuhungsver- 
fahren überhaupt zu pflegen. 


8. 373. 
Gerihtsftand für die Wiederaufnahme. 


Weber die Wiederaufnahme des Strajverfahrens ift in der Negel von 
demjenigen Gerichtshofe, welcher das vorige Erkenntniß in erjter Juftanz 
geſchöpft hatte; in dem alle aber, wenn eine That, die in dem vorigen 
Berfahren nur als Uebertretung behandelt wurde, als Vergehen oder Ber: 
brechen hätte behandelt werden jollen ($. 368, lit, c), von demjenigen 
Landes- oder Kreisgerihte zu entiheiden, weldes über den Straffall 
zuftändig gewejen wäre, wenn derjelbe ſchon bei dem erſten Verfahren als 
Bergehen oder Berbreden behandelt worden wäre, Gegen die Entiheidung 
des Gerichtshofes, wodurd die Wiederaufnahme bewilliget oder unitatt- 
haft erflärt wird, ift die Berufung wie gegen Einftellungs:, Ablafjungs- 
und Anklagebeihlüffe zuläflig (SS. 202 bis 211), 


I. Würde das Anfuchen um Wiederaufnahme des Strafverfahrens bei einem anderen 
als dem dazu berufenen Gerichte angebracht, jo hat das erftere das Anfuchen jedenfalls an— 
zunehmen und an das kompetente Gericht abzutreten ($. 72). 

II. Bei der Entſcheidung über die Frage der Statthaftigfeit einer Wiederaufnahme ift 
nad) jenen Borichriften vorzugehen, welche in ben $$. 192—195 für die Entjcheidungen 
über ein abgejchloffenes Unterfuhungsverfahren überhaupt gegeben find, und es ftehen ba- 
gegen auch diefelben Rechtsmittel, wie gegen diefe Entſcheidungen offen. 


S. 374. 
Wann fogleih das Erfenntnig in der Hauptjadhe ergeben fann. 


Findet der Gerichtshof gejeglihe Gründe zur Wiederaufnahme, und 
ergibt fi) zugleich aus den gepflogenen Erhebungen, daß wider den Auge: 
Hagten fogleih in der Hauptſache ein günftigeres Erkeuntniß geihöpft 
werden könne, als vorher gegen ihn ergangen war ($. 369), fo hat er 
dasjelbe ohne weiteres Verfahren zu füllen, und darin zugleich auszu— 
ſprechen, daß dadurd das frühere Erkenntniß aufgehoben ſei. Gegen dieſe 
Entiheidung ſteht den Betheiligten, wie gegen Erfenntnifje über eine 
Schlußverhandlung die Berufung offen (FF. 295—302). 

I. Die fogleihe Entſcheidung in der Hauptjache findet nur Statt: 

1. wenn die Wiederaufnahme des Verfahrens zu dem im $. 369 erwähnten Zwecke 
geſchah; 
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2. wenn bie gepflogenen Borerbebungen bie gefetlichen Bebingungen der Wieberauf- 
nahme enthalten, 

II. Es wurde ſchon oben bei $. 17 bemerkt, daß der Natur der Sache nah, wenn bas 
erfte Erkenntniß in einer Berfammlung von fünfRichtern gefällt wurde, auch die Abänderung 
besjelben — als eine Entjcheidung über eine Schlußverhandlung — wieber von fünf 
Richtern berathen werben müſſe. 

III. Die Form dieſes Erfenntnifjes ift die, welche für Enderfenntniffe überhaupt vor- 
geichrieben ift und die Ausfertigung desſelben muß jenen Perfonen zugeftellt werben, bie 
darum angefucht haben, fo wie jenen, welchen das erfte Erfenntniß zugeftellt worden ift. 


Muſter eines folchen Erkenntniffes. 


Das f, f. Landesgericht zu N. hat Kraft der ihm von Seiner apoftolifchen 
Majeftät verliehenen Amtsgewalt heute in Gegenwart des Herin A als Vor— 
fitenden, und der Herren B, C, D und E als Richter, dann des beeibeten Pro- 
tofollfführers N., Über das Anfuchen des Peter N. um Wiederaufnahme des 
wider ihn wegen bes Verbrechens des Diebftahles abgeführten Strafverfahrens, 
nad Anhörung des Herrn k. k. Staatsanwaltes N., zu Recht erkannt: 

Das hierortige Urteil vom —, Zahl —, wodurch Peter N. wegen Dieb- 
ftahles zu 6jährigem ſchweren Kerfer und zum Erfage von 350 fl. C. M. an 
%. ©. verteilt wurde, wird aufgehoben, und er wegen Diebftahles zu ſchwerem 
Kerker in ver Dauer von zwei Jahren und zum Erfage von 250 fl. C. M. an 
%. ©. verurteilt. Die Koften der Wiederaufnahme des Verfahrens hat derfelbe 
nicht zu tragen. 

N., den — 
(Die Entjheidungsgründe folgen wie bei einem anderen Erfenntniffe.) 


8. 375. 
Berfahren bei ver Wiederaufnahme außer diefem Falle. 


Anger diefem Halle tritt aber die Sade, durd die rechtskräftig 
bewilligte Wiederaufnahme des Berfahrens, in den Stand des Ilnter- 
juhungs-Berfahrens zurüd, Die frühere Unterſuchung ift durch die nen 
hervorgekommenen Umftände und Beweife zu ergänzen, über diefelbe nad 
Maßgabe der im achten und neunten Hauptftüde enthaltenen Vorſchriften 
zu erfennen, und wenn hiernad) ein nener Anklagebeſchluß geihöpft wird, 
nad) eingetretener Rechtskraft desfelben zu einer nenen mündlichen Schluß: 
verhaudlung zu jhreiten, und darüber nad der allgemeinen Vorſchrift zu 
erkennen. — Können einzelne Zeugen oder Mitbeichuldigte des Angeklagten 
bei der nenerlihen Schlußverhandlung nicht mehr vernommen werden, fo 
find deren frühere Ausſagen aus den Acten vorzulejen ($. 241). 
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Bei der Würdigung der rechtlichen Kraft der Beweife find die neuen 
Umftände mit den in der vorigen Unterfuhung und Verhandlung vorge: 
fommenen zu verbinden, 

Die Erfenntnifje des Gerichtes find in der Art zu ſchöpfen, wie fie 
dem Geſetze gemäß hätten gefällt werden müſſen, wenn die nen vorhandenen 
Berdadhtögriinde oder Beweiſe ſchon zur Zeit der früheren Unterfuhung 
oder Verhandlung befanut gewejen wären, Wäre hiernad) auf Die Todes- 
ftrafe zu erfennen, fo iſt ftatt derjelben in dem alle, wenn die etwa früher 
verhängte Strafe bereitd ganz oder aud une zum Theile vollitredt war, 
anf lebenslange ſchwere Kerkeritrafe zu erfennen. Bei Bemeſſung einer 
zeitlichen Freiheits- oder anderen Strafe ift auf die bereits nad) dem frü— 
heren Urtheile, wenn and nur zum Theile ausgeftandene Strafe Ridjicht 
zu nehmen, 

I. Da die Sache in den Stand des Unterfuchungsverfahrens zurüctritt, fo wird auch 
über bie Berhaftung oder Belaſſung des Beichuldigten auf freien Fuße der erforderliche 
Beichluß gefaßt werden müſſen; eben fo auch, wenn früher nur ein Einftellungsbefchluß 
gefaßt war, jener über die Einleitung der Unterfuhung nach $. 145. — Befindet ſich der 
Beichuldigte bereits in ber Strafe, fo ift er in das Unterſuchungsgefängniß zurüdzuver- 
feßen. Daß dadurch die Vollitredung der Strafe unterbrochen wird, verfteht fich von jelbit, 
und es wiirde jeiner Zeit von dem Ermejjen des Obergerichtes ($. 313) abhängen, ob 
diesfalls einer Einrehnung nachträglich Statt gegeben wird oder nicht. 

II. Die zu nehmende Rüdficht bei Bemeffung der neuen Strafe wird Dadurch bezeugt, 
daß auf eine ſolche Strafe erkannt wird, welche mit der fchon verhängten zufammengenom- 
men jene Schärfe oder Dauer erreicht, auf welche erfannt worden wäre, wenn die fraglichen 
Umftände ſchon bei der erften Verurteilung befannt geweſen wären, — Rüdfichtlich der 
Nichtanwendung der Todesitrafe ift darauf Rückſicht zu nebmen, ob die frühere Abftrafung 
wegen eines Verbrechens oder Vergehens oder gar nur wegen einer Uebertretung ($. 368 c) 
erfolgte (3. B. eine als Mißhandlung bei häuslicher Zucht oder als fahrläffige Tödtung be- 
ftrafte That ftellt fich als Mord heraus); war die Beftrafung wegen eines Berbrechens oder 
Bergebens erfolgt, jo findet die Tobesftrafe nicht Anwendung; Dagegen wird analog mit 
ber bei dem folgenden Paragraphe angeführten Caßationshofentſcheidung vom 12. Sep- 
tember 1855 behauptet werden müffen, daß auf Todesſtrafe jebenfalls zu erkennen jei, 
wenn die That früher nur als Uebertretung angefehen wurde. 


S. 376. 
Berfahren beim Hervorfommen einer neuen, f[hon zur Zeit 
eines früheren Strafprocefjes vorhandenen, aber nidt befannt 
gemwejenen ftrafbaren Handlung. 


Kommen nad der über eine Schlußverhaudlung wegen eines Ber- 


brechens oder VBergehens, wenn aud nur in erjter Inſtanz erfolgten Füllung 
eines Erkeuntniſſes wider den Angeflagten rechtliche Verdachtsgrüude 
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hervor, daß er noch vor diefem Erkenntniſſe eine andere zur Zeit der frü- 
heren Schlußverhaudlung unbekaunt gebliebene jtrafbare Handlung begangen 
babe; fo iſt in dem Falle, weun die nen hervorgefommene jtrafbare Haud— 
lung, in foferne fie bei Schöpfung des früheren Erfenutnijjes bereits 
befannt gewefen wäre, einen weſentlichen Einfluß auf die frühere Straf: 
bemeflung, oder auf die Entiheidung über die privatrechtlichen Anfprüce 
geäußert haben wirde, das Strafverfahren hinſichtlich derjelben nad) den 
allgemeinen Vorſchriften einzuleiten. Bei Bemeſſung der Strafe für die neu 
hervorgelommene ftrafbare Handlung ift aber auf die dem Schuldigen durd) 
da3 frühere Erkenutniß zuerfannte Strafe angemeſſene Rüdjicht zu nehmen, 
jo, daß das im Geſetze für die jhwerer jtrajbare Handlung bejtimmte 
höchſte Strafmaß nie überjhritten werden darf, und daß in dem Falle, 
wenn auf das nen hervorfommende Verbreden im Gejete die Todesitrafe 
verhängt wäre, der Berurtheilte aber die früher verhängte Strafe bereits 
ganz oder zum Theile ausgeftauden hätte, anjtatt der Todesitrafe auf 
lebenslange ſchwere Kerkerftrafe zu erkennen ift. 


I. Das Verfahren nach diefem Paragraphe hat nicht nur dann einzutreten, wenn 
bie neu hervorgekommene That früher ganz unbelannt war, jondern auch dann, wenn 
fie zwar befannt war, wielleicht auch ſchon auf den Verurteilten als Thäter bingedeutet 
war, jedoch feine rechtlichen Verdachtsgründe ($. 135) gegen ihn vorlagen, und ſolche 
erft nach dem in erfter Inſtanz gefällten Enderfenntnifje hervorkommen (Taf. H. Entſch. v. 
12, und 19. Mai 1853). 

I. Das Verfahren über eine derlei neu vorkommende jelbftändige ftrafbare Handlung 
(ogl. Abf. III. der Erl. zu $. 368) wird in ber Kegel als eine ganz neue Unterfuhung 
betrachtet, zu welcher jenes Gericht berufen ift, welches Die allgemeinen Regeln über bie 
Auftändigfeit dazu beftimmen (Siehe insbefondere $. 10 lit. a), — Es handelt fich dabei 
darum, ob die fragliche That bisher ganz unbefannt war, oder ob jchon irgendwo ein Ber- 
fahren biesfalls ftattgefunden hat. Im erften Falle beginnt die Unterſuchung wie jede andere 
neue Unterfuhung, im zweiten knüpft fie an das bisherige Verfahren an. — Was das in- 
zwifchen wegen einer anderen ftrafbaren Handlung gepflogene Berfahren betrifft, jo wird dies 
nur dann und injoferne berüdfichtigt, als ein Strafurteil vorliegt; wurbe fein 
Strafurteil gefällt, jo wird dasfelbe gar nicht beachtet. 


UI. Der zur Verhandlung über dieſe neue Thatſache berufene Richter hat genau zu 
erwägen, ob mit Rückſicht auf die bereits zuerfannte Strafe Die neu worgefommene Hand» 
fung einen wefentliden Einfluß auf die Strafbemefjung oder bie Entjhäbi- 
aungsleiftung gehabt hätte, und nur wenn dies der Fall ift, kann ein weiteres Verfah— 
ren darüber eingeleitet werben. Diefer Beſchluß ift nach Anordnung des $. 373 wie ein an- 
berer Beſchluß Über ein abgefchloffenes Unterfuhungsverfahren zu faffen, und es fteben 
auch diefelben Rechtsmittel dagegen offen. 

IV. Fällt die Entſcheidung auf Einleitung eines neuen Verfahrens aus, fo ift dasſelbe, 
wie ſchon bemerkt, nach den allgemeinen Regeln durchzuführen, wobei rückſichtlich der Be- 
bandlung des Beichuldigten das bei 8. 375 Geſagte gilt. 
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V. Bei Bemefjung ber Strafe ift in der Art vorzugehen, wie nach Vorſchrift der $$. 
34 und 35 ober 267 Str. ©. hätte erfannt werden müffen, wenn beide ftrafbare Hand- 
lungen ſchon bei der früheren Aburteilung wären befannt geweſen. Daber dürfen die frühere 
und bie neue Strafe zufammen nicht das höchſte gefeliche Strafausmaß für die ftraf- 
barere derfelben überſchreiten. — Rückſichtlich der Todesftrafe ift Die ausdrückliche Be— 
ſtimmung im Geſetze enthalten, und der oberſte Gerichtshof hat unterm 12. Septbr. 1855 
feine Anficht dahin ausgefprochen, daß nur Die vorausgegangene Verurteilung wegen eines 
Berbrechens oder eines Vergebens, nicht aber jene wegen einer Webertretung die Verhän— 
gung der Todesftrafe hindert. 


Achtzehntes Hauptflück. 
Von dem Verfahren wider Abwefende und Flüchlige. 


8. 377. 


Erhebung der That und Herbeifhaffung ber Beweismittel 
aud bei Abmwefenheit des Thäters. 


Wenn der Thäter eines Verbrechens oder Vergehens nicht bekannt ift, 
oder nicht vor Gericht geftellt werden fan, jo muß doch die Erhebung der 
That und die Herbeilhaffung der Beweismittel mit der vorſchriftmäßigen 
Sorgfalt und Genauigkeit erfolgen. Das weitere Verfahren ift in folden 
Füllen erjt, wenn Feine Anhaltspuncte zu weiteren Nachforſchungen mehr 
vorhanden find, bis zur künftigen Entdedung oder Auffindung des Thäters 
durch Beihluß des Gerichtshofes einzuftellen ($. 197, 3. 5). 

I. Die hier erwähnte Art der Einftellungsbejchlüffe unterfcheidet fih von den im 
8. 197 erwähnten wefentlich dadurch, daß fie auch dann zu faſſen find, wenn gegen eine 
beftimmte Perfon Verdachtsgründe vorliegen, diefe aber nicht aufgefunden werben kann. 
Doc wird vorausgefeßt, daß nicht etwa ſchon nach $. 145 der Beſchluß auf Einleitung ber 
Special-Unterfuchung gefaßt war, denn in diefem Falle wäre, wenn fich der Verdacht Durch 
die gepflogenen Erhebungen bebob, ein Ablaffungsbeihluß ($. 198), oder wenn diefe Ber- 
dachtsgründe genügen, um darauf einen Anflagebefchluß zu gründen, nad) $. 384 ein jol- 
her zu fallen. 

II. Daß die Erhebungen in einem folhen Falle mit befonderer Genauigkeit gepflogen 
werben müſſen, verfteht fich won ſelbſt, weil Leicht die Auffindung oder Einbringung des 
Beihuldigten zu einer Zeit erfolgen fann, wo wichtige Erhebungen, z. B. der Augen— 
ichein, eine Zeugenvernehmung u. dgl. gar nicht mehr nachgeholt werben fünnen, 

III. Es wurde ſchon oben bei $. 365 bemerkt, daß das fo eingeftellte Verfahren zu 
jeder Zeit, wenn fich neue Anhaltspunkte dazu ergeben, fortgejetst werben kann, jo lange 
die That ſelbſt nicht durch Verjährung ftraflos geworben ijt. 
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8. 378. 


Erforfhung des Aufenthbaltsortes eines abwejenden Be- 
ſchuldigten. 


Wenn ein Abweſender, von dem es jedoch wicht wahrſcheinlich iſt, daß 
er flüchtig geworden fei, eines Verbrechens oder Bergehens beichuldiget 
wird, und die Bedingungen zu einem Vorführungsbefehle nad) 8. 151 nicht 
vorhanden find, jo ift nur die Erforfchung feines Aufenthaltes einzuleiten, 
und erft, wenn er nad) dejjen Ermittlung auf die an ihn ergangene Vor: 
ladung nicht erjheint, find die in dem folgenden Paragraphe bezeichneten 
Mafregeln wider ihn anzuwenden. 


Wenn der Borgeladene nicht erjcheint, fo kann ſchon nach der Vorfchrift des 8. 150 
“ein Borführnngsbefehl wider ihn erlaffen werben, an deſſen Stelle bier die in dem fol- 
genden Paragraphe bezeichneten Maßregeln treten. 


8.3879. 
Andere Mittel zur Habhaftwerdung des Beſchuldigten. 


Fit von dem Beichuldigten den Umftänden nad) anzunehmen, daß er 
die Flucht ergriffen habe; — oder wird ein Abwejender eines Verbrechens 
oder Vergehens unter Umſtäuden befhuldiget, welde nad 8. 151 deſſen 
Borführung rechtfertigen würden, jo haben fid die Behörden, welchen die 
Erforichung und Berfolgung der Verbredhen und Vergehen zukommt, zur 
Habhaftwerdung des Beſchuldigten unter den gehörigen Borfichten nad) 
Umftänden der Hausdurchſuchung, der Erſuchſchreiben an andere Behörden, 
in deren Bezirfe er anzutreffen fein dürfte, der gerichtlichen Nadjeile oder 
der Stedbriefe zu bedienen. 

I. Die Bedingungen, umter denen die folgenden firengen Mafregeln eingeleitet wer- 
den fünnen, find entweber 1) die gegründete Vermuthung, daß der Angeflagte flüchtig ge— 
worden fei, oder 2) die in den 88. 150 und 151 enthaltenen Bedingungen ber Erlaffung 
eines Vorführungsbefehles. 

11. Die Mittel zur Habhaftwerdung des Beſchuldigten find: 1) die Hausburd- 
ſuchung, von welcher ſchon $$. 104 und 106 die Rede war; 2) die Erſuchſchreiben 
an andere Behörben, welche feiner befonderen Erklärung bediirfen; 3) die gerichtliche 
Naheile und 4) die Erlafjung von Stedbriefen, von welchen beiden bie fol- 
genden Paragraphe handeln. 

III. Die Behörden, welche dieſe Mittel einzuleiten haben, ſind jene, welche gemäß 
8. 152 die vorläufige Verwahrung des Beſchuldigten verfügen können, und das zur Erläu— 
terung dieſes Paragraphes Gefagte gilt auch bier. 


Frühwald, Strafprogef. 30 
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8. 380. 
Aemtliche Nadeile; 


Läßt fi hoffen, einen flüchtig gewordenen Verdächtigen durch Nacheile 
zu erreichen, jo find der Unterfudhungsrichter, und die Bezirksgerichte und 
Polizeibehörden verpflichtet, denjelben durd Diener, welche mit offenen 
Beglaubigungsjhreiben zu verfehen find, verfolgen zu laſſen. Sie find 
dabei nicht auf ihren Bezirk beſchränkt, fondern können diefe Verfolgung bis 
an die Gränzen des öſterreichiſchen Staates ausdehnen, Alle Gerichte und 
Polizeibehörden find den Nacheilenden beizuftehen verpflichtet, 


I. Durch Minijterial-Erflärung vom 30. Juli 1852, Nr. 171R. ©. Bl. wurde das 
zwijchen Oefterreih und Sach ſen wegen Verfolgung flüchtiger Verbrecher auf das andere 
Staatsgebiet durch die gegenjeitige Gensd'armerie verabredete Uebereinkommen fundgemadt. 
Nach diefem ift die Gensd’armerie nur in dringenden Fällen, wo Gefahr am Berzuge ift, 
berechtigt, die Verfolgung des flüchtigen Berbrechers, oder jonft der Öffentlichen Sicherheit 
gefährlichen Individuums in das Gebiet des anderen Staates zu dem Ende fortzujegen, um 
ber nächſten Sicherheitsbebörbe den Sadverhalt mündlich mitzutheilen und beren Mit- 
wirfung zu verlangen (Art. 1). Eine Begleitung der nun einfchreitenden fremden Sicer- 
beitsbehörbe ift nur dann geftattet, wenn e8 die lettere verlangt, und e8 zur Erfennung bes 
Berfolgten nöthig ift (Art. 2). Eine Hausdurchſuchung darf die Gensb’armerie auf frembem 
Gebiete niemals vornehmen, jondern bat jich diesfalls an den Ortsvorftand oder eine Orts- 
gerichtsperfon zu wenden; fie kann bei der Bifitation gegenwärtig fein, und mittlerweile 
das Haus von außen bewachen (Art. 3). Den auf fremdem Gebiete, jelbft noch vor ber 
erften Station betretenen Uebelthäter barf der Gensb’arme nicht mit fich zuridführen, jon- 
bern er bat ihn der nächften Sicherheitsbebörde zu übergeben, und es ift johin die Berhand- 
fung über die Auslieferung im gewöhnlichen Wege zu pflegen (Art. 4). 

II. Ein ganz gleiches Uebereinfommen wurde laut Min. Erkl. v. 29. September 
1852, Nr. 204 R. ©. Bl. auch mit Baiern getroffen, und dem 1. Artikel desjelben 
durh Min. Erklärung v. 3. Oftober 1855, Nr. 174 R. ©. Bl. beigefegt, daß ber 
gegenfeitigen Gensb’armerie-Mannichaft der Gränzübertritt auch zu dem Zwecke zuge- 
ftanden fein joll, um in dem Gränzgebiete des anderen Staates liber ficherheitsgefähr- 
liche ober verfolgte Individuen gegenjeitige Erfundigungen einzuziehen, und infoferne 
bierzu eine fpezielle Veranlaſſung gegeben jein jollte, die Spuren berjelben, unter gleich- 
zeitiger Berftändigung der nächſten Sicherheitsbebörde ꝛe. und Aufforderung derſelben 
zur Unterftügung oder ferneren entiprechenden Amtshandlung weiter zu verfolgen. 


Muſter eines Seglaubigungsfchreibens. 


Der Vorzeiger dieſes, der hierortige Gerichtspiener N., hat den Auftrag, 
den am 8. d. M. von hierorts nad) Verübung eines Raubmorbverfuches flüchtig 
gewordenen Pfervefneht Peter Scholz aufzufuchen, und ver das gefertigte 
Bezirksgericht zu ftellen. 

An Yedermann, insbefondere an alle Gerichts-, Polizei- und Militär- 
Behörden und an die k. k. Gensd'armerie ergeht hiermit die gerichtliche Auffor— 
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derung, dem Gerichtsdiener N. nöthigenfall® zur Vollziehung feines Auftrages 
ven erforderlichen Beiftand zu leiften. 
Bom k.k. Bezirkögerichte A. 
Den — 
N. N., Unterfuhungsricter. 


S. 381. 
Stedbriefe, 


Läßt fih von den eben erwähnten Mitteln der beabſichtigte Erfolg 
nicht erwarten, und ift die Perjon des Thäters eines Verbrechens aus unbe- 
zweifelten Merkmalen befaunt, fo ift gegen ihn, wenn zugleid die Bedin— 
gungen vorhanden find, um ihn des Verbrechens für rechtlich beſchuldiget zu 
halten, und jeine Verhaftuahme zu verfügen ($. 156), ein Stedbrief zu 
erlafjen. 


Dieß hat and) dann zu gefhehen, wenn ein wegen eines Verbrechens 
Berhafteter aus dem Unterſuchungs- oder Strafgefängnifje entweicht. 

Gegen die bloß eines Vergehens Beihuldigten kann fein Stedbrief 
erlafjen, wenn jedod an deren Habhaftwerdung ſehr gelegen ift, den Be: 
börden eine Beichreibung ihrer Perfon mit der Aufforderung mitgetheilt 
werden, im Falle der Auffindung an das Strafgeriht, weldes die Perjons- 
beihreibung erlafien hat, die Mittheilung zu machen. 

I. Demnad find die Bedingungen zur Erlaffung von Stedbriefen gegen einen 
bisher auf freiem Fuße Belaffenen oder nur in vorläufiger Verwahrung Angebaltenen 
folgende : 

1. daß ber Flüchtige eines Verbrechens beſchuldigt if, indem wegen Bergeben 
und Uebertretungen feine Stedbriefe erlaffen werben ; 

2. daß ferner: a) feine Perfon nah unbezweifelten Merkmalen, d. i. auf 
ſolche Art befannt ift, daß eine Verwechslung mit einem Anderen nicht leicht möglich ift; 
b) er des betreffenden Verbrechens rechtlich beſchuldigt ift ($$. 134— 145) und c) bie 
Bedingungen ber Unterjuhungshaft ($. 156) bei ihm eintreten. 

II. Gegen Berjonen, welche aus einem Unterfuchungsgefängniffe, aljo nicht aus der 
vorläufigen Verwahrung (vgl. $. 151), oder einem Strafgefängniffe entwichen find, wer- 
ben ohne weiters Stedbriefe erlaffen, weil bei ihnen die in dem worbergehenden Abfate be- 
zeichneten Bedingungen jedenfalls eintreten. 

II. Der Unterſchied zwijchen einem Stedbriefe und einer Perſonsbeſchrei— 
bung liegt in den Wirkungen berfelben. In Folge eines Stedbriefes wird näm— 
ih der Beſchuldigte jogleich verhaftet und an das Strafgericht, welches benfelben er— 
laffen bat, eingeliefert; in Folge einer Perfonsbefhreibung wird nur von bem 
ausgeforihten Aufenthalte des Befchriebenen die Mittheilung an das Strafgericht ges 
macht, von welchem biejelbe ausgegangen ift, und welches johin weiter nad) $. 378 vor- 
zugeben bat. 

IV, Es unterliegt daher feinem Anftande, daß aud in Fällen von Berbreden Per— 
ſonsbeſchreibungen erlaffen werben können, wenn fie nach Geftalt der Umſtände als 
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ein paſſendes Mittel zur Erreichung des im $. 378 bezeichneten Zweckes erſcheinen, oder 
wenn bie Sache dringend ift, aber noch nicht alle Bedingungen der Erlafjung eines Sted- 
briefes vorhanden find. 


8. 382. 


In der Regel fteht die Ausfertigung don Stedbriefen dem Unter: 
fuchungsrichter, in den im $. 13 angeführten Füllen aber aud) jedem Bezirks— 
gerichte zu. In jedem Stedbriefe ift das Verbrechen, deſſen der Beſchuldigte 
verdächtig ift, zu benennen, feine Perfon jo genan als möglich zu befchreiben 
und das Erjuhen um vorläufige Feitnehmung und Einlieferung desjelben 
beizufügen. Die Stedbriefe find anf das ſchleunigſte allen Bezirksgerichten 
und Polizeibehörden, den Gensd’armen und anderen Organen der öffent- 
lihen Siderheit, jo wie allen Gemeindevorftehern desjelben Kronlandes 
mitzutheilen, damit nicht bloß von ihnen jelbit alle zwedmäßige Vorforge 
getroffen, jondern durd) fie auch Jedermann, bejonders aber jeder Hausvater 
anfmerffam gemacht werde, die Anzeige zu machen, fobald ihm eine der 
beichriebenen ähnliche Perſon vorkommen jollte, 

Nach Erforderniß ift die Kundmachung von Stedbriefen and in anderen 
Kronländern, durch Gerichts: und Polizeibehörden, und nad Umftänden 
and) durch die öffentlihen Blätter zu veranlafien. 

I. Bei den wichtigen Folgen, die ein Stedbrief nad fich zieht, ift deren Aus— 
fertigung den Gerichten, und zwar dem Unterfuchungsrichter oder dem in dringenden 
Fällen ($. 13) an feiner Stelle einfchreitenden Bezirfsgerichte vorbehalten. Perſonsbeſchrei— 
bungen, namentlich in ben bei dem vorhergehenden Paragraphe unter IV. bezeichneten Fäl— 
len, können aber alle jene Behörden erlaſſen, welche nach $. 380 zur Nacheile berechtigt und 
verpflichtet find. 

II. Da das Vorhandenſein der rechtlichen Beichuldigung eine Grundbebingung, und 
die Unterfuchungshaft die Folge eines Stedbriefes ift ($. 381), beides aber in gefeß- 
licher Form nur durch die in 88. 145 und 157 vorgefchriebenen gerichtlichen Beſchlüſſe 
ansgeſprochen wird, fo thut ber Unterfuhungsrichter oder der Bezirksrichter zu feiner 
eigenen Rechtfertigung wol daran, wenn er die Erlaffung von Stedbriefen unter einem 
durch einen ber Vorſchrift der SS. 145 und 157 gemäß abgefaßten und ausgefertigten Be— 
ſchluß rechtfertigt. 

III. Die Drudlegung und Bertheilung der Stedbriefe und Perfonsbefchreibungen 
wird durch die politifchen, insbejondere durch die Polizei-Behörben vweranlaßt, welchen 
daher die Strafgerichte die Entwürfe berjelben zuzumitteln haben. Sollte einem Strafge- 
richte eine Druderei zu Gebote ftehen, jo kann es die Drucklegung auch felbft veran— 
laffen, wozu aber die Nothwendigfeit ſehr felten eintreten wird, indem an dem Site eines 
jeden Strafgerichtes auch eine politifche Behörde ihren Sit hat, durch welche daher bie 
Drudlegung ohne Zeitverluft veranlaßt werden kann. 

IV. Der mit Kundmachung des Finanzminifteriums vom 15. Oktober 1853 Nr. 209 
R. ©. Bl. fundgemachte Auszug aus der Dienftvorfchrift für die Finanzwache fchreibt für 
die Gebietötheile, in welchen diejelbe in Wirkſamkeit fteht, und welche oben bei $. 152 
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(S. 215) aufgeführt find, im $. 21 vor, daß bie Finanzwache eine befonbere Aufmerffam- 
feit auf jene Perfonen zu richten bat, bie derſelben Durch Die von den Gerichts- oder Poli- 
zeibehörben mitgetheilten Stedbriefe oder Perfonsbeichreibungen bekannt gemacht werben; 
fie hat ſolche Perfonen, falls fie bei der Ausübung des vorgefchriebenen Dienftes diefelben 
trifft, anzuhalten, zu verhaften und an die nächſte Obrigkeit zu überliefern. 

V. Die Verpflichtung der Gemeinbevorfteher zur Anhaltung ftedbrieflich verfolgter 
Individuen ift auch im 8.131 des Gemeinbegefetes vom 17. März 1849 Nr. 170. R. G. BL. 
ausgefproden. _ 


1. Mufter eines Sefchluffes zur Erlaffung von Steckbriefen. 


Da der Handlungsfommis Peter Schnell am 12.d. M. bei dem hie- 
figen Seivenhändler Jakob Rofetti unter dem Vorgeben, er jei von feinem 
Prinzipalen Anton Bunt um diefelben gefhicdt, Seivenwaaren im Gefammt- 
werthe von 120 fl. C. M. entnommen hat; 

da fid) erhoben hat, daß er ſchon feit acht Tagen von Anton Bunt ent- 
lafien und von demfelben nicht zur Uebernahme der Waaren beauftragt war; 

da er einen Theil der Seidenwaaren noch an bemfelben Tage an ven Hau— 
ſirer Moſes Welzel verkauft hat; 

da er noch an demſelben Abende mittelft der Eifenbahn von hier unbefannt 
wohin abgereift ift: 

fo ericheint Peter Schnell gemäß 88. 197 und 200 Str. ©,, dann 
88. 134 und 142 Str. Pr. Odg. des Verbrechens des Betruges rechtlich 
beſchuldigt, und find, da die Bebingung des $. 156 lit. c) eintritt, zu feiner 
Habhaftwerdung die Stedbriefe auszufertigen. 


N., am — 
Gefehen. N. N. 
N. N. Staatsanwalt. Unterfuchungsrichter. 


2. Muſter eines Steckbriefes. 


Stedbrief 
zur Berfolgung des, des Verbrechens des Betruges rechtlich beſchuldigten 
Peter Schnell. 

Derfelbe ift von Salzburg geboren, 22 Yahre alt, katholiſch, ledig, ein 
Handlungsfommis, und befitt einen Heimatjchein. 

Er ift von großer, ſchlanker Statur, hat ein längliches gut gefärbtes Geficht, 
graue Augen, ftarfgebogene Nafe, proportionirten Mund, vollzählige gefunbe 
Zähne, lichtbraunes Haar, und trug bei feiner Entweidhung einen etwas dunkleren 
Bollbart. Er fpricht geläufig deutſch, franzöſiſch und italieniſch, hat ein fehr ein- 
ſchmeichelndes Benehmen und die befondere Gewohnheit, fi) während bes 
Sprechens häufig zu räufpern. 
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Seine Kleidung kann nicht genau bezeichnet werben, doch war er immer 
fehr elegant gefleidet, und beſaß einen ganz nenen hellprapfarbenen Ueberrod. Er 
raucht gewöhnlich Cigarren mit einer meerſchaumenen ſtark angeraudhten ziemlid) 
großen Spite, auf welder ein gothiſches 8 ausgefchnitten ift. Er dürfte einen 
Theil der herausgelodten Seidenwaaren, namentlic) einige ſchwarze Männerhals— 
tücher und einen Reſt weißen Taffet bei fich habeır. 

Derjelbe ift bei feiner Betretung feftzunehnen und an das k. k. Kreisgericht zu 
N. abzuliefern. 


3. Mufler einer Perfonsbefchreibung. 
Perfonsbefhreibung 
jenes Mannes, welcher am 10. d. M. an dem hierortigen Inwohner Jakob 
Starf einen Raubanfall verübt hat. 

Derjelbe ift bei 40 Jahre alt, ftarker, unterjegter Statur, bat ein hageres, 
gebräuntes Geficht, graue Bartftoppeln, und trug eine ärmliche, zerriffene 
Kleidung, die nicht näher bejchrieben werben kann. 

Als befonderes Kennzeichen dient, daß ihm an einer Hand das oberfte Glied 
des Mittel- oder Ringfingers fehlt, indem ihm der Angefallene dasſelbe mit feiner 
bei ſich gehabten Sichel abhieb, und es fih am Thatorte vorfand; er dürfte auch 
vielleicht noch andere Verletzungen haben, weil fih in der Nähe des Thatortes 
bedeutende Blutjpuren fanden. 

Es wird erjucht, dieſes Individuum mit allem Eifer auszuforichen und jede 
fachbienliche Erhebung dem f. k. Bezirfsgerichte zu N. mitzutheilen. 


S. 383. 
Beihreibung und Kundmachung von Gegenjtäunden einer ſtraf— 
baren Handlung. 


Wie mit den Steckbriefen, jo iſt ſich auch mit der Beihreibung und 
Kundmachung von geftohlenen oder geraubten Saden, von Gegenftänden 
eines verübten Betruges, einer unternommenen Verfälſchung öffentlicher 
Ereditöpapiere oder Münzen zu benehmen. Wenn eine jolhe Beihreibung 
Gegenftände von größerem Werthe oder von folder Beidaffenheit betrifft, 
dag Hoffuung vorhanden ift, durch ihre Bekanntmachung den Thäter jelbft 
zu entdecken, oder nod) ferneres Nebel zu verhindern, oder demjenigen, der 
Schaden leidet, Entihädigung zu verfhaffen; fo kann die Bekauntmachung 
jogleich vorgenommen werden. Bei Beichreibungen verfälſchter öffentlicher 
Ereditspapiere oder Münzen aber muß vorläufig die Anzeige an den Ge- 
richtshof und von diefem an das Oberlandesgericht gemacht werden, weldyes 
fi) darüber mit dem Finanzminiſterium in das Einvernehmen zu fesen hat. 
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Die Kundmachung geſchieht wie bei Stedbriefen. Jedermann ift verpflichtet, 
dasjenige, was er von den beſchriebenen Gegenftänden erfährt, fogleich der 
Obrigfeit anzuzeigen. 

I. Die Zeit, wann biefe Beſchreibung zu erlaffen ift, beftimmt bas Gefeß nicht näher, 
gewiß muß fie aber, ſobald die Nothwendigkeit Dazu eintritt, ohne Verzug veranlaft 
werben. — Tritt der Fall der Einftellung des Verfahrens nad $. 377 ein, fo wird biefe 
Kundmachung unter einem mit dem Einftellungsbejchluffe veranlaßt werben. 

II. Ueber die Drudlegung biefer Bejchreibungen gilt das bei dem vorhergehenden 
Paragraphe über Die Drudlegung der Stedbriefe Gefagte. 


Muſter einer ſolchen Gefchreibung. 
Beſchreibung 
der Sackuhren, welche laut Mittheilung des k. k. Bezirksgerichtes N. aus der 
Werkſtätte im Haufe Nr. 121 daſelbſt in ver Nacht zum 17. d. M. durch unbe- 
kannten Thäter geſtohlen worden find. 

1 goldene Cilinderuhr mit goldenem Cuvet-Email-Blatt, welches von beiden 
Seiten, wo die Schrauben befeftigt find, ausgefprengt ift; darauf befinden ſich 
goldene Zeiger, rückwärts ift der Boden grabirt und blumenartig verziert; daran 
befand ſich auch eine lange vergolvete Meffingfette. Werth 50 fl. C. M. 1 fil- 
berne Spindeluhr mit Email-Blatt, römifchen Ziffern, meffingenen Zeigern, ber 
Dedel ift in franzöfifcher Manier guillodirt. An derjelben befand ſich eine kurze 
Kette von Nr. 2 Gold, fammt Uhrfchlüffel. Werth 15 fl.E.M. 1filberne Repetir- 
uhr, rüdwärts gravirt, ziemlich hoch, die Zeiger und das Zeigermwerf abgängig; bie 
Uhr Schlägt nicht, hat ein emailirtes Zifferblatt und deutſche Ziffer. Werth 25 fl. C. M. 


8. 384. 
Anklage-Befhluß gegen einen abwefenden Beſchuldigten. 


Wenn der eines Verbrechens oder Bergehens Beſchuldigte nod am 
Schluſſe des Lnterfuhungs:Verfahrens im Auslande oder unbekannten 
Aufenthaltes ift, jo hat der Gerichtshof, wenn aus der Unterſuchung genü- 
gende Gründe hervorgegangen find, um gegen den Beſchuldigten einen 
Anklagebeihluß zu rechtfertigen, die Verſetzung desjelben in den Anklage: 
ftand zu beſchließen. Bei Verbrechen ift diefer Beſchluß, wenn davon irgend 
ein Erfolg zu erwarten ift, und die Bedingungen des $. 381 eintreten, in 
Form eines Stedbriefes zu veröffentlichen. 

I. Bei Faſſung des Anklagebefchluffes ift es einerlei, ob der Beſchuldigte flüchtig, ober 
nur unbelfannten Aufenthaltes ift, oder an einem befannten Ort im Auslanbe fich befindet. 

II. Iſt der Befchuldigte flüchtig, und demnach gemäß $. 381 ber Fall der Erlaffung 
von Stedbriefen eingetreten, jo ift nach ber Borfchrift des folgenden $. 385 vorzugehen, 
und es find Die gepflogenen Erhebungen bis zur Einbringung bes Flüchtigen in ber Regiftras 
tur zu hinterlegen, 
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III Der gefaßte Anklagebeſchluß ift bem Staatsanwalte auf die im $. 201 beftimmte 
Art mitzutheilen; dem Beichuldigten wird er in der Regel erſt nad) feiner Stellung zu 
Gerichte befannt gegeben, und es ſtehen Leiden Theilen Die gewühnlichen Rechtsmittel da 
gegen offen. — Die Beröffentlidung tes Anklagebeſchluſſes in Form eines Etedbriefes 
vertritt nicht Die Stelle der Kundmachung an den Beſchuldigten, ſondern ift nur ein Mittel 
zur Habhaftwerbung besjelben, 

IV. Die Form ter Veröffentlichung des Anklagebeſchluſſes in den ven dem Gefete 
vorausgeſetzten Füllen ift Die im $. 381 erörterte, nur wird es in der Auefertigung ftatt: 
„des Verbrechens — rechtlich befchuldigt,” heißen: „Durch Befdluß vom — Zahl — wegen 
bes Verbrechens — in Anklageſtand verſetzt.“ 

Ft der eines Verbrechens Beſchuldigte im Auslande, und ift zu 
erwarten, daß die Auslieferung desjelben erwirft werden fann, fo hat ſich 
der Gerichtshof nad Anhörung des Stantsanwaltes an die ausländische 
Strafgerichtsbehörde, in deren Bezirke jih der Angeklagte befindet, zu 
wenden. Sollten der Auslieferung Schwierigkeiten eutgegengejegt werden, 
fo ift wegen deren Behebung durd) das Oberlandesgeriht an das Yujtizmini- 
fterium zu berichten. 

Wird ein folder Beihuldigter vor das inländiſche Gericht geftellt, oder 
fehrt er ſelbſt zurück, jo it ihm der Anklagebeſchluß zu eröffnen ($. 201), 
und nad) eingetretener Rechtskraft desjelben, das weitere Berſahren nach 
der allgemeinen Vorſchrift fortzuführen. 


Kommen gegen den Angeklagten aus Anlaß feiner Stellung vor Gericht noch andere 
ftrafbare Handlungen vor, ala auf welche der Anklagebejchluß lautet, jo ijt rückſichtlich der— 
felben nad 8. 251 und ben dort gemachten Bemerkungen vorzugeben. 


8. 385. 
Wann das Ervictal: (Contumacial-) Berfahren ftattfinden fann. 


Kann aller verfuchten Mittel nugeachtet der eines Verbrecheus oder 
Vergehens Beihuldigte nit betreten werden, jo hat in der Regel das 
weitere Verfahren bis zur Anhaltung des Beihuldigten auf ſich zu beruhen. 
Wenn jedod ein Verbrechen großes Auffehen erregt hat, oder die gänzliche 
Straflofigfeit weitere nachtheilige Folgen beforgen läßt, und wenn weder 
der Thatbeitand, nod die Perſon des Thäters einem Zweifel unterliegt, 
jo kann and wider den Abwejenden nnd Flüchtigen verfahren , und bis zu 
einer folhen VBerurtheilung vorgegangen werden, die in der öffentlichen 
Meinung wenigftens einige Wirkung gegen die Berfon des Thäters her: 
vorzubringen fähig iſt. 

I. Iſt nad) Beſtimmung bes $. 384 ein Anklagebefchluß gefaßt worden, und find die 


bort bezeichneten Mittel zur Habhaftwerbung bes Angeklagten fruchtlos geblieben, jo werden 
die Atten in ber Regel bis zur Zuftandebringung des Angeflagten in ber Regiftratur 
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hinterlegt. Ausnahmsmweifelann aber unter dem gejeglichen Bedingungen das Edik— 
tal-Berfahren wider ben Augeflagten eingeleitet werben. 

1. Diefe Bedingungen, unter denen das Ediktal-Verfahren eingeleitet werben kann, 
und welche vereint zufammentreffen müffen, find: 

1. daß e8 fih um ein Verbrechen handelt; 

2. daß dasjelbe großes Auffehen erregt hatte, oder daß die gänzliche Straflofigfeit wei- 
tere nachtheilige Folgen bejorgen läßt, z. B. durch die zu vermuthende Nachahmung; 

3. daß weber der Thatbeftand des verübten Verbrechens nach feinen wefentlichen Er- 
forberniffen, noch 

4. bie Perfon des Thäters einem Zweifel unterliegt. 

IH. Das Edictalverfahren fann auch dann eintreten, wenn derjenige, gegen 
ben bereits ein Strafverfahren wegen eines Verbrechens eingeleitet worben ift ($. 145) 
fih während besjelben entfernt bat, und ihm die Borladung zur Schlußverbandlung nicht 
mehr zugeftellt werben kann. ($. 395.) 

IV. Das eigentlide Contumacial-Berfahren findet gegen denjenigen Statt, 
bem jchon die Borladung zur Schlußverbandlung zugeftellt werden, und der ohne Entſchul— 
Digung von berjelben ausgeblieben ift ($. 395). 


Ob diejes Berfahren einzuleiten fei, wird von dem Gerichtshofe nad) 
Anhörung des Staatsanwaltes entſchieden, und gegen diefe Entſcheidung 
ift die Berufung wie gegen Einſtellungs-, Ablaſſungs- und Anklage: 
Beichlüffe zuläflig (SS. 202— 212). 


8. 386, 
Borforderung des Abwefenden oder Flüchtigen durd Ediet. 


Ft die Einleitung diefes Verfahrens rechtskräftig angeordnet worden, 
fo ift der Abwejende oder Flüchtige durch Edict zur Stellung vor Gericht 
vorzufordern. In diefem Edicte ift Vorname, Zuname, Alter, Stand 
oder Beihäftigung und der frühere Wohnort des Vorgernfenen auszu— 
drüden, das Verbrechen, deſſen er beichuldigt wird, mit der gefeglichen 
Bezeichnung feiner Gattung und Art zu benennen, und es find die wefent: 
lihen Umftände anzugeben, welche allenfall3 auf die ftrengere Beftrafung 
Beziehung haben. Dieſes Edict hat zugleich die Aufforderung an den 
Beihuldigten zu enthalten, daß er ſich binnen einer angemeflenen Friſt, 
welde anf wenigftens drei Monate feitzufegen ift, vor den Gerichtshof zu 
ftellen habe, widrigens gegen ihn das Verfahren und Erkenntniß in feiner 
Abweſenheit erfolgen werde, 

I, Die in dieſem und in bem folgenden Paragraphe bezeichneten Förmlichleiten vertreten 
bie Stelle der Kundmachnng bes Anklagefchluffes an den Beſchuldigten nad 8. 201 und 
ber in ben 88. 213, 215, 216 und 219 rücdfichtlih bes Angeklagten getroffenen Be- 
flimmungen. 

I. Das betreffende Edikt ift erft dann auszufertigen, wenn ber Beſchluß auf Einlei- 
tung bes Ediktal-Berfahrens entweder durch Unterlaffung einer Berufung, ober durch be- 
ftätigenbe Entſcheidung eines oberen Gerichtes rechtöfräftig geworben ift. 
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Muſter eines Vorladunasediktes. 

Bon dem k. f. Landesgerichte zu N. wird A. B., hier geboren, 28 Jahre 
alt, katholiſch, ledig, Kupferſtecher, zulett hier in der Herrengaffe Nr. 456 
wohnhaft gemwejen, welcher des Verbrechens der Nahahmung öffentlicher als 
Münze geltender Krebitspapiere mit Werkzeugen, welche die Vervielfältigung ber- 
jelben erleichtern, und in einer beveutenden Menge, rechtlich beſchuldigt ift, auf- 
gefordert, fi binnen drei Monaten, von heute an, fo gewiß bei demfelben zu 
ftellen, widrigens gegen ihn das Verfahren und Erfenntniß in feiner Abweſenheit 
erfolgen würde. 


N., den — 
NN. 
Gerichtsvorſteher. 
N. N. 
Rathsſekretär. 


(Ueber die Form ber Ediltsausfertigung vergleiche die Erläuterungen zu 8. 366.) 


8. 387. 
Kundmadhung diefes Edietes. 


Diejes Vorrnfungs-Edict muß in dem Orte, wo das Verbrechen 
begangen wurde, ferner in demjenigen Orte, wo der Beihuldigte feinen 
befannten Wohnſitz hatte, und an dem Site des Strafgeridtes und des 
Unterſuchungsrichters anf die bei allen übrigen gerihtlihen Vorladungen 
gewöhnliche Art angeſchlagen, und während der Frift des Edictes, wenn 
der Vorgerufene indeſſen nicht angehalten wird, wenigitens Einmal in 
jedem Monate in die Zeitungsblätter des Kronlandes, wo die Borrufung 
geſchieht, eingerüdt werden. Auch ift eine Abjchrift davon an das Ober- 
Iandesgericht einzufenden, damit, befonders in ſehr wichtigen Fallen, wobei 
an Habhaftwerdung des Thäters viel gelegen ift, wegen gleicher Kund— 
machung in den Zeitungsblättern der übrigen Kronländer, oder aud) in 
fremden Ländern das Nöthige veranlagt werde. Außerdem iſt dieſe Vor: 
ladung dem etwa bekannten Bevollmächtigten des Angeklagten, feinem 
Bormunde oder Ehegatten, oder einem feiner Angehörigen oder nahen 
Berwandten befonders zu eröffnen, Dieſe Berfonen können einen Berthei- 
diger für den Angeklagten aufftellen und unter Anführung der Gründe, 
weldhe den Angeklagten zu erjheinen verhindern, darauf antragen, daß 
vorläufig mit dem weiteren Verfahren innegehalten werde, worüber der 
Gerichtähof mit Zuziehung des Stantsanwaltes zu entiheiden hat. Gegen 
diefe Eutſcheidung ift die Berufung zuläſſig (FF. 202 bis 212). 
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I. Die Form der Kundmachung von Ebdikten ift im $. 219 bes faif. Patentes vom 
3. Mat 1853, Nr. 81 R. ©. Bl. vorgefchrieben. 

1. Die Einjendung der Abjchrift an das Cherlandesgericht hat in jebem Falle zu ge- 
heben. Diejes entfcheidet dann iiber die meitere Kundmachung nad eigenem Ermeffen, 
oder es fann bei Vorlage der Abjchrift von dem vorfordernden Gerichte ein entſprechender 
Antrag geftellt werben. 

IIL, Die Entſcheidung über ein Gefud um Innehaltung mit dem Verfahren erfolgt 
durch Beſcheid, welcher ausipricht, daß dem Geſuche Statt gegeben wirb ober nicht; bie 
Gründe der Entſcheidung können in den Eontert des Befcheides aufgenommen werben. Die 
Zuſtellung und Ausfertigung hat an bie im $. 201 genannten Perfonen zu gefchehen. 


Muſter einer folchen Erledigung. 


Nachdem nachgewiefen wurbe, daß der abwefende A. B. ſich auf einer 
Handlungsreife nad Oftindien befinde, und deſſen Rückkehr bis Ende Dezember 
d. 3. mit Sicherheit zu erwarten ift, jo wird bis dahin mit dem wider ihn durch 
Beſchluß vom — Zahl — eingeleiteten Contumazial-Verfahren innegehalten. 


S. 388. 
Berfahren: 
a) wenn fid der Borgerufene ftellt; 


Erſcheint der Vorgerufene vor dem Gerichte, das ihn berufen hat, jo 
ift das Strafverfahren gegen ihn nad) der allgemeinen Vorſchrift fortzu- 
ſetzen. Stellt er fi vor ein anderes Gericht, jo hat dasfelbe ihn au das 
Strafgeriht, von welchem die Einberufung gefhehen ift, zur rechtlichen 
Berhandlung zu überliefern. 

l. Wenn fich der Borgerufene vor dem Gerichte ftellt, fo ift Das Strafverfahren von 
jenem Punkte an fortzufeßen, wo es fich Bei Erlaffung des Ebdiftes befand. War daher, wie 
8. 385 worausfeßt, ſchon ein Anklagebefchlufß gefaßt, jo ift nach der Meifung bes letzten 
Abſatzes des 8. 384 weiter vorzugehen. — War das Edift nad) dem Einleitungsbefchluffe 
gemäß $.145, aber vor bem Anklagebejchluffe erlaffen worden, jo ift Das Verhör des Beichul- 
digten zu beginnen oder fortzufegen, die Unterſuchung fohin in gewöhnlicher Art (8. 189) 
abzuſchließen und über das abgejchloffene Unterfuhungsverfahren durch Ablaffungs- oder 
Anklagebefchluß zu enticheiden ($. 196). — Gegen ben Beihuldigten wird jedoch in ber 
Regel (88.156 b, e und d in Verbindung mit dem folgenden 8. 389) die Unterfuhungshaft 
zu verhängen fein. 

I. Zum Beginne des Verfahrens mit dem Geftellten ift jenes Strafgericht berufen, 
welches das Vorladungsebikt erlaffen hat. Ergeben ſich im Laufe bes Verfahrens Gründe, 
welche die Abtretung an ein anderes Gericht rechtfertigen, fo hat biefelbe nach den allge- 
meinen Vorſchriften über die Zuftändigfeit der Strafgerichte zu erfolgen. 
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8. 389. 


b) wenn er ein fiheres Geleite verlangt; 


Verlangt der Borgerufene die Ertheilung eines ſicheren Geleites, fo 
fann dieſes zwar nit dahin, daß er von dem Strafverfahren und der 
Aburtheilung verfchont bleiben, oder niemals angehalten werden fol, 
ertheilt werden; doch kann ihm die Zufiherung gegeben werden, daß er 
während der Unterſuchung jo lange auf freiem Fuße bleiben fol, bis 
gegen ihm rechtliche Beweiſe des angejchuldeten Verbrechens, umd der 
Unjtatthaftigfeit feiner Rechtfertigung vorkommen. Selbſt eine jolde 
beſchränkte Ertheilnmg des jiheren Geleites aber kann von dem Straf: 
gerichte nur mit Bewilligung des Oberlandesgerichtes, an weldes bier: 
wegen die Anzeige zu machen ift, geichehen; and) bleibt das Strafgericht 
immer zu allen denjenigen Vorſichten verpflichtet, weldhe die Entweihung 
des Beſchuldigten, joweit es ohne wirklichen Berhaft möglich ift, zu hin: 
dern geeignet find. Ein ſolches Sichergeleit ift ferner nur in Beziehung anf 
das Verbrechen von Wirkung, in Anfehung deſſen es ertheilt worden ift. 
Es verliert feine Wirkung, wenn der Beſchuldigte auf eine an ihn ergan— 
gene Borladung ohne genigende Rechtfertigung ansbleibt; wenn er 
Anftalten zur Flucht madt; wenn er ſich der Fortſetzung der Unterſuchung 
durd die Flucht oder durch VBerbergen feines Aufenthaltes entzieht, oder 
wenn er die Bedingungen nicht erfüllt, unter welchen ihm das fihere Geleit 
ertheilt worden iſt. 

I. Es wurde ſchon bei dem vorhergehenden Paragraphe bemerkt, daß gegen einen 
folhen Bejchuldigten in der Regel die Unterfuhungshaft zu verhängen ift. Das ſichere 
Geleite ift daher die Zufiherung, daß diefe Maßregeln ungeachtet bes VBorhandenfeins 
der im $. 156 feftgefeßten Bedingungen nicht werbe getroffen werben. Eine ſolche Aus- 
nahme von dem Geſetze kann nur von dem Oberlandesgerichte bewilligt werben. — Die fo 
ertheilte Bewilligung erlifcht aber, und es tritt Die Unterfuhungshaft ein: 1) wenn ſich Die 
rechtlichen VBerbachtsgründe derart verftärlen, baß mit Grund die Ueberweiſung des Be- 
ſchuldigten (88. 260 — 282) vorauszuſehen ift; 2) wenn feine Rechtfertigung gegen bie 
Anfhuldigungen fi als unftattbaft herausftellt; 3) wenn er über eine Vorladung ohne 
genügende Rechtfertigung ausbleibt; 4) wenn er Anftalten zur Flucht gemacht, ober 5) ſich 
wirklich geflüchtet oder verborgen bat; 6) wenn er bie allenfalls geſetzten befonberen Be- 
dingungen des Sichergeleites, z.B. das fortwährende Verbleiben an einem gewiffen Orte, 


nicht erfüllt; 7) wenn noch ein anderes Verbrechen, als wegen beffen Das Ediftalverfahren 
eingeleitet wurde, gegen ihn vorkommt. 


II. Wegen Beranlaffung ber im Paragraphe erwähnten Vorfichten gegen die Entwei- 
hung bes Beichuldigten, hat fi das Strafgericht an die Lokalſicherheitsbehörde zu wenden, 
ober diefelbe in feiner allfälligen Eigenſchaft als Bezirksamt felbft zu veranlaffen. 
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8. 390. 

ec) wenn er bie Zufiherung der Straflofigfeit begehrt; 

Sollte aus befonders wichtigen Urfahen an Habhaftwerdung des 
Borgernfenen dem Stante äußerſt gelegen fein, und diefe nicht anders als 
durd) feine freiwillige Stellung bewirkt werden können, der VBorgernfene 
aber die Zufiherung der Straflofigfeit zur Bedingung fegen; fo follen diefe 
Verhältniſſe von dem Oberlandesgeridgte dem Yuftizminifterium, von 
diejem aber dem Landesfürften vorgelegt, uud von daher die Entſcheidung 
gewärtiget werden, ob, nud in wieweit eine Zufiherung der Straflofigkeit 
ftattzufinden habe. 

Sole wichtige Urfahen wären, wenn nur durch den Borgerufenen eine Auskunft 
über verborgene Mitſchuldige oder Urheber zu erlangen, oder der Wiederholung des Ber- 
brechens durch Andere vorgebeugt werben könnte u. dgl. — Da eine jolche Zuficherung eine 
gänzliche oder theilweife Begnadigung in fich jchließt, jo kann fie nur vom Landesfürften 
ſelbſt ausgeben. 


8. 391. 
d) wirflides Contumacial-Berfahren. 


Iſt der Angeklagte innerhalb der Edictalfrift nicht erſchienen, fo wird 
nad) Ablauf derjelben und zwar längitens binnen Einem Monate zur Schluß: 
verhandlung geſchritten. Dem Angeklagten ift, falls nicht er ſelbſt oder die 
im $. 387 erwähnten Perſonen für ihn einen Bertheidiger anfgeitellt haben, 
ein folder von Amtöwegen zu beitellen. 

Diejem Vertheidiger, ber auch dann zu beftellen ift, wenn ber im $. 213 beftimmte 
Fall der Beftellung eines Vertheidigers nicht eintreten würde, ift auch die VBorladung für 
den Angeklagten zur Schlußverhandlung zuzuftellen. 


Vebrigens find in Beziehung auf diefe Schlufverhandlung, auf das 
Erfeuntniß darüber, und die Berufung gegen das lettere die allgemeinen 
Vorſchriften zu beobadhten. Eine Borlegung des etwa geſchöpften Todes: 
urtheiles an die höheren Gerichte und an den Landesfürften findet von 
Amtswegen nicht Statt. 

Es verſteht fih von felbft, daß alle Rechte, welche in dieſer Beziehung im ordent- 
lichen Verfahren dem Angeflagten zufiehen, von jeinem Bertheidiger ausgeübt werden 
fönnen. 


8. 3892. 
Kundmahung eines Contumacial-Strafurtheiles. 
Sobald ein wider einen Abwefenden, oder Flüchtigen gefälltes Straf: 
urtheil in Rechtskraft erwachfen ift, iſt dasfelbe auf folgende Art öffentlich 
fundzumahen: An einem zur Vollziehung öffentliher Strafen beftimmten 
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Orte ift ein Pfahl, oder wenn die Todesftrafe verhängt ift, ein Galgen zu 
errichten, und dafelbft das Strafurtheil fo anzuſchlagen, daß es der Vor: 
übergehende leicht Iejen, aber Niemand abreißen, oder fonft vertilgen könne. 
Das Urtheil ift durch drei auf einander folgende Tage angeheftet zu laſſen, 
und nebitdem drei Mal in die Zeitungsblätter des Kronlandes einzurüden, 


wo es erlaflen worden. 

NRüdfichtlih der für diefe Kundmachung zu entrichtenden Gebühr fiehe 8.340, woraus 
zugleich hervorgeht, daß nur das Anſchlagen der Todesurteile an den Galgen durch den 
Scharfrichter zu gefhehen bat, das Anfchlagen anderer Urteile jomit durch den Gerichts- 
biener erfolgen fann. 


8. 393, 
Nehtswirfung eines ſolchen Urtbeiles. 


In joferne mit der Berurtheilung wegen eines Verbrechens ſchon kraft 
bes Geſetzes nachtheilige Rechtswirkungen verbunden find (88. 26—30 des 
Strafgeſetzes), muß das Strafurtheil, in foweit dieß in Abwefenheit des 
Berurtheilten ausführbar ift, auch jogleid in Vollzug gefest werden. 


Zu dem Ende müfjen aud die in ben 88. 320 und 321 vorgefchriebenen Mitthei- 
lungen an andere Behörden erfolgen. — Eben jo kann auch bei Verbrechen, welche durch 
periodische Drudjchriften begangen wurben, das Eontumazial-Urteil rückſichtlich des Cautions— 
Berfalles (8. 328) in Bollzug gejetst werben. 


8. 394. 
Berfahren bei der Rüdfehr eines ſolchen Berurtbeilten. 


Geräth aber der Flüchtige nad) der Hand in Verhaft, fo ift ihm der 
Anflagebefhluß zu eröffnen ($. 201), und das Verfahren, ohne Rüdjicht auf 
das in feiner Abwejenheit gejhöpfte Erkenntniß nad) der allgemeinen Vor— 
ſchrift fortzuſetzen. 

Es gilt alſo in dieſem Falle alles, was beim legten Abſatze des $. 384 und bei $. 388 
gejagt wurde. 


Nach Beendigung desjelben ift ein neues Erkenntniß zu ſchöpfen. 
Sobald diejes in Rechtskraft erwachſen ift, find die mit dem früheren 
Erfenntniffe verbundenen Rechtsfolgen vom Zeitpuncte der Schöpfung ange: 
fangen nur in ſoweit als aufgehoben anzufehen, als fie nach dem Geſetze 
nicht auch mit dem nenen Erfenntniffe verbunden find. 

Wenn aljo ein ſolches Erkenntniß geſchöpft wird, welches Die im 88. 26—30 Str. ©. 
enthaltenen Rechtsfolgen nicht nach fich zieht, während das zuerft geichöpfte Diefe Wirkung 
hatte, jo hören biejelben (z. B. die Teftirungsunfähigfeit) von dem Zeitpunkte der Schö- 
pfung des neuen Urteiles auf, ohne Rückſicht, ob gegen dieſes Urteil von irgend einer 
Seite eine Berufung ergriffen wurde. Diefe Aufhebung der gejetlichen Folgen des Con— 
tumazial-Uxteils wirkt bis zu dem Zeitpunkte dev eingetretenen Rechtstraft desſelben zurück, 
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jo daß alfo 3.8. ein in ber Zwifchenzeit von dem Verurteilten exrichteter leiter Wille 
allerdings rechtsgiltig wird. Selbſt wenn über eine Berufung das Urteil fpäter zum Nachtheile 
bes Berurteilten verändert werben follte, fängt die neuerliche Wirkſamkeit folcher Folgen 
erft von der eingetretenen Rechtskraft des neuen Urteils an. 


8. 395. 


Berfahren gegen die fih während des ordentlihen Strafver- 
fahrens Entfernenden. 


Das in den 88. 385 — 394 vorgeſchriebene Verfahren kann auch gegen 
denjenigen angeordnet werden, gegen weldjen bereit3 wegen eines Berbre- 
chens ein Strafverfahren eingeleitet worden ift, wenn er ſich während des- 
jelben entfernt hat, und ihm die Borladung zur Schlußverhandlung nicht 
mehr zugeftellt werden konnte, Iſt ihm aber diefe Vorladung gehörig zuge: 
ftellt worden, jo kann die Schlußverhaudlung vorgenommen werden, wenn 
-er auch, ohne eine Vertagung erwirkt zu haben ($. 221), zu derjelben nicht 
erſcheint, und hierzu auch nicht geftellt werden fann. — Das in feiner 
Abwejenheit gefüllte Erkenntniß ift auf die im $. 392 bezeichnete Weife 
fund zu machen, und hat die in den 88. 393 und 394 beitimmten Redts- 
wirkungen. 

1. Dieſer Paragraph enthält zwei weſentlich verſchiedene Fälle. — Der erſte Fall ſetzt 
voraus, daß ber eines Verbrechens Beſchuldigte, wider den ſchon gemäß 8. 145 die Spe- 
zial-Unterfuchung eingeleitet worben ift, fih während des weiteren Verfahrens entfernt, fo 
daß ihm nach eingetretener Rechtskraft des Anklagebefchluffes die Borladung zur Schluf- 
verhandlung nicht mehr zugeftellt werben kann. — In diefem Falle ijt ſogleich mit Ansferti« 
gung des Ediftes vorzugehen, und auf die im 88. 385—394 vorgejchriebene Art weiter 
zu verfahren. Es ift daher auch bem Angeklagten in jenen Fällen ein Bertheidiger 
zu beftellen, in denen im orbentlichen Verfahren ihm von Amtswegen feiner beigegeben 
würde. 


II. Der zweite Fall fett vorans, daß dem Angeflagten bie Vorladung zur Schluf- 
verhandlung ordentlich zugeftellt worden ift, er aber, ohne eine Vertagung erwirkt zu 
baben, nicht erjcheint, und auch nicht dazu Durch den Gerichtsdiener oder die Wache gejtellt 
werben kann. — In diefem Falle wird mit der Schlußverhandlung fo vorgegangen, wie 
es im ordentlichen Verfahren vorgeſchrieben ift, doch wird in jenen Fällen, wo ber Ange- 
flagte nicht jhon von Amtswegen einen Bertheidiger bat, oder ibm ein ſolcher auf fein 
Berlangen beigegeben worden ift, nicht befonders ein Bertheibiger fir ihn aufgeftellt. — 
Seine in dem Unterjuchungsverfahren abgelegten Ausfagen werben gemäß 88. 241 und 
248 lit. a) worgelefen. — Das gejhöpfte Urteil wird auf die im $. 392 feſtgeſetzte Art 
kundgemacht, und hat die in den 88.393 und 394 bezeichneten Rechtsfolgen. — Wenn fi 
baber ein folcher Berurteilter ftellt, fo ift er in VBerhaft zu nehmen, es ift eine neue Schluf- 
verhandlung anzuordnen, und dabei nach den allgemeinen Vorſchriften zu verhandeln, 

III. Bei dem Contumazialverfahren nach dem zweiten Theile des vorftehenden 
Paragraphes ift e8 einerlei, ob der Angeflagte aus eigenem oder frembem Berjchulden aus⸗ 
geblieben ift (Caß. Hof-Entihbg. v. 17. März 1853), wenn er nur gehörig vorgeladen war 
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(Taf. H. Entfchdg. v.18. Nov. 1852, 21. Jäner und 27. Mai 1853), und ihm nicht etwa 
aus Verſehen der Eintritt in den Gerichtsfaal verwehrt (Caß. Hof-Entſchog. v. 17 Dezbr. 
1852), oder die Schlußverbandlung vor der dazu feftgefetten Stunde begonnen worden war. 
(Taf. Hof-Entjchdg. v. 14. Auguft 1851, und vgl. die Erklärung zu 8. 228 Abſ. I.) 

IV. Im Strafverfabren wegen Vergeben findet das Ediktalverfahren nicht 
ftatt, ſondern esift, wenn ſich der Beſchuldigte während desjelben entfernt, nach Vorſchrift der 
88. 378— 381 und 384 vorzugehen, und wenn es nicht gelingt, den Bejchuldigten zu Stande 
zu bringen, bat das Strafverfahren einftweilen auf fich zu beruben. — Ob aber, wenn ber 
Angellagte ungeachtet der gejchebenen Borladung von der Schlußverbandlung ausbleibt, das 
Contumazialverfahren eintreten könne, ift zweifelhaft. Der erfte Satz des 8. 395 
fpricht von einem, der eines Verbrechens beſchuldigt ift, und der zweite Sat beginnt 
ohne weitere Unterſcheidung: Iſt ihm 2c., woraus folgt, daß das Geſetz auch hier nur einen 
wegen eines Verbrechens Bejchultigten im Auge babe. Erwägt man dagegen, daß das 
Contumazialverfabren nad $. 423 auch bei ebertretungen ftattfindet, fo läßt fich 
nicht abjeben, warum dasfelbe gerade wegen Vergeben nicht eintreten follte, und man wird 
verjucht, anzunehmen, daß der zweite Abſatz des 8.395 in feinem Eingange mangelhaft tertirt 
jei, und daß auch bei Vergehen das Eontumazialverfahren eintreten könne. Dieje Anficht wird 
auch durch die Aeuferung des mit der Abficht Des Gejetes gewiß am beften vertrauten Hrn. 
Min. Rths. v. Hye unterftügt, welcher (Grundfäge der Etr. Pr. O. S. 376 lit. g) jagt, 
das Geſetz habe hier das in ben 88. 430—432 ber Str. Pr. DO. ». 3.1850 beftimmte Ver— 
fahren aufgenommen, welche Paragraphe ausbrüdlich von Verbrechen und Vergeben ban- 
dein, und er jett bei, es handle fih hier um das Verfahren gegen einen abwejenden 
Beihuldigten, ohne zu unterſcheiden, ob die Beichuldigung ein Verbrechen oder ein 
Bergeben betreffe. 


Ueunzehntes Hauptftück. 
Bon dem flandrechtlichen Verfahren. 


Das außerordentliche Verfahren, welches das ſtandrechtliche heift, 
tritt ausnahmsweife in folchen Fällen ein, wo der Zwed der Strafandro- 
hung und Strafverhängung nur dann vollkommen erreicht wird, wenn bie 
Strafe dem begangenen Verbrechen in ber möglichft Fürzeften Zeit folgt. 
Demnach find die wefentlichen Merkmale des ftandrechtlichen Verfahrens: 
1) daß der Verbrecher unmittelbar nach der That vor das erfennende Gericht 
geftellt wird; 2) daß das Verfahren mit Vermeidung aller nicht wefentlich 
nothwendigen Förmlichkeiten in einer beftimmten Furzen Frift abgeführt; 
3) daß die erfannte Strafe fogleich und ohme Geftattung eines Rechtsmittels 
dagegen vollzogen wird. 

Das Geſetz beftimmt daher in dem vorliegenden Hauptjtüde: 

I. Bon welchen Perfonen und in welchen Fällen das ftanprechtliche Ver— 
fahren angeorbnet, und wie e8 eingeleitet wird ($$. 396—400, 412); 
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II. Wie weit fih die Gerichtsbarkeit des Standgerichtes erſtreckt (88.401 
403, 404); 

IN. Wie eigentlich im Stanvrechte zu verfahren ift ($8.405— 409,412); 

IV. Welche Strafe zu erfennen und wie viefelbe zu volfziehen ift 
($$. 410, 411, 413); 

V. Wie das ftandrechtliche Verfahren aufgehoben wird ($$. 414, 415). 


Literatur: Einige Fragen ber ftandrechtlihen Praris (©. 3. 1855, Nr. 9). — Noch einige Fragen ic. 
(&. 3. 1855, Nr. 59). 
f 


8. 396. 


Standredtlides Berfahren wegen hochverrätheriſcher Um- 
triebe und wegen Aufruhr. 


Das ſtandrechtliche Verfahren kaun ftattfinden, wenn entweder hod)ver- 
rätherifche Umtriebe in bejonders gefahrdrohender Weiſe fid) offenbaren, 
oder wenn Aufruhr ausgebrochen ift, oder auszubrechen droht. Die Erflä- 
rung, daß deßhalb die Nothwendigfeit des Standrechtes vorhanden fei, 
fteht dem Yandes:Chef, nad) vorläufiger Rückſprache mit dem Präfidenten 
des Oberlandesgerichtes, und wenn fid) an dem Orte, wo der Yandes-Chef 
feinen Sit hat, fein Oberlandesgeridht befindet, mit dem Präfidenten des 
Landesgerichtes zu. Wenn jedod Gefahr am Verzuge haftet, ift aud) der 
Kreisvoriteher (Comitats-VBorftand) für ſich allein berechtigt, diefe Erklärung 
zu erlafien. 


8. 397. 


Wegen Mord, Raub, Brandlegung oder anderer Zerftörungen 
fremden Eigenthumes. 


Das ſtandrechtliche Verfahren kaun auch danı angeordnet werden, 
wenn in einem oder mehreren Bezirken Mord, Raub, Brandlegung oder 
öffentlihe Gewaltthätigfeit durch Zerftörung fremden Cigenthumes unge: 
wöhnlich um fi) greifen. Das Erkenntniß über die Nothwendigkeit der 
Anwendung des Standredtes fteht im folhen Füllen dem Minifter des 
Innern im Einverftändniffe mit dem Juftizminifter zu. 

I. Nad dem Inhalte der vorſtehenden beiden Paragraphe findet Das ftandrechtliche 
Berfahren in folgenden drei Fällen Statt: 

1. wenn hochverrätheriſche Umtriebe ($. 58 Str. ©.) in für die öffentliche Sicherheit 
befonders gefahrdrohender Weife ſich offenbaren; 

2. wenn Aufruhr ($. 73 Str. 6.) ausgebrochen ift, oder ausjubrechen droht; 

3. wenn in einem oder mehreren Bezirken (Sprengeln der Bezirks- oder Kreisämter, 
oder Statthaltereien) Mord ($. 135 Str. ©.), Raub ($. 190 Str. G.), Brandlegung 
(88. 166, 167 Str. ©.) oder öffentliche Gewaltthätigkeit durch Zerftörung fremden Eigen- 
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thums ($$. 83, 85 Str. ©.) ungewöhnlich um fich greifen, und die den Sicherbeitsbebörben 
zu Gebote fiehenden gewöhnlichen Mittel zur Abwehr dieſes Uebels unzureichend find. 

II. Dieje drei Fälle find im Geſetze ausſchließend aufgezählt, und das Standrecht 
faun vor den Civilfirafgerichten außer denfelben in feinen anderen Falle eintreten. Dagegen 
findet vor den Militärgerichten das ftandrechtliche Verfahren fintt: wegen ber Ber- 
brechen der Ausſpähung und des Einverjtändnifjes mit dem Feinde (8.67 Str. G.), der un- 
befugten Werbung und des Menfchenvaubes zur Kriegszeit ($. 92 Str. G.), der Berlei- 
tung eines Soldaten zur Verlegung militärischer Dienftpflichten, und der Hilfeleiftung bei 
militärifchen Verbrechen (8.205 Str. ©.), wenn diefe Berbrechen während bes Krieges verübt 
werben und ber Thäter auf der That oder nod während des Krieges ergriffen wird (Hof- 
fanzleidecret v. 10. Oftober 1821, Nr. 1808 3. ©. ©. und faif. Pat. v. 6. Mai 1852, 
Nr. 101 R. ©. Bl.), endlich gegen jene, welche wenn der engfte Peftcordon gezogen ift, 
benjelben mit Gewaltthätigfeit gegen die Wache durchbrechen ($. 393 Str. G., Pat. v. 
21. Mai 1805, Nr. 7313. 6. S., Juft. Min. Vdg. v. 10 Nov. 1853, Nr. 40%. ©. Bl.). 

III. Nach der Ferjchiedenheit der Fülle find auch verſchiedene Perjonen berechtigt, bie 
Erklärung der Nothwenbigfeit des Standrechtes auszuſprechen. — Diefelben find: 

1. In den oben unter I. Abſ. 1 und 2 bezeichneten Fällen der Yandeschef, welcher 
jebod früher Rückſprache mit dem Präfidenten bes Oberlandesgerichtes, oder wenn ſich an 
feinem Site fein jolches befindet, mit jenem des Landesgerichtes zu pflegen bat. Wären 
dieſe mit ihm nicht einverftanden, fo fteht doc ibm das Necht zu, Die Nothwendigkeit des 
Standrechtes zu werfündigen, weil es feine Pflicht ift, den bezeichneten Ruheſtörungen durch 
die geeignetften Mafregeln zu begegnen (Min. Vdg. v. 19. Jäner 1853, Nr. 9. R. ©. Bl. 
88. 18, 33, Nr. 10 R. G. B. $. 13). Im ſehr dringenden Fällen fteht das Recht zu dieſer 
Erklärung aud dem Kreisvorfteher (Comitatsvorſtand) allein zu. 

2. Indem oben unter I. Abf. 3. bezeichneten Falle ver Minifter desgnnern im Einver- 
ſtändniſſe mit dem Juftizminifter. In diefem Falle haben daher die unteren politischen 
Behörden die nothwendig fcheinenden Anträge an den Minifter bes Innern zu ftellen. Wären 
bie beiden Minifter nicht einverftanden, jo könnte auch Die Nothwendigleit des Standrechtes 
nicht erflärt werben, — Mit a. h. Cabinetsjchreiben v. 25. Februar 1856 (Juſt. Min. Erl. 
v. 26. Februar 1856, Nr. 30 R. G. Bl.) wurde dem Herrn Erzherzog Generalgouver- 
neur von Ungarn die Ermächtigung ertheilt, bei neuerlicher Ueberhandnahne des Räuber- 
unmwefens in Ungarn, in einzelnen Bezirken Ungarns nach eigener auf Grund der Borlagen 
ber politifhen und der Sicherheitsbehörden gewonnener Ueberzeugung, ſogleich und ohne 
Einholung der Beiftimmung der Minifterien das Standrecht zu verhängen oder aufzuheben, 

3. In den unter II. bezeichneten Fällen, die nur im Kriege oder am Cordone vor» 
fommen können, der Oberbefehlshaber. 


8. 398. 
Wem die Anordnung der Einleitungen hierzu zufteht. 


- Die Einleitungen zum ftandredhtlihen Verfahren hat der Kreisvorfteher 
(Comitatsvorjtand) anzuordnen. Er hat daher die Erklärung, daß das ftand: 
rechtliche Verfahren einzutreten habe, an allen Orten, für welche dasjelbe 
angeordnet wurde, infoferne dieß thunlid ift, bei Trommelſchlag oder 
Trompetenjhall verkünden, und außerdem durch Mittheilung an die Ge: 
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meindebehörden, durch Auſchlag an öffentlichen Plätzen, und durd öffentliche 
Blätter ohne Verzug zur allgemeinen Kenntniß bringen zu laſſen. 
Die weiters zu treffenden Vorkehrungen ſiehe im $. 402, 


8. 399. 
Befanntmahung des ftandpredtliden Berfahren®. 


Die Bekanntmachung des ftandrehtlihen Verfahrens ift im Falle des 
$. 396 mit dem Befehle zu verbinden, daß fid) Jedermann von allen hoch— 
verrätheriihen Unternehmungen, fo wie von allen aufrühreriihen Zufam- 
menrottungen, allen Anfreizungen hierzu, und aller Theilnahme daran zu 
enthalten, und den zur Unterdrüdung diefer Verbrechen ergebenden Anord- 
nungen der Obrigkeit fid) zu fügen habe, widrigens jeder, der fi) nad) der 
Kundmachung diefer Anordnung eines derjenigen Verbrechen ſchuldig macht, 
wegen welcher das jtandrechtlihe Verfahren kundgemacht wurde, nad) der 
Strenge des Standredhtes mit dem Tode beſtraft werden wird. 


8. 400. 


Ebenſo ift aud in der Bekanntmachung des ſtandrechtlichen Verfahrens 
wegen eines der im $. 397 bezeichneten Verbrechen die Begehung desjelben 
mit der Strafe des Todes zu bedrohen. 


8. 401. 
Gerihtsftand bei demſelben. 


Durd die Kundmachung des ftandredhtlihen Verfahrens wird das 
Landes⸗ oder Kreig-Gericht, in deſſen Sprengel die Verlündigung erfolgt ift, 
für alle in feinem Bezirke verübten Verbrechen, auf welche ſich das ſtand— 
rechtliche Verfahren zu erftreden hat, ausſchließend zuftändig. Als Staud- 
gericht erkennt es in Verfammlungen von vier Richtern und einem Bor- 
fitsenden mit Beiziehung eines Protokollführers. Die Mitglieder desjelben 
ernennt der Vorjteher des Gerichtshofes. — Bas Standgericht faun nad) 
dem Ermellen des Vorfisenden, im Einverftändniffe mit den politiſchen 
Behörden an jedem Orte des Bezirkes, für weldhen das Standredht ver: 
fündet wurde, feinen Sig aufſchlagen. 

Als Standgericht ſchreitet demnach jenes Landes» oder Kreisgericht ein, im beffen 
Sprengel die Verkündigung des Standrechtes erfolgt ift. Iſt Das Staudrecht in den Be- 
zirfen mehrerer Kreis- oder Yandesgerichte kundgemacht worden, jo jchreitet jedes für feinen 
Bezirk als Standgericht ein. Das Kreisgericht als Standgeridt wird demnach auch 
iiber jene Berbrechen competent, welche jonft nach $. 10 lit. a) den Yandesgerichten vor— 
behalten fin. 
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8. 402. 
Sonftige Vorbereitungen für dasjelbe, 


Sobald das ſtandrechtliche Verfahren angeordnet ift, hat der Kreis- 
vorjteher (Comitatsvorftand) mit der größten Beſchleunigung Sorge zu 
tragen, daß von dem nächſten Militär- Commando die zur Bededung des 
Standredtes nöthige Mannſchaft abgeordnet werde; da an dem zur 
Abhaltung des Standredhtes beftimmten Orte die nöthigen Amtsgeräth- 
ſchaften bereit und ein Seeljorger, der Scharfrichter und deſſen Gehilfen 
gegenwärtig jeien; und daß der VBollziehung der Todesitrafe aud) font Fein 
Hinderniß entgegenftehe. 


S. 403. 
Melde Perjonen vor das Standgeridt zu ftellen; 


Bor das Standgericht find nur ſolche Perfonen zu ftellen, welde ent: 
weder auf der That ergriffen worden find, oder gegen welche jo dringende 
Verdachtsgründe vorliegen, daß ſich mit Grund erwarten läßt, es werde der 
Beweis der Schuld gegen fie ohne Berzug hergeitellt werden köumen. Hierbei 
ift Sorge zu tragen, daß vorzüglid anf die Rädelsführer, Aufwiegler und 
andere Hauptjchuldige gegriffen werde, 


I. Damit eine Perfon vor das Standgericht geftellt werden könne, ift vor allem 
nothwendig, daf fie die That, wegen welcher fie ftandrechtlich behandelt werden joll, nad 
ber Kundmachung des Standrechtes und in dem Bezirke, für welchen das Standrecht beftellt 
ift, veribt babe (8.399). Würde ſich daher herausftellen, daß die That jhon vor der Kund— 
machung begangen worben fei (vgl. über den Begriff ver begangenen That die Erklärung 
bes $. 8 des Str. ©. in meinem Handbuche desjelben), jo müßte fie an das ordentliche 
Strafgericht abgegeben werden ($. 409). — Dagegen hindert nichts, daß nicht Das Stanb- 
vecht rüdfichtlich einer feiner Gerichtsbarkeit unterliegenden Handlung eine Wiederaufnahme 
des vielleicht inzwilchen vor dent ordentlichen Gerichte abgeführten Strafverfahrens anordnen 
fünne, wenn nur nicht jolche Umftände eintreten, welche nach SS. 375 und 376 die Verhän— 
gung der Todesftrafe nicht zulaffen. 

1. Das Gejeß fordert ferner als Bedingung der Stellung vor das Standgericht, daf 
bie betreffende Perſon, entweder 

1. auf der That ergriffen worden ſei, worüber das bei $$. 106 und 151 b) Gefagte 
gilt, oder 

2. daß gegen fie foldhe dringende Verbachtsgründe vorliegen, welche nah ben in 
ben 88. 260 — 282 gegebenen Regeln deren Leberweifung mit Grund erwarten Iaffen. 
Derlei Verdachtsgründe Fünnen fi) entweder aus den Verhandlungen des Standgerichtes 
über andere vor basjelbe geftellte Perfonen, oder aus Erhebungen ergeben, welche dasjelbe 
in Folge einer bei demjelben gemachten Anzeige, eines Gerlichtes oder Rufes veranlaßt hat. 
Um eine aus biefem Grunde veranlaßte Stellung vor dem Oberlandesgerichte rechtfertigen 
zu können ($. 415), wird es zwedimäßig fein, wenn das Standgericht das Vorhandenſein 
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folcher Verdachtsgründe durch einen im Sinne des $. 145 gefaßten Beſchluß anspricht und 
zu ben Alten bringt. 

III. Nachdem die Todesftrafe nach $. 410 die regelmäßige von dem Standgerichte zu 
verhängende Strafe, und deren Vollzug in der im $. 413 beſtimmten Frift ein weſent— 
liches Merkmal des ftandrechtlichen Berfabrens ift, jo können ſolche Perſonen nicht wor 
das Standgericht geftellt werden, rüdfichtlich deren es ſchon wor der Stellung gewiß; ift, daß 
bei ihnen die Todesftrafe nach 88. 284 und 285 gar nicht (3.3. wegen jugendlichen Alters), 
ober Doch nicht in der gefetlichen Frift (3. B. wegen Schwangerfchaft, ſchwerer Krankheit) 
werde vollzogen werben fünnen. (Bal.$. 409). 


8. 404. “ 5 
auch die der Militär-Gerihtsbarfeit unterftehenden Perſonen. 


Das Standgericht ift ermächtiget, aud Militär: und andere der Mili- 
tär-Geridhtsbarfeit unterftehende Perſonen ftandrechtlic, abzunrtheilen, wenn 
fie von der Civilobrigkeit eingebradjt worden find; — doch ift hiervon dem 
nächſten Militär-Commando unter Anführung des Namens, des Geburts: 
ortes und Militär-Charafters des Beſchuldigten fogleich die Anzeige zu 
machen. Das Standgericht ift and befugt, Zeugen, welde der Militär: 
Gerichtsbarkeit unterftehen, unmittelbar vorzurnfen, zu vernehmen und zu 
beeidigen; doch muß auch davon dem nächſten Militär-Commando Nachricht 
gegeben werden. 

Welche Perfonen der Militärgerichtsbarfeit unterfteben, ift beim $. 47 angefilhrt. 


8. 405. 


In wie weit hierbei die Vorſchriften des ordentlihen Straf- 
verfahrens Anwendung finden. 


Auch im ftandrehtlihen Verfahren haben in Anfehung der Erhebung 
des Thatbeftandes, der Herbeifhaffung der Beweife, der Vernehmung des 
Beihuldigten, der Zeugen und der Sadhverftändigen, und der Beurtheilung 
der rechtlichen Kraft der Beweife die für das ordentliche Strafverfahren 
gegebenen Vorſchriften zu gelten. Es find jedod) hierbei folgende Abwei- 
Hungen von dem gewöhnlichen Berfahren zu beobachten. 


S. 406. 
Abmweihungen hiervon. 


Das ganze ftandredhiliche Verfahren gegen einzelne Beſchuldigte ift von 
feinem Anfange bis zum Ende vor dem verfammelten Gerichte, im Beiſein 
des Stantdanwaltes, und jo viel als möglich, ohne Unterbrehung zu 
pflegen. Es findet daher weder ein befonderes Unterſuchungs-Verfahren, 
noch ein Anklagebeſchluß Statt. 


486 XIX. Hauptftüd. — Bon dem ftandrechtlihen Verfahren. 


Das ftandrechtliche Verfahren beſteht demnach ım Wejentlihen nur aus der münd— 
lichen Schlußverhandlung, welche mit Der Vorführung Des Beſchuldigten beginnt, und 
jonad) in ber in $$. 223— 256 feitgejetsten Weiſe fortgeführt wird. Es unterliegt Daher 
auch feinem Anftande, daß die im 8. 225 genannten Perſonen auch den: Standrechte bei- 
wohnen können. 

Die längjte Dauer desfelben wird auf acht Tage feitgefetst, und ift 
von dem Zeitpuncte an, wo der Beichnldigte vor das Standgericht geitellt 


wurde, zu rechnen. 

Dieſe Frift darf nicht iiberjcehritten werden ($. 409), und es hat dabei dev Tag, an 
welchem ber Bejchuldigte wor das Standgericht geftellt, d.b. dem verfammelten Stanb- 
gerichte zum Beginne des mündlichen Verfahrens mit ihm vorgeführt wird, als ber erfte 
diefer acht Tage zu gelten. 


8. 407. 


Dem Beihuldigten muß ein Verteidiger beigegeben werden. Hat er 
ſich nicht jelbit einen ſolchen gewählt, der die Vertheidigung ſogleich über- 
nehmen kann, jo muß ihm derjelbe von Amtswegen beftellt werden. 


I. Es ift daher bei den nah $. 402 zu treffenden Vorbereitungen zum Standredhte 
auch dafür zu jorgen, daß eine genügende Anzahl fühiger Vertheidiger an dem Orte, wo das 
Standgericht feinen Sit aufichlägt, vorhanden ſei. 

II. Wählt der Beſchuldigte einen Bertheidiger, der nicht an dem Site des Gerichtes 
anweſend ift, jo bat das Gericht zu beurteilen, ob ev in jo furzer Zeit herbeigeholt wer— 
ben kann, daß der Beginn der Verhandlung nicht zu lange verzögert wird, indem, wenn 
dies der Fall wäre, dem Berlangen des Bejchuldigten nicht Statt gegeben werben könnte. 

III. Dem Befchuldigten fteben überhaupt alle jene Rechte zu, welche in den $$. 213—257 
dem Angeflagten vorbehalten find, jomit auch jenes, die Anweſenheit von Perfonen feines 
Vertrauens unter den im $. 223 enthaltenen Beichränfungen zu verlangen. 


8. 408. 


Der Borfisende ijt bei der ihm obliegenden Leitung der ftandgericht- 
lihen Verhandlung an den gewöhnlichen Gang und an die Förmlichkeiten 
des ordentlichen Strafverfahrens, in jo ferne fie der nöthigen Beſchleuni— 
gung entgegen jtehen, nicht gebunden, 

I. Welche Förmlichkeiten dem Zwede dev Befchleunigung entgegenftehen, wird ſich aus 
jedem einzelnen Falle von ſelbſt ergeben. Wefentliche Förmlichkeiten, 3. B. die beftän- 
dige Anweſenheit der in $. 222 genannten Perfonen, dürfen aber and) des Zwedes ber 
Beichleunigung wegen nicht verabſäumt werben. 

I. Da der Vorfigende die Verhandlung leitet, jo hat aud) er den Angeflagten und 
alle Zeugen zu vernehmen. — Das Vorleſen von Aftenftüden wird im ftandrechtlichen 
Berfahren jelten vorfommen, und bürfte fid) auf das Vorleſen von Urkunden, Briefen 
u. dgl. oder von entjcheidenden Ausfagen aus vorhergegangenen Berbandlungen besjelben 
Standgerichtes bejchränfen. 


dem Staatsanwalt und dem Vertheidiger fteht zwar frei, Anträge zu 
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ftellen; der Borfigende und das Gericht haben jedoch weitläufige Erör: 
terungen, jo wie überhaupt Alles entfernt zu halten, was die Verhandlung 
mehr, als für den wefentlihen Zwed derfelben unerläßlich nothwendig ift, 
verzögern würde. Das Verfahren darf daher auch durd Erhebungen über 
die Entihädigung nicht aufgehalten werden. Ebenſo ift zwar die Ausfor- 
hung der Mitſchuldigen nicht außer Acht zu laſſen, jedoch ſoll deßhalb die 
Schöpfung und Bollziehung des Erfenntnifjes gegen den Ergriffenen nur in 
fo ferne aufgefhoben werden, als fid) dadurd gegründete Ausficht zu wich: 
tigen Entdedungen in Hinſicht auf den Plan und die Ausdehnung des ver- 
brederifhen Unternehmens, oder zur Erforfhung und Ueberweiſung des 
Hauptſchuldigen darbietet. 

Die Verhandlung hat fid) in der Regel auf den Beweis derjenigen 
That zu befhränfen, wegen welder das ftandrechtliche Verfahren angeordnet 
worden ift; es ift daher auf Nebeuumftände, welche auf die Strafbeftim- 
mung feinen wejentlihen Einfluß haben, oder auf ſonſt etwa entdedte ftraf- 
bare Handlungen des Ergriffenen feine Rüdficht zu nehmen. 

Nach Beendigung der Verhandlung find der Staatsanwalt und der 
Bertheidiger nad) Vorſchrift der SS. 255— 255 mit ihren Schlußvorträgen 
zu hören. 

Iſt der Beichädigte ohnehin als Zeuge anweſend, jo ift ihm unbenommen, nad 
Weifung der 88. 253 — 255 auch feine Ansprüche näher zu begründen. Eine bejonbere 
Borladung besjelben nad 8. 352 bat aber beim Standrechte, wenn basjelbe baburch 
verzögert wird, zu entfallen. 

In Beziehung auf die Fällung des Erfenntnifies und die Verkündigung 
desſelben gelten die allgemeinen Vorſchriften. 


Es verftebt ſich wol won jelbft, da das Standrecht nicht blos Strafurteile, ſondern 
auch Schuldlofigkeitsurteile ($. 288), nad Umftänden auch Ablaſſungsbeſchlüſſe ($. 289) 
ſchöpfen kann. — Wenn nad dem Geſetze ein Freiiprehungsurteil ($. 287) zu fällen 
wäre, jo tritt der nächftfolgende Paragraph in Anwendung. 


8. 409. 


Wann die Beſchuldigten zu dem gewöhnliden Strafgeridte 
abzugeben find. 


Findet dns Strafgeriht feine Gerichtsbarkeit nicht begründet; oder 
wird gegen den Beſchuldigten nicht innerhalb der Frift von acht Tagen 
(8. 406) der Beweis der Schuld desjenigen Verbrechens, wegen deſſen das 
Standrecht kundgemacht wurde, hergeſtellt; — oder find die nad) den 
88. 284 und 285 zur Verhängung der Todesftrafe erforderlichen Bedin- 
gungen nicht vorhanden, bleiben aber dennoch Verdachtsgründe einer jtraf- 
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baren Handlung gegen den Befchuldigten zurück, fo ift derfelbe an das 
competente Strafgericht zum ordentlihen Strafverfahren abzugeben. 


I. Die Fälle, in welchen der vor das Standgericht Geftellte dem ordentlichen Straf: 
gerichte zu übergeben ift, find: 

1. Wenn das Standredt feine Gerichtsbarkeit nicht begründet erachtet; dies kann ber 
Fall fein, entweder weil die ftrafbare Handlung, wegen welcher der Beſchuldigte ergriffen 
wurde, nicht im Bezirke des Standvechtes oder vor der Kundmachung desſelben geſchehen 
ift, oder weil ſich diefelbe nicht als ein folches Verbrechen herausftellt, wegen deren das 
ftandrechtliche Verfahren angeordnet wurde ($. 401). 

2. Wenn der Beweis der Schuld nicht binnen acht Tagen hergeftellt wird; hierbei 
verſteht ſich wol von felbft, daß diefer Fall nicht duch Verſädumniſſe des Standrechtes, fon» 
dern durch äußere unabwendbare Hinderniffe, z. B. die Entfernung von Zeugen, herbeige- 
führt worden fein darf. 

3. Wenn die in ben 88. 284 und 285 enthaltenen Bedingungen des Berhängens ber To- 
desſtrafe nicht eintreten. Gefchähe dies in dem im folgenden Paragraphe vorausgeſetzten Falle, 
in welchem auf eine Freiheitsftrafe erfannt werden fan, fo wäre die Abgabe des Beſchul— 
digten an das ordentliche Strafgericht aus dieſem Grunde nicht nothwendig. 

4. Wenn der im zweiten Abſatze des 8. 410 bezeichnete Fall eintritt. 

U. Die wejentliche Bedingung in alleu vier Fällen ift aber, daß der Beſchuldigte fich 
von dem gegen ihn erhobenen Berdachte nicht vollftändig gereinigt hat, oder daß andere, ber 
Gerichtsbarkeit des Standrechtes nicht unterliegende ftrafbare Handlungen gegen ihn vorge— 
kommen find. Ein Freiſprechungs-Urteil ($. 287) kann daher, wie ſchon oben bemerkt, von 
dem Standgerichte nicht gejprochen werben. 

"UI. Gegen die Bejchlüffe, wodurd) das Standgericht eine Verhandlung an das orbent- 
liche Strafgericht überweift, findet im Sinne des $. 411 feine Berufung ftatt. (Juſt. Min. 
Erlaß v. 13. Dezember 1854, 3. —). 

IV. Das ordentliche Strafgericht hat fohin das weitere Strafverfahren in der bei $.415 
bemerften Art fortzuführen, und ift dabei an die Entſcheidung des Standgerichtes in Bezie- 
bung auf die Bezeichnung der That nicht gebunden. Hätte das Standgericht ein Schuld- 
lofigfeitsurteil oder einen Ablaſſungsbeſchluß gefällt, und den Beichuldigten nur wegen an— 
berer ftrafbarer Handlungen an das ordentliche Gericht gewiefen, fo kann Diefes wegen ber 
dem Standgerichte vorgelegenen That nur infofern neue Erhebungen veranlafien, als bie 
Bedingungen der Wiederaufnahme eintreten. 


8. 410. 


Bann von dem Standgerihte auf Todesftrafe, und wann aus— 
nahbmsweife auf ſchwere Kerferftrafe zu erfennen tft. 


Wird der Beihuldigte von dem Standgeridte desjenigen Verbredhens, 
wegen dejlen das Standrecht kundgemacht wurde, auf die nad) den 88. 284 
n 285 zur Verhängung der Todesitrafe erforderliche Weife für jhuldig 

rfläret, fo ift auf die Todesitrafe zu erkennen. 
Das vom Standredhte gefällte Todesurteil bedarf feiner weiteren Vorlage oder höheren 
Beftätigung. 
Nur wenn bereits durch Bollziehung der Todesftrafe an Einem oder 
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Mehreren der Schuldigften das zur Herftellung der Ruhe nöthige abſchreckende 
Beifpiel gegeben ift, fann das Standgericht gegen minder Betheiligte auf 
ſchweren Kerker von fünf bis zwanzig Jahren erkennen. Liegen jedod im 
legteren Falle gegen den Schuldigen and noch rechtliche Verdachtsgründe 
eines anderen Verbrechens vor, wofür ihn eine ſchwerere Strafe treffen 
würde, fo ift er an das competente Strafgeriht zum ordentlichen Strafver- 


fahren abzuliefern, 

I. Da in dieſem Abſatze ausdrüdlih von „Herftellung der Ruhe“ geſprochen 
wird, jo ſcheint derſelbe auf hochverrätheriſche Umtriebe ($. 396), welche eine Ruheſtörung 
nicht nothwendig vorausſetzen (8. 58 Str. G.), feine Anwendung zu finden. — Dasjelbe 
gilt auch von dem Morde, Raube und ver Brandlegung, mit Ausnahme des im $. 167 
lit. a) Str. ©. vorausgefetsten zweiten Falles. 

II. Wer als minder betheiligt anzufehen fei, hat das Standgericht nach ben im 
allgemeinen Strafgefetze bei den betreffenden Verbrechen gemachten Abftufungen ber Straf- 
barfeit, nach der Regel bes $. 403, daß vorzüglich die Rädelsführer, Aufwiegler und an— 
bere Hauptichuldige vor das Standgericht geftellt werben follen, dann nach den Umſtänden 
bes vorliegenden Falles zu beurteilen. 

II, Iſt für einen folhen minder Betheiligten auch im orbentlichen Berfahren die To- 
besftrafe feſtgeſetzt, ſo kann das Standgericht, zufolge der allgemeinen Regeln der Strafpro- 
zeßordnung, auf feine andere Strafe erfennen, wobei ihm jedoch unbenommen bleibt, in 
einem bejonders rüdfichtswürdigen Falle das gefüllte Urteil gemäß 8.310 dem Landesfürften, 
dem allein das Begnadigungsredht zufteht, vorzulegen. 

TV. Daß das Standgericht, wenn die Bedingungen einer milderen Behandlung ein- 
treten, dieſelbe auch anwenden müjfe, liegt in der allgemeinen Verpflichtung der Strafge- 
richte zur genauen Erwägung aller Milderungsumftände. 

V. Liegen gegen den Beichuldigten Verdachtsgründe rückſichtlich gleich oder minder 
ftrafbarer Handlungen vor, fo ift gemäß 8. 408 auf diefelben fein Bebacht zu nehmen. 


8. 411. 


Keine Berufung; feine auffhiebende Wirfung von Begnadi- 
gungsgefudhen, 

Gegen die Urtheile des Standgerichtes findet feine Berufung Statt, 

und ein dagegen von wen immer eingereichtes Begnadigungsgefuch hat nie 


eine aufſchiebende Wirkung. 

I. Wenn auch gegen das Urteil des Standgerichtes feine Berufung ftatt findet, fo ift 
doch das Standgericht felbft verpflichtet, fein Urteil aufzuheben, wenn noch wor Vollziehung 
besjelben ſolche Umſtände hervorkommen, welche entweber die Fällung desfelben ober den 
Bollzug der Tobesftrafe hindern, 3. B. daß das Standgericht nicht zuftändig war, daß ber 
Thäter nicht zwanzig Jahre alt ift u. dal. 

II. Kann die Begnadigung bei dem Lanbesfürften innerhalb der zum Urteilsvollzuge 
feſtgeſetzten Frift (3. B. durch den Telegraphen) erwirft werben, jo ift fein Zweifel, daß fie 
auch ftattfinden könne. 

III. Ob eine Wieberaufnahme des Verfahrens gegen ein ſolches Urteil eintreten könne, 
ift nach den über dieſe gegebenen Borfchriften (88. 365—376) zu beurteilen. 
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8. 412. 
Protofollführuma. 


Weber die Verhandlung vor dem Standgerichte ift ein Protofolf auf: 
zunehmen, weldes den Tag der Verhandlung, die Namen der Richter, die 
Ordnung des Vorganges, das Wefentlihe der Ausfagen der Zeugen, der 
Sachverſtändigen, und de& Beſchuldigten, jo wie der übrigen Beweismittel, 
den Schlußantrag des Staatdanwaltes, die Hauptpunkte der Vertheidigung, 
und endlic das Erfenntniß enthalten muß. Dasjelbe ift von ſämmtlichen 
Richtern und dem Protofollführer zu unterzeichnen. 

Ueber die Berathung des Gerichtes ift das vorgefchriebene abgejon- 


derte Protokoll zu führen ($. 257). 
Die bei 8. 257 gegebenen Mufter können auch bier als folche dienen. 


S. 413. 
Bollzug der Todesſtrafe. 


Die Todesftrafe ift in der Regel zwei Stunden nad) der Verkündigung 
des Urtheiles zu vollziehen; nur anf ausdrückliche Bitte des Verurtheilten 
fann demſelben nod) eine dritte Stunde zu feiner Vorbereitung auf den Tod 
geitattet werden, Eine weitere VBerlängernug findet nicht Statt. 

Im Uebrigen finden alle in $$. 293 und 323 gegebenen Vorſchriften ihre Anwendung. 


S. 414. 
Aufhebung des ftandredtlihen Berfahrens. 


Die Aufhebung des ftandrehtlihen Verfahrens fteht denjelben Per: 
fonen und Behörden zu, welche dasjelbe eingeleitet haben. Dieſelbe ift, 
wenn der Grund, der die Einleitung des Standredhtes veranlaßte, wegge: 
fallen iſt, ungeſäumt auszufprehen und jederzeit durch die öffentlichen 
Blätter kundzumachen. 

Bergleiche hierliber Das bei $$. 396 und 398 Gefagte. 


8. 415. 
Einfendung der Acten an das Oberlandesgeridt. 


Sobald die Aufhebung des ſtandrechtlichen Verfahrens dem Stand: 
gerichte mitgetheilt ift, hört deſſen Wirkfamfeit jogleid auf. Alle noch anhän- 
gigen Unterfuhungen, jo wie diejenigen, über welde Todesurtheile 
ergangen, aber noch nicht vollzogen find, müſſen an die ordentlichen Gerichte 
abgegeben und von diefen als Unterfuhungen behandelt werden, Es iſt 
darüber nad) den allgemeinen Vorſchriften dieſer Strafproceh-Ordnung 
weiter zu verfahren. Alle von dem Standgerichte erlafienen Urtheile ſammt 
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den Verhandlungs:Acten find binnen vierzehn Tagen nad) Aufhebung des 
Standredhtes dem Oberlandesgerichte vorzulegen, weldes dieſelben zu 


prüfen, und die etwa wahrgenommenen Gebrechen zu rügen hat. 

Das Strafgericht hat Daher zuvörderſt zu beurteilen, ob die bisherige Verhandlung ges 
mäß 8. 186 als eine geſchloſſene Unterfuchung betrachtet werben kann oder nicht. Im erften 
Falle ift nach ber Weifung der 88. 192 u. ff. vorzugehen, im zweiten Falle ift bie Un— 
terfuchung zu vervolfftändigen. — Da in allen diefen Fällen die Beringung bes $. 156 
lit. a) eintritt, jo ift dev Befchuldigte chne weiters im Verhafte zu behalten. 


Zwanziaftes Hauptftück. 
Von dem Verfaßren in Beziehung auf Uebertretungen. 


Das in ven folgenven 88. 416—436 vorgezeichnete Verfahren in Ueber— 
tretungsfällen bezweckt die möglichft fchnelle und einfache Behandlung verjelben, 
und zwar fowol in Bezug auf das Unterfuchungs- al8 auf das Erfenntnißver- 
fahren. In allen anderen Beziehungen gelten aber auch hier die über das Ver- 
fahren bei Verbrechen und Vergehen gegebenen Vorfchriften und Das zur 
Erläuterung derſelben Gejagte, weshalb hiermit geradezu darauf verwieſen 
wird, und e8 werben in ben folgenden Erklärungen ebenfalls nur die Abwei- 
chungen von diefen Vorjchriften berührt werben, 


8. 416. 


In wie ferne die Vorſchriften des Verfahrens wegen Berbreden 
und Bergehbenaud bei Uebertretungen anzuwenden find. 


Das Verfahren wegen Mebertretungen richtet fich zunächſt nad) den in 
dem gegenwärtigen Hauptitüde enthaltenen Vorſchriften. In allen jenen 
Puncten aber, worüber hier Feine befondere Vorſchrift enthalten ift, find die 
entſprechenden Beftimmungen des Verfahrens über Verbreden und Ber: 


gehen in Anwendung zu bringen. 

I. Hierbei find ſowol die Borfchriften über das Unterfuchungsverfahren ($8.66— 191), 
als auch jene iiber die mündliche Schlußverhandlung und die Erfenntniffe darüber ($$. 
213—294) verftanden. 

II. Bon der Einleitung der Unterfuchung wegen einer Uebertretung wider einen Stus 
direnden oder Schüler was immer für einer öffentlichen Lehranftalt, jo wie won ber 
rechtsfräftigen Aburteilung eines ſolchen (vgl. oben den Abj. IV. bei $. 821) ift der Vor— 
fteher ver Lehranſtalt, an welcher der Studirende oder Schüler als foldher eingetragen ift, in 
Kenntniß zu jegen (Min. Vdg. v. 27. Februar 1855, Nr. 3I R. ©. Bl.). 

III, Bon der Einleitung ber Unterfuchung wider einen Geiftlichen ift nach Artikel 14 
bes mit dem h. Stuhle abgefchloffenen Eoncordates (K. Pat. v. 5. Novbr. 1855, Nr. 195 
R. ©. Bl.) ohne Berzug der Bischof in Kenntniß zu fegen. 
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8. 417. 
Zufammenfegung des Gerichtes. 


Die Erhebungen und Berhandlungen wegen Uebertretungen find bei 
dem Bezirksgerichte von einem geprüften Richter ($. 11) und einem Proto- 
follführer, ohne Mitwirkung der Staatsanwaltichaft, zu pflegen. 


I. Diefe Erhebungen und Verhandlungen hat daher der Vorfteher der gerichtlichen Ge— 
ihäftsführung, oder ein anderer von ihm bierzu beftimmter und für das Richteramt ge- 
prüfter Beamter des Bezirfsgerichtes zu pflegen. — Wer das Richteramt in jenen Fällen 
zu verwalten bat, welche nad $. 9 den Sicherheitsbehörden zugewiejen find, ift bereits 
Dajelbft erwähnt worben. 

II. Die Mitwirkung der Staatsanmwaltichaft ift nur infofern bei dem Verfahren wegen 
Uebertretungen ausgefchloffen, als dasjelbe nicht Dadurch die nur für Verbrechen und Ber- 
gehen worbehaltene accufatorifche Forın annehmen darf (Bol. auf S. 5 den 25, Punkt ber 
a. h. ausgeſprochenen Grundſätze vom 31. Dezember 1851). Die Befugniffe der Staatsan- 
waltichaft als Wächterin des Geſetzes in Bezug auf Das Verfahren bei Webertretungen, find 
durch das im $. 427 derjelben eingeräumte Berufungsrecht, durch das im $. 41 ber In» 
ftruetion für Die Strafgerichte enthaltene Necht, zu dem Ende ſchon in Vorhinein die Zu- 
ftellung bes Urteils zu verlangen, dann durch das im $. 31 lit. g) enthaltene Recht, von 
den Verhandlungen der Bezirfsgerichte Einficht zu nehmen, womit nothwendig das Recht 
verbunden ift, die Abftellung bemerkter Gebrechen im geeigneten Wege zu veranfaffen, end» 
lich durch das eben dort begründete Recht, jedenfalls ihre Bemerkungen über zu ſpät ent- 
bedte Gebrechen zur Kenntniß ber Obergerichte zu bringen, hinlänglich gewahrt. 


Literatur: Lienbader, Die Staatdanwaltihaft in Uebertretungsfällen (G. 3. 1855, Nr. 54). — 
Weber die Einflußnabme ber Staatsbehörbe auf bezirkögerichtliche Unterfuchungen (G. 3. 1855, Nr. 88). 


8. 418. 


Berfahren im Falle, als das Bezirfögeriht in der Handlung 
ein Berbreden oder Bergehen zu erfennen glaubt. 


Erfennt das Bezirksgericht in der von ihm in Unterfuhung gezogenen 
Handlung ein Verbrechen oder Vergehen, jo hat es die Arten dem zuftän- 
digen Gerichtshofe zuzumitteln. 


Hierbei hat ſich das Bezirksgericht die Borfchriften der 88. 38—51 vor Augen zu 
halten. 

Findet aber diefer in der Handlung nicht den Thatbeftand eines Ber: 
brechens oder Bergehens, fo hat er die Acten wieder an das Bezirksgericht 
zur weiteren Amtshandlung zurüdzuleiten. Das lettere hat ſich dieſer Anord- 
nung zu fügen. 

Diefe Anordnung hindert aber nicht, daß das Bezirksgericht, wenn ſich aus ben von 
ihm meiter eingeleiteten Schritten neue Thatumftände ergeben, welde ihm bie ftraf- 


bare Handlung als Verbrechen oder Bergehen erſcheinen laffen, die Alten neuerlih dem 
Gerichtshofe überjenden kann. 


88. 417—419. 493 
8. 419. 


Anordnung einer Verhandlung und Berfahren hierbei. 


Das Verfahren wegen Webertretungen hat fi in möglichft ſumma— 
riſcher Weife auf die Erhebung der wejentlihen Umftände zu beſchränken, 
von welden die Eutſcheidung abhängt. Es hat daher weder ein fürmliches 
Unterfuhungs-Berfahren, nod) ein Anflagebefhluß ftattzufinden. 

Der Richter fol, wenn es thunlid ift, ohne Einleitung befonderer 
Borerhebungen eine mündliche Verhandlung einleiten. Zu diefer Verhand- 
lung find ſowol der Beſchuldigte, ald auch die Zeugen und Sadıverftän- 
digen, jo wie der Beſchädigte, und bei Uebertretungen, die nur auf Ber- 
langen eines Betheiligten jtrafgerichtlich verfolgt werden dürfen, auch diejer 
vorzuladen, und die vorhandenen, auf die Uebertretung Bezug habenden 
Gegenftände und Beweismittel beizufhaffen. Die Beweisführung hat nad 
den Vorſchriften ftattzufinden, weldhe für die mündlihe Schlußverhandlung 
bei Verbrechen und Vergehen gegeben find. Der auf freiem Fuße befindliche 
Beſchuldigte kann fi) hierbei in allen Fällen, wo der Richter nicht deſſen 
perjönlihes Erſcheinen ausdrücklich aufträgt, dur einen Bevollmächtigten 
vertreten laſſen. Als Zuhörer find nur die im zweiten Abſatze des $. 223 
genannten Perjonen zuzulaſſen; übrigens ift es dem Ermeflen des Richters 
überlafien, aus erhebliden Gründen ($. 224) aud eine geheime Berhand: 
lung anzuordnen. 

Es ift dahin zu tradhten, daß das Verfahren mit einer einzigen Ber: 
handlung beendiget werde, welde, in jo weit es thunlich ift, ohne Unter- 
brechung fortzuführen ift. Am Schluſſe der Verhandlung ift der Beſchuldigte 
oder deſſen Bevollmächtiger aufzufordern, Alles, was er zu feiner Verthei- 
digung anzuführen weiß, anzubringen, Das Erfenntniß ift von dem Richter in 
der Regel ſogleich zu füllen, auf die im 8.291 bezeichnete Weife zu verfündi- 
gen, und auf Verlangen in ämtlicher Ausfertigung ſammt den Entfheidungs- 
gründen dem Bejchuldigten, dem etwa eingejäprittenen Privatkläger und dem 
Beihädigten zuzuftellen. Kann die Schöpfung des Erfenntniffes nicht ſogleich 
geihehen, jo muß fie längftens binnen drei Tagen erfolgen, dasjelbe ift 
aber dann bloß ſchriftlich zuguftellen. In dem über die Verhandlung aufzu: 
nehmenden Protokolle ift nicht nur die Ordnung, in welder der ganze Bor: 
gang ftattgefunden hat, erfihtlih zu machen, fondern auch anzuführen, 
welche Perjonen von dem Richter vernommen wurden; von ihren Ausſagen 
aber, nebft der Beantwortung der allgemeinen Fragen (SS. 125 und 174), 
nur dasjenige aufzunehmen, was auf die Entiheidung von Einfluß 
fein kann. 

I. Es fan dem mit dem Richteramte in Uebertretungsfällen Betranten nicht genug 


494 XX. Hauptftüüd. — Bon bem Verfahren in Beziehung anf Lebertretungen. 


empfohlen werden, won dieſer Vorſchrift des Gejees, welche die Anordnung einer münd— 
lichen Berhandlung ohne Borerbebungen befieblt, nur in jenen Fällen abzuweichen, in 
welchen Borerhebungen 3. 8. die Einholung eines Kunftbefundes, ein Augenfchein u. dgl. 
zur richtigen Beurteilung des Falles unumgänglich nötbig find, und auch da follen ſich Die 
Borerhebungen nur auf die notbwendigften beſchränken. Nicht leicht ift fir den Richter ein 
jo bedeutender Zeitgewinn ohne Nachtheil fiir die Sache felbft irgendwo möglich, als 
durch genaue Befolgung dieſer Regel. 

II. Bei den anf Verlangen des Beleidigten zu verfolgenden Uebertretungen ift derſelbe 
bei feinem Erjheinen wie ein anderer Zeuge zu behandeln, Bleibt er ohne gegründete 
Entjchuldigung aus, jo wird auch bier nach Vorſchrift des $. 232 angenommen werben 
miüffen, daß er von jeiner Anklage abſtehe. 

II. Der Tag, an welchem bie Borladung wider den Bejhuldigten erlaffen wurbe, muß 
jedenfalls in den Alten genau erfichtlich fein, weil dadurch gemäß $. 531 Str. ©. die Ber- 
jährung unterbrochen wird (Caß. Hof.-Entjchdg. v. 27. Mai 1853). 

IV. In welchen Fällen der Richter auf das perjönliche Erjcheinen des Beichuldig- 
ten zu dringen bat, läßt fich im Allgemeinen nicht beftimmen, fondern muß aus den Um— 
ftänden der einzelnen Fälle entnommen werden. Doch wird e8 dann gejchehen müffen, wenn 
ber Beichuldigte nad dem bisher Borgefommenen läugnet ($. 425), wenn irgend ein Zwei- 
fel über die Perfon des Beſchuldigten obwaltet, oder wenn feine Einvernehmung bebufs 
einer wefentlichen Aufklärung, die der Bevollmächtigte nicht geben kaun, nothwendig ift. Denn 
der Richter Darf nicht aus den Augen laſſen, daß er aud bei Webertretungen verpflichtet 
ift, Alles, was zu Gunften des Beſchuldigten Ipricht, von Amtswegen in’s Klare zu ſetzen ($. 3). 

V. Daß das richterliche Erkenntniß eine der drei Urteilsformen (88. 283, 287, 288) 
ober ein Ablaffungsbeichluß ($. 289) fein muß, bedarf wol feiner näheren Erörterung. 

VI Bei Bemeffung der Strafe fteht dem Richter fein weiteres Milderungs- oder Ab- 
änberungsvecht zu, als fich Diefes aus den $$. 260, 261, 262 und 266 bes Strafgeſetzes 
in Verbindung mit dem letzten Abſatze bes $. 286 der Str. Pr. Odg. ergibt. 

VII. In der Natur der Sache ift es gelegen, daß das Berhandlungsprotofolf auch das 
gefällte Erkenntniß und die wichtigften Entjeheidungsgründe enthalten muß. Dasjelbe ift 
von dem Richter und dem Protofollführer zu unterzeichnen. 

VII. Wegen der Verwahrung der im Zuge des Verfahrens über Uebertretungen in bie 
Hände des Gerichtes gelangten Gegenftände enthält der $.128 der Iuftruction für die Straf» 
gerichte die nöthige Anweifung. 


Mufter eines DVerhandlungsprotokolles. 
Zahl — 
Protokoll 
vom — — — — 

Aufgenommen von dem k. k. Bezirks- (Stuhlrichter-) Amte zu N. 
über die Verhandlung wider Yorenz Starf wegen Körperverletung. 
Gegenwärtige: 

N. N., als Richter. 
N. N., als beeideter Protofollführer. 
Angefangen um 10 Uhr Vormittag. 
Der auf freiem Fuße befindliche Beſchuldigte Yorenz Stark, hier geboren, 
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23 Jahre alt, fatholifch, ledig, Banersfohn von Nr. 12 allhier, bisher unbean- 
ftändet, gefteht, dag er am legten Sonntage Nachmittags im Gemeindewirths- 
baufe mit vem Bauersjohne Mathias Kern in einen Streit gerathen jei, der 
in eine Rauferei ausartete, in welcher er, da er merkte, daß ihm Kern an 
Kräften überlegen jei, einen in der Nähe lehnenden Stod ergriffen und damit den 
Kern über das Geficht gejchlagen habe. Er habe mehr als gewöhnlich getrunken 
gehabt, und ſich dadurch zu diefer Handlung hinreißen laſſen. 

Mathias Kern, hier geboren, 26 Jahre alt, katholiſch, ledig, Bauers— 
john von Nr. 36 allhier, beftätigt die Angaben des Starf, und bemerft, daß er 
zur Heilung der entjtandenen Geſchwulſt bloß Kalte Umfchläge mit einer ihm von 
dem Wundarzte gebrachten Tinktur wermifcht gebraucht habe, daß er aber durch 
zwei Tage mit dem verlegten Auge nicht gut habe jehen fünnen. Er fpricht blos 
den Erfag von 40 fr. C. M., die er dem Wundarzte bezahlte, an. 

Der Ortswundarzt Johann Selig von Plefjfen geboren, 40 Yahre alt, 
fatholifch, verheiratet, erflärt die nod; als Blutunterlaufung unter dem rechten 
Auge fihtbare Berlegung als eine leichte. 

Der Pächter des Gemeindewirthshaufes Franz Singer, hier geb., 30.3. 
alt, kath. vwerh., beftätiget die Angaben des Stark und Kern, und bemerkt, 
daß fie ihm fonft als ruhige und ordentliche Leute befannt feien, an jenem Nad)- 
mittage aber beide mehr als gewöhnlich getrunken hätten. 

Der Beſchuldigte erbietet fid) zur Leiftung des angefprocdhenen Erfates und 
bittet um gnädige Behandlung mit dem Berfprechen, daß er fo etwas nicht mehr 
thun werbe, 

Hierauf verkündet der Herr Richter folgendes Urteil: 

Lorenz Starfift ver Uebertretung der körperlichen Beſchädigung gemäß 
8. 411 Str. ©. ſchuldig, und foll deshalb gemäß 8. 412 eben da durch brei 
Tage im Arrefte angehalten werden; auch hat er die Koften des Strafverfahren 
zu tragen und dem Mathias Kern 40 &. C. M. zu erjegen. 

Gründe: 

Thatbeitand und Schuld find durd das Geſtändniß des Beſchuldigten und 
die vernommenen Zeugen erwiejen. Erfchwerend liegt nichts vor; milvernd ift Die 
frühere Unbejcholtenheit des Beſchuldigten, feine Aufgeregtheit in Folge des Ge- 
nuffes von geiftigen Getränfen, und die vorausfichtliche Peiftung des wollen 
Erjages, welche Umftände nebjt ver bezeugten Neue die Anwendung des geringften 
Strafſatzes rechtfertigen. 

" Hierauf wurde der Berurteilte über das Recht der Berufung belehrt 
Geſchloſſen um 10%, Uhr. 
MN. NN. 


Richter. Protokollführer. 
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8. 420. 
Einleitung von Borerhebungen. 


Hält aber der Richter ſchon urſprünglich befondere Vorerhebungen für 
nöthig, oder zeigt ſich dieſe Nothwendigfeit bei der angeordneten Verhand— 
lung, fo find diefelben nad) den im ficbenten Hauptſtücke vorkommenden 
Vorſchriften zu pflegen. Hierauf ift eine nene Verhandlung anzuordnen, zu 
welcher aber außer dem Beſchuldigten nur diejenigen Zengen und Sadjver- 
ftändigen vorzuladen find, deren perſönliches Erſcheinen dem Richter zur 
Ucberweifung des Beſchuldigten unerläßlich erjcheint. 

Wenn die Borausfesungen des $. 241 eintreffen, jo genügt auch die 
Borlejung der von den Zeugen bei der Borerhebung abgelegten Ausjage. 

Beftehen diefe Vorerhebungen in Augenjcheinen oder Kunftbefunden, fo find auch die 
Gerichtszeugen beizuziehen. — Dagegen bat ein fürmliches Verhör des Beihuldigten — 
welches ben bier mwegfallenden Beſchluß auf Einleitung der Spezialunterfuhung voraus— 
jet — nicht Statt. 


8. 421. 


Berhalten des Richters, wenn fih VBerdadtsgründe eines Ver- 
brechens oder Vergehens zeigen. 


Sollte die Vernehmung des perſönlich erſchieuenen Beſchuldigten zu 
Geſtändniſſen über ein Verbrechen oder ein Vergehen, oder iiber Umftände 
führen, die zu den redhtlihen Verdachtsgründen eines Verbrechens oder 
Bergehens gehören, jo find feine Ausſagen darüber ohne unvorſichtige 
Unterbredung des Berhöres, ſogleich vollitändig aufzunehmen, und darüber 
weiter nad) dem Geſetze Amt zu handeln ($. 418). 


S. 422. 
In wie ferne die Zeugen zu beeidigen find. 

Die Beeidigung der Zeugen findet in Uebertretungsfällen in der Regel 
nicht Statt, jondern der Richter kann fid) ftatt des Eides der Zeugen mit 
einem Handſchlage derfelben begnügen. 

Handelt es fi) aber um die Ueberweiſung eines längnenden Beſchul— 
digten durd) die Ausjage von Zeugen, fo müſſen diefelben, wenn der Be- 
jchuldigte deren Beeidigung insbefondere verlangt; oder wenn es ſich um 
eine Mebertretung handelt, auf welche eine Arreftitrafe von wenigftens 
Einem Monate, oder eine Geldftrafe von wenigftens hundert Gulden, oder 
Verluſt des Gewerbes oder anderer Rechte und Befugniffe zu verhängen ift, 
vorſchriftmäßig beeidigt werden, wenn ihrer Beeidigung fein geſetzliches 
Hinderniß entgegenfteht. 


58. 420 — 424. 497 


Beamte und beeidete Diener der öffentlichen Gewalt, weldhe eine Aus: 
fage über Thatfahen oder Umftände ablegen, die ſich auf die Ausübung 
ihres Amtes beziehen, und die fie bei Ausübung desjelben wahrgenommen 
haben, find aber ald Zeugen in Webertretungsfällen nur unter Erinnerung 
an ihren Dienfteid zu vernehmen, 

I. Würden die im $. 132 beftimmten Fälle eintreten, jo könnten ſolche Perfonen auch 
nicht zum Handſchlage, der die Stelle des Eides vertritt, zugelaffen werden. — Auf die 
im fetten Abſatze dieſes Paragraphes genannten Perfonen findet aber der 8. 132 feine An— 
wendung, weil deren größere Glaubwürdigkeit durch ben abgelegten Amtseid (8. 102 lit. b 
Str. ©.) gefichert ift. 

11. Rückſichtlich der Gensd'armerie ift mit Juftiz-Minifterial-Verorbnung v. 17. Fe— 
bruar 1851, Nr. 48ER. G. Bl. ausdrüdlic erklärt worden, daß der von ben Gensb’armen 
bei ihrer Affentirung abgelegte Fahneneid als Dienfteib zu gelten babe, eine Anordnung, 
welche bei der Gleichheit der Verhältniſſe auch für die Individuen der Militär-Polizei- und 
Sicherheitswache gelten muß. 

8. 423. 
Berfahren, wenn der vorgeladene Bejchuldigte bei der Verhand— 
lung ausbleibt. 


Erjcheint weder der vorgeladene Beſchuldigte, noch ein Bevollmäch— 
tigter desjelben zur Verhandlung, jo kann diefelbe and in feiner Abwe— 
jenheit vorgenommen werden, und es wird angenommen, daß er ſich gegen 
die wider ihn vorliegenden Beweife nicht zu vertheidigen vermöge. Kann 
hiernach der Richter ſogleich (8. 419 und 420) zu einem Erkenntniſſe 
ſchreiten, jo ift dasjelbe ſammt den Entiheidungsgründen dem abwejenden 
Beſchuldigten in ämtlicher Abſchrift zuzuftellen. 

Das Contumazialverfahren ſetzt voraus, daß nicht der Richter das perſönliche Erſcheinen 
bes Beſchuldigten ausdrücklich angeordnet habe (88. 419, 424). — Vergleiche Übrigens 
ritdfichtlich des Contumazialverfahrens den Abſatz III der Erflärungen zum $. 395. 


S. 424. 
In wie ferne eine Vorführung oder Verhaftung des Beſchul— 
digten ftattfinden könne. 

Stellt fi) aber der von dem Richter zum perfönlihen Erſcheinen bei 
der Verhandlung ($. 419) vorgeladene Beihuldigte bei derfelben nicht, fo 
fanıı gegen ihn aud ein VBorführungsbefehl erlaffen werden, und er ift dann 
durch einen Amtsdiener, oder auch durd die Wade vor Gericht zu führen. 
Eine vorläufige Feitnehmung, Verhaftung oder Bewadhung in der Wohnung 
kann nur wegen Verdacht der Flucht, oder bei gegründeter Beſorgniß, daß 
durch die Freiheit des Unterſuchten die Unterſuchung vereitelt würde, oder 
wenn die Webertretung großes öffentliches Aergerniß veranlaßt hat, ftatt- 
finden, 


Frühwald, Strafprozeß. 32 
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Wird der Beichuldigte von der Sicherheitsbehörde zugleich mit der Anzeige eingeliefert, 
und ift eine fogleiche Verhandlung gemäß $. 419 nicht möglich, jo hat ihn der Richter gemäß 
$. 153 Binnen 24 Stunden zu vernehmen, und jobin den Beihluß zu fallen ($. 155), ob 
der Eingelieferte nach den vorftehenden Bedingungen im Verhafte zu bleiben hat oder nicht. 

Die wegen einer Mebertretung Berhafteten dürfen Feiner anderen Be- 
ſchränkung und Entbehrung, als welde zur ficheren Verwahrung ihrer 
Perjon oder zur Erreichung des Zwedes der Unterſuchung nothwendig ift, 
unterworfen, und nicht zufammen mit Berbredern in Ein Gefängnig gebracht 
werden. Sie fünnen fi) ihre Nahrungsmittel, jo weit es die Ordunng des 
Hanfes erlaubt, und die Gränzen der Mäßigkeit nit überſchritten werden, 
außer dem Gefangenhauſe bereiten laſſen. 

Gegen die Verhaftung kann eine bejondere Beſchwerde eingelegt 
werden ($. 65); die Beichwerden gegen alle übrigen Borgänge im Unter: 
ſuchungs-Verfahren find mit der Berufung zu verbinden ($. 427). 


Es können ſich daher gemäß $. 65 gegen die angeordnete Berbaftung außer dem Be- 
ſchuldigten noch andere dabei Betheiligte beſchweren. 


S. 425. 
Berfahren gegen Bejhuldigte, die fih im einem anderen Ge— 
rihtsbezirfe aufhalten, und gegen Keifende. 

Beichuldigte, die in einem fremden Gerichtsbezirke ihren Wohnſitz 
haben, können über Erſuchen des zur Unterſuchung berufenen Richters, and) 
durd) das Bezirksgericht dieſes Bezirkes verhört werden. 

In diefem Falle iſt deren Borladung zum perſönlichen Erjcheinen bei 
der mündlichen Verhandlung ($. 419) nur dann zu erlaflen, wenn es ſich 
um die Meberweifung eines läugnenden Beſchuldigten handelt. 


Wenn der Beihuldigte geftanden hat, darf daher auf feinem perfönlichen Erjcheinen 
nicht beftanden werben. 


Reifenden, die einer Uebertretung bejchuldiget find, kann die Fortfegung 
der Reife geitattet werden, im foferne nicht zu beforgen ift, daß dadurch die 
Unterſuchung verhindert oder die Fünftige Vollziehung des Erfenntnifles in 
Beziehung auf Strafe oder Entihädigung vereitelt werde, 

Auch hier wird der Richter in jedem einzelnen Falle nach den Umftänden der Perſonen 
und der Sache leicht Das zwedmäßige Auskunftsmittel finden, wie fich die fihere Anwen» 
dung des Geſetzes mit der minbeft hemmenden Behandlung des Beſchuldigten vereinigen 
läßt. Die fogleiche Bornahme der Verhandlung wird jedoch immer das Befte fein. 


8. 426. 


Bejondere Vorſchriften über die rechtliche Kraft ver Beweiſe 
bei Uebertretungen. 


In Anfehung der rehtlihen Kraft der Beweije find die im den 


88. 425, 426. 499 


88. 258—282 enthaltenen Vorſchriften mit folgenden Abweichungen in 
Anwendung zu bringen : 

Aus den Schlußſatze des $. 420 seht hervor, daß auch im diefen Fällen nur das 
bei Beurteilung der Beweife zu berüidfichtigen ift, was in der mündlichen Verhandlung 
vorgekommen ijt, jo wie ſich wol won felbft verfteht, daß der im $. 260 aufgeftellte Grund- 
ja einer blos negativen Beweistheorie and im Verfahren wegen Uebetretungen feine volle 
Anwendung finde, und der Nichter auch hier nicht verurteilen dürfe, wenn ihm Bedenken 
gegen die vorgebracdhten Beweismittel vorkommen. 


a) Das Geftändniß hat die rechtliche Kraft eines Beweifes, obgleich die 
That jelbit nicht beftätiget werden Fann. 
Das Geftändnig muß aber die im $. 264 enthaltenen Eigenfhaften haben, ober nad) 
Weiſung des folgenden Abjages durch einen Bevollmächtigten abgelegt jein. 


b) Der Beweis der Schuld kann auch durd eine jchriftliche Urkunde, deren 
Echtheit außer Zweifel ift, für ſich allein, wicht bloß in dem Falle, 
wenn in derjelben die ſtrafbare Handlung ſelbſt enthalten ift ($. 272), 
fondern and dann hergeftellt werden, wenn diefelbe ein bejtimmtes 
Geftänduig der That, oder doch ſolche Umftände enthält, welche mit 
Zuverläfiigfeit auf die Begehung der That ſchließen laſſen. 

Diefe aus $. 140 Abſ. I. folgende Anordnung ift zugleid eine Ausnahme von ber 
unten in lit. d) Diefes Paragraphes aufgeftellten Regel. 

Ein durd) einen Machthaber bei der Verhandlung abgelegtes 
Geſtändniß des Beihuldigten kaum zum rechtlichen Beweife nur dann 
dienen, wenn der Beſchuldigte den Machthaber entweder in der ihm 
ansgeftellten Bollmadjt oder in einer anderen Urkunde, deren Echtheit 
feinem Zweifel unterliegt, zur Ablegung des Geſtäudniſſes ermäch— 
tiget hat. 

e) Zur Beweisfraft von Zeugen-Ausſagen ift nicht in allen Fällen erfor: 
derlich, daß fie bejhworen feien ($. 422). 


Dabei wird jedoch vorausgefett, daß Die Beeidigung des Zeugen nicht aus einen: der 
im $. 132 aufgeführten Gründe habe unterbleiben müſſen (Ca. Hof-Entſchog. v. 31. Jäner 
1855). 

Das Zeugniß eines beeidigten Staats: oder Gemeindebenmten 
oder «Dieners in Auſehung eines Gegenftandes, worüber derjelbe zur 
Aufſicht geſtellt iſt, kaun, in fo ferne dasſelbe nicht durd) irgend einen 
Umftand zweifelhaft gemacht wird, zum rechtlichen Beweiſe dienen, 
wenn er bejtätiget, daß er den Beichuldigten auf der That betreten 
und jogleid) ermahnet oder verhaftet habe. 

Außer diejem letzterwähnten Falle find ſomit in der Regel (unten lit. d) auch in Ueber— 
tretungsfällen zwei Zeugenausjagen zur Ueberweifung des Beſchuldigten erforderlich. 
d) Zu dem Beweije der Schuld aus dem Zufammentreffen der Verdachts— 
gründe genügen bei dem Borhandenjein der übrigen geſetzlichen Erfor- 
32* 
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dernifle and) ſchon regelmäßig zwei, und in Verbindung mit einem der 
in dem $. 281, Zahlen 1 und 2 bezeichneten Umftände jelbft Ein 
rechtlicher Verdachtsgrund. 
Hierbei macht das Geſetz zwifchen den Verdachtsgründen der $$. 138 und 139 und den 
unvolfftändigen Beweisarten des 8. 140 feinen Unterſchied. 


8. 497. 


Berufung gegen Erfenntnifje wegen Uebertretungen und Be— 
fhwerden über Vorgänge im Laufe des Verfahrens, 


Gegen die Erfenntniffe der Bezirfsgerichte wegen Hebertretungen ſteht 
den im $. 300 genannten Perfonen die Berufung an das Oberlandesgericht, 
und gegen des Tetteren Entfheidungen, unter den im $. 301 erwähnten 
Beihränfungen, an den oberften Gerichtshof zu. 

Mit derfelben find auch die allfälligen Beichwerden über den Vorgang 
des Nichters im Laufe des Verfahrens zu vereinigen. Uebrigens haben in 
Anjehung der Berufung, der Borlegung von Strafurtheilen an die höheren 
Gerichte zu einer anferordentlihen Milderung, und des Befugnifjes der 
höheren Gerichte zur Milderung der gefeslihen Strafen, die in den 
Ss. 294 bis 307 und 309 bis 315 enthaltenen Vorſchriften zu gelten. 

Es wird daher auch blos auf die Erklärung der berufenen Geſetzesſtellen verwiefen. 

Auch der Staatsanwalt hat die Berufung gegen Erkenntnifje des Be- 
zirfögerichtes, von denen er Kenntniß erlangt ($. 30 lit. g), innerhalb der 
gejeslichen Frift anzubringen ($. 302). 

Um diefes Berufungsrecht rechtzeitig ausüben zu können, fteht ibm nach $. 41 der In- 
firuetion fir die Strafgerichte das Necht zu, zu begebren, daß ihm im einzelnen Uebertre- 
tungsfällen feiner Zeit das gefällte Erfenntniß zugejtellt werde, denn von Amtswegen er- 
folgt feine ſolche Zuftellung an ihn. Hat fi) der Staatsanwalt dieſe Zuftellung aber nicht 
vorbehalten und fommt er nicht zu einer Zeit von bem Urteile in Kenntniß, in welcher noch 
einer der anderen im 8. 300 genannten Perjonen ein Berufungsrecht zuftebt, jo hat er auch 
fein Berufungsrecht mebr, jondern kann nur auf die im folgenden Abfatze bezeichnete Art vor- 
gehen, (Caß. Hofe-Entichdg. v. 27. Dezbr. 1855.) 

Werden ihm aber gejeswidrige Erfenntniffe oder Vorgänge eines Be— 
zirksgerichtes erſt nach Ablauf der Berufungsfrift befannt, fo hat er feine 
Bemerkungen darüber, ohne daß dadurch eine bereits redhtsfräftige Ent: 
ſcheidung zum Nachtheile des Beſchuldigten abgeändert werden kann ($. 210), 
fowie überhaupt die von ihm in dem Berfahren der Bezirkögerichte wegen 
Mebertretungen wahrgenommenen Gebrechen durd) den Ober-Stantsanwalt 
zur Kenntniß des Oberlandesgeridhtes, und nad) Umftänden des Yuftizmi- 
nifteriums zu bringen. 

Daß daher das Oberlandesgericht in Folge folder nachträglicher Bemerkungen das ge— 
füllte Urteil jedenfalls zu Gunften des Beihuldigten ändern könne, unterliegt feinem 
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Zweifel. Nach den allgemeinen Grunbfägen über pas Verfahren der Obergerichte muß dasſelbe 
aber auch die Macht haben, ein ungeſetzlich (3.8. ohne Einfchreiten des Privatanflägers, wo 
biefes notwendig war) abgeführtes Verfahren ganz aufzuheben, und ein neues Verfahren 


anzuorbnen. 

Literatur: Lienbaher, Das Berufungsrecht ber Staatsanwaltichaft (G. 3. 1855, Nr. 124). — Zur 
Erläuterung bes 8. 427 (G. 3.1856, Nr. 2). — Lienhardt, Ueber Appellabilität oberrichterlicher Erfennt- 
niffe (G. 3. 1856, Nr. 9.) 


8. 428. 


Berufung gegen das über Ausbleiben des Befdhuldigten bei 
der Berhandlung gefüllte Erfenntnif. 


Dem Beihuldigten ftcht auch dann, wenn er bei der Berhandlung nicht 
erſchienen ift, und gegen ihn ein Erkenntniß geſchöpft wurde ($. 423), wider 
dasſelbe nur die Berufung offen. Er kaun aber mit der Berufung aud die 
allfällige Entihuldigung feines Ausbleibens bei derVerhandlung verbinden. 

Thut er zugleich Umftände dar, welde ein anderes Erfenntniß herbei: 
geführt haben würden, fo hat fie der Richter zu erheben, nöthigenfalls eine 
nene Berhandlung anzuordnen ($. 420), und es fteht ihm frei, von feinem 
früheren Erfenntniffe abzugeben, und ein neues Erfenntniß zu fällen, 
wogegen dann jedem Betheiligten die nenerlihe Berufung offen fteht. 

Die bloße Darthuung der nicht gehörig gejchehenen Vorladung oder eines. unabmwend- 
baren Hinberniffes des Erjcheinens berechtigen daher für fich allein den Richter nicht zur 
Anordnung einer neuerlichen Verhandlung. 


S. 429. 
Bollfiredung von Strafurtheilen. 


Die Bollftredung von Freiheitsftrafen wegen Hebertretungen bat in 
der Regel, in fo ferne nicht von dem Oberlandesgerichte in einzelnen Fällen 
eine andere Verfügung getroffen wird, bei demjenigen Gerichte ftattzufinden, 
weldes das Erlenntniß in erfter Inftanz geihöpft hat. 

I. Geiftliche, welche wegen einer Lebertretung abgeurteilt werben, werben nach Ars 
titel 14 des mit dem h. Stuhle abgefchloffenen Concordates (K. Pat. v. 5. Now. 1855, 
Nr. 195 R. ©. BL.) in ein Klofter ober in ein anderes geiftliches Haus eingejchloffen. 

II. Ueber ven Auffhub der Vollſtreckung einer Freiheitsſtrafe gelten die Borfchriften ber 
88. 319 und 322. 

Wegen Bollziehung von Strafurtheilen, in welden auf andere Strafen 
erlannt wurde, find die Vorfhriften der SS. 325—329 in Anwendung zu 
bringen. 

Die in den Paragraphen 316, 317, 320 und 321 in Bezug auf bie Bollfiredung von 
Urteilen überhaupt gegebenen Beftimmungen finden auch in Uebertretungsfällen Anwendung, 
fo wie auch bier ſowol bei Straf» als FFreifprehungsurteilen die Ausfunftstabellen nach den 
bei SS. 317 und 324 gegebenen Weifungen auszufertigen find (Vgl. $. 30 der Juſtr. f. d. 
Str. ©.). 
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8. 430. 


Nachſicht und Milderung von Strafen burd die Gnade des 
Pandesfürften. 

Ebenjo haben auch in Beziehung auf eine im Geſetze nicht vorbedachte 
Milderung oder Nachſicht der verwirkten Strafe durd die Gnade des Yan- 
desfürften die im $. 350 enthaltenen Beftimmungen zu gelten. Wird ein 
Geſuch um Nachſicht oder Milderung der Strafe nicht ſchon mit der Beru- 
fung verbunden, jo hemmt es den Vollzug des Strafurtheiles in der Regel 
nicht. Nur wenn cin Guadegejuc nod) vor Antritt der Strafe eingebradjt 
wurde, und ſich auf ſolche rückſichtswürdige Umſtände ftügt, welde erft nad) 
dem ergangenen Urtheile eingetreten find, kann mit der Vollſtreckung der 
Strafe innegehalten werden, in jo ferne font die Gundewerbung ganz 
oder zum Theile vereitelt würde, 

1. Der letztere Fall tritt insbefondere bei nur kurz bemeffenen Freibeitsftrafen, dann 
beim Gewerböverfufte, den Verfalle von Gerätbichaften und ver Abſchaffung ein. 

11. Gnadengefuche, welche von den Bittftellern nicht eigenhändig gefertiget find, ober 
wo das Handzeichen nicht weiter beftätigt ift, dürfen deshalb allein nicht verworfen werben 
(8. 15 ber Inftr. f. d. Str. G.). Auch der $. 88 dieſer Inftruction (fiche denfelben oben bei 
8. 330) findet hier Anwendung. 


$. 431. 
Koften des Strafverfahrens und Berfügungen über privat- 
rehtlihe Anjprüde. 

Die im fünfzehnten und ſechzehnten Hauptſtücke enthaltenen Vor— 
ſchriften hinſichtlich der Koften des Strafverfahrens und der Verfügungen 
des Strafgeridhtes über privatredtlihe Anfprüce find aud bei Straf: 
urtheilen wegen Webertretungen in Anwendung zu bringen. 


Die befonderen Vorſchriften für die Bezivksgerichte in Bezug auf die Koften des Straf- 
verfahrens enthält der $. 148 der Inftr. f. d. Str. &, 


8, 432. 
Wiederaufnahme des Strafverfahrens. 
Eine Wiederaufnahme des Strafverfahrens hat bei Mebertretungen nur 
in folgenden Fällen ftattzufinden : 
a) wenn der Beihuldigte gänzlich ſchuldlos erfannt, oder ans Unzuläng- 
lichkeit der Beweismittel freigefproden worden ift, umd fi in der 
Folge nod) vor eingetretener Berjährnng ($. 367) nene Beweismittel 
zeigen, aus denen fi mit Grund die Verurtheilung erwarten läßt; 
b) wenn Jemand einer Uebertretung ſchuldig erkannt, oder nur aus Unzu— 
länglichjfeit der Beweismittel freigefprochen wurde, und in der Folge 
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neue Beweismittel beibringt, wodurch er jeine gänzliche Schuldlofigkeit 
darzuthun vermag. 

Eine Wiederaufnahme zur Herbeiführung eines ftrengeren Erkenntniſſes ($. 368) 
mit Ausnahme des im $. 433 bezeichneten Falles, dann zur Beurteilung ber Handlung als 
minder ftrafbar ober zur Anwendung eines geringeren Strafſatzes ($. 369), das Verfahren zur 
Anwendung neuer Milderungsumftände ($. 370), und eine Wiederaufnabme wegen ber pri» 
vatrechtlichen Folgen (5. 371) findet in ebertretungsfällen nicht ftatt. Die bier und im folgenden 
8. 433 enthaltenen gefeßlihen Beftimmungen finden Anwendung, wenn es fih um bie 
felbe firafbare That handelt, über weiche ſchon ein Mal rechtskräftig entfchieden wurde; 
von ber Wiederaufnahme wegen einer anderen Thathandlung fpricht der $. 434. 


Rückſichtlich des Verfahrens in diefen Fallen find die Vorſchriften für 
die Wiederaufnahme der Unterfuhung wegen Berbreden und Bergehen mit 
den für das Berfahren wegen Hebertretuugen überhaupt beiteheuden Abwei- 
Hungen in Anwendung zu bringen. 

Es wird aljo, wenn der Wiederaufnahme Statt gegeben wird, bei bemfelben Ge- 
richte, bei dem die frühere Berhandlung ftatt fand, eine neuerliche Verhandlung vorgenommen 
werben müſſen, wenn nicht das Erkenntniß vielleicht ſogleich ohne eine ſolche geſchöpft 
werben kann (8.374). 

S. 433. 

Wurde Jemand nur wegen einer Uebertretung abgeurtheilt, und 
fommen inder Folge Umftände hervor, welche zeigen, daß die als Mebertretung 
erflärte ftrafbare Handlung ein Verbredhen oder Vergehen geweſen fei, jo 
treten die für diefen Fall ($. 368 lit. e) im fiebzehnten Hanptftüde gege⸗ 
benen Borfchriften in Anwendung. 

Vergleiche auch den Abjag III. der Erklärungen zu $. 368. 


8. 434. 
Berfahren bei dem Hervorfommen einer neuen, ſchon zur Zeit 
der erften Unterfuhung vorhandenen, damals aber unbelannt 
gebliebenen Uebertretung. 


Ergibt ſich aber nad eingetretener Rechtskraft eines Strafurtheiles 
über eine Webertretung der Verdacht einer von demjelben Beſchuldigten 
ſchon früher begangenen anderen Mebertretung, jo it nad) Vorſchrift des 
$. 376 vorzugehen. 

Bergleiche die Erflärung des $. 376. 


8. 435. 
Berfahren, wenn der Thäter einer Uebertretung unbefannt, 
abwefend oder flüdtig tft. 
Iſt der Thäter einer Mebertretung unbefannt, abwejend oder flüchtig, 
fo ift die Erhebung der That und die Herbeilhaffung der Beweismittel 
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dennoch mit der vorfhriftmäßigen Sorgfalt einzuleiten, und fid) wegen Hab- 
haftwerdung der verdädhtig erjheinenden Perjonen mit den Polizeibehörden 
in das Einvernehmen zu fegen. Ju wichtigeren Fällen bleibt es dem Richter 
überlaflen, von dem einer Webertretung Beſchuldigten aud) eine Perfons- 
beſchreibung den Behörden mitzutheilen ($. 381). Außerdem hat aber jedes 
weitere Berfahren bis zur Betretung des Beichuldigten auf ſich zu beruhen. 

Die Faffung eines förmlichen Einftellungsbefchluffes (5. 197 Abſ. 5, 377) ift jeboch 
nicht nothwendig. 

S. 456. 
Bierteljährige Ausweife über alle Uebertretungen. 

Zur Controle der Rechtspflege hHinfihtlih der Mebertretungen haben 
die Bezirksgerichte alle Bierteljahre einen Ausweis über alle vorgelom⸗— 
menen Anzeigen von Mebertretungen und die darüber eingeleiteten Schritte 
an den Staatsanwalt desjenigen Gerichtshofes erſter Inſtanz einzufhiden, 
in defien Sprengel das Bezirksgericht gelegen ift (8.30 Mit.i und 8.32 it. e). 
Ueber die Berfaflung dieſer Ausweife wird eine bejondere Vorſchrift 
erfolgen. 

1. Diefe Vorſchrift ift im deu SS. 40 — 42 der Inftruction für die Strafgerichte 
enthalten. 

I. Aud die Polizeibehörben haben über die ihmen nach 8. 9 zugewiefenen Uebertre— 
tungen bie nach der vorftehenden Borfchrift verfaßten Gejhäftsausweife vorzulegen, und 
die Oberlandesgerichte find berechtigt, innerhalb der Gränzen einer bloßen Belehrung 
über den Sinn und die Anordnung der Gejege, Rügen und Zurechtweifungen an bie» 
felben zu erlaffen (Vdg. der ob. Bolizeibehörde v. 22. Dezemb. 1855, 3. 15624 — 3469 
IH, kundgemacht durch Juſt. Min, Erl. v. 3. Jäner 1856, 3. 27083). 


Alphabetifches Sachregifter. 


(Die arabifhen Zahlen ohne Beifat bezeichnen Paragraphe ber Strafprogehorbnung; jene mit bem Beifage 
S. Seiten biefes Handbuches; bie römifhen Zahlen find Artikel des Kundmachungspatentes.) 


A. 


Abänderung der Geldftrafen. 6. 

— der protofollirten Ausfagen. 130, 185. 
bererftrichterlichen Beichlüffe. 205, 208, 
211, 220, 428. 

der Anklage. 253, 


— ber Tobesftrafe. 284, 285, 875, 376, 
— anderer — 286, 305, 311, |. 


Milderung. 
— erftrichterlicher Ertenntniffe. 301, 304, 
309, 313, 344, 427. 
ber Gebührenbeftimmung. 349. 
Abbrechen des Verfahrens. 47. 
— ber Schlußverhandlung. 249— 252. 
Abbrud an dem Erwerbe des Verurteilten. 6. 
Abfafiung, undentlihe, einer Schuldur- 
funde. 139 D 1. 
— jchriftliche, des Erfenntniffes. 292, 
Abgabe eines Gutachtens. 79, 83, 84, 337, 
— bed Beihhuldigten. 152, 201, 324, 388, 
409, 410. 
Abgang an gerichtlich verwahrten Gegen» 
ftänden. 102. 
Abgeben der Stimmen. 21, 28, 24, 30. 
Abgehen von einem Beichluffe. 205, 208, 
220. 
— von einem Urteilebei Lebertretungen. 428, 
Abgeordnete der Sicherheitsbehörben,, |. 
Sicherheitsbehörde. 
Abhilfe bei Verzögerungen. 2. 
Abkürzung der Friſt zur Schlußverhand⸗ 
fung. 219. 
Ablaffungsbeſchluß Über das Unterfuhungs- 
verfahren. 196, 198, 199, 201. 
— über eine mündliche Schlußverhandlung. 
289. 


Ablafſumgsbeſchlußß, Rechtsmittel Dagegen, f. 
Berufung. 

— Einfluß desfelben auf die Koften bes 
Steafverfahrens und die Erſatzanſprüche. 
342, 364, 

— Bollftredung eines. 316. 

— Wiederaufnahme gegen einen. 366. 

Ablegung eines Eides, einer Ausfage, f. 
Aussage, Eid, Zeugniß. 

Ablehnung von Richtern und Protolkollfüh— 
rern. 52, 56, 57 

— eines Staatsanwaltes, 59, 

Ablehnungsgründe. 57, 

Ablieferung eines Beichuldigten. 152, 201, 
388, 409, 410, 

— eines Verurteilten. 324. 

Abnahme einer Unterfuchung. 49. 

— von bei dem Beichuldigten gefundenen 
Sachen. 160. c. 

— des Hingerichteten vom Galgen. 323, 

— ber Felfeln. 173, 228, 

Abreißen des angefchlagenen Urteiles. 392, 

Abſchaffung, Milderungsrecht in Bezug auf 
die. 286, 305, 311. 

— Bollftredung der. 326. 

Abſchluß des Unterfuchungsverfahrens. 186 
— 191. 

— der Schlußverbanblung. 258. 

Abſchriften von Beihlüffen, Erkenntniſſen, 
Zuftellung ber. 65, 201, 212, 217, 302, 
317, 321, 387, 417, 429, 

— von Altenftüden. 215, 364 

Abſicht, böje, Aeußerung der, 138 Abi. 4 
139 AL 

— — Beweis ber. 268. 
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Adfonderung confecrirter Hoftien. 102, 

— ber Unterfuhungsgefangenen. 164. 

— der Sträflinge. 324. 

Abftehung von der Unterfuchung. 188, 189, 
197 Abf. 4, 198 a. 

— von der Anklage. 232, 249, 239 c, d. 

— — Wiederaufnahme dagegen. 366. 

Abſtimmung bei den Strafgerichten. 24, 

— Theilmabme des Staatsanwaltes daran. 
32 c, 35. 

— Theilnabme daran, ala Ausichließungs- 
grund. 53. 

— Protofollführung darüber. 257. 

Abtreibung der Leibesfrucht, Verdachts— 
° gründe wegen. 139 B. 

Abtretung einer Strafverhandlung VIL, 41, 
250, 252, 418. 

— einer entzogenen Sache. 351. 

Aburteilung, ſ. Urteil. 


Abweichungen in den Angaben der Sach— 
verftändigen. 85, 

— in ben Ausfagen. 177, 183, 241, 257, 

— bei dem ftandredtlichen Verfahren. 405 
— 408, 

— im Verfahren bei Uebertretungen. 416 
— 436. 

Abwejende, Verfahren wider, 377 — 395, 
435. 

Abweienheit des Angeklagten von der Ber: 
handlung. 238, 244, 423, 

Adel, Mittheilung von Urteilen auf Ver— 
luft des. 321. 

Adhäfiond- Verfahren. 352— 364. 

Adoption, Rechtsfolgen derjelben. 52, 58, 
113, 133, 183, 239, 

Advocaten, Verhaftung und Berurteilung 
von. 158, 321. 

— f. Bertheidiger, Bertreter. 

Advocaten:Ansihuß (Kammer). 213. 

Advocatur, ſ. Bertheidigerlifte. 

Aemter, öffentliche, deren Pflicht zur An- 
zeige. 71, 372, 

Aenderung an gerichtlich verwahrten Gegen- 
ftänden. 102, 

— ber Gefichtsfarbe. 143. 

— |. Abänderung. 


Abf— Aend 


Aerg— Andr- 


Hergerniß, großes, als Grund zur Berbaf- 
tung. 156 d, 424. 

Aerzte als Sachverftändige. 85, 88, 9, 
94, 3. 

— deren Befuche bei Gefangenen. 166. 

Aeußeruungen, als Verbachtsgründe. 138 
Abi. 4, 140 Abf. 1. 

Ahndung muthwilliger Ablehnungen oder 
Befchwerben. 57, 315. 

Alte, einzelne, des Unterfuhungsverfahrens. 
12, 14, 63. 

Alten, Einfiht der. 32c, 37, 83, 203, 

— Borlage der. 204, 211, 302, 

— Mittheilung der, an andere Behörden 

— Berfügung mit den Unterfuchungs-. 191, 

— Borlefung aus den. 241. 

Aktenanszug. 192, 206, 211. 

Altenftüde, ſ. Alten. 

Alimentation Berhafteter. 343, 

Alter, Fragen um das. 125, 174, 232. 

— deſſen Einfluß im Strafverfahren. 132d, 
241, 285, 292 c, 386. 

Amt, öffentliches, deſſen Einfluß auf bie 
Beweisfraft. 275, 422, 

— —, Berfahren bei dem Berlufte eines. 
321. 

Amtsausweiſe, deren Beweistraft. 360. 

Amtöbereifungen. 171. 

Amtsdiener, Zuftellungen durch. 149, 333, 
424, 

Amtögeheimniß, Verlegung bes. 112 b. 

Amtöhandiungen der Strafgerichte. 8, 11, 
13, 15, 16, 29, 42, 48, 51,.54, 55, 
59, 62, 63, 64, 81, 207, 208, 276. 

Amtöverrichtungen, Ausfagen über. 277. 

Amtöverfhwiegenheit, geiftliche 112, a. 

Amtswegen, was von, zu geihehen hat. 2, 
49, 61, 152, 189, 201, 205, 210, 213, 
236, 244, 245, 293, 294, 306, 307, 


352, 370, 391, 407, 
Amtszeugniß, Ausftellung eines. 147, 189, 
289, 


Anbieten der Auslieferung. 45, 46. 
Androhung einer Strafe. 109, 118, 


Aner— Anti 


Anerkennung von Perfonen nnd Gegenftän- 
ben. 77, 87, 102, 128, 180, 241. 

— von Urkunden. 96, 

Anfang der Friften. 5. 

— bes Berhörs. 184. 

Anfangsbuchſtaben des Namens des Ber- 
nrteilten. 323, 

Anfragen der Unterſuchnugsgerichte. 62. 

Angaben, j. Ausjagen, Gutachten. 

Angeber, ſ. Anzeiger. 

Angehörige der Gejandten. 48, 

Angehörige des Beichuldigten. 110, 111, 
315, 323, 343, 387, |, Verwandte. 

Angellagter, Einlieferung des. 201. 

— Bertheidigung des. 213, 215, 

deſſen Rechte und Behandlung bei der 

Schlußverhandlung. 216— 256. 

Berurteilung bes. 260, 283, 34L, 

Kundmachung bes Erkenntniffes an ihn. 

291, 292, 293, 

beffen Rechtsmittel Dagegen. 300 b, 301, 

418. 

Angefiht, Beftätigung ins. 271. 

Ungeftellte, |. Beamte, Diener. 

Anhängigfein einer Unterfuchung. II — 
VII, 40. 

Auhaltung, ſ. Verhaftung. 

Anhaltspunkte zur Nachforſchung. 377, 

Anhörung der Parteien. 46, 49, 50, 220, 
230, 235, 240, 247, 255, 308, 384, 
385. 

Ankläger, öffentlicher. 30 d, f. Privat— 
Unfläger. 

Anklage, Begründung und Vortrag ber, 
37, 217, 218, 232, 

— Abftehen von ber. 232, 249, 289 c, d. 

— Aenderung der. 253. 

— Freifprehung von ber. 287. 

Anklagebeſchlußß, Vorfchriften über den. 

s 196 c, 200, 201, 375, 384, 394. 

— Rechtsmittel Dagegen. 202, 

— Abgehen von bem, 220, 

— Borlefung des. 232, 

— wann feiner ftattfindet. 406, 419, 

Anklagepunfte, Verhandlung über mehrere. 
225. 

Aullageſchrift. 217. 
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Anklageſtand, Verſetzung in den. IV, V, 
ſ. Anklagebeſchluß. 

Anmeldung der Berufung. 161, 208, 204, 
211, 302. 

Anmerkungen im Prototolle. 153, 178, 
184, 257, 

— ber eingetretenen Rechtskraft bei Entſchä— 
digungs-Urteilen. 363. 

Annahme der Einlieferung. 45. 

— von Anzeigen. 72, 

— von Gefchenten. 139 A 1, 169. 


Auſchaffung von Werkzeugen, 138 Abf. L 

Anſchlag, öffentlicher 387, 398, 

Anfchlagen des Contumacialurteils. 340, 
341, 392, 

Anihuldigungsbeweis. 120, 260. 

Anfprüche, privatrechtliche. 253, 283, 300, 
304, 310, 352—364, 371, 431. 

Anftalten zur Flucht. 151, 156, 389. 

Anftand, Rückſichten auf den fittlichen. 82. 

— Beobachtung des, bei Hausdurchſuchun— 
gen. 106, 

— — bei den Verhöre. 173, 179, 

— Aufrechthaltung des. 226, 

— Berletzungen des. 315. 

Anftiftung zur Zeugenausjage. 269 a. 

Anträge der Parteien und Behörden. 30 c, 
32 d, 35, 36, 37, 46, 49, 61, 62, 
93, 192, 193, 194, 205, 213, 215, 217, 
220, 221, 225, 227, 232, 236, 241, 
244, 245, 254, 257, 307, 310, 352, 
370, 372, 387, 408, 

Antreffen einer Sache. 138 Abf. 7. 

— bes Beihuldigten. 149, 379, 

Antritt der Strafe. 325, 330, 430. 

Antheile an den Gerichtskoften. 341. 

Antworten des Beichuldigten, Protofolli- 
rung ber. 179, 184, 185. 

— Berweigerung ber. 182, 234. 

Anwalt, j. Bertheidiger. 

Anweifung der Koften des Strafverfahrens. 
351. 

— auf ben Civil-Rechtsweg. 354, 362. 

Anwendung, unvichtige, des Gejehes. 299. 

— von Milderungsumftänden, Wieberauf- 
nahme wegen. 369, 370, 
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Anwefende bei Unterfuhungsbandlungen. 
67, 102, 105, 107, 130, 184. 

— beider Schlufverhanblung 222, 223,224, 
236, 419. 

Anzeige von Verzögerungen. 27. 

— von Ausihliefungsgründen. 54, 55. 

von Verbrechen. 13, 61, 62, 63, TI— 

74, 141, 147. 

von der Einleitung der Unterfuchung. 61, 

145. 

von Fluchtanftalten. 169. 

einer Berhaftung und Verurteilung. 317, 

320, 321. 

ber Freifprehung. 317, 

— ber Abſchaffung und Landesvermeilung. 
326. 

— befchriebener Perjonen und Sachen. 382, 
383. 

— ftandrechtlicher VBerurteilungen. 404, 

Anzeiger, Geheimhaltung bes. 71. 

— Belohnung des. 72, 

— ber, muß befannt jein. 73, 14L, 

— beffen Pflicht zum Koftenerfake. 342, 345. 

Anzeignngen, rechtliche. 134— 143. 

Appelfation, ſ. Berufung. 

Arbeiter in Berg- u. a. Werfen. 117, 158, 
321. 

Argwohn ift Grund, die Unterfuchung zu be— 
gehren. 147. 

— eines Einverftänbniffes ber Mitichuldigen. 
271 c. 

Arme, Verwendung milder Gaben fir. 323, 

NArmenfond, dem, fallen die Geldftrafen 
zu. 6; 

Armenvertreter. 213, 345. 

Arreftitrafe als Erſatz der Geldftrafe. 6. 

— als Zwangsmittel. 109, 119, 133, 155. 

— Milderung der. 286, 305. 

Arzt, ſ. Aerzte. 

Afliftenz, i. Beiftand. 

Aufbewahrung, gerichtliche. 102, 111,160, 

353, 857. 

Anfbewahrungdort, von dem Beichuldig- 
ten gewählter. 138 Abi. 1. 

Aufenthalt, Erforihung des, des Beichul- 
Digten. 378, 384, 389. 

— ber Zeugen. 241, 334. 


Auf Ang 


Anfenthaltsort, Einfluß des, im Straf- 
verfahren. 6,44, 46, 73, 115, 116, 155, 
162, 

Auffindung des Beihuldigten. 106, 

— von Geld: oder Münzjorten. 139 C 1. 

Aufforderungen, von den Gerichten ausge- 
hende. 12, 28, 88, 106, 108, 110, 126, 
128, 152, 180, 233, 234, 272, 323, 

Aufhebung der Strafbarkeit. 4, 197 Abf. 2, 
198 a, 289 a. 

— ber Unterfuchungshaft. 161. 

— ergangener Erfenntniffe. 303, 310, 374. 

— bes Standredhts. 414, 415. 

Aufklärung von Zweifeln. 75, 77, 83, 93, 
129, 131, 147, 186, 200, 225, 233, 

Anflanf, Feſtnehmung der Theilnehmer an 
einem. 154. 


Anfmerkfamteit dev Gerichtszeugen. 68. 

— der Gefangenaufjeber. 169. 

— bes Angeflagten. 252, 

Aufruf der Sadje. 228, 

— der Zeugen. 229, 

Aufruhr, Feftnehmung dev Theilnehmer am. 
154. 

— Inzichten beim. 139 A. 

— Erſatzpflicht beim. 360, 

— Standredt beim. 396, 

Aufihiebung der Schlußverhandlung. 221, 
248, 

— ber Urteilsvollſtreckung. 319—322. 

Anfichen, Vermeidung von. 107. 

— erregtes großes. 385. 

Auffeher, j. Gefangenauffeber. 

Auffiht der Oberbehörben. 14, 32 a. 

— auf bie Gefängniffe. 169. 

— bei der Afteneinficht. 215, 

Anfitand, j. Aufruhr. 

Auftrag, Feftnehmung ohne. 152. 

— zum Abftehung vonder Anklage. 249, 289. 

Aufwand, auffallender. 139 C 1. 

Aufwiegler, deren Stellung vor das Stand⸗ 
gericht. 403, 

Angenfhein, VBorjeriften über den. 77— 
102, 242, 


Aug— Beam 


Augenſchein, Beweis durch den. 262, 
Augeniheinsprotofoll. 67, 102, 215, 241. 
Ansbleiben von Zeugen. 118. 

— bes Privatllägers. 232, 

— des Angellagten. 389, 395, 423, 424, 
428, 

Ausdrücke, Protofollirung der, des Verhör— 
ten. 185, 

Ansfertigungen, gerichtliche. 11, 117, 118, 
147, 150, 189, 199, 201, 208, 212, 
289, 292, 294, 382, 419. 

Ausflüchte, lügneriſche. 142. 

Ausfolgung von Briefen. 111. 

Ausforſchung der Mitſchuldigen beim Stand⸗ 
recht. 408, 

Ausführung der That, Mittel zur. 138 
Abf. 1, 3. 

— —, Berleitung zur. 146. 

— ber Berufung. 161, 201, 203, 211, 302, 

Ausgang eines Eivilrechtöftreites. 4. 

Ansdgeben von Geld. 139 C 2. 

Ansgrabung einer Leiche. 86. 

Auskunft, Erlangung der nöthigen. 75. 

Anstunftätabelle. 317, 324. 

Auslagen, ſ. Koſten. 

Ausland, Schriftenwechſel mit Behörden im. 
26, 33. 

— im, begangene Verbrechen. 44—46. 

— Zeugenvernehmung im, 116. 

Auslegung, unrichtige, des Geſetzes. Mib) 

Auslieferung eines Fremden. 4. 

— von Briefen. 110. 

— eines Flüchtigen. 384. 

Ausnahmen von der Gerichtsbarkeit. 25, 
114, 115. 


Ausſage, Ergänzung einer. 75. 

— des Beichädigten. 76. 

— Rechtsunwirffamfeit der. 112, 132, 

— Befreiung von der. 113. 

— von Militärperfonen. 120, 121, 

j. Beweis, Berbör, Borlefung, 

Zeugen. 

Ausſchlag bei der Berathung. 22. 

Ausſchließung von Gerichtsperfonen. 52 
— 55. 

— von Staatsanwälten. 55, 59. 

— aus der Bertheidigerlifte. 214. 

Ausihliefungsgründe, ſ. Ausſchlie— 
ßung. 

Ausjegen mit dem Verhöre. 172. 

Ausſpruch im Gutachten. 89, 92, 9. 

Ausſpruch in den Erfenntniffen. 199, 290, 
232 1, 297, 299, 313. 

Ansftellung von Urkunden oder Zeugniffen, 
j. Urfunden, Zeugnifje. 

— eines zum Tode Verurteilten, ſ. Zu— 
tritt. 

— einer Vollmacht zum Geftänbniffe. 426b. 

Ausübung der That, Vorbereitungen dazu. 
268. 


— bes Amtes, Ausjagen barüber. 422, 

Answeije, zu erftattende. 30 c, 32 e, 62, 
436. 

— über die Entfernungen. 333. 

Ausweislofigleit ald Grund zur Haft. 15la, 
156 c. 

Andzahlung der Koften. 351. 

Auszug aus den Alten, j. Aftenauszug. 


B. 


Baiern, Berträge mit. 331, 380, 
Banaltafel. 18. 
Band der Ehe, ſ. Ausſchließung. 


Beamte, find vom Amte eines Gerichtszeugen 
frei. 69. 
— vorgeſetzte, einer Wache. 98. 


Ban, priv. National-, Verkehr mit der. 98. | — der Sicherheitsbehörbe, Befugniffe ber. 


Banl = Actiene, Noten, Berfätihung von. 
98. 


106, 152, 223. 
— beren Vernehmung als Zeugen. 112b. 


Beamte, ftaatsanmwaltichaftliche, Unterord- | — deren Borladung, Verhaftung und Ab- 


nung ber, 32, 


urteilung. 117, 158, 321. 
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Beamte, deren Aufnahme in die Vertheidi— 
gerlifte. 214, 

— deren Zutritt zu den Berbandlungen. 223. 

— Beweiskraft ihrer Ausjagen. 275, 277, 
422, 426. 

— Berpflegung verbafteter. 343. 

Beantwortung der Fragen an den Berbör- 
ten. 83, 124, 174, 183, 155, 233, 234, 

Bededckung, militiriiche. 323, 402, 

Bedenken gegen die Beeidigung. 131. 

— gegen Amtshandlungen unzuftändiger Ge- 
richte. 207, 208, 302, 

— gegen Vertrauensperfonen. 223, 

— gegen Beweismittel. 260, 269, 272, 275. 

Bedeulzeit, vreitägige. 190. 

Bedrohung mit einem Uebel. 138 Abj. 4. 

— eines Zeugen. 269 a. 

Beeidigung der Sacverftändigen. 31, 122, 
124, 127. 

— ber Zeugen. 131, 132, 133, 230, 242, 
257, 404, 422, 

Beendigung, ſ. Abſchluß. 

Beerdigung des Hingerichteten. 323, 

—, |. Leiche nſchau. 

Befangenheit des Gerichtes. 40. 

Befchle des Unterfuchungsrichters. 105, 106, 
148, 155. 

— des Vorfitenden bei der Schlußverband- 
lung. 226. 

— bei Kundmachung des Standrechts. 399, 
400, 

Beförderung zurücgehaltener Briefe. 110. 

Beförderungsmittel, Vergütung dafliv. 340. 

Befreiung vom Amte eines Gerichtszeugen. 

68, 

von der Zeugenausjage. 113, 239, 241. 

von der Beeidigung. 133, 

von ber Gegenftellung. 183. 

von Gebühren. 331. 

Beingnifje des Privatklägers. 37. 

— ber Unterfuchungsgerichte. 12. 

— der Gerichtsbehörden und Staatsanwalt- 
fchaften. 14, 28, 30, 32, 33, 49, 286, 
305, 309, 311, 315, 427, 

— des Staudrechtes. 404. 

— allgemeine. 64, 147, 202. 

— Berluft von. 321, 329, 422, 
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Befund, j. Gutachten. 

Begehren von Privatperjonen , gejeßliche. 
37, 109, 147, 197 Abj. 4, 198 a, 217, 
219, 220, 224, 233, 249, 289 d, 342, 
390. 

Beginn der Wirkſamkeit der Str. Pr. Odg. 

XI. 

der Unterfuchung, Anzeige von dem, Gl. 

des Verhörs. 174. 

der Schlußverbandlung. 228, 

— der Strafe. 322. 


— 


Beglaubigungsſchreiben zur Nacheile. 380. 


Begleitung der Wache. 228, 

Begnadigung eines zum Tode Verurteilten. 
293, 310, A411. 

— Recht zur. 350, 43V. 

Beguadigungsgeiude. 323, 330, 411. 

Begraben, j. Beerdigung. 

Behaudlung eines VBerftorbenen. 88. 

— ber interfuchungsgefangenen. 168—171, 
424, 

Behebung von Zweifeln über ein Gutach— 
ten. 85. 

— ber VBerdadhtsgründe. 180. 

— der Anftände gegen eine Auslieferung. 


Beheisung, Koften der. 338. 

Behörden, Verkehr mit den. 26, 27, 28, 33. 

deren Pflicht zur Anzeige. 71, 372, 

Mittheilung von Alten an andere. 321. 

Strafvollzug durch andere. 329, 

welche das Standredht anordnen und auf- 

heben. 396, 415. 

Beibehalten der Ausprüde des Berbörten. 
155. 

Beichte, über die, dürfen Geiftliche nicht ver- 
nommen werben. 112 a. 

Beidriden des Siegels. 102, 

Beifall, Zeichen von, find verboten. 226, 

Beifat in den VBorladungen. 148, 219. 

Beilhaffung der Borjpaun. 331. 

— von Bebürfniffen zur Berpflegung des 
BVerbafteten. 338. 

Beifpiel, abjchredenbes, beim Standrecht. 
410. 

Beiftand der bewaffneten Macht. 28, 

— zur Nacheile. 380. 


Bei— Ber 


Beiziehung des Staatsanwaltes zur Bera- 
thung. 62, 64, 294. 

— von Sachverftändigen. 78, 80, 85, 91. 

— von Gerichtszengen. 68. 

Bejahung, ſ. Geftändniß. 

Belanntgebung des Tages der Schfufver- 
handlung. 219, 291, 

— vorzulabender Entlaftungszeugen. 220, 

— ber Beſchlagnahme von Briefen. 110, 

— des Strafvollzuges. 321. 

Bekanntmachung, ſ. Kundmachung. 

Belauntihaften, verbächtige. 142. 

Belehrnug über zuftehende Rechtswohltha— 
ten. 113, 190, 200 e, 201, 212, 291, 
293, 302, 

Beleidigung dev Mitglieder des kaiſ. Hauſes. 
10, 16, 42. 

— Genugthuung für eine. 359. 

Belohnung des Anzeigers. 72, 

— eines Zeugen. 269 a. 

— bes Bertheidigers. 346—351. 

Bemerkungen, in das Protofoll aufzuneh- 
mende. 93, 130, 179, 

— über Vorgänge der Bezirfögerichte. 427. 

Bemeſſung der Strafe. 24, 254, 299 d. 

— ber Gebühren, 332—350. 

Benchmen, vorichriftswidriges, der Gefan— 
genen. 168, 

— unanftändiges. 225, 244, 245. 

Bequemlickeiten, Geftattung von. 165. 

Berathungen der Gerichte. 21, 35, 53, 198, 
207, 226, 310. 

— bes Unterfuchten. 166, 234, 

Berathungs⸗Protokoll. 63, 194, 204, 257, 
412, 

Berechnung der Friften. 5. 

Berechtigung des Borfisenden. 21, 226. 

— zur Correfpondenz. 26, 28, 33. 

— bes ftaatsanwaltichaftlichen Perjonals, 29, 

— zur Anzeige. 72. 

— zur Bertheibigung. 214, 

— des Beichuldigten. 189, 244, 289, 

Bereifungen, j. Amtsbereifungen. 

Bergarbeiter, Borladung und Verhaftung 
ber. 117, 158, 321. 

Berichte, periodiſche, 30 c, 32 d, e, 62, 

Berichtigungen, Vornahme von, 51, 206. 


Berüh— Bei 511 


Berühmung ift ein Verdachtsgrund. 140 
Abi. L. 

Beruf, befreit vom Amte eines Gerichts- 
zeugen. 69, 

— Einfluß des, auf die rechtliche Beſchuldi— 
gung. 138 Abi. 1. 

Bernfödienit, |. Beruf. 

Vernfung, Verfahren über eine anbängige. 
IV, 

— Behörden zur. 9, 18. 

— Recht zur, und Berfahren darüber. 30 c, 
30 g, 53, 57, 189, 195, 201—212, 
221, 224, 226, 227, 231, 244, 246, 
254, 289, 291, 293, 295—315, 363, 
428, 

— Koſten der, 342. 

— ſ.Beſchwerde, Rekurs. 

Berufungs-Akten, ſ. Akten. 

Berufungsfriſt, ſ. Berufung. 

Berufungsſchrift. 

Beſchädigten, Ausſchließung von Gerichts- 

perſonen wegen bes. 52, 58. 

Ablehnungsrecht des. 56. 

Vernehmung des. TA, 76, 127, 131 

deſſen Beziehung auf die rechtliche Be- 

Ihuldigung. 138 Abi. 4, 5, 8, 10 

Abi. 4 

Borladung des. 219, 

Rechte des, bei der Schlußverhandlung. 

dem, zuftehende Rechtsmittel. 192, 300 

d, 301, 363. 

— Verfahren über feine Anjprüce. 352— 
364, 

Beſchädigung, körperliche, ſ. Verletzun— 
gen. 

Beſchäftigung des Beſchuldigten und der 
Zeugen. 125, 174, 232, 292 c, 386. 

— beren Einfluß auf die Beſchuldigung. 
138 Abſ. L 

— Geftattung gewohnter. 165. 

Beſchaffenheit der That, 66, 270 Abſ. 4. 

— Des Zeugen. 269 e. 

Beſchau, j. Gutachten, 

Beſcheid, Erledigung durch. 200, 314. 
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Beichimpfungen bei der Schlußverhand- 
lung. 244—246, 

Beidhlagnahme von Briefen. 110, 111. 

Beſchleunigung des Verfahrens. 4, 26, 49, 
66. 

Beſchluß Über die Auslieferung. 46. 

— über Delegirung. 49. 

über Anzeigen. 63, 

— im Unterjuchungsverfahren. 65. 

auf Einleitung der Unterfuchung. 145. 

über bie Verhaftung. 153, 157. 161, 

— über eine gejchloffene Unterfuchung. 192 

—212, 377. 

im Zuge der Schlußverbandlung. 220, 

221, 224, 236, 244, 254, 257, 293, 

294, 306, 342, 

Beihlußfaffung der Gerichte. 15 a, 17— 
24, 35, 36, 189. 

— ber höheren Gerichte insbejonbere. 207, 
208, 302. 

Beihränfung der Gefangenen. 163, 424. 

— bes Berufungsrechtes. 301. 

Beihreibung von Perjonen und Saden. 
87, 92, 102, 128, 138 Abf. 5, 160 a, 
180, 184, 241, 356, 357, 381, 382, 
283, 

Beichuldigten, durch den, fich ergebende Aus- 

ſchließungsgründe. 52, 58. 

Ablehnungsrecht des. 56. 

Hausdurchſuchung nach dem. 106. 

wer als folcher anzufeben ift. 134, 145. 

deſſen Borladung , Borführung und 

Verhaftung 148—162. 

beffen Berhör. 172—185, 190, 405. 

dem, zuftebende Rechtsmittel. 49, 201— 

212, 


beffen Rechte bei ber Schlußverhandlung. 
213— 256. 

beffen Ueberweiſung. 261—282. 

beffen Pflicht zum Koftenerfage. 332. 
abwefende und flüchtige, Verfahren gegen. 
378—398. 

bei Uebertretungen. 416—436, 
Beſchuldigung, rechtliche. 134—147. 
Beihwerde gegen die Delegirung. 49. 

— gegen das Einfchreiten eines Staatsan- 
waltes. 59, 


Beſchw · Betr 


Beſchwerde gegen Verfügungen im Unter⸗ 
fuchungsverfahren. 65, 161. 

— gegen andere Berfügungen. 214, 220, 

221, 314. 

gegen Gefangenaufjeber. 171, 

wegen ber Koften. 344. 

bei Uebertretungen, 424, 427. 

Beftrafung einer ungegrüinbeten. 315. 

Beihwerbeführung, ſ. Beſchwerde. 

Beſchwerdepuulte, deren Aufllärung. 202, 
204. 

Beſetzung des Gerichtshofes, ſ. Beſchluß— 
faſſung. 

Beſichtigung von Perſonen und Sachen, ſ. 
Augenſchein. 

— ber Gefängniſſe. 169, 

Befinnen auf eine Antwort. 178. 

Befis, Abläugnung des. 104, 

— von Sachen als Grund zur Haus- 
durchſuchung. 106, 109, 

— von Werkzeugen. 138 Abf. 1, &. 

Befiter, reblicher. 354. 

Befonnenheit beim Berbör. 178. 

— bei der Zeugenausfage. 269 c. 

Beſprechung mit dem Angellagten. 166, 
215, 234. 

— zwifchen Zeugen. 239, 

Beftätigung von Thatjachen und Ausfagen. 
141, 233, 263, 426 a. 

— ber Erfenntniffe. 211, 301, 309, 310. 

Beſtechung eines Zeugen. 269 a, 

Beftellung des Vertheibigers, 213, 216, 

. 345, 346, 391. 

Beftimmtheit der Ansjagen. 141, 264 a, 
269 b. 

Beitrafung, Rechtmäßigkeit einer. 1. 

Beitrafung, ſ. Disciplinarftrafe, 
Strafe. 

Beſtürzung des Beichuldigten. 143, 

Beſuch bei Gefangenen. 166, 171. 

Betheiligter, ſ. Beihädigter, Privat- 
anfläger. 

Betheilung von Armen. 323. 

Betrag des Schadens. 127 a, 270 Abf. 2, 
359, 360, 362. 

— ber Gebühren. 333, 338, 339, 2348, 

Betragen ber Gefangenen. 170 f, 


Betr— Bew 


Betretung, Gerichtsftand nach der. 48. 

— auf friiher That. 151, 426. 

Betrug, Durch, entzogene Gegenftände. 383. 

Bettgewaud, Geftattung von. 165. 

Beurlaubte, Gerichtsbarkeit über. 47, 

Beurteilung der Beweiſe. 258, 259, 260, 
405. 

— ber Echtheit einer Urkunde. 273, 

— des Angeflagten. 296. 

Bevollmächtigter des Betheiligten. 37, 352, 

— bes Beihuldigten. 387, 419, 428, 

Bewachung im Haufe, 424. 

Beweggrumd zur That. 281. 

Beweggründe, ſ. Eutſcheidungs— 
gründe. 

Beweis ber Echtheit einer Urkunde. 96, 274, 

— SHerftellung des. 60, 102, 

— ber Derbachtsgriinde. 144. 

rechtlicher. 258— 282. 

— allgemeine Grunbjäte. 258, 259, 

260. 

durch den Augenfchein. 261, 262. 

duch Sachverſtändige. 261, 268. 

durch das Geſtändniß. 261, 264— 268. 

durch Zeugen. 261, 269— 271. 

durch Urkunden. 261, 272—277. 

durh Zufammentreffen von Bemweisarten 

oder Verdachtsgründen. 261, 278—282. 

des Eigenthums. 352. 

bei der Wiederaufnahme. 375. 

im Standrecht. 405, 408, 

bei Uebertretungen. 419, 426, 

Beweidarten, rechtliche, 261. 

— mvollftändige. 140, 278, 281. 

Beweiderfordernifie. 260. 

Beweisfrage, Erörterung der. 254, 

Beweidführung. 228, 253. 353, 419. 

Beweistraft, ſ. Beweis. 

Beweismittel, verbotene Erlangung ber, 146, 

— Beilhaffung ber. 175, 242, 248, 377 
—3%, 419, 435. 

— Berüdfihtigung der. 259. 

— Auffinden neuer. 365—369. 

— Freifprechung wegen Abgang der. 287. 





Frühwald, Strafprozef, 


Ben— Bür 


Bewilligungen, gerichtliche. 165, 167, 189, 
214, 221, 223, 254, 289, 
334, 3517. 

— bes ficheren Geleites. 389. 

Bewußtſein, Mares, bei Ausjagen. 132 c, 
264 b. 

— ber Schuld. 179. 

Bezeichnung von Sachen. 102. 

— von Perjonen. 200 f, 253. 

— ber ftrafbaren Handlung. 253, 283 a. 

Bezirk der Gerichtsbarkeit. 25. 

Bezirfsämter als Strafbehörben. 7 a. 

— beren Beamte und Diener. 117, 158, 
321. 

Bezirfäbehörde, politische. 326. 

Bezirkägerichte als Strafgerichte. 7—13. 

— beren Wirkjamfeit im Unterfuchungsver- 
fahren. 106, 116, 152, 380, 382. 

— beren Verfahren bei Uebertretungen. 416 
—436. 

Bezüge aus Eaffen. 321. 

Bildungsftufe der Gefangenen. 164. 


Bilfigfeit in Beftimmung der Gebühren, 348. 

Biſchof, Mittheilung der Akten an den. 320, 

Blätter, öffentliche, Einfchaltungen in. 87, 
382, 383, 387, 398, 414. | 

Blödfinn, verftellter. 182, 

Bogen, Unterjchrift der einzelnen, des Pro- 
tofolles. 130, 184. 

Votengänge, Gebühren für. 332, 333. 

Brandlegung, Thaterhebung bei einer. 100, 

— Standrecht wegen. 397. 

Briefe, Durchſuchung, Beſchlagnahme und 
Eröffnung von. 108—111. 

— ber Öefangenen. 167, 

Briefmarken, Gutachten über, 91. 


Briefwechfel, verbächtiger. 138 Abf. 2, 139 
Au 


Bruch des Verſprechens bei der Stellung auf 
freien Fuß. 162, 

Brüdenmauth, Befreiung von der. 331. 

Bürgerpflicht, allgemeine, zur Verwendung 
als Gerichtszeuge. 69, 
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Ein— Pitt 


C. 


(Siehe auch K.) 
Capital, undeutliche Bezeichnung des. 139 | Civilftrafgericht Erſcheinen von Militärper— 


D12 


fonen vor dem. 120, 121. 


Eaffenbeamte deren Borladung und Ber: Collegialgerichte als Strafgerichte. 3, 


baftung. 117, 158, 321 

Gantion, Vollzug des Verfalls der. 328, 

Gedent, unbefannter. 139 D 8. 

Gefftonar, verbächtiger. 139 D 6. 

Chef der Landesbehörde, |. Landeschef. 

Chemiler, Zuziehung von. 91. 

Civilgericht, Einfluß der Entjheidungen 
des. 4. 

— Anzeigen an das. 158. 

— beffen Pflicht zur Anzeige. ZL. 

Civilgeſetze, deren Berücfichtigung. 361, 
371 

Civilrechtsweg, Anweifung auf den. 354, 
358, 362, 364, 

Civilrichter, Exkenntniffe des. 4. 

— bat die Erefution auf Entſchädigungs— 
Erfenntniffe zu bewilligen. 363, 

— Entjhädigungsforderung vor dem. BTL 

Givilftand, fiir den, gilt die Strfpr. Orb. L 

Givilftrafgeriht, Abtretung der Verhand⸗ 
fung von dem, an das Militärgericht. 47. 


Collegien der Richter, f. Berfjammlungen. 

Comitatsbehörde. 171. 

Comitatsgericht als Strafgeriht. Tb, 10, 
11 

Comitatövorftand. 396, 398, 402, 414, 

Competenz, ſ. Zuftändigfeit. 

Confeſſion, ſ. Geiſtliche. 

Coufrontation, ſ. Gegenſtellung. 

Eontroffe der Rechtspflege. 426. 

Eontumacial:Berfahren, 335 — 395, 423, 

Eonventiond: Münze gilt im Strafverfah- 
ren. 6. 

Corpora delicti, j. Gegenftände. 

Corporalihafts:Commandant. 121. 

Correſpondenz der Behörben. 26, 33, 

Greditspapierverfälihungen, Berfabren bei. 
61, 98, 105, 201, 333, 

— Gerichtsftaud bei, in Ungarn 10, 16. 

— Anzeige der Ergebniffe der Unterfuhung 
wegen. 320, 


D. 


Dampfihifffahrt, Angeftellte dabei. 69. 
Darleiher Berbächtiger. 139 D 6. 
Darftellung der That bei Todesurteilen. 323. 
Dafein der Beweiserfordernifie. 260. 
Daner ver Verhandlung. 222, 

— einer Unterfudung. 82, 

— ber Feftnehmung. 158. 

— der Strafe. 286, 305, 311. 

— des Stanbredhts. 406. 

Dazwiſchenkunft anderer Behörden. 28, 33, 
— des Staatsanwalts. 318, 327. 
Delegation, Einfchreiten darum. 252, 
Delegationd: (Delegirungs⸗) Recht. 49. 
Depofiten, j. Berwahrung. 

Diäten. 332, 339. 


Diener, öffentliche, deren Borladung und 
Berbaftung. 117, 158, 321 

— — deren Berwendung in Strafjaden. 
152, 380. 

— — Ausjagen der. 277, 422, 426 ce. 

Dienft, aktiver Militär. 120. 

Dienftbehörde, nöthige Bewilligung der. 
112 b, 214. 

Dienfteid, Ausjagen unter dem. 422. 

Dienftleiftung, j. Dienft. 

Dienjtlente eines Gefandten. 48, 

Dienjtrang bei der Abftimmung. 21. 

Dienftverhältniffe einer Wache. 93. 

Dienftverrihtungen als Ausichliegungs- 
grund, 53, 58. 


Diener, öffentliche, find vom Amte eines | Dienftvorjcriften der Wache. 93. 


Gerichtszeugen befreit. 69. 


Diktiren der Antworten. 185. 


Dipl—Eig 
Diplomatiſches Corps, ſ. Geſandte. 


Direzione della zecca. 99, 

DisciplinarsAuffiht. 30 k, 321, 

Disciplinar: Beitrafung der Gefangenen, 
168. 

— — bei der Schlußverbandlung. 244,245, 
246, 

DisciplinarsGewalt des Oberftaatsanmwal- 
tes, 32 b. 

— — des Vorfißenden. 226. 


Dis — Ein 


Discuſſion, ſ. Berathung. 

Doctorat, ſ. Grade, akademiſche. 
Dolmetſch, Verwendung und Gebühren des. 
97, 123, 124, 184, 332 e, 336, 337, 

Drohungen, erlaubte. 113, 244, 

— verbotene. 177, 266. 

— als Verdadhtsgrund. 135 Abi. 4 
Druckſchriften, deren Verwahrung. 102, 
— Berfall von. 329, 
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DisciplinarsStraic wegen Unziemlichkeiten. | Durchſuchung eines Haufes 2c. 104—109, 


244— 241. 


160. 


€. 


Echtheit einer Urkunde. 96, 274. 

— von Ereditöpapieren und Münzen. 98, 

Edikt, Erlafjung eines. 356, 386, 387, 

Ediktalfrift, Verlauf der. 358, 391. 

EdiftalsBerfahren, 385—395. 

Effekten für Gefangene. 165. 

Ehe, Siltigfeit einer. 4, 361. 

— Band der, als Ausfchliegungsgrund. 52, 
55, 58. 

Ehegatte des Beihuldigten, Nechte des, 
372, 337, 427, 

Ehegericht, Erkenntniſſe des. 4. 

Ehehinderniß, Entſcheidung darüber. 4. 

Ehre, Schonung der. 159, 165. 

Ehrenbeleidigungen, geheime Situng bei. 
224, 

— an Militärperfonen. 37, 

Ehrenzeichen, Verluft von. 321. 

Ehrfurcht, vor Gericht. 228, 244, 245, 246. 

Eid der Sacverftändigen und Zeugen. 81, 

Eidesablegung, Form der. 131. 

Eidesformel für Sachverftändige und Zeu- 
gen. 81, 131. 

Eidesftatt, Berfiherung au. 133. 

Eigenſchaft des Vertheidigers befreit won der 
Ausjage zc. 113 b, 133, 183, 239, 

— bebenfliche des Capitals. 139 DL 

Eigenthum, Berlegungen des. 100, 101, 

— Beweis des. 353, 

— Wiedererlangung des. 354, 


Eigenthum, Zerftörungen des, Standrecht 
wegen. DIT. 

Eigenthümer, unbefannter. 358. 

Einbegleitungsberiht von Beſchwerden. 

Einberufung, Erlaſſung der. 388. 

Einbringung der Gelditrafen. 6. 

— des Berhafteten. 120 b. 

— der Berufung. 302. 

— ber Gebühren. 350, 351. 

— von Militürperjonen. 404, 

— eines Gnadengejuches. 330, 430. 

Einflehten der Verdachtsgründe. 177. 

Einführung der Sicherheit in Gefüngnifien. 
171 

Eingaben der Gefangenen an böbere Bebör- 
ben. 167, 

— an Strafgerichte, unmwahre. 315, 

— don Sträflingen. 320. 

— Gebührenfreibeit der. 331. 

Eingang des VBerhörs, 184, 

Eingehen eines Vertrags. 139 D 8, 

— in die Hauptjache. 207, 209, 304, 

Einhelligkeit der Ausfagen. 271. 

Einlangung der Alten. 192, 

Einleitung des Strafverfahrens. 37, 50, 61. 

— ber Special-Unterfuchung. 142,145, 147. 

ber Unterfuhung, Abftehen von der. 189, 

neuer Erhebungen. 242, 

der Wiederaufnahme des Verfahrens. 372, 

des Contumacial-Verfahrens. 386. 

des Standrechts. 398, 

33 * 
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Ent— Erg 


Einleitung von Erhebungen bei Nebertretun- | Entfliehung, |. Entwei Hung. 


gen. 420. 
Einlieferung des Beichuldigten. 45, 201,382, 
Einmengung ungehöriger Erdrterungen. 253. 
Einrechnung in die Frijten. &. 
— ber Unterfuchungshaft. 313. 
Einrichtung der Gefängniſſe. 
Einrückung in öffentlichen Blättern. 157, 
Einſchaltung, j. Einrückung. 
Einſchickung der Akten, ſ. Akten. 
Einſicht der Alten, ſ. Akten. 


Einſpruch gegen eine Verurteilung. 21 

Einftellung des Verfahrens. 24, 30 c. 

Einſtellungs-Beſchluß. 196 a, 197, 199, 
201, 202—212. 

— Erſatzanſprüche bei einem. 364, 

— Wiederaufnahme gegen einen. 365. 

Einvernehmen mit dem Staatsanwalt. 
161. 

— mit anderen Behörden. 207, 329, 338, 

Einverftändniß der Parteien, 37, 241, 

— ber Mitjchuldigen. 271 e. 

— per Minifterien. 397. 

Einzelnrichter, ſ. Bezirksgerichte. 

Eiſen, ſ. Feſſeln. 

Eifenbahnen, dabei Angeſtellte. 69, 117, 
158, 321. 

Eltern, ſ. Verwandte. 

Empfang eines Capitals. 139 D 3. 

— von Briefen. 167, ſ. Briefwedjel, 

End⸗Erkenutniß,-Urteil, V, VII. 

Endzwed, ſ. Zweck. 

Entbehrung, Erleiden einer. 424, 

Entbindung, Abwarten ber. 312, 

Entbindungstoften, Erſatz der. 338. 

Entdedung eines Verbrechens. GL. 

Entfernung des anf freiem Fuße Belafjenen. 

162, 395, 

vom Site des Gerichtes. 25, 116, 333, 

der Gerichtsperfonen vom Augenſchein. 

82, 

von Spuren. 138 Abf. IL. 

aus der Sigung. 226, 244, 

von Hinderniffen, 268. 


68, 
38 


| 


Entgaug am Erwerbe. 334, 

Enthaltung von der Abftimmung. 24. 

— von Amtshandlungen. 55, 22. 

Entlommen, j; Entweihung. 

Entfräftung der Berbadhtsgründe. 288. 

Entlaffjung des Berhafteten. 170, 316, 317. 

Eutlaſtungs-Beweis. 120, 175, 189, 260, 
289, 

Entihädigung, Verfahren in Bezug auf bie. 
127,176, 343, 352—364, 383, 408, 431. 

Entfheidungen der Strafgeridhte. 15, 16, 
38, 50, 64, 65, 227, 255, 257,283 ‚244 
352— 364, 372— 376. 

— {ber die angefuchte Straflofigkeit. 390. 

Entjheidungsgründe, Ausfertigung von. 
199, 200, 201, 291, 292, 419. 

Entfhuldigung der Verzögerung. 27. 

— des Ausbleibens bei Uebertretungen. 428. 

Eutſchuldigungs-Beweis. 120, 260. 

Entfegung von der geiftlichen Würde, 320. 

Entfieglung von Schriften. 108. 

Entweichung der Gefangenen. 46, 168, 169, 
381. 

Entweichungsverjud, Vorkehrungen dage- 
gen. 168, 

Entziehung des Erwerbes. 334. 

Erben, Berufungsrecht der. 300 d. 

Erfahrung über Thatumftände. 264 d, 267, 
269 f, 270 Abi. 3. 

Erforderniffe zum Waffengebraud. 139 A 2. 

— des Geftändnifjes. 264. 

— der Zeugenausfage. 269, 

— des Beweifes, Berufung wegen ber. 299 c. 

Erforſchung des Thäters. 60, 

— der That. 66. 265. 

— eines Rufes. 70, 

— mittelft Sachverftändiger. 78, 85, M. 

— ſpurloſer Handlungen. 103. 

— der Wahrheit. 236, 238. 

— eines Abmwejenden. 378. 

— des Hauptihuldigen im Standredit. 408. 

Ergänzung der Stimmführer. 18. 

— des Verfahrens. 23, 51, 65, 192, 193, 
195, 206, 208, 220, 250, 375. 

— einer Ausſage. 75, 126, 178. 

Ergreifung, Gerichtsftand nach der. 43. 


Erg— Fam 
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Ergreifung auffrifcher That. 188, 247,403, | Erleichterung des Berfahrens. 49, 


ſ. That. 

Erhaltung der Sicherheit. 171. 

— ber Orbnung. 226. 

Erhebung des Thatbeftandes. 3, 39, 47, 60, 

— bes Schabens. 76, 176, 359, 408, 

— ber Verdachtsgründe. 144. 

— von Entlaftungsbeweijen. 175, 189, 289, 

Erhebungen, neue. 192, 195, 205, 220, 
235, 242, 248 b, 250, 251. 

— lebereinftimmung der. 264 d, 265, 266, 
269 f, 271 c. 

— behufs der Wiederaufnahme. 372, 374. 

— bei lebertretungen. 417, 419, 435. 

Erholung, nöthige. 248. 

Erinnerung des Staatsantwaltes. 63. 

— an ben abgelegten Eid. 81, 229, 422, 

— an bie bei der Sitzung Anwejenben. 228, 

Erinnerungd = Vermögen, geſchwächtes. 
132 e. 

Erfenntniffe der Eivilgerichte. 4. 

— der Ehegerichte. 4. 

nah geſchloſſener Schlußverhandlung. 

283— 294. 

— Berufung gegen. 295—315. 

— Bollftredung der. 352—364. 

friihere, Wiederaufnahme gegen. 367— 

376, 

— gegen Abwejende und Flüchtige. 391. 

— in Uebertretungsfällen. 419, 423, 425— 
429, 

Erflärung des Standredhts. 396—399. 

Erkrankung des Angeflagten. 248 a. 

Erkundigung über eine ftrafbare Handlung. 

x 138, Abf. 3. 

Erlangung von Verdachtsgründen, verbo- 
tene. 146. 

Erledigung einer Strafjache. 196. 


Ermahnungen im Laufe des Verfahrens. 
Ermefjen des Staatsanwaltes. 37. 

— richterliches. 111, 128, 229, 239, 248, 
Ermittlung der Wahrheit. 225. 

— des Schadens. 352, 

— des Aufenthaltsortes. 378. 

Ernährung der Angehörigen. 343, 

Ernft, anftändiger, beim Berhöre. 179, 


Eröffnung von Briefen. 111. 

— ber Schlufverhandlung. 228. 

Erörterung, münbliche. 193, 

— ungehörige. 225, 253, 255, 408. 

Erjat der Koften des Strafverfahrens. 341 
— 344. 

— bes Schabens. 352—364. 

Erfagrichter, Beizichung von. 222, 

Erjhwerung der Unterfuchung. 151c, 156b, 
424, 

Erſchwernugsumſtäude, Berüdfichtigung der. 
66, 270 Abf. 1, 292 8. 

Erftattung, ſ. Erſatz. 

Erſuchſchreiben. 12, 26, 33, 379, 

Ertheilung eines Zeugniffes. 147, 189, 289. 

— bes ſicheren Geleites. 389. 

Erwachſene, ſ. Zuhörer. 

Erwerb, Mangel des redlichen. 142, 

— des Berinteilten. 6, 322, 334. 


Erzählung in der Ausjage. 126, 175, 181, 
233, 234, 264 c. 

Estortirung, Koften der. 332, 333. 

Erelntion des Entihäbigungsurteils. 363, 

— eines vor dem Strafgerichte gejchloffenen 
Bergleiches. 354. 

Eremtion des Gejanbten. 48. 


' Erperte, ſ. Sachverſtändige. 


4. 


Fahrläſſigkeit, Erhebung der. 66, 
Fakultäts⸗Gutachten. 85. 
Fallfriſten. 5. 

Falſifikate, Aufbewahrung der. 98. 


Familie der Gejandten. 48. 

Tramilienverhältniffe, Fragen darum. 125, 
174. 

Fafſung des Berhörten. 179. 


Familie des BVerurteilten, Berüdfichtigung | Fehlgeburt, Merkmale einer. 139 B. 


ber. 6, 107, 322, 328, 


Feiertage, Einrechnung ber. 5. 


518 Fei— Gat 

Feiertage, Urteilsvollzug am. 316, 323. 

— Fortfebung der Verhandlung am. 248. 

Feilbietung, gerichtliche. 355— 358. 

Feilfhaften, Verfall von. 286, 305, BIL, 
329, 

Feindfchaft des Zeugen. 132 L 

Fenſter in den Gefängnifien. 169. 

Fertigkeiten, zur Erforihung nöthige. 78. 

Fertigung des Inhabers. 102, 

Teffeln, Anlegen von. 168, 169, 175, 228. 

Feſtnehmung, einftweilige. 154, 155. 

— vorläufige. 382, 424, 

Feititellung des Prototolles. 257. 

Feittag, ſ. Feiertag. 

FinanzeLandesdirection. 338. 

Tinanz:Minijterinm. 98, 332. 

Finanzwache. 47, 93, 117, 151, 152, 158, 

Flucht in ein Haus. 106, 

— NAnftalten zur. 1bl a, 156 c, 424. 

— ſ. Entweidhung. 

Flüchtige, Verfahren wider. 377—395, 435. 

Förmlichkeiten der Eidesabfegung. 131. 

— des Erfenntnifjes. 298, 

— des Standrechtes. 408. 

Folgen, |. Rechtsfolgen. 

Forderung, unklare. 139, D1, 7 

— der Gebühren. 337. 

Form der Ausfertigung der Erkeuntniſſe. 
199, 292, 384. 

Formgebredhen, Berufung wegen. 208, 297, 
298, 303, 310. 


Fortführen des Strafverfahrens durch den | 


Privatlläger. 37. 
Fortſetzung des Verfahrens. 4 
189, 197, 389, 
— des Verhörs. 172, 
— ber Schlußverhandlung. 248, 252. 


4, 41, 50, 186, 


Fort— Geb 


Fortſetzung der Aufbewahrung. 384, 

— einer ftrafbaren Handlung. 270 Abj. 4 

— einer Reife. 425, 

Fragen, Abjtimmung über einzelne. 24,227. 

— an den Zeugen. 116, 125, 126. 

an den Bejchädigten. 127 

an die Sachverſtändigen. 83, 32. 

an ben Beichuldigten. 174—178. 

bei der Schlufverhandlung. 232, 234, 

243, 264 ce, 271 b. 

Frantfurt a. M., Schriſtenwechſel mit. 26. 

Frankreich, Verkehr mit. 26.331 

Frauensperſon. Beſichtigung einer. D4. 

| Verdachtsgrüude gegen eine. 139 B. 

— Züchtigung einer. 325. 

Freien Fuß, Stellung auf. 153, 162, 200d, 
219, 389, 

ı Freiheit, Setzung in. 199, 316. 

Freiheitsſtrafe, Vollzug der. 321, 322, 324, 
429, . 

Freilaſſung des Verhafteten. 152, 199, 316, 
317. 

| — Urteil auf. 287, 290, 342, 





-2 — Wiederaufnahme dagegen. 367, 369, 
— 


— Vollzug des. 316, 317. 
Ir emde, ſ. Auslieferung, Geſandte. 
Friſten, Berechnung der. 5. 
— GIER 65, Be 203: 204, —— 
Fürwahrhalten, vichterliches. 258. 
Furcht des Beihuldigten. 143, 172, 
Fuß, freier, |. Freien Fuß. 
uhren, j. Transportirung. 


6. 


Gaben, milde, bei Hinrichtungen. 323, 
Galgen, Urteilsanfchlag am. 340, 392. 
Gang der Verhandlung. 232, 408. 
Ganggebühr. 333. 

Gatte, |. Ehegatte. 

Gattung von Waaren, 139 D 4. 


Gattung der ftrafbaren Handlung. 283 a, 
368, 

Geber, Willen des. 322. 

Geberden, zweideutige. 264 a. 

Gebraud der Vernunft. 95. 

— ber Waffen. 139 A 2. 


Geb—Geg 


Gebrehen ver Gefängniffe. 171. 

— im Berfahren. 208, 418, 427. 

Gebredhjlidgkeit der Zeugen. 114, 241. 

Gebühren, Erſatz der. 302. 

— für Zuftellungen, Borladungen, Boten- 

gänge, Vorführung, Wachebegleitung und 

Transportirung. 332. 

ber Zeugen. 334. 

der Militärperfonen. 334. 

ber Gensb’armerie. 334. 

der Sachverſtändigen und Dolmetſche. 

335, 336, 337. 

bes Scharfrichters. 340. 

— ber Vertreter. 345— 350. 

Gebiührenbeftimmung. 349. 

Gebührenfreiheit. 331. 

Geburt, Spuren einer. 139 B. 

Geburtöhelfer, Befihtigung durch. 24. 

Geburtsort, Fragen um den. 125,174, 232, 

— Nnzeige des. 404, 

Gebnrtäregifter, Zeugnifie baraus. 275. 

Gefährlichkeit des Beichuldigten. 169. 

Gefälldsllebertretungen, Verwandlung der 
Geld» in Arreftftrafe bei. 9. 

Gefängnifie, Mangel an. 49. 

— Borfriften über. 163—171, 324, 424. 

— Flucht daraus. 168, 381. 

Gefängnißftrafe. 226. 

Gefahr am Berzuge, Vorkehrungen bei. 30 b, 
50, 55, 63, 65, 78, 79, 106, 108, 117, 
157, 396, 

— für die Unterfuchung. lölc, 156b, 424, 

— für Andere. 168, 173, 

— bes Berberbens. 357. 

Gefangen-Anftalt. 165. 

Gefangen Anfjeher, Vorſchriften für. 169, 
T2L 

Gefangene, Behandlung ber. 163— 171,424. 

Gefangenhang, |. Sefängniffe. 

Gefangenwärter, ſ. Gefangenauffeber. 

Gegenpartei, Bernehmung der. 347, 
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Gegenftellung der Zeugen. 129, 

— mit dem Befchuldigten. 183. 

Gegenwart des Staatsanwaltes bei Bera- 
tbungen. 35, 63, 205. 

— am Orte ber That. 138 Abf. Z 

— von Gerichtsperfonen. 67, 82, 88, 108, 
130, 166, 291, 323, 402, 

Gehalte, Verluſt von. 321. 

Geheime Situng. 224, 419. 

Geheime NRäthe, Anzeige von der Unter- 
fuchung gegen. 61, 145. 

Geheimhaltung des Anzeigers. 71. 

Gehilfen des Scharfrichters. 333, 340, 402, 


Gehorſam gegen das Gericht. 25. 


Geiftesfranfgeit, Folgen einer. 329. 

— Unterſuchung einer. 95. 

Geifteszuftand, Unterfuchung des. 95. 

Geiftlihe, Gerichtsbarkeit über. 25. 

— Anzeige von der Unterfuchung gegen. 61, 

145, 416, 

Verhaftung eines. 159. 

Mittheilung der Aften über. 320, 

Straforte für. 324, 429, 

als Zeugen. 112 a. 

deren Bejuch bei Gefangenen. 166. 

Urteilsvolzug an. 320. 

Berpflegung verhafteter. 343, 

Geiftlihes Gericht. 4. 

Gelafjenheit beim Verhör. 173. 

Geld des Berhafteten. 160 c, 165. 

Geldbußen als Ungeborfamsftrafen. 57, 315. 

Geldforten, bedenkliche. 139 C 2. 

Geldftrafen, allgemeine Regel über. 6. 

— als Zmwangsmittel. 79, 109, 118, 119, 
139, 155, 230, 245. 

— Rechtsmittel gegen. 231. 

— Milderungsrecht bei. 286, 305, ALL. 

— Eintreibung ber. 327, 

— Bemweisführung bei. 422, 

Geleite, ficheres. 389. 

 Gelöbnif, f. Berfpreden. 


Gegenftände des Augenicheins. 77, 82—102. | Gemeinde, deren Mitwirkung im Strafver- 


— ber ftrafbaren Handlung, Borjchriften | 
über. 104, 106, 107, 138 Abf. 8, 139 C 
2, 151 b, 160 c, 180, 228, 241, 419, 
— Burüdftellung entzogener. 353—358. 
— Beſchreibung entzogener. 383. 


fahren. 69, 831. 
Gemeindes Ausfhuß, Verurteilung eines. 
321. 


ı Gemeinde-Beamte. 117, 158, 321, 426. 
 GemeindesBehörden, Verkehr mit. 26, 38, 
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Gemeinde:Behörden Mittheilung der Erflä- | Gerichts = Commifläre bei Hinrichtungen. 
rung des Standrechts an. 398, 323. 

GemeindesBorfteher, deren Mitwirkung im | Gerichtshaus, Bertündigung der Todesur— 

Strafverfahren. 69, 106, 149, 152,382, | teile im. 325, 

383. Gerichtshöfe erfter Inſtauz. 7—16. 

— — Berurteilung eines. 321 — deren Wirkſamkeit im Unterfuhungsver- 

Gemüthsart, vaubere. 143, | fahren. 62, 63, 64, 157, 161, 

Gemüthsbeklemmung des Verhörten. 179, — deren Beſchlüſſe über geſchloſſene Uuter— 

Gemüthsbeſchaffenheit des Zeugen. IU2. ſuchungen. 189, 191—212. 


— des Angeklagten. 281. — deren Schlufverbandlung und Erfennt- 


Gemüthserſchütteruug des Berhörten. 179. | uiſſe Darüber. 38,213—257, 283—315, 


; j 331—364. 
Gemüthskraukheit, Unterfuchung einer. 95. | , 
ie Unterf — — 95, — beren Entſcheidungen anderer Art. 50, 
— bes Zeugen. 132 e. 3259, 370377, 393—395, 401, 
Genehmigungen, böbere, zu einzelnen Amts— ß i 
re erforderliche. 2 46, 145 Gerichtshof, oberfter, deſſen Wirkjamteit 
Tr in Straffachen. 9, 19, 49, 50, 57, 65, 


192, 249, | 
— des Protofolls. 257 | 211, 295, 301, 306, 308, 310—313, 
J 330 


Geneigtheit zu ſtrafbaren Handlungen. 8 
Gensd’armen, Rechte und Pflichten der. 106, Gerichtsmitglieder, — der, zur Frage— 


ftellung. 243, 
‘ 1 “ 286— 
121, 152, 333, 380, 382, 888. Gerichtsort, Thaterhebung am, und aufer 


Gendd’armerie, Beiftand der. 27, dem. 103, 
— Mittheilung von Monatsausweifen an | Gerihtäperfonen, Ausſchließun g und Xb- 
bie. 820. | lehnung der. 52—59. 


Genugthunng, Erkenutniß über bie. 359. Gerichtsſaal, Disciplinargewalt im. 226 
Geräthe, Geräthſchaften, Verfall von. 286, = —— — 


305, 311, 329, Gerichtsſiegel, Beidrüdung bes. 102, 
Gerichte, deren Wirkungstreis. 7—28. Gerichtsſitzuug, Verfahren bei, während 
— Abftimmung ber. 20—22. der, begangenen ftrafbaren Handlungen. 
— beren Berfehr mit anderen Behörden. 247, 

26—28. Gerichtsſprache, Untenntniß ber. 123, 184. 
— Berhältniß der Staatsanwaltichaft zu Gerihtsfprengel, ſ. Gerichtsbarkeit. 

den. 29—36. Gerichtsſtand, Vorjchriften über den. 38— 
— beren Zuftändigfeit. 33—51. 46, 375, 401. 

— Ablehnung ber. 56, SZ — Befangenheit des. 49. 
— Erfenntniffe der. 233—315, 352—364. Gerichtsvorſitzender, Wirkjamkeit des. 213 
— ordentliche, Abgabe vom Standredhte an — 257. 

bie. 409, Gerichtsvorſteher, Wirkſamleit des. 54, 55, 
Gerichtsakten, ſ. Akten. 98, 99, 165, 169, 171, 192, 214, 
Gerichtsbarkeit in Strafjahen. 7—28. Gerichtözeugen, Amt und Verwendung der. 
— Ausnahmen von ber. 25, 47, 48, 67, 68, 69, 77, 172, 184. 

— Grenzen ber. 50. Gerichtözuftändigleit, j. Gerichtsſtand. 
Gerihtöbenmte beim Verhöre. 184. Gerücht, Erforfhung eines. 70. 
Gerihtöbehörde, j. Gerichte. Geſammtbeſchluß über die Beftrafung. 24. 


Gerichtsbeiſitzer, ſ. Gerichtszeugen. Geſammtüberſicht über die Strafrechtspflege. 
Gerichtsbezirk. 39, 425. 32 e. 
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Geſammtwerbindlichkleit, Verpflichtung zur. 
341, 362, jage. 266, 269 a. 

Gefandte, Behandlung der. 48, — öffentliche, Standrecht wegen. 397. 
Geſandtſchaftsperſonale, Behandlung des. | Gewerbe, Fragen um das. 125, 174, 232, 
48, — Bezeichnung des, im Urteile. 292 c. 
Geſchäft, Ungiltigkeit eines. 361. — Berluft eines. 286, 305, 311, 329, 422. 
Geſchäftsführung, gerichtliche. 11, 54, 145. | Gewerbslente, Anzeige der Verurteilung von. 

Geſchäftsgang, den, betreffende Alten. 215. | 320, 
Geſchäftsverkehr mit dem Staatsanwalte. | Gewinn, entgangener. 76, 101, 127 a, 359. 


Gewaltthätigkeit zur Erlangung einer Aus- 








ni Gewinnfuct, Verbrechen aus; Einfluß auf 
— mit anberen Behörben, 26, 27, 28, 33, die Beeidigung. 132 b. 
Gejhente, Annahme geheimer. 139 AL — — Verdachtsgründe bei. 139 C. 
— au Gefangenaufieher. 169. — — lleberweifung bei. 281 c. 


Geſchichte des Strafverfahrens. ©. 1. Giltigkeit von Amtshandlungen. 51. 
Geſchlecht des Verhafteten. 164, — eines Gejchäftes. 361. 


— Perſonen des männlichen, Können der Gläubiger, Verhältniß eines. 52, 58. 
Schlußverhanbfung beiwohnen. 223. Wianbwürbigken von Thatfachen. 4, 82, 

Gejesledhtöname bes Hingerihteten. 313. | _ yon Beweismitteln. 244, 260, 269 e 

Geſchwiſter und Gefchwifterfinder bes 275. u ' ö 


Beihuldigten; Rechtswirkungen dieſes Gnadengefuche, Verfahren bei. 330, 430, 
Derhältnifiee., 52, 58, 115, 153, 188, Grad per Berwanbtieaft. 52,58. 


239. 
— ber Kerferftrafe. 286, 305, 311. 
Geſetze, Sanbhabung ber. 30 f. 1 afabemifcher, Verluſt eines. 321. 
Gefetes = Anwendung, Bortrag dariiber. — ber Theilnahme, 341 


254. 

j ‚ ber Gerichtsbezirke. 39. 
Geſetzesſtelle, Beziehung der. 24, 200 c, Grenzen 3 
— ber Gerichtsbarkeit. 50. 

283 b, 291. ; i 
Geſetzwidrigleiten im Verfahren. 208, * des — ———— ſ. Milderung. 
Geſichtsfarbe, Aenderung der. 143. I * — ee 

ie i — des Staates, 
re MEER, | Großbritannien, Schriftenwechjel mit. 26. 
— Mittel zu deffen Erlangung. 146, 176, nn * — 348. 

179, | e zur Delegirung. 

— Widerruf des. 177, 235. z der Ausſchließung und Ablehnung. 52 
— unbelannter Handlungen. 181, 421. | —59. — 
— Abkürzung des Verfahrens beim. 188, | — * a,» 61 

233. — ber Freifpredhung. 

— Beweis durch das. 261 IT, 264—268, | — der Beſchwerdeführung. 297, 298, 299, 

270, 273, 284, 358, 426. ' Grund des Wiffens. 126, 

Geftalt, Achnlichkeit der. 138 Abf. 7. — bes richterlihen Fürwahrhaltens. 258. 
Gefude, ſ. Eingaben. Grundhältigfeit eines Widerrufes. 235. 
Gefundheit, Gefahr für die. 101. | Gutachten der Sachverftändigen. 79, B1, 88, 
— ber Gefangenen. 163, 325. 84, 85, 89, 95. 


Gewahrfam, vorläufiger, 154. . — deren Benüßung. 215, 220, 342, 
Gewalt, Erhebung der angewandten. 101. | — beren Beweiskraft. 261, 263, 
— Merkmale ber angewandten. 138 Abf. 9. — ber Gerichte. 293, 294, 308, 330. 


— gegen Entweichenbe, 159. — Belohnung bes. 335, 337. 
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9. 


Habhaftwerdung des Beſchuldigten. 379, Hausväter, Mittheilung von Beſchreibun— 





381, 337, 435, gen an. 382, 383. 
Habjeligkeiten des Angeklagten. 353. Hebung von Widerſprüchen. 126. 
Hälfte dev Stimmen. 21, 22. Heiligleit des Cides. 81, 229. 
Haft, j. Unterfuhungshbaft, Ber: — geweihter Sachen. 102, 

haftung. Heimatloſigkeit als Grund dev Verhaſtung. 
Haftung für die Koften. 342, | 151 a, 156 c. 
— zur gefammten Hand. 362. | Herannahen des Toben. 140 Abi. 4, 
Hammers Arbeiter. 117, 158, 321. Herausgabe, verweigerte, 104, 109, 
Hand, gefammte, Haftung zur. 362, ı Herbeifhaffung von Beweismittel. 242, 
Handanlegung an Berhaftete. 169, f 248 c, — — — 

ergang, Erzählung des. 233 
3 

Bu me der Verurteilung von. |Herumirren, unftetes, ale Berbachtägeund. 
rer AL IESIENT QuBE Mennbe — — als Grund zur Haft. 151 a, 156 c. 


Handhabung des Geſetzes. 30 L —5 — Schriftenwechſel mit. 26. 


— ber Orbnung. 223, ° Hilfsbehörden in Straffachen. 12, 26, 38. 


; z B ı Hilfsfenntniffe des Strafverfahrens. ©. &. 
ae Ei BI RER Hilfsperfonale der Staatsanwaltichaft. 29, 


| | | 30k, 32b. 
u sftatt. 422, | 
— Vergleichung der. 274. | dinbernifie an En 


Handzeichen, Fertigung mit dem. 130, 184.|_ 
Hanptentiheidung, Abftimmung bei ber. 22. | 
Hauptſchuldige, deren Erforſchung beim | — des Erſcheinens 231. 
Standrecht. 403, 408, 410. — Entfernung der. 268, 
Hanptverhandlung, ſ. Schlußverhand- | _ des Vollzugs der Todesftrafe. 323. 
lung. Hinrichtung, Ordnung der. 293. 
Hans, faiferliches. 10, 16, 115. — Bollzug der. 323. 
Hansbewohner, Zuziehung von. 107. Hochverrath, Gerichtsftand beim. 10, 16. 
Hansdurchſuchung, Borihriften über. 104 | — Berfahren beim. 18, 19, 61, 105. 


bes Verhörs. 153, 272, 
— ber Schlußverbandlung. 221, 248 c. 


— 109, 379, — Erſatzanſprüche beim, 360. 
Hansgenojien, Vorladung durch. 149, — Berdadtsgründe beim. 139 A. 
Hanfirer, Mittheilung der Urteile gegen. 320. | — Standredht wegen. 396. 

Hausleute der Gefandten. 48.  Hörenfagen, Ausjagen vom. 269 c. 
Hausordnung in Gefängniffen. 163, 165, | Hoftien, confecvixte. 102. 

166, 424, ı Hlittenarbeiter, 117, 158, 321. 
Identität einer Leiche. 87. Indicien, ſ. Verdachtsgründe. 

— verwahrter Sachen. 102, Andiciene Beweis, ſ. Uebermweifung. 
Immunität der Kirchen 106, Inhaber von Gegenftänden. 102. 
Jucompetenz, j. Unzuftändigkeit. — einer Wohnung. 107. 


AInenipat, ſ. Angeflagter, Befhul- | — reblider. 354. 
bigter. Inhabung einer Sache. 353. 


Inh —Klei 


Inhalt ver Anzeige. 73. 

— des Gutachtens. 89. 

— ftrafbarer von Drudicdriften. 102, 

— von Briefen. 111, 39 AL 

— von Ausfagen. 116, 269 e. 

— des Anklagebeichluffes. 200. 

— von Theilender Schlußverhandlung. 238, 

— einer Urkunde. 274, 

— des Erfenutnijies. 292, 297, 299, 30L 

Juland, ſ. Gerichtsftand. 

Innehalten mit dem Verfahren. 

— mit der Urteilsvollftredung. 430. 

Inneres, Minifter des, ſ. Minifter. 

Inquifit, f. Angeklagter, Beſchul— 
Digter. 

Instantia, ab, ſ. Freiſprechung. 

Inftanzen, ſ. Gerichte. 

Juſtructionen für Gefangenaufjeher. 169. 
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Jnſtructiousrichter, |. Unterſuchun gs— 


richter. 


Jutereſſe, öffentliches. 30 d, 61, 69, 105. 
— $rivat-. 111, 213, 304 
Invaliden, Anzeige dev Verurteilung von. 


320. 


Juzichten, j. Verdadtsgründe. 
Irrthum der Zeugen. 132 g. 


Isracliten, VBorladung der. 114. 


* Beeidigung ber. 151. 


Juſtiz⸗Conceptsbeamte. 223. 
Juftizminifter, deffen Einfluß in Straf- 


jadhen. 31, 32e, 189, 249, 289, 310, 
397. 


Juſtizminiſterium, deſſen Wirkfamteit in 
Straffadhen. 30 h, 46, 59, 116, 214, 
330, 384, 390, 427. 


(Siehe auch C.) 
Kämmerer, Anzeige von ber Unterfuchung | Kleidung, Reinigung der. 338. 


gegen. 61, 145, 

Kaifer, ſ. Landesfürft. 

Künfer, bebenklicher. 139 D 5. 

Kauf, vorgeblicher. 139 D 4. 

Kaufpreis einer verfteigerten Sache. 358. 

Kennzeichen, beſondere, Angabe ber. 128, 
180. 

— — als Verdachtsgrund, 138 Abi. 2. 

Kerkerftrafe, deren Einfluß auf das Straf- 
verfahren. 17, 20, 156 a, 188, 213, 
217, 219, 368. 

— Bemefjung ber. IX, 284, 285, 286, 305, 
311, 410. 

Ketten, i. Feſſeln. 

Kindedmord, Erhebungen beim. 90. 

— Verdachtsgründe beim. 139 B. 

Kindeöweglegung , Verdachtsgründe bei. 
139 B. 

Kirchen, Immunität der. 106. 

Kirchenſtaat, Schriftenwechjel mit dem. 26. 

Kleidung, Durchſuchung der. 104, 160, a, b, 
184, 

— Gleichheit der, ald Berbachtsgrund, 138 
Abi. 5. 


Kleidungsftüde, Spuren der That an. 138 
Abi. 9, 

— für die Gefangenen. 165. 

Körper des Hingerichteten, Abnahme des. 
323. 

Koft der Verbafteten. 338. 

Koften, Vermeidung unnöthiger. 49, 116. 

— des Strafverfahrens, Vorſchriften dar— 
iiber. 118, 165, 230, 231, 245, 283 d, 
296, 331—351, 360, 431. 

— ber Aufbewahrung. 357. 

Kraft dev Beweife, ſ. Beweis. 

Krankheit, Erhebung einer. 88, 3. 

— des Zeugen. 114, 241. 

— des Beichuldigten. 221, 248 a, 319, 

Krantheitäfoften. 338. 

Kreisbehörbe, Wirkfamfeit der, in Straf- 
fachen. 171, 372. 

Kreiögerichte, ſ. Gerichtshöfe. 

Kreisvorſteher, deſſen Einfluß in Straf— 
ſachen. 396, 398, 402, 414. 

Kronländer, Abihaffung aus allen. 286, 
305, 311, 316. 

— für welche die St. P. Odg. gilt. L 
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Kundmachung dev Vertheidigerlifte. 214, 
— von Stedbriefen. 382. 

— von Beichreibungen. 283. 

— von Ebdikten. 337, 

— des Contumacial-Urteils. 292, 


Kund— Mil 


Kundmachung des Standrehts. 398, 399, 


401, 414, 


Kundmachungspatent. S. 
Kunſtbefund, ſ. Gutachten. 


Kunſtgriffe, verbotene. 177. 
Kunftverftäudige, |. Sahverftändige. 


£. 


Läugnen des Beichuldigten. 177, 234, 284. 

Lagerfiätte der Gefangenen. 169, 338, 

Laudesbehörde, Sit der. 10 a, 16, 250. 

Landes:Chef, deſſen Wirkſamkeit in Straf: 
fachen. 171, 317, 326, 396, 414, 

Landesfürft, dem, vorbehaltene Verfügun— 
gen. 189, 249, 289, 293, 310, 330, 
3%, 430. 

Laudesgerichte, ſ. Gerichtshöfe. 

Landes⸗-⸗Münz-Probiramt. 22. 

Landes-Regierung, ſ. Landesbehörde. 

Landesverweiſung. 305, 311 

— Vollſtreckung der. 326, 

Landſtreichen, als Verdachtsgrund. 142. 


— als Grund der Verhaftung. 151 a, 156c. 


Lanern am Thatorte. 138 Abf. Z 

Leben, Gefahr für das. 100, 101. 
Lebenäbequemlichleiten, gewohnte. 165. 
Lebenslauf, Fragen darüber. 125, 174, 
Lebensmittel, Breije der. 338. 
Rebenswandel, berumziehenber. 151 a, 156 c. 
— früherer. 281 Abf. 2 

Legitimation zur Hausdurchſuchung. 106. 


Lehrer, öffentliche, deren Verhaftung. 158, 
321. 

— ber Recdhtswiflenjchaft. 214, 225. 

Leibesfrucht, Abtreibung der, Verdachts— 
gründe bei. 139 B. 


Leibeszuftand des Zeugen. 132 e. 

Leichenöffnuug, Leichenſchau, Borichriften 
darüber. 86— 91. 

Leidenfhaft gegen den Beſchädigten. 138 
Abi. 4 

Leitung bes Unterfuhhungsverfahrens. 14. 

— des Augenfcheins. 83. 

— ber Schlußverhandlung. 225, 

— des Standredits. 408, 

Leumund, ichlechter, deffen Wirkung. 142, 
151 a, 156 c. 

Licht in den Gefängniffen. 163, 338, 

Literatur des Strafverfahrens. ©. 8. 

Losfprehung, 1. Freifpredung, 
Schuldloserflärung. 

Ligen, deren Wirkung. 142, 281. 

Luft, hinlängliche, in den Gefängniffen. 163. 


M. 


Macht, bewaffnete, Aufruf der. 28, 33. 


 Meineid, Warnung vor. 131. 


Mahthaber, Geſtändniß durch einen. 426 b. Meinung, |. Abftimmung. 


Männer als Gerichtszeugen. 68, 

— als Zuhörer. 223. 

Mäßigkeit, Gränzen ver. 424, 

Müßigung ver Strafe des Ausbleibens. 231. 
— ber Erfatanfprüce. 359. 


Meinungsverichiedenheiten, Entſcheidung 
darüber. 15 b, 64. 


‚Mennoniten, Befreiung ber, vom Eibe. 131. 
ı Merkmale der ftrafbaren That. 138 Abf. 9, 


139 B, 160 ce. 


Majeſtäts-Beleidigung, Gerichtsbarkeit bei. | — Bezeichnung mit kennbaren. 176, 353, 


10, 16, 42. 
Majorität, |. Abftimmung. 
Maunſchaft, begleitende. 333. 
— zur Dedung des Standredhtes. 402, 
Manthfreiheit in Straffachen. 331. 


381, 


Milderung der Strafe. 286, 294, 296, 


305, 306, 307, 309, 311, 330, 370, 
427, 430. 


 Mildernngds Antrag. 294, 306. 


Mit Nach 


Milderungsgründe, |. Milderung. 

Militärbehörde, Vernehmung der Zeugen 
durch die. 120. 

Militär Commando, nächites. 402, 404, 
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Mitglieder des Gerichtes. 18, 21, 52, 59, 
401. 
— ber Familie des Bejchulbigten. 107. 


Militärgeridht, Abtretung der Verhandlung | — der Gensd’armerie, Polizei» und Sicher- 


an das. 

— Standrecht vor dem. 397. 

Militärs Geridhtsbarkeit, Vorſchriften dar- 
über. 47, 120, 121, 404. 

Militärgrenze, in der, gilt die Str. Pr. 
Odg. nicht. L 

Militärmacht, Beiziehung ber. 28,33, 328. 

Militärperfonen, aktive, als Zeugen. 120, 
121, 332, 334. 

— find vom Amte eines Gerichtszengen frei, 
69. 

— Ehrenbeleibigungen an. 37. 

Militärs Polizeiwahe, Vernehmung .ihrer 
Mitglieder. 121, 

Minderheit, j. Abftimmung. 

Minifter des Innern, dem, fteht die Erflä- 
rung und Aufhebung des Standredhtes 
zu. 397, 414, 

— ber Juftiz, 1. Iuftizminifter. 

Mißbilligung, Zeichen der. 226, 

Miſſionen, diplomatijche. 26, 

Mitangellagte, Bertheidigung ber. 213. 

— Verhandlung über. 225, 234. 

Mit: Anffiht über die Strafanftalten. 30 h. 
Mitbefhuldigte, Verfahren mit. 183, 237, 
238, 375. 
Mitfertigung des inleitungsbejchluffes. 

145. 
Mitglieder des faijerlichen Haufes. 10, 16, 
115. 


heitswache. 121. 

— des geiftlichen Standes. 158, 320. 

Mitfhuldige, Ausforihung der. 60, 176, 
183, 408. 

— Beweis durch. 140 Abj. 6, 237, 261 IV, 
271. 

— deren Haftung für die Koften. 341. 

Mittel zur Ausübung der That. 138 Abf. 1, 
3, 268, 

— verbotene, zur Erlangung eines Bewei- 
jes. 146, 177, 266. 

Mittheilungen , geſetzlich vworgefchriebene. 
61, 65, 111, 201, 317, 320, 321, 
382, 383, 398, 415. 

Mitwirfung des Staatsanwaltes, 37, 53, 
63, 70, 417. 

Mohamedaner, Beeidigung ber. 131. 

Mord, Standredht wegen. 397. 

Mündel, Verhältniß des. 52, 58, 113, 
133, 183, 239, 

Münzamt, das, gibt Auskunft bei Münz— 
verfälfchungen. 99. 

Münzen, Beichreibung faljcher. 383. 

— Aufbewahrung falicher. 99, 

Münzſorten, bedenkliche. 139 C 2. 


Münzverfätfhung, Verfahren bei. 61, 99, 
105. 

Muhmen des Beichulbigten. 113, 133, 
183, 239. 


Munition, Verfall von. 329, 


N. 


Nachbar, Zuziebung eines. 107. 

Nachdenken über eine Antwort. 178, 

Nacheile, gerichtliche. 39, 151 b, 379, 
380, 


— öffentliche. 106. 


Nachlaß des Berurteilten. 341. 

Nachmachung von Creditspapieren, Ver— 
fahren bei. 98, 

Nachſicht der Strafe. 330, 370, 430. 

Nachſichtsgeſuch, Recht dazu. 370, 


Nachforſchungen, Berfahren bei. 3, 61, Naht, Erhebung, ob die Brandlegung 


70, 105, 187, 377. 
— Berhinderung der. 138 Abf. 11. 
Nachläſſigkeit fremder Behörden. 27. 


bei, geſchah. 100. 
— Beerdigung des Hingerichteten bei eim- 
brechender. 323. 


526 Nah— Par 


Nachtheil, Abänderung des Erkenntniſſes 
zum, bes Beichuldigten. 209, 304, 
309, 310. 

Nachtragen von Bemerkungen. 130. 

Nachtzeit, Hausdurchſuchnug zur. 106, 

Nähe des Thatortes, 138 Abi. Z 

Nahrungsbetrieb des Verurteilten. 6, 322, 

Nahrungsmittel der Gefangenen. 165, 424, 

Nahrungsftand des Verurteilten. 6, 322, 

Nahrungszweig , 
lihen. 281 e. 

Name des Anzeigers. 73. 

— des vorladenden Gerichtes. 148. 

— der einliefernden Behörde, 170 e. 

— Nennung eines. 176. 


Mangel eines ordent— 


Nam— Part 


Namen der Zeugen. 220, 

— der Mitglieder des Gerichtshofes. 257, 
292, 412, 

Namenlofigkeit der Anzeige. 74, 141. 

Namensfertigung der Anwefenden beim 
Augenjchein. 102, 

Nationalbank, ſ. Bank. 

Nebenumſtäude, Berückſichtigung von. 408, 

Neffen und Nichten des Beſchuldigten. 113, 

Nichtigkeit, |. Formgebrechen. 

Niederfehreiben eines Sates. 96. 

Notar, Berhaftung eines. 158, 321. 

— Anklagebeſchluß wider einen 201. 

Notariat, daſür Geprüfte. 214. 

Nothwendigkeit von Ergänzungen. 23, 193 

— des Standrechtes. 396, 397. 


O. 


Obductiou, ſ. Leichenſchau. 

Obergerichte, Oberlandesgerichte, 
deren Wirkſamkeit in Strafſachen. IV, 9, 
18, 27, 29,32 c, 45,46, 49, 50, 57, 
65, 116, 171, 202—212, 214, 245, 
295—315, 317, 322, 330, 338, 344, 
349, 370, 383—3%, 3%, 414, 415, 
424, 427—430. 

Ober⸗Staatsauwalt, Rechte und Pflichten 
des. 29, 31, 32, 46, 49, 59, 208, 
308, 330, 427, 430. 

Oberſter Gerichtöhof, ſ. Gerichtshof 
oberſter. 

Oberſt-Hofmarſchall, der, vernimmt die 
Mitglieder des kaiſ. Hauſes. 115. 
Oberſt-Hofmarſchallamt, Anzeigen an das, 

48. 

Obhut, gerichtliche, j. Verwahrung. 

Obrigkeit, ſ. Aemter. 

Oeffentlichkeit der Verhandlungen. 223, 
406, 419, 

Dfen in den Gefängnifien. 169. 

Dfficiere, Vernehmung von. 120, 121, 
334, 


Oheim des Beichuldigten. 113, 133, 183, 
239, 

Orden, Berluft von, 321, - 

Ordnung in den Gefängnifen. 165, 170, 
171, 424, 

— im &erichtsfaale. 226, 

— ber Hinridtung. 293. 

— BWiederherftellung der. 360. 

Organe der öffentlichen Sicherbeit. 30 b, 
152, 332, 383, 

Origiual-Urlunden, Abichriften von. 215. 

Ort der That, Berüdfichtigung des. 33, 43, 
67, 100, 102, 138 Abf. 7, 387. 

— des Erjcheinens, Bezeichnung des. 148. 

— des Gerichtes, Vertreter Dafelbft. 213. 

— Abſchaffung aus einem. 326, 

— des Aufenthaltes des Beſchuldigten. 356, 
387, 

— des Strafvollzugs. 392. 

— des Standredhts. 398, 401, 402, 

Ortdarme, Betheilung der. 323. 

Ortſchaften, Entfernungen der. 333, 

Drtöfeelforger, Zuziebung des. 102. 


P. 


Papiere, Durchſuchung von. 108 
Parere, ſ. Gutachten. 


Parteien, Rechte der. 59, 65, 208, 224, 


227, 233, 236, 241, 257, 


Part— Rath 


Parteien, Unziemlichleiten der. 244. 

— Sclußvorträge der. 253, 255. 

— deren Vertreter. 332, 346, 347, 350. 

PatentalsInvoliden, Anzeige der Verurtei— 
lung von. 320, 

Benfionen, Berluft von. 321, 

PVerhorrescenz, j. Ablehnung, Aus 
ſchließung. 

Perſonsbeſchreibung des Beſchuldigten. 160 
a, 184, 381, 382, 435. 

Perſonsdurchſuchung. 104, 107, 108, 109, 
ſ. Durdfudung. 

Pfahl, Urteilsanjchlag an einem. 392, 

Plege:Aeltern und Kinder, Folgen diejes 
Berbältniffes. 52, 58, 113, 133, 183, 
239, 

Pflicht zur Anzeige. 71, 382, 382. 

Photographien, Ereditspapierverfülihungen 
durch. 320. 

Plan des Unternehmens, 408. 

BVolizeibehörden , ſ. Sicherheitsbe— 
hörden. 

Polizeiwache, Behandlung der. 121. 

Portofreiheit in Strafjachen. 331. 

Poſt, Einrechnung der Zeit des Laufes auf 
ber. 5. 

Boftämter, Verpflichtung der, in Bezug auf 
Briefe. 110, 111. 

Poſten⸗Commandant. 120. 

Poſtweſen, dabei Bedienftete. 117,158, 321. 

Präcluſiv⸗Friſten. 5. 

Prafident des Oberlandesgerichtes. 57, 200, 
396. 

— bes Gerichtshofs. 115. 


Prä— Reit 


Präturen als Strafgerichte. 7. 

Preis, undeutlich angefegter. 139 D 4. 

Preisänderung der Lebensmittel. 338. 

Preßorduung, Befolgung der. 328. 

Preßvergehen, Gerichtsftand über, L10—17. 

Prieiter, ſ. Geiftlihe, Seelforger. 

Prinzen, Bernehmung der. 115. 

Privat: Ankläger, Rechte und Pflichten des. 
37, 52, 56, 58, 189, 197 Abi. 3, 4, 
198 a, 201, 202, 203, 211, 218, 219, 

— wann nur auf jein Einfchreiten ein 
Strafverfahren Statt findet. 2, 

Brivat:Eifenbahn, Angejtellte dabei. 117, 
158, 

Privat = Perfonen, deren Anfprüche bei 
Staatsverbredhen. 360. 

Profefioren, ſ. Lehrer. 

Protokolle, Vorſchriften über bie Führung 
von. 21, 54, 65, 67, 84, 93, 102, 103, 
107, 108, 111, 113, 123, 129, 130, 
153, 160 a, 170, 171, 178, 179, 184, 
185, 194, 201, 216, 241, 257, 412, 419. 

— Beweis dur. 276. 

Protokollführer, Vorſchriften für den. 52— 
222, 228, 232, 244, 257, 292, 401, 
412, 417, 

Prototollführung, Protofollirung, ſ. Bro- 
tofoll. 

Protofolld-Entwurf, Borlefung des. 257, 

Prozeßkoſten, ſ. Koften. 
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O. 


Qualification, unrichtige. 299 b. 
Duellen des Strafverfabrens. ©. 7. 


Pe ftämpelfveie. 331, 


». 


Rädelsführer, 
Standgericht. 403, 

Räthe, Ergänzung ber, 18. 

MRäumlichkeiten, Durchſuchung von. 104, 
106, 107. 

Rath, Einholung eines. 138 Abf. 3. 


beren Stellung vor das | Raub, Standrecht wegen. 397. 


Rechnungen der Staatsbehörben. 360. 

Rechte, j. Anſprüche, Befugniffe, Be 
rufung, Berluft. 

Rechtfertigung des Beichuldigten. 60, 147, 
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Reif — Schluß 


Rechtsfolgen, Erfenntni darüber. 361, | Reifeloften, Erſatz der. 339, 


394, 

Rechtskraft, Vorkehrungen nad eingetrete- 
ner. 199, 201, 216, 217, 251, 316, 
317, 318, 321, 341, 353, 363, 

Rechtsmittel, i. Berufung, Beſchwer— 
be, Vorlage. 

Rechtspflege, |. Ausweiſe. 

Nechtsunwirkſamkeit einer Ausſage. 80, 
112, 

Recdhtöverftändige, ſ. Vertheidiger. 

Rechtswirkungen, ſ. Rechtsfolgen. 

Rechtswiſſenſchaft, Lehrer der. 214, 223, 

Rechtswohlthat der Verwandten des Be— 
ſchuldigten. 113, 133, 183, 239. 

Rechtszug, |. Berufung. 

Neden, verwirrte, 143. 

Referat, Vorſchriften über das. 53, 192, 
193, 215. 

Neferent, Vorſchriften für den. 21, 53, 
192, 193, 206, 211. 

Negierumgszeitung, Einſchaltung in die, 
356, 358, 

Negungen, aufjallende. 175. 

Reihenfolge der Beweisführung. 225. 

Reinizung der Wäſche. 338, 


Reifende, Verfahren wider, bei Uebertre— 
tungen. 425. 

Relognition, j. Anerfennung. 

Rekurs gegen die Gebührenbeftimmung. 
249. 
Religion, Fragen um bie. 125, 176, 232. 
Religionsbekenntniß, Eidesablegung nad 

dem. 131, 123. 

Richter, Zahl, Rechte und Pflichten ber. 
1, 17, 18, 19, 23, 24, 52—58, 114, 
116, 222, 258, 260, 274, 359, 401, 
412, 416—436. 

Richteramt, dafür Geprüfte. 11, 214, 

Nüdtehr eines Flüchtigen. 394. 

Rückſprache mit dem Vertheidiger. 166. 

Nüdtritt von der Anklage. 249, 

Nüdwirkung der Str. P. ©. IV—VIL 

Rüdzahlung, unfichere. 139 D 9. 

Auf, Erforfhung eines. 61, 70, 147. 

— öffentlicher. 106, 151 b. 

— Schonung bes. 107. 

— jchlechter. 281. 

Nuhe, Störung der Öffentlichen, Verbadhts- 
gründe dabei. 139 A. 


S. 


Sachen, Verwahrung von. 102, 
— Anerkennung von. 128, 180, 241. 


Schadenerjag, j. Eutſchädigung, An» 
ſprüche. 


— Beſitz von. 138 Abj. 7, 8, 139 C 2. Schätzung, Vornahme einer. 359, 


— Schätung von. 76, 270 Abi. 2. 

— Zurüdjtellung von. 353, 354. 

— Beichreibung von. 355—358, 383. 

Sachſen, Verfolgung nad). 380. 

Sadveritändige, Beiziehbung und Verneh— 
mung von, 53,58, 76, 78—101, 200 f., 
217—220, 229-244, 359, 405, 419, 
420. 

eweis durch. 261, 263. 

— Gebühren der. 332 c, 335, 337 

Sanitätöperjonen, ausübenbe, 69, 71,117. 

Sardinien, Verkehr mit. 26. 

Schaden, Erhebimg bes. 66, 76, 100, 101, 
127, 352, 359, 360. 

— Beweis des. 270 Abi. 2. 


Schamhaftigkeit, Ricdfichten fir die. 224. 
Scharfrichter, Gebühren des. 323, 340, 
Schicklichkeit, Rücdfichten für die. 107, 224. 
Schlägerei, Verfahren bei einer. 154. 
Schluchzen des Beichulbigten. 143. 
Schlußantrüge der Parteien. 253, 408. 
Schlußfolgerungen in den Ausjagen. 269 e. 
Schlußrede. 253, 

Schlußverhandluug, mündliche, Vorſchrif— 
ten über bie. 16, 17, 30 d, 35, 37, 38, 
53, 120, 121, 200 f, 213—257, 352. 

— Erfenntniffe in Folge einer. 283—315. 

— außer dem ordentlichen Berfahren. 366, 
375, 391, 419. 

Schlußverhör. 190. 


Shluf— Sid 


Schiufvorträge der Parteien. 253, 254, 
255, 257, 408, 

Schmähſchrift. 272. 

Schonung, anzuwendende. 107, 159, 168, 

Schriften, Ueberſetzung von. 97. 

— Herausgabe und Berwahrung von. 102, 
108, 109, 160, 


— als Berdadhtsgrund. 138 Abf. 2, 142, 


— Beweis dur. 261, 273, 274, 

Schriftenwechſel mit dem Staatsanwalt. 63. 

— mit anderen Behörden 26. 

Schriftführer, ſ. Brotofollführer. 

Schüler, Anzeige von der Unterfuchungsein- 
leitung gegen. 145, 416. 

— — bon beren Aburteilung. 321, 416, 

Schuld des Angeklagten, |. Abftimmung, 
Beweis, 

Schuldforderung, Urfunde darüber. 139 D 1. 

Schuldfrage, ſ. Abſtimmung, Schluß: 
vorträge. 

Schuldloſigkeit, Ausweis der. 172 

— Wiederaufnahme zum Beweiſe ber. 359, 
432, 

Schuldlofigkeitäurteil, Bedingungen und 
Folgen eines. 288, 316, 342, 364, 367, 

Schuldloſigkeitszeugniß. 147, 189, 199, 
289, 


Schuldner, Verhältniß eines, als Ausſchlie— 
Bungsgrund. 52, 58. 

Schullehrer find vom Amte eines Gerichts- 
zeugen frei. 69, 

Schwäche als Hinderniß der Beeidigung. 132 6. 
Schwägerſchaft, Folgen dieſes Verhältniſſes. 
52, 53, 58, 113, 133, 183, 239. 

Schwangerfdaft ver Verurteilten. 319. 

Schweiz, Verkehr mit der. 26, 331. 

Seelenftörung, ſ. Geiftesfrankheit. 

Seelforger, Vorſchriften iiber die. 69, 102, 
133, 323, 402, ſ. Geiftliche. 

Sidergeleit. 389. 

Sicherheit, öffentliche, Rückſichten anf bie. 
80 d, 49, 101, 163, 165, 171, 173, 
224, 317, 360. 

Siherheitäbehörden, Mitwirkung der, in 
Strafſachen. 9, 61, 70, 72, 105, 106, 
324, 880, 382, 383, 435. 

Frühwald, Strafprozef. 
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Sicherheitsbehörden, welche Uebertretungen 
den, zugewieſen find. 9, 

Sicherheitd-Organe, f. Organe. 

Sicherheitöwadje, Behandlung der. 121. 

Siherftellung , der Erjatanfprücde beim 
Hochverrath. 360, 

Siegel, Beidrückung eines Privat-. 102, 
108, 111, 112. 

Stftem der Str. Pr. Odg. ©. 23. 

Sittlichkeit, Rückſichten für bie. 224. 

Sit des Standgerichts. AOL. 

Situng, ſ. Abftimmung, Schlußver— 
bandblung. 

Sigungsfaal, ſ. Gerichts ſaal. 

Sonntage, Berückſichtigung der. 5, 248 
316 , 323, 

Souveraine, fremde, Berfahren mit ihrer, 
Dienerfchaft. 48. 

Special = Unterfuhung, Vorſchriften über 
bie. 134— 185. 

Speifen der Gefangenen. 165, 424. 

Spisname des Beichuldigten. 200 a, 292 c. 

Sprache des Gerichts, Unkenntniß ber. 97, 
123, 166, 184, 336. 

Sprengel, j. Gerichtsfprengel. 

Spuren der That, Erhebung der. 77, 108. 

— — Bernichtung der. 138 Abf. 11, 151 c, 
156 b. 

Staatsanwalt, Rechte und Pflichten des. 
29—37, 43, 46, 50, 52—59, 61—65, 
12, 85, 106, 110, 152, 161, 189, 192 
— 212, 218—315, 318, 323, 327, 332, 
339, 342, 365—376, 377—395, 396— 
415, 417, 427, 436, 

Staatdanwaltihaft, |. Staatsanwalt. 

Staatsbeamte, ſ. Beamte, 

Staatsbedienſtung. 435. 

Staatsbehörden, ſ. Behörden. 

Staatseiſenbahn, Angeſtellte dabei. 117, 
158, 321. 

Staatslaſſa, Abgabe des Kaufſſchilligs an 
bie. 358, 

Staatöpapiere, j. Credits papiere. 

Staatsrechnungsbehörde, Ausweiſe der. 360- 

Staatsſchatz. 121, 345, 358, 

Staatötelegrafenwefen,, Angeftellte dabei. 
117, 158, 321. 
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Staatswiſſenſchaft, Lehrer der. 213, 223. 

Stümpelfreiheit in Straffahen. 331. 

Stümpelmarken , Gutachten über. 98. 

Staudrecht, Vorſchriften über das, 396—415. 

Stattyalter, Statthalterei, ſ. Laude s— 
chef, Landesbehörde. 

Steckbriefe, Vorſchriften über. 39, 46, 379, 
381, 382, 384. 

Stellung vor Gericht. 116, 386, 388, 3%. 

Sterberegifter, Auszüge daraus. 275. 

Stenerbeamte. 117, 158, 321, 

Stillſchweigen der Gerichtszeugen. 68. 

Stimme, Stimmführer, Stimmenmehr- 
heit, j. Abftimmung, Beſchluß— 
faſſung. 

Störung der öffentlichen Ruhe, Verfahren 
bei. 10, 16, 61, 105, 107, 

— Berdadhtsgrinde bei. 139 A. 

Stottern des Beſchuldigten. 143. 

Eträflinge, Entlafjung der. 317. 

— Strafvollzug an. 324, 325. 

— Gnadengeſuche der. 330. 

Strafanitalien, Aufficht über die. 30 h, i, 
32 e. 

— Borfteher der. 330. 

Strafbehörbe, j. Gerichte, 

Strafbemeffung, j. Abänderung, Mil- 
derung. 

Strafe. Bedingung der Verhängung einer 1. 


Stra— Tha 


Strafe ſ. Beftrafung, Freibeitsitrafe, 
Kerkerftrafe, Milderung, Wie— 
beraufnabme. 

Straferkenntniß, ſ. Strafurteil. 

Strafgefängnifle, daraus Entwichene. 382, 

Strafgerihte, j. Gerichte, Gerichts— 
böfe. 

Strafgerlifte, Wegräumung bes. 323. 

Straflofigkeit, Zufiherung ber. 390. 

Strafmilderung, j. Milderung. 

Strafort. 317, 324. 

Strafprogefordnung, Einführung der. S. 11. 

— Siſtem der. ©. 23. 

Strafgerictäpflege, Hilisbehörben zur. 9, 12. 

— Ausweife darüber. 30 c, 32 e, 

Strafrichter, j. Richter. 

Strafurteil. 283. 

Strafverfahren, j. Verfahren. 

Strafzeit, Einvehnung in bie, 313. 

Studierende, Anzeige von der Einleitung 
der Unterfuchung gegen. 145, 416. 

— — von deren Abımteilung. 321, 416. 

Stuhlriteramt. 7. 

Stummfein des Bernommenen. 124, 182, 
134. 


Suggeftivfragen. 126, 176. 
Summe, bedenkliche, eines Darlebens. 139, 
D6,4 


T. 


Tagebuch, Führung des. 191. 

Taggelber. 333. 

Tagelohn, vom, lebende Perjonen. 69, 334. 

Taubheit des Bernommenen. 124, 182, 184. 

Tanbftumme, VBernebmung von. 124, 182, 
184, 

Tare, j. Gebühren. 

Telegraphenweſen, dabei Angeftellte. 117, 

Tert der Ausfage. 130. 

Thäter, Ausforichung des. 60. 

— Bezeihnung als, im Urteil, 283 a, 

— Berfahren wider unbefannte, abwejenbe, 
flüchtige. 197, 377—395, 434. 


That, Erforihung ber, 66, 73, 75, 265, 


269 b, 270 Abi. 1, 377, 

408, 426, 435. 

Betretung auf friiher. 106, 151 b, 188, 

247, 403. 

Straflofigfeit der. 199, 288, 289, 290. 

neun hervorkommende. 249, 250, 251. 

Geneigtbeit zur. 281. 

— umnrichtige Bezeichnung der. 299. 

Thatbeſtand, Erhebung des. 4,13, 39, 47, 50, 
66—103,188,217, 272, 284, 385,405. 

— Mangel des. 186,197 bj. 1, 198 a, 199, 
288, 289, 366, 418. 

Thatbeitanderhebungsprotofoll. 67. 

Thatfrage, ſ. Abftimmung, Schluß- 
vortrag. 
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— 





That— Img 


Thatort, Gerichtsbarkeit nach dem. 38. 

— Anwefenheit an bem. 138, 

Thatfahen, Aufhebung der Strafbarkeit 
durch. 197 Abf. 2, 198 a, 289 a. 

Theilakte, Beweis der. 270 Abf. 4. 

Theilnehmer, |. Mitſchuldige. 

Thüren der Gefängniffe. 169, 

Tilgung einer Beleidigung. 359. 

Titel, Berluft von. 321. 

Titulatur der Parteien. 114, 

Tod, herannahender. 140 Ab. 4. 

— bes Beihuldigten. 170, 300, 372, 

Todesfall, verbächtiger. 86, 

Todesſtrafe, Bedingungen ihrer Berhän- 
gung. IX., 284, 285, 375, 376. 

— Berfahren bei deren Ausſpruch. 17—20, 
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Todesftrafe, Vollſtreckung der. 323, 340. 
— beim Stanbredit. 399, 400, 402, 409 
410, 413, 415. 


Todesurſache, Erforichung ber. 89, 

Todesurteile, ſ. Todesftrafe. 

Todtenregifter, Ausziige daraus. 275. 

Tödtung durch eine Wache. 92. 

Toskana, Verkehr mit. 26, 

Trandportirung ber Gefangenen. 331, 332, 

Traunngöregiiter, Auszüge daraus. 275. 

Trennung des Beweisverfahrens. 225, 

— ber Schuld» und Straffrage. 254, 255. 

Triebfeder, befondere. 281. 

Trommelſchlag und Trompetenſchall, Kund⸗ 
machung des Standrechtes durch. 398, 


213, 217, 219, 293, 307, 308, 310, Truchſeſſen, Anzeige von der Unterſuchung 


u. 


Nebel, Bedrohung mit einem. 138 Abf. 4. |Umfidht des Vertheidigers. 343. 


391, 392. 


— in der Handlung liegendes. 268, 

— Berhinderung eines ferneren. 383. 

Hebung der firafbaren That. 138 Abf. b. 

Uebereilen mit der Antwort. 178, 

Uebereinfommen mit bemBertreter. 346,347. 

Uebereinftimmung der Erhebungen. 129, 
264 d, 266, 269 f, 271 b. 

Neberführung des Bejchuldigten. 2. 

Nebergangs-Beitimmungen. IV— VII. 

Ueberfegungen, zu veranlafiende. 97, 123, 
184, 

Uebertretungen, welche den Gerichten zuge- 
wiejen find. I, 9. 

— welche ben Sicherheitsbehörben zugewie— 
ſen find. 9, 

— Berfahren bei. 1, 9, 18, 19, 30 g, 40, 
199, 247, 250, 283, 286, 290, 305,310, 
324, 368 c, 373, 416—486. 

Ueberweifung des Beſchuldigten. 180, 241, 
258—282, 408, 420, 422, 425. 

Heberzengung von der Schuld. 260, 

Umfang ber Wirffamfeit der Str. Pr. Opg. I. 

— ber Gerichtöbarteit. 25. 

Umfrage, |. Abftimmung. 

Umgang, verbächtiger. 142, 281. 








gegen. 61, 145, 


Umtriebe, bochverrätherifche, Standrecht 
wegen. 396. 

Umwandlung der Strafe, |. Abänderung. 

Unabhängigteit der Gerichte. 34. 

Unbejangenheit des Gerichtes. 56, 

Unerheblichkeit der Verdachtsgründe. 62, 

Ungiltigkeit einer Amtshandlung. 59, 

— eines Geichäftes. 361. 

Ungruud eines Gerüchtes. 70, 

Univerfität, j. Fakultät. 

Unruhe, öffentliche, Verfahren bei. 154. 

Unterbredung des Verhörs. 172, 178, 181, 
184, 421. 

— ber Berhandlung. 247, 248, 419. 

— ber Strafe. 322, 

— bes Standredhtes. 406, 

Unterdrüdung von Spuren. 138 Abf. 11, 

— einer Unrube. 360. 

Unterfertigung, j. Unterſchrift. 

Unterhalt, j. Nabrungsbetriek. 

Unterordunng der Staatsanwaltfchaft. 31. 

Unterſchrift des Prototolls. 130, 184, 257, 
ſ. Protokoll 

— einer Urkunde. 274, 

Unterthanen, fremde. 84. 
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Unterfuchung, anhängige. TII—VII, X. 

— Ausdehnung der. 4. 

— Einleitung einer. 50. 

— Berichte über anhängige. 62, 63. 

— gegen eine beftimmte Perfon. 134—135, 
145. 

— Anzeige davon. 61, 145, 320. 

— Beendigung der. 186—191. 

— Beſchlüſſe über die geſchloſſene. 192— 
212. 

— Wiederaufnahme ber. 365— 376. 

— frithere, Einfluß auf die Ueberweifung. 281. 

— ber Gefängniffe. LZL 

UnterfuhungssAften, ſ. Akten. 

Unterfuhnngsgefängniffe, ſ. Gefäng— 
niſſe. 

Unterſuchungsgerichte, Vorſchriften über die. 
10 13, 25, 30 a, 38—51, 57, 61, 62, 
69—72, 116, 147, 152, 

Unterfuhungshaft, Borihriften über bie. 
153, 156, 157, 158, 161—171, 313, 
332, 338, B4L 

Unterfuhungsrihter , Beſtellung, Rechte 
und Pflichten bes. 11, 14, 36, 53, 63 - 
67, 75, 79, 81, 83—133, 145, 148— 
162, 172—192, 220, 264 e, 276, 353 
— 358, 372, 380, 382, 387. 

uUnterſuchungsſchritte, dringende. 50. 


Unt—Berei 


Unterfuchungsverfahren, wen es zufteht. 
10—15, 38—51. 

— Einleitung des. 30 b, e, 3, 6L 

— Borfehriften über deffen Führung und bie 
Befchlüffe dariiber. 60— 212. 

— Ergänzung des. 220, 248 b. 

— hat beim Standredhte und bei Uebertre— 
tungen nicht Statt. 406, 419. 

Unterzeihnung, ſ. Unterſchrift. 

Unwahrheit der Ausſage. 132 g. 

— in einer Schuldurfunde. 159 D 2 

Unwahrſcheinlichkeit eines Beweiſes. 260. 

Unziemlichkeiten, Veitrafung von. 244. 

Unzuläuglichkeit dev Beweismittel, Freiſpre— 
hung wegen. 287. 

Unzurehnungsfähigkeit, Urteil bei. 288. 

Unzuitändigfeit des Gerichtes. 51, 202, 207, 

Urkunden, Beweis der Echtheit von. 96, 274. 

— Herausgabe von. 109, 

— Undentlichkeit der. 139 D 1, 2, 4. 

— Beweis durd). 261, 272—276, 426. 

Urteil, Grundbedingung eines. L 

— f. Erfenntniß, Freifpredungss, 
Schuldloſigkeits-, Strafurteil, 
Todesftrafe, Berufung, Voll 
ftredung. 

Urteilsfällung, Erledigung der Schlußver- 
handlung ohne, 289. 


V. 


Berabredungen, zu befürchtende. 151 c, 156 | Verdadt einer Tödtung. 36, 90. 


b, 163, 229, 

Veräußerung, heimliche. 139 C 2, 

— gerichtliche. 355— 358. 

Verantwortung, ftrenge. 146, 217. 

— faljche. 231. 

— wahre. 282. 

Berbergen als Verdachtsgrund. 138 Abf. 
7, 10. 

Berbergen als Grundzur Haft. Löla, 1ö6e, 
389. 

Berbitten, ſ. Ablehnung. 


— des Verborgenfeins. 104, 109. 

— der Betheiligung. 132 a, 154. 

— der Flucht. 151 3,156 ce, 424, 

Verdachtsgründe, rechtliche, Vorſchriften dar— 
über. 134—144, 146, 147, 175, 177, 
181, 186, 197 Abſ. 5, 198, 190, 200g, 

— — Beweis aus deren Zufammentreffen. 
261, 273— 282. 

— — Borlommen neuer. 366—376, 434. 

— — beim Standredt. 403, 409, 410. 


Verbot, den Aufenthaltsort zu verlaffen. 155.) — — bei Uebertvetungen. 421. 
Verbrechen, Verfahren bei. 10—20, 60 — Verderben von Saden. 357. 


415. 
Verbrecher, Umgang mit. 281. 


Berdrehung einer Ausfage. 269 a. 
Bereitlung dev Unterſuchung. 151 a, 156 e. 


Berf— Bert 


Verfälſchung von Ereditspapieren ober Min- 
zen, ſ. Creditspapier-, Münzver— 
fälſchung. 

Verfall von Waaren, Feilſchaften oder Ge— 
räthen. 286, 305, 311, 329, 

— ber Caution. 328, 

— von Drudichriften. 329, 

— von Waffen und Munition. 329, 

Berfolgung, ftrafgerichtliche. 2, 240. 

Bergehen, Verfahren bei, f. Verbrechen; 
Abweichungen enthalten die 88. 37, 189, 
197 Abf. 4, 200 a, 289 d, 381. 

Bergiftung, Augenfchein bei. IL. 

Vergleich vor dem Strafgerichte. 354. 

Bergleidhung dev Handjchriften. 96, 274. 

Vergütung, ſ. Entihädigung, Koften. 

Berhaftete, Behandlung ber. 163— 171,424. 

— Entlaffung der. 199, 316, 317. 

— Einlieferung der. 201. 

— Entweichung der. 168, 381, 

Berhaftöbefehl, Erlaſſung und Folgen des. 
39, 46, 106, 110, 157. 

Verhaftung, Bedingungen ber. 156, 161, 
226, 424, 

— Anzeige und Vornahme der. 158, 159, 
160. 

Verhandlung, ſ. Schlußverhandlung. 

Verheißung, Geſtändniß über eine. 266. 

Verhör des Beichuldigten. 148, 153, 172 — 
185. 

— des Angeklagten. 233, 234, 23. 

Verhörsprotokoll, j. Protokoll. 

Verjähruug, Folgen der. 197 Abſ. 2, 1980, 
289 a, 299 a, 365, 366, 367, 432. 

Verkänfer, bevenflicher. 139 D 5. 

Verkehr der Behörden. 26, 33, 63. 

Berfündigung der Erfenntniffe und Be— 
ſchlüſſe. 201, 212, 244, 255, 291, 293, 

— des Standrechts. 398, 401, 408, 412. 

Verlängerung der Friften. 5. 

Berleitung, verjuchte. 138 Abſ. 3. 

— eines Verbächtigen. 146. 

— zu einer Ausfage. 269 a. 

Berleßter, ſ. Beſchädigter. 

Verletzungen, Augenſchein bei. 92, 100, 101. 

Verlockung zu Geftänbniffen. 146. 
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| Bertuft von Rechten 2c. 2836, 305, 311, 


321, 329, 422, 
— der Gebühren. 334, 337, 
Bermögen, das, überfteigender Aufwand. 
139 C1 
VBermögensumftinde des Beſchuldigten. 6, 
129, 139 D 6, 9, 165, 174, 348, 
Vermummung als Verdachtsgrund. 
Abf. 7. 
Bermuthungen im Strafverfahren. 76, 143, 
269 c, 359. 
Bernehmung von Perjonen, nöthige. 75, 76, 
82, BZ 
ber Zeugen, Borfchriften darüber, 112 — 
133, 
bes Beichuldigten. 172—188. 
bei der Schlufjverhandlung. 213— 257. 
beim Stanbredht. 405. 
bei Uebertretungen. 421. 
Vernichtung der Spuren. 151 c, 156 a. 
— von Gegenftänden, 329, 
Bernunft, 1. Geiſteskraukhe it. 
Verpflegung Ärt und Koſten der, ſ. Ge— 
fängniſſe, Koſten. 
Verpflichtung dev Behörden. 71. 
— der Zeugen. 113, 114, 115. 
Verrechnung der Koften. 351. 
VBerfänmung der Friften. 5, 217. 
Verſammlungen der Richter. 17—20. 
Verſchärfnugen der Strafe. 286,305, 31IL 
— des Urteils, f. Wbänderung. 
Verſchlagenheit des Beihuldigten. 177. 
Verfchwägerte des Beichuldigten, beren 
Rechte. 113, 133, 183, 239, 372, 
VBerfhwiegenheit, geiftliche. 112 a. 
— ber Gerichtszeugen. 68. 
Verſetzung in den Anklageftand. IV, Vf. 
Anklagebeſchluß. 
Berfiherung au Eidesſtatt. 131. 
Verſprechen der auf freien Fuß Geftellten. 
162. 
Berjprehungen, verbotene. 177, 266, 
VBerftändigung von Entjeheidungen. 65, 201, 
212, 217, 218, 302. 
Berftändnif der Zeugen, 269 a, 271c. - 
Berfteden, |. Berbergen. 


138, 


Berfteigerung, |. Veräußerung. 


534 Berft— Ver; 


Berftellung des Beihuldigten. 182. 
Verſuche der That. 138 Abi. 6. 
Bertagung der Schlußverhandlung. 221,230, 

285, 245, 248. 

— — Folgen des unterlaffenen Anſuchens 
um. 232, 395. 

Bertheidiger, Beftellung, Rechte und Pflich- 
ten ber. 52, 53, 58, 113, 133, 168, 


183, 203, 213, 215, 216, 217, 219, 
220, 221, 223, 228—255, 292 c, 315, 
387, 391, 407, 408, 
— Gebühren ber. 322 d, 345—350. 
Bertheidigerlifte. 214, 


Bertheidigung des Beichuldigten. 3, 183, 
190, 201, 213, 214, 419, 

— — Koften ber. 341. 

Bertilgung der Spuren. 138 Abſ. 

Vertrag, ungiltiger. 139 D 8, 346. 

Bertrauensperfonen, Beiziehung von. 223, 
224, 408, 

Vertreter, |. Bevollmädtigter, Ber- 
theibiger. 

Berurteilung, Anzeige von ber. 321. 

Verwahrung, gerichtliche. 102, 107, 108. 

— vorläufige, des Beichulbigten. 152, 153, 
154, 158, 160,163. 

Berwaltungsbenmte, höhere. 223. 

Berwaltungäbehörden, Ausweije ber. 360. 

Verwandlung, j. Abänderung. 

Berwandte bes Beſchuldigten, deren Nechte. 
113, 133, 166, 183, 239, 300, 301,323, 
363, 372, 387, 418. 

Berwandtichaft mit dem Beichuldigten. 52, 
53, 55, 58. 

— mit verbächtigen Perfonen. 143. 

Berweigerung ber Antwort. 182, 

Verweis gegen Vertreter. 245, 

Verweifungserfenntuiß, früheres. IV. V. 

Verwirrung in Reben. 148. 


Berzeihnig der abgenommenen Sachen. 


160 6. 

— ber Zeugen. 217. 

Berzihtleiftung auf Die Ausfage. 113. 

— auf die Berufung. 203, 211, 302, 

— auf ben Erjak. 352, 

Verzögerungen, Befeitigung von. 15. b, 27, 
30 f, 63, 64, 177, 187, 225, 408. 


Berg— Dorf 


Berzug, Gefahr am, ſ. Gefahr. 

Bifitation ber Gefängniffe. 171. 

Vollsſchullehrer, ſ. Schullehrer. 

Bollſtreckung der Strafurteile. 318-—329, 
393, 413, 429, 

— ber Freifprehungsurteile. 317. 

Bollzichung, ſ. Bollftredung. 

Borakten, Vorlage ber. 293, 

Vorausſetzungen, ungejeliche. 260. 

Borbereitung zur Flucht. 169. 

— zur Schlufverhandlung. 219. 

— zur That. 268, 

— zum Tobe. 323, 413. 

— zum Stanbredt. 402. 

Borerhebungen, Vornahme von. 120, 419, 
420, 

Borforderung, ſ. Borlabung. 

Vorfragen, civilrechtliche, 4 

Vorführung der Zeugen. 118, 230. 

— bes Beihhuldigten. 150, 151, 153, 379, 
424, 

— Koſten ber. 332, 333. 

Borführungäbefehl, Bedingungen eines. 
118, 150, 151, 230, 378, 424, 

Borgefehte, Anzeige an. 59, 117, 121, 158, 
217, 321, 330. 

Borkehrungen, zu treffende. 30 f, 46, 105, 
195, 

BVBorladungen, VBorihriften über deren Er— 
laffung. 25, 39, 117, 118, 120, 121, 
148, 149, 219, 220, 242, 352, 378, 
387, 389, 395, 419—425. 

— Koſten der. 332, 333, 334, 337. 

Borlage von Urteilen. 293, 294, 306, 307, 
308, 310, 313, 392, 427. 

Borleben, übelberüchtigtes. 142. 

Borlefung von Akten. 120, 130, 177, 185, 
225, 230, 241, 248, 257, 269 g, 375, 
420. 

Bormundihaft, Folgen diefes Verhältniſſes. 
52, 58, 113, 133, 183, 239, 300, 301, 
363, 387, 418. 

Borname, Fragen um ben. 125, 174, 232, 

— Bemerkung bes. 170, 200, 292, 386. 

Borrufung, ſ. Vorladung, Ebilt. 

Borfat, böfer, Aeuferung des. 138 Abf. 4. 

— — Erhebung undBeweis des. 66, 268, 284. 


Ber Weig 
Vorſchuß der KRoften. 332. 


Borf—WBoh 
Borfpiegelungen, verbotene. 97. 
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Borfihtömaßregeln bei Verhaftungen. 159. | Vortheil des Angeflagten, Abänderung des 


Vorſitz, Ausſchließung von dem. 53. 


Urteils zum. 202, 369. 


Vorfigender, Recht und Pflichten des. 17) Vortrag, |. Referat. 
— 22, 213—257, 291, 292, 401, 408. | VBorunterfuhung, Borihriften über die, 66 


Borfpann, Beiftellung und Mautbfreiheit der, 
331, 340. 


— 133. 
— Beſchlüſſe über die. 192— 201, 


+ 


Waaren, undeutliche Bezeichnung von. 139 | Weigerung eine Antwortzu geben. 182, 234. 


D 4,5. 
— Berfall von. 286, 305, 311, 329. 


Weinen bes Beichulbigten. 143. 
Weifungen, höhere. 14, 30 h, 32 a. 


Wadhebegleitung, Koften ber. 332 b, 333. | Weitlänfigfeit, Vermeidung von. 175, 217, 


Wade, Tödtungen durch eine. 93, 

— Begleitung ber. 228, 323, 424. 
Wachkörper, Mitgliever eines. 121. 
Wäſche, Reinigung der. 332, 


253, 408. 

Werkzenge zur Ausübung ber That. 92, 98, 
101, 102, 138 Abſ. 1, 160 e. 

Werth, Veräußerung unter dem. 139 C 2. 


Waffen, bedenklicher Befit von. 138 A65.5, | Wibderlegung von Ausjagen. 241. 


139 A 2, 151 b. 

— Abnahme der. 160 ce. 

— Berfall von. 329. 

— lebertretungen in Bezug auf L 9. 

Wagen zur Hinrichtung. 328, 

Wahl der Sachverftändigen. 79. 

— eines Geiftlichen. 166. 

— bes Bertbeibdigers, 213, 245. 

Wahlältern, Wahllinder, j. Adoption. 

Wahnſinn, verftellter. 182. 

Wahrheit, Ermittlung der. 112, 144, 174, 
179, 225, 233, 

Wahrheitderinnerung an die Zeugen. 229, 

Wahrnehmung des Staatsanwalts. 30 g. 

— bes Richters. 260. 

— der Zeugen. 269 c, 

Wahrnehmungsvermögen, Schwäche bes. 
132 e. 

Wahrſcheinlichleit bei Verdachtsgründen. 
137. 

— bei Ausfagen. 269 c., 

Walzwerls Arbeiter. 117, 158, 321. 

Warnung der Zeugen. 122, 127, 131. 

Weglegung eines Kindes, Verdachtsgründe 
bei. 189 B. 

Wegmanth, Befreiung von der, in Straf- 
fachen. 331. 

Wegräumen des Strafgerliftes. 323. 


Widerruf des Geftändniffes. 177, 203, 235, 
267. 

Widerſetzlichkeit, Folgen einer. 159, 226. 

Widerfprüche in den Ausfagen. 85, 126, 
142, 175, 177, 239, 269 f. 

Wiederaufnahme des Verfahrens, Borfchrif- 
ten darüber, VIII, IX, X, 342, 365 — 
376, 432, 

Wiedereinſetzung in den vorigen Stand. 371. 

Wieberherftellung der Ordnung, Koſten ber. 
360. 

Wiederholung der Umfrage. 22. 

— von Amtshandlungen. 51, 85, 102, 

— ber That. 146. 

— von Fragen. 178. 

— von Ausfagen. 241, 266, 271. 

— Bermeidung unnüter. 253, 

Wieberholungsfälle, Beweis der. 270 Abſ. 4 

Wirkſamleit der Str. Pr. Odg. I, VI, XI. 

Wochenlohn, j. Taglohn. 

Wohnort, Fragen um den. 125, 174, 282. 

— damit verfnüpfte Pflichten. 214, 386. 

Wohnſitz des Beſchuldigten, Gerichtsftand 
nad) dent, 44, 46. 

— orbentlicher, Anzeige an das Eivilgericht. 
158, 


— Bernehmung im, wegen Uebertretungen. 
425, 


Weigerung, eine Ausfage oder einen Eid Wohnung, Vernehmung in der. 114, 115. 


abzulegen. 118, 119, 121, 183. 


— Bewachung in ber. 424. 


536 Buh— Bin 


Wucher, Berdachtsgründe beim. 139 D. 
— GErfenntniffe beim. 361. 


Zahl der Richter. 17—20. 

— ber Bertheidiger. 213. 

— der Bertrauensperfonen. 222, 

Zahlen, Bezeichnung mit. 102, 170, 184. 

hecca, direzione della. 99. 

Zchrungsgelder, j. Gebühren. 

Zeichen der Entweichung. 169. 

— des Beifalls. 226. 

— zweibentige. 264 a. 

Zeichenſprache, Gebraud der. 124. 

Zeitungen, ſ. Blätter, öffentliche, 

Zerftörung von Gegenftänden. 329. 

— beträchtliche, fremden Eigenthums, Stand» 
recht wegen. 397. 

Zeuge, Eigenfchaft eines, als Ausſchließungs— 
grund. 53 a, 58. 

Zeugen, Borladung, Vernehmung, Beeidis 
gung und Beftrafung der ausbleibenden. 
80, 83, 112—133, 138 Abſ. 5, 139 D3, 
140, 144, 151 e, 156 b, 177, 182, 183, 
188, 200, 213—257, 375, 404, 405, 
412, 419, 420, 422, 

— Beweis durd. 261, 269, 270, 271, 277, 
282, 

— Gebühren der. 332, 334, 

Zengenansfage, ſ. Zeuge. 

Zengeneid, j. Beeidigung. 

Zengenlifte, Inhalt der. 218, 219. 

Zengenzimmer, 236. 

Zengniß, Befreiung davon. 113, 

— Berweigerung eines. 119. 

— faliches. 132 e. 

— Bedenklichkeiten dagegen. 260, 

— Beweis durd). 261, 273—277, 426. 

— der Strafanftalt. 330. 

Zinjen, undeutliche Angabe der. 139 DL 

Zittern des Beichuldigten. 143. 

Zollbeamte. 117, 158, 321. 

Zollfreiheit in Straffachen. 331. 

Züdtigung, körperliche, Vollzug der. 325. 

Zindftoff, Erhebung des. 100. 


Wür— Zwi 


Würden, Berluft von. 320, 321. 
Wundarzt, j. Aerzte. 


Zuhörer bei Schlußverhaudlungen. 223, 224, 

Zumame, gilt dasjelbe wie bei Bornamte. 

Zurehnungsfähigkeit, Erhebung der. 76, 25. 

Zurückſtellung entzogener Sachen. 253—361. 

Zuridziehen zur Berathung. 256. 

Zufammenhang der Beweife. 260, 

Bufammenfünfte, geheime. 139 AL 

Zufammenrottungen, Warnung vor. 399. 

Zuſammenſetzung der Gerichte. 17, 401, 417. 

Zuſammentreffen ftrafbarer Handlungen. 40, 
41, 42. 

— von Berdadhtsgriinden. 142, 

— von Umftänden und Beweismitteln. 261, 
270, 278--282, 

Zuſicherung des freien Geleites. 384. 

— der Straflofigfeit. 390. 

Buftändigfeit in Straffachen, Borfehriften dar- 
itber. IL, 16,23, 38—51, 401, 417,418. 

Zuftand der Strafanftalten. 30 i, 32 e. 

Zuftellung dev Erfenntniffe, Borladungen 
u. f. w. 105, 108, 114, 117, 120, 121, 
148, 157, 201, 212, 292. 

— Gebiihren dafür. 332, 339. 

Zutritt zu einem zum Tode Berurteilten. 323. 

— zu Verhafteten, ſ. Gefängniſſe. 

Zuvorlommen, Gerichtsſtand durch. 39, 41, 

Zuzählung, widerjprochene. 139 D 2. 

Zwangsmaßregeln gegen Zeugen und Sach— 
verftändige. 96, 118, 119. 

— zur Erlangung eines Geftändniffes. 177. 

Zwed des Unterfuchungsverfahrens. 60. 

— der TIhatbeftandserhebung. 66. 

— ber Bernfung. 299. 

Zweifel des Richters üder die Herftellung 
des Beweifes. 260. 

Zwiſchenfragen, Entiheidung von. 53, 227. 

Zwiſchenräume im Strafvollzug. 322. 

Zwifchenzeit, Einrechnung der während des 
Berufungszuges verfloffenen, in bie 
Strafe. 313. 
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